


NA DUNNURAN 1 —M— 


— 
A,” 
5 
f we 


aM RAIN Anm II SINKT —0 INRINANNN INT 


J | 
ie,’ ‚wu a, * 
—⏑—⏑— II TE Ill ‚N SELAIETTLIELLLELELE NL IUIEN Hl | } ii , NHRT TIER: Hg lan 

i\ N) ill —9— Il N I) Hi IN IN! —— 
hl ALLITTTITIE N } DILISE — —V⏑⏑ — — 9 u Air u Skin 


TE ALTE EREEDENSUNRTER EROBERTE TE a ——3— 


TRATTERE A| — 


Zur 














) 
, 
[| 
° 
» 
| 
) . 
” 
X *  Digitized by Google 
Me . 9 8 


A er | en 1 (ini en | mm, (en 


Digitized by Google 


Die Schweiz 


in ihren 


KHampfen und Umgeitaltungen 
von 1830 bis 1850. 


2, 


Geſchichtlich dargeſtellt 
durch 


3. Baumgartner, 
Mitglied des Großen Nathes und Alt-Randammann von St. Gallen. 


Bierter Band, 


Zürich, 
Druck und Verlag von Friedrich Schultheß. 
1866. 


En nn 


— — — — 


Digitized by Google 


Sechstes Bud. 


Bom Ausbruch des Bürgerfrieges bis nad) Aufhebung des Bundes- 
vertrages don 1815 und zur Annahme der Bundesverfaffung von 
1848. (Herbft 1847 bis gegen das Ende von 1848.) 


Erſter Abfchnitt. 


Die öffentlihe Stimmung. Der Exekutionsbeſchluß der Tagſatzung. Die Mari- 

fefte. Stärke und Aufftellung beider Heere. Dufour’s bedächtiger Kriegsplan. 

Der Kriegsrath der Sonderbundskantone; ihre Defenfive. Die beiden Heer: 

führer. Die Sonderbundstruppen auf dem St. Gotthard. Freiburg Fapitulirt. 

Marich der Zagfagungstruppen gegen Zug und Luzern. Expeditionen ded Sons 

derbundes in die Kantone Aargau und Teffin. Kapitulation von Zug. Kampf 
vor Giſikon. Einnahme Luzern's und Befeßung der übrigen Sonderbunds- 
fantone. Ende ded Krieges. (Dftober und November 1847.) 


Im Augenblide der Trennung der Stellvertreter der beiden 
Hauptparteien, in welche die Eidgenoffenfchaft feit länger her ge: 
fpalten, lag das Borgefühl bevorftehenden ſchweren Unglüdes 
gleih einem Alp auf Jedermanns Bruft. Lefe, vergegenmärtige 
man fich jene gewaltigen Nedeftüde, mit denen die Angreifer wie 
die Angegriffenen, letztere mit befonders glüdlichem Aufwand einer 
auf tiefe innere Meberzeugung gegründeten Eloquenz, ihre poli- 
tifhe Stellung vor dem In⸗ und Auslande, vor Mit- und Nach⸗ 
welt zu rechtfertigen und zu verantworten bemüht waren: und 
man wird die Ueberzeugung gewinnen, daß es mit dem Sriege, 
mit dem Bürgerfriege, bitterer Ernft war, und daß der Krieg, in 
gewiffer Beziehung, fich den früheren Religionsfriegen in gleicher 
Eigenfhaft anfhloß. In beiden politifchen Lagern herrfchte deßhalb 
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eine unverfennbare Beflürgung vor der Lage, die man fich gegen- 
feitig geihaffen; die Ahnung einer in ihren innern füderalen wie 
äußern internationalen Kolgen unermeßbaren Kataftrophe waltete 
vor; redliche Gemüther, zumal in den höhern Kreifen der Ge— 
fellfchaft, waren namentlich beforgt um den freien Beftand der 
Eidgenofjenfhaft, fürchteten unheilbare innere Zerrüttung im Ges 
folge der bereits eingeleiteten Kriegsoperationen. Allgemein fah 
man die Eriftenz von Zaujenden im Volke bedroht, viele Magi- 
firate insbefondere in Folge der großgezogenen Aufregung und 
Erbitterung in ihrem Leben und Eigenthum gefährdet; Befürd- 
tungen von dem, was die Rache in Zeiten heftigen Bürgerfrie- 
ges Gräßliches vermöge, gehörten nicht zu den müßigen Eıfin- 
dungen. Dieß war die Stimmung im Umfange der ganzen Eid- 
genoffenfchaft in den legten Dftobertagen ded Jahres 1847. Jetzt, 
nah Jahrzehnten, ift es fchwer, wenn nicht unmöglich, fih in 
diefelbe zurückzuverfegen; der Verlauf der Kriegäbegebenheiten war 
ein weſentlich verfchiedener von dem, welchen man feitend beider 
Parteien fich vorgeftellt hatte; wenige Wochen reichten hin, um 
dad brüderliche Band, welches ein letzter Verſuch für Aufrecht- 
haltung der Legalität nach der firengen Auslegung ded Bundes— 
vertrageds vom Jahr 1815 um die VII Kantone gefchlungen 
hatte, ein Verſuch, dem die lebhafteften Sympathien ihrer polis 
tifchen Gefinnungsgenofjen fo wie die ängftlihe Aufmerkjamfeit 
der Fonfervativen Autoritäten im übrigen Guropa zugemwendet 
waren, ohne erhebliches Blutvergießen aufzulöfen; der beforgte 
längere, allgemeine und hartnädige Bürgerkrieg nahm bald die 
Geftalt eines Exekutionsmarſches von einem Obern gegen Unter- 
gebene an; unverhoffte Erfolge fürzten ihn ab; eine politifche 
Reaktion in den VII Kantonen, unter militärifhem Schuß her 
beigeführt, folgte der Erefution auf dem Buße, und nad meitern 
wenigen Monaten war ein neues politifhes Staatögebäude für 
die Schweiz aufgeführt, das formell ald Mittelglied zwifchen der 
Zerfahrenheit abgenugter, darum unhaltbar gewordener Staaten- 
bündelei und eines unvolfsthümlichen Einheitsftaates fi dar- 
ſtellte, thatfächlich aber der unerichöpfliche Born einer verhäng- 
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nißvollen Zentralität wurde. So kam es, daß man bald wieder 
freier aufathmete und höchſtens nur noch die beſcheidenen Klagen 
der Ueberwundenen anzuhören hatte. Allein dieſes unerwarteten 
Ausganges ungeachtet, war jene Lage und Stimmung bei Aus— 
bruch des Krieges, wie wir fie oben gefchildert, nicht weniger 
eine traurige Wahrheit. Wir müffen und daher bei Befchreibung 
der Tagesbegebenheiten ganz in diefelbe zurückverfegen. 

Die in Bern zurüdgebliebene Mehrheit der Standesgefandt- 
ſchaften feste am 29. Dftober, nach dem Austritt der Gefandten 
der VII Stände, in gedrüdter Haltung ihre Berathungen ala 
Tagfagung noch Furze Zeit fort, nachdem fie bei Beginn der 
Sigung von ihrem Präfidenten Ochfenbein vernommen, daß er 
für Mitbeforgung der Kanzleiarbeiten den proteftantifchen Pfarrer 
Weyermann, der den Freifchaarenzug unter dem genannten Och— 
fenbein mitgemacht, zugezogen habe. Unpaffend war dieß eben 
nicht, denn im Grunde hatte diefe Tagfakung das feiner Zeit in 
Fallimentszuftand gerathene Treifchaarengefhäft übernominen, 
welches unter gewichtigerer Firma und unter gefälligerer Form 
die Niederlage am Trient und an’ der Emme zu rächen hatte. 
Zu folhem Zweck und um die inneren Blößen der übernomme- 
nen Aufgabe zu deden, nahm die Ständemehrheit, wie wir ſchon 
im vorigen Bande gefehen, den Mantel der formellen Legalität 
für fih in Anſpruch. In erwähnter Sigung traf die Tagſatzung 
noch einige Ernennungen für den eidgenöffifchen Generalftab, ver- 
nahm ein Schreiben des Standes Neuenburg gegen das Aufge- 
bot der dortigen Truppen und befchloß nachträglich die Bereit— 
haltung der gefammten NReferve-Milizen in den Kantonen der 
Mehrheit. Am 30. Dftober abermalige Berfammlung: jenes 
fchriftlich eingelegte Begehren der Regierung von Neuenburg, fie 
von der Bollziehung des an fie ergangenen Befehld, auch ihre 
Truppen unter das eidgenöffifhe Kommando zu ftellen, zu ent- 
binden, wurde erwogen und abgemiefen. Am 4. November end- 
lich fehritt die Tagſatzung zur Faſſung des Vollziehungsbefchluffes- 
Gr wurde in feierlicher Sprache vom Berichterftatter der befannten 
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Siebener-Borberathungstommiffion * eingeleitet mittelft ausführ- 
licher Erinnerung an die neueren Vorgänge, melde die nun- 
mehrige Berwidelung herbeigeführt haben, namentlich an das vers 
legende Manifeft der Sonderbundsftände, vom 29. Oftober. 
Neuenburg und Bafelftadt widerſprachen allein, doch fruchtlos. 
Die Tagfagung befchloß die Ausführung der bereits am 20. Juli 
verfügten Auflöfung des Sonderbundes mittelft Anwendung der 
bewaffneten Maht und beauftragte den Oberbefehlähaber „der 
eidgenöffifchen Truppen“ mit der Vollziehung, unter Anzeige an 
fämmtlihe Kantonsregierungen. Zur Begründung mar das oft 
vernommene Sündenregifter der unglüdlichen VII Kantone vor: 
angeftellt: daß fie nämlich jenem Befchluß die Anerfennung ver 
fagt, vor⸗ und nachher außerordentliche militärifche Rüftungen ge— 
troffen, Feldbefeftigungen aufgeworfen, Waffen und Munition aus 
dem Ausland bezogen, einem zweiten Beſchluß vom 11. Auguft, 
der den Landfrieden gebot, fich miderfegt haben, daß fie den Re— 
präfentanten der Tagfakung den Zutritt vor den Großen Näthen 
und den Landsgemeinden verfagt, die Veröffentlichung ihrer Pro- 
flamationen, in Quzern unter Strafandrohung verboten, dann die 
Bermittlungsvorfchläge abgelehnt, Tagfagung und Bundesftadt 
verlaffen und durch ſolchen Akt in Verbindung mit den militäris 
[hen Rüftungen fi) gegenüber der Eidgenoffenfhaft in offenen 
Krieg verfegt haben. Für die Berechtigung zum Kriegszug fußte 
fih endlih die Tagfagung auf ihre Pflicht, den eigenen Beſchlüſ— 
jen Nachachtung zu verfchaffen und dem „die innere und äußere 
Sicherheit der Eidgenoffenfhaft bedrohenden Zuftand entgegen- 
zutreten.“ Gleichzeitig ward eine Erflärung an das Schweizer 
volf und ein Aufruf an das Heer erlaffen (4. November), aus⸗ 
führlihe-Ausarbeitungen, zu denen die erften Tage diefed Monate 
verwendet worden. Das erfte diefer Aftenftüde ift eine Staats— 
fchrift, die in ihrem einen Theil bis auf die Klofterfrage zurüds 
fehrt und den Ständen der Oppofition den Vorwurf macht, daß 
fie ungeachtet der vermittelnden Erledigung derfelben im Grunde 
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ſchon Ende 1843 den Sonderbund geſtiftet; dann erinnert, daß 
aller Mahnungen ungeachtet die Jeſuiten in den vorörtlichen Kan— 
ton berufen, die Urheber der ſpätern Ereigniſſe (des erſten Frei— 
ſchaarenzuges) mit maßloſer Strenge verfolgt, dadurch dem zwei— 
ten Freiſchaarenzuge gerufen worden. Die Deklaration führt im 
Fernern in's Gedächtniß zurück, wie die Tagſatzung den Land— 
frieden wiederhergeſtellt, die Einfälle der Freiſchaaren „entſchie— 
den“ * mißbilliget und alle von den Sonderbundäftänden ver: 
langte Garantien gegen wiederholte Ueberfälle gegeben habe; fie 
behauptet, daß deffen ungeachtet „der Sonderbund® fortwährend 
jene Angriffe ald Dedmantel feiner Exiſtenz, feiner politifchen 
Berechtigung und feiner immer fchrofferen Ausprägung benupt 
babe, bi8 am 20. Mai 1847 die Maske gefallen und die offene 
Erklärung erfolgt, daß der Sonderbund zum Widerftand gegen 
alle Zagfagungsbefchlüffe beftimmt fei, melche derjelbe nicht als 
rechtmäßig anerfenne. „Inzwiſchen hatte der Jeſuitenorden es nicht 
verihmäht, über den Leichen der Gefallenen und auf die Gefahr 
der tiefften Zerfplitterung unfered Vaterlandes in den Vorort Lu— 
zern einzuziehen.“ Dann folgten abermalige Klagen über die Rü- 
ungen der angefeindeten Kantone. Wir übergehen, was zur Be- 
weisführung für die formelle Berechtigung der Tagſatzung gefagt 
wurde, mamentlich für ihre Allmacht zur Enticheidung jeglichen 
Streited über die Kompetenzen der Tagſatzung mittelft einfacher 
Stimmenmehrheit, befanntlih eine Allmacht und eine Befugnig, 
welche namentlich in wichtigen Fragen zwei der mächtigften Kans 
tone, Bern und Waadt, von jeher beftritten, wohl auch verlacht 
hatten, wann oder weil ihr Intereſſe oder auch bloß ihre poli- 
tifche Eigenliebe es zu erheifchen fehien. Gegen das Ende jener 
Erklärung der Tagfagung ift gefagt: „Der Kampf, welchen die 
Eigenofjenichaft gegen aufrührerifche Bundesglieder zu führen hat, 
iſt fein Kampf von zwölf gegen fieben Kantone, feine Unter: 
drüdung der Minderheit dur die Mehrheit, fein Krieg gegen 


* Liehlingsausdrud Kern's, fo oft er Zweideutiges, oder vielleicht „ent- 
ſchieden“ Unwahres über die Rippen brachte oder dem Papier überantwortete. 
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harmloſe Bundeöbrüder. Nein, es ift ein Kampf der Eigenoffen- 
fhaft und der rechtmäßigen Gewalten derfelben gegen die Partei, 
welche den Sonderbund gefliftet, großgezogen und mie eine 
Natter an das Herz der Eidgenoffenfchaft gelegt hat, auf daß fie 
dasfelbe vergifte. Nicht harmlofe Völker haben dieſes gethan; es 
ift diefelbe Parlei, welche deren Unwiſſenheit unter demofratifchen 
Formen pflegt und unter dem Aushängeihild der Religion zu 
jelbftfüchtigen Zwecken ausbeutet, diefelbe Partei, welche fchon im 
Sabre 1813 fremden Armeen die Pforten eröffnete, * welche den 
freifinnigen und in feiner Weife bundeswidrigen Berfaffungen 
vom Jahr 1831 die Garantie verweigerte, welche mit unermüd⸗ 
lihen Umtrieben an der Reaktion arbeitet, welche den Jura und 
andere Theile der Schweiz agitirte, im Aargau eine ultramontane 
Empörung erzeugte und nach Wallis, Freiburg, Schwyz und Lu- 
zern die Sejuiten berief, deren Bundeögenoffe und Werkzeug fie 
iſt.“ Man fieht, daß diefe Schrift je mehr und mehr in den Ton 
eines leidenſchaftlichen Zeitungsartifeld audartete, und daB abge- 
ſehen von den politifchen Grundfägen, welche die Urfantone mit 
ihren zunächſt Befreundeten befolgten, ihnen Heuchelei und ander» 
weitige Schlechtigfeit vorgeworfen wurde, der fchwachfinnigen und 
bodeniofen Aeußerung nicht zu gedenken, daß die Partei „Bun: 
deögenofje und Werkzeug der Jefuiten“ fei. Im gleichen Sinn 
ift die Proflamation an das Heer gefchrieben, doch mit mehr 
Geift und jener kecken Frifche, die dem Berfafjer, Drucy, eigen 
war. Wir lefen in derfelben: „Die Feinde des Baterlandes fu- 
chen den Glauben zu verbreiten, man habe Euch in's Feld ge- 
rufen, um die Souveränetät der Kantone ded Sonderbundes zu 
vernichten, um ihre politifchen und religiöfen Freiheiten zu zer- 
ftören, um fie zu beugen unter dad Joch tyrannifcher Mehrhei- 
ten; Euere Aufgabe fei es, die Bundeseinrihtungen umzuftürzen, 
eine Einheitöregierung zu gründen, ja die Grundlagen der ge 
ſellſchaftlichen Ordnung felbft zu untergraben. Gehäffige Berleum: 


* Darüber, wer im Jahr 1798 die Schweiz den Franzofen überlieferte, 
wird Müglich gefchwiegen. 
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dungen find dieß. Ihr ſeid berufen, dem Burdesvertrage, der die 
Berfaffung der Schweiz ift, Achtung zu verfhaffen . . . 5; 
und weiter: „Euere Aufgabe wird fein, jenen Unruhen ein Ende 
zu machen, welche man in der Abficht erregt hat, um die durch 
unfere Väter erworbenen und in den Berfaffungen der fchmweizeri« 
[hen Kantone niedergelegten Grundfäge der Freiheit, der Gleich- 
beit vor dem Geſetze, und der Gerechtigkeit zu unterdrüden oder 
zu verfälfchen, und zum Schluß das fromme Gebet: „Der Gott 
der Heerfchaaren wache über Euch, Er flärfe Euere Herzen, er 
leuchte Eueren Geift, ſtähle Eueren Körper und fiehe Euch im 
Kampfe beil Gott erhalte dad Vaterland und fegne unfere 
Sache!«“ Diefer Schluß paßte für beide friegführenden Theile. 
Wichtiger ald diefe Papiere waren die Soldaten. 50,000 Mann 
waren bereits in Folge Beſchluſſes vom 24. Dftober aufgeboten, 
in Wirklichfeit wurden ed 52,315 Mann, dazu die Referve mit 
ungefähr 30,000 Mann, in einzelnen Kantonen auch Landwehr. 
Das Marimum des aufgeftellten Tagſatzungsheeres betrug 98,861 
Mann mit 172 Gefhüsen (16. November). Bon den legten Ta- 
gen Dftoberd an wurde die äußere Schweiz zum weiten Heer- 
lager. Die Thätigkeit der Militärbehörden war eine entfprechende 
und rühmliche. Mit Ausnahme eines Theild der Fatholifhen Mi- 
ligen fanden die Aufgebote feine Hinderniffe. Die Stimmung der 
Mannfhaft war den Forderungen der Difziplin angemefjen, je 
doch ernft. Viele glaubten und beforgten (und fie waren zu die 
fer Anficht berechtiget), daß es heiße, blutige Kämpfe abfegen 
werde. Dufour ftellte zunächſt das Exekutionsheer in ſechs Divi- 
fionen auf, die erfte (unter Oberft Rilliet) auf der äußerften Rech— 
ten von Iferten über Bivis bis Laufanne; die zweite (Burf- 
bardt) zmifchen der Aare und der Emme, mit dem Hauptquartier 
in Bern; die dritte (unter Donats) zwifchen der Emme und der 
Wigger (Hauptquartier Solothurn); die vierte (unter Ziegler) 
zwifchen Wigger und Neuß, Hauptquartier Aarau; die fünfte 
(unter Gmür), von der Reuß bie rückwärts nah Winterthur und 
hinauf nah Rapperſchwyl, mit dem Hauptquartier Zürich; die 
jechöte Divifion, unter Luvini, follte die Kantone Teffin und 
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Graubünden beſetzen und hatte das Hauptquartier in Bellinzona. 
Von dieſen Linien aus ſollte, ſo lag es im Plane des Oberbe⸗ 
fehlshabers, in konzentrirtem Marſch zunächſt das ganz verein— 
zelte Freiburg genommen, dann Luzern mit den Urkantonen und 
Zug umzingelt und angegriffen, weiter Wallis beſetzt und über- 
wunden, endlich und während obiger Kriegsoperationen die füd- 
öftliche Schweiz, die Thäler Graubündend und Teffind, gegen 
einen Einfall der Sonderbundätruppen fichergeftellt werden. Außer 
den genannten Sinfanterie-Divifionen waren noch drei Artillerie 
und eben jo viele Kavalleriebrigaden aufgeftellt. 

Bevor wir übergehen zu den friegerifchen Anordnungen ber 
vu Stände haben wir noch in Kürze ihrer aftenmäßigen Redht- 
fertigung zu erwähnen. Die erfte derfelben war die unmittelbar 
vor dem Austritt aus der Tagfakung an das Protokoll gegebene 
Erklärung. In diefer führen fie an: daß eine der Würde und 
den Rechten der eidgenöffifhen Stände angemeffene Berathung 
in der Tagfagung nicht mehr beftehe, die XII Gefandtfchaften 
der Mehrheitöfantone in geheimen Konferenzen befchließen, was 
man nachher zum Tagfahungsbefchluß erheben wolle, die Be— 
rathung in der Tagſatzung zu einem bedeutungdlofen Spiel her- 
abgefunfen fei. Seien die Formen übrigens auch fränfend, fo 
finden fie fih gleichwohl nur durch den Inhalt der Befchlüffe zu 
dem angefündigten Schritte veranlaßt. Der Befchluß zur Trup⸗ 
penaushebung von 50,000 Dann (24. Dftober) habe eine an- 
dere Beflimmung, ald der Wortlaut befage: Handhabung der 
Drdnung, Herftellung derfelben und die Wahrnehmung der Rechte 
des Bundes. Unordnungen beftehen feine in den Kantonen; es 
herrfche im Ganzen Ordnung und Gefeplichkeit; zur Herftellung 
diefer bedürfe es alfo nicht 50,000 Mann. Es handle ſich viels 
mehr um die Befriegung der VII Kantone; wenn nit, „wozu 
denn die Aufftellung von Armeedivifionen in Waadt, in Bern, 
in Solothurn, Aargau, Zürich, Teffin? Das aufgebotene Trup⸗ 
penkorps ift eine gegen die VII Kantone in’d Feld gerufene feind- 
liche Armee. Der Oberfommandant hat bereit# Auftrag, mit der: 
felben zu handeln; der Kriegsbeſchluß ift alfo gefaßt, und jeder 
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Augenblid Tann und den Ausbruch des fluhmwürdigen Bürger: 
frieges verfünden. Wir müffen daher fcheiden, da Diejenigen, 
welche geſchworen, im Glüf und Unglüd ald Brüder und Eid- 
genoffen mit und zu leben, dad Schwert gegen und gezogen ha- 
ben.“ Folgte noch eine kurze Erinnerung an die befriedigenden 
Anerbietungen, welche fie bei den legten Bermittlungsfonferenzen 
gemacht. Das zweite jener Aftenftüde ift dad ebenfalls vom 29. 
Dftober datirte Manifefl. In demfelben wird zunächſt die von 
den Sonderbundsfantonen feit dem Streit über die Klofterfrage 
geltend gemachte Rechtsanfiht über Bedeutung und Tragweite 
ded Bundesvertraged, indbefondere über den Umfang der kanto— 
nalen Souveränetät in fcharfer Logik auseinandergefebt, dann bei- 
gefügt: „ein ungerechteres Machtgebot, ald das einer Mehrheit 
von zwölf Ständen, eine Bereinigung einer Minderheit von 
Ständen zu Bertheidigung ihres Gebieted und ihrer Souveräne- 
tät mit Waffengewalt, durch Bürgerkrieg auflöfen zu wollen, giebt 
es feines, kann ein ungerechtered nicht geben. Ein ſolches Macht: 
gebot will fogar das Recht der Selbiterhaltung und Nothwehr, 
welches jedem Menfhen, ja fogar dem Sklaven zufteht, gleichbe- 
rechtigten fouveränen Ständen rauben! Diefes Machtgebot will 
in der freien Eidgenoſſenſchaft die Deipotie einer alle einzelnen 
Souveränetäten verfhlingenden Mehrheit einführen und mit Waf- 
fengewalt, mit den Schreden und Gräueln ded Bürgerfrieges 
durchfegen.“ Das Manifeft ergeht ſich fodann in der ganzen 
Reihenfolge der nach der Minderheitsanficht durch die Mehrheit 
verübten Rechtöverlegungen, vom Klofterftreit hinweg bis zu dem 
Beihluß vom 20, Suli 1847, und nennt indbefondere als deren 
ſchwerſte den Eingriff in das der Souveränetät inwohnende Recht 
der Kantone, die Lehrer und Seelforger nad eigenem Ermeffen 
zu wählen. „Eine fünfhundertundvierzigjährige Erfahrung erhärtet 
die Wahrheit diefed Satzes. Nur eine fchnöde Gemwaltthat kann 
darum Fatholifhen Ständen verbieten wollen, einen von der all: 
gemeinen Kirche anerkannten und gutgeheißenen Orden zu beru- 
fen und zu behalten und aus ihm Lehrer und Seelforger zu 
wählen.“ Und endlich heißt es in der Urkunde: „Ihr habt ung, 
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o Eidgenofien, wie wir Euch, feierlich gefchworen: „„im Glüd 
und Unglüd ald Brüder und Eidgenofjen miteinander zu leben“, 
Haben wir diefen Schwur nicht gehalten? Wann haben mir 
Euered Glückes und nicht gefreut, wann Euer Unglüd nicht ge- 
theilt? ließen wir Euch nicht ungehindert Eure Freiheit und Eure 
Rechte genießen? Eure Obrigfeiten aber beraubten mitten im 
tiefen Frieden durh Gewalt unfere Fatholifchen Inſtitute und 
hoben fie gar auf“...... „Ihr habt und, wie wir Euch, ges 
ſchworen, „„Alles zu leiften, was Pflicht und Ehre von treuen 
Bundeögenofjen fordert.“ Nennt und eine Bundespflicht, welche 
wir gegen Euch nicht erfüllt! Eure Obrigfeiten aber fegen ihre 
Machtgebote an die Stelle der Bundespflichten, fie unterftügen 
unfere Landesverräther, fie fchügen die Theilnehmer am Meuchel- 
morde, fie haben feinen Schuß für unfere harmlofen Mitbürger, 
fie fehneiden und den Verkehr ab, fie rauben unfer Eigenthum, 
fie umgamen unfere Grenzen, fie erflären uns in Euerem Na— 


men den Krieg “ ... . . Endlich: „Mit dem Bewußtfein des 
Rechts leiften wir Widerftand, mit dem Bemwußtfein des Unrechts 
greift Ihr und an.....“ Der Stoff ift meifterhaft durchgeführt. 


Daher jchnitt das Manifeft da und dort ein. Eine Berordnung 
der Regierung von St. Gallen (vom 1. November) nennt dass 
felbe in Betracht, daß es „die frechften, ärgſten Beichimpfungen 
und Berleumdungen® gegen die übrigen eidg. Stände und deren 
Obrigfeiten enthalte, ein „Libell®, befiehlt deſſen Befchlagnahme 
und verbietet den ganzen oder. theilweifen Nachdrud des Mani- 
feftes in öffentlichen Blättern ‘oder befondern Abdrüden. 

Der Tagſatzung gegenüber faß in Luzern der Kriegsrath der 
fieben Kantone: Schultheiß Siegwart, ald deſſen Präfident, 
Landammann Spichtig für Obwalden, Landeshauptmann Zelger 
für Nidwalden, Landammann Vinzenz Müller für Uri, Oberft- 
fientenant Müller für Schwyz, Landsfähndrich Andermatt für 
Zug. Später, ald Einzelne der Genannten als Dffiziere zu ihren 
Korps abzugeben hatten, traten für Uri Landammann Schmid, 
nachher Landammann Lauener, für Schwyz Landammann Hol- 
dener, für Zug Landammann Boffard, dann Hegglin, endlich der 
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greife Landammann Keifer einz von Freiburg Major Reynold, 
aus dem Wallis Oberſt Zenklufen. General v. Salid - Soglio 
wohnte mit berathender Stimme bei, eben fo, ausdrüdlich be- 
rufen, einigemal der Oberft Franz v. Elgger, der überaus thätige, 
intelligente und der übernommenen Aufgabe treu ergebene Chef 
des Generalſtabs. SHerrfchte Eintracht uud Unterordnung unter 
den Lenkern der Politif an der Tagfapung gleichwie im Haupt⸗ 
quartier ihred Oberbefehlshabers, jo war ein Gleiches von dem 
gegnerifchen Kriegsrathe nicht zu fagen. Zeigten ſich Holdener, 
Lauener und Spichtig, auch Schmid von Uri, charakterfeft und 
entjchlofjen, fo waren hinwieder andere Mitglieder von Schwäche 
oder Unentfchloffenheit nicht frei. Es fehlte die dem vorgeſteckten 
Ziel fih ganz hingebende Opferwilligfeit nnd Eintracht; und die 
Engherzigkeit, vornemlich durch die Sorge für den eigenen Kan— 
ton fundgegeben, gewann Spielraum; es gebrach zudem an jener 
Willenäfraft, welche dem Ernſt der Rede auch unter ungünftigen 
Umftänden die alle Hinderniffe vor fich niederwerfende That fol— 
gen läßt. Zwei große Maßnahmen, die vielleicht den Sieg des 
Wehr: oder Schugbundes der VII Kantone hätten herbeiführen 
fönnen, wurden nicht getroffen: Die Aufftellung der militärifchen 
Diktatur, und die Ergreifung einer rafchen, rechtzeitigen Offen- 
five. Beide wurden unterlaffen ; auch alsdann noch, als die größte 
Gefahr, der Uebermacht der Tragſatzungstruppen zu unterliegen, 
bereitd herangetreten war, tagten die vielföpfigen politifhen Be— 
hörden über Fragen der DVertheidigung; fo der Landrath von 
Zug, der am 30. Oftober fein Berharren bei dem Schupbünd- 
niß nur unter der Bedingung zufagte, wenn die mitverbündeten 
Stände die nöthige Hülfe zur Vertheidigung feiner Grenzen ge— 
währten, fomit der rein militärifhen Entfheidung diefer ftrates 
giſchen Frage eigenwillig vorgriffl. Der Kriegsrath hatte zwar 
anfänglih dem General nöthige Vollmachten ertheilt, behandelte 
aber. fpäter die Militärfragen und deren Einzelheiten felbft, un- 
eingedent, daß lange Grörterungen, Meinungsverfchiedenheiten, 
fompligirte, bedingungsvolle oder halbe Beſchlüſſe, Vertrauen und 
Erfolge von vornherein ſchwächen und gefährden. Nebenhin woll- 
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ten ſich auch Freiburg und Wallis von jeher nicht mit nöthiger 
Opferwilligkeit einem einheitlichen Willen unterwerfen. Daß vom 
militäriſchen Diktator, bei welchem wir die erforderliche Sach— 
kunde und Entſchloſſenheit vorausſetzen, ſodann die Offenſive 
hätte ergriffen werden ſollen, das hat der Verfaſſer bei vielen 
Unterredungen mit erfahrnen Männern zu vernehmen gehabt. 
Aber die Sonderbundsſtände verſäumten ſolches; ſie verſäumten, 
die Vereinigung der übermächtigen Streitkräfte der Mehrheit zu 
verhindern durch Ergreifung der Ofſenſive, indem ſie ſich recht⸗ 
zeitig vorwärts in das aargauiſche Gebiet zwiſchen die Züricher 
und Berner geworfen hätten. Nachdem dieß unterlaſſen worden, 
lag die Beſorgniß nahe, daß Kanton nach Kanton werde abge— 
löst und erdrückt werden. Die Schuld, die Offenfive verſchmäht 
und die bloße Defenfive vorgezogen zu haben, wird dem Ge- - 
neral beigemeffen; Siegwart und die zwei Urner, Schmid und 
Binzenz Müller, aubh Emanuel Müller von Uri, damals Res 
gierungsrath von Luzern, waren mehr für angrifföweifes Ber: 
fahren eingenommen *. Wenn übrigens die Defenfive übermog, 
fo fann der Kundige nicht überfehen, daß, fofern jene Unter: 
laffung wirflih ein entfcheidender Fehler war, folcher wenigſtens 
nicht allein der Unfähigkeit oder der Umnentichloffenheit beizu- 
meffen ift. Die vorherrſchende rechtliche Anfiht unter den Häup- 
tern der Sonderbundaftände von länger her war, das Recht werde 
von den Gegnern niedergetreten; diefem Verhalten haben fie, die 
Berlepten, die Einfprache der Bundeswidrigfeit entgegenzufepen ; 
wird diefe anerfannt, fo fann man gegenfeitig wieder in Frieden 
leben; wenn nicht und will man vollfireden, jo ſetzen fie Ge— 
walt der Gewalt entgegen. Schon in diefer Gedanfenfolge mar 
das Syſtem der Defenfive ausgeprägt. Das Bolt der Sonder: 
bundaftände ging mit diefer Anficht einig und mar gegen einen 
Angriffskrieg geftimmt. Aber Wichtigered fam hinzu. Bekanntlich 
hatten von Zeit zu Zeit die Großmädte dur ihre Gefandten 
über die inneren Zerwürfniffe in der Schweiz ſich vernehmen 


* „Der Bürgerkrieg in der Schweiz, von 3. B. Ulrich“, Einfiedeln 1850. 
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laſſen; die Geſandtſchaften einzelner derſelben ſtanden in näherem 
Verkehr zu den bedrohten Ständen; fie anerkannten, bald in 
diefer bald in jener Form, daß das bundesmäßige Recht auf 
ihrer Seite fei, und ließen die Audficht mwenigftend auf diplos 
matifche Unterftügung durchblicken, falls die fouveräne Eriftenz 
jener Kantone wirklich angegriffen würde. Hier lag eine mittels 
bare Nöthigung oder doch Mahnung zur Einhaltung der Defen- 
five, die nur alddann bedeutungslos gewefen wäre, wenn die VII 
Kantone, in ftolzem Selbftgefühl oder in vorfichtiger Erwägung, 
felbft die Sympathien und die internationale Zuftimmung auss 
ländifcher Regierungen fich hätten verbitten wollen. Die Defenfive 
verfianden übrigens die Sonderbundäfantone bis auf's Aeußerſte, 
d. h. es war mehrfach ausgefprochened Vorhaben, felbft im Fall 
der Vertreibung aus Luzern, den Bertheidigungäfrieg in den 
Thälern des Hochgebirges fortzufepen. Diefe Betrachtungen ges 
hören mit zur Geſchichte. 

Wie in der vordrtlihen Hauptftadt, jo machte auch auf den 
Randfchaften Bern’3 und Luzern's der feierliche Austritt der Ge— 
fandtfchaften der VII Stände und ihre Durchreife nach der Heimath 
großen Eindrud auf das Volk. Es rief in feiner einfachen Sprache: 
„Jetzt gebt der Krieg loss. Bernhard Meyer eilte, ohne Raft, 
voraus, und traf am 30. Dftober früh Morgens in Quzern ein; 
die andern folgten Mittags, nach ruhigem Nachtlager in Efcholz« 
matt. Der Kriegdrath ließ unverfchoben gefammte Truppen mit 
Inbegriff der erftien Landwehr in die Linie einrüden, und bot 
nachträglich die zweite Landwehr auf. Don Wallid ber waren 
ſchon früher zwei Bataillone auf den zentralen Kampfplag ge- 
fordert worden. Am folgenden Tag, 1. November, belief fich der 
Effeftivbeftand der regulären Truppen auf 29,544 Mann mit 74 
befpannten Gefhügen. Den ganzen Landſturm aller fieben Kan- 
tone berechneie man zu 49,411 Mann, jedoh nur inner den 
Grenzen des betreffenden Kantond verwendbar. Die fünf innern 
Kantone zählten an Auszug und Landwehr zufammen 20,678, 
an Landfturm 27,343 Mann; Freiburg hatte 5469 Mann Mi- 


lizen, 10,066 Mann Landfturm;* Wallis zählte an erftern 
3427 Mann, an Landfturm 12,000. Das Heer diefer Berbün> 
deten, mit oder ohne Landſturm gerechnet, zerfiel, zu ihrem Un- 
glüd, in drei Theile, die fich gegenfeitig nur unter den größten 
Schwierigkeiten hätten vereinigen können. Wirflih fand eine 
folche Bereinigung nur bezüglich jener zwei Wallifer Bataillone 
ftatt, die theild nach Luzern, theild zur Theilnahme an dem An— 
griff auf Teffin beordert wurden, von dem allernächft die Rede 
fein wird. Die geregelte Eintheilung des Sonderbundäheeres in 
vier Divifionen, wovon zwei zur Dedung von Schwyz, Zug und 
Luzern mit den zwei rüdliegenden Kantonen Uri und Unterwal- 
den, die dritte für Freiburg, die vierte für Wallis beftimmt wa- 
ven, ließ die vorhandene gefährliche Zerfplitterung der Kräfte fort: 
beftehen. 

Bevor zur Erzählung der Friegerifchen Ereigniffe übergegangen 
wird, mag ein Wort über die beiden Heerführer am Plage fein, 
die dad Eigenthümliche darbieten, daß die Gruppe der Zmölfer- 
Stände, obwohl vom Radifalismus getrieben, fich einen General 
wählte, der im Allgemeinen, und unter den fehmeizerifchen Pro— 
teftanten zumal, als ein Konfervativer galt, die fieben Fatholifchen 
Kantone hinwieder fih einen Proteftanten zum Oberbefehlöhaber 
erfiedten. 

Wilhelm Heinrih Dufour ift urfprünglihd Genfer, zu Kon- 
ftanz im Jahre 1787 geboren, war daher, beim Antritt feines 
Kommando’3 ein Sechöziger. In feiner Jugend war Genf un- 
freiwillig ein Theil des franzöfifchen Reiches, Dufour daher 
Franzoſe; in diefer Eigenfchaft wurde er Polytechnifer und In— 
genieur» Offizier in Frankreich, in welchen beiden Stellungen er 
fih hohe technifche Begabung erwarb. Der zweite Sturz des er- 
ften Kaiſerreiches ward Beranlaffung zu feiner bleibenden Rüd- 
fehr in die Schweiz. In feinem Heimathfanton wurde er mit 
der Stelle eined Oberingenieurd betraut; zur Eidgenoſſenſchaft 


* So Elgger und Ulrich in ihren Schriften. Maillardoz aber berechnete den 
Landfturm von Freiburg nur zu höchſtens 7000 Mann, 
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trat er zuerſt als Hauptmann im eidg. Genieſtab in Beziehung. 
General Finsler hatte dem eidgenöſſiſchen Wehrweſen durch Ein» 
führung des Militärreglements von 1817 ſeinen nothwendigen 
Aufſchwung gegeben; das kam auch dem noch jungen Hauptmann 
Dufour zu ſtatten, dem bald die Leitung der Militärſchule in 
Ihun anvertraut wurde. Diele Stellung verlieh ihm nüglichen 
Einfluß und Popularität bei den dem Milizdienfte fich widmen— 
den jüngern Männern der Schweiz zugleich. Im Jahr 1827 er- 
flieg Dufour den Grad eines eidgenöffifchen Oberften; vier Jahre 
fpäter (1831) fehen wir ihn ald Chef des Generalftab3 unter 
General Guiguer bei Anlaß der damaligen Cadres-Aufſtellung 
zu allfällig nöthiger Bertheidigung der neutralen Stellung der 
Schweiz; endlich erfeßte er Finsler'n ald Oberftquartiermeifter 
der Eidgenofjenfchaft und brachte in diejer Stellung das von 
jenem mit fpärlihen Mitteln begonnene Werk der trigonometri- 
hen und topographifchen Aufnahme des Schweizergebietes, theild 
mit erhöhten eidgenöſſiſchen Krediten, theild durch die eigene ad- 
miniftrative und finanzielle Bethätigung der Kantone zur Bol- 
lendung. Auch als militärischer Schriftfteller erwarb er fih Ruhm 
über die vaterländifche Grenze hinaus. Politifch trat er. nur fel- 
ten in bedeutfamer Stellung auf, fo im Winter von 1830 auf 
1831, ald die Ummälzung in Franfreih auch in der Schweiz 
gezündet hatte. Gleichviel, ob in militärifcher oder politifcher 
Stellung, hatte Dufour jeweilen das Geſchick, feiner Wirkfamkeit 
das Gepräge rein patriotifher Gefinnung aufjzudrüden. Er war 
und blieb ald Ehrenmann zudem allgemein geachtet. Den Wag- 
niffen der radikalen Partei der Schweiz fremd geblieben, war 
feine Wahl für die Tagfagung nicht nur eine Nothiwendigfeit, 
fondern das Klügfte, was fie thun konnte. Standen wirkliche 
Erfolge in Ausficht, jo war Dufour die befte Garantie für die- 
felben. Darüber ift das Nöthige ſchon früher gefagt worden * 
Der Oberbefehlshaber der Sonderbundskantone, Johann Ul- 
rich v. Salis-Soglio, gehörte von Haus aus einer Kriegerfamilie 


* Band It. S, 551, 
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an. Auch er machte feine Lehrzeit in auswärtigem Dienft, nas 
mentlic in Baiern, nahm ald Reiteroffizier in den Jahren 1813 
und 1814 Theil an den Schlachten und Gefechten von Hanau, 
Brienne, Barsfür-Aube, Arcis, la Foͤre Champenoife und andern. 
Nach 1815 diente er in einem Schweizerregiment in Niederland, 
fpäter als Küraffier-Oberft im niederländifchen Nationalheere. In 
die Schweiz zurücgefehrt, ward er als Oberft in den eidg. Stab 
ernannt. Der Wallifer Handel vom Jahr 1844 brachte ihn in 
nähere Beziehungen zum Vorort Luzern unter Siegiwart, über: 
lieferte ihn aber gleichzeitig dem Haß der radikalen Partei. Seine 
ganze Erfcheinung verkündete den muthigen, tapferın Soldaten, 
ja den Haudegen; gegenüber Dufour hatte Salid die reiche Be— 
kanntſchaft mit dem Schlachtfeld und dem Schlachtgewühl vor- 
aus; dabei war die Anficht, daß er in Bezug auf theoretifche 
und ftrategifche Befähigung feinem Gegner nachſtehe, eine be— 
rechtigte. Wer ihm vertraute, baute viel auf fein ritterliche® We— 
fen und Gefchid. Der Ausgang des Krieges hat alle gute Meinung 
von ihm todtgefchlagen. Nur eine Stimme finden wir zu Gunften 
von Salis *, diejenige feines intellektuellen Leiters, des Fürften 
Friedrich von Schwarzenberg. Es nahm diefer Ausländer aus 
unzmweideutigem Intereſſe für die Sache der fatholifchen Kantone 
perfönlihen Antheil an dem Kriege **, gleichwie ſolches einige 
angefehene Schweizer aus proteftantifchen und Fatholifhen Kan 
tonen thaten: fo Zeerleder v. Steinegg, Tfcharner und v. Gou— 
moens, alle drei von Bern, St. Denis de Senarclend, von 
Waadt, Merian aus Bafel, Heinrich v. Dießbach aus Freiburg ***, 


* Siehe „Die Schweiz und die Jefuiten in den Jahren 1846 und 1847. 
Von Dr. 3. A. Morig Brühl. Gleiwig, 1848.” Die gleiche Schrift fpricht auch 
anerfennend von der „meifterhaften Kriegführung“ Dufour’s, mit dem Zufag: 
„einem rafchern, jüngern, zugreifenden General gegenüber hätte der Sonderbund 
wohl mehr Chancen gehabt.“ | 

** In den legten Tagen des Kampfes war er Generaladjutant des Ges 
nerald dv, Salis. 

*** Merian und v. Dießbach nahmen feinen Sold an, fondern begnügten 
fih mit den Pferdrationen, 


diefer Adjutant des Generald von Salis; Oberft Padqual v. 
Tſchudi aus Glarus ald Landfturm- Kommandant von Luzern; 
Graf Joſeph v. Traverd aus Graubünden, ald Adjutant ded Dis 
vifionärd Abyberg. 

Trotz der Ungleichheit der Streitfräfte, troß der Theilung 
derjenigen der VII Stände und der ſchwierigen Lage der letztern 
in Bezug auf Herbeifchaffung von Lebensmitteln, Geld und allem 
andermweitigen Kriegsbedarf, ſah doch gleich bei Beginn des 
Kampfes das ſchweizeriſche Volk deifen Ausgang noch ald einen 
ungewiffen an, Borübergehend hob fih diefe Stimmung zu Guns 
ften der Sonderbundsfantone, als Oberftlieutenant Emanuel 
Müller, derfelbe, den wir oben ald Mitglied des Kriegsrathes 
genannt, mit 400 Mann und 4 Gefhüsen am 3. November 
die Zeffiner Grenze überfhritt, das Hofpiz auf dem St. Gott: 
hard, dann am 5. zwei dominirende Punfte vorwärts befegte, 
während hier und in Wirolo bereitd die teffinifhen Borpoiten 
funden, um, dem Befehl des Generald Dufour gemäß, dur 
Beſetzung des Thales von Urfern Uri von Wallis abzufchneiden, 
das legtere jonach gänzlich zu ifoliren, wie es Freiburg ohnehin 
ſchon durch feine Lage war. Es war jene Waffenthat, welche 
zwei jungen Offizieren das Leben Eoftete, fein Abgehen von der 
früher befprochenen Defenfive, fondern nur das unerläßliche Mit: 
tel, die Möglichkeit derfelben auf dem ganzen Sonderbundsgebiete zu 
behaupten. Der augenblidliche Jubel über folchen ausnahmsweiſen 
und glücdlichen Angriff, der mit gutem Grund dem Erefutiond- 
befchluß der Tagfagung voranging, war bald verraudht. In im— 
pofanter Ruhe und Negelmäßigfeit vollführte Dufour die Um— 
jingelung des Kantons Freiburg, der nach feinem wohlberechne- 
ten Plan zuerft fallen ſollte. Oberft v. Maillardoz, der Kom: 
mandant von Freiburg, hatte es feinerfeitd an ausgezeichneten 
Bertheidigungsanftalten nicht fehlen laſſen; die Freiburger Mi- 
ligen waren an fih gut unterrichtet und Fräftige Truppen, das 
Dffizierforps zum Theil in fremdem Kriegsdienft eingeübt. Zahl- 
reihe DVerhaue und wohl angebrachte Minen und Feldbefeftiguns 


gen (Dufour felbft bezeichnet in feinem Bericht die an 
* Schweiz. IV. 
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Stellungen als einſichtsvoll gewählt) follten die Gegenwehr un- 
terftügen. Ein zahlreicher Landfturm bedrohte den: Angreifer. mit 
den Schwierigkeiten des Heinen Krieges. Allein Eines fehlte, mas 
Freiburg dringend gewünfcht und ängſtlich erwartet hatte, eine 
Diverfion zu feinen Gunften von Wallis her. Um fo unfchwieri- 
ger war die Aufgabe für Dufour. Auf den 12. November ord— 
nete er die alljeitige Truppenfonzentration vor Freiburg an, zum 
Hauptangriffe über die Anhöhen, welche meftlich die Stadt be- 
grenzen; Abends mar diefe bereitd völlig eingefchloffen; im In— 
nern derfelben herrfchte Beftürzung; Milizen und Landfturm des 
proteftantifhen Bezirks Murten hatten fih dem Dienft entzogen ; 
fo fand fich der Kommandant wefentlich gefhwächt, denn von 
der früher angegebenen Zruppenftärfe fielen einige Taufende aus. 
Aus den übrigen verbündeten Kantonen her waren Regierung 
und Kommandant ohne alle fichere Nachricht und felbft mittelft 
vieler Refognofzirungen konnten nur ſchwankende Gerüchte ein- 
geholt werden. Maillardoz ſah fih daher genöthiget, auf Aus- 
fälle zu verzichten, während Schultheiß Wed das Gegentheil 
wollte; es firitten fih nämlih in Freiburg wie in Luzern die 
Magiftraten und die Generale um jede einzelne militärifche 
Dperation. Nur der Geift der Truppen war ausgezeichnet, wäh 
rend mit wenigen ehrenhaften Ausnahmen die Herren in fchwars 
zer und in bunter Uniform, nachdem fie die Unvermeidlichkeit 
des Krieges, nach mehrjähriger Friſt zur Meberlegung, einmüthig 
anerkannt und feierlichit proflamirt hatten, vor den Gräueln des— 
felben zurücichredten, als fie ihn beftehen ſollten. Bon Murten 
aus fandte Dufour in der Naht vom 12. auf den 13. die Auf: 
forderung zur Uebergabe nach Freiburg hinein; hierauf verlangte 
der Staatsrath dur das Organ ded Kanzlerd Bonderweid Waf- 
fenftilftand, der bi8 zum 14. November früh 7 Uhr kemilliget 
wurde. Das war der Anfang des Endes. Der Staatsrath, voll- 
zählig verfammelt, berieth nun die Lage der Dinge in Anwer 
fenheit von fieben zugezogenen höhern Offizieren. Auf die Frage 
ded Standeshauptes, ob erfolgreicher Widerftand geleiftet werden 
könne, ermwiderte der Kommandant: fruchtlos habe er auf Di- 
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verfionen von Luzern und Wallis her gehofft; eingefchloffen und 
von überlegenen Streitkräften angegriffen, würde freiburg ohne 
Ausficht auf Erfolg unterliegen ; Übrigens werde er ald Soldat 
feine Schuldigkeit thun, wenn der Staatsrath den Kampf be- 
fehle. Bon den übrigen angefragten Offizieren ſprach fih nur 
eine Minderheit bedingungd- und rüdhaltlos für die Verthei— 
digung auf dad Aeußerſte aus. Inzwiſchen wurde der Waffen- 
Hillftand mehr durch Zufäligkeiten und Mißverftändniffe, ala 
durch bewußten Treubruch bei der Nedoute von Bertigny ger 
brochen oder unterbrochen *, was ein nuplofes Gefecht herbeis 
führte, bei welchem die Truppen der Tagfakung nicht nur eine: 
Niederlage, fondern auch namhaften Verlurft erlitten. Die Stim- 
mung der Negierenden in der Stadt wurde hiedurch nicht geho- 
ben, wohl aber flieg der Muth und die Begeifterung der Trup- 
pen. Sie bereiteten fih, nach Weife der alten Schweizer, dur 
Gebet und andere fromme Uebungen auf den folgenden Tag zur 
Shlaht vor. Die Regierung aber fandte, ald Ergebniß der 
früheren Berathung mit den Militär-Häuptern, während der Nacht 
juerft einen Parlamentär um Berlängerung ded Waffenftillftan- 
des und als derfelbe nichts ausrichtete, den Stadtfyndic Philipp 
Dvet und den Advokat Müßlin zum Kapitulationsabfhluß an 


* Den Bruch des Waffenftiliftandes will laut beidfeitigen widerfprechenden 
Berichten fein Theil verfhuldet haben. Nach forgfältiger Interfuchung und Ber: 
gleihung der Berichte findet der Verfaffer die größere Schuld auf Seite des 
eidg. Divifionstommando’s und der ihm untergeordneten Truppenführer. Jenes 
machte, den Waffenftiliftand fund, aber ließ bereits ertbeilte, der Waffenrube 
widerjprechende Befehle beftehen, welche zu Konflikten führen mußten, ja be 
ftätigte ſolche ſogar durch einen Privatbrief (Rilliet berichtet diejes ſelbſt, Seite 
25 feiner Schrift „Fribourg, le Valais et la premiöre division‘); die ein 
zelnen Truppenführer aber engagirten, unter Entwicklung bedeutender Streit- 
kräfte, ein fehr ernſthaftes Gefecht, dem fie bei gutem Willen durch geregelte 
Bethätigung von Parlamentären hätten vorbeugen fünnen. Sie wurden durch 
Verlurft von 7 Todten und 50 Berwundeten fehwer geftraft. Der Bericht von 
Dufour felbft fpriht in einem Tone, der einer Mifbilligung gleihfommt. „Die, 
fer Berlurft ift fehr zu bedauern“, fagt er, „da er völlig unndtbig war”. 
Daber war er „von dieſem Ereigniß fehmerzlich berührt“. 
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Dufour ab. Bedingungen: Rüdtritt vom Sonderbund, Entlaffung 
gefammter Mannfchaft, wogegen die eidgendffifchen Truppen im 
Laufe des 14. die Stadt befegen, die Sicherheit der Perfonen 
und ded Eigenthums garantiren und die Behörden in der Er- 
haltung der öffentlihen Ordnung fräftig unterftügen werden; 
Fragen, welche nicht in den Bereich der Militärchefs fielen, wur— 
den dem Entfheide der Zagfakung vorbehalten. So fiel Frei- 
burg; feine Mannfhaft und Bolf ließen nah Kundwerdung der 
Kapitulation fich in maßlofer Erbitterung vernehmen und entleerten 
ihren Groll vor Allen auf den Schultheißen Fournier und den 
Oberbefehlshaber v. Maillardog; Lebterer ermangelte nicht, dem 
Dberft Rilliet, fobald diefer fich einquartiert hatte, einen Beſuch 
abzuftatten *. Die Stadt wurde am 14. Nov. Nachmittags beiept. 
Die Häupter flohen. 

Während Dufour Freiburg umſchloß, war man fih in Lu— 
zern und Wallis defjen bewußt, was, nicht fo faft und allein für 
Freiburg, ald zu Rettung Aller, zu gefchehen hätte. Kalbermatten, 
der Kommandant für Wallis, verlangte dringend Vollmacht vom 
dortigen Staatsrath zu einem Ausfall gegen Waadt und gleich— 
zeitig erließ der Kriegsrath in Luzern eine Mahnung an die 
Walliſer Regierung zu demſelben Zweck; aber dieſe verweigerte 
vor der Hand die Vollmacht, in Folge deſſen Kalbermatten durch 
Eingabe einer feierlichen Verwahrung alle Verantwortlichkeit für 
die Folgen von ſich ablehnte; die Vollmacht ward erſt gegeben, 
als Freiburg bereits von den Tagſatzungstruppen beſetzt war. 
Allein nicht nur den Ausfall nach dem Kanton Waadt betrieb 
der Kriegsrath, ſondern auch eine Diverſion von Luzern aus, 
dem bedrängten Freiburg Luft zu machen. Nachdem vorangehend, 
zu beſſerem Schuß der eingenommenen Vertheidigungslinie, die 
Brüden an der Sihl und bei Sind, jene verbrannt, diefe ge- 
iprengt, gleichzeitig in Kleindietwyl der Drittheil einer Züricher 


* S. die ſchon angeführte Schrift: „Fribourg, le Valais et la pre- 
miere division, par L. Rilliet-de Constant. Berne et Zurich, 1848“ 
S.42, 


— 1 — 


Kompagnie mit allen ihren Offizieren gefangen genommen, dann 
viel und lang über einen Zug auf gegnerifches Gebiet, wie über 
die Richtung, in welcher er ftattzufinden hätte, gehadert worden, 
entfhloß fi der General v. Salis, vielfach gedrängt, und in 
Folge eined ausdrüdlihen Beſchluſſes des Kriegsrathes vom 7. 
November, der endlich die Offenfive in der nördlichen Richtung 
zu ergreifen befahl, zu einer Erpedition in das katholiſche Aar— 
gau, „weil er dort auf die Sympathien der Ffatholifchen Bevöl- 
ferung rechnen fonnte“, im Gegenfag zu einem von Elgger an- 
gerathenen Marfch über St. Urban gegen Langenthal, zum Ans 
griff auf die Kantonirungen der dritten Divifion, eine Stellung, 
welche Elgger viel ſchwächer erachtete, als jene der vierten Di- 
vifion, in deren Bereich fih das fFreiamt befand *. General 
Salis wollte, feinem Plan gemäß, am 12. November Muri ers 
reihen und einnehmen, rüdte zu diefem Behuf, von zwei Eivil- 
fommijjären begleitet, mit einer Hauptfolonne von Gififon her 
durh das Reußthal vor; von Higfirch her follte fich eine andere 
Kolonne unter Elgger über den Lindenberg in Muri mit. erfterem 
vereinigen; Seitenfolonnen von Schongau und von Münfter aus 
(legtere zu einem Seitenangriff auf das Kulmerthal beftimmt) 
follten die Bewegung unterftügen; Geſammtmacht, ungefähr 6000 
Mann. Salis rüdte am 12. mit fünf Bataillonen und verhält 
nißmäßigen Spezialmaffen bis zu den Hügeln von Muri- Egg, 
eine PViertelftunde vor Muri vor, fand dortiged Gelände mit 
farfer gegnerifcher Truppenmacht befegt, war feit mehreren Stun- 
den ohne Nachricht von der zweiten, Elgger’fhen Kolonne ge- 
blieben, glaubte deßhalb auf Erfolge verzichyen zu müſſen und 
und befahl den Rüdzug. Zu der Vereinigung genannter Kolonne 
mit jener von Salid war ed nicht gefommen. Nugloje Gefechte 
zu Rickenbach und Muri-Egg, feitens der Kolonne Salis, und ein 


* Dufour hegte die gleiche Anſicht; er jagt über den Gegenftand: „glüds 
fiber Weife richtete der Sonderbund feinen Angriff nicht nad) diejer Seite“, 
gegen Zangenthal; und ein anderer Offizier feines Heeres hat ſchriftlich zuge: 
ftanden, daß er einen Angriff in diefer Richtung erwartete, und beforgte, Do« 
nats werde geichlagen und verfprengt werden. 
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gleiches in Geltwyl, welches die Kolonne Elgger auf ihrem Marſch 
zur Einnahme jenes aargauiſchen Dorfes beſtand, brachten einige 
Mann beiderſeits auf die Liſte der Todten oder Verwundeten. 
Elgger hatte darüberhin den doppelten Verdruß, daß ein Theil 
feiner Mannſchaft, ed waren Walliſer Kompagnien *, das Heil 
in der Flucht fuchten, er felbft, am Erfolge verzweifelnd, gleich 
dem General v. Salid, und ſchon mehrere Stunden vor ihm, 
den Befehl zum Rüdzug ald dad Gerathenfte anfehen mußte. 
Mit ihm vereinigte fich zu gleihem Zwed die Nebenfolonne St. 
Denis, von welcher zwei Kompagnien die Grenze Luzern's zu 
überfchreiten fich geweigert. Tags darauf überfielen Truppen ber 
Divifion Ziegler die Luzernifchen Dörfer Schongau und Müns— 
wangen, in unrühmlichem Zug. 

Der Einfall in dad Freiamt war eine Schredendpoft für 
die Regierung im Yargau. Sie erließ augenblidlih einen ängſt— 
lichen Hülferuf an den Vorort. Dufour, der eben vor Freiburg 
fand, angegangen fich zu beeilen und den übrigen Theil der 
Eidgenoſſenſchaft nicht zu vergeffen, ließ fich indeffen nicht aus 
der Faſſung bringen, zählte auf feine vierzig Bataillone, die in 
den Kantonen Zürich, Aargau und Bern den Sonderbundätrup: 
pen gegenüber ftanden und befchränfte fich darauf, den Divifiond- 
fommandanten Wachfamfeit und nöthige Gegenwehr zu empfehlen. 
Nicht fo ruhig vernahm das Volk der rüdwärts liegenden Kan— 
tone die erftien Nachrichten von dem Ausmarfh der Sonder: 
bundstruppen in den politifch und fonfeffionell befreundeten Theil 
von Aargau. Es gerieth in die höchſte Aufregung; Hoffnung auf 
der einen, Unmuth nnd Beforgniß auf der andern Seite, ver- 
riethen fih, je nach den politifhen Sympathien, auf eines Jeden 
Gefihtözügen. Die Erbitterung unter den Parteien wuchs; Siege, 
auch nur vorübergehende, feitend der Sonderbundätruppen erfoch- 


* Ein Theil der Wallifer Truppen war unzuverläffig; das hatte Adrian 
v. Courten jhon vor deren Abmarfch aus dem Wallis wahrgenommen. Er er: 
Märt joldhes in einem Bericht an den Staatdrath aus Blatten bei Malters, 
vom 16, November, zur Abwehr eigener Verantwortlichfeit. 
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ten, würden, wie aus den wahrgenommenen Anzeichen zu ſchließen 
war, zu ſchweren Berfolgungen ihrer Gefinnungsgenoffen geführt 
haben. In Luzern war man während des Zuges auf dad Höchſte 
gefpannt; der Spannung folgte Verwirrung und Niedergeſchlagen⸗ 
heit, ald ungünftige Berichte von der Kolonne Elgger ber, na— 
mentlih von ihrer theilweifen Auflöfung, einliefen. Der Kriegs— 
rath, ſei es aus diefem Grund, oder fonft durch Beforgniffe über 
die Folgen feiner Dffenfive geängftiget, fandte Abends dem Ges 
nerat den Befehl zum Rüdzug, der folhen übrigens, wie fchon | 
erzählt worden, bereits ergriffen hatte. Diefe Zwifchenereigniffe 
indgefammt, verbunden mit dem bald nachher befannt geworde- 
nen all von Freiburg, machten auf Truppen und Volk, nicht 
minder auf die Regenten, einen niederfchlagenden Eindrud. Deffen 
ungeachtet waren fie alle auf Fortſetzung des Kampfes bedacht. 

Das Hofpiz auf dem St. Gotthard war noch immer von 
den Sonderbundätruppen befeht. Einen Berfuch des Divifionärs 
Luvini, fih des Urferenthald zu bemächtigen, fchlugen fie (8. 
November) tapfer zurüd. Aber nicht bloß um die Behauptung 
jenes Poſtens handelte es fih. Der General, der Kriegdrath und 
die Wallifer Regierung waren über eine Erpedition im Gebirgs- 
land übereingefommen. Eine Abtheilung Wallifer Truppen unter 
Adrian v. Eourten follte über den Nufenen:Paß nach dem Kan- 
ton Teſſin vordringen, gleichzeitig eine Kolonne Urner von der 
Höhe des Gotthardpaffes jenen die Hand reihen und dann ge- 
meinfam mit ihnen gegen Bellinzona vorrüden, eine dritte Ab- 
theilung unter Vinzenz Müller über Oberalp und Difjentis vor- 
dringen und dadurdh Graubünden lähmen. Rechtzeitig mit ähn- 
lihen Projekten im Norden der Kampfeslinie ausgeführt, hätte 
das Unternehmen Erfolg bieten mögen. Allein hier war die ohne- 
hin ſchwache und verfpätete Offenfive theild mißglückt, theild fonft 
aufgegeben. Auh der Zug nah Graubünden blieb aus; gleich- 
wohl ward jener in die untern Theile ded Kantons Teſſin hinab 
unternommen. Am 17. November marfchirte Emanuel Müller 
mit 1700 Mann und 4 Gefhüsen dem Feind entgegen, warf 
ihn vor fih hin, nahm Airolo, bei welchem Anlaß die ganze 
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Kanzlei, auh Hut, Degen und Gpauletten des Divifionärd Lu— 
vint, in die Hände der Sieger fielen, auch eine Anzahl Gefange— 
ner gemacht wurden. Schreden und Verwirrung bemächtigten fich 
der Teifiner, und unaufhaltfam flohen fie hinab dur das lang- 
geftredte Livinerthal bi8 an die Moefabrüde. Die Regierung in 
Bellinzona, überrafcht und beftürzt zugleich, ließ das allgemeine 
Aufgebot ergehen, verfäumte aber auch die Anftalten zur Flucht 
nicht. Der Kommandant der Sonderbundstruppen, Emanuel 
Müller, der am Abend des 17. Airolo, Nantovalle und Madrano 
befegt hatte, rücdte in den folgenden Tagen über Faido und Gior- 
nico bis Biadca vor und erwartete bier das Machrüden der 
MWallifer und ſchweres Gefhüb von Luzern ber zum Angriff auf 
Bellinzona. Statt folche doppelte Berftärfung zu erhalten, fah 
er am 22. die Graubündner unter Michel mit den an der Moefa 
verfchanzten Teffinern fich gegenüber, fand deßhalb gerathen, mit 
feinem Corps den Rüdmarfh in die Pofition von Faido und 
Dazio anzutreten, erhielt dort den Befehl vom Oberfommando 
zu völligem Rüdzug auf dad Hofpiz, verbunden mit der An— 
weifung, die entbehrlichen Truppen an das Hauptheer nach Lu- 
zern abzugeben. Verlauf und Ausgang diefer Erpedition zeigen, 
daß auch fie eine verfpätete war. Emanuel Müller und feine 
Truppen ernteten gleichwohl die Ehren diefer Tage; auf Luvini 
und die Tefliner hinwieder ergoß fich reichlicher Spott und Hohn. 
Das mar aber auch der einzige Gewinn von dem in dieſen Ges 
birgslanden unter allen Umftänden, vornemlich aber zu der bereits 
eingetretenen Winterözeit, mühfeligen und gefahrvollen Krieges 
zuge. 

Die entfcheidenden Greigniffe rüdten heran. Unmittelbar 
nach der Einnahme von Freiburg ließ Dufour den Theil feiner 
verfügbar gewordenen Truppen zum Angriff auf Luzern und die 
benachbarten Sonderbundsfantone abgehen, und traf ähnliche 
Maßnahmen, wie früher gegen Freiburg. Er felbft verlegte fein 
Hauptquartier von Belfaug nah Aarau und leitete von bier aus 
die weitern Operationen. Er wied den vier zu ihrer Ausführung 
beftimmten Divifionen fo wie der Berner Nefervedivifion unter 
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Ochſenbein* auf den 20. November die neuen Standquartiere 
an, bemilligte NRafttag auf den 21., und gedachte am 22. den 
Angriff auf die Kantone Zug und Luzern zu eröffnen. Es follte 
in verfchiedenen Richtungen zumal gefchehen: durch das Entlibud, 
über Schüpfheim, die Bramegg und weiter über Schachen oder 
Malterd; über Willisau, Ettismyl und Ruswyl an die Emmen- 
brüde; über Surfee ebenfalld nah der Emmenbrüde und nad 
Inwyl an der Reuß; aus den Kantonen Zürich und Yargau 
ber auf beiden Seiten der Neuß gegen Giſikon; ; endlich 
von der GSihlbrüde gegen Zug, und von Cham über Meyerd- 
fappel umd Udligenſchwohyl gegen Luzern. Den anrüdenden 
Heerjäulen gegenüber waren die Truppen des Sonderbunds am 
rechten Ufer der Emme und der Reuß von Malters bis Gififon, 
Honau und Meyeröfappel aufgeitellt. Sie hatten verjdiedene 
Erdaufwürfe für die Artillerie, Laufgräben für Infanterie-Auf- 
tellung und Berhaue in den Wäldern und Gehölzen angebradt. 
Sie ftellten fi in gut gewählten Pofitionen auf und erwarteten 
jo den Feind an der Emme und an der Reuß am 23. Novem: 
ber. Unterdeffen herifehte in Zug Mißtrauen und Oppofition. 
Entſchloſſen hatte noch Anfangs November die Regierungsfom- 
miffion für den Fall der Noth die Verlegung ihres Sitzes nad 
Oberägeri beſchloſſn und vom Kriegsrath in Luzern die Mit- 
theilung erhalten, daß er in gleihem Sinn, auch bei Luzern ge: 
Ihlagen und von dort vertrieben, den Kampf dennoch fortfegen 
würde; aber mit jedem Schritt, den die Ereignijfe vorwärts rüd- 
ten, wuchs die Muthlofigkeit und die egoiftifhe Sorge für los 
fales Intereſſe. In Anbetracht einer ganzen Reihe von Unan- 
nehmlichkeiten des Krieges wurden am 20. Abends Landjchreiber 
Sylvan Schwerzmann und Rathäherr Schmid von Baar an das 
Kommando der fünften Divifion entjendet, „um bei demfelben . 
Aufichlüffe über die Sachlage zu empfangen.“ Bon Oberfi Gmür 
in Affoltern erwirkten fie Waffenftillftand, wurden im Webrigen 

* Dchjenbein, obwohl Präfident der Tagſatzung, wollte fih die Satisfat— 


tion nicht nehmen laffen, den Weg nach uzern zum zweitenmal zu machen, 
dießmal mit mehr Meberlegung. als im Zahr 1845. 
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an den General nach Aarau gewieſen und kapitulirten mit dem— 
ſelben auf Ratifikation hin, was bei den Truppen der Tagſatzung 
manchen Soldatenwitz hervorrief. Vergebens mahnten am 22, die 
inzwiſchen von Luzern herangeeilten Abgeordneten des Kriegs— 
rathes, Staatsſchreiber Bernhard Meyer und Landammann Kei— 
ſer, zum Feſthalten; vergebens mahnte der Kriegsrath ſelbſt noch 
ſchriftlich zu Verwerfung der Kapitulation; vergebens ſprach auch 
Schwerzmann, der inzwiſchen in amtlicher Sendung auch in Lu— 
zern geweſen war, gegen ſein eigen Werk: 93 Mitglieder des 
Landrathes ſtimmten für Genehmigung, 21. für die Verwerfung; 
33 enthielten fih der Abftimmung (22. November). Der Wort: 
faut der Kapitulation verpflichtete den Kanton zum Rüdtritt vom 
Sonderbund und zur Herftellung der nothwendigen Berbindun: 
gen bei Sins und an der Sihlbrüde, unter Vorbehalt des Rück— 
griffes für die Koften des Neubaues auf die Schuldigen. General 
Dufour feinerfeitd verhieß Handhabung von Ruhe und Ordnung, 
fo wie Sicherheit von Perfonen und Eigenthum. An diefem Tage 
fonzentrirte Salis den arößern Theil feiner Truppen auf dem 
rechten Ufer der Neuß und der Emme.- Die PVertheidigung der 
Reußlinie übernahm er felbft, jene der Emme übertrug er dem 
Dberft Elager. _ 

Empfangenem Befehl gemäß rüdten die Divifionen Du- 
four's am 22. November gegen Luzern vor, Ochſenbein mit 8000 
Mann und 18 Gefhügen durch das Entlibuh, nicht ohne zmei- 
tägigem tapferem Widerftand, vornemlich bei Schüpfheim, zu be 
gegnen *, die zweite und dritte Kolonne unter geringeren Schwie- 
rigfeiten.. Die friegerifchen Hauptaftionen fielen der vierten und 
fünften Divifion zu, welche längs den Ufern der Reuß und von 
Cham her den Feind auf den Linien von Giſikon und Udligen- 
ſchwyl nach Luzern zurüdzudrängen hatten. Die Sonderbunde- 
truppen unter Salis hatten die Pofitionen von Gififon und Ho— 
nau, dann jene vom Mooterberg und [von Meyerskappel inne; 
es waren ihrer 3400 Mann mit höchftend 16 Gefchüßen; ihnen 


* Dufour felbft bezeichnete diefe Gegenwehr ald „hartnädig“, 
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gegenüber ſtanden die Truppen der Tagſatzung, 24,000 Mann 
an Zahl, unterſtützt durch ſechs Batterien, welche nebſt 6 Zwölf: 
pfünders und ebenfoviel Bierundzwanzigpfünder = Haubiken vor 
Honau, Giſikon und Meyeröfappel in Verwendung famen. Am 
23. November wurden zunächſt in einem längern Gefecht von 
drei Stunden Honau und die Höhen ded Rooterberges unter be- 
barrliher Gegenwehr eingenommen, dadurd der Kampf auf die 
Stellung bei Sififon zurüdgedrängt. Durch Honau her rückte die 
Artillerie mit der Vorhut der Brigade Egloff gegen Gifiton vor. 
Es entipann fich auch hier ein Gefecht von längerer Dauer. Die 
Sonderbundätruppen ftanden hinter ihren Feldverfchanzungen und 
vertheidigten fich gegen den mit Uebermacht andringenden Feind 
durch ein wohl unterhaltenes Feuer, zwangen die Batterie, welche 
den Angriff eröffnet hatte, zum Rückzug, brachten ein Infanterie—⸗ 
bataillon -von Appenzell U. R. zum Wanfen, fo daß es hinter 
nahe liegende Häufer zurückwich, feßte eben fo farf einem Yar- 
gauer Bataillon zu, welches nur mittelft befonderer Anftrengung 
der höheren Offiziere zum Ausharren gebracht wurde. Solcher 
augenblidliche Bortheil konnte indeß feine dauernde Wirkung 
haben. Die Lücken der Infanterie wurden durch nachrüdende Ba- 
taillone wieder ausgefüllt; eine Zwölfpfünderbatterie von Bern 
fprengte heran und nahm eine günftigere Poſition ein, als die- 
jenige Batterie innegehabt, welche den erften Angriff gemacht 
hatte; von der Höhe herab, auf der Honauer Seite, unterftüßt 
durch zwei andere Batterien, die jenfeitd der Reuß bei Dietwyl 
aufgeftellt waren, eröffnete fie ein heftiged euer; noch zwei an- 
dere Batterien folgten zur Unterftügung diefed zweiten Anzriffes. 
Die Luzerner Wrtillerie that von ihrer Schanze aus noch dad 
Mögliche. General v. Salis war perfönlich dabei, wurde Teicht 
verwundet und mußte fih zum Berband in das Wirthshaus bei 
Gififon führen laffen. Der Kampf wurde gleichwohl fortgeſetzt, 
doh von nun an ohne Ausfiht auf Erfolg. Für die erwähnte 
Luzerner Batterie fowie für die Giflfoner Brüde fehlte ed an 
der nöthigen Infanterie-Bedeckung, ebenfo an der erforderlichen 
Referve. Der Kommandant der Batterie requirirte Beides, aber 
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vergeblich. Uebrigens hätte ſie ohnehin bald der Uebermacht wei— 
chen müſſen. Unter dieſen Umſtänden, ungefähr um 3 Uhr Nach— 
mittags, befahl General v. Salis den Rückzug, zuerſt nach Root, 
ſpäter nach Ebikon, endlich in die Stadt Luzern ſelbſt. Es war 
ein allgemeiner, da auch die Infanterie, welche früher vor Oberſt 
Ziegler auf den Berghöhen gewichen, die ihr gebliebenen Poſi— 
tionen verlaffen mußte, um nicht von der Nüdzugslinie abge: 
ichniiten zu werden, und da auch diejenigen Sonderbundstruppen, 
welche fiegreih gegen die anftürmenden Feinde die Poſition bei 
St. Michaelskapelle behauptet hatten, aus gleichem Grunde zum 
Rüdzug genöthiget waren. Gefechte bei Buonad und Meyers- 
fappel auf der andern Seite des Rooterberges bewiefen zwar den 
Eifer beidfeitiger Truppen, doch folgte auch hier eine rüdgängige 
Bewegung in die Ebene zwiſchen Jmmenfee und der Tellenka— 
pelle. In der Stadt Luzern und Umgegend lagen in der Nacht 
vom 23. auf den 24. November bei 20,000 Mann theild regu— 
läre Truppen, theild Landfturm. Die Borpoften befegten die Um— 
gebungen in weitem Kreis von Adligenfchwyl bis Littau hinüber. 
Die Tagjapungstruppen ftanden auf der Linie von Meyeröfappel 
an über Udligenſchwyl und den Mooterberg bid auf die Felder 
vorwärts Root. Ihre übrigen Divifionen waren bid an die Emme 
vorgerüdt, nur Ochfenbein mar noch weiter rückwärts im Dorf 
Entlibuh. Dufour rüdte mit dem Hauptquartier von Aarau über 
Muri bis Sins vor. Im beidfeitigen Heeren war man für den 
folgenden Tag (24. November) auf erneuerten Kampf gefaßt. 
Weithin durh die Nacht verfündeten brennende Häufer und 
Scheunen die Gräuel des Krieges. 

In der Stadt Luzern erfuhren der Negierungsrath und der 
fiebendriige Kriegsrathb am 22. das inrüden der Tagfapunge- 
truppen ; fie befchloffen gemeinfam: „fofern die fatholifhen Trup- 
pen nicht Stand halten fönnten, fih in die Urkantone zurüdzu- 
ziehen, um den Kampf fortzufegen®. Folgenden Tages begannen 
die Mitzlieder beider Behörden die Anftalten zu diefem Rüdzug; 
die ſchlimmen Nachrichten vom Kriegsfhauplag her braten Eile 
in diefelben. Eine Proflamation der Regierung an das Volk 
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wurde vorbereitet, fpäter, von Flüelen aus (23. November) er 
laffen. Der Kriegsrath ertheilte dem General v. Salis einen leß- 
ten Befehl mwörtlih im Sinne obigen Befchluffee. Nahe 6 Uhr 
Abends fuhr der Dämpfer, auf welchem fih Schultheiß Sieg: 
wart mit mehreren andern Regierungsräthen, nebſt dem Staates 
fchreiber Bernhard Meyer, Sekretär des Kriegsrathes, gefammelt 
hatten, von Luzern ab. Ammann, der von den Nadifalen ge- 
fürdhtete und gehaßte Verhörrichter, rettete fich eine Stunde ſpä— 
ter durch die Flucht nad Nidwalden. Salis deutete den nur be- 
dingt lautenden Befehl zur Uebergabe der Stadt ald unbedingt 
maßgebend. Dberft Elgger wollte das Gegentheil, Fortfeßung des 
Kampfes in der nicht ungünftigen Stellung, rafchen muthigen 
Angriff nah der nöthigften Nachtruhe früh Morgend am 24. 
November, in vier Richtungen, die er fachfundig bezeichnete. Ge— 
wichtige Stimmen unterftüßten ihn, unter ihnen der wackere 
Dberft und Landammann Schmid von Uri. Das verlangten auch 
die Truppen, fo jene bei Littau, nach Ausfage des Oberlieutes 
nantd Friedrich Crivelli, der in den feurigften Worten verlangte, 
daß, gleichwie das Yandvolf ed freudig thue, fo auch die Etädte, 
auf die Gefahr, Haus, Hab und Familie zu opfern, das Aeußerfte 
zur Bertheidigung vorfehren follten. Salis aber lehnte beharrlich 
ab und ein Rathſchlag freiwillig verfammelter militärifcher Haupt- 
perfonen bewies zwar guten Willen, führte aber doch nicht zu 
dem einzigen Befchluffe, welcher die Ehre der Magiftraten und 
der Krieger ded Sonderbundes zu retten, das ihrem eigenen 
Bolf gegebene Wort zu löfen, die vor der ganzen Schweiz, ja 
vor Europa verkündeten feierlichen Berfiherungen einer muth— 
vollen, Gut und Blut hingebenden PBertheidigung zu erfüllen 
vermocht hätte. Sept gab auch Elgger nad. Er fandte einen Pars 
lamentär an Dufour ab, mit dem Begehren um Waffenftillftand ; 
der General lehnte ihn ab, empfahl freiwillige Uebergabe und 
ald Zeichen derfelben die Aufpflanzung der „eidgenöffifchen Fahne“ 
auf einigen Thürmen der Stadt. Der Stadtrath vermittelte 
beides. 


Am 24. rüdten die Truppen der Tagfabung ein, nachdem 
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jene des Sonderbundes in allen Richtungen entlaſſen worden 
oder ſich ſelbſt aufgelöst hatten. Am genannten und am folgen- 
den Tag hatte die Stadt Luzern 24,000 Mann einzuguartieren. 
Diefe unverhältnißmäßige Anhäufung war zwedlos und Fonnte 
vom Obergeneral nicht gerechtfertigt werden *. Außerhalb der 
Stadt gleihe Anhäufung; denn auf den 24. Abends war in— 
zwifchen auch Ochſenbein von Entlibuch her über die Bramegg 
bis Kriens marfchirt, auf welchem Zug er in Malters bei den 
Gräbern der im Sahr 1845 gefallenen Freifchärler drei Ehren- 
falven hatte abfeuern laffen. Die Luzerner Regierung, in Altdorf 
angefommen, ſah bald, daß jeder Verfuh, ihre Autorität zu be 
haupten, fruchtlos fein würde und löste ſich vollends auf. Mit- 
genommene öffentliche Gelder übergab fte der Obhut der Regierung 
von Uri. Eine legte Konferenz von Abgeordneten einzelner Ur- 
fantone am 25. November, an der audy General v. Salis theil- 
nahm, überzeugten die Unglüdlichen, dab jeder weitere Widers 
ftand vergeblich wäre; Obwalden hatte die Theilnahme an der 
Konferenz abgelehnt. Maßloſer Jubel der fiegenden Partei durch 
die ganze Schweiz gab fund, daß man nod wenige Wochen zu: 
vor auf fo wohlfeilen Sieg nicht gerechnet hatte. In der Stadt 
Luzern felbft artete er feitend der radikalen Partei in völlige 
Auögelaffenheit aus. Nach dem Einzuge der Truppen kamen aud) 
die vom Reuenmordöprozeffe her befannten Anton Müller, Fofeph 
Bühler, Venanz Reinhardt und Andere nah Haufe zurüd. 
Während diefer Vorgänge Fapitulirte Lachen, fehlug man ſich 
(24. November) unterhalb der Schindellegi, wurden Wollerau und 
Pfeffifon von den Tagfagungstruppen befegt, blieb Oberſt und 
Landammann Abyberg, der Divifionsfommandant der Schwyzer 
Truppen, welche ungeachtet empfangener Nachricht von der Ueber 
gabe Luzerns ihre Kampfluſt behauptet hatten, in feiner Stellung 
zu Arth, ohne in diefer oder jener Richtung Wefentlihes zum 


* Mad würde man von einem Befehlähaber im Auslande fagen, welcher 
eine Hauptftadt von 500,000 Einwohnern mit 1,200,000 Soldaten an einem 
Tage überſchwemmen würde?! Das wäre mathematifh genau das gleiche Miß— 
verhältniß, wie in Luzern. 
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Gelingen der Landesvertheidigung beizutragen*, und waltete zu: 
letzt thatſächlich ein Waffenſtillſtand für die beidſeitigen Truppen 
dieß⸗ und jenſeits Küßnacht. 

Unmittelbar nach Beſetzung Luzerns forderte Dufour die 
Regierungen von Schwyz, Uri und Unterwalden zur Unterwerfung 
auf. Alsbald erſchienen in ſeinem Hauptquartier Abgeordnete von 
Unterwalden ob und nid dem Wald, dann von Schwyz, und 
ſchloſſen mit dem Oberbefehlshaber, der nun in Quzern fein 
Hauptquartier hatte, nad eingeführtem Formular die Kapitulas 
tionen ab (25. und 26. November). Abweichend von den früher 
abgefchlofjenen Verträgen diefer Art verheißen diefe neuern nebft 
Sicherheit der Perfonen und des Eigenthumd auch die Erhaltung 
„der Öffentlichen Ordnung“. Ob mit legterem Ausdrud gemilfer- 
maßen die Garantie der wirklichen verfaffungsmäßigen Ordnung 
gemeint war, darüber enthalten die Mittheilungen aus jener Zeit 
feine Auffhlüffe. Da indeffen der folgende Artikel in der Schwy— 
zer Kapitulation, ähnlich. derjenigen von Freiburg, alle fih ers 
hebenden politifchen Fragen dem Entfcheide der Tagfagung unter 
ftellt, fo lag das Schickſal auch diefer Kantone ganz in der Hand 
der fiegenden Mehrheit. Der Große Rath von Schwyz ratifizirte 
am 27. November. Die Kapitulation von Uri folgte mit der 
Formel der Landräthlichen Genehmigung am 28. November. Sie 
enthält den befondern Artikel, daß der der Negierung von Uri 
übergebene Theil der Tejfiner-Beute zurüczuerftatten fei. Bid zum 
folgenden Tag war dad Gebiet aller drei Urfantone befekt. 

So hatten ſich innert dem kurzen Zeitraum eines Monats, 
vom Tage des Audtrittes der Sonderbunds » Gefandtfchaften an 
gerechnet, Freiburg, Luzern mit den Urfantonen und Zug, der 
früher befämpften abfoluten Mehrheitsherrſchaft unterworfen. 


* Ihm wird von feinen Verbündeten bejonders zur Laſt gelegt, daß er am 
23. November vor oder während den Gefechten bei Meyerskappel und Umge— 
gend verfäumt habe, von Arth ber mit der Schwyzer Hauptmacht auf jenen 
Kampfplag zu ziehen, welcher der enticheidende geworden. S. „Beiträge zur 
Gefchichte ded innern Krieges von 1847, von einem Luzerneriichen Miliz = Offie 
ziet“. Baſel, 1848, 
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Noch ſtand Wallis aufrecht. Der kräftige Wilhelm von Kal- 
bermatten fommandirte,, gerüftet zum Angriff wie zur Wehre. 
Die Truppen diefes Kantond waren feit dem 19. Oktober in drei 
Brigaden eingetheilt unter den Oberften Xaver v. Coratrig, Adrian 
v. Gourten (der jedoch zum Kampf nach Ruzern abzugeben hatte), 
und Ignaz v. Werra; das waren der Reihe nach zugleich die 
drei militärifchen Repräfentanten von Unter, Mittel- und Ober: 
Wallis. Bon der gefammten Wallifer Truppenmacht waren feit 
Ende Dftober nahe an 6000 Mann, faum zum dritten Theil 
Milizen, das Uebrige Landſturm, in dem unterften Theile von 
Walis, von Martinah bis hinab nah St. Gingolph am Gen- 
ferfee, aufgeftellt. Der Staatsrath war gutgefinnt, doch nicht von 
jener unerſchütterlichen Feſtigkeit, welche den Befehlshaber aus- 
zeichnete. Kalbermatten war, um Freiburg zu retten, gerüſtet zum 
Ausfall in den Kanton Waadt * und gedachte ſolchen mit we— 
nigftend 4000 Mann auszuführen, unter Vorausſetzung, daß 
Maillardoz feinerfeits auf Chatel St. Denid marjchire. Maillar- 
doz aber behanrte dort in feiner vorgefaßten Meinung, den Feind 
hinter den Freiburger Feldfchangen zu erwarten, wie es vierzehn 
Tage fpäter Salis bei Luzern gethan. Am Vorabend der gleich. 
wohl vorbereiteten Expedition erhielt der Wallifer Kommandant, 
dem inzwifchen Vollmacht zu derjelben ertheilt worden, die Kunde 
von Freiburgs Fall; von nun an war auch Kalbermatten auf 
die Defenfive befchränft. General Dufour feinerfeits erließ am 
21. November an die Regierung die Aufforderung zur Ueber: 
gabe; mit einem bewaffneten Angriff auf Wallis aber zögerte er, 
in fluger und mwohlmeinender Berechnung, ungeachtet der Unge— 
duld der Waadtländer, der Wallifer Flüchtlinge und des Divi- 
ſionskommandanten Rilliet felbit, jo lang als möglich. Bald 
naher traf in Wallis die Nachricht von der Befepung Luzerns 
ein, beftätiget durch die lebendigen Zeugen derfelben, die in Ober- 
wallis angefommenen flüchtigen Mitglieder des fonderbündifchen 


- * Das beftätiget Rilliet in feiner Schrift: Fribourg, le Valais et la 
premiere division S. 77. 
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Kriegsrathes. Der Staatsrath begann zu wanken, berief den Gro— 
den Rath und diefer ertheilte, unter beharrlihem Widerfpruch v. 
Kalbermatten’d, Vollmacht zur Unterhandlung für die geforderte 
Uebergabe (28. November). Außerhalb der Grenze war inzmwifchen 
Rilliet angekommen, ungeduldig, den March in das ihm wohl— 
bekannte Wallis zu eröffnen, und unabläffig getrieben durch eine 
zahlreiche Schaar von Flüchtlingen, die feit dem Tage von Trient* 
auf die Herrfchaft der Minderheit über die Mehrheit harrten, und 
ſchon am 8. November ihre bewaffneten Dienfte angetragen hat- 
ten, dann auf Empfehlung des Divifionärs felbft dur den 
Kriegsrath zu Bern in eidgenöffifhen Sold genommen worden. 
Bereitd am 1. November hatte das Komite diefer Freifchaar eine 
fehr verführerifch abgefaßte Adreſſe an dad Wallifer Volk erlaffen, 
welche dafjelbe unter Anderem vor den trügerifchen Hoffnungen 
auf das Ausland mit den prophetifchen Worten warnte: „hr 
werdet Euch felbjt überlafjen bleiben; das möget Ihr ale gemiß 
annehmen!“ Moriz Barman war Präfident ded Komite's, auch 
Haupt der Flüchtlinge in jeder Rückſicht; zugleich bekleidete er 
die Stelle eined Generaladiutanten des Divifionärd. Diefe Frei— 
fchärler waren fo hitzig, daß fie, ald Dufour immer noch zauderte, 
auf eigene Fauſt in den Kanton einbrechen wollten, was ihnen 
ein drohendes Abmahnungsfchreiben feitend des Divifiondfom- 
mandanten einbrachte. Am ungeduldigften von allen war der 
Staatsrath von Waadt, deffen Mitglieder in Gefammtheit im 
Hauptquartier zu Aigle erfchienen und verlangten, dab dem 
drüdenden Zultand ter Dinge ein Ende gemacht werde. Rilliet 
bereitete wirklih den Angriff auf den folgenden Tag (29. No- 
vember); er jollte auf mehreren Punkten der Linie zwifchen ©t. 
Gingolph, St. Moriz und Lavey ftaltfinden. Aber während der 
Naht wurden in Folge jened Großrathsbeſchluſſes die Wallifer 
Mannſchaften entlaffen. Kalbermatten hatte für den Fall, daß 
der Große Rath fih zur Kapitulation oder auch nur zur 
Einftellung der Bertheidigungsoperationen entfchlöffe, für welch 


* Vergleiche Band III. Seite 142. 
Die Schweiz. IV. 3 
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legtere er, Kalbermatten, früher unbedingte Vollmachten erhalten, 
bereitd die Demiffton in feiner doppelten Gigenfhaft ald Ober: 
fommandant der Truppen und als Mitglied des Staatdrathes 
eingegeben (27. November). Nachdem der Fall dann wirklich ein- 
getreten, zog er fih mit dem Ausrufe: „meine Laufbahn ift ge- 
fhlofjen!* nah Martinach zurüd, und im Hauptquartier Rilliet’s 
trafen Heinrih Ducrey und Anton Ludwig de Torrents ald 
Standesbevollmädtigte zur Unterhandlung und zum Abfchluß 
der Kapitulation ein. Genannte beide Männer hatten jener Min: 
derheit des Großen Rathes angehört, welche feiner fonfervativen 
Richtung beharrlichen Widerſtand entgegenftellte. Rilliet machte 
fi den nedenden Genuß, die Abgeordneten zunächſt in Sous— 
vent, einer Befigung von Moriz Barman, zu empfangen. Der 
Kapitulationsabfchluß felbft fand in Ber ftatt am 29. November 
Vormittags. Die Regierung war fo mürbe geworden, daß jie 
Bollmaht zum unbedingten Abfhluß gegeben hatte, falls ein 
Ratififationdvorbehalt Anftoß erzeugen würde. Diefer Umftand 
blieb jedoch dem Kommandanten NRilliet unbefannt, Die Ratifi— 
fation feitend ded Staatdrathes folgte noch gleichen Tages. In 
der Kapitulationdurfunde wurde die Zahl der Dffupationdtruppen 
auf höchſtens 8000, das Uebrige in Uebereinftimmung mit den 
früheren Kapitulationen feftgefegt. Mit dem 30. November er 
folgte der Einmarfch und die Befegung des Landes. 

Der kurze Krieg zwiſchen den beiden großen Parteien der 
Schweiz foftete die Kantone der Mehrheit 74 Zodte und 377 
Verwundete; jene der Minderheit 50 Todte und 175 Verwun— 
dete, unter jenen 11 PBerfonen, die wehrlos umgebracht wurden, 
eine Anzahl Freiburger, die in gleicher Weife ihr Leben verloren, 
nicht gerechnet. In den Gefechten bei Gififon, Honau und Root 
am 23. November wurden von den ins Feuer gefommenen fieben 
Batterien (ded Tagfagungsheeres) 378 Schüffe gethan, was auf 
eine Batterie 54, auf ein einzelnes Gefhüg 131/, Schüffe bringt *. 


* Botſchaft des Bundesrates zum Entwurf der neuen Militärorganifation, 
vom 25. April 1849, 
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Der , Sonderbund ® war nun aufgehoben und aufgelöst; 
die Magiftraten der VII Kantone, die ihn zum Schuß bundes- 
mäßiger Rechtſame gefchloffen, waren flüchtig oder hatten fi, 
erdrüdt vom eigenen Gram und vom Unmillen ded Volkes, der 
nach einer Niederlage nicht ausbleibt, in ihre Heimath zurückge— 
zogen; die Jeſuiten waren verſchwunden, ihre Erziehungshäufer 
und Wohnungen von fanatifirten Miligen befegt; die Tagſatzung 
- hatte feine Gegfler mehr; die mihfälligen, bekanntlich fehr über- 
wiegend geweſenen, Mehrheiten in den Sonderbundäfantonen 
fanden fih zum Stillfchweigen verurtheilt; die Bolfsfouveränetät 
in denfelben, Garant einer ungefälfchten Demokratie, war dar- 
niedergeworfen und der Beweis geleiftet, daß jene vielgepriefene 
Bolfdfouveränetät in den Augen der Mehrheitäherrfcher der 
Schweizer nur dann Geltung. hatte, wann fie derfelben zu ihrer 
eigenen Erhebung auf die Regentenftühle bedurften. 


Zweiter Abfchnitt, 


Erfte Ereignifje in den Sonderbundöfantonen nach deren Belegung. Das Schick— 
fal der Häupter. Der Uebermuth und die Unthaten eines Theils der Taglapungs: 
truppen. Flucht und Zerftreuung der Zefuiten. Die Nevolutionirung der VII 
fathofifchen Kantene unter den Aufpizien der Repräfentanten der Tagfagung. 
Ihre Neu Konftituirung. (Winter von 1847 
auf 1848}. 

Mit der Belegung der Sonderbundäfantone änderte fih ihre 
ganze Lage. Sie waren eroberte Provinzen und erfuhren ſolches 
thatfählih. Die früheren Staatshäupter mußten zum größern 
Theil durch Flucht oder verborgenen Aufenthalt vor fchweren 
Mißhandlungen fih retten; eben fo einzelne höhere Dffiziere. 
Siegmwart, Bernhard Meyer, v. Elager, dann die wenigen aud- 
ländifchen Offiziere, welche in den Neihen der Sonderbundätrup- 
pen gedient hatten, flüchteten über die Furfa und den Simplon 
nah Italien; Siegwart hatte 70 Kranken Baarfchaft mitge- 
nommen ; in Brig angefommen, hatten er und feine nächſten 
Freunde noch ein paar Franken für Dedung ihrer Bedürfniffe. 
Dagegen blieben General von Sonnenberg, Oberft (Schultheiß) 
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Rüttimann, der treu bei ſeiner Diviſion ausgeharrt, und der 
Kriegskommiſſär Zünd im Luzern zurück. General Salis hatte 
ſich am 24. früh über Winkel und Unterwalden nach Uri bege— 
ben. Schultheiß Fournier machte ſich unſichtbar; er mußte an— 
gemeſſen finden, längere Jahre im Kanton Genf ſich aufzuhalten, 
bevor er an die Rückkehr in die freiburgiſche Heimath denken 
konnte. Die Häupter der übrigen Kantone wurden entweder 
unmittelbar nady dem Einzug der Tagſatzungstruppen, oder bald 
nachher, durch revolutionäre Bewegungen aus den Aemtern ver: 
drängt. Augenblidiih herrfchte Gewalt und Anarchie überall, 
Die Iodenden und moblklingenden Berficherungen der Tagfagung 
und ihres Obergenerald gingen nit in Erfüllung; eben fo we 
nig wurden feitend der Sieger die dur die Kupitulationen 
eingegangenen Berpflichtungen erfüllt. Dufour’d Gefinnung war 
zwar, fo weit es feine Stellung erlaubte, parteilos; aber von 
Allem, was er vermöge ſolch befferer Gefinnung gewünfcht -und 
erwartet haben mochte, gefhah das gerade Gegentheil; denn er 
überfab, den politifchen, vor Allem aber den Eonfeffionellen Fa— 
natismus in Anfchlag zu bringen, der feit Jahren gegen die fa- 
tholifchen Kantone in Wort und Schrift, vor Allem aus durdy 
eine Unmaffe von radifalen Zeitungen, mit welchen die Schweiz 
überſchwemmt war, und von zahlreichen bo&haften Flugfchriften, 
welche jeden Sinn für Necht und Toleranz auf lange hin unter: 
graben hatten, angefacht worden. In Freiburg begannen die 
Gräuel, um fih fpäter der Reihe nah in einigen der andern 
befegten Kantone zu wiederholen. Echon tie Beſetzung von Freis 
burg am 14. November mit einer Heberzahl von 12- bis 15,000 
Mann war militäriicher Uebermuth und den Anordnungen des 
Dbergegerald widerſprechend. Diefe Eigenmacht fällt dem Oberft 
Nilliet zur Zaft, der, nach eigenem Geftändniß, feinen Truppen 
für bewiefenen Rampfeteifer oder fonftiges gutes Verhalten „dieſe 
Eutisfaftion® gewähren wollte *. Der Bürger wurde mit Ein— 
quartierungen überladen; Konfervative mußten ihre politifche 


»Rilliet, am a. DO, Seite 40, 
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Geſinnung durch ſtärkere Einquartierungslaſt büßen, als Jene, 
ſo der Umwälzung günſtig. Von den Truppen wurde ſodann 
in der Stadt im ausgedehnteſten Maßſtabe wiederholt, was ſie 
ſchon auf der Landſchaft verübt hatten: Plünderung und Raub. 
Zu den Truppen geſellte ſich das wilde Element der politiſchen 
Flüchtlinge nebſt unbekanntem ehrloſem Gefindel *, welche ver: 
eint die politiſchen Gefangenen befreiten, deren erflärliche Hetze— 
reien die proteftantifhen Soldaten noch mehr fanatifirten, als 
fie e8 jhon waren. Der 15. November war Zeuge einer Maſſe 
von Schandthaten, gegen deren volle Erzählung fich die Feder 
fträubt. Das Kanzleigebäude, Sitzungslokal ded Staatörathes, 
in welchem fich deſſen gebliebene Mitglieder zum legten Mal ver: 
fammelten, wurde geftürmt **; die Anmefenden mußten fi dur 
die Flucht retten (fo Schultheiß von Forell), oder wurden miß— 
handelt. Aehnliches gefhah in den Wohnungen von Schultheiß 
Fournier und Andern. PBornemlich aber entlud fih die Wuth 
gegen die Priefter ***, die Kirchen und die Gebäude der geift-. 
lien Orden, und zwar von Seiten der in den legtern einquars 
tierten Truppen felbft; vor Allem in den Penſionats- und Kol- - 
legiumdgebäuden der Sefuiten. Sin denfelben waren drei Bas 
taillone Infanterie, eined von Bern, die andern zwei von Waadt, 
einquartiert. Ihre Aufführung ift in wenigen, aber gewichtigen 
Worten erzählt. In der Kapelle „der heil. Engel® wurden Als 
täre und Tabernafel umgsworfen, die Reliquien des hl. Gau: 
dentius aus dem Schrein geriffen, zerftreut und mit Füßen ge: 
treten, die heiligen Dele geftohlen, die Meßgemänder aus den 
Schränken gehoben, in der Kapelle, auf Gängen und Treppen 


* Tillier: „Geſchichte der Eidgenoffenfchaft während der Zeit des ſo— 
geheißenen Fortichrittes‘; Band III; Bern, 1855. 

** Durch eine Bande von gewefenen Flüchtlingen oder andern Freibur: 
gern; Bundestruppen waren nicht dabei. Oberft Bontems führte im Jahr 
1852 dieſe Thatjache im Nationalrath an mit dem Beilage: er habe fpäter das 
Haupt der Bande feftnehmen laffen, 

*** Tillier erzählt theild bloße Mißhandlungen, theild auch die Ermordung 
eines Priefters; letztere geſchah auf dem Lande. 
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hin⸗ und hergeworfen. In der Bibliothek wurden die Glas: 
fchränfe mit Gewehrfolben eingeftoßen, dann die Bücher theild 
eingepadt, theild zum Fenſter hinausgeworfen. In den Mufik- 
fälen wurden vierzehn Fortepiano’s zertrümmert, die große Trom⸗ 
mel dur einen Sprung eingerannt, die übrigen Inſtrumente 
ebenfalls zerichlagen. In den Kleiderzimmern der Zöglinge (laut 
dem dem Berfafler vor Augen liegenden Inventar wohl ausge: 
ftattet, denn die 5- bis 600 Zöglinge gehörten zum guten Theil 
vornehmen Familien ded Auslanded an), wurde der reiche In— 
balt geplündert und von den Soldaten als gute Prife behandelt. 
Auch Gemälde, Kelche und andere Silberwaaren wurden mwegge: 
fchleppt. Nichts blieb unverlegt oder unangegriffen; auch das 
Bureau des Borfteherd diefer berühmten, mit dem Bertrauen 
von Taufenden von Vätern beehrten Erziehungsanftalt wurde er- 
brohen , deffen Korrefpondenz umbergeftreut. Man fchäßte den 
in diefem Inſtitut allein angerichteten Schaden auf Fr. 200,000, 
die bübifche Zerftörung an den mufifalifchen Inſtrumenten allein 
zu 5035 Franken. Raubſucht und brutale Zerftörungsluft über- 
. boten fih. in einziger waadtländifcher Offizier wagte Miß— 
billigung, richtete aber nichts aus. Es iſt daher nichts weniger 
als auffallend, wenn damals und fpäter nadherzählt wurde, daß 
einzelne der geftohlenen Objekte von Werth in den heimathlichen 
Wohnungen von Offizieren gefehen worden feien. Das Urtheil 
der Gefchichte ift demnad fein zu hartes, wenn fie -fagt: daß 
das genannte Gebäude, den Militärobern bewußt, der Plün- 
derung preiögegeben wurde. Aber nicht bloß das Eigenthums— 
recht wurde mißachtet; die Perſonen waren es nicht minder; die 
noch anmefenden Bewohner des Haufe wurden ald Gefangene 
behandelt und durften ohne befondere Bewilligung weder ein- 
noch ausgehen. Die aufgeftellte Wache mar gegen diefe, nicht 
gegen die Plünderer gerichtet * Gleiche Zerſtörungs- und 

* Die Vertreibung der Jejuiten aus Freiburg und die oben erzählten Ne— 
benumftände gaben Anlaß zu nachträglichen Betrachtungen und Mittheilungen 
über Umfang, materielle Bedeutſamkeit und Vermögen ihrer dortigen Anftalten, 
Es waren deren zwei: das Kollegium und das Penſionat; erftere& war den 
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Plünderungswuth im Seminar und im Ligorianerkloſter. Im 
Lyceum erlitten das Naturalien- und das phyſikaliſche Kabinet 
und die Münzenſammlung bedeutende Verlürſte. Nicht beſſer ging 
es in den Kirchen. Befoffene Soldaten verhöhnten in priefterlicher 
Kleidung die heiligen Handlungen; die geweihten Gefäße wurden. 
entehrt, hierauf geftohlen, die Altäre befudelt, die Tabernafel er: 
brochen. | 

Solche Ereigniffe fprechen durch fich felber; fie verurtheilen 
unnachfichtlich Diejenigen, denen Gewalt und Macht gegeben 
war, fie zu verhindern, und welche dazu auch die rechtliche Pflicht 
hatten. Dem Divifionsfommandanten Rilliet fehlte faum eine 
der für fo hohe Stellung erforderlihen Eigenfchaften, am We- 
nigften eine durchgreifende Energie. Er entwidelte fie aber erſt, 
als es zu fpät war, durch den ftrengen Tageöbefehl vom 16. 
November, in dem er erklärte, daß „die Zeit der Nachſicht nun 


Jejuiten von der Regierung übergeben; das andere die Schöpfung einer Gefell» 
fhaft von Aktionären, die fih um den Wohljtand von Freiburg vieljeitige Ver— 
dienfte erworben haben. Gaullieur in feiner Schrift: „La Suisse en 1847; 
Gensve 1848, behauptete, dag dem Kollegium ein Vermögen von 2 Millionen 
Franken an Grundbefiß und Kapitalien zuftatten gekommen ſei. Crétineau⸗Joly 
in feiner „Histoire du Sonderbund”, offenbar beſſer unterrichtet, bringt eine 
genaue Berechnung, nach welcher der Reinertrag der dem Kollegium feitend des 
Staated zugemwiejenen Dotation (inbegriffen einen direkten Baarbetrag von 
Fr. 1200 aus der Staatäfaffe) zu Fr. 15,500 fich ftellt, aus welcher Summe 
der Unterhalt der Gebäude und die Suftentation von dreißig Vätern der Ge 
jellihaft, nebft mehrerm Anderm, beftritten werden mußte, jo daß es auf jeden 
diefer Herren durchfchnittlich nur Fr. 300 auf's Zahr traf, eine Summe, mit 
welcher weder Univerfitätsprofeſſoren noch Primarlehrer vorlieb nehmen würden. 
Das Penfionat beftand für fih und machte felbftverftändlich reichlichen Gewinn, 
von welchem der Ueberſchuß durch die Aktionäre, nach Befriedigung ihrer Zinds 
anfprüche, den Statuten zufolge für verfchiedene wohlthütige Zwede beftimmt 
war und verwendet wurde, Die Jeſuiten felbft biieben arm, aber die Stadt zog 
große pefuniäre Vortbeile aus ihren Anftalten. Gretineau berechnet die im 
Folge ihres Beftandes durch Fremden:Affluenz, Aufenthalt der Eltern und Auf⸗ 
wand der Zöglinge alljährlich in Umlauf gefommene Baarfumme auf mehr denn 
eine Milion Franken, und weiſet den Vorwurf Gaullieur’s, es fei der meifte 
Bedarf für jene Inftitute aus dem Ausland bezogen worden, als unbegründet 
zurüd, 
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vorüber fei und daß jeder dem Heer Angehörige, der feine Pflich- 
ten verlegen werde, nach der ganzen Strenge der Geſetze beftraft 
werden foll;“ dann erflärte er die Stadt in Belagerungszuftand 
und Tieß an allen Kirchtbüren Befehle anfchlagen, wonach jeder 
Militär, der an Kirchen, Ordenshäuſern, Kultusgegenftänden, 
Spitälern, an der Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums 
ſich vergehe, feitzunehmen fei. Die flattgefundenen Schandthaten 
fhob er vornemlich auf die Bernertruppen, ala nicht zu feiner 
Divifion gehörend; aber die Waadtländer waren, wie mir gefehen 
haben, auch dabei. Um übrigens deren Schuld möglichft zu 
mildern, warnte er in feinem Tagesbefehl vor den Hetzereien 
jener „falfhen Freunde“, welche die Armee zum Werkzeug ihres 
perfönlichen Grolles mißbrauchen. Er überfahb dabei, daß es 
feine Pflicht gemwefen wäre, die „falfchen Freunde® und die Trup- 
pen zugleich zu rechter Zeit im Zaum zu halten. Rilliet er: 
nannte auch eine Unterfuchungsfommilfion zur Ermittlung der 
Verwüſtungen und anderer Extzeſſe; fie arbeitete bid 18. Dezem— 
ber. Die große Zahl bei ihr eingegangener Klagen und Refla- 
mationen blieben unberüdfichtigt, wie aus dem fpätern Bericht 
des ehemaligen Oberftfriegäfommiffäre Eching über die Kriegd- 
- foftenrechnung zu erfehen ift*. Dufour, von dem Gefchehenen 
in Kenntniß gelegt, fprach feinen bittern Unwillen darüber aus, 
und verordnete, weitergehend als der Divifionsfommandant, das 
friegsrechtlihe Kinfchreiten gegen die Schuldigen, Alles doc 


* Nilliet entjehuldiget ſoviel möglich die Soldaten und bemerkt: er 
hätte feine Erzählung „pikanter“ machen können durch Mittbeilung der wirkli— 
hen Urheber der „desordres”. Aber auf dem Titelblatt feiner Schrift glänzte 
das Motto: „La verite, rien que la verite”. Warum ſchwieg er über diefe 
„Urheber“? Einze'ne Soldaten jelbft fagten beſchämt: „nous n’oserons plus 
retouruer chez nous”. Alles S. 50 der oft zitirten Schrift. Deßgleichen ver: 
ſichert Rilliet, daß er die Protofole der Unterfuchungsfommiffion eingefehen und 
daß der Inhalt derfelben Manchen zum Schweigen bringen würde. Aber trog 
eined Motto's machte er ihm nicht befannt (5 53). 
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nicht ohne den Ueberwundenen einen unverdienten Fußtritt zu 
geben*. Es find feine Strafurtheile bekannt geworden *. 
Nur kluger Vorſorge anderwärts iſt es zu verdanken, daß 
nicht noch mehr Unheil ſich ereignete. In Montet bei Stäfis 
am Neuenburger See hielt die katholiſche Srauengenoffenichaft 
du Saecre-Coeur ſeit Jahren ein Penfionat für die Erziehung 
von Töchtern aus den böhern. Ständen, das wie andere Häufer 
des gleichen Frauenordens in und außer Frankreich fichtlich ge- 


* Dufour ſchrieb nämlich ar Rilliet in der Antwort auf die Berichte über 
die ftattgefundenen „desordres“: „il n’y manque que le meurtre, mais 
nos ennemis auront soin de l'y ajouter,“ 

Die Gräuel in den Jeſuitengebäuden zu entſchuldigen, verftiegen fic Blätter 
aus dem radikalen Lager zur Verbreitung der Lüge: „man habe im Jeſuiten-— 
kloſter einige taufend Stricke mit Ring und Hafen gefunden, die feinen andern 
Zweck baben fonnten, als die guten lieben Eidgenoffen, wenn man fie einmal 
in der Gewalt gebabt, daran zu hängen.” Basler Zeitung, vom 27. Novenber. 
Crotineau⸗Joly in feiner „Histoire du Sonderbund, 1850, macht ſich über 
die Aufichneideret luſtig und gibt zu verftehen, daß die vorgeblichen Erdroſſelunge⸗ 
werfzeuge nichtd anderes geweien, ald Seile oder Stride, deren fich die Zög— 
linge zu ihren gumnaftifchen Uebungen bedient haben mochten. 

** Milliet bemerkt in feiner Schrift. das berühre nicht ihn, ſondern die 
Milirärzuftiz, verfichert übrigens, daß in Folge der Verwendung des Oberften 
Kurz eine große Zahl ıgeraubter) Gegenftinde zurücdgegeben worden fei. Sein 
Verhalten tritt übrigens in das ſchlimmſte Licht in Folge eines in jpätern Jah: 
ven zmijchen ihm und Julian Scaller eingetretenen Zerwürfniffee. Es wurde 
in Felge deifen fund, daß Nilliet, der parteilos feine militäriichen Pflichten zu 
erfüllen gehabt hätte, ftatt deifen, nach feiner Ernennung zum Divifionär, fi 
in intimfte Verhältmiffe zu dem Führer der Aufftändifchen, Julian Schaller, 
und deffen polittichen Freunden geftellt und daß Schaller dem Freund Rilliet 
im entfcheidenden Zeitpunkt gefchrieben hatte: „Laſſen Eie dem Unwillen der 
eidgenöſſiſchen Truppen gegen Sefuiten, Praffen und ihre Anhänger freien Lauf. 
Sie baben unſer Volk zu einer folhen Stufe viebifher Dummheit gebradt, daß 
ihm nur das Unglück die Augen Öffnen kann.” Schafler befannte ſich in offe: 
nem Brief an Oberft Rilfiet zu folder Korreſpondenz, erinnerte darin den letz— 
tern an jene Zuſammenkünfte und feßte bei: „Damals ließen Sie fih ganz in 
unierm Sinne aus; Sie überboten unfern Zorn und verfprachen unter Anderm, 
einige Bomben auf das Jefuitenneft genannt Penfionat, fhleudern zu laſſen, um 
es in Ajche zu legen.” Im Weitern habe er, Rilliet, mit ihm eine gebeime 
Korrefpondenz für Die Dauer des Feldzuges verabredet; aus allem Dem gehe 
zur Genüge hervor, daß er Theilnehmer an den Handlungen geweien, die er 


dieh *. Durch maadtländifhes Gebiet gänzlich von freiburg ab» 
gefhnitten, fahen fich die Frauen in Montet allen zu beforgen- 
den Unbilden des Krieges ausgefegt und entfchloffen fich daher, 
auf den Rath des Bifchofd von Laufanne, zu guter Zeit audzus 
wandern (15. Oktober). Mit Hinterlaffung weniger Ordens 
glieder zur nöthigften Hut ded Hauſes verfügten fie fih zunächſt 
nad Genf und lösten, durch die Ereigniffe gezwungen, die blühende 
Anftalt auf. Die proviforifhe Regierung von Freiburg wollte 
nachhin ſich der Befipung bemächtigen, welche jene Frauen inne- 
gehabt: allein die offizielle Einfprache der franzöſiſchen Regierung 
verhinderte fie an ſolchem Frevel gegen das Eigenthumsörecht. 
Im Wallis ging ed ähnlich her wie in Freiburg. Dort 
fommandirte wieder Nilliet, dem die in Freiburg erlebten Gräuel 
noch in frifcher Erinnerung hätten fein follen. Gleichwohl hauste 
die rohe Mannfchaft der eidgenöſſiſchen Dffupationstruppen dort 
nicht viel beffer, namentlich zu Brig; aus den Todtenfapellen 
von Naterd und Glis fchleppten die Soldaten Todtengebeine weg 
und heizten damit den Ofen, obwohl ed an Holz nicht fehlte. 
Mit Prügeln und Steinen warfen fie die Fenſter an der Kirche 
des Frauenflofterd ein; fie maskirten fi mit Ordenskleidern 
oder firhlichen Gewändern, hielten in folder Bermummung lär- 
mend und heulend Prozeffionen, trugen einen befoffenen Solda- 
ten, unter Nahäffung des Kirchengefanged, gleich einem Heiligen» 
bilde herum; fie unterließen mit einem Worte nichts, was das 
berechtigte religiöfe Gefühl der Fatholifchen Bevölkerung des Lan- 
des tief verlegen mußte. Im Innern des Jefuitenfollegiumd bes 
trugen fie fich nicht beffer, ald die Truppen in Freiburg. Biels 


nun mißbilligen und auf Rechnung Anderer fchreiben wolle. (Aus dem Brief 
Schaller's an Oberſt Rilliet, datirt Bern, 28. November 1850). Die beiden 
Bertheidiger der Humanirät, Bildung und Aufklärung gerieihen dann noch in 
ernftern Hader; es drohte ein Duell ; aber gute Freunde vermittelten Alles jo 
gut, daß fich Beide weiter fein Leid zufügen und die ſchmutzige Wäjche von 
dann an im engern Kreije der Ramilie wuſchen. 

* Genannte Frauengenofjenichaft hatte es unter dem Schutze des Biſchofs 
P. T. Yenni errichtet. 
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mehr liberboten fie diefelben noch. Sie hieben einem großen Kru- 
iifie den Kopf ab und Fugelten diefen auf dem Boden herum ; 
ungeachtet ausdrüdliher an die Thüren angefchlagener Verbote, 
fhlugen fie die Keller und Bibliothefthüren ein, verdarben, zer: 
ftörten und plünderten, was ihnen in die Hände fiel; felbft die 
Inſtrumente im phyſikaliſchen Kabinet verfchonte ihre Zerftörungs- 
wuth nicht. Mit dem Feuer gingen fie fo fchlecht um, daß meh- 
rere Male zum Löſchen geftürmt werden mußte. Aber. diefed Lö— 
[hen war ihnen nicht genehm, bi der Kommandant endlich 
drohte, fie fammt dem Haufe verbrennen zu laffen. Die nämli- 
hen Helden fließen in jenem Saale des v. Stockalper'ſchen 
Schloſſes, in welchem fih die Familienarchive und Familienbil— 
der befanden, die Thüren ein und raubten Papiere und Perga- 
mente aller Art; * fie zerfiörten und plünderten auch in andern 
Theilen des Haufed. Diefer Unfug wurde fo fchamlos betrieben, 
dag ein Brigadeoberft gendthigt war, die Pakete auf der Poſt 
öffnen zu laſſen, um der verdächtigen Verſendungen von allerlei 
Gegenftänden von Werth, filberner Serviced, Damenſchmuckſachen, 
u. dal., habhaft zu werden. Selbft ein großer Käfediebftahl wurde 
entdeckt, dann freilich wieder gut gemacht. Manche perfönliche 
Mißhandlungen liefen nebenbei; mamentlih waren die Borfteher 
der Stadt, welche für die öffentlihe Ordnung nicht minder ale 
für die Berpflegung des Militärs zu forgen hatten und wirklich 
jorgten, ſelbſt förperlihen Mißhandlungen ausgeſetzt und in Le— 
bensgejahr. Das Alles geſchah nicht etwa in der Aufregung des 
Einmarjches oder von Gefechten, jondern zur Zeit ruhiger Okku— 
pation, alſo nad Abſchluß der Kapitulation. Als Schuldige 
bezeichnen die dem Berfaffer vorliegenden fchriftlichen Mittheilun- 


* Gin Soldat, David Chalenet, deponirte hierüber: er babe die Papiere 
im Haufe der Barone in Brig in feiner andern Abficht weggenommen, ald um 
fie den Regierungsräthen in Bern zugehen zu lalfen, melde ihnen an einer Ver: 
jammlung im Gaſthaus zum Bären dafelbft empfohlen hatten, „weder Prieſter 
noch Klöfter, noch Barone zu verfehonen“. (Aus der „Aktenſammlung betreffend 
das Kollegium und die Stiftungen der Klöfter in Brig, von 1648 bis 1851“, 
im Staatsarchiv von Wallis.) 
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gen zwei Bataillone aus Genf und Waadt, die wie den Bür- 
gern, fo auch ihren militärifchen Obern Troß boten. Selbft Of: 
figiere nennen fie, welche Sefretäre erbrachen und fich der Ge— 
meinbeit fhuldig machten, denfelben vertraute Familienforrefpon- 
denzen zu entheben. Mit Anerkennung fprechen dagegen die glei— 
chen Berichte von dem Verhalten des Brigade-Oberftin Beillon. 
Auch in Bifp und Leuf wurden ftrafbare Frevel verübt. 
Entrüftet über die Gräuel in Freiburg hatte Dufour in ſei— 
nem Tagesbefehl vom 22 November vor dem Einmarfch in den 
Kanton Luzern feinen Truppen zugerufen: „Achtet die Kirchen 
und alle Gebäude, welche dem Gottesdienft geweiht find! Nichts 
befledt Eure Fahne mehr, als Beleidigungen gegen die Religion. 
Nehmt alle Wehrlofen unter Euren Schug, gebt nicht zu, daß 
diefelben beleidiget oder gar mißhandelt werden. Zerftört nichte 
ohne Noth, verfchleudert nichts!“ Das waren Worte in den 
Wind gefprohen. Was Kneipe und fihlechte Zeitungen feit lan- 
gem empfohlen hatten, das galt. War es jahrelang diefen beiden 
Dildungsmitteln vergönnt gewefen, jeglicher Art Mißhandlung 
auf politifche Gegner herauf zu beſchwören, ja felbft den zu po— 
litiſchen Zweden verübten Meuchelmord zu befhönigen: fo ift 
ed erflärlich, daß allerlei Rohheiten nun maffenhaft zum Durchs 
bruch famen, und daß auch Dufour’s, dem Stadtrath von Lu— 
zern gegebene fhriftliches Berfprechen, die „Sicherheit der Per: 
fonen und des Eigentums“ handhaben zu laffen, nicht in Er: 
füllung ging. In diefer Stadt wurde in den Häufern von Sieg: 
wart und lager und mehrerer anderer angefehener Berfonen 
Alles zerftört; in Runftfabinete, Kramläden, Wirthfchaften, über. 
all wurde eingedrungen, wo etwas zu holen war. Koſtbare 
Stod- und Tafchenuhren, deßgleichen baared Geld aus den Kram- 
läden, wurden geftohlen, andere Gegenftände, felbit Föftliche Le- 
bensmittel, der Zerftörung preisgegeben. Ein Trupp Soldaten 
drang in ein Wirthshaus ein, in welchem fie Alles, was nicht 
wegzufchleppen war, zertrümmerten, den Wein aus den Fäffern 
auf den Kellerboden ablaufen ließen ; Aehnliches in andern Wirthö- 
häuſern. Nur die wirklich angegebenen Eigenthumsbefchädigun- 
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gen erftiegen eine anfehnlihe Summe; Biele Eigenthümer hüteten 
fih aus Furcht vor Klagen und Anzeigen. Neben alleın den 
wurden auch in Luzern gegen das ausdrüdliche Verbot des Ober: 
befehlshabers Gräuel der kraſſeſten Intoleranz verübt, unter An- 
dern in einem Haud ein Kruzifig verlangt, diejed dann zu Bo— 
den geworfen und zeritampft. Die Schuldigen waren Berner 
und Bafellandfchäftler. Borangehend dein frafwürdigen Beneh— 
„ men der Truppen hatte ein Theil der Bewohner von Quzern 
felbft übel gehaufet. Als das Verſchwinden der gejeglichen Re- 
gierung alle Bande gelöfet, gingen die Anhänger der frühern 
Ordnung kopfhoch, mißhandelten die Gegner, öffneten gewaltfam 
die Gefängniffe, befreiten politiſche und Militärgefangene und 
wollten felbft gemeine Verbrecher in Freiheit fegen *. Wukde 
tie Stadt Quzern durch die Truppen hart mitgenommen, fo war 
ed die Landſchaft noch mehr, doch zumeift noch während der 
Dauer des Krieges und vor der Einnahme der Stadt. Schwels 
gereien in den zwei Frauenklöſtern zu Rathhauſen und Efchens 
bach, Nachehandlungen der ehemaligen Bernifchen und anderer 
Freifchärler, welche entweder unter den Milizen fich befanden oder 
im Gefolge derjelben durch das Land zogen; Plünderung, Zer— 
ftörungen, Erpreffungen, Brandlegungen, zumal bei der Divifion 
Ochſenbein, bei leßterer auch Frevel in Kirchen und an gotteös 
dienftlihen Gegenftänden (in Efcholzmatt und im Kapuzinerflo- 
fter bei Schüpfheim), füllen die Blätter der Gefchichte jener Tage 
aus; theilmeife reichten diefe Unordnungen auch über den Tag 
der Uebergabe von Luzern hinaus **). Eine damald aufgenom- 


* Bericht der proviforifchen Regierung an den Großen Rath, 17. Dezem— 
ber 1847, 

** S. die Schrift: „Die Schickſale der Landſchaft Entlibuh im Novem— 
ber des Zahres 1847“. Schaffhaufen, bei Hurter, 1850. Die in diejen Büch— 
fein mit allen Zeichen der Wahrhaftigkeit erzählten Gräuel find weder einer Ents 
ſchuldigung, noch viel weniger einer Nechtfertigung zugänglich; der Verfaſſer 
deffelben ftellt der Indisciplin auf diefem Entlibucher Zuge Ochienbein’s den 
Feldmarſchall Wellington entgegen, der bei dem Einmarſch in Frankreich im 
Winter 1813 den erften unter feinen Truppen vorgekommenen Raubverfuch mit 
dem Strange beftrafte. 
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mene Schadenfhagung brachte Fr. 562,622. 78 Rp., die Klö— 
fter St. Urban und Rathhaufen ungerechnet. Im Kanton Lu— 
zern gingen 39 Gebäude in Flammen auf. 

Im Jeſuitenkollegium von Schwyz wiederholten fich theils 
weife die Vorgänge von Freiburg; fein Theil des Gebäudes in 
feinem ganzen Innern, der nicht ſchwer befchädigt oder vollends 
zerftört worden wäre. Darüberhin vergriff fih die fanatifche 
Wuth der Befahungsiruppen an dem Leichnam des ein Jahr zu- 
vor geftorbenen Rektors P. Drach, eines Schweizerbürgerd aus 
dem Aargau, ein revel, der furz zuvor auch an dem Leichnam 
eines Laienbruders in Stäfis (Kanton Freiburg) verübt worden. 
Es dient zu etwelcher Erholung, melten zu fönnen, daß die Be- 
fegung von Einfiedeln frei blieb von rohen Erzeffen im dortigen 
Klofter. Bon der Bevölkerung des Fleckens, damals noch in 
übelverftandener Oppofition gegen das Klofter befangen, wurden 
die Tagfagungsdtruppen mit Jubel aufgenommen; diefe felbft be- 
ftanden zum Theil aus fonfervativen Katholifen (unter andern 
folhe von St. Gallen), die nur mit höchftem Widerftreben den 
Feldzug mitgemacht hatten. So erklärt fih die wohlthuende Er- 
fheinung. Das Teidliche Geſchick mußte indeffen das Klofter mit 
ſchweren Geldopfern erfaufen. 

In folcher Weile hatte man fich nicht bloß des Sonder: 
bundes, fondern auch der Jeſuiten entlediget. Die Mitglieder 
ded Ordens retteten ſich zu guter Zeitz eben fo ward Fürforge 
für ihre Zöglinge getroffen, für Diejenigen Frankreichs, welche in 

Freiburg gewefen, durch den franzöfifhen Botfchafter. Dede und 
verlaffen, theilweife zerftört waren nun die Gebäude des gefürch— 
teten Ordens in der Schweiz. Mit der gewaltfamen Austreibung 
ihrer Bewohner ſchloß fih die Wirkfamkeit der dem Fatholifchen 
Bolt in mehreren Kantonen „durd ausgezeichnete Paftoration 
und mufterhaften Lebenswandel theuer gewordenen Sefuiten® *, 
ſchloß fih die Wirkfamfeit der Kollegien und Penfionate zu 


* Beiträge zur Geſchichte des innern Krieges in der Echmeiz, von einem 
Luzerniſchen Miliz. Offizier. Bafel, 1848, | 
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Freiburg und Stäfis, ded Kollegiums und Noviziats in Brig *, 
des deutfchen und franzöfiichen Kollegiums in Sitten, ded Kols 
legiums zu Schwyz und des unter die Leitung der Väter Je— 
juiten geftellt gewefenen Priefterfeminard von Luzern. Der bes 
troffenen DOrdendmänner waren 274. Sie flüchteten unter mans 
cherlei Drangfalen (Folge der harten Jahreszeit und der politi- 


* Die Jejuiten-Anftalt in Brig war eine Stiftung der Familie v. Stock— 
alper dafelbft aus dem Jahr 1648, unter Beiftand und Mitwirkung der Stadt 
und des Zehnen Brig und der übrigen öftlichen Zehnen, des Biſchofs und des 
Kapitela von Sitten und anderer Wohlthäter. Die urfprünglihe Organifation 
und Dotation von 1648 und den nächftfolgenden Jahren war zu ſechs Pre: 
fefforen berechnet, denen zujanmen (Fr. 400 für einen bereihnet) ein jährliches 
Einfommen von Zr. 2400 angewiefen wurde, womit fich die befcheidenen Pa- 
tres begnügten. Nach der Aufhebung des Jeſuitenordens im Jahr 1773 wurden 
acht Väter Piariften zur Zeitung der verwaisten Erziehungs-Anſtalt berufen. Noch 
vor der Wiederheritellung des Ordens durch Pius VIL, ſchon im Jahr 1803, 
bezogen die Sefuiten, damals ald „Peres de la Foi” befannt, wieder ihr Kolle: 
giumsgebäude nebft Kirche zu Brig. Die Zahl der dortigen Ordensglieder, 
die Novizen inbegriffen, ftieg bis gegen 100 an, die der Studirenden auf 150 
bis 200; nah der Errichtung des Penfionates in Freiburg trat etwelche Ver: 
minderung in der Zahl der legtern ein. Gleichzeitig mit der Rückkehr der Je- 
jniten nach Brig wurde dur den Landähauptmann von Auguftini ihre Ein- 
führung auch in Gitten vermittelt, doch mit geringerer Lehrerzahl; eine befon- 
dere Konvention vom Jahr 1805 regelte namentlich ihre Verhältniffe zu Sitten, 
In Brig und Sitten bfieben jene Ordensmänner bis 1847 unangefochten. Ihre 
Anftalt wurde von der Staatäbehörde felbft in jener düftern Periode geichüpt, 
während welcher das Wallis als Simplon » Departement zum napoleonijchen 
Reichskoloß gehörte, laut Beſtimmung eines kaiſerlichen Defretes vom 26. Des 
jember 1810: „Les trois Collöges de Brigue, Sion et de St. Maurice 
sont conserv&s”; und: „les maisons religieuses de femmes et hommes 
sont conserv6s et continueront à jouir de leurs revenus.” Sailer Na= 
poleon I. wollte ausdrüdlich, daß das jenen Anftalten zudienende Eigenthum 
und die bezüglichen Stiftungen ungefchwächt geachtet werden, Nach den be= 
tannten Defreten von 1848 wurde von Seite der Hauptflifter, der Familie 
Stockalper, gegen Anhandnahme der Güter des Briger Kollegiums durch den 
Staat, Einſprache erhoben; ebenio im Jahr 1851 gegen die Verfteigerung ders 
jelben; da dann Niemand zum Kaufe erſchien, fo blieb der Statusquo. Der 
Staat bebielt die Güter in feinen Händen, unterhaltet dagegen das jetzt von 
Weltprieftern bejorgte Kollegium. 
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ſchen Aufregung) nah Savoyen und Piemont, und vertheilten 
fih von dort aus, oder auch unmittelbar, nach Defterreih (Ober: 
öfterreih und Galizien), Sranfreih, Belgien, England (Stony- 
hurft), auh nah Amerika; 152 aus jener Gefammtbeit, aljo 
die Mehrzahl, waren Schweizerbürger aus fünfzehn verfchiedenen 
Kantonen und gehörten Familien an, welche jegt noch in großem 
Ansehen fteben. Sie hatten’ nichts ald das nadte Leben geret- 
tet *. Die Freiburger Ordenävorfteher hatten ihre 80 Novizen 
nad Haus entlaffen. Als dieſe fpäter nach Iſſenheim im Elſaß 
wieder einberufen wurden, ftellten fie jich alle insgefammt wieder 
ein. Der Aufſchwung der Sefuiten-Anftalten in einzelnen Thei: 
len Deutjchlande ift die nächte Frucht der Vertreibung der Sn: 
haber aus den jchweizerifchen Inſtituten. 

Im Erzählten vernehmen wir die Vorboten der nun ein- 
tretenten allgemeinen politifchen Reaftion. Zwei Gebote hatte 
die Tagfagung jden Megierungen der VII Kantone auferlegt: 
Rücktritt vom Sonderbund, Ausweifung der Sefuiten mit Auf- 
bebung ihrer Anftalten. Ein Mebreres hatte fie nicht verlangt; 
ja fie verwahrte ſich vielfach gegen alle Beforgniffe und Zula: 
gen, ald ob die Eouveränetät und autonomifche Selbftftändig- 
feit der VII Rantone gefährdet fei. Folgerecht hätten die Re— 
aierungen der leptern auf fortgefegte Anerkennung feitens der 
Bundesbehörde Anipruch gehabt. Allein ſolche zu gewähren, lag 
nicht in der Abficht der glüdlichen Lenker der Echidfale der Schweiz ; 
fie wurden unterftüßt durch die unausweichlichen Folgen des Arie: 
ged. Indem die Regierungen nur unvollftändig, oder gar nicht, zu 
mannbhafter Gegenwehr fchritten, und fih mit ungünftigen Ka- 
pitulationen abfertigen ließen, verfielen fie dem verdienten Miß— 
trauen des eigened Volkes, das fie in feiner gewohnten Sprace 


* Wenige Monate nachher wüthete die Verfolgung auch in andern Staa: 
ten gegen die Jefuiten. Darüber jchrieb Profefior Dr. Bu in Freiburg i. B.: 
„Wir fünnen diefes Hin- und Hertreiben der Verfolgten nicht in allen Ländern 
ichildern : es ft ein durch feine graufame Monotonie edelhaftes Bild.“ Siehe 
deſſen Schrift : „Die Gefellichaft Zefu, ihr Zweck, ihre Sapungen, Geſchichte u. ſ. w. 
Mainz, 1853. Zweite Abtheilung, S. 1433. 
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„Verräthers nannte; mit dem Vertrauen war die Kraft zu res 
gieren dahin und ohne diefe der Fortbeftand der bisherigen Re— 
gierungen nicht möglih. ine Rekonſtituirung, oder doch die 
Neuwahl aller höhern Behörden, mar daher eine durch die Um— 
fände felbft gebotene, mindeftend fehr wünſchbare Maßnahme. 
Indeſſen hätten die erforderlichen Verfügungen da, wo die Mehr- 
zahl der Mitglieder noch anweſend war, diefen felbit zugeftanden 
und fie wären auch durchführbar gewejen ohne jene unberechtigte 
Neaftionspolitif, welche im Schooße der Tagfagung maßgebend 
war. In diefer Behörde waren dreierlei Meinungen vertreten: 
die revolutionäre, vornemlich durch Druey, der mit fchneidender 
Geradheit und Dffenbeit den Sturz jener Regierungen und die 
Revolutionirung der Kantone nach dem Programm des äußerften 
Radifalismus mollte und befürmwortete; die Sophiftif, im den 
Formen und im Schein der Legalität, repräfentirt durch Furrer, 
Dr. Kern und Gleichgefinntez die Legalität in Wahrheit, ale 
deren Redner in der Regel die Gefandten von Neuenburg und 
Bafel auftraten. Die Mittelgruppe machte Mehrheit, da Drucy 
fi bei den Abfchlüffen nicht immer ifoliren fonnte; allein es 
wurde Sorge getragen, daß foldhen Beichlüffen der Druey'ſche 
Sauerteig nicht fehle. In diefem Syftem lag der Sturz aller 
fieben Regierungen vorbereitet. Die Mittel zu deffen Durdy- 
führung waren, je nad Berhältnig, um fo gemaltthätiger und 
empörender, je weniger zahlreich die radikale Minderheit in jedem 
der Kantone war, welche allen Erfordemiffen und Grundregeln 
der Demofratie und der Volksſouveränetät zumider, ja im höch— 
ſten Widerfpruh zu der politifchen Grundlage, auf welcher die 
Behörden der XII Stände felbft fih befanden, zur Herrſchaft 
gebracht werden wollte. Studirte Schlauheiten famen auch vor, 
doch fo, daß man fie mit Händen greifen fonnte. Mit den Ur- 
fantonen verfuhr man im Ganzen weniger unglimpflid, als ge 
gen die andern Kantone, Durch diefe einleitenden Worte erflä- 
ven fich die gefchichtlichen Thatſachen, die nun zu berichten find. 

Freiburg Fam zuerft an die Reihe. Dufour hatte durch den 
Kapitulationdvertrag Namens der Eidgenofjenfchaft die Prlicht 

Die Schweiz. IV. 4 
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übernommen, „den Behörden mit bewaffneter Hand zur Aufrecht— 
haltung der öffentlichen Ordnung Unterftügung zu leiften.“ Ein 
folgender Artifel jagt: „follten fih Schwierigkeiten erheben, welche 
nicht in den Bereich des Militärchefs fallen, jo entfcheidet die 
Tagfagung darüber.“ Die Abfaffung diefer beiden Vertragspunfte 
war dem zweideutigen Weſen der herrfchentden Mehrheit der 
Tagfabung ganz angemefjen. Mit der „öffentlichen Ordnung“ 
glaubte man noch nicht gefagt zu haben, daß tie „verfaffungs- 
mäßige“ verfianden fei. „Schwierigkeiten“ politifcher Art fonnte 
der Obergeneral nad; Belieben in den Schooß der genannten 
Behörde legen. So mar mit fchönen Worten nah den Einen 
Vieles, nach den Andern nichts garantirt. Thatſächlich lief es 
auf das Leptere hinaus, und das hatte man eben gewollt. Nach 
dem Einzuge der Truppen gedachte der Staaterath zuerft feine 
Gewalt in die Hände einer außerordentlihen Kommiſſion nieder- 
zulegen ; in ſolche bezeichnete er Charles, Müplin, Froffard, Folly, 
Johann Landerfet, Noyer und Bondallaz; fie lehnten dad Manz 
dat ab mit Hinweifung auf die Inkompetenz des Staatsrathes 
zu diefem Echritt. Nun befchloß er die Einberufung des Großen 
NRathed, machte aber gleichzeitig Anfrage an Dufour, wie weit 
er nach $ 5 der Kapitulation auf die Unterflügung der bewaff- 
neten Macht zählen könne. Bevor die Antwort einlangen fonnte, 
wurde der fchon erzählte aufrühreriihe Sturm auf dad Staate- 
rathsgebäude gewagt und durchgeführt, welcher die Mitglieder 
zerfireute. Die bewaffnete Macht hatte demfelben unthätig zu— 
gefehen. Unterdeffen war die Tagfapung verfammelt (15. No- 
vember), fandte mit den dehnbarften nftruftionen drei Reprä- 
jentanten in den Kanton ab: Stodmar aus Bern, Reinert aus 
Solothurn, und Grivaz aus Waadt. Abends, nicht ohne die 
nöthigen Inſpirationen feiteng der Häupter empfangen zu haben, 
gab Dufour aus Bern die füßfaure Antwort: unter den Frei— 
burgifchen Behörden babe er allerdings feine andere verftanden, 
ald jene, mit welder er die Kapitulation abgefchloffen, und der 
er gerathen, die Gewalt in die Hände des Großen Rathes nieder- 
zulegen ; feine Abficht fei aber nicht gewefen, diefe Regierung zu 
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garantiren. Beigefügt war noch an Rilliet, daß allfällige Volks— 
verfammlungen an öffentlichen Orten nicht zu dulden wären, 
So war die äußere Form der Revolution durch die eidgenöffi- 
hen Autoritäten felbft ffizzirt. Genau fo, wie die in Bern ge- 
fchriebene Skizze lautete, fo hatte etwas früher, am 15. Nach— 
mittags, bereits die Ausführung flattgefunden. Rilliet meldete 
unmittelbar nachher die Thatſache dem Tagfapungspräfidenten, 
erfuhte um Verhaltsbefehl und gab gleichzeitig zu verftehen, 
welcher der beiden Regierungen er feine Gunfl zuwenden werde. 
Flüchtlinge und andere Parteimänner verfammelten fih im Saale 
des Theaterd und begannen hier die Auflöfung der öffentli- 
hen Ordnung, derjenigen Unterflügung gewiß, welche die Bun— 
deöbehörden für deren Erhaltung gelobt hatten. ES follen 
500 Mann gewelen fein laut den Berichten der Repräfentanten, 
obwohl der Raum faum 300 fallen konnte; Bauern feine dabei, 
fie gehörten an diefem Tage nicht zum Volk; Viele der Anwe— 
fenden trugen „das Gepräge der Niedrigfeit und Gemeinheit“ *. 
Diefe erlauchte Verſammlung, durch den Profurator 2. Bils 
lard (älter) geleitet, gab nun das Gefep an der Stelle der 
17,000 ftimmfähigen Bürger des Kantons, au der Stelle ded 
fouveränen Volkes. Sie fahte es ab im Style des berüchtigten 
franzöfifchen Wohlfahrtsausfchuffes **, deifen legtinftanzlicher An— 
wendung nichts fehlte ald die Zugabe des gejchliffenen Lehrmeiſters, 
den die Franzofen heute noch Guillotine heißen ***. Man ver: 


* Tillier, Band II. S. 52. 

x*x „Wohlfahrtsausſchuß“ wurde damals von den Taaherren in Bern jelbft 
auch die Siebner - Kommilfion genannt, welche Beichlüffe und Proflamationen 
gegenüber dem „Sonderbund“ zu entwerfen und auch fonft Stof und Steine 
aus dem Weg zu räumen hatte, 

#%%* Die Kührer waren theilweije die gleichen, welche in einer am 18, 
Dftober 1847 der Tagſatzung eingegebenen Petition die ſtrengſte Vollſtreckung 
gegen den Sonderbund und die Jeſuiten, namentlicdy aber die Niederichlagung 
des Januar-Prozeſſes „mit feinen EyeziolsInquifitionen, Teinen Auenahmsge— 
richten, feinen Epoliationen, feinen willfürlichen Rormen und Berationen, feinen 
ungereshten Einferferungen, jeinen Proffribirten” verlangt hatten, 
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gleiche dieſe Ergüſſe eines racheſchnaubenden Terrorismus mit 
den in wohlgewählten Legalitätsformen ſchillernden, zum Theil 
auch ganz frommen Manifeſten und Proklamationen der Tag— 
ſatzung und urtheile, wie die Sieger gegen einen Feind gehan— 
delt, der die Gefälligkeit hatte die Waffen zu ſtrecken, bevor der 
Krieg nur einen ordentlichen Anfang genommen! Das Grün— 
dungsdekret für die neue Ordnung in Freiburg ſagt in den Er— 
wägungen: daß die Regierung, indem ſie Verfaſſung und Bun— 
desvertrag mit Füßen getreten, ſich des Hochverrathes gegen das 
Vaterland ſchuldig gemacht; daß ſie, nicht zufrieden, eine Fluth 
von Uebeln über den Kanton gebracht zu haben, die Szenen des 
Blutes und der Unordnung fortzuſetzen ſuche; daß es daher drin— 
gend geworden, „den verbrecheriſchen Plänen der unverbeſſerlichen 
Feinde der Demokratie und der wahren Religion ein Ende zu 
machen“ ; daß in Folge der Abdankung des Staatsrathes die 
Nothwendigfeit eingetreten fei, das Land vor den unberechenbaren 
Uebeln der Anarchie zu bewahren. Dann folgen die Befchlüffe 

felbft: der Große Rath fei aufgelöfet, eine proviforifhe Regierung 
einzufegen , diefe mit der gefeßgebenden , vollziehenden und ad» 
miniftrativen Gewalt ausgeftattet, auch berechtiget, nach Belieben 
die Juſtizbeamten abzuberufen oder beizubehalten; alle feit 9. 
uni 1846 (Tag des DBeitrittd zum Sonderbund) ergangenen 
Afte der gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt, infofern fie 
zu dem politifchen Syftem der abgetretenen Regierung in Be— 
ziehung ftehen, feien für null und nichtig erklärt; im Fernern 
feien alle Unterfuhungen wegen. politifcher Vergehen faffirt, die 
betroffenen Bürger für den dur die Verfolgungen erlittenen 
Schaden zu entfchädigen ; die proviforische Regierung habe die 
Geſetze in Betreff des Hochverraths in Vollziehung zu bringen; 
endlich habe der fünftige Große Rath zugleich als Fonftituirende 
und gefeggebende Behörde zu gelten. Dur dieſe letztere Be— 
ftimmung allein wurde das fouveräne Freiburger-Volk in politi, 
fcher Beziehung für längere Jahre an Ketten gefchmiedet. In die 
proviforifche Regierung wurden gewählt: Advofat Julian Schaller, 
Sohn des frühern Schultheißen; Chatoney von Murten; Leo 
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Pittet; Caſtella; Robadey; Wicki von Freiburg, und Broye aus 
Stäfis, als Kanzler Dr. Berchtold; alle zu den heftigſten Geg— 
nern der bisherigen Ordnung zählend, und, wie das Gründungs— 
defret, in der Auswahl der Mittel zum Zwecke keineswegs ängit- 
fih. Um fo weniger nahmen die drei Repräfentanten der Tag- 
fagung Anjtand, diefe Regierung (Garant einer neuen Aera im Kan— 
ton Freiburg) ohne alle Umſchweife anzuerkennen. In treuer Nach- 
ahmung ihrer Kommittentfchaft ermahnten fie jedoch die neuen 
Regenten, bei perfönlichem Borftand derfelben, fih jeder Art von. 
Refriminationen und Rachehandlungen zu enthalten und fich 
meifer Regierung des Landes zu befleißen. Kenner der damaligen 
fächlichen und perjönlichen Staatsverhältniffe fonnten ohne Kopf: 
brehen voraugfehen, daß das Gegentheil, ja unendlich mehr ge— 
ſchehen werde, ald die Tagfagung und ihre profonfularifchen Or— 
gane je werden verantworten können. Nachdem die proviforifche 
Regierung in der Antrittöproflamation die „Durhführung des 
Prinzips der Gerechtigkeit, Aufrehthaltung der Grundfäße einer 
wahren Demokratie, Achtung vor den religiöfen Gefühlen, welche 
die Vorfahren erfüllt, alfo auch vor dem Kyltug, dem man ans 
gehöre“, verheißen, ald Beweis ihrer Anhänglichfeit an die „Na- 
tionalreligion“ die freie Ausübung des Kultus garantirt, faßte 
fie den Ausweifungsbefchluß gegen die Jefuiten mit einer Be— 
veitwilligfeit, die auch den befangenften Gegner derfelben ent- 
züden mußte. Sie verordnete: die Jeſuiten, dann die Korpo- 
rationen und Kongregationen für den Unterricht, welche diefem 
Orden affilürt find, find für immer aud dem Freiburger Ge- 
biete verbannt; diefe Maßregel beichlägt, nebft den Syefuiten, die 
Ligorianer, die Marianer (fog. unwiſſende Brüder), die Brüder 
der hriftlihen Lehre, die Schweftern vom heil. Joſeph, die 
Schweftern des heil. Vinzens von Paula, die Schweftern vom 
heil. Herzen Jeſu; genannte Korporationen können fünftig unter 
feinem Vorwand fih im Kanton niederlaffen oder Eigenthum 
erwerben, noch öffentlichen oder Privatunterrichtsanftalten vor- 
ftehen ; die ihnen angehörigen Perſonen haben den Kanton binnen 
dreimal vierundzwanzig Stunden zu verlaffen; alle ihre beweg— 
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lichen und unbeweglichen Güter fallen dem Staatsvermögen an— 
heim und es ſoll deren Ertrag für den öffentlichen Unterricht 
verwendet werden; zu dieſem Behufe wurden ſie mit Beſchlag 
belegt, und wurden, rückwirkend, alle Abtretungen oder andern 
belaftenden Verträge, die ſeit dem 15. Dftober * ſtattgefunden, 
als ungültig erklärt (19. November). Die Bitte des Biſchofs 
von Lauſanne, wenigftend die Frauenklöſter beftehen zu laffen, 
wurde abgemiefen. 

Ein meiterer Beſchluß ſetzte 82 freiburgifhe Staatsbürger 
wegen Hochverrathd oder Theilnahme an demfelben in Anflage- 
ftand und belegte ihre Güter zum Theil mit Beichlag (29. No: 
vember). Auf das verhängnißvolle Verzeichniß wurden gefeßt : 
die Mitglieder des Staatsrathes, die den Sonderbund gefchloffen, 
und alle andern höhern Staatsperfonen, welche zur Ausführung 
mitgewirkt, fechszehn Männer, an ihrer Spite die Schultheißen 
Fournier und Wed; die Mitglieder des Großen Rathes, welche 
zur Genehmigung ded Sonderhundes oder zum Widerftande ger 
gen die Tagſatzungsbeſchlüſſe geftimmt, aufgeführt waren mit 
Namen fechdundvierzig ; die Anführer der Truppenforpd (unter 
diefen Oberft Maillardoz), die Geiftlichen, Beamten, Angeitellten 
und andern Perfonen, die den Bürgerkrieg vorbereitet oder unter- 
fügt. Die Angeklagten wurden fämmtlih den Gerichten zur 
Beftrafung überwiefen, jene der erften Kategorie in der Ausübung 
ihrer politifhen Rechte eingeftellt ; darüberhin wurde der lebtern 
Bermögen mit Beichlag belegt in gleicher rückwirkender Weife, 
wie ed gegen die Güter der vertriebenen religidfen Orden ge— 
ſchehen. 

Noch war der Kanton mit 20,000 Mann beſetzt. Unter 
dem Drufk ihrer Bayonnete wurde, nad mehrfacher Abänderung 
bisheriger Wahlgege, namentlich fchamlos parteiifcher Zerreißung 
einzelner früherer Wahlfreife, und, unter Niederhaltung jeglicher 


* Der Tag, an welchem der fernere Widerftand gegen die Tagfaßungs- 
mehrheit bejchlofien wurde. 
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freien Meinungsäußerung *, auf eine mafrobiotifhe Amtsdauer 
von neun Jahren der neue Große Rath, zugleich Verfaſſungs— 
rath, gewählt. Die Beherrfhung der Wahlen dur die amtlichen 
Werkzeuge der beftehenden defpotifchen Staatögewalt war eine 
fo vollftändige, daß nur 7 bis 8 Oppofitionsmänner, diefe vom 
deutfhen Bezirf, aud den MWahlmühen hervorgingen. Im be- 
züglichen Defret maßte fi die proviforifche Regierung felbft in 
Hinfiht der Amtsdauer ded Großen Rathes die Fonftituirende 
Gewalt an. Nah dem gleichen Dekret präfidirte der von der 
Regierung ernannte Oberamtmann die Wahlverfammlung und 
entfdhied mit vier von ihm bezeichneten Stimmenzählern die 
Wahlergebniffe *. 

Diefer Große Rath, aus 64 unmittelbar gewählten und 10 
‚von ihm felbft zu mwählenden Mitgliedern beftehend, verfammelte 
ſich am 15. Dezember. Die Regierung erftattete demfelben Be— 
richt über ihre Amtsführung; fie wollte, fagt fie in demfelben, 
pein edled und neues Beifpiel einer wahren Demokratie geben, 
mild gegen die Schwachen, großmüthig gegen ihre Gegner, Feind 
von willführlihen Handlungen“, und ſchloß ihn mit dem Aus— 
ruf: „möge die nun beginnende feierliche Seffion die demokra— 
tifhen nititutionen gründen auf Grundfäße der Humanität, 
der Drdnung und der Gerechtigfeet, der unfterblichen und heili- 
gen Grundlagen, die allein deren Dauer zu gemwährleiften ver- 
mögen.“ Reiche Floskeln, glänzender Styl. Im Alltagsleben 
wie auf den Rathsſtühlen waren die Berfaffer folder Staats— 
Ihriften gewohnt, in ihren Gegnern eben jo viele Zartüffe zu 
fehen ; die Gefchichte retorquirt diefe Bezeichnung auf fie felbft. 
Der Große Rath beftätigte die proviforifche Regierung ale bleis 


* Selbft angefebenen Männern, die keineswegs mit der früheren Regierung 
jompatbifirt hatten, wie dem Alt-Staatsratb Charled, wurde bei der Wahlver: 
bandlung auch nicht die gerinafte Benterfung erlaubt, Mit Scdimpfen und fürs 
verlihen Mißhandlungen verdrängten ibn die Wablterroriften vom Plage. 

** Defret der proviforiichen Regierung vom 27. November 1847. 

„Bittichrift an die Bundesverfammlung durd das Komite der Volksver— 
fammlung zu Pofieux“. Bern, 1852. 
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benden Staatsrath und ernannte eine Eilfer-Komiffion zur Ent 
werfung einer neuen Verfaſſung, Dr. Buffard und Page ala 
Gefandte zur Tagſatzung. 

Schon die Freiburger Berfaffung von 1831 hatte eine wenig 
demofratifche Richtung ; wir nannten fie „eine Hebergangsverfafjung, 
die dem Volke nur fpärliche Rechte zumaß *. Die proviforifche Re— 
gierung und der nach ihrem Willen zufammengefegte Große Rath 
waren, troß ihrer demofratifhen Schlagwörter, nicht geneigt, die 
Volksrechte zu erweitern. Gegentheils fchöpften fie aus der erften 
Verfaſſung das Mittel, durch die zweite die hergebrachte Stabilität 
im Intereſſe !der radifalen Tendenzen zu beftätigen und reichlicht 
auszubeuten. Die neue Berfaffung, die unter ihrem Einfluffe zu 
Stande fam (4. März 1848), verleiht dem Volke nicht das geringite 
Recht des Entfcheides über Berfaffung und Geſetze; das Volk ift nur 
da, demüthia anzunehmen und anzuerkennen, was feine 64 Be— 
auftragte gemeinfhaftlih mit den 10 Indirekten bringen; der 
Große Rath jelbit ift alfo thatſächlich der Souverän ; eine Volfd- 
fouveränetät in Freiburg gibt ed nicht. Die Amtsdauer des 
Großen Rathes fett die Verfaffung, nah dem Willen der pro- 
piforifchen Regierung, auf neun Jahre feft, jene des Staatd- 
rathes nur aufacht Jahre, damit auch der Uebergang in die neue 
Legislatur ungefährlih für die Herrfcher verlaufen möge. Für 
volle neun Fahre wird die Reviſion der VBerfafjung unterfagt, 
auch für folgende Perioden möglichft erfchwert, indem fie nur 
mit zwei Drittheilen von Stimmen fol erfannt und nur von 
je fünf zu fünf Jahren in Antrag gebracht werden können; eine 
Betheiligung des Volkes wird auch für diefe fpätern Revifiond- 
perioden nicht gewährt. Iſt die Verfaffung möglichit günftig für 
die moderne Seffelberrfchaft, fo greift fie um fo entfchiedener alte 
bevorzugte Stellungen an: fie fchafft die Majoratöberechtigungen, 
Subftitutionen und Fideifommiffe ab; fie verbietet für die Zukunft 
die Errichtung neuer „Familienſeckels und verordnet, daß die 
beftehenden nicht vergrößert werden dürfen. Eben fo durchgreifend 
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lautet der Abfchnitt über Kirche und Schule: Welt: und Dre 
densgeiftlichfeit werden ausdrüdlich den VBerordnungen-und Ge— 
feßen ded Staates unterworfen, den gewöhnlichen Gerichten uns 
terftellt und zu Leiftung der Auflagen wie andere Bürger ver- 
pflichtet, jegliche Vorrehte oder Immunitäten aufgehoben: die 
Güter ded Bisthums, der Weltgeiftlichfeit und der Drdensgeift- 
lichfeit unter bürgerliche Verwaltung geftellt, die Kollaturen zu 
Staatd-Handen. gezogen. Garantirt wurden zwar die beiden 
hriftlihen Konfeffionen, aber auch dem Kirchenrath des reformir- 
ten Kantonstheild cine Reorganifation angefündet; deffen Ber: 
richtungen wurden auf religiöfe Gegenftände befchränft, die Ehor- 
gerichte (Ehegerichte) abgeichafft und deren Befugniffe den „ge- 
wöhnlichen® Behörden zugetheilt. Die Verfaſſung erflärt den 
öffentlichen Unterricht unbefchränft ala Stautsfache, verbietet deffen 
Uebertragung an religidfe Korporationen, Gefellfchaften oder Kon- 
. gregationen, unterfagt für immer die Wiedereinführung der Je— 
fuiten, Ligorianer und anderer vermöge des Defretö der provi- 
forifchen Regierung vom 19. November 1847 aufgehobenen Ge- 
fellfchaften ; fie gebt noch weiter, indem fie die Tünglinge, welche 
fünftighin bei Jeſuiten oder andern ihnen affilürten Orden ſich 
den Studien widmen würden, zur Bekleidung von bürgerlichen 
und Firchlichen Aemtern unfähig erflärt; fie ftellt alle für den 
weltlichen oder geiftlichen Unterricht beftimmten Güter unter aus— 
Ihließlih bürgerliche Verwaltung, unterfagt auch jede Stiftung 
für milde Zwecke, unter folleftivem Namen, ohne Bewilligung 
ded Großen Rathes. Endlich wurde der Befuh der Primarjchus 
len obligatorifch und unentgeltlih zugleich erflärt. Die Berfaf- 
fung verordnete die fchleunige Revifion oder Bearbeitung aller 
Theile der Gefepgebung, führte die Gefchmornengerichte für pein- 
liche, politiiche und Preßvergehen ein und ſchaffte die Todesftrafe 
(vorbehältlich der Militärgefebe) ab. Den Gemeinden wurde die 
Aufnahme von Schweizerbürgern in ibr Bürgerrecht zur Pflicht 
gemacht, falls fie in Hinfiht der Sittlichfeit und der Epiftenz- 
mittel die vorgefchriebenen Garantien bieten. Abgefehen von 
einigen Berbefferungen, denen fie Bahn brach, war Tendenz und 
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Inhalt dieſer Verfaſſung ſchlechtweg deſpotiſch; fie trieb Kultur— 
deſpotie in der gefährlicheren Bedeutung dieſes Wortes und bei 
unverhehlter Abneigung gegen die Pflege religiöſer Geſinnung 
und Intereſſen, ſchuf die höchſt einſeitige und nach Erfahrung 
egoiſtiſche Ariftofratie der Intelligenz und eines ſtarren Beamten— 
thums. Gleichwehl prieſen neun Zehntheile der öffentlichen Blät— 
ter die Schöpfer dieſes Grundgeſetzes als „freifinnige* Männer. 
— Die Urtheile über das adminiftrative und gefeßgeberifche 
Wirken der geftürzten Freiburger Regierung von 1831 bis 1847 
lauteten radifalerfeitö ganz wegwerfend. Es verhält fih damit 
in Wirklichkeit aber wefentlich anders: ed wurden mährend diefer 
Zeit für 2,001,450 Fr. n. W. neue Straßen und Brüden ge- 
baut, der Fond zu einem Kantonalfranfenhaus angelegt, welcher 
bald auf eine halbe Million anftieg, durch Vermittlung der Re— 
gierung Erfparnißfaffen in den meiften Bezirken errichtet, eine 
Unterſtützungskaſſe für altersſchwache Schullehrer, ein Amortifa- 
tionsfond für den Loskauf der Feudalgefälle angelegt. Die Re- 
gierung befreite die Poft aus den Pächterhänden : der Familie 
Fifcher von Bern und übernahm deren eigene Verwaltung in 
Regie; fie führte gleiches Maß und Gewicht im Kanton ein 
durch den Beitritt zum eidgendffischen Konfordat über diefen Ge- 
genftand ; fie fchuf eine zentrale Gewerbefchule, promulgirte drei 
Hauptabtheilungen des bürgerlichen Geſetzbuches, gründete Die 
Friedensrichterämter, erließ ein Geſetz über das Strafverfahren, 
bereitete ein Forftgefeg vor, gründete ein Hypothefarfyftem und 
Ichritt zur allgemeinen Kataflrirung des Landes. 

Hatte ſich Zug vor der Kapitulation und Behufs derfelben 
viele Blößen und Schwachheiten zu Schulden fommen laffen, fo 
artete, was folgt, in mandherlei Rächerlichkeit aud. Man war 
bhöchlich verlegen, wie diefem Souverän die Wohlthat der nöthi- 
gen Dreffur für die zu fehaffenden neuen Zuftände der Schweiz 
zu geben fei. Dufour hatte ſich bei Abichluß der Kapitulation 
für die Erhaltung der alten Negierung günftig ausgefprochen ; 
fie erhielt auch ferner alle offiziellen Schreiben des Vorort und 
des eidgenöffifchen Kriegsraths unter dem herkömmlichen Titel. 
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Allein die Täuſchungen hielten nicht lange an; der Brigadier 
Bernold verbot die Verbreitung der Proklamation, mit welcher 
die Regierung vor dem Volke die Kapitulation zu rechtfertigen 
ſuchte, obwohl dieſe Schrift ganz harmlos und unverletzend lau— 
tete, und zwar ohne den „hinterliſtigen Styl@ geſchrieben, wel—⸗ 
hen die Repräfentanten laut fpäterm Bericht an ihr hatten fin- 
den wollen. Die NRepräfentanten, Hoffmann und Hegetichweiler, 
zeigten dagegen im eigener Bekanntmachung an, daß fie zur 
„baldigften Herftellung gefeglicher Zuftände“ von der Tagfagung 
gefendet worden; mie folches gefchehen folle, das Tag noch in 
Erwägung. Hegetfchweiler fchrieb in Abweſenheit feines Kollegen: 
es habe fich noch nichtd geändert, „da einerfeitd die eidgen. Reprä- 
fentanten ſich nicht völlig in der Stellung glaubten, Demonftra- 
tionen gegen die fortbeftehende Megierung zu beginnen, anderfeite 
die eidgenöffifche Partei im Kanton, troß vielfacher Ermuthigung, 
zu viel Bedenken trug, von fich aus die Initiative zu ergreifen 
und den günftigen Zeitpunkt möglichft fchnell zu benugen.* Die 
beiden genannten Mächte ſchoben fich alfo gegenfeitig die heifle 
Aufgabe der Ummälzung zu. Die Oppofition, anfangs menig 
zahlreich verfammelt, befchränfte fich auf die Beftellung einer ein- 
leitenden Kommiſſion, um irgend einen Anftoß von Seiten der 
Repräfentanten zu gewärtigen. Diefer blieb nicht aus. In vers 
traulicher, jedoch amtlicher Unterredung mit dem Landammann 
Bofjard ftellten fie diefem den Rüdtritt der Regierung ald unaue- 
weichlich dar und fprachen den Wunfch aus, daß die vom Kan 
tonsrath bereitd verordnete Einberufung des Landrathes unter: 
bleibe. Später wurde diefer Wunſch in ein Verbot umgewandelt 
(2. Dezember). Unter allen möglichen Proteftationen unterblieb 
nun die Berfammlung des Landrathes. Die Logik der eidgenöffi- 
hen Repräfentantfchaft war eine ganz wohl bemefjene: fann die 
gefeglihe Negierung nicht mehr regieren, jo fommt eine andere, 
d. b. eine Parteiregierung, und diefe wollte man jchaffen; wollte 
man eine neue gefebliche Regierung haben, jo hätte es nur 
eines Befehld der Mepräfentanten bedurft, daß die Landsge— 
meinde einzuberufen fei. Unter folden Umftänden Tonnte und 
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mußte nun die Oppofitionspartei, gern oder ungern, hervortreten, 
und erließ mit dreiundzwanzig Unterfchriften Can ihrer Spite 
Alt-Kantonsrichter ©. Adolf Keifer aus Zug) eine Einladung zu 
einer außerordentlichen Berfammlung auf dem Landsgemeindeplatz, 
unter Berufung darauf, daß die Nepräfentanten mit der Regie- 
rung in feine Verbindung getreten und foldhe anzuerkennen nicht 
bevollmächtiget feien; dazu Klagen, daß fie das Land in Schulden 
geftürzt, das Bertrauen des Volkes verfcherzt habe, und daß es 
nothwendig geworden, eine Regierung zu beftellen, welche der 
Eidgenoffenfhaft genehm fein könne. Boſſard proteftirte wieder, 
aber vergeblih. Die Berfammlung wurde (5. Dezember) 700 
bis 800 Mann ftarf gehalten, befchloß den Rücktritt vom Son- 
derbund, die Anerkennung der Kompetenz der Tagfagung in der 
Frage der Jefuiten, erklärte die beftehenden Behörden als aufge 
löst und ernannte eine proviforifche Regierung von fünfzehn Mit: 
gliedern zur Herftellung der gefeglichen Ordnung, zur Abordnung 
einer Gefandtfchaft an die Tagfakung und zur Revifion der Ber: 
faffung durch einen Berfaffungsrath von 65 Mitgliedern. So 
verfügte der fünfte Theil der ftimmfähigen Bürger in Abmwefen- 
heit der übrigen vier Fünftheile.. Boſſard machte noch einen 
ſchwachen PVerfuh zu neuer Berfammlung des Kantondrathes, 
ſtellte dießfalls Einfrage bei den Repräfentanten, erhielt aber von 
diefen abfchlägige Antwort, da die Gründe „fih bis heute nur 
vermehrt haben, um die DBerfammlung eined vorgeblidheh 
Kantonsrathes nicht zuläffig zu machen.“ Statt deifen folgte 
(7. Dezember) die Konftituirung der proviforifchen Regierung, 
ald deren Präfident Adolf Keifer gewählt wurde. Mit diefer 
Wahl war die „Bahn der Unverföhnlichfeit und einer rüdficht- 
lofen Parteiftellung“ betreten, fagt der milde und würdige Boſſard. 
Förderlichſt folgte die offene Anerfennung der revolutionären Re— 
gierung feitens der eidgenöffifchen Behörde. Ueber das Ganze 
laffen wir wieder Boffard fprehen: „Thatſache ift ed demnach, 
daß in Zug ein in der Eidgenoſſenſchaft bisher nie erlebtes Ver— 
fahren beobachtet wurde: die eidgenöffifhen Repräfentanten, die 
fih fo nennenden Wächter und Befchüger des Bundesvertrages, 
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anerkannten, ohne vorherige Begrüßung der Tagfagung, die 
dur eine unberufene Volksverſammlung berufene Regierung, 
Unter dem Schuge der bewaffneten Macht verhinderte man die 
Behörden, fich zu verfammeln und eine dur die Eidgenofien- 
[haft garantirte Verfaſſung wurde befeitiget, ohne irgend welche 
Proteftation zu berüdfichtigen‘*. Am 9. Dezember fandten die 
Repräfentanten dem Landammann die frühere Proteftation zurüd; 
die Abordnung der proviforifchen Negierung erfuchte ihn, unter 
Eröffnung, „daß er aufgehört habe, Randammann des Kantond 
Zug zu fein“, um die Rückgabe der Snfignien der Landammann— 
haft, was gegen Proteftation abermals gefhah. Während die- 
ſem Borgang mar eine Kompagnie Teffiner Truppen vor dem 
Haufe des Landammannd aufgeftelltz endlich ſchickte die provifo- 
tifche Regierung dem verdrängten Landammann jene Verwahrung 
abermals zurüd. Bon nun an wurde der Kanton Zug vorläufig 
proviſoriſch regiert. Die bisherigen Häupter aber, die Landam— 
männer Boffard, Keifer und Hegglin, nebft Landesfähnrich An— 
dermatt, wurden von den NRepräfentanten amtlich einvernommen 
über folgende Fragen: wer fi von Zug im fiebendrtigen Kriegs— 
rathe; befunden habe; ob nicht die in Luzern befindliche Kriegs— 
faffe zu Gunften des Sonderbundes in Anſpruch genommen 
worden; ob Verhandlungen über ein vom Auslande bezogened 
Anleihen ftattgefundenz; ob vom Auslande Waffen bezogen wor: 
den; mas über Anftellung fremder Offiziere befannt feiz ob die 
Frage um Unterſtützung durch fremde Hülfe in Berathung ges 
fommen; was in Zug von der Wegnahme der eidgenöffifchen 
Kaffe und der Verlegung der Schlüffel derfelben befannt fei. 
Als Hauptaufgabe ftellte ſich die proviforifche Regierung die 
Wahl eines Berfafjungsrathes in ihrem Sinne; das war weniger 
ſchwer in der Stadt, ald in den Landgemeinden; zur wirklichen 
gebietenden Mehrheit ſchwang fich die Partei der Reaktion nur 


* ©. „Geſchichtliche Erinnerungen und Peiträge aus den Zeiten der eidg. 
Dffupation“, in der Neuen Zuger=Beitung von 1849, nad; Wiffen de? Verfaſ— 
jerd durch Landammann Boffard veröffentlicht. 
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durch eilf indirekte Wahlen hinauf. Was durch Einfhüchterung 
mittelft drohender Straf: und Entjchädigungäprozeffe, durch In— 
fulten aller Art, durch auenahmsweiſe ftärfere Verlegung von 
Einquartirung auf die Männer der alten Mehrheit, durch Haus— 
arrefi gegen Diefe und jene Männer von Anſehen nicht erzielt 
werden konnte, das bewirkte der Einfluß der Repräfentanten durch 
verlängerte Dffupation und fortgefegte Geltendmachung jener 
Politit, durch welche fie die alte Regierung aus Amt und Wirf- 
jamfeit verdrängt hatten. Langſamer als fie ſelbſt wünjchten, 
ging indeffen das Werk der Berfafjungsrevifion von ftatten. 
Erſt am 16. Jänner 1848 fonnte die neue Berfafjung dem Bolt 
zur Genehmhaltung vorgelegt werden; von 4006 ftimmfähigen 
Bürgern betheiligten fih nur 1870 an der Verſammlung, und 
von diefen haben, des vielfeitigen Drudes ungeachtet, nur 1205 
jih für Annahme audgefprochen Es verlchte das Freiheitsgefühl 
ded Zuger-Volkes, unter Bayonnetten abflimmen zu müſſen. Die 
Berfaffung modernifirt das kleine Gemeinwefen von Zug in 128 
Artikeln, hebt das Inſtitut der Landsgemeinde auf, mit ihm die 
Grundlage der Demokratie; dieje felbft wird durch die „reprä— 
fentative® Ordnung erſetzt, weßhalb dem Volk ein Recht zur Ab— 
fimmung über die Gefege nicht verliehen, fondern das Recht 
der Geſetzgebung ausfchließlih dem Großen Rathe zugefchieden 
iſt. Die Geiftlichkeit ift vom politifhen Aftivbürgerrecht ausge— 
Ichlofjen; fremde Korporationen „geiftlicher oder weltlicher Natur“ 
fönnen nur mit Bewilligung des Großen Nathes Aufnahme im 
Kanton erhalten. Beſonders bedacht ift die Förderung materieller 
Intereſſen durch vorgefchriebene Sorge für den Bau und Unter— 
halt der Straßen, dann jene ded Erziehungsweſens in allen 
feinen Abftufungen. 

In Luzern gedachte eine wenig zahlreiche unter Leitung von 
Dr. Adolf Hertenftein im Theater gehaltene Berfammlung die 
Umwälzung dieſes vorörtlihen Kantons in gleicher Weije aus- 
zuführen, wie ed mit Erfolg in Freiburg geſchehen; fie ernannte 
einen Ausſchuß, welcher Vorfchläge für das Perfonal einer pro- 
viforifchen Regierung und dringendfte Defrete in Bezug auf 
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Jeſuiten, Klöfter und ähnliche Aufgaben ded Tages vorbereiten 
jollte. Der Stadtrath aber fam jener Handvoll Leute zuvor; er: 
ließ in Folge der bekannten Exzeſſe einen Aufruf an das Bolf, 
in welchem für den Fall weiterer Verlegung der Perfonen und 
des Eigenthums angedroht war, daB der Belagerungszuftand er- 
fannt und jeder Fehlbare vor Kriegdgericht geftellt würde; kon— 
ftituirte fih, mit Zuzug von fechözehn Mitgliedern aus den übri— 
gen Aemtern ded Kantons, ſelbſt ald proviforifche Regierung (ihr 
Präſident war Oberft Schumacher-Uttenberg, Bizepräfident Alt 
Schultheiß Kopp) und gab hievon dem Dr. Hertenftein Anzeige. 
Diefer veranlaßte, dießmal vor dem Theater, eine zweite Bolfd- 
verfammlung, welche, aus ein paar hundert Bürgern beftehend, 
ih wenn auch ungern zur Anerkennung der erwähnten provifo- 
rifchen Regierung herbeiließ, mit dem Anfinnen jedoh, daß fie 
unverfchoben die Jeſuiten audtreibe und die Mitglieder der ent: 
flohenen Regierung und des Großen Nathes, welche für Sonder- 
Fund und Jeſuiten geftimmt,. in Anklageſtand verfege, im Uebri— 
gen aber allgemeine Amneftie gebe; Alles nach dem Rathe des 
Arztes Steiger, der, in den Kanton zurüdgefehrt, ald Hauptred- 
ner an der Berfammlung aufgetreten war. So leiteten die Auf- 
rührer und Freifchäärler von 1844 und 1845. ihre eigene Frei— 
fprehung ein, unter Antrieb eined Mannes (Hertenftein’e), der 
mit großem Talent und umfaffender Gelehrfamfeit im Uebrigen 
viele von den Eigenfchaften eines franzöfifhen Sanscülotten hatte* 
und nebenbei ein Stüd Trunfenbold war. Allernächft trafen drei 
Repräfentanten der Tagfagung, an ihrer Spige Dr. Kern, ein 
und ſetzten fich mit der proviforifchen Regierung in freundlichen 
Geſchäftsverkehr. Diefe aber erließ, ähnlich der Schwefterregierung 
in Freiburg, die obligaten Meaftionsdefrete: dad bereitd mit 
Sequefter belegte Vermögen gefammter Negierungsräthe wurde 
unter Siegel gelegt, den Eigenthümern jegliches Verwaltungsrecht 


* Derfaffer erinnert fih, daß SHertenftein anläßlich der üblichen amtlichen 
Feier der Schlacht bei Sempach am 9. Juli 1832 an dem offiziellen Feſteſſen 
einen Trinkſpruch ausbrachte, in welchem Winfelried mis Danten in anmuthige 
Parallele geſetzt wurde. 
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über dasſelbe entzogen, laut Wortlaut des Beſchluſſes wegen 
Entfremdung der eidgenöſſiſchen Kriegsgelder und Spitaleffekten, 
ſowie der Luzerner Staatskaſſe (30. November). Die proviſoriſche 
Regierung verordnete ferner, daß alle Bürger, welche vom 8. De— 
zember 1844 bis 23. November 1847 wegen politifcher oder rein 
militärifcher Verbrechen und Vergehen entweder ihrer bürgerlichen 
Ehrenfähigfeit verlurftig erflärt oder in Ausübung ihrer bürger- 
lichen Rechte eingeftellt worden, förmlich in ihre chevorigen Rechte 
und militärifche Ehrenfähigfeit wieder eingelegt ſeien; fie verfügte 
pfür immer“ die Audweifung des efuitenordend und der ihm 
affiliirten Orden, nämlich der Urfulinerinnen und der „Schweitern 
der Borfehung® in Luzern und Surfer; ein folgendes Defret der 
proviforifchen Regierung ſetzte alle Mitglieder des Großen Rathes, 
welche an den Beichlußfaffungen zu Gunften des Sonderbundes 
Theil genommen, ald der Berfaffungsverlegung fehuldig, in An— 
Hageftand, verfügte Beichlagnahme ihres Vermögens behufs Gel- 
tendmachung allfälliger Entfhädigungsaniprüche an diefelben, und 
fufpendirte fie im Aktivbürgerrecht, was ihnen für nächſte Groß— 
rathswahlen auch die Wahlfähigfeit entzog (4. Dezember), Alles 
in Widerfpruh mit dem Verantwortlichfeitägefeg vom 20. No— 
vember 1842, welches die feierlihe Erklärung enthielt: „Der 
Große Rath als folcher ift nur Gott und feinem Gewiſſen ver: 
antwortlich”; durch weitern Befchluß wurde die „religiös - politische 
Berbindung“, Ruswyler⸗Verein genannt, mit allen ihren Komite's 
und Kreisabtheilungen als aufgelöst erklärt. 

Das waren die Vorbereitungen zu den neuen Großraths— 
wahlen, die auf den 11. Dezember angefegt wurden. Noch lagen 
14 bis 15000 Dann Eprefutionstruppen auf dem Naden des 
gedrüdten Volkes; was unter ſolchen Umftänden die Wahlfreiheit 
werth ift, das hatte man in Freiburg gefehen. In Quzern ging 
es auf ähnliche Weife zu. Die Truppen miſchten fih an ein- 
zelnen Orten terrorifirend ein, fo die Bafellandfchäfter in Rus— 
wyl; wo nöthig, machten die Radifalen durch Tumult gegnerische 
Wahlen unmöglid; dann legte man Grefutiondtruppen ein und 
leitete durch dieſes Mittel die Wahlen zu gutem Ende (MWäggis). 
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So kam es, daß auch die konſervativſten Gemeinden radikal 
wählten und die Minderheit im Kanton zur Herrſchaft gelangte. 
Mit Ausnahme eines einzigen Mitgliedes war der ganze Große 
Rath aus der alten Oppoſition gewählt. Er konſtituirte ſich am 
16. Dezember, wählte das nun amneſtirte Haupt der ehemaligen 
Freiſchaaren, den Arzt Jakob Robert Steiger, zum Präfidenten 
und lud die eidg. Repräſentanten zur Sitzung ein; denn Dr. Kern 
wollte nun zum Großen Rath von Luzern ſprechen, nachdem ihm 
bei früherer Sendung der Kanton Schwyz nicht hatte Gehör 
ſchenken wollen. Der rührige Repräſentant hielt wirklich eine Rede 
an die Behörde, die ein in den Praktiken der Zeit unbewander— 
ter Fremder als ein untadelhaftes Muſter von Legalitätsſinn und 
Parteiloſigkeit belobt haben würde, Kenner von Perſonen und 
Sachen dagegen nur als eine neue Auflage jener ſchönredneriſchen 
Sophiſtik hinnehmen, welche einem wohlberechneten Gewaltſyſtem 
die Färbung tugendſamſter Legitimität und Humanität aufzudrücken 
weiß. Nach einigen Ausfällen auf „die Faktion, welche mit dem 
Namen der Religion frevelnden Mißbrauch getrieben, das getäuſchte 
Volk aber in den Tagen der Gefahr ſeinem Schickſal überlaſſen 
hat“, rief der Repräſentant Kern aus: die Eidgenoſſenſchaft er- 
warte, daß nun an die Stelle verletzenden Trotzes gegen Bundes— 
beſchlüſſe treue Erfüllung bundesmäßiger Pflichten trete und daß 
die Rechtspflege im Kanton Luzern wieder das werde, was ſie 
fein ſolle: „der Schutz der Unſchuld und des Rechtes, nie und 
nimmer aber ein Werkzeug politifchen Parteihafjes, unedler Rache, 
oder Teidenfchaftlicher Verfolgungsfucht.“ Den Beweis, daß nun 
Parteihaß und Berfolgungsfucht aufhören, leiftete die proviforifche 
Regierung noh am gleichen Tag, indem fie den Repräfentanten 
Meldung machte: daß gegen die Mitglieder des ſiebenörtigen 
Kriegsrathes ſowohl mit Bezug auf die Entfremdung der Kriege: 
gelder ald auch mit Rüdficht auf die Beziehungen des Sonder: 
bundes zum Auslande das Borunterfuchungsverfahren eingeleitet 
fei. Das ift der Urfprung des berüchtigten fogenannten Landes— 
Die Schweiz IV. | 5 
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verrathöprogeffed *. In Bezug auf den erfien Punkt, die Kriegs- 
kaſſe, hatte die proviforifhe Negierung nach einem ihr kundge⸗ 
wordenen Anfinnen der Repräfentanten gehandelt. In den fol- 
genden Sigungen beftellte der Große Rath die neuen Behörden, 
namentlih den Negierungsrath (als Schultheißen Jakob Kopp) 
und die fantonalen Gerichte, gab den Freifchärlern eine ergiebige 
Repräfentation in denfelben und ernannte Steiger und den Fürs 
ſprech Plazidus Meyer zu Gefandten an die Tagfabung. Steiger 
war unzweifelhaft die willfommenfte PBerfönlichkeit in Bern. Für 
Revifion der Kantonsverfaffung wurde ein Ausfhuß von eilf 
Mitgliedern beftellt, im grellften Widerfpruch mit der Volksſou— 
veränetät und dem Wortlaut der Berfaffung ſelbſt, Taut welcher 
eine Revifion ohne vorherige Anfrage an das Volk und defien 
Zuftimmung, die jährlich nur im Oktober eingeholt werden durfte, 
nicht zuläffig war, auch im Widerfpruch mit jener Beftimmung 
der Berfaffung , welche die Revifion nur einem. vom Bolfe ge 
wählten Verfaſſungsrath anvertraute. 

Die Berfaffungsrevifton wurde bei fyftematifchem Ausſchluß 
der einflußreihen Männer der biöherigen Mehrheit durchgeführt 
und bald zu Ende gebracht. Die neue Berfaffung mar beftimmt, 
fo viel es fih thun ließ, ein Gegenftüd derjenigen vom Jahr 
1841 zu fein **; die in diefer gegebenen Garantien für die freie 
Kirche im demofratifchen Freiftaat wurden entweder mit Stil 
ſchweigen übergangen oder durch entgegengefepte Beſtimmungen 
aufgehoben. So wurde zwar „die apoſtoliſche römijch = chriftfa- 
tholifche Religion als die Religion des Iuzernerifchen Bolfes* 
gewährleiftet und ihr der volle Schuß des Staates zugefichert ; 


* Ein Luzerner Kanzlift hatte den Denunzianien gemacht. Diefer Menſch 
hatte fich nämlich im November 1847 Abfchriften von Schreiben genommen, 
welche der Kriegsrath an den öſterreichiſchen Gefandten erlaffen (unter Anderm 
auch eines jolchen vom 15. November, von welchem fpäter die Mede fein wird), 
und wies fie num der neuen Regierungäbebörde vor. Die Repräfentanten felbft 
nahmen davon Notiz, mifchten fich in die Sache, nahmen Berhöre mit dem De: 
nunzianten auf, machten Meldung von dem Fund an den Vorort und über- 
mittelten ihm Abfjchriften jener Schreiben. 

** Band II, S. 411. 
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diefem gegenüber aber wurden alle jene Vorſchriften der frühern 
Berfaffung geftrihen, welche zu ſolchem Schutz gegeben worden 
waren, und darüberhin in einem Nachſatz die Jeſuiten und „ihre 
affiliirten Orden“ ausgeſchloſſen; die früheren Garantien für den 
Fortbeftand der Stifte und Klöfter wurden mweggelafjen ; dagegen 
wurden diefe verpflichtet, jührliche Beiträge an das öffentliche 
Erziehungsmwefen und für geifllihe Zwede zu leiften, die dann 
ald Dermögenäfteuer zu gelten hätten. Die neue Berfaffung 
wollte zwar wieder Garantien geben für eine religiöfe Erziehung, 
fiherte aber den Einfluß der Kirhe nur in fo weit zu, ald es 
die Erhaltung der Glaubenslehre betreffe, verminderte die Zahl 
der geiftlihen Mitglieder im Erziehungsrath, entzog der Geifl- 
lichleit die eigene freie Auswahl derfelben, und ſtrich den früher 
garantirten freien Beſuch auswärtiger Erziehungsanftalten. Machte 
fih der Staat in folcher Weife wieder zum Herrn von Kirche 
und Schule wie ehedem , foweit ed in theoretifchen Ausſprüchen 
zuläffig fchien, fo wagten die neuen Machthaber dagegen nicht, 
die demofratifhen Errungenſchaften zu vernichten, welche aus 
der Berfaffung von 1841 hervorgegangen ; die Möglichkeit jähr- 
licher Berfafjungsrevifion oder doch eines dahin zielenden Ber 
gehrend, fowie das Beto, diefes nicht bloß über Gefebe, ſondern 
au über Beichlüffe, Verträge und Konfordate, wurde beibehal- 
ten, ebenfo die unmittelbare Wahl gefammter Großräthe durd 
dad Bolf; aber in einem Punkt wurde beſtmöglich die Sefjel- 
herrſchaft der zeitigen Machthaber dadurch garantirt, daß die In— 
tegralerneuerung mit der verhältnißmäßig kurzen vierjährigen 
Amtsdauer abgefhafft, dagegen die Erneuerung aller höhern Be- 
hörden zu Drittheilen von drei zu drei Jahren eingeführt wurde, 
was einer meunjährigen Amtsdauer nahezu gleichkam, thatfächlich 
viel weniger demiofratifch ift, weil [hädliche Stabilität nur durd 
Antegralerneuerungen und kurze Amtsdauer gebändiget werden 
fann. Hatte ſchon die Berfaffung von 1841 der Geiftlichkeit ein 
politifches Aktivbürgerrecht verfagt, fo konnten ſich die Schöpfer 
der neuen nicht verfucht fühlen, folches ihr wiederzugeben. Die 
Mehrheit der Stimmenden (12,131 von 17,700 anmweienden 
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Bürgern) genehmigte am 13. Februar 1848 diefe neue Ber 
faffung ; freiwillig oder gezwungen blieben viele Konfervative von 
der Abftimmung fern. Die Berfaffungen, neu oder alt, waren 
übrigens zu diefer Zeit hohle Formeln; der Geift der Willfür 
regierte. 

Glüdlicher als in den andern Kantonen ging die unaus— 
weichlihe Reaktion im Kanton Schwyz vorüber. In Bezug auf 
Politif hatte die Landdgemeinde von Rothenthurm den Sinn des 
Volkes ausgeſprochen; an einer weit überwiegenden fonfervativen 
Mehrheit im Sinne der damaligen Regierung war nicht im 
Mindeften zu zweifeln ; in Bezug auf die innern gejeßgeberifchen, 
adminiftrativen und gerichtlichen Verhältniffe waren die Zuftände 
dagegen unbefriedigend und verwittert. Frühere Revifionsver- 
fuche waren mißglüdt, hatten aber der Berfaffung von 1833 
die mangelnde Volksthümlichkeit und Produktivität nicht zu ge— 
ben vermodt. Als ihr Hauptgebrechen trat hervor „die Unzahl 
der ohne inneren organifchen Zufammenhang beftehenden Kan- 
tond- und Bezirfsbehörden und Beamteten, die daherigen großen 
für die Bezirke höchſt drüdenden Berwaltungsfoften, der Mangel 
einer fräftigen fantonalen Zentralgewalt“ *. ine Xenderung 
lag daher in den Bedürfniffen des Volks, wie in den Wünfchen 
aller praftifchen Männer. Der Magiftrat, der fie, unter Vor— 
ausfegung der nöthigen Unterftügung, mit Erfolg durchzuſetzen 
vermochte, war der frühere Landammann Nazar von Reding— 
Biberegg. Die ordentliche verfaffungsmäßige Regierungskommiſſion 
hatte am 14. Dftober ihre Wirkſamkeit eingeftellt, weil die mei— 
ften Mitglieder entweder im Felde ftanden oder im fiebenörtigen 
Kriegsrathe faßen ; eine außerordentliche Kommiffion war an ihre 
Stelle gefegt worden. Unmittelbar nad) Genehmigung der Ka- 
pitulation (27. November) wurde zwar ein Antrag auf Integrale 
erneuerung fämmtlicher Kantonalbehörden geftellt, blieb aber in 
Minderheit; dagegen wurden der außerordentlidhen Regierungs- 
 femmiffien fämmilibe dem Großen Rath, dem Kantonérathe, 

* Ulrich: Böürgerkrieg, S. 693; aus ter Erüöffnurgerete des Pandanıs 
manne v. Neding im Verfaſſungsrath vom 23. Dezember 1847, 
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fo wie dem Kriegsrathe zuftehenden Vollmachten und Befugniffe 
übertragen, von welchen fie fofort durch zeitgemäße Aufhebung 
früher erlaffener Befchlüffe Gebrauh machte, Ohne radikalen 
Unfug, der fih bezirfäweife Luft machte, follte e8 aber doch auch 
im Kanton Schwyz nicht ablaufen. Im Bezirke Einfiedeln wal- 
tete feit 1846 eine vorherrichend Fonfervative Regierung. Das 
lag der oppofitionellen Minderheit nicht recht. Sie verlangte tur 
multuarifch den Rücktritt des Bezirfdrathed und erlangte ihn; 
ein Ausfchuß der gefprengten Bezirks - Regierung trat an deffen 
Stelle. Zwei Tage fpäter (30. November) wurde, ebenfalls in 
ungefegliher Weife, zur Neuwahl der Bezirksbehörden im radi- 
falen Sinne gefhritten, mit Auftrag an den Bezirksrath, Alles 
anzuwenden, um eine beffere Ordnung der Dinge im Kanton 
herbeizuführen. “Die übrigen Bezirke folgten, doch unter Ein- 
haltung gefeglicher Formen, indem fie ihre beftehenden Behörden 
ald proviforifch erklärten und Aufträge, für Revifion der Ver— 
faffung zu wirken, ertheilten. Diefe Erfcheinungen machten einen 
Zufammentritt des Großen Rathes erforderlich ; er verfammelte 
ſich, ohne Einfprache von irgend woher, am 9. Dezember, er- 
theilte den biöherigen, ordentlichen und außerordentlichen, Re— 
gierungsfommiffionen die Entlaſſung, beftellte eine proviforifche 
Regierung, an ihrer Spike Nazar v. Reding, verordnete die Ab- 
haltung einer außerordentlichen Kantonslandsgemeinde und zu 
diefem Behuf die ntegralerneuerung der Mitglieder der Kan— 
tonsbehörden durch die Bezirksgemeinden, und erklärte fich fchließ- 
lich felbft für aufgelöfet (10. Dezember). Unterdeffen waren auch 
bier eidg. Nepräfentanten angefommen : Landammann Hunger: 
bühler von St. Gallen und Med. Dr. Heim von Appenzell U. 
R., deren erfter feine Sympathien und Wünſche für eine der 
Ständemehrheit zufagende Staatsveränderung wenigftend nicht 
in der plumpen Weife zum Beften gab, wie die Repräfentanten 
in einzelnen andern Kantonen, fondern vielmehr, laut eigenem 
Beriht an die Tagfagung, als die „Führer der Unzufriedenen“ 
ihr Heil auf dem Wege einer großen Volksverſammlung fuchten, 
diefelben zum Ausharren auf der Bahn der Berfaffungsmäßig- 
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feit und zu Ergreifung und Erfchöpfung der gefeklichen Re—⸗ 
medurmittel® mahnte. In Rothenthurm verfammelte fi das 
Schwyzer Volk ungefähr 5000 Mann ſtark. Abyberg und die 
übrigen alten Häupter waren nicht zugegen. Die Sonne von 
Morgarten war in Trauerfleid gehüllt. Dagegen ließ Repräfen- 
tant Hungerbühler fein Licht in einer Rede leuchten, die mit 
Frömmigkeit eingeleitet wurde, indem er alfo begann: „Seid 
mit gegrüßt, Eidgenoſſen des Kantons Schwyz! im Namen Zefu 
Ehrifti, im Namen Dedjenigen, vor dem fih im Himmel und 
auf Erden alle Kniee beugen, und bei deffen Namen Ihr, liebe 
Eidgenoſſen von Schwyz, Eure Häupter entblößt". Die Lande- 
gemeinde wählte verfaffungsgemäß die Standeöhäupter, Nazar 
v. Reding zum Landammann, genehmigte einen Antrag des 
Großen Rathé, durch welchen, einfach als Folge vorangegangener 
Thatſachen, der Rücktritt vom „Schupvertrag“ (Sonderbund) 
atuögefprochen und die Erklärung abgegeben murbe, daß bie 
Kantondgemeinde des Standes Schwyz den Tagſatzungsbeſchluß 
vom 3. September (betreffend Ausweifung der Jeſuiten) unbe 
ſchadet feinen Konfeſſions- und Souveränetätsrechten anerfenne, 
derfelbe auch gegen den im Kanton Schwyz befindlichen Jeſuiten⸗ 
und die ihm affiliirten Orden jederzeit gehandhabt werden folle, 
mit dein weitern Beifaße: den Bezirken fei überhaupt die Auf 
nahme geiftlicher Orden ohne Bewilligung der oberften Kantone 
behoͤrde unterſagt. Deßgleichen murde die angetragene Totalre 
vifton dei Verfaſſung den Bezirfögemeinden vorzufchlagen bes 
fchloffen, die abfolute Mehrheit der flimmfähigen Kantondbürger 
(im Gegenfag der früher maßgebenden zwei Drittheile) zu vers 
bindlichet Befchlußfaffung als kompetent erklärt und die Zahl der 
zu wählenden Verfaffungsrathamitglieder auf 33 feftgefegt. Die 
„abgetretene Regierung“ ging auch hier nicht ganz unangefochten 
dur, indem die Landögemeinde befchloß, daß fie der Verant- 
wortlichfeit nicht entlaftet fei. Die Wahlen in den Großen Rath 
liefen nicht ohne bedeutende Aufregung ab und die zivei Haupt: 
parteien erfähienen in demſelben ungefähr in gleicher Stärke. Der 
Große Rath Heftätigte die ptoviſoriſche Regierung mit getinger 
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Abäanderung und wählte zu Geſandten an die Tagſatzung den 
Dr. Diethelm von Laden und Auguftin Betfchart, welch letzterer 
furz zuvor gegen die alte Regierung und die Jefuiten eine Rede 
gehalten, die wie durch dicke Unmiffenheit in Bezug auf den Or- 
den, fo durch politifche Leidenſchaft fich auszeichnete. Der Bers 
faſſungsrath verfammelte fih am 23. Dezember, wählte fih den 
mit allfeitigem Zutrauen umgebenen neuen Landammann zum 
Präfidenten, ließ fih durch einen engern Ausſchuß ein Berfafs 
fungsprojeft vorlegen, in welchem es wefentlich darauf abgefehen 
war, den überwiegenden Einfluß ded alten großen Bezirkes 
Schwyz, der ſchon feit Rangem her das Mißtrauen und die Eifer 
fucht der andern Bezirke hervorgerufen und wach erhalten hatte, 
wenn nicht ganz zu brechen, doch zu fchwächen, zu welchem Ber 
huf jener Bezirk in zwei neue Bezirke (Schwyz und Arth) ger 
theilt wurde, behandelte den Entwurf vom 9. Jänner 1848 an 
in mehrern Sikungen und brachte ihn endlih am 23. gl. M. 
zur Abftimmung an die Bezirtögemeinden. Die Bezirke March, 
Einfiedeln, Küßnaht und Gerdau nahmen mit großer Mehrheit 
an; Schwyz, Wollerau und Pfeffifon dagegen verwarfen. Die 
Annehmenden brachten 5900, die Gegner 5550 Stimmen auf. 
Bei fo mißlichem Ergebniß wurde die Richtigkeit der Zählung 
angegriffen und eine neue vorgenommen, in Folge welcher der 
Berfaffungdentwurf mit 6215 Stimmen gegen 5844 verworfen 
wurde. Der Berfafjungsrath nahm dann fein eigen Werk in 
Revifion, ftellte den alten ganzen Bezirk Schwyz wieder ber, 
befeitigte die im erften Entwurf vorgefchriebene Abwechslung des 
Sitzes der Kantondbehörden in den Ortſchaften Schwyz, Lachen 
und Einfiedeln, wonach alfo die Ortſchaft Schwyz Metropole 
blieb, und vereinigte die zwei Bezirke Wollerau und Pfeffikon 
in einen Bezirk: „Höfe. Die Kantons » Randögemeinde mar 
ſchon im erften Entwurf aufgegeben, Abweichend von der DBer- 
fafjung von 1833 garantirt diejenige von 1848 den Fortbeftand 
der Klöfter und fiellt fie unter den Schuß des Staates. Alfo 
abgeändert wurde die neue Berfaffung von der großen Mehrheit 
des Volkes angenommen (27. Februar) und förderlih in Aus- 
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führung gebracht. Militärterrorismus wurde bei der Rekonſti— 
tuirung dieſes Kantons nicht angewendet; geſchäftiger war die 
politiſche Cinmiſchung Hungerbühler's als Repräſentanten, dabei 
doppelzüngig, äußerlich den Grundſätzen der Legalität huldigend, 
unter der Hand die Parteigelüſte der radikalen Oppoſition an— 
regend, hätfchelnd und fördernd *. 

In Unterwalden nid dem Wald langten als eidg. Neprä- 
fentanten Regierungdrath Dr. Schneider von Bern und Peter 
Bruggiffer aus Aargau an (30. November). Durh das Militär: 
fommando ließen fie die Proflamationen der Tagſatzung amtlich 
veröffentlihen. Mit der Regierung wollten fie zunächſt in feine 
Berührung treten; Landammann Adermann, den fie in Privat- 
befuch empfingen, vernahm die Eröffnung, daß eine Refonfti- 
tuirung der Behörden unerläßlich fei, die bisherige Regierung 
nur als proviforifh anerfannt werden könne. Diefem fügte fich 
der Randrath, erflärte die Regierung felbft ald proviforifh und 
berief die Landögemeinde auf den 12. Dezember; ftatt an ge- 
wohnter Stelle zu Wyl an der Aa, wurde fie in der Hauptfirche 
zu Stanz abgehalten. Bereit? waren Anträge auf Berfaffungd- 
teformen ſeitens einer Anzahl „freifinniger® Landleute aufgetaucht, 
die jedoch zur Geduld verwiefen wurden. Die Landsgemeinde 
faßte wie anderwärts die vorgefehriebenen Dbedienzbefhlüffe ge- 
genüber der Tagſatzung, wählte neue Häupter, zum Theil aus 
der Klaffe der „eidgenöffifch gefinnten“ Männer, den Landam- 
mann Wyrſch zum Gefandten an die Tagfagung. Den Reprä- 
jentanten wird nachgerühmt, dab fie weder unmittelbar felbft 
noch dur das Militär die Freiheit der Wahlgemeinden gehemmt 
haben. Zumuthungen feitend einer zahlreihen Oppofition zum 
Einfchreiten gegen die ihr mißfällige Wiederwahl des frühern 
Tagfagungsgefandten Franz Durrer zum WPolizeidireftor wiefen 
fie von der Hand, obwohl mit deffen politifhen Gefinnungen 
keineswegs einverftanden. Ohne Schwierigkeit erfolgte die Ent- 


* Ulrich: Der Bürgerkrieg in der Schweiz, S. 704, wo zu lefen: „Hun⸗ 
gerbühler fiebte die Berftellung und bereitete manche Schwierigkeit im St’Uen, 
wo er offen der Legalität das Wort ſprach.“ 
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merfung und Genehmigung einer neuen Verfaſſung und die Be- 
ftellung der Aemter nah Maßgabe derfelben. Die im Kampf ger 
gen die Freifchaaren erbeutete Kanone gab Nidwalden, „ald Be- 
weis freundeidgendffifhen Entgegenfommens“, unbegehrt an die 
Regierung von Aargau zurüd. Wie Boffard in Zug, fo wurde 
bier Oberſt Zelger von dem einen der Repräfentanten über Bor- 
Hänge vernommen, aus welchen fpäter der fogenannte Landes⸗ 
verrathsprozeß hervorging. 

Schneider und Bruggiſſer wanderten, zur Einleitung ähnli— 
her Umwandlung, von Nidwalden nach Obwalden (3. Dezember) ; 
folgenden Tages ordnete dort der Landrath die Nekonftituirung 
der Landesbehörden an; eine außerordentlihe Landagemeinde, 
oben auf dem Landenberg gehalten, führte fie aus durch Neu— 
wahlen und durch Annahme mehrerer Abänderungen an der Ber: 
faffung, unter denen die Abſchaffung der Lebenslänglichfeit der 
höhern Amtöftellen hervorragt. Auch hier wurde ein Abgeordne- 
ter zur Tagſatzung ernannt. Die Landsgemeinde fhloß Reprä- 
fentant Schneider mit einer Nede, durch welche er das gute Volk 
von Nidwalden zu belehren fuchte, daß es grundlos feine Reli- 
gion. feine Freiheit und Rechte und feine fantonale Selbftftän- 
digfeit in Gefahr geglaubt habe. Das Volk hörte mit entblöß- 
tem Haupte zu, fagen die Nepräfentanten in ihrem Bericht an 
die Tagfabung. Das Lob freundlichen und parteilofen Beneh— 
mens ärnteten die Repräfentanten, vornemlih Dr. Schneider, auch 
in Obwalden. Es wird ihm nachgerühmt, daß er „die Sitten 
und Gebräuche und die Denkweiſe des alten Stammvolkes der 
Eidgenofjenfhaft“ zu würdigen verftanden habe; im Gegenfag 
von Repräfentanten in andern Kantonen habe er unterlaffen, 
einen „ftürmifcheren Fortſchritt“ einzufhlagen, die Berfolgungs- 
fucht zu wecken und einer an fih fchwahen Oppofition auf die 
Seffel zu verhelfen *. Aber auch die Repräfentanten waren mit 
dem Bolf zufrieden; fie rühmen in ihrem Bericht, „daß das 
Volk von Obwalden die Bahn zu Fortichritten in den biäher 


* rich, im angeführten Bud, S. 690. 
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ſtabilen ſtaatlichen Zuſtänden gebrochen und den folgewichtigen 
Grundſatz, fein Amt auf Lebenszeit zu verleihen“, aufgeſtellt 
babe. Bon nun an ergriffen die -jüngern Männer, Wirz und 
Hermann, das Ruder des Meinen Gemeinmwefend. Landammann 
Spihtig, einer der Stabilften unter den Stabilen, hatte ſchon 
vorangehend dur Eingabe an den Landrath die Entlaffung vers 
langt und folche unter dankbarer Anerkennung feiner vielfachen 
Berdienfte erhalten. In befcheidener Stille und wohl nicht ohne 
Bangigfeit beobachtete oben am Fuß des Titlis das Klofter En- 
gelberg die neuen Dinge in den untern Thälern der Urſchweiz; 
durch PVerfländigung mit der Regierung von Obwalden und uns 
ter Zuftimmung des eidg. Kommando's hatte es ſich von der 
Dffupation losgekauft; unglüdliher Weife aber beherbergte es 
einige Fatholifche Flüchtlinge aus dem Aargau; ald dieß zu Ohren 
der Repräfentanten Fam, verlegten fie (der eine derfelben, Peter 
Bruggiffer, zählte zu den leidenfchaftlichften Gegnern der fatho- 
lifhen Konfervativen feined Kantons) eine Kompagnie Truppen 
in das Klofter *. 

Vom St. Gotthard herab waren in Altorf die Sonder: 
bundstruppen von der Erpedition nad Teſſin zurüdgefommen 
(24. November) ; gleichzeitig wimmelte es dafelbft von politifchen 
Flüchtlingen. Nach der Kapitulation verloren ſich beiderlei Gäfte. 
Die Regierung befhwichtigte durch Proflamation das Volk von 
Uri und empfahl ihm gewiffenhafte Erfüllung der eingegangenen 
Berpflihtungen. Dr. Trümpy von Glarus und Paul Migy aus 
Bern trafen am 4. Dezember als eidg. NRepräfentanten ein. Die 
verfaffungsmäßige Regierung wollten fie nicht als wirkliche nnd 
bleibende Regierung anerkennen, fondern verlangten von berfel- 
ben, wie es anderwärts gefchehen, die Neubeftellung der Behör- 
den und zu diefem Zweck fchleunige Einberufung einer Landes 
gemeinde. Unter der Hand waren fie bemüht, das in Uri „fpar- 
fam auögeftreute liberale Prinzip zu unterſtützen“**. Gehorfam 

* Man vergleiche hiermit die Aſylgewährung an Schweizer und Ausländer, 
in den drei vorangegangenen Bänden diefer Geichichte, und was noch in diefem 
vierten Bande bezüglich der Ausländer folgen wird, 

* Worte ihres eigenen Berichtes an die Tagſatzung. 
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wurde die Landsgemeinde einberufen und gehalten, melde bie 
vorgefchriebenen Widerrufe leiftete, eine proviforifhe Regierung 
von fünfzehn Mitgliedern zumeift aus den „Iparfam Ausgeftreu- 
ten® wählte und die Berfaffungsrevifion einleitete (12. Des 
zember). Aus den aldbald entworfenen Grundzügen der neuen 
Berfaffung waren folgende mefentliche Vorfchriften zu entnehmen: 
Abſchaffung der Xebenslänglichkeit der Amtöftellen ; Aufftellung 
eines Regierungsrathes mit periodifhen Austritt an die Stelle 
der Inſtruktionskommiſſion und der Borgefehten -Aemter, melde 
mit einzigem Ausſchluß derjenigen des Landammanns, des Statt- 
halters und des Sädelmeifterd aufgehoben wurden; Deffentlich- 
feit der Verhandlungen, Abfchaffung des geheimen Raths und 
des geheimen Gerichts; andere Einrichtungen im Finanzweſen. 
Eine zweite Landsgemeinde genehmigte dieſe Verfaffung (19. De- 
zember) und beftellte die neue Regierung mit dem ungewohnten 
Amtstitel. Ihr folgten die Wahlen eines neuen Landrathes und 
die Beſtellung der Gefandifchaft zur Tagſatzung. AU deffen freii- 
ten ſich die Nepräfentanten ; fie freuten fih, daß „die freifinnigen 
Elemente geweckt, die ftabilften Männer befeitiget und der Grund 
zu einer beffern Zukunft im Kanton Uri nelegt® worden. So ihr 
Bericht an die Tagſatzung. Das Volk von Uri ließ fich, weil es 
müßte, die neuen Schlagwörter und Formen für einige Zeit ges 
fallen. 

Wallis hatte die gleiche gewaltthätige Umgeftaltung zu be- 
fiehen wie Freiburg; die Charaktere wie die Zuftände in dieſen 
beiden Kantonen hatten viele Aehnlichkeit. Dort wie hier eine 
weit überwiegende Mehrheit von Bürgern Eonfervativer Gefinnung; 
dort wie hier treue Fatholifche Gefinnung, die aller Verführung 
auf die Abwege einer glänzenden rreligion ihr Ohr verſchloß; 
in Wallis wie in Freiburg überwundene Aufrührer, längere Zeit 
flüchtig oder in den Gefängniffen; in Wallis und Freiburg ent- 
fchloffene Männer unter diefen, welche ihr Ziel feft im Auge und 
den Muth hatten, ed auch mit den gemwagteften Mitteln zu ver 
folgen; dort wie hier eine unzufriedene Minderheit, auf welche 
Die Häupter der Oppofition zählen Tonnten, falld fie nur wieder 
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öffentlich aufzutreten im Falle ſein würden; im Wallis wie in 
Freiburg waren dieſe Häupter größeren Theils eingefleiſchte Geg— 
ner und Verächter der kirchlichen Zuſtände wie ſie ſeit Jahrhun— 
derten beſtanden, daher im ſchneidenden Gegenſatze zu den reli— 
giöſen Anſchauungen des Volkes; Wallis wie Freiburg ſollte das 
Geſchick haben, durch die gleiche militäriſche Kraft, den mehrge— 
nannten Oberſten Rilliet, zur Umkehr auf die Wege der ſchwei— 
zeriſchen Mehrheit getrieben zu werden. Entweder blieben dem— 
nach bei ſolchen Gegenſätzen im Wallis die verfaſſungsmäßigen 
Behörden trotz der Okkupation durch die Truppen der Tagſatzung 
in Beſtand und Anſehen, oder es konnte, falls dieß dem Trup— 
penfommandanien und feinen Auftraggebern nicht genehm war, 
nur der bewaffnete Aufitand zu der erfehnten neuen Ordnung der 
Dinge führen. Diefer ließ wirklich nicht lange auf fih warten. 
Borangeeilt in den Kanton gegen den äußerlich verfündeten Wil- 


len des Divifiongfommandanten, miedererftanden ald Korps und 


mit feinem alten Feldzeihen geziert, begannen die Jungſchweizer 
ihre Macinationen des Umſturzes unmittelbar nach Abſchluß der 
Kapitulation. Bon Monthey aus lud ihr Komite durch Aufruf 
vom 30. November, „dad Land von der troftlofeften Anarchie zu 
retten“, auf Donnerftag den 2. Dezember zu einer Bollsverfamm- 
lung nah Sitten ein, zum doppelten Zweck der Wahl einer pro- 
viforifchen Regierung und amderweitiger durch die fchivierigen 
Umftände gebotener Befhlußfaffungen. Raſch z0g das Komite, 
»an der Spike eined Korps von Freiwilligen“ (deffen eigene 
Worte) nah Sitten *, warf fih vorläufig felbft zur proviforifchen 


.* Rilliet weiß fih bezüglich diefer Vorgänge faum mit Anftand durchzuwin— 
den. Er behauptet (S. 89 feines Büchleins), er habe den Oberft Barman mit 
einer Kompagnie Scharfihügen und einer Kompagnie Sappeurs befehligt, Sit: 
ten zu bejegen, „um jeder möglichen Unordnung vorzubeugen”, gibt dann aber 
jelbft zu, daß die Freifchäärler feinen Truppen zuvorgefommen, geziert mit 
dem eidg. Armband Sitten und das dortige Regierungsgebäude beſetzt haben. 
Was muß ein auf Ordnung, Disziplin und gewiffenhafte Truppenführung noch 
etwas haltendes Volt von folher Kommandantichaft denken? Hatte denn Rilliet 
in feiner ganzen großen Divifion feinen andern Offizier ald einen Walliſer zur 
Befegung von Sitten und feine Truppen finden fünnen, welche wenigftens fo 


4 


en 


Regierung auf und Iud den Stadtrath fchriftlich. zur Erklärung 
ein, ob er mit diefem Vorgehen einverflanden und geneigt fei, 
gemeinfchaftlih mit dem Komite für die Handhabung der öffent- 
lihen Ordnung zu forgen, Es waren Pignat, Joris und Filliez, 
befannte Unterwallifer, die Unterzeichner diefes Aftes. Der Stadt- 
rath antwortete ablehnend und ausmweichend zugleich: das Komite 
anerfenne er nicht; für Handhabung der öffentlichen Ordnung 
wolle er gemeinfam mit den Befehlehabern der eidgendffichen 
Truppen wirken. Vom Staatsrath, der verfaffungsmäßigen Re— 
gierung ded Kantons, nahm das Komite feine Notiz; der Kom—⸗ 
mandant der Freiwilligen umzingelte mit einem Detafchement das 
Rathhaus und forderte den Kanzler Allet zu deſſen Webergabe 


auf. Diefer lehnte fie ab und erklärte, er werde nur der Gewalt. 


weichen; an dem Borhandenfein diefer war nicht zu zweifeln; 
Allet und die übrigen Beamten und Angeftellten verließen das 
Rathhaus, das nun fofort von den Jungſchweizern befept wurde; 
daß fie nur der Gewalt gewichen, bezeugte Joris urkundlich. In 
gleicher Weife und in Beobachtung ungefähr derfelben Entlaftungs- 
formen für den bisherigen Verwalter wurde die Staatöfaffe zu 
Handen genommen, diefe von Joſeph Torrent. So fanden fich 
die Redften im Befise der Regierungsgewalt, dem Staaterath 
und dem Stadtrath gegenüber. Am folgenden Tag war fleine 
Bolföverfammlung unter Leitung von Moriz Barman, dem die 
Doppelftellung zu Gunften fam, zugleich Adjutant des Divifio- 
närs Rilliet und Leiter der Reaktion, zugleih die rechte Hand 
des eidgendffilchen Grekutord und der Kopf der Verſchwornen zu 
fein. Die Zahl der Anmwefenden wird zu 300 angegeben, unter 


ihnen 215 vom Flüchtlingsbataillon; über Sitten hinauf mar 


nämlich die Einladung zur Verſammlung nicht verfendet morden *. 


fchnell marfchirt wären als die Freiſchäärler? und warum ließ er dieſe nicht 
entwaffnen, nachdem er ihnen aeboten hatte, fi) am Tage verher aufzulöfen? 


Seine bezüglihen Entfhuldigungen (Seite 90 am angerührten Ort) verzerren 


fi) bis in's Lächerliche. 
* Wir ſchöpfen aus fchriftlichen Aufzeichnungen eines Walliſers. Ulrich gibt 
aus ältern Mittheilungen die Zahl der Volksverſammlung zu 1000 an. Delarg- 





* 
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Hier der volle Inhalt der von diefer Berfammlung gefaßten Um 
fturgbefchlüffe: Großer Rath und Staatdrath find ald aufgelöst 
erflärt; die Immunitäten der Geiftlichkeit aufgehoben; geiftliche 
und bürgerliche Funktionen find fchlechterdingd unvereinbar; das 
Dermögen der Geiftlichkeit, der Klöfter und übrigen religiöfen 
Korporationen werden unter Oberaufficht des Staates geftellt und, 
je nach Bedürfniß, auch dur ihn verwaltet; die der Abtei Gt. 
Moriz und dem Klofter auf dem großen St. Bernhard zufichen- 
den Pfarrpfrund-Kollaturen find denfelben entzogen; die Regie 
rung wird über die Betheiligung der Klöfter und religiöfen Kor- 
porationen an den jüngfien politifchen Greigniffen eine Unterfu- 
hung anordnen; der Große Rath ift befugt, diejenigen Klöfter 


und Korporationen aufzuheben, deren Fortbefland er mit der öf- 


fentlihen Ordnung ald unvereinbar erachten würde; von 1844 
an zu rechnen, werden die durch die politifchen Ereignifle entftan- 
denen Kriegäfoften und daherige Schadloshaltungen foviel thun- 
lich den Klöftern, den religiöfen Korporationen und denjenigen 
geiftlihen und weltlichen Perſonen auferlegt werden, die fie ver- 
anlaßt haben; die nach dem 1. Mai 1844 erlaffenen Geſetze, 
Beſchlüſſe und Urtheile, find, inbegriffen die politifchen Prozedur 
ren, fammt ihren Folgen aufgehoben (sont mis au ndant); das 
öffentliche Unterrihtd= und Erziehungsweſen wird, vorbehalten 
die der Geiftlichfeit in Bezug auf den Religionsunterricht zufte- 
henden Befugniffe, unter die Auffiht des Staates geftellt; im 
Laufe Dezember foll zur Wahl eines Fonftitwirenden Großen 
Rathes gefchritten werden; deſſen Amtsdauer ift, ohne Präjudiz 
für die folgenden Legislaturen, auf fünf Jahre feftgefegt; die 
Großrathömitglieder follen unmittelbar durch die Wahlverfamm- 
lungen und nad) dem in der Berfaffung vom 3. Augufi 1839 
beftimmten Zahlenverhältnig gewählt werden; die proviforifche 
Regierung wird den Umfang der Wahlverfammlungen nach Kreis 
fen oder nad Zehnen feftfegen; der Große Rath foll fofort zur 
Wahl der Regierung fchreiten; in Gemäßheit des Tagfagungs- 
geaz, der aus Auftrag der Regierung von Waadt zugegen war, ſprach fich in 
einem ſpãtern MepräfentantensBericht über die Zahl gar nicht aus, 
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befhluffes vom 3. September wird der Orden. der Yefuiten im 
Kanton Wallid aufgehoben; die Verſammlung empfiehlt dem 
nächſten Großen Rath die unentgeltliche Einbürgerung derjenigen 
Bewohner von Wallis, „welde für die Bertheidigung der libera⸗ 
len Sache die Waffen ergriffen haben.“ 

So lautete dad Programm für die Zukunft der alten Re 
publik Wallis. Für den Augenblid follte durch eine von der glei- 
hen Berfammlung beftellte proviforifhe Regierung von fieben 
Mitgliedern geforgt werden, an deren Spike Moriz Barman 
geftellt wurde. Gefammte Mitglieder waren aus dem Unterwallis 
oder Sitten gezogen, nur eines, Franz Kafpar Zenruffinen, aus 
dem Oberwallis (von Leuf); won drei Suppleanten mar einer 
aus Martina, die andern aus der Gegend von Sitten. Die 
Gewählten wurden für die Folgen einer allfälligen Ablehnung 
verantwortlich erflärt. Diefer proviforifchen Regierung wurden 
überhin Vollmachten für beliebiges gefeßgeberifches Einfchreiten 
in Fällen von Dringlichkeit ertheilt. 

Unterdeffen war Oberft Rilliet in Sitten eingerückt, zeigte 
wohlberehneten Unwillen, daß ein mit der eidgenöſſiſchen Arme 
binde bewaffnetes Korps gewagt, die Regierung zu ſtürzen; mit 
‚der Sache felbft aber einverftanden, lenkte er diefelbe, foweit es 
von ihm abhing, in folder Weife, daß die legale Regierung nicht 
mehr bleiben konnte. Der Staatsrath befhloß wirklich, feine Ge- 
walt in die Hände einer „proviforifchen Kommiffion® von fünf 
Mitgliedern niederzulegen *, die fih unter den zehn von der 
Bollöverfammilung beftellten Männern befanden; allein letztere 
ließen fih das nicht gefallen und ergriffen das Staatöruder in 
Vollzahl. Durch eine Proflamation vom 3. Dezember ſetzten fie 
dad Volk von ihrem Regierungdantritt in Kenntniß. Rilliet's 
Doppeltolle ift augenfälig: er donnerte mit Feder und Mund 
gegen das Vorgehen ded Jungſchweizerkomite's, um den läftigen 
Borwurf von ſich abzulehnen, daß Leute im eidgenöffifchen Sold 


* Brotofoll der Sigung vom 3, Dezember ; in demjelben rejervirt ſich der 
Staatsrath alle Gewalt, falls die von ihm bezeichneten Mitglieder aus irgend 
welchen Gründen nicht in Funktion treten würden. 





die Revolution gemacht; thatfüchlih Tag ihm das Gefchehene 
ganz recht. Was er noch zweifelhaft gelaffen haben mochte, das 
ergängten drei Repräfentanten der Tagſatzung, Franscini aus 
Teffin, Delaragenz aus Waadt* und Dr. Frei von Bafelland, 
von Galeer aus Genf, Mitglied der fozialiftifhen Propaganda, 
ald Sekretär begleitet. Diefe Nepräfentanten fprachen unvermweilt 
die Anerkennung der proviforifchen Regierung aus; fie zogen da- 
durch die eidgendjfifche Armbinde ale Werkzeug zur Revolution 
völlig zu Ehren. Stolz auf ſolchen Schuß, verfündete fich die 
proviforifche Regierung in einer zweiten Anfpradhe an das Volk 
als einzige rechtmäßige Oberbehörde (7. Dezember), nachdem fie 
bereitd drei Tage zuvor die verfaflungsmäßig gewählten Präfiden« 
ten der dreizehn Zehnen abberufen und neue Regierungsftatthals 
ter an ihre Stelle gejept hatte. Unverfchoben erließ fie au, in 
Bollziehung der Befchlüffe der Volksverſammlung, ein Deftet, 
dad den Orden der Jeſuiten aufhebt, ihnen und ihren „Affilüir- 
ten“ augenblidlih den Kanton zu verlajjen gebietei und ihr im 
Kanton gelegenes Beſitzthum dem Staatsvermögen einverleibt 
(9. Dezember); einen Monat fpäter wurde diefem Beſchluß Voll: 
zug verfchafft durch die Aufforderung an Seden, bei ihm liegen- 
des Eigenthum der Sefuiten der Behörde abzuliefern, ſowie an 
allfällige Schuldner derfelben, die betreffende Schuld genau an— 
zugeben. Die Sefuiten felbit hatten fogleih nah Abſchluß der 
Kapitulation den Kanton verlaffen und ſich nad Stalien begeben. 
Auf den 16. Dezember wurden die Wahlen angeordnet, auf 
welche jedem Regierungöftatthalter ein wichtiger Einfluß dadurd 


* Delarageaz erfcheint wie Barman in mehrfacher Stellung. Als Rilliet 
in Sitten anfam, traf er jenen Freund an, der ihm bemerkte, er fei hier nur 
„en curieux“. Im Repräjentantenbericht vom 8. Dezember fchreibt Delaragenz 
jelbft, er fei nach Sitten getommen im Auftrag des Staatsraths von Waadt 
und er habe der „Volksverſammlung“ beigewohnt. Nachdem diefe dann unter 
jolhem gewichtigem Peirath die Umwälzung des Kantond in Gang gebracht, em⸗ 
pfing er das Kreditiv als eidgenöffifcher Repräſentant. Nebenbei figurirt Dela— 
rageaz mit dem Grad eines eidg. Oberftlieutenants als zum Stabe der erften 
Divifion (Rilliet) gehörend, und doch Eonnte er ald curieux in Sitten umher: 
ſpazieren. 
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eingeräumt war, daß er das geſammte Büreau vorſchlagen konnte: 
die bezügliche Verordnung ſchloß ausdrüdlich die Geiſtlichen von 
jeglicher Wahlfähigkeit aus. Die Wahlen fielen in großer Mehr: 
heit zu Gunften der radikalen Reaktion aus. Mitglieder des Fon- 
flituirenden Großen Rathes, welche ald Urheber des Widerftan- 
ded gegen die Tagſatzung angegeben waren, wurden von den 
Berhandlungen der Behörde ausgefchloffen. Noch im Laufe Dezem- 
bers wurde die Revifion der Berfaffung durchgeführt. Die neue 
Berfaffung (vom 10. Januar 1848) erfcheint in der Hauptfache 
als eine Beflätigung der vom Revolutiondflub und von der pro- 
viforifchen Regierung aufgeftellten Staatögrundfäge; daher wurde 
die in der Berfaffung von 1844 ausgefprochene Garantie der 
Rechte der Welt» und DOrdensgeiftlichfeit und des Beftandes der 
Kapitel und religiöfen Korporationen, fowie die wirffame Garan— 
tie für die religiöfe Erziehung der Jugend in den Kollegien von 
Sitten, St. Moriz und Brig, ausfchließlich durch Geiftliche, be— 
feitiget, dem Bifhof und der Geiftlichkeit das Nepräfentationd- 
und Stimmredht im Großen Rath entzogen, dagegen diejenige 
Beftimmung der Berfaffung von 1844 aufrecht erhalten, welche 
im Uebrigen die Geiftlihen von der Bekleidung mweltlicher Aem— 
ter ausſchließt. Es wurde demnach die Verfaſſung in religiöfer 
Beziehung auf Grundlagen geftellt, welche denjenigen der frühern 
Berfaffung fchroff entgegenftanden. Aber auch in einer andern 
Beziehung war fie dem Geifte des Wallifer Volkes ganz zumider: 
während bis dahin die Zehnen oder Bezirke ſich durch ſelbſtge— 
wählte Zehnenräthe, beziehungsmeife deren Präfidenten, regierten, 
verlieh die neue Berfaffung der Regierung die Befugniß, in jedem 
Bezirk einen von ihr felbft gewählten Präfekten (Regierungsftatt- 
halter) aufzuftellen, entzog dem Volk das vorbehalten gewefene 
Recht der Abftimmung über die Steuer- und Naturalifationsde- 
frete und machte alfo namentlich in Bezug auf Finanzfragen den 
Großen Rath fouverän; dagegen gab fie dem Bolfe das Recht, 
zu jeder Zeit eine DBerfaffungsrevifion verlangen zu fönnen. Die 
Repräfentanten der Tagſatzung belobten das Ergebniß und erach— 
teten, daß diefe neue Verfaſſung, in Verbindung mit den Säfula- 
Die Säweiz. IV. j 6 
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riſationsmaßnahmen, dem Kanton Wallis in wenigen Jahren eine 
ehrenhafte Stelle unter den Kantonen einräumen werde, in wel— 
hen „die Demokratie ſich im Fortſchritt befindet“ *. 

Dieje Berfaffung wurde mittelft Volksabſtimmung vom 
16. Januar 1848 zum Grundgejeß erhoben durch 7916 anneh— 
mende gegen 664 verwerfende Stimmen (Bevölkerung im Jahr 
1846: 81,524; Stimmfähige eben damald 20,360). Nahezu 
drei Yünftheile der Aftivbürger haben ſich demnad der Theil 
nahme an der Abftimmung euthalten. Zwifchen all der obrigfeit- 
lihen Thätigfeit von fantonalen und föderalen Staatd- und 
Militärperfonen, welche oben erzählt ift, beluftigten ſich die Be— 
fagungstruppen an der Aufrichtung eined Freiheitsbaumes in 
Sitten, den ein Volkshaufe dafelbft beharrlih haben wollte, und 
der erft bleibend verfchwand, nachdem ihn der Bürgermeifter der 
Stadt dreimal hatte entfernen lafjen. 


Dritter Abfchnitt. 


Die Tagfapung. Die Geldfragen. Die Kriegskoſten den fieben Ständen auferlegt. 
Erpreſſungs- und Spoliationsdekrete in Freiburg, Luzern, Wallis; kecke Griffe 
auf Kirchen und Kloftergut dafelbft. Befondere Kontribution der Stände Neuen: 
burg und Appenzell J. R. Vorgänge in einigen andern Kantonen bei Ausbruch 
des Krieges, während und nach demfelben. Der Aufrubrprozeß in St. Gallen, 
Der Sonderbundsfrieg ein Religionskrieg. (Dom Oftober 1847 
bis Frühjahr 1848.) 


Während dem Marſch der Zwölfer Armee und der Befebung 
der Sonderbundsfantone blieben die Tagherren verfammelt in 
Bern, hielten felten Sitzung, verhandelten mehr in vertraulichen 
Konventifeln den mweitern Gang der Dinge je nah Maßgabe der 
täglich einlaufenden Berichte, ließen dann die tongebenden An» 
ſichten durch die befannte Siebner-Kommiſſion in offizielle Form 
bringen und beftellten, fobald einer jener Kantone befegt war, 
die in denfelben abzufendenvden Repräfentanten, deren Wirffamteit 
bereitö im vorangehenden Abfchnitt berichtet worden, empfingen 


* Bericht der Repräfentanten an die Tagfapung vom 20. Januar 1848, 
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ihre Korreſpondenzen und Berichte und ertheilten je nach Erfor⸗ 
derniß nachträgliche Weifungen und Befehle. Hatten die Gefand- 
ten der fiegenden Kantone noch wenige Wochen zuvor nicht ohne 
ſchwere Sorgen auf die übernommene Aufgabe einer durch Waf- 
fengewalt auszuführenden Wiedervereinigung der aus den Fugen 
gegangenen Eidgenofjenfchaft ihre Blide geworfen: fo mochten 
fie ſich jeßt vergnügt die Hände reiben über den fo wohlfeilen 
Kaufed errungenen Sieg; die Freude wuchs zum Uebermuth und 
der Uebermuth machte fie hart. Für den Krieg hatten die Tags 
fagung wie die einzelnen Kantone viel Geld nothwendig; die 
legteren überließ die Bundesbehörde ihrer eigenen Einfiht; für 
die Bedürfniffe der Zentralfaffe aber hatte der Vorort fogleich 
nach dem ersten Aufgebot (27. Oktober) die vorfchußweife Erhe— 
bung eines doppelten Geldfontingents bei den Kantonen (Fr. 
1,243,180), und, da vorauszuſehen war, daß diefe Gelder lang- 
fam eingehen und mohl auch faum genügen würden, die Auf— 
nahme eined Anleihens von drei Millionen Schweizerfranfen bes 
ſchloſſen; doch das leßtere gelang nicht, da den Geldmännern es 
weniger an der Bertreibung der Sefuiten ald um Sicherheit von 
Kapital und Zinfen gelegen war, die fie zur Zeit nicht vorhan— 
den glaubten. Es hatte deshalb vorläufig der Kanton Bern mit 
einem Darleihen von fr. Fr. 526,166. 66 Rp. der erichöpften 
Bundeskaſſe nachhelfen müffen *. Diefe Finanzverlegenheiten blei- 
bend zu ordnen, griff die Tagfagung zur Ausfchreibung einer 
Kontribution, gleich ald wäre ein internationaler Krieg ausge 
fochten worden. Die Siebner Kommiffion hatte auch hierüber ihr 
Gutachten vorbereitet, und der eidgenöffifche Kriegszahlmeiſter 
Stämpfli, zugleich dritter Gefandter- des Standes Bern, bei der 
einschlägigen Verhandlung Snterimspräfident der Tagſatzung, be- 
gründete ed durch einleitende Rede: die Kommiſſion fchlage vor, 


* Bern hatte fich hiezu in Zeiten in Bereitichaft gelegt, indem es mehr 
denn 2 Millionen Franken zur Führung des Krieges flüffig gemacht hatte. Es 
lieferte baar zu dieſem Zwed, das eigene Geldfontingent von Fr. 300,000 nicht 
gerechnet, 2,126,795 Fr. 5 Rp. Baarſchaft. Wollte durch jene Vorfiht ein 
Krieg auf eigene Fauft, auch ohne Zwölfer-Mehrheit, möglich gemacht werden ? 
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daß die Koften, welche der Eidgenoſſenſchaft „durch die Erefution“ 
erwachfen, von Denjenigen getragen werden, welche diefe Maß— 
regeln hervorgerufen haben; der Antrag fcheine gerechifertiget nach 
dem Grundfaß, wer das Gefeß breche, habe die Folgen des Bru- 
ches zu tragen und für den Daraus entitandenen Schaden Erſatz 
zu leiften; wie der Vorſchlag rechtlich begründet fei, fo genüge 
er auch den Anforderungen der Billigfeit; denn alle Mittel habe 
man verfucht, um die betreffenden Kantone von dem Sonders 
bündniß abzubringen, aber nirgends habe man Gehör gefunden; 
im Weitern diene ed zur Befriedigung „des Rechtsgefühls der 
Nation“, daß Diejenigen, durch deren Starrfinn fo viel Unheil 
entftanden, nunmehr auch die Koften tragen, wobei übrigens den 
betheiligten Kantonen vorbehalten fein müfje, „ihrerfeits wieder 
die Urheber des Aufruhrd zu belangen.* Die Bertheilung auf 
die Kantone nad der Geldffala werde vorgefchlagen, um allen 
daherigen Hader abzufchneiden. Einige Stände der Mehrheit 
erachteten: der Vorſchlag fei noch fehr milde; das Recht würde 
erlauben, daß man die „Urheber der Rebellion auch nod die 
Hälfte jener Koften tragen lafje, welche den „bundesgetreuen* Kanr- 
tonen zur Laft fallen. Bafel-Stadt widerfpradh, wies auf die Un 
erfhtwinglichfeit der Summe gegenüber der Armuth mehrerer der 
betroffenen Kantone, auf die bereits eingetretene Erfhöpfung der- 
felben durch ihre eigenen Rüftungen; das geforderte Geld wür— 
den fie zwedmäßiger für die Augenderziehung und für Hebung 
der mangelhaften Rechtöpflege verwenden; durch die Kontribution 
würde die ohnehin fchwere Aufgabe der neuen Regierungen vol- 
lends unmöglich gemacht; nad dem glänzenden Sieg folle man 
einen aufrichtigen Frieden anftreben; dazu aber gehöre Nachficht, 
nicht Geld; der Nachficht werde das Volk feinen Beifall nicht 
verjagen; auch die Gefchichte würde einft rühmlich ihrer gedenken. 
Dem entgegneten die Freunde der Kommiffiondanträge: wenn 
auch nicht zu läugnen, daß die Tragung der Koften momentan 
drüdend falle, „fo werden die betheiligten Kantone an Erfahrung 
gewinnen; fie werden inne werden, wohin ed führt, fich geiftli- 
hen und weltlichen Fanatikern hinzugeben; fie werden die poli- 


tifche Lehre daraus ziehen, daß man nicht ungeftraft in der Eid» 
genoffenihaft die Ruhe flören und dad Panner des Aufruhrs 
gegen die Tagſatzung pflanzen könne.“ Nach ſolchen und ähnlis 
hen Reden folgte der Beihluß vom 2. Dezember: Den fieben 
Kantonen find ale Koften auferlegt, welche der Eidgenofjenichaft 
in Folge der Nichtbeachtung der Tagſatzungsbeſchlüſſe erwachſen, 
„unter Vorbehalt ihres Rückgriffs gegen Diejenigen, welche fie 
(jene Kantone) ald fchuldig finden ‚mögen“; für diefe Koften haf- 
ten bezeichnete Kantone folidariih, unter fi aber zahlen fte zur 
Gefammtfumme nah dem Berhältniß der Gelvffala; auf Rech— 
nung haben fie bis zum 20. Dezember eine Milion Franken zu 
bezahlen; den Reit, deſſen Betrag die Tagſatzung nach genehmig- 
ter Schlußrechnung beftimmen werde, haben fie entweder ebenfalls 
baar oder in guten Titeln zu entrichten; bis nach voller Zahlung 
babe die militärifche Befegung fortzudauern; die fieben Kantone 
feien auch pflichtig, für allen Schaden Erfaß zu leiften, „der von 
ihren Truppen durch Plünderung und Zerftörung von Eigenthum 
verurfacht worden iſte. Wie ed mit der Verantwortlichkeit der 
Kantone Neuenburg und Appenzell J. R. zu halten, welche ihr 
Mannfhaftsfontingent nicht geftellt haben, werde die Tagſatzung 
fpäter beftimmen. Der Beſchluß fiel Denen, welche keineswegs 
den Wortführern der Mehrheit durh Did und Dünn zu folgen 
gefonnen waren, aus zwei Gründen auf: wegen der außerordent- 
ih hohen Summe, welde auf die VII Kantone zu verlegen 
war, von denen mindeftend vier zu den weniger bemittelten ge- 
zählt werden mußten, fodann wegen der Provofation zur Rache, 
welche in demfelden lag. In erfterer Beziehung ward muthmaß- 
lich berechnet, daß die. Kriegsfoften rund auf Fr. 4,150,000 ſtei⸗ 
gen werden, Fr. 900,000 ungerechnet, welche die Sonderbundss» 
fantone feit den Kapitulationdabfchlüffen für die Verpflegung der 
Bundestruppen zu leiften hatten. Bei fpäterer Stellung der 
Hauptrechnung (1849) ftellte fih ein noch ungünftigered Fazit 
heraus, nämlich ein Koftenbetrag von Fr. 6,140,781. 51 Rp. 
alter Währung. Es traf Fr. 20. 85 Cent. neuer Währung auf 
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den Kopf *. Das fand man ftarfz denn der Krieg war und blieb 
nicht die alleinige Folge der befannten Befchlüffe der verurtheilten 
Kantone, fondern einer langen Kette von Greigniffen, Handlun- 
gen und Unterlaffungen, bei denen die fiegende wie die unter- 
legene Partei betheiliget waren; unbillig unter Anderm aud 
darum, weil im Falle eines Nachlaſſes der Betrag eines ſolchen 
nicht allein auf die zwölf Kantone der Mehrheit, fondern auf 
gefammte Eidgenoffenfchaft mit Inbegriff der fieben Kantone ver- 
legt worden wäre, diefe felbft alfo auch bei günftigerer Behand- 
fung mitbezahlt haben würden. Die Regreh- Eröffnung fodann 
war mindeftend ein Weberfluß. Die ehemaligen Sonderbunds- 
fantone mußten mie immer ald fouverän gedacht werden. Ber: 
möge diefer Souveränetät war es ihre eigene Aufgabe zu ermä- 
gen, ob die vertriebenen oder verdrängten Magiftratsperfonen 
verantwortlich feien oder nicht. Es mar nicht nöthig, ſolches 
ihnen zu fagen. Bereit? hatte man gefehen, mit welcher Leiden- 
ſchaft einzelne der proviforifchen Negierungen auf die ehemaligen 
Häupter und höhern Staatabeamten herfielen, um fie für miß- 
fällig geführte mehrjährige Herrſchaft zur Strafe zu zieben und 
für alle Folge „unfchäpdlih zu machen“. War ein Einfchreiten 
der Tagſatzung am Platz erachtet, fo hätte folches im entgegen- 
gefeßten Sinne gefhehen follen, nämlich im Sinn der Interven⸗ 
tion gegen jede PVerantmwortlichfeitserflärung. Den Schurken, der 
fih am Staatdeigentbum verareift oder feine Stelle für einen- 
nützigen Gewinn mißbraucht, den treffe die ftrafende Hand der 
beleidigten und verlegten Republik, nicht aber den Ehrenmann, 
der in guten Treuen und unter ſchweren Sorgen, Mühen, Un- 
annehmlichfeiten und felbft Gefahren Dasjenige vertheidiget, was 
er ala Recht des Gemeinweſens erfannt hat, dem er ald Magi— 


* Die Härte diefer Kontribution ftellte eine fpätere Veraleichung zu Tage: 
Sardinien hatte für feinen im Jabr 1849 völkerrechtswidrig unternommenen 
Einfall in öfterreichifche Lande und deſſen Kolgen eine Kontribution von 75 Mil: 
fionen fr. Sr. zu bezahlen; das traf 17 Fr. 32 Gent. auf den Kopf, alfo an: 
fehnfich weniger, ala den Sonderbundsfantonen auferlegt worden. Vergl. „Schwei⸗ 
zerfpiegel, von Baumgartner”. Zürich, 1851. 
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ſtrat ſeine Dienſte widmet. Die ſiegenden Häupter hätten ſich 
erinnern ſollen, daß ſie und ihre politiſchen Geſinnungsgenoſſen, 
von 1847 rückwärts gerechnet, Jahrzehnte lang für die Anhänger 
ihrer eigenen Tendenzen ſelbſt in erwieſenen Aufruhrsfällen je— 
weilen Amneſtie angeprieſen haben; fie hätten ſich erinnern fol- 
fen, welches Urtheil die fogenannte „liberales Partei der Schweiz 
von Alters ber und bis in die neueften Zeiten herab über die 
früheren patrizifchen und flädtifchen Regierungen vom vorigen 
Jahrhundert deßhalb gefällt hat, meil fie geglaubt hatten, zum 
Beten des Gemeinweſens in politifchen Prozeffen zu den Mitteln 
der Strenge greifen zu follen; auch fich vergegenwärtigen, daß 
das Vorgehen der Zmölfer » Mehrheit immerhin ein. Wagniß ge 
wefen, wie dasjenige der Siebner » Kantone eine Selbftüber- 
ſchätzung, jenes Wagniß aber möglicher Weife auch hätte miß- 
lingen fönnen, und daß in diefem Falle ein Rüdgriff auf die 
Perfönlichkeiten ihrer Regierungen, von denen fich im falle 
eined Sieges der Sonderbunddfantone kaum eine auf den Seffeln 
erhalten hätte, ihrem eigenen härteften Tadel und Widerfpruch 
nicht entgangen wäre. 

Nach Erfheinen jenes Tagfagungsbefchluffes folgten ſich von 
nun an in den einzelnen der unglüdlichen fieben Kantone eine 
Reihe von Gewaltmaßregeln, zu denen theilweife ſchon voran- 
gehend von den proviforifhen Regierungen die Einleitungen ge 
troffen worden. 

In Freiburg mar bereit? alles Bermögen der ausgemwiefenen 
religiöfen Korporationen zum Staatögut gefchlagen, maren die 
höhern Beamteten verantwortlich erflärt und mit einem Straf: 
prozeffe bedroht, ihr Vermögen mit Befchlag belegt. Die pro- 
viforifhe Regierung beſchloß alsbald, eine Rechnung über den 
Stand der Finanzen aufzuftellen, welche weitere außerordentliche 
Mapnahmen durch die Zahlen rechtfertige, und brachte es, unter 
Anrehnung der. an die Bundesfaffe zu bezahlenden Kontribution 
und allerlei Verwendungen und Schaden aud der unmittelbar 
vorangegangenen Kriegäzeit, auf eine Schuld von 21/, Millionen 
Franken, mit der ed in Wirklichkeit übrigens fo gefährlih nicht 


— 88 — 


ausſah. Wer ſoll dieſes Defizit bezahlen? ſo fragte ſie ſich ſelbſt 
und ihre geneigten Leſer am Schluß ihres Berichtes. Die Ant- 
wort gab fie in Defretövorfchlägen an den Großen Rath, von 
denen der eine ein Zwangsanleihen von Fr. 300,000 zum Zweck 
einer Abſchlagszahlung an die Bundeskaffe, der andere eine ftarfe 
Kriegäfontribution auf die Förderer und Urheber ded Sonder: 
bundes beantragte. Der erfte Vorfchlag fand Genehmigung feitend 
des Großen Rathes (4. Januar); in Folge deffen wurden fünfund- 
fünfzig Männer und einige rauen, Schultheiß Fournier an ihrer 
Spike, abfteigend mit Poſten von Fr. 10,000 bi8 2000 belegt, alle 
unter folidarifher Haftung und mit der Drohung, daß, wenn 
nicht binnen zehn Tagen bezahlt wäre, die Schuldigen mit allei- 
niger Tragung der Koften des Unterhalts der Befahungstruppen 
belegt würden. Auf die Liſte wurde gefeßt, wer Urheber oder 
Förderer „des Kriegs“ oder Anhänger der geftürzten Regierung 
war, und zugleich Geld hattez. eine freiwillige Unterzeichnung 
wurde gleichzeitig eröffnet, für alle Einzahlungen überhaupt ein 
Zins zu fünf Prozent und die Rüdzahlung auf Jahresfrift zur 
gefagt. Der Vorſchlag für die Kriegsfontribution wollte die Ur- 
heber ded Sonderbundes, einunddreißig an der Zahl, folidarifch 
mit Fr. 1,200,000 belegen, alle während zehn Jahren vom Ak— 
tivbürgerrecht ausfchließen, die fünfzehn erften auf dem Berzeich- 
niß (Fournier wieder an der Spite und Dekan Johann Peter 
Aeby ald zweiten) auf ſechs Jahre des Landes verweifen, den 
Ihon früher verfügten Bermögensfequefter weiters beftehen Laffen, 
das Klofter la Part» Dieu aufheben. Der gleiche Vorſchlag be- 
abfichtiate den Bifhof und neun Klöfter zufammen mit Fr. 
460,000 außerordentlicher Kriegsſteuer (contribution extraordi- 
naire) zu belegen; den Bifchof mit Fr. 20,000, das Klofter 
Altentyf (Hauterive) mit fr. 400,000, die übrigen mit gerin- 
geren Summen. Deßaleihen follten, in Bollziehung früherer 
Ausſprüche der proviforifchen Regierung, alle geiftlichen Güter 
unter weltliche Verwaltung geftellt, der fatholifche Verein aufge- 
hoben werden, und gedachte man fremden Geiftlihen ohne bes 
jondere Bewilligung des Staatsraths jegliche Wirfamkeit in Hin- 
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fidyt auf Seelforge oder Erziehung zu unterlagen. Auf die Ge- 
meinden wollte man ferner eine außerordentlihe Steuer von Fr. 
100,000 verlegen. Als rechifertigende Erwägungsgründe werden 
im Gingange ded Defretövorfchlages, abgefehen von der Hands 
lungsweife der geftürzten Regierung, der Neihe nach aufgeführt: 
die beflagendwerthen öffentlihen Zuftände überhaupt, die An- 
wefenheit vieler ausmwärtiger Geiftlichen und der durch fie in den 
Pfarreien” veranlaßte Unfrieden, die unaufhörlihe Einmiſchung 
der Geiftlichfeit in ieltliche Dinge durch den Mißbrauch der 
Kanzel und politifche Umtriebe aller Art, alles auf Anſtiften des 
Biſchofs und in der Abficht die bürgerliche Autorität der Herr- 
ſchaft der Geiftlichfeit zu unterwerfen ; das Wirken des Fatholi- 
ſchen Bereind, welcher, in Verbindung mit der fremden Propa- 
ganda, fih die Aufgabe geftelt hatte, „die Dligarchie und den 
Defpotismus wiederherzuftellen“ ; es wird in dem gleichen Aften- 
ſtücke gefagt, dab bei mwaltender Krifis die Klöfter fhuldig feien, 
ihrem Stiftungszwecke gemäß das allgemeine Elend erleichtern zu 
helfen, und daß es für die fünftige Ruhe des Kantons nothwen⸗ 
dig geworden, die geiftlihen Güter vor Berfchleuderung und 
Mißbrauch ficher zu ftellen (30. Dezember). So beabfichtigte 
man die Kirche mit der Schuld alles. Unglüds, welches menfch- 
liche Leidenfchaft in beiden politifchen Lagern und die Macht der 
Umftände herbeigeführt, zu beladen ; das ſchien dem Bifchof zu 
viel. Er erließ unverweilt eine Vorftellung an den Großen Rath 
(4. Januar), gab zu bedenken: ob es nicht genug fei, vom Sons 
derbund zurüdgetreter zu fein, Die Jefuiten ausgewieſen, unter Vor⸗ 
wand der Affifiation mit denfelben mehrere religiöfe Wohlthätigkeits— 
und Erziehungsanftalten aufgehoben zu haben; — ob zu recdht- 
fertigen fei, diefen ernften Maßnahmen ein Syitem von Feind- 
feligfeiten folgen zu laffen, welches die religiöfen Korporationen 
mit neuen Schlägen treffe und in die geiftlihe Wirkſamkeit des 
Biſchofs eingreife. Schweigen fei ihm, dem Bifchof, gegenüber 
folhen Erſcheinungen nicht erlaubt; er habe feine Pflichten zu 
erfüllen, ohne fih um die äußern Folgen feiner Schritte zu be— 
fümmern. Aber für fich perfönfich trete er nicht auf; er fei ber 
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reit, mit den befcheidenften Berhältniffen fich zu begnügen, wenn 
nur die Nechte der Kirche und ihre Inſtitutionen gerettet werden 
und ihm die unabhängige Verwaltung des Bisthums verftattet 
bleibe. Er ftellte fchließlich folgende Begehren an den Großen 
Rath: daß er die religiöfen Inſtitutionen achte und fih an ihrem. 
Rechte micht vergreife; daß er die Ausübung des bifhöflichen 
Amtes unbeeinträchtiget, der Geiftlichfeit die freie Verwaltung 
ihrer Güter laffe, wobei er Berftändniffe über allfällige Kontrole 
nicht ausfchließe, und daß bei der Berfaffungsrevifion für all» 
fällige Regelung der Berhältniffe zwifchen Kirche und Staat der 
Konkordatsweg betreten werde. Wir haben bereits geſehen, wie 
wenig bei dem Abfchluß über die Berfaffung auf die Begehren 
des Biſchofs, foweit fie Grumdfägliched betrafen, eingegangen 
worden. Auch die eidgenöffiichen Repräfentanten waren mit dem 
Borgehen der proviforifchen Regierung nicht ganz einverftanden. 
Eines Theild wurden fie ungeduldig über den langfamen Gang 
der Gefhäfte in diefem Kanton: „Alles hier erliegt jener ftumpf- 
finnigen Schlaffheit, mit welcher ein mönchiſches Regiment von 
Jahrhunderten her die Geifter gebannt hält“ * ; anderfeits fonn- 
ten fie fih mit gewiſſen Vorfchriften des oben befprocdhenen De- 
kretsvorſchlages nicht befreunden und machten deßhalb den Gro— 
Ben Rath auf feine Inkompetenz aufmerffam, Willfürftrafen über 
Angeklagte zu verhängen, welche weder einvernommen noch ab-. 
geurtheilt worden, und zwar ohne ihnen irgend einen Rekurs an 
die Gerichte zu eröffnen, mit dem Beifag, wie verhängnißvoll 
ein Vorgehen in der Eidgenoffenjchaft wäre, durch melches eine 
Regierung, felbft Anklägerin, fih anmaßen würde, ohne Richter und 
Recht, die Borgängerin mit Vermögendentzug und Landesverwei— 
fung zu beftrafen. Aber auch über den Bifchof ließen die Repräfen- 
tanten ihre Unzufriedenheit vernehmen. Sie bemerken, daß deffen 
Brief an den Großen Rath viel Auffehen hervorgerufen habe. „ Die- 
fer unruhige Prälat, einer der vornehmften Anftifter des Kriegs, will 
durch jegliche Mittel den Fanatismus im Volke frifch anfachen; er. 


* Ihr Bericht vom 4. Jänner 1848 an den Borort. 
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bereitet der Regierung, vielleicht der Eidgenoffenfchaft, große Ber: 
legenheiten". So fprachen die Repräfentanten, an ihrer Spike 
Stockmar, ohne Zmeifel der Verfaſſer des Berichts. Das Kon- 
tributiong-, in Wirffichfeit ein Spoliationddefret, hatte inzwifchen 
noch die Prüfung eines Ausſchuſſes zu beftehen; ed ging aus 
derfelben zwar mit mwefentlichen Veränderungen hervor, aber ohne 
daß die Anfichten und Räthe der Repräfentanten Berüdfichtigung 
gefunden hätten. Diefed abfchliehlihe Defret vom 20. Januar 
belaftet die Urheber und Förderer ded Sonderbundes mit einer 
Kriegdkontribution von 1,600,000 Fr., überläht dem Staatsrath 
die Bezeihnung der Schuldigen und befteuert fie folidarifch, ent- 
zieht ihnen auf die Dauer von zehn Jahren das Aftivbürgerrecht 
und gibt der Regierung die oberpolizeiliche Befuaniß, fie darüber- 
bin, falls fie fih Umtriebe gegen die neue Ordnung der Dinae 
erlauben würden, für beliebige Zeit aus dem Kanton zu verwei⸗ 
fen, beftätiget auch die früher verhänate Vermögendfequeftration. 
Bon der Aufhebung des Kloſters Ta Part-Dieu wird Umgang 
genommen; danegen beleat der Beichluß die MWeltaeiftlichfeit mit 
Kr. 60,000, zehn Klöfter aufammen mit Kr. 750,000, an meld 
legter Summe Altenryf 400,000, Ta Part-Dieu 300,000 Fr. 
entrichten follen. Des Bifchofs gefchieht feine befondere Erwäh— 
nung; dagegen wird die Regierung befuat erflärt, die Kontribu— 
tionspflichtigen aus der MWeltgeiftlichfeit zu bezeichnen; auch diefe 
find folidarifch behaftet. Die Rontributiongbeiträne follen in drei 
Terminen, vom 1. März bis 1. Dezember 1848, erfeat werden. 
Ale übrigen Verfünungen betreffs der Geiftlichfeit und ihrer Güter 
verbleiben nach erftem Entwurf, ohne irgendwelche Rückſicht auf 
die Vorftellungen des Biſchofs. An der Spike des Dekrets war 
eine allgemeine Amneftie ausgeſprochen, mit Ausnahme der vor- 
bezeichneten Fälle; die im Defret enthaltene Härte gegen die 
bürgerlihen Kontributionspflichtigen ſuchte man dadurch zu ver- 
tufhen, daß man ihnen verftattete, entweder fih den Verfügun— 
gen dieſes Mufter-Amneftie= Defrets zu unterwerfen, oder aber 
binnen vierzehn Tagen klagend vor die Gerichte zu treten. Das 
Ungeheuerlichfte, was ausgeheckt werden konnte, war nun gefcher 
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ben. Dieſes fogenannte Amneſtiedekret zug den vielfachſten Tadel 
auf ſich und vermochte auch den Rügen der radikalen Partei felbft 
nicht zu entgehen. Die gewährte Anrufung der Gerichte war eine 
blendende Phraſe; der Klagende hätte dem Staat gegenüber den 
Beweis führen follen, daß die Theilnahme an der Erlaffung der 
Großrathsbeſchlüſſe für den Sonderbund ein Verbrechen nicht fei, 
während die oberfte Staatögewalt fie unmwiderruflih als ſolches 
erflärt hatte. Und mo mar der unabhängige, parteilofe Richter? 
Standen ja doch die Gerichte unter der ausgeprägtefien Botmä— 
Bigfeit einer Regierung, welche bei ihrer Einfegung die monftruofe 
Befugniß erhalten hatte, alle mibfälligen Inhaber von Richter 
fielen und Beamteten der Rechtöpflege abzuberufen und durch 
Kreaturen des zur Herrfchaft gekommenen Parteiregimentd zu 


erfegen *. 


* Am 28. Oftober 1861 hat die Finanzdireftion von Freiburg eine „Ber - 
gleihung ded Standes der freiburgifhen Staatöfinangen in den Sabren 1847, 
1856 und 1860” veröffentlicht, welcher wir folgende Zahlen entnehmen: 

Die Kontribution, mit welcher die Tagſatzung den Kanton Freiburg belaftete, 


erftieg im Ganzen die Summe von fr. Fr. 2,548,763. 37 

Davon geht der ſpäter bewilligte Nachlaß ab, von „nm. 128,925. 36 

fo daß die außerordentliche Belaftung noch betrug fr. Fr. 1,819,838. 01 
Bon den Gebrandfchatten des Sonderbundes 

hat die damalige Regierung eingehoben fr. Fr. 2,532,139. 02 


Hievon gehen ab unter dem Titel von Zindbezahlung „ „ 384,762, 21 
Sp daß die von der Regierung bezogene Summe 


anzufchlagen ift auf fr. $r. 2,147,376. 81 
Hiezu die außerordentlihe Befteuerung der | 
Klöfter, in neue Währung übergetragen „ „ 1,086,956. 52 

Jene der Weltgeiftlichkeit — 86,956. 52 


zufammen Brandichagungen fr. Fr. 3,321,289. 86 
Die Regierung hatte aber an die Eidgenoſſenſchaft 
nur zu bezahlen vw» 1,819,838. 01 
Es blieb ihr demnach ein Ueberfchuß von fr, Fr. 1,501,451. 84 Cent. 
Es ift Schon aus diefer Zufammenftelung zu erjehen, daß feinerlei Finanz— 
noth vorhanden war. Faßt man ins Auge, daß der Kanton fpäter Dugende von 
Millionen auf die Eifenbahnen verwenden Eonnte, jo hätte er jedenfalls ohne 
erhebliche Schwierigkeit jene Fr. 1,800,000 bezahlen können, welche ihm von 
der Eidgenoffenfchaft auferlegt worden, dieß um fo unzweifelhafter, ald nach der 
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In Ruzern, dem fatholifchen Vorort, deſſen Gefammtbevöls 
ferung nicht minder wohlhabend war, als jene von Freiburg, 
und deflen Finanzſtatus von jeher ein günjtiger genannt werden 
konnte (abgefehen von andern Vermögenstheilen ftanden an Gül— 
ten und Obligationen 1,059,000 Franken zur Berfügung), wurde 
behufs Zahlung der Kriegstontribution im gleichen Geift einge- 
fhritten wie in Freiburg. Allernächft hatte die proviforifche Re— 
gierung für Herftellung des in Luzern verwaltet gewefenen Theils 
der eidg. Kriegsfaffe zu forgen; der daherige Defeft war zu 
221,777 Fr. 14 Rp. ermittelt, der vorhandene Saldo aus Altorf, 
unverfehrt wie er dorthin gefommen, nad Luzern zurüdgebracht 
worden. Die Mitglieder der frühern Regierung wurden unter 
folidariiher Haftbarkeit verpflichtet, dDiefen Betrag innerhalb zehn 
Tagen an die Staatsfafje zu entrichten, damit der geforderte Er— 
fat an die Bundesbehörde geleiftet werden könne (24. Dezember); 
nebenhin wurden fie unter viel Gelärm wochenlang als „Raffen- 
diebe“ mißhandelt und fürzere oder längere Zeit in Haft gehal- 
ten *, obwohl fie mit Ziffern nachwiefen, daß der Defekt durch 


erwähnten, durch allen wünfchbaren Detail belegten Finanzüberficht von 1860 
die Regierung von 1847 zur Zeit ihrer Auflöfung, nah Abzug alles Abzuzies 
benden, ein reines Aftivvermögen von fr. Fr. 4,946,510. 88 Gents., von wel- 
der Summe der weitaus größte Theil als rentabel ausgewiejen ift, zurückließ. 
Die ganze durch die bombaftiiche Erklärung der proviſoriſchen Regierung vom 
14. November 1847 verfündete Finanznoth hätte demnach mit einem vorüber: 
gehenden Anleihen von höhftens zwei Millionen fr. Franken geftilt werden 
fönnen, für das Die genüglichfte Dedfung vorhanden war und, abermals bö che 
ftens, 100,000 Fr. an Zinfen zu bezahlen gemefen wären. Alle gehäffigen 
Griffe auf Kirchen: und Kloftergut, fowie die maßloſen Erprefjungen aus Pri— 
vatvermögen, welche man feiner Zeit als traurige Nothwendigkeit zu fihildern 
beliebte und geltend machen wollte, hätten daher gänzlich unterbleiben können, 
Wir entbeben dem gleichen Aftenftü den Nachweis, daß die Aufrubrbetheiligten 
vom 6. Januar 1847, die fogenannten Opfer der Sonderbundspolitik, ſich im 
Ganzen eine Entihädigung von fr. Fr. 146,831. 70 Gent, aus der Staatäfaffe 
verabreichen ließen. Die Gegenfäge find leicht herauszufinden. 

* Das gewefene Haupt der Republik, den Schultbeißen Rudolf Rüttimann, 
wies man in ein Gefängnißzimmer, das erſt nach feiner Ankunft in demfelben 
von Unrath gereinigt werden mußte; der geweſene Vizepräſident (Statthalter) 
Siegwart wurde wegen ſolcher Verumtreuung öffentlicher ‘Gelder gleich einem 
Schelm in aller Welt auögeichrieben. 
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Baarfhaft, Werthfchriften und fichere Guthaben gänzlich gededt 
fei*. Zur Bezahlung eines Theil der dem Kanton auferlegten 
Kriegsfontribution ** wurde das Vermögen der geiftlihen Kor— 
porationen und Stifte für eine Million Schweizerfranten in An- 
ſpruch genommen, an melde das Klofter St. Urban 500,000, 
das Stift Beromünfter 400,000, das Frauenflofter Eſchenbach 
60,000, Rathhaufen 20,000, das Frauenkloſter im Bruch eben» 
foviel, beizutragen hatte (Befchluß vom 24. Dezember). Der Er- 
findungsgeift war auch hier nicht verlegen um die Motive: vers 
gebens habe man in und außer dem Kanton Geldaufbrüche zu 
machen verfuchtz; der Kanton aber müſſe möglichft ſchnell feinen 
Theil Kontribution an die eidg. Kriegskaſſe bezahlen, um defto 
beförderliher der militärifchen Befeßung loszuwerden; zu der dem 
nach durch die Nothwendigkeit gebotenen fchleunigen Herbeifchaf- 
fung der erforderlichen Geldmittel könne der Adminifirativbehörde 
die Befugniß um fo weniger beftritten werden, als derfelben durch 
das Erpropriationdgefep aus viel untergeordneteren Rüdfihten 
des Öffentlichen Wohle das Recht zu Zmwangsabtretungen zuftehe; 
zudem fei die Negierung „an folche Inſtitute und Korporationen 
gewieſen, bei welchen neben verhältnigmäßig cheft zu entbehren- 
den Leiftungen die größten Bermögensfummen in fogenannter 
todter Hand liegen.“ Mit diefer verfuchten Rechtfertigung follte 
die in den Difpofitiven des Befchluffes enthaltene Berficherung 
beruhigen, daß den genannten Korporationen alle Rechte gegen- 
über dem Staate gewahrt bleiben. Befondere Abgeordnete der 
Negierung wurden beauftragt, denfelben den Beſchluß perfönlich 
zu eröffnen, d. h. mitzutheilen, daß es ernftlich gemeint fei und 
dad Geld mit Beförderung herbeigefchafft werden müſſe. 

Diefem erften DBerfuche, für Zwecke und Bedürfniffe, welche 
die Geſammtheit zu befriedigen fchuldig war, Geld aus den 
Kaſſen mißfälliger geiftlicher Korporationen herbeizufchaffen, folgte 
der Hauptichlag in einem Großrathöbefchluffe vom-3. Februar, 
* S. die Schrift; „Der Angriff auf die eidg. Kriegsgelder in Luzern. 

Dom Obergerihtöpräfident G. 3. Boffard“. Anfangs 1848 erſchienen. 
** Dieje erfte Nate betrug Fr, 433,000, 
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welcher die Geld-, Reaktions- und Rachegelüſte allzumal befrie— 
digen ſollte. Derſelbe verpflichtet die durch das früher angeführte 
Dekret der proviſoriſchen Regierung vom 4. Dezember 1847 in 
Anklagezuſtand verſetzten Mitglieder des ehevorigen Großen Rathes, 
»zur Sühnung ihres begangenen Unrechts“ eine ihrem Vermögen 
und ihren Familienverhältniſſen angemeſſene Summe an die dem 
Kanton verurſachten Koften und Nachtheile zu bezahlen. Ausge— 
nommen wurden jene Großrathämitglieder, welche bei den Verhand— 
lungen über den Sonderbund in Minderheit geblieben waren. Der 
erwähnte Beichluß verpflichtet die Mitglieder ded geweienen Re- 
gierungsrathes nicht bloß zum Erfaß des mehr befprochenen Mans 
co's in der eidg. Kriegskaſſe und des allfälligen Abgangs an 
eidg. Spitaleffekften, welche in Luzern aufbewahrt gewefen, fondern . 
macht fie überhin haftbar für die finanziellen Folgen verzögerten 
daherigen Erſatzes; bei Saumfal in Erfüllung daheriger Ver— 
pflichtungen tritt der Strafrichter ein und die Regierung ift in 
diefem Falle zugleich beauftragt, zur Liquidation ded Vermögens 
der betroffenen Mitglieder des Regierungsrathes zu fchreiten; 
verhängnißvoll fpricht fodann der $ 3 wörtlich: „Diejenigen Per— 
fonen, auf welchen nach bereitö vorhandenen oder fich ergebenden 
Inzichten der Verdacht des Landesverrathed ruht, jollen unnad- 
fihtlih dem Strafrichter überwiefen werden“, und der $ 4: „die 
geiftlichen Korporationen des Kantons find und bleiben für die 
dem Kanton dur den Sonderbund erwachjenen Kriegsfoften und 
übrigen finanziellen Nachtheile behaftet; das Maß ihres Beitrages 
wird ein zu erlaſſendes Dekret beftimmen“; die folgenden Beftim- 
mungen des Befchluffes beichlagen die Geiftlichen, welche bei der 
Jeſuiten- und Sonderbundgfrage fih mit dem Staatöwohl und 
mit ihren Pfarrgemeinden in Widerjpruch gefept, daher entweder 
durch die Firchliche Behörde entfeht oder verjegt, oder, wenn dieſe 
nicht einfchreite, dem bürgerlichen Strafrichter überwiefen werden 
ſollen; — die Beamteten, dann die Mitglieder ded Haupt: und 
der Kreisfomite’d deö Ruswylervereins, melde zur Strafe für 
rechtömwidrige Begünftigung des Sonderbunds, für alle daherigen 
finanziellen Nachtheile des Kantons ebenfalls verantwortlich erklärt 
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werden, daher einen noch zu beftimmenden Geldbeitrag bezahlen 
follen; im Weitern werden alle betheiligten Perfonen bis zur 
Erfüllung der ihnen auferlegten Verpflichtungen im Aftivbürger: 
recht eingeftellt, darüberhin auf vier Jahre unter befondere Polizei⸗ 
Auffiht geftellt; wegen Anderer, die das „Wühlen“ jept noch 
fortfegen würden, ward auf ein vorangegangened Defret verwies 
fen, endlih, in allem Uebrigen und gegen jene, welche durd) 
obftehende Borfchriften nicht betroffen waren, „bezüglich der vor- 
gefallenen politifchen Ereigniſſe Vergeſſenheit ausgefproden®. 
Diefes Amneftiedefret war ganz geeignet, dem fchon befprochenen 
Borgänger von Freiburg an die Seite geftellt zu werden. Es 
wirft alle hochklingenden Grundfäge, melde die alte „liberale 
Schule® einft gegenüber gefammten Patriziaten und fonftigen 
früheren Schmweizerregierungen, nicht minder gegen gefammte mo» 
narhifche Potentaten der Welt, ald Kern und Hort aller bürger- 
lichen Freiheit und alles Bölferglüdes verfündet und gepriefen, 
über Bord *, indem es die ausgefuchtefte Willfür einer feines- 
wegs durch den freien unzweideutigen Willen der Bolkömehrheit, 
fondern unter den Einflüffen von Gewaltözuftänden, ind Leben 
getretenen inappellabeln oberften Landesbehörde an die Stelle der 
hundert politifhen und Rechtsformen ſetzt, durch melde jene 
Schule verheißen hatte, Recht, Freiheit, Ehre und Bermögen der 
Einzelnen wie der Genoffenfchaften im Staate gegen alle Berges 
waltigung ficher zu ftellen. Es ift dad angeführte Defret mit und 
neben jenem von Freiburg eine freche Ironie auf alle jene Grund» 
rechte, welche den Schweizern in den verfchiedenen feit 1831 ge- 
fhaffenen Berfaffungen gewährt find; es liegt endlich in demiel- 
ben dad Bollmaß einer Partei-Anmaßung, welche für eigene Zwecke 
das Aſſoziationsrecht bis zum bewaffneten Einfall in organifirten 
Banden mißbraudte, dann, zur Macht gelangt, die Mitglieder 
von Dereinen, welche dur Nede und Gebet ihren Anfichten über 


* Man erinnere fih an die rühmlichen Beftrebungen der Führer der libe- 
talen Partei in Luzern für Durchführung der Trennung der Gewalten im Jahr 
1829, Band I. S. 43, und Br. II. S. 274 u. 275. 


— — 


bürgerliche und religiöſe Angelegenheiten Geltung zu verſchaffen 
geſucht hatten, mit willkürlichen Geldſtrafen bedroht. 

Die in Luzern weilenden zwei eidgenöſſiſchen Repräſentanten 
beurtheilten das Dekret, wenn auch in andern Ausdrücken, doch 
keineswegs günſtiger. Sie beſchweren ſich in ihrem Bericht an die 
Tagſatzung über das gegen die Mitglieder des Großen Rathes, 
gegen die Ruswyler Vereinsmitglieder, dann gegen alle betroffe— 
nen Perſonen überhaupt eingeſchlagene Verfahren, „das jeder recht— 
lichen Bafid ermangle“ ; fie erinnern, daß im vorliegenden Fall eine 
fiegende Partei über eine gefallene zu Gericht fiße, und daß ihre 
Maßnahmen deßhalb, Angefichts deffen, was der früheren Regie- 
rung in Folge ihres Einfchreiteng gegen die Urheber der Ereig- 
nifje vom 8. Dezember 1844 und 31. März 1845 vorgeworfen 
worden, „fo fehr den Stempel politifcher Rache erhalten, daß da— 
durch der Hauptzweck, der gegenwärtig angeftrebt werden muß, 
nämlich die dauernde Pazififation des Landes, ungemein erſchwert 
wird“, Die Repräfentanten beflagten fchließlich, daß den von ihnen 
zur Zeit, ald der Befchluß noch bloßer Vorſchlag war, gegen den- 
jelben gemachten Borftellungen fein Gehör geſchenkt worden fei; 
fie wollten daher nicht ermangeln, die Tagſatzung darauf aufmerf- 
fam zu machen. Allein dort nahm man es befanntlidy nicht fo 
genau und ließ gewähren; es lag vielmehr in den Abfichten der 
einflußreichiten Standesgefandten, die Reaktion fo gründlich durch— 
zuführen, daß jeder Gedanke an Widerftand gegen die berrichend 
gewordene Mehrheit und ihre politiichen Freunde in den über: 
wundenen Kantonen ein für allemal verftummen müffe. 

Wir übergehen zur Gruppe der Urfantone mit Zug; für fie 
war diefe Geldangelegenheit immerhin eine leichtere als für Quzern 
und Freiburg, weil leptere nach der eidgenöffifchen Geldffala im 
Berhäliniß zu 15 Fr. auf ven Kopf, Zug nur zu 71/,, und die 
Urfantone vollends nur zu 5 Fr. zu bezahlen hätten *. Uri be— 


* Taglapungsbefchluß vom 14. Juli und 20. Auguft 1838. „Offizielle 
Sammlung” für das ſchweizeriſche Staatsrecht, Band IIT, 1849, Es wurde 
per Kopf des Mannjchaftöfontingents gerechnet. 
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zahlte zu guter Zeit das erfte Betreffniß an die Kontribution; 
für den Reſt lieferte e8 eine Obligation des Haufes Ehinger und 
Comp. in Bafel ein, dur welche die gänzliche Tilgung in drei 
Terminen auf Ende der Jahre 1848, 1849 und 1850, nebft Ber: 
zinfung zu 4 Prozent, gefichert war. Die Tagfapung erklärte ſich 
hiermit zufrieden. 

Schwyz wie Uri hatte weder Staatsvermögen noch Baar— 
haft in Kaffe; zu dem vor dem ftrengen Recht allein ganz 
mafellofen Entfhluß, die gefammte aus den reigniffen erwach- 
fene Staatslaft auch auf die Gefammtheit der Befigenden, dieß 
nach gefunden Steuergrundfägen, zu verlegen, erhob fih aud 
Schwyz nit. Die Regierung pilgerte nach dem Klofter Einfie= 
deln mit dem fchriftlichen Erfuhen um 50,000 Fr., denn nicht 
viel weniger war als erſte Kriegsfoftenrate nach Bern zu liefern. 
Der Abt erklärte fich bereit zur Aushändigung von Pfanpdtiteln 
für eine noch höhere Summe. Allein dad genügte der provifori- 
Shen Regierung noch nicht, und fie forderte nun 49,000 Fr. 
in Baar, unter Verantwortlichfeit für die Folgen, wenn nicht 
bezahlt würde. Das Kapitel fprach hierüber fein Befremden aus, 
negozirte gleichwohl in Zürich ein Anleihen von Fr. 50,000, 
half damit der neuen Staatögewalt aus der augenblidlichen Noth 
und beftritt nebenbei mit befter Geduld große Einquartirungd- 
foften, die laut einer Berechnung von fpäterem Datum fih auf 
Fr. 40,000 beliefen. Nach der erften Rate der Kriegäfoften ſoll— 
ten weitere Fr. 200,029 an diefelben entrichtet werden; zu ihrer 
Dedung belegte der Große Rath das Klofter Einfiedeln mit 
einem Drittheil, die fieben Kantonsbezirfe mit den übrigen zwei 
Drittheilen; die Einzelbeträge follten in Werthfchriften erlegt wers 
den; die Tagfakung nahm jene des Klofters an, verweigerte aber 
die Annahme der Realfaution der fieben Bezirke. Auf Anfinnen 
der Negierung mußte fi das Klofter nun auch noch zur Dedung 
diefer zwei Drittheile entfchließen, wogegen der Staat fic für die 
betreffende Summe als Schuldner erklärte und die Werthſchriften 
der Bezirke ihm als Hinterlage überließ. - Zu einigem Troſt em— 
pfing das Kloſter die verdiente Verfiherung der Regierung, daß 
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fie bereit fei, bei einer fpätern Bereinigung diefer Schuld und 
bei andern Steuererhebungen nur nah den Grundfäßen des 
Rechts und der Billigfeit zu verfahren, feineswegs aber den Be- 
ftand des Klofters zu verfümmern beabfichtige. Wie fernere Noth 
gehoben worden, davon fpäter. 

Obwalden Fonnte mit eigenen Schuldtiteln bezahlen; für 
den Betrag der Schuld übernahmen die vier Landammänner Wirz, 
Hermann, Imfeld und Michel perfönliche Haftung und empfin- 
gen dagegen ala Hinterlage jene Titel; gewährte fünf Jahres— 
termine zur Rückzahlung, gegen Aprozentige Berzinfung inzwijchen, 
erleichterten dem Lande die Tilgung der Ehuld. Auf ähnliche 
MWeife wurde diefe Geldfrage mit Nidwalden abgethan. Zug be- 
zahlte mit eigenen Schuldtiteln, welche annehmbar gefunden 
wurden. 

In Wallid begegnen wir wieder einem Syftem von tadelnd- 
wertben Erpreffungen. Auf die Beichlüffe der „Volksverſamm— 
lung“ fi fußend, verlegte die proviforifche Negierung eine Krieges 
fontribution von Fr. 200,000 auf die Beranlaffer („les instiga- 
teurs") des Widerſtandes gegen die befannten Tagſatzungs— 
befhlüffe; an jene Summe hatten, mit folidarifcher Haftbarfeit. 
unter fich, zu bezahlen: das Hofpiz auf dem großen St. Bern- 
hard 80,000, die Abtei St. Moriz 50,000, die Staate- und 
Großräthe und andere Beamtete, welche „zur Rebellion“ gegen 
die Eidgenoffenfchaft getrieben haben, zufammen Kr. 20,000, der 
Biſchof von Sitten 20,000, das Kathedralfapital dafelbft 20,000, 
der Kanonifus Andreas de Rivaz perfönlih 10,000, Alles mit Vor⸗ 
behalt der endgültigen Verlegung der Gefammtfumme der Kriegs: 
foften (9. Dezember). Im Grunde waren alio die aufgezäblten 
Poften nur eine Abfchlagszahlung. Die von aller Welt in Folge 
ihrer Hofpitalität bemwunderten Bäter vom großen St. Bernhard, 
diefe Lebensfhirmer und Lebensretter von zahlreihen Wanderer, 
diefe lebenden Zeugen deffen, was die chriftlihe Charitas bei 
feftem Willen und gänzlicher Selbftentäußerung vermag, Inhaber 
und ausſchließlich berechtigte Verwalter eines aus den milden 
Gaben von Taufenden entflandenen, dem Hofpiz gehörigen Ders 
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mögend, begriffen nicht, daß irgend ein ftatthafter Grund zu der 
angeführten außerordentlichen Befteurung vorwalte, die alle Eigen- 
Schaften einer Spoliation an fih trug *. Sie erhoben Einfprache 
und erregten dadurch den Zorn der Machthaber in Wallis, ihrer 
Vögte und Leiter aus dem Kanton Waadt, weldye fid gern ald 
berechtigte DOberherren von Unterwalli8 anfahen. Die Erbitterung 
wuchs, als die proviforifhe Regierung vernahm, daß die Väter 
vom St. Bernhard, die von der Humanität ihrer Gegner und 
Berfolger feinen vortheilhaften Begriff hatten, ſich anſchickten, 
einen Theil ihres Mobiliar? nah dem fardinifchen Noftathal in 
Eicherheit zu bringen : die Medaillenfammlung, die wichtigeren 
Gegenftände aus dem naturgelhichtlichen Kabinet und dem Mu- 
feum, die werthvolleren Werfe aus der Bibliothek, fo daß nur 
noch die gewöhnlichen Hausmobilien, Tiſch- und Bettzeug und 
dad Küchengefchirr übrig blieben **. Die Negierung fandte nun 
eine außerordentliche Kommiffion zur Jnventarifirung alles inner— 
und außerhalb gelegenen Eigenthums des Hoſpizes ab, welche 
dasfelbe alöbald unbefugt mit einem Piket Truppen in Befik 
nahm ***, Dort war noch eine Anzahl von jüngern Chorherren 


* Auf der Höhe des Bergpaſſes, 7678 Fuß über dem Mittelmeer, ftebt 
dieſes Klofter requlirter Chorberren vom Auguſtiner-Orden, von der Wallifer 
Regierung in offiziellen Aften „l’hospice du Grand-St.Bernard Montjoux® 
genannt, im 3. 862 durch den heil. Bernhard de Mentbon gegründet. Es ift 
die höchſte Wohnung der alten Welt. Die jährliche gaftfreundliche Bewirthung 
der Durchreifenden Eoftet gewöhnlich über 50,000 Franken, die aus dem Ber: 
mögensertrag und den Kollekten der Chorherren beftritten werden. Die nicht 
im Hofpiz des St. Bernhard befchäftigten Meligiofen verfehen den Dienft in 
einem von Napoleon I, auf dem Simplon begründeten zweiten Hoſpiz und auf 
den dem urfprünglichen Stift inforporirten Wallifer Pfründen. Rilliet traf bei 
einem Beſuch drei folher Väter im Hofpiz auf dem Simplon an. Nach ihm 
hatte es 20,000 Fr. an Rente aus Liegenſchaften in der Lombardei und einigen 
MWaldungen in Wallis (S. 103 der Schrift von Rilliet.) 

** Bericht der Repräfentanten an den Vorort, vom 21. Dezember, „Tout 
a été pille,“ meldeten diefe Herren. 

*** Rilliet klagt S. 104 feiner Schrift, daß die Detafchemente, welche vom 
16. bis zum 23. Dezember auf den großen St. Bernhard verwendet wurden, 
gegen feine Beſeble und won Solchen requirirt worden feien, welche dazu feine 
Befugniß hatten. 
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jur Berwaltung der Anftalt anmefend, während die Obern, na— 
mentlih der Propft Franz Benjamin Yilliez, fich bereit nach 
Piemont geflüchtet hatten, "Die Zurüdgebliebenen lehnten die 
Theilnahme am beabfichtigten Amtsgefhäft ab, verweigerten den 
Eingang in die Zimmer, deren Schlüffel fie zu Handen genom- 
men hatten, und gaben gegen das ungefebliche Berfahren eine 
Verwahrung ein, welche die Unterfchriften von fünfzehn Ordens— 
mitgliedern trägt. Die Unterzeichner fahen (nad) dem Wortlaut 
diefes Aktenſtückes) in der bewaffneten „Snvafion® der Kommil- 
färe eine Verlegung des Domizils, eine Verlegung ihres religid- 
fen und bürgerlihen Charakters, und eine ungerechte Befiger- 
greifung von einer feit 850 Jahren der Wohlthätigfeit gewid— 
meten Anjtalt ; fie verlangten, daß das Militär zurüdgezogen und 
das Stift in der freien Ausübung feiner religiöfen und gafle 
freundlichen Pflichten erhalten werde (Proteftation vom 17. Des 
zember). Betroffen über die pflichttreue Feſtigkeit diefer chrift- 
fihen Ordensmänner fahen fih die Kommiffäre um Berftärfung 
um. Sie fanden fie in den eidgenöffifchen Nepräfentanten, als 
deren energilcher Kopf Delarageaz zu nennen, der hinmwieder feine 
Direktionen nicht fo faft von der Tagfagung ald von Seite des 
Waadtländer Standeshauptes Drucy empfing. Druey aber war, 
wie die nunmehrigen Beherrfcher von Wallis, der Anftalt ſchon 
von länger her gram, aus dem einfachen Grund, weil die In— 
haber derfelben gleich der übrigen Geiftlichfeit fih mit dem ra— 
difalen Regierungsſyſtem, das die „Sungfchweizer unter den 
Fittigen von Waadt durchführen wollten, nie hatten befreunden 
fönnen. Hatten fie auch dermal Beforgniffe, fo lag der Grund 
nahe genug, und wenn fie werthvolled Eigenthum ihrer Anftalt 
in Sicherheit brachten, fo mochten fie wohl an die furz vorher 
in den Gebäuden der Jefuiten zu Freiburg verübten muthmilli- 
gen Zerftörungen und Plünderungen gedacht haben. Bon den 
Nepräfentanten waren zwei mit großem Eifer bei der Hand, De- 
larageaz und Frei; fie wanderten troß herber Winterdzeit zum 
Hofpiz, trafen dort die gebliebenen Chorherren nebft einigen Die: 
nern, dann die drei Kommifjäre der proviforifchen Regierung, 
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mit der Aufnahme des Inventars befchäftiget. Die Stiftsher- 
ren beriefen ſich auf ihre DOrdenspflichten, machten bemerklich, 
daß man durch die Kriegskoſten ihnen die fortgefeßte Ausübung 
derfelben unmöglih mache, und beriefen fi im Uebrigen auf 
die ihnen zuftehende freie Adminiftration. Die Nepräfentanten 
wollten fie gegentheild beruhigen; träten fie auch in folge der 
erwähnten Maßnahmen in weniger günftige Stellung, fo würde 
fich diefe durch „ Ausplünderung des Hofpizes nicht befier ge- 
ftalten ; zudem feien fie zur Wegnahme feiner Eigenthümlichfei- 
ten durchaus nicht befugt. Die Ehorherren beharrten bei ihrer 
Ablehnung und Verwahrung, die Kommiffäre aber wollten die ' 
Zimmer nicht mit Gewalt öffnen laffen, ohne vorher an ihre 
Negierung berichtet zu haben. Diefe ſprach bald nachher ihren 
Willen aus. Sie befahl den Obern und übrigen Religiofen eine 
unverzüglihe Rüdfehr an ihren Sik, Jedem, den es betreffe, 
die Zurüditellung der enthobenen Effeften, den Schuldnern des 
Stiftes die amtliche Anzeige ihrer Schuldpoften bei dem Finanz— 
departement (22. Dezember). Einige Tage zuvor hatte die Re- 
gierung die Dazwilchenfunft der fardinifhen Gefandtihaft in 
Lauſanne zu dem Zwede verlangt, auf daß ſowohl dad Perfonal 
ald das Eigenthum der Anftalt feiner Beftimmung zurüdgegeben 
werde. Die Inventarifirung wurde übrigens vollendet, nachdem 
Zimmer und Schränfe auf ausdrüdlichen Befehl des Repräfen- 
tanten Delarageaz, fofern es mit Nachſchlüſſeln nicht ging, mit- 
telft Beilen aufgefprengt worden. Früher fchon hatte Ähnliches _ 
gewaltjames Verfahren flattgefunden in einem Afylhauje zu Mar- 
tinach, weldes zur Aufnahme franfer oder altersſchwacher Dr: 
dendmänner vom St. Bernhard beftimmt war. Als die Res 
gierung fah, daß fie auf dem eingefchlagenen Weg vor der Hand 
nicht zu Geld komme, erließ fie ein zweited Kontributionddefret, 
welches, mit der wörtlich gleichen Begründung, wie das erfte, 
die Mitglieder der MWeltgeiftlichfeit fonderbündifcher Gefinnung 
mit Fr. 50,000 belegte (24. Dezember). Die Regierung hatte 
nun bis daher im Ganzen 250,000 Fr. ausgefchrieben, jedoch 
nur ungefähr 50,000 empfangen ; die Proteftation der Religiofen 
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vom St. Bernhard wurde fortgefeßt; die Abtei St. Moriz ent- 
fhuldigte ſich mit der Unmöglichkeit, die nöthige Baarfchaft auf- 
zutreiben 5; der Bifchof legte Einfprache ein: „non licet® (es ift 
Euch nicht erlaubt), ſchrieb der Bifchof mit Beredtfamfeit und 
Würde zugleich, an die verfammelten Landesväter, nicht bloß in 
Betreff von Geld und Gut, fondern in Hinficht aller die geift- 
lichen Angelegenheiten berührenden Befchlüffe der befannten „Volks— 
verfammlung®, welche man nun zur bleibenden Geltung zu brin- 
gen gedachte *; der päpftlihe Nuntius Maciotti unterflüßte die 
Befchmwerden des Biſchofs. Statt die Einwendungen der Ber 
fteuerten einer unbefangenen Prüfung zu unterftellen, griffen Re— 
gierung und Großer Rath zu dem äußerſten Mittel; fie befchlof- 
fen im Grundfag : das bewegliche und unbewegliche Vermögen 
des Bisthums, ded Domitifted und der Rektoren an der Dom- 
fire, ded Seminariums, der Klöfter und übrigen religiöfen Kor— 
porationen zu Handen ded Staates zu ziehen, mit der Berpflich- 
tung für diefen, aus dem mit dem Staatövermögen vereinigten 
Kirhengut zunächſt „die Mitglieder der obbezeichneten Klerifei 
gehörig zu befolden, die demfelben wirklich obliegenden Laften 
des Gottesdienfted zu tragen und für die Gaftfreiheit auf dem 
St. Bernhardöberg und dem Simplon zu forgen“; der Ueber: 
ſchuß folle zur Tilgung der öffentlichen Schuld verwendet werden 
(11. Sanuar). Der Beichluß war, nicht ohne rühmlichen Wi- 
derftand einer Minderheit von 36 gegen 42 Stimmen im Gro— 
Ben Rath zu Stande gefommen, übrigend wie Alles, was zur 
Zeit aus den Rathfchlägen der proviforischen Regierung hervor— 
ging, mefentlih das Werk des Ungeftümd der Unterwalliſer, 
welche für einmal die Herrfchaft über den Kanton übten und 
wiederholt felbft die Trennung des Kantons begehrten, weil fie 
mußten, daß ohne Rückſichten auf das Oberwallis das Land nicht 
zu regieren ſei. Dffizielle Berichte bezeugen: es habe das Volk 
jenen Befchluß mit 6522 gegen 1356 Stimmen genehmiget (16. 

* Schreiben des Bifchofs Peter Joſeph de Preux an den konſtituirenden 
Großen Rath vom 29. Dezember. Der Bijchof hatte fich zur Zeit des Trup⸗ 
peneinmarfches in das Hofpiz auf dem Simplon zurücgezogen, fehrte aber fpä- 
ter nach Sitten zurüd, 
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Januar), nachdem ihm durch Proflamation der Regierung in 
- Erinnerung gebracht worden, daß 11/, Millionen Franken außer: 
ordentlicher Koften zu bezahlen feien, was 13 Franfen auf den 
Kopf betragen würde; dem Bolfe waren nur ein paar Tage 
Zeit zur Ueberlegung gegeben worden. In Folge unabläffigen 
Treibend der eidg. Repräfentanten um Bezahlung fam, mas vor: 
angebend im Grundfaß befchloffen worden, bald zur Ausführung. 
Der Große Rath verfügte zu diefem Zweck im Wefentlichen Fol- 
gende: Dem Bifchof wird für fich, feine Kanzlei und Aumo— 
nierd zufammen ein Gehalt von 7000 Franken zugefchieden, dem 
Domdefan ein folher von 1300, andern Würdeträgern und den 
Domherren ein geringeres Einfommen nad Verhältniß der Stel- 
fung, freie Wohnungen für Alle ungerechnet ; der für obige Ges 
halte erforderlihe Gefammtbetrag foll, zu 4 Prozent Zind bes 
rechnet, Fapitalifirt werden ; die Kollaturrechte, welche bisher den 
Korporationen von St. Bernhard und von St. Moriz angehört 
haben, find ihnen entzogen und werden von nun an, auf vier- 
fachen Vorſchlag der meltlihen Behörde, vom Bifhof ausgeübt; 
die Hofpize vom St. Bernhard und vom Simplon, fowie der 
Orden, welcher fie beforgt, werden auf bisherigem Fuß beibehals 
ten, unter Berpflichtung zur Eingabe eines volftändigen Ver— 
mögensausweiſes und der Rechnung über die lebten zehn Ber: 
waltungsjahre, fo mie zu fernerer jährlicher Rechnungsftellung ; 
der gegenüber dem Jahresbedarf fi ergebende Ueberfhuß foll 
zunächft zur Bezahlung der Staatsfhuld, fodann für den öffent: 
lichen Unterricht verwendet werden; im Falle die Korporation 
fih diefen Bedingungen nicht unterzieht, wird der Staat den 
Dienft in beiden Hofpizen nah Gutdünfen andern Religiofen 
übertragen ; würde in Bezug auf den VBermögendausmweid nicht 
binnen acht Tagen entfprochen und dadurch der Staat in die 
Möglichkeit gefeht, den Vermögensüberfhuß zu ermitteln, fo wird 
ein „Ueberfhuß gleichwohl als vorhanden“ betrachtet und aus 
dem in den Kantonen Waadt und Wallis gelegenen Vermögen 
der Korporation erhoben; auf ähnlichem Fuß foll die Abtei 
St. Moriz behandelt werden, unter Reduftion der Zahl der 
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Mitglieder dieſer Korporation auf zwölf, welche zur Beſorgung 
einer in den Gebäuden der Abtei zu gründenden Unterrichtsan— 
ſtalt verwendet werden können; von den Frauenklöſtern in Brig 
und Collombey ſoll jenes fortbeſtehen mögen, das andere aber, 
dem deßhalb die weitere Novizenaufnahme unterſagt wurde, eins 
gehen; die Kapuzinerklöſter in Sitten und St. Moriz bleiben 
unangefochten, unter der Verpflichtung, ſich der Seelſorge oder 
dem öffentlichen Unterricht zu widmen; der Beſtand anderer Klö— 
ſter in Wallis iſt unterſagt; das Vermögen jener Pfarrpfründen, 
deren Kollatur bisher den Korporationen vom St. Bernhard und 
St. Moriz zuſtand, iſt als Vermögen der betreffenden Gemein— 
den erklärt unter Verpflichtung, den Pfrundinhabern einen fifen 
Gehalt anzumeifen (29. Januar). Durch diefen Großrathöbefchluß 
wurde alle Selbftftändigfeit der betroffenen Korporationen ver: 
nichtet, ihr Bermögen, dad Ergebniß taufendjähriger Stiftungen 
und Bergabungen, ihnen entzogen und willfürlich theilweife zu 
ganz abweichenden Zweden verwendet, die höhere Geiftlichfeit be— 
züglih aller ökonomiſchen Berhältniffe in die Kategorie von 
Staatöbeamteten geftellt; kirchliche und MWohlthätigfeitsanftalten 
endlich wurden auf die fnappefte Eriftenz und Wirffamfeit ver: 
wiefen. Die Mißhandlung des Stifte vom St. Bernhard und 
feiner gemeinnügigen edeln Bewohner weckte vielfeitigen Tadel 
in und außer der Schweiz; Montalembert fprach ihn mit beredten 
Worten in der franzöfifhen Pairskammer aus, * und die eng» 
liſche Preffe ergoß eimermeife ihren Unwillen über diefe Barbarei. 
Die Gehäffigfeit jener Maßnahmen überhaupt ftand zum vorge- 
feßten Zweck, foweit es die Geldfrage betraf, in feinem Berhält- 
niß; denn bejieht man ſich die Sache näher, fo handelte es ſich 
gegenüber der Schweiz im Marimum um eine Summe von 
133,546 Franfen, welche beigebracht werden follte, ** wovon ohne— 


* Nicht auffallend; denn die Regierung von Frankreich allein hatte von 
1760 bis 1788, dann von 1816 bis 1847, eine Summe von fr. Fr. 236,718. 
75 Ets. an regelmäßigen Jahresbeiträgen an das Hoſpiz bezahlt. 

** Schreiben der eidgenöffiichen Repräfentanten an den Borort, vom 
5. Xebruar 1848, 
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bin nur ein Theil in Baarfchaft zu erlegen war; allein es liegt 
augenfällig vor, daß auch altzeingewurzelte Antipatbien gegen die 
Kirche und gegen die in verfchiedenen Stellungen den religiöfen 
Zweden dienenden Inſtitute fich bei diefem Anlaß in eingreifend- 
fter Weife Luft machten. Die Geldfrage wurde im Laufe der 
nächſten Zeit mit dem Bororte in ähnlicher Weife ausgetragen, 
wie feitend anderer Kantone, namentlic durch Verpfändung eines 
Theiles der fäfularifirten geiftlichen Güter. 

Der von länger ber eingeleiteten Stellung von Neuenburg 
ift oben gedacht. In Betracht der mefentlich Fonfeffionellen Be- 
weggründe der VII fatholifhen Kantone hatte es fich nicht ver 
anlaßt fehen fünnen, an den Berathungen und Abfchlüffen des 
Schutz- oder Sonderbündniffes Theil zu nehmen; es glaubte, 
feine proteftantifchen Anfchauungen wahren und jeden Widerſpruch 
zu denfelben, in welchen es ſich durch engere Verbindung mit 
den Fatholifchen Kantonen verfegt hätte, meiden zu follen. An— 
derfeitd geboten der Regierung von Neuenburg ihre oft befuns 
deten Anfichten von der Inkompetenz des Bundes in Angelegen- 
heiten jener Kantone und von dem guten bundesmäßigen Rechte 
derfelben, fich der Mittheilnahme an den Befchlüffen der Zmwölfer 
Mehrheit zu enthalten. Die Regierung hoffte und wünfchte ein 
Dritted: in Bezug auf die thatfächlichen Entwidelungen und im 
Gegenfag zu einer Betheiligung bei dem Kriege eine neutrale 
Stellung einnehmen zu können. * Als die Regierung Mitthei- 
lung von dem allgemeinen vorörtlichen Kreisfchreiben erhalten, 
welches die Kantone von dem Zagfagungsbefhluß vom 24. Of: 
tober in Kenntniß feßte, berief fie fich in der Antwort auf ihre 
fundgegebenen Rechtsanfichten und fprach die Erwartung aus: ed 
werde der Vorort einfehen, daß ed etwas wahrhaft Ungeheuer: 
liches wäre, fie zur Mitbethätigung an einem Kriege gegen Kans 
tone zu zwingen, welche in ihren Angen im guten Rechte ftehen ; 
„Ste felbft (der Vorort) würden eine Regierung verachten, welche 


* Schulze: „Die ftaatsrechtliche Stellung des Fürftenthums Neuenburg.‘ 
Sena, 1854. 
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ihre Ueberzeugungen und ihre Gefinnungen bis zu diefem Grad 
verleugnen Fönnte. In dem bevorftehenden bedauerlichen Kampf 
ift unfere Stellung bereit? durch die früheren Vorgänge gezeich- 
net, es ift die Neutralität; diefe Stellung können mir nicht auf- 
geben." Solches wurde mit größter Offenheit zu Handen der 
Zagfagung gefchrieben (27. Dftober). Zahlreiche Abdrüde des 
Schreibend wurden an die Mitglieder des gefehgebenden Rathes 
abgefendet, der fih am 29. unter Präfidium des Gouverneurs 
v. Pfuel wieder verfammelte. Bei diefem Anlaß hielt Fr. v. Cham- 
brier abermald eine jener Feuer- und Meifterreden,, die ihres- 
gleichen in der Schweiz fuchten. Er fagte unter Anderm: „ein 
Angriffskrieg ift der wichtigfte Akt im Leben der Völker; ihn 
führen für eine ungerechte Sache ift ein Akt, der die allgemeine 
Mipbilligung verdient; ein ungerechter Angrifföfrieg gegen Bun— 
desgenofjen und Brüder erfüllt das Herz mit Entrüftung; einen 
Krieg diefer Art zur Unterjochung von Völkerfchaften führen, die 
ein Recht auf freie Religionsübung und Selbitftändigfeit haben, 
heißt fih vor der Gefchichte auf unaustilgbare Weife brandmar- 
fen.” Er fagte weiter: „in diefem gottlofen Kampfe handelt es 
fih weniger um eine Frage ded Kriegs, ald um Vernichtung.“ * 
Mit gleicher Grundfäglichfeit Sprach Pfarrer Guillebert, das Haupt 
der proteftantifchen Geiftlichfeit, gegen Betheiligung bei dem Kriege 
und gegen jede Unteriwerfung unter dahin zielende Befehle der 
Tagſatzung. Wie der Führer des Rathes, fo war diefer felbit in 
gehobener Stimmung. Mit 73 gegen 12 Stimmen befhloß er 
Billigung der flaatsräthlichen Politif, demnach fernere Einhal« 
tung der Neutralität und Ablehnung von militärifcher Betheis 
ligung. 

Inzwiſchen hatte die Tagſatzung, wie wir oben geſehen, das 
bezügliche Begehren abgewieſen und den Stand Neuenburg auf— 
gefordert, gleich andern ſein Kontingent unter eidgenöſſiſches 
Kommando zu ſtellen. Ihrerſeits hatte die Regierung, welcher 


* „Il s’agit moins d’une question de guerre que d’une question 
de meurtre.* 
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ſeitens des eidgenöffifchen Kriegsrathes ein Aufgebot eigener 
Truppen und die Anzeige vom Einmarſch waadtländiſcher Trup- 
penforps in neuenburgifched Gebiet zugegangen war, * noch ehe 
fie eine Befchlußfaffung der Tagfagung auf ihr Schreiben vom 
27. Dftober empfangen batte, die in Diefem enthaltene Prote- 
ftation in Kürze beftätiget. Letzterm Akt ließ der Staatsrath, in 
Gemäßheit der vom gefeßgebenden Körper gefaßten Schlußnahmen, 
als Erwiederung auf den Beichluß der Tagſatzung vom 30. Df- 
tober eine wiederholte und ausdrüdlihe Ablehnung folgen (1. 
November), erwähnte in diefem Schreiben, wie von allen Sei— 
ten her Zuftimmungsadreffen aus der Mitte der Bevölkerung ein- 
laufen, und bedeutete dem Vorort: die gefaßten Befchlüffe feien 
nun einmal für Neuenburg eine Gewiffensfache; würde ihnen 
feine Rechnung getragen, fo bliebe der Regierung von Neuen> 
burg nur übrig, die Daherigen Folgen, welch’ immer fie auch fein 
möchten, auf fich zu nehmen. Indeſſen gab der Staatsrath doch 
MWeifung für reglementarifhe Aufnahme und Berpflegung der 
Waadtländer in den Neuenburgifchen Grenzdörfern; er that, mas 
unter Umftänden möglich, ohne mit feiner eigenen Rechtsanficht 
in Widerfpruch zu fommen. Bon nun an blieb die Regierung 
einige Zeit unbeläftiget; gefammte proteftantifche Geiftlichfeit wie 
die vier Bürgerfihaften brachten Zuftimmungsadreffen; Staats— 
rath Perregaux wurde, was auch fchon früher gefchehen war, nach 
Bern gefendet, um im Verein mit dem Gefandten Calame der 
Regierung genauen Bericht über die Vorgänge in Bern zu er: 
ftatten, überhaupt dort die Intereffen des Standes Neuenburg zu 
vertreten. Bon Berlin, wohin der Staatsrath die Refolutionen 
des gefeggebenden Körperd vom 29. Dftober mitgetheilt hatte, 
erfolgte ein offener Brief des Königs (19. November), durch wel— 
hen das Fürſtenthum ald ein während des gegenwärtigen Krie— 
ged in der Schweiz neutraled und unverlegbared Gebiet erflärt 


* Rilliet hatte laut Schreiben an Dufour eine eigentliche Beſetzung des 
Kantons Neuenburg gewünfcht, denn dort fommandire Pfuel, und dieſer fei 
Preuße. Aber Dufour verhinderte Alles, oder machte rückgängig, was in dieſer 
Richtung ſchon eingeleitet war. Rilliet, in angeführter Schrift, ©. 5. 


. 
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wurde, mit Befehl an den Gouverneur, foldhes an den Grenzen 
durch entfprechende Inſchrift auf dort anzubringenden Pfählen 
befannt zu machen. Diefe und ähnliche Vorgänge fonnten indef- 
fen an der gegenfeitigen Stellung zwifchen der Bundesbehörde 
und der Negierung von Neuenburg nichts ändern, da mittler- 
weilen die Ereigniffe zu Gunften der erftern ſich gewendet hat— 
ten. Neuenburg hatte thatſächlich feine Truppen nicht geftellt und 
die Tagfagung war nicht im Falle e8 zu zürnen, zumal Neuen- 


burg, vorfchußweife wie andere Kantone, die Zahlung des au. 


gefchriebenen Geldfontingentes leiftete. Die befannte leitende 
Kommiffion war nicht in Verlegenheit, für die unterlafjene Trup— 
penftellung einen für die Lage der Tagſatzung nüglichen Erſatz 
audzumitteln; fie beantragte, dem Kanton Neuenburg eine Geld- 
buße nah großem Maßftabe aufzuerlegen. Die von Seite der 
Kommiffion vorgetragene Begründung führte bis auf die Ber: 
einigungsurfunde zwifchen Neuenburg und der Eidgenofjenfhaft 
zurück. Diefe Urkunde fohreibe ausdrüdlih vor, daß der Kanton 
Neuenburg allen Beflimmungen des Bundesvertrages, glei den 
übrigen Ständen, beizutreten und denfelben zu beſchwören habe; 
deögleichen fei aus derfelben klar zu entnehmen, daß, fobald eine 
eidgenöfjifche Armee aufgeboten fei, auch Neuenburg fein Kon: 
tingent zu liefern habe. Näff, Berichterflatter der Kommiffion, 
führte dann im Weitern auf die fo oft in Anfprud genommenen 
Art. I und VIII des Bundesvertrages zurüd und fuchte aus 
denfelben den Beweis zu führen, daß die Zagjakung ganz inner 
den Sihranfen ihrer Befugniß handle, wenn fie Maßnahmen für 
die Handhabung von Nuhe und Ordnung im Innern treffe, denn 
folhe fei einer der im Bundesvertrag ausdrüdlich bezeichneten 
Zwede des Bundes, und wenn fie zu foldyen Zweden ein Trups 
penaufgebet erlajfe. Habe aber die Tagſatzung befugt gehandelt, 
fo ergebe ſich auch für jeden Kanton die Pflicht zur Mitwirkung. 
Ein Aufgebot zu erwähntem Zweck fei nun jened vom 24. Ok— 
tober geweſen, welches die gegenwärtige Erörterung hervorgeru— 
fen: jene erſte Truppenaufftellung fei veranlaßt gewefen „durch 
wirklich ausgebrochene Unruhen und durch Unruhen, welche vers 
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fchiedenen Kantonen gedroht hätten. Im Kanton St. Gallen 
feien bei Anlaß einer Truppenaushebung wirklich einige Unord- 
nungen vorgefallen und die Stellung des Kantond Schwyz fei 
von der Art geweſen, daß für die Sicherheit und Integrität je 
ned Kantons ernfte Beforgniffe volllommen ald gerechtfertigt ha— 
ben erfcheinen müffen. Der Kanton Yargau hinwieder habe einen 
Einfall in die Bezirke des freien Amtes, von Seite des Sonder: 
bundes, unter die möglichen, felbft wahrfcheinlichen Dinge zählen 
müffen; daher habe ſich die dortige Regierung veranlaßt gefehen, 
von den benachbarten Ständen die bundesgemäße Beihülfe in 
Anspruch zu nehmen und von diefen die Aufftelung von Trup— 
pen zu verlangen. Agenten des Sonderbundes hätten die Gegen- 
den des bündnerifchen Oberlandes durchzogen, in der Abficht, 
auch hier Sympathien zu erregen und eine Auflehnung gegen 
die rechtmäßigen Gewalten zu Stande zu bringen. Beforgnifle 
walteten auh im Kanton Waadt wegen Ueberfällen aus Frei— 
burg und Wallid, alfo daß auch hier hätten Truppen aufgeboten 
werden müflen.“ Durch alle diefe Umftände fei das bewußte Auf: 
gebot genügend als ein folches gerechtfertiget, dad unter die an- 
geführten Bundesbeftimmungen falle. Nachdem nun vorliege, daß 
die andern Kantone dem Aufgebot Folge geleiftet, Neuenburg 
aber nicht, jo könne wefentlih nur noch die Frage entftehen, 
welche Vergütung Neuenburg zu leiften habe; zu einer folchen 
fei es fchuldig einerfeits, weil es durch feine Weigerung den 
Sonderbund unterftügt, die Gefahr verftärft, dadurch die Tag- 
fagung zu größerer Truppenaufftellung genöthigt habe, anderfeits 
weil die übrigen Kantone Opfer gebracht, von melden Neuen 
burg verfchont geblieben. Auf folde Begründung murde eine 
Entihädigungsleiftung von Fr. 300,000 in Antrag gebracht. Zur 
Zeit diefer Berathung ftand man bald in der Mitte ded Dezem- 
bere; die fieben dem Kanton Neuenburg von länger her befreun- 
deten Kantone lagen darnieder; Großthaten der Diplomatie, von 
denen fpäter die Rede fein wird, waren, ohne Zweifel gegen Er- 
wartung der Neuenburger Regierung, ausgeblieben: unter foldyen 
Umftänden fand die Neuenburgifche Gefandtfchaft angemeffen, in 
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wohl berechneter Beſcheidenheit ermeuerte Erörterungen über Fra— 
gen des Bundesrechtes zu unterlaſſen; fie befchränfte fich auf Be- 
rihtigung einiger thatfächlihen Anführungen, die im Laufe der 
Berathung gefallen waren, und erklärte jchließlich, daß es ihrem 
Stande nicht befremdlich vorfomme, wenn die von ihm felbft 
übernommene Verantwortlichfeit für feine befannte Handlungs- 
weile durch Feſtſetzung einer Entfchädigung in Geld zur Aner- 
fennung gebracht werde. Auch über die Grundlagen zur Aus- 
rechnung der fraglihen Summe wollte ſich der Gefandte Calame 
nicht einlaſſen; nur bemerfte er, daß Fr. 300,000 ungefähr einem 
Gefammtjahresbüdget von Neuenburg gleihfämen. Nachdem dann 
in gewohnter Weiſe die andern Gefandifchaften auch gefprochen 
und viel geiprochen, beihloß die Tagſatzung, in Genehmigung 
des Kommiffionalantrages: der Stand Neuenburg habe zur Sühne 
der Nichterfüllung feiner Bundespflichten bis zum 20. Dezember 
eine Summe von 300,000 Schw.⸗-Fr. in Baarem oder in fichern 
Schuldtiteln zu entrichten. Diefe Summe fei zu Gründung eines 
Penſionsfondes zu verwenden, aus deſſen Zinfen die „im Dienfte 
der Eidgenoffenfchaft“ Verwundeten, fo wie die Wittwen und 
Waifen der Gefallenen Unterftügungen erhalten follen (11. De— 
zember). Der am folgenden Tag verfammelte, ausnahmameife 
durch Pfuel präfidirte, Staatsrath fand unangemeffen, die Lage 
des Landes durch eine Weigerung zu erfehweren und befchloß deb- 
halb, dem gefepgebenden Körper die Unterwerfung unter den Tag 
fagungsbefchluß vorzufhlagen; nur ein Mitglied, Staatsrat 
Perregaux, flimmte nicht bei; er proteflirte gegen Die ungewohnte 
Befteuerung und nannte fie einen Diebftahl. Genannte Oberbe- 
hörde aber willigte einftimmig zur Zahlung ein. Dieſe wurde 
bald geleiftet und zwar in Baar mittelft Darleihens aus der 
Berner Kantonalbank, nachdem Stämpfli die angebotenen Werth- 
Ihriften ald in mehrfacher Beziehung nicht annehmbar erklärt 
hatte. 

Bon Mitte Oftobers bis zur Zeit diefer Bußtage hatte fich 
die Stellung der neuenburgifhen Regierung, ihrer Häupter und 
Anhänger, in allen erheblichen Beziehungen zum Schlimmen ver- 
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ändert. Zur Beftreitung der vielen laufenden und außerordent- 
lichen Ausgaben mußten der Neihe nach noch mehrere Anleihen 
fontrahirt werden; während Anfangs November die Freunde der 
Regierung den Kopf hoch trugen und einen Ausgang, wie er 
fpäter eintrat, ald etwas Unglaublicyes mochten angefehen haben, 
hinwieder die radikale Oppofition fih nur in gemeffener Form 
hatte vernehmen laffen, ward ed allmälig im Gebirge, überhaupt 
in den Landeögegenden, melde dem fürftlichen Regiment gram 
waren, lebendiger; die Pelizei hatte vollauf zu thun gegen die 
Umtriebe und Organifationsverfuche diefer Partei; wie wenig fie 
ihr traute oder trauen konnte, beweifet ein Beichluß des Staats— 
rathes, das Poftgebäude in La Chaux-de-Fonds auf jeden Fall, 
und wenn ed auch nur für ein Jahr aefchehen Fönnte, bei einer 
ausmärtigen Feuerverſicherungsanſtalt zu affefuriven; gegen eine 
in Umlauf gefegte Petition um Erfüllung „eidgenöffifcher Pflich- 
ten“ mußte er fih durch Befchlagnahme derfelben helfen. Bon 
der übrigen Schweiz ber, aus den Sonderbundsfantonen, mußte 
der Staatörath gleich nach deren Beſetzung den in politifchen 
Berhältniffen fo häufig ald Großthat zur Anwendung fommen- 
den Undanf mit Stillfhmweigen hinnehmen. Aus dem eigenen 
Land vernahm er Berichte von beabfichtigten Unterzeichnungen 
für ein den Deputirten der Oppofition zu verabreichended Nas 
tionalgefchen?, von einem Freiheitbaum in Cornaug, von Un— 
ruhen in Cote-aux-Fées, in Fleurier und in Lignieres. Eine Er- 
gebenheitsadreife der Sagnardd an Pfuel vermochte den Eindrud 
folder Hiobspoften nicht zu ſchwächen. Es wurden mehrere Re— 
gierungsfommiffäre, unter ihnen Perregaux, in die unruhigen 
Drtfchaften gefendet; die Geiftlichen in Locle und anderswo er— 
hielten Auftrag, die Schuljugend, welche mit eidgenöffifhen Fah— 
nen und fFreiheitälieder abfingend durch die Gaffen zog, feelforg- 
lich abzumahnen. Eine in Bern erfcheinende Zeitung, „la Suiffe“, 
warf einen heftigen aufregenden Artikel in’s Land, ohne daß der 
Staatörath, im Widerfpruch zu feinem dienfteifrigen PBolizeidiref- 
tor, gewagt oder angemeffen gefunden hätte, die Verbreitung fol- 
hen Brennfioffes zu verbieten. inmitten diefer Vorboten noch 
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trüberer Zeiten fchrieb Chambrier eine Denffchrift über das bun⸗ 
deörechtlihe Verhältniß Neuenburgs zur Eidgenoffenfchaft und 
verlas fie im Staatsrath, der den Drud anordnetez die fich 
drängenden Ereigniffe mögen Urfache fein, daß derfelbe unterblieb 
oder höchftend in journaliftifhen Bruchftüden ausgeführt wurde. 
Wie dem auch fei: das Schreiben half nichts mehr. Ald zu den 
angeführten Zeichen der fleigenden Aufregung noch jener Sühne- 
beſchluß der Tagfagung und die gebuldige Unterwerfung der Be- 
hörde hinzufam und megen der trüben Sachlage binzufommen 
mußte, fehienen die Tage der laut Berträgen und Konftitutions- 
urfunde verfaffungsmäßigen Regierung Neuenburgs ihrem Ende 
zu naben. Der Gouverneur v. Pfuel verabfchiedete fih (17. Des 
zember) vom amphibifchen Fürſtenthum. 

Appenzell» Innerrhoden mußte fih ähnlihe Buße gefallen 
laffen, wie Neuenburg. Zur Truppenftellung aufgefordert, erivie- 
derte dortige Regierung, das Kontingent fei noch nicht „flreit- 
fähig; miederholt gemahnt fprach fie die Bereitwilligfeit aus, 
das erfte Kontingent unter der Bedingung zu ftellen, daß das- 
felbe mit den Truppen der ficben Konferenzftände „nicht in Be- 
rührung zu ftehen komme“. Appenzell A. R. hätte eben fo gehan- 
delt, wenn feine Bevölferung katholiſch geweſen wäre. Jene Be- 
dingung indeffen wollte der Oberbefehlöhaber nicht eingehen und 
fo ließ man das heitere Völklein thatfählih in Ruhe „Zur 
Sühne® wurden ihm nun aber auch Fr. 15,000 zu bezahlen auf» 
erlegt,, zu gleichem Zwecke zu verwenden, wie die Kontribution 
von Neuenburg; einen Monat fpäter war diefe Zahlungsangeles 
genheit bereitö berichtiget. 

Die Stellung von Bafel-Stadt in Bezug auf den Sonder 
bundafrieg hatte einige Nehnlichfeit mit derjenigen von Neuen- 
burg. Die Grundfäge, welche in beidfeitigen Behörden vorherrfch- 
ten, waren die gleichen, nur in Neuenburg fehärfer ausgefprochen, 
weil hier die Regierung, im Falle eines für die Tagſatzung fieg- 
reihen Ausganges, die Umwälzung des Landes beforgen mußte. 
Die endlihe Schlußnahme des Großen Nathed von Bafelftadt 
wich dann aber von der Neuenburger Stellung ab (6. Novem⸗ 
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ber): Bafelftadt tadelte den eingefchlagenen Weg der Gewalt, 
hielt das Mittel gegenfeitiger Konzeffion für allein erfprießlich 
und wollte von der Billigkeit der Bundesbehörden erwarten, daß 
dem Großen Rath von Bafelftadt nicht zugemuthet werde, an der 
„feiner innerſten Weberzeugung widerfirebenden Bewaflnung Theil 
zu nehmen“, Getäuſcht in diefer Erwartung ſprach er die Webers 
jeugung aus, daß feinem Stande durch die Nöthigung zur Theil: 
nahme am Krieg zu nahe getreten werde, wollte jedoch ſchließlich 
und mit Rüdfiht darauf, daß eine Weigerung die traurigen Wir- 
ren im Baterlande nur vermehren würde, fein gerechtes Gefühl 
unterdrüden und der Gewalt der Umftände weichen. Unter folcher 
dem Protofoll der Tagfapung einverleibten Erklärung (11. No- 
vember) hatte Bafelftadt feine Truppen „zum Bürgerkrieg“, wie 
ed den Kampf nannte, gleich den Mehrheitäftänden hergegeben, 
dadurch mißbeliebige Berhandlungen vermieden, wie fie Neuen- 
burg und Appenzell J. R. über fich ergehen laſſen mußten. 

Bor und während des Krieges war alle Aufmerfiamkeit dieß- 
und jenfeitd der Grenzen, welche beide friegführenden Parteien 
trennten, dem Gang der Kriegdereigniffe zugemwentet. Die Span- 
nung fonnte nur allmälig fi) heben. Wo Katholifen und Pro— 
teftanten in ftarfen Zahlen einander gegenüber fanden, batte fie 
färfer ald anderswo fich geltend gemadt. In Genf hatte man 
Friedenspetitionen nicht bloß an die Tagſatzung, fondern auch an 
den Großen Rath zur Unterzeichnung unter den Katholifen in 
Umlauf gefeßt; von Theilnahme am Bürgerkrieg gegen ihre Glau— 
bendgenofjen in den fieben Fatholifchen Kantonen wollten fie nichts 
wiffen. Sollen wir gegen die Katholifen marfchiren? fragte ein 
Flugblatt, und antwortete mit einem dutzendfach begründeten 
„Nein!“ „Wir haben für und unfer gutes Recht, unfern Glau- 
ben, unfer Gemwiffen, unfern Gott“. In Genf wie anderdwo war 
Beſchwichtigung nicht anderd möglich, ald wenn den Katholiken 
vertrauliche halboffizielle Zuficherungen gegeben wurden, daß man 
ihre Milizen nicht zu erwähnten Zweden verwenden werde. Fazy 
ließ ed an folchen nicht mangeln, da eine Mehrheit für feine 
Herrſchaft ohne Mitwirtung der Katholiken ganz unmöglich gewe—⸗ 
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fen wäre. Zu der vorberrfhenden Gefinnung ftand die Geiftlich- 
feit in Webereinftimmung; einzelne aus ihrem Kreife machten da» 
raus gar fein Hehl. In einem amtlichen Briefe ded Pfarrers 
Moglia von Verſoix an den Maire auf deffen Nachfrage nad) 
einer am 10. Dftober gehaltenen Predigt meldete jener Priefter 
ohne Rückhalt was er vorgetragen: ein allfälliger gegen die fie- 
ben Kantone ausbrechender Krieg wäre ein ungerechter, unbilliger 
und gottlofer; Fatholifche Soldaten könnten daher einem zu deſſen 
Führung gefchehenden Aufgebote nicht Folge leiften; Treue der 
Verfaffung und Gehorfam gegen die Obrigkeit fei man zwar in 
Allem fchuldig, was nicht gegen die ewige Gerechtigkeit verftoße ; 
gehe der Kaifer aber über das Gefep Gottes, fo habe man ihm 
nicht zu gehorhen, fondern Gott zu geben was Gottes fei; fol- 
ches fage er felbft auf die Gefahr hin, ind Gefängniß abgeführt 
zu werden. Das blieb ihm nicht aus; er wurde in Haft gefebt 
und mit fünftägigem Gefängniß geftraft. Der Staatsrath vers 
langte feine Entfegung. Der Bifchof, zwar unzufrieden über den 
Priefter, daB er ohne vorheriges Einverftändniß mit feinen Amts» 
brüdern in erwähnter Weife aufgetreten, war doch weit entfernt, 
ſolches zu mißbilligen, fondern fprach ihm über gefchehene Berur- 
theilung feinen Glückwunſch aus und tröftete ihn, daß er gewür- 
diget worden, für die Sache der Religion zu leiden; das Anfin- 
nen ded Staatdrathes wies er ald unftatthaft zurüd. Im Kanton 
Waadt machte fich die öffentlihe Stimmung in verfchiedenen Ab- 
fufungen geltend. Nachdem jene Friedenspetitionen, von denen 
früher die Nede war, obwohl fie mehr denn 8000 Unterfchriften 
erhalten hatten, erfolglos gemwefen, Heine Schaaren von Katholie 
fen, fo in Echallens, von den Mufterungen ausgeblieben, Einzelne 
die Widerfeplichfeit mit Gefängniß abgebüßt hatten, änderte fich 
die Geftalt der Dinge, nachdem die Tagſatzung die zwei Befchlüffe 
zu allgemeiner Bewaffnung erlaffen: Waadt, wie Bern, wurde 
ein großes Heerlager; die Oppofition verftummte; befonderd ge- 
reizt und fampfluftig waren die Truppen gegenüber von Neuen- 
burg, das fie gerne befegt haben würden, fampfluftiger noch gegen 
dortige Ariftofratie, alö gegenüber den fatholifhen Kantonen, 
8* 
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wie Nilliet bezeugte. Ein fonfervatived Blatt mußte zu erfcheinen 
aufhören, denn Widerfpruch wurde auch in der mildeften Form 
nicht mehr geduldet. Ein befonderer Regierungöbeſchluß verbot 
unter Sirafandrohung die Verbreitung „falfcher Berichte® über 
die Kriegdereigniffe. Der Uebermuth der radifalen Maffen vergriff 
fih auch wieder an den religiöfen Verſammlungen der Anhänger 
der freien Kirche; wie ehedem waren diefe der Gegenftand tumul- 
tuarifcher Angriffe und Zerftörungen, und als fich folche wieder: 
holten, griff die Regierung zu dem alten beliebten und bewährten 
Mittel, ftatt die Störer befugter Freiheit zur Ordnung zu wei— 
fen, die Geftörten und in ihrem beiligften Recht Verletzten als 
Störer der öffentlihen Ruhe zu behandeln, indem der Staats: 
rath erneuert alle religiöfen Berfammlungen außerhalb der Staate- 
firche unter firengen Strafandrohungen verbot *. Sn Bern, wo 
allgemeiner Kriegseifer jede Rückſicht auf andere ald das politi- 
fhe Parteiintereſſe zu überfchreien bemüht mar und neben Aus— 
zug und Reſerve 22,000 Mann Landwehren ‘in Kampf gerufen 
wurden, Iud der Vorſtand des Erziehungamwefend die Lehrer zu 
freiwilligem Militärdienft, die Lehrerinnen zur Hülfeleiftung in 
den Razarethen auf. Ginige Tage nachher, nach Erlaß des Exe— 
kutionsbeſchluſſes feitend der Tagfakung, wurden ſämmtliche Kan- 
tonallehranftalten bis auf Weiteres gefchloffen. jenen Aufruf 
erwiederte Friedrich Stettler, Profeſſor der Staatswiffenichaften 
an der Hochfchule in Bern, mit einem Schreiben an den Regie— 
rungdrath, in welchem er erklärte: der Auf einer höhern Pflicht 
halte ihn ab; rüdfichtlofe Erefution des Auflöfungsbefchluffes 
ohne Scheu vor dem daraus entftehenden Bürgerfriege erfcheine 
ihm ald ein ſchweres Unrecht. Sei auch der Sonderbund bundes- 
widrig, fo wurde er doch durch eine weit größere Bundesverlegung 
veranlaßt und verdiene alfo wenigſtens Entfehuldigung. „Unter 


* Beichluß vom 24. November; theifnehmende Paftoren waren, wenn 
Waadtländer, mit Derweifung in ihre Heimathaemeinde, fantonsfremde Geiftliche 
mit polizeilicher Wegweifung aus dem Kanton bedroht. Man nannte diefes Ber 
fahren in der damaligen Mufterfvrache des Brutal-Radikalismus „la chasse 
aux mömiers”, 


— ii — 


folhen Umftänden*, fo fchrieb der charakterfefte Mann am Schluß, 
„erfcheint das befchloffene militärifche Verfahren gegen unfere 
Bundesgenoffen ohne Beifpiel in der Schweizergefchichte, und, im 
Gefolge des Bürgerfrieged, nach meiner innerften Ueberzeugung 
ald ein ſchweres Unrecht am Bund der Eidgenoffenfchaft und an 
den erjten Gründern unferer Freiheit.“ Solche freie Sprache zog 
ihm längere Haft zu. Später wieder freigelaffen, fündigte Stetts 
ler, ald die Vorlefungen an der Hochfchule wieder eröffnet wur» 
den, auch die Fortfegung der feinigen über allgemeines und ber— 
niſches Staatsrecht an, mit dem bezeichnenden Beifage: „Diejeni- 
gen über fchmeizerifches Bundesftaatärecht fallen nun, da diefes 
gewaltfam zerriffen, als einsmweilen ohne Gegenftand, dahin.“ 
Der Regierungsrath Tieß ihn fofort ald Lehrer der Gefchichte eins 
ftellen und überwies ihn den Gerichten zur Beftrafung. Das 
Amtsgericht Bern aber erklärte durch Urtheil vom 24. Dezember 
die verhängte Einftellung ald nicht begründet, ſprach den Pro— 
feffor von Schuld und Strafe frei, verfällte ihn jedoch wegen 
„muthwilligen® Styls feiner Auskündung in die Koften. Wurden 
in der Hauptftadt fo fprechende Mipfallensbeziugungen gegen die 
Negierungsgemwalt laut, fo ift ed um fo weniger befremdlich, daß 
fich große Unzufriedenheit im Jura regte. Die Regierung ver: 
nahm von unrubigen Bewegungen in den Aemtern Deldberg, 
Münfter und Freibergen, ſo daß fie fich bewogen fand, gefammte 
dortige Gemeindsbehörden für die Handhabung der öffentlichen 
Drdnung verantwortlich zu erflären. Im Kanton Yargau mar 
der alte Zwiefpalt; auf der einen Seite, auf jener der Macht: 
haber, große Furcht vor einem Aufftand; daher trat die Regie: 
rung gleich Anfangs zur Zeit der erften Symptome des ausbre— 
chenden Krieged mit einer Proflamation auf, in der fie dem Volk 
ihre Wachſamkeit verfündete, bot felbft Truppen auf, mahnte So— 
lothurn und Bafelland zu getreuem Auffehen; als der Krieg 
wirklich befchloffen war, ließ fie fih vom Großen Rath allgemeine 
Vollmahten auf alle gedenkbaren Greigniffe hin ertheilen. Auf 
Seite der Fatholifchen Gegner (denn wenn irgendwo in der 
Schweiz Katholifen und Proteftanten fih in fchroffer Weife ge 
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genüberftanden, fo war dieß der Fall im Aargau), glänzte ein 
Hoffnungsftern endliher Befreiung von dem ſchweren Joche der 
Intoleranz, dem drüdendften, welches eine Bevölferung treffen 
fann. Sie hofften diefe Befreiung von der entichloffenen Tapfer- 
feit der VII Kantone; die Führer fammelten fih in Luzern; eine 
Anzahl Milizpflichtiger Üüberging in die Sonderbundskantone. Bald 
war auch der legte Schimmer von Hoffnung für fie verloren. 
Die Regierung von Aargau, eingedenf, wie fie felbft Iuzernifche 
Flüchtlinge zum bewaffneten Einfall in ihren Heimathfanton un: 
terftüßt, glaubte jept, gegen ihre eigenen Angehörigen, die fich 
in ähnliche Stellung wie jene verrannt, den firengen Ernft der 
Geſetze anwenden zu follen: auf ihren Befehl wurden Joh. Ner 
pomuf Schleuniger, Bezirkslehrer von Klingnau, Alt-Bezirksrich- 
ter Zaver Sutter von Sind, J. B. Baur, gewefener Klofterarzt 
von Muri, Großrath Kaver Wiederkehr, Hauptmann des Kreis 
ämter-Rorps, ald zu welchem fich die Fahnenflüchtigen Aargau's 
gefammelt und organifirt hatten, nebft 157 Milizpflichtigen im 
Amtsblatt zur Einbringung ausgefchrieben; diejenigen, welche im 
Klofter Engelberg, wo fie eine Freiftätte zu haben glaubten, ent- 
dedt worden, in Folge der Beſetzung des Klofterd verhaftet und 
nach Muri abgeführt. Im Großen Rath, machte der Obergerichtd- 
präfident Tanner Anträge auf Geltendmachung des Prinzips der 
größern Volkszahl bei der Bundesrevifion, damit die Mehrheit 
nicht mehr, wie es im neuefter Zeit gefchehen, von dem Gutdün- 
fen der Minderheit abhängen müſſe. 

In Zürich maltete ein feltfames Gemifch von politifchen und 
religiöfen Kundgebungen: die Regierung und die Großrathömehr- 
heit verfolgte mit wohlberechneter Konfequenz ihre Angriffe: und - 
politifchen Herrfcherplane; fie hatte zweierlei Gegner zu bekäm— 
pfen, jene die ihr an der Zagfagung mit dem Buchflaben des 
Bundesrechts in der Hand entgegenftanden, dann jene andern, 
welche feit einigen Jahren nur mit MWiderwillen entfcheidenden 
politifchen Einfluß und das Staatöruder im Kanton Zürich fich 
entwunden fahen: es waren dieß vornemlich die Konfervativen 
in der Stadt, vor Allem ein Theil der alten Bürgerfchaft und 
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wohl auch ein Theil der Geiftlichkeit. Die Sprache der Erftern 
hatte lange hindurch die alte Herbheit und Entfchiedenheit bei- 
behalten ; von irgend einer günftigen Wendung, welche der Krieg 
etwa bringen möchte, hofften auch fie eine ihnen zu gut fom-* 
mende Reaktion; eine eindringliche Schlappe im Freienamt, zu 
rechter Zeit den Truppen der Tagfagung beigebracht, hätte zu 
rafhem Sturz der mißbeliebten Regierung führen mögen. Von 
der Geiftlichfeit mar ein Theil den Beftrebungen der Regierung 
ebenfalls abgeneigt, aus Gründen, die auf dad Jahr 1839 zu— 
rüdführen oder mit der politifchen Oppofition der Großrathe: 
minderheit zufammentrafen. Als die Lage ernfter wurde, waffnete 
Zürich wie Bern im größten Mapftabe und ſetzte fich zunächſt in 
Berfaffung, den Kanton St. Gallen mit anfehnlicher Truppen- 
macht eigentlich zu erdrüden, falld dem Widerftreben der dortigen 
fatholifhen Milizen ein wirklicher Aufftand gefolgt wäre. In einer 
Proflamation vom 1. Nov. erfchöpfte die Regierung, was an Klage- 
punften gegen Sonderbund und Sefuiten aufzutreiben war, in- 
dem fie vom eigenen Volke unter Anderm fagte, daß ed, „be- 
fannt mit der Beftimmung des Jeſuitenordens, gegen den refor- 
mitten Glauben einen ewigen Krieg zu führen, befannt mit 
feinen alle Religion und alle Sittlichfeit untergrabenden Lehren, * 
laut und fräftig die Entfernung der efuiten aus der Schweiz 
verlangt habe; verfündete, warum fie gegenüber von St. Gallen 
gewaffnet, und daß fie fich auch bewogen gefunden habe, einzelnen 
Bezirken des Kantons Zürich felbft durch Truppenaufgebote jene 
Sicherheit gegen drohende Weberfälle von Seite des Sonderbun- 
ded zu gewähren, um welche namentlich einige Grenzgemeinden 
dringend eingefommen waren. Die Regierung unterfagte auch 
allen Lebensmittelverfauf nach den Kantonen Zug und Schwyz, 
nachdem fie wahrgenommen, daß Luzern gegen Aargau ein Gleis 
ches verfügt habe. Deßgleichen wurde von Zürich aus, wie ed 
in allen übrigen Kantonen gefchehen war, kurz nachher in Voll— 
ziehung eines Befehld des Obergenerald aller Verkehr nach den 
Sonderbundsfantonen überhaupt unterfagt. Bürgerwachen waren 
beflimmt, im ganzen Land für die öffentliche Sicherheit zu 
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forgen; fie betrugen in der zweiten Hälfte Novembers 11,545 
Mann, von denen 4060 mit Gewehren bewaffnet. Das tägliche 
Dppofitiondblatt ſteckte auch Hier wie in Waadt während des 

” Krieges fein Schwert in die Scheide und verwandelte fich in ein 
„tägliches Bülletin“; fpäter traten die Redaftoren ganz zurüd 
und das Blatt erfhien im alten Geift nicht mehr. Nach been- 
digtem Krieg erfolgten milde Sammlungen da und dort theild 
für die Verwundeten und Hinterlaffenen der im Kriege Getöd- 
teten aus dem eigenen Lager, theild auch für die Berunglüdten 
aus beidfeitigen Heeren zugleih. Sm Kanton Thurgau trat Kern, 
wie Tanner im Aargau, erneuert für die Bundesrevifion auf, 
offenbar in der Abficht, daß das Eifen gefchmiedet werde zur 
Zeit, da es ihm noch warn fchien. 

Nah den Meutereien von fünf Kompagnien in drei vers 
fchiedenen und fehr auseinander gelegenen Bezirken im Oktober 
1847 * rüdte dad ganze St. Gallifhe Kontingent, auch Land» 
wehr, in die Linien ded Tagſatzungsheeres ein. Die gefehliche 
Drdnung im Kanton St. Gallen war feiter ald je wieder in 
allen Beziehungen gefihert. Seine Behörden hatten feit 1830 
mit eben fo viel Einfiht als Glück alle Aufruhr: und Hochver⸗ 
rathöprozeduren gemieden; den einzigen Fall, der vielleicht in 
einem andern Kanton zu einem langen und weitſchichtigen Kris 
minalprozeß ausgefponnen worden wäre, fertigte die Regierung 
mit folhem Gefhid und fo raſch ab, daß er nicht die geringften 
politifchen Nachwehen zurüdließ. ** Das Gleiche konnte in Be 
zug auf jene Dftoberereigniffe gefchehen, hätte die Regierung, von 
höherer Anfchauung geleitet, fich über die Parteien geftellt und 
mit den thatfächlihen Erfolgen im Großen Rath und an der 
Tagfagung zufrieden gegeben. Bon diefem Standpunkt aud wäre 
Niederfchlagung jeglicher Prozeffe, obwohl das Gefegwidrige der 
bezeichneten Auftritte von Niemandem widerfprochen wurde, das 
ſtaatsklügſte geweſen. Die Regierung fonnte fi) nicht dazu ent- 
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fließen und radikale Parteihäupter fehürten das Feuer. Die or- 
dentliche Großrathöfeffion vom November eröffnete Steiger mit 
einer Rede, in welcher der Regierung empfohlen wurde, die Meu—⸗ 
terei dort aufzugreifen, wo die Ringe ihrer Kette anfangen; ein 
maßlofer Ehrgeiz habe fie angeftiftet. In gleichem Sinne hatte 
er zwei Wochen zuvor in einem gefandtfchaftlichen Schreiben aus 
Bern gegen die Regierung die Erwartung audgefprochen, daß der 
Meuterei mit aller Energie begegnet „und die wahren Urheber 
nicht aus dem Auge verloren werden“. * Es follten, das war 
Wunſch und Ziel, die Häupter oder Führer, wie man die Män- 
ner von Einfluß im politifhen Sprachgebrauch nannte, ald Schul- 
dige ermittelt werden. Die Regierung ging felbft in diefen Ges 
danken ein und hat folches fpäter auch offen geftanden, waren 
ja doch die Parteiführer in und außer ihrer Mitte vom gleichen 
Streben belebt und unterfehieden fie fih nur dur ein ergiebi- 
gered oder geringered Maß von LKeidenfchaftlichfeit und Thatkraft. 
Als die Regierung die Unterfuchung anhob, warnte fie die Kom— 
miffäre vor einer Riefenprogedur, ** befolgte aber ihren eigenen 
Rath nicht. Fünf bis fechd Monate lang wurde inguirirt; mit 
dem in Folge der Siege der Tagfapung geftiegenen Uebermuth 
wuchs die Strenge; neben den ordentlihen Verhörrichtern und ein: 
zelnen Bezirfdammännern, welche ald Kommiffäre verwendet wur: 
den, traten felbft Mitglieder der Regierung in Funktion und 
übernahmen einzelne ald befonderd wichtig angefehene Partien 
der Unterfuhung, fo Regierungsrath Weder. Diefe verbreitete 
fih felbft über die politifchen Vorfälle im Oberrheinthal, welche 
der Wahlbewegung vom Frühjahr 1847 angehört hatten. Es 
wiederholte fih mit einem Wort, mad im Aargau erlebt worden 
und mas die Radifalen von St. Gallen felbft mit aller Partei— 
bitterfeit wenige Jahre zuvor an der Regierung von Luzern ges 
tadelt hatten. Bom Herbft hinweg und im Laufe Winterd wurde 


* Gefandtfchaftsbericht des Staatöfchreiberd Steiger, vom 23. Oktober 
1847, an den Kleinen Rath. 

** Bericht ded Kleinen Rathes an den Großen Rath über das Truppen: 
aufgebot im Oktober 1847, vom 3. November. 
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allmälig gegen fiebenundvierzig Bürger, unter Ddiefen mehrere 
Männer von höherer Stellung und Bildung, bürgerliche Beamtete 
und fatholifche Geiftliche, die friminelle Spezialunterfuchung ver- 
hängt; es wurden einzelne von ihnen in längerer Haft von zwei, 
drei bis fünf Monaten gehalten. Wir nennen den Domherrn und 
- Pfarrer Umberg von Flums, der mit dem größten Aufwand mi: 
litärifcher Großthuerei unter Beizug eines Piquetd Scharfihüßen 
verhaftet und bei Elingendem Spiel der unvermeidlichen Blech: 
muſik abgeführt wurde, Dompifar Klaus in St. Gallen, Pfarrer 
Wäfpe in Walde, Cornelius Böſch von Jonſchwyl, die Gemeind:- 
ammänner von Gommidwald, Utznach, St. Gallenfappel und Er- 
netſchwyl (Eicher, Hofftetter, Reymann und Eichmann), die jun- 
gen Suriften J. J. Böſch von Wattwyl und Joſeph Gmür von 
Amden, einer größeren Anzahl von angefehenen Berfonen nicht 
zu gedenken, welche mit oder ohne Haft vorunterſuchsweiſe, oder 
dann ald Zeugen, einvernommen wurden. Zu den beharrlich ge: 
führten Partien der Unterfuhung gehörten jene über dad Ver— 
halten Umberg's, fo wie die Einvernahmen über die Begangens- 
Ichaften des Oberften Breny. Eine ruhige Würdigung der vor: 
liegenden Hauptberichte * fördert zu Tage, was die Truppen 
gewollt und was die Ziviliften, Geiftliche inbegriffen, verfchuldet 
haben mochten. Ein Theil der aufgebotenen Mannſchaft war nicht 
eingeflanden oder wieder heimgegangen, fo daß anfänglich weder 
die Inſpektionen gehalten noch vollftändige Kompagnien zum Ab 
marſch gebracht werden fonnten. Beranlaffer diefer Erfcheinungen 
waren iwefentlich die Verwandten und Freunde der Milizen und 
übriged Boll, das fih bei folhen Anläffen zu fammeln pflegt. 


* Bericht und Anträge des Kleinen Rathed an den Großen Rath über 
die aufrührerifhen Bewegungen in den Gemeinden Bütſchwyl, Schmerifon, 
Gommiswald und Mels, und über die in Folge derfelben geführten Kriminal‘ 
prozeduren; vom Mai 1848. 

Kurze Beleuchtung des Berichts und der Anträge des Aleinen Rathes (über 
Dbiged); St. Gallen, 1848, 

Beiträge zum Berichte des Kleinen Rathes betreffend die Oftober-Ereigniffe 
von 1847. St, Gallen, 1848. Bon Bezirksammann Guldin in Mels. 
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Guldin drüdt in angeführter Schrift ihre Stimmung am beften 
mit den Worten aus: „Bange Beforgniffe für die Weggezogenen 
und Kummer um die Wendung, melde die Ereigniffe nehmen 
möchten, die Scheu vor möglihem Kampf zwifchen Eidgenoffen, 
erregen und erfchüttern die Gemüther.“ Beizufegen ift, daß Volk 
und Milizen Abfcheu hatten vor der ihnen zugemutheten Bekrie— 
gung der fatholifchen Eidgenofjen. Nah wenigen Tagen war 
übrigens aller Widerftand von Volk und Milizen verſchwunden. 
Die in Unterfuchung gezogenen Beamteten einzelner Gemeinden 
wollten die Theilnahme des Kantond am Kriege wenn möglich 
hindern; über Mittel und Were dazu wurden weder beftimmte 
Berabredungen getroffen, noch irgend welche Pläne entworfen, 
höchſtens Einleitungen zu Berabredungen, die aber nicht flattfan- 
den; als folhe Mittel famen Bolfdverfammlungen, auch der 
Landfturm zur Sprache; welde Richtung und Beflimmung dem 
leßtern zu geben, darüber hatte Niemand fih einen Flaren Ge— 
danfen gemacht. Bon einer „proviforifchen Regierung® ift zwar 
in vereinzelten Aftenftüden die Nede, aber ohne irgend welche 
Bethätigung, und ohne Verſuche zu folcher, die beftehende gefeb: 
liche Ordnung zu flürgen und durch Aufftellung einer „provifori- 
fchen Regierung” eine außergefegliche herbeizuführen. 3. 3. Böſch 
und Joſeph Gmür, in deren Perfonen man den mißfälligen 
fatholifhen Schweizer-Studentenverein und das „Giftfraut" ver- 
folgte, mwelched diefe jungen Männer mit ihren Freunden aus der 
Münchener Schule in die Schweiz verpflanzen wollten, * hatten 
theils außerkantonale Zeitungen zur Einrüdung von Artikeln be— 
nugt und in denfelben die Ueberzeugungen und die Aufgabe ihrer 
Partei mit derfelden Wärme ausgeſprochen, die fie an ihren ra= 
difalen Gegnern wahrzunehmen gewohnt waren; aber felbft der 
Bericht der Regierung mußte aus jenen Artifeln und aus den 
zu Handen genommenen Privatforrefpondenzen der Angeklagten 
dod nichts mehreres herauszubringen, als daß fie „in hohem 
Maße zur Aufregung der Gemüther gegen die verfaffungsmäßige 


* Toggenburgerbote, 
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Drdnung beigetragen haben, obgleich in einem jener Zeitungs- 
artifel von Aufbietung des Landfturmd die Rede gemefen, aber 
freilich ohne beftimmtes Ziel. Eben fo wußte gegen Oberft Breny 
jener Bericht nichts Anderes anzubringen, ald daß auch er „eine 
höchſt verdächtige Rolle" in diefer Angelegenheit gefpielt habe. 
Pfarrer Umberg endlich hatte in einer Predigt den evangelifchen 
Spruch behandelt: „Gebet dem Kaifer was des Kaifers ift und 
Gott was Gottes ift.“ Ueber die Tragmeite diefer chriftlichen Ma⸗ 
zime find befanntlich die Doktoren noch nicht einig geworden. 
Pfarrer Umberg ermwiederte im Verhör, er habe dad Thema nur 
grundfäglich behandelt, Übrigens auch die Stelle des heil. Petrus 
angeführt, welche ungefähr laute: „Seid gehorfam Euern Herren, 
nicht nur den Guten und Milden, fondern auch den Wunder: 
lihen;® endlich dem Gewiffen eines Jeden das Benehmen in 
einem vorkommenden befondern Fall überlaffen. Seine wirkliche 
Einmifhung in die Politif war in gleicher Weife befchaffen, mie 
die vieler anderen Männer von Anfehen -in den Bezirken, warm 
und entfchieden gegen die mehrjährige Befehdung der Fatholifchen 
Kantone. Die Unterfuchung blieb im Wefentlichen bei den vor= 
genannten Kategorien ftehen. Die angeführte „kurze Beleuchtung“ 
aber erwähnt auch des „unermübdlichen Eifers, eine Mitfhuld in 
höhern Regionen zu finden“. In diefer Richtung fagt der amt- 
liche Bericht der Regierung wörtlich: „Die Hanptfchuldigen, es 
ftent fih aus den Aften Mar heraus, blieben theild im Hinter: 
grunde, theild zogen fie fich fofort, ald das Werk nicht gelingen 
wollte, wieder dahin zurüd, wo der Arm der Gerechtigkeit fie 
nicht erreichen fonnte. Als Urheber und Hauptfchuldige betrachten 
wir nämlich Diejenigen, melde feit Jahr und Tag das Boll 
durch alle die bekannten Mittel gegen ihr eigenes beffered Wif- 
fen und Gemiffen verführt, welche den gräßlichen Fanatismus 
durch ihre Heuchelei hervorgerufen und bis zur wilden Wuth ges 
fteigert haben.* Diefe fogenannten „Hauptfchuldigen® waren alle 
im Land; man fonnte fie täglich haben; wenn fie unangefochten 
blieben, fo geſchah es nicht aus Gnade oder aus Rüdficht, fon- 
dern weil fie fich ftreng inner den Schranken der Gefehlichkeit 
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gehalten hatten. Wo feine Verſchwörung, feine Verabredung zu 
einem Aufftand, da hat eben die Juſtiz nichts zu fchaffen; und 
fohreitet fie dennoch ein, fo findet fie nichts Anderes, als die vers 
einzelten und zufammenhanglofen Berirrungen oder Bergehen von 
Einzelnen, welche fchließlich nur zu einer Amneftie führen fün- 
nen. Die in neuerer Zeit verbreitete Behauptung, daß ſchon feit 
dem Bisthumsbanfet * eine neue Regierung bereit gehalten wors 
den, ift eine bare Lüge. Die Stellung der fonfervativen Häupter 
war namentlich von jener großräthlichen Nachtſitzung an, die wir 
früher erzählt, eine gegebene: fie hatten unmittelbar nach derſel— 
ben mit einer Anzahl ihrer Kollegen (früh Morgens am 14. Ok⸗ 
tober) darüber Befprechung gepflogen; das Ergebniß war der 
Befund, daß, nad nunmehr erfüllter Pflicht, nichts zu vereins 
baren feiz felbft über die ſchwierigſte aller Fragen, was zu thun, 
wenn die fatholifhen Miligen den Gehorfam verweigern würden, 
ging die Berfammlung mit der trodenen und feten Erklärung 
hinweg, daß hierüber Nichts zu verhandeln fei. Mit folcher Ber 
fprehung und ihrem Ausgang hatten jene Männer nur ein gus 
ted Recht geübt und in ſchwerer Zeit auch eine ſchwere Pflicht 
erfüllt. Noch mehr: vorkommenden Falles waren fie die pflicht- 
treuen Organe der Staatögewalt, fo Guldin, ald er Wefentliches 
zur Herftellung der Disziplin unter den Milizen in Mels beitrug. 
Auch aus einem zu den Akten gefommenen Privatbrief ded Doms 
defand Greith ergab ſich das Gegentheil von dem, mad man 
fuhte, indem er bei aller Wärme für die Sache der Katholiken 
alle Beftrebungen für vdiefelben inner den „gefeplihen Schran- 
fen® zu halten empfohlen hatte. Da der amtliche Bericht der Re- 
gierung von imaginären „Hauptfchuldigen® fpricht, die ein halb- 
jähriger Unterfuch nicht zu entdeden vermochte, fo hat fich jenes 
Aktenſtück felbft ala bloße Parteifchrift befundet; fie ift aber der 
tadelnswertheften eine, welche im Kanton St. Gallen herausge- 
fommen, teil fie unter amtlicher Firma erfhien und weil fie 


* Gehalten am Tage der Konfekration des Bifchofs Mirer, 29. Juni 1847. 
Dgl. Bd. IL, S. 487. 
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Ungenannte, aber doch immer wieder jene „Hauptfchuldigen“, 
auf die man beinebend mit Fingern zeigte, ald Männer bezeich- 
net, die „gegen ihr befferes Willen und Gewiffen® gehandelt und 
die „Heucheleit zu Hülfe genommen. Der Bericht ift von Weder 
verfaßt; auf die Regierung fällt die Schuld, denfelben nicht, vor 
der Ausftattung mittelft der Amtsunterfchriften, von unzuläffigen 
Zuthaten gefäubert zu haben. 

Hatte das Aufgebot, das Hin- und Herrennen der Kommiſ— 
farien, die Woche um Woche fih folgenden Berhaftungen eine 
allgemeine Spannung hervorgerufen nnd genährt, fo beftand folche, 
von dem berührten Oftoberbefchluß hinweg, während des ganzen 
traurigen Winterd: der Parteihaß hatte feinen Gipfelpunft er- 
reicht; fonfervative Wortführer waren der Gegenftand fchwerer 
Infulten und Drohungen gegen Sicherheit und Leben, welche 
nicht enden wollten. Proteftantifcher Fanatismus, der hoch auf- 
foderte, ließ das Schlimmſte gegen die fatholifche Kirche und ihre 
Diener beforgen; darum wurde durch pflichttreue Hand zu guter 
Zeit der Kirchenſchatz der Kathedrale in Sicherheit gebracht, nady- 
dem auch der St. Gallifche Große Rath die Kriegstrommel hatte 
rühren laflen. Der Große Rath, im November ordentlicher Weife 
verfammelt, verfchob dringende und gleichgültige Gefchäfte auf 
fpätern Zeitpunkt; inter arma silent leges, rief ein Kriegsmann 
aus; ein Antrag auf geeignete Verwendung, daß die Milizen 
fatholifcher Konfeffion nicht zum Angriff gegen die fatholifchen 
Kantone verwendet werden, blieb unbeachtet. Auf Ende Dezem— 
ber wieder einberufen, wurde dießmal der Große Rath durch eine 
Mede ded Fürſprechs Joſeph Hoffmann, von Rorfhach, eröffnet, 
die an jafobinifcher Aufrichtigfeit und firhenfeindlicher Ausgelaf- 
fenheit, mit direkten Angriffen auf die bifchöfliche Curie von 
St. Gallen, Alles übertraf, was felbft die leidenfchaftlichite Preffe 
in diefen Tagen des Jammers zu Tage gefördert hatte; der Bor: 
trag zog alle edleren Gefühle, welche die Katholifen allüberall 
belebten, mit trivialfter Ironie im Koth umher. Später folgten 
entjprechende Gewalthandlungen. Während proteftantifche Prediger 
nah Belieben und unangefochten die Kanzel und jede andere 
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Gelegenheit zu politifirenden Vorträgen in radifaler Richtung 
gebrauchen oder mißbrauchen mochten, wurden die Fatholifchen 
Priefter einer ausnahmsweiſen Juſtiz unterftellt und Konflikte 
mit der bifhöflichen Kurie herbeigeführt. Durch Kreisfchreiben vom 
29. September 1847 hatte der Biſchof von St. Gallen, gleich 
den andern Bilchöfen der Schweiz, Gebete für Erhaltung des 
Friedens angeordnet. Die Regierung gab zwar das Plazet, fehrieb 
jedoch einige Tage nachher dem Bifchof: willfommener wäre ihr, 
wenn er die Geiftlichen, welche mehr zur Aufregung der Gemüther 
ald zum Frieden beitragen, von foldhem Verhalten abmahnen 
würde, widrigenfalld von Staatöwegen gegen fie eingefchritten 
würde. Der Bifchof verwies in der Antwort auf das Gebahren 
der Gegner, erinnerte, wie die fatholifche Kirche in der Preſſe 
mißhandelt, geiftlihe und weltliche Katholifen bedroht werden, 
endlih auch an die folgereichen Fragen, welche zur Zeit die 
Schweiz bewegten; er verhieß übrigens, daß er foldhe Geiftliche, 
welche fich gegen die Staatöbehörde verfehlen würden, zur Ord— 
nung weifen werde. Nach einigen Monaten gab die Regierung 
“ihrer Drohung Bollzug. Domkapitular Frei, Pfarrer einer der 
volfreichften Fatholifchen Kirchgemeinden (Altftätten), wurde wegen 
Kanzelmißbrauchs und als gewefener Anführer eines fogenannten 
Wallfahrtözuges nah Rankweil bei Feldkirch, deplazetirt (26. 
Februar), d. h. durch einfachen Akt der Staatäpolizei, ohne Rich— 
ter und Recht und ohne irgend welches vorgängige Bernehmen 
mit der bifchöflichen Behörde, feiner Pfründe entſetzt. Die wich— 
tigfte Berfchuldung des Pfarrers Frei war wohl die, daß er in 
einer Predigt von „Sceinfatholifen” zu fprechen gewagt habe, 
wie feine Ankläger behaupteten. Der Bifchof legte gegen das 
Berfahren im Allgemeinen eine wohl begründete Denkſchrift ein 
(18. März), die mit der Erklärung Schloß, daß er das Geſchehene 
nicht anerkennen, die Pfarrei demnach nicht ale erledigt anfehen 
könne. Gleichfalld erhob der katholiſche Adminiftrationgrath 
Einfpradhe. | 

Wie St. Gallen, fo hatte auch Graubünden feine fonfeffio- 
nellen Nöthen. Bedächtig und vorfictig fonft in allen Dingen, 
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famen dortige Magiftraten dießmal doch mit ihrer eigenen Politik 
in Berlegenheit. Sie hatten den radikalen Schlagwörtern gegen 
„Sonderbund® und „efuiten“ Gehör gegeben und fi den Tag- 
fagungsbefchlüffen in bezeichneter Richtung angefchloffen, ohne ge- 
nauer zu überlegen, wohin eine folche Politif endlich führen werde 
und müſſe. Als dann der Kriegesfturm herannahte, wollten fie 
verföhnend einfchreiten. Hebereinftimmend mit einer zur Zeit der 
Snftruftionsberathung im DOftober im Großen Rathe gemachten 
Anregung, entfendete der Kleine Rath, nach dem Ausfcheiden der 
VII Gefandtfchaften noch eine vermittelnde Abordnung dreier 
Männer (Brofi, Hösli und Zofeph a Marca) nah Zürih und 
in die Sonderbundäfantone. Sie wurden in Zürih und in Zug 
mit freundlichen Worten empfangen und man ſprach fi an bei- 
den Drien geneigt zum Frieden aus. Aber die Anknüpfungspunfte 
fehlten. Brofi ging nur bis Zürich mit, und that wohl daran, 
denn von ihm war, wenn aud in fehonender Redaktion, der In⸗ 
ftruftiondantrag zur Exekution geftellt worden, der dann Anklang 
gefunden. Bon den beiden andern Friedendboten ging Landrichter 
a Marca, begleitet von Boffard aus Zug, nach Luzern, befuchte 
neben Bernhard Meyer vor Allem den Schultheißen Siegmart, 
der von Ausgleihungsfombinationen nichts wiſſen wollte, auch 
den Nuntius, welcher gegentheild hoch erfreut über die Sendung 
dem Abgeordneten feinen Beifall zollte. Die Miffion blieb ohne 
Erfolg. Die Graubündner hatten aber noch die größere Sorge, 
den Frieden unter fich felbft zu erhalten und den innern Fanto» 
nalen Bürgerkrieg abzuwehren. Die Katholifen Graubündeng, 
jenen der Urfantone und von Wallis lebens⸗, fitten- und reli- 
giondverwandt zugleich, hatten von jenen Kantonen nicht nur den 
Krieg abwenden wollen, fondern waren auch ernftlich darauf be- 
dacht zu verhindern, daß fie wenigftens nicht, im Widerfpruch zu 
ihrer warmen perfönlichen Weberzeugung , gegen ihre katholiſchen 
Bundesbrüder in’d Feld rücken müffen. Einzelne, wenn auch nicht 
zahlreiche Berfammlungen, wurden gehalten, fo in Ems und Tas 
vanafa, um da zu befprechen, wie die militärifche Bethätigung 
abzuwenden wäre, Aber die Neformirten mißtrauten, und fürch⸗ 
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teten Schlimmeres von den Katholiken; fie hielten eine Verſamm— 
lung im Prätigau behufs Bewaffnung ihrer eigenen Bevölkerung, 
um gegen einen allfälligen Anlauf der Katholiken gehörig vor: 
bereitet zu fein. Die gegenfeitige Aufregung ftand fo hoch, daß 
ein einziger unfluger Schritt des einen oder andern Theild die 
bedauerlichften Greigniffe hätte herbeiführen können. Solches zu 
verhüten, traten dann fünf oder ſechs Männer beider Konfeffio- 
nen in Chur zufammen und gaben fi das Wort, vermittelnd 
auf Vermeidung des innern Bürgerfrieged zu wirken. Die Bes 
börden waren mittlerweile im gleichen Sinne thätig. Das Cor- 
pus catholicum (die Gefammtheit der Fatholifhen Mitglieder des 
Großen Nathes) erließ ein ehrerbietiges Gefuh an den Papft, 
durch vermittelndes Einfchreiten, namentlich allfällige Abberufung 
der Sefuiten von Luzern, die Schweiz vor Krieg und Unglüd zu 
wahren, erfuchte auch den Bifhof von Chur um Mitwirkung zur 
Aufrechthaltung des Friedens im Kanton, und ſprach durch feinen 
Präfidenten den Wunfh an den Großen Rath aus, daß, für den 
Fall eines Aufgeboted, die Katholifen von demfelben enthoben 
würden. Der Große Nath ermächtigte dann den Kleinen Rath, 
nach Umftänden zu handeln, namentlich eine ganz neue Truppen 


eintheilung zu treffen. In Folge deffen wurden zunähft aus den " 


zwei Scharffhübenfompagnien die Katholifen ausgefchieden, ald- 
dann erft jene Corps in’s Feld geſchickt, nach Zürich und weiter. Nach» 
ber folgte gleiche Ausfcheidung in den drei Infanterie-Bataillonen. 
Dem Aufgebot aus dem Hauptquartier zu genügen, wurde das 
erfte der reformirten Bataillone unter Kommando von G. Michel 
in's Oberland befehligt, um bis Sompir in der Richtung nad) 
der Oberalp vorzurüden. Allein diefe Triegerifhe Maßnahme traf 
dermaßen in's Herz der Oberländer vom Hochgericht Difentie, daß 
große Gährung entitand, dann die Regierung im Einverftändniß 
mit dem Oberbefehlähaber gerathen fand, das Bataillon in Ilanz 
ftehen zu laſſen; Beharren auf dem Plan, dad Bataillon zu 
effeftivem Kriegödienft gegen das Sonderbundsgebiet vorrüden 
zu laffen, drohte zu thätlihem Konflikt mit der katholiſchen Ober: 
länder Bevölkerung zu führen. Die Ueberwahung des Oberalp- 
Die Schweiz. IV, 9 
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paſſes blieb einem Landjäger übertragen, was aber den brieflichen 
Verkehr von Uri her nicht hinderte, ſelbſt den Transport etwelcher 
Munition nach Tavetſch nicht, die dort jedoch nicht angenommen 
wurde. Inzwiſchen war eine dritte von, mehreren Landes- oder 
Gemeindsabgeordneten befuchte fatholifhe Konferenz, zu gleichem 
Zweck wie die frühern Verfammlungen, in Bonaduz gehalten 
worden; aber vorangehend fhon war mit Bewilligung Dufour’d 
von der Regierung beſchloſſen, daß höchſtens noch ein zweites, 
aus Reformirten gebildetes Bataillon in Dienft gerufen, ein nur 
aus Katholifen beftehendes dritted Bataillon bloß auf Pifet ges 
ftellt werden folle; auf ſolche Weile wurde jene Katholifenkon- 
ferenz, mit der die Regierung, in mittelbarer Verbindung ftand, 
beruhiget, ebenfo die übrige fatholifche Bevölkerung. Jenes zweite 
Bataillon Reformirter war um die Mitte Novembers marjchfertig 
und erhielt feine Berwendung im Teffin gegen die Erpedition 
Emanuel Müller’3, wohin zur Unterftügung fpäter auch das in 
Ilanz ftehende Bataillon ebenfalld befehliget wurde. Die Katho— 
Iifen wurden gar nie in Dienft gerufen. Biel war die Rede ge- 
wefen von Bildung eines größern Freimilligenforpd; das Bor- 
haben fchrumpfte aber auf den Zuzug Weniger zufammen, welche 
- unter Führung von Anton Michel fih am 23. November bei 
Meyeröfappel unter den Kämpfenden befanden. Der Zufanmen- 
bang obiger Thatfachen ergiebt, daß die aftive Betheiligung Grau— 
bündens bei dem Kriege eine möglichft geringe gewefen, und daß 
feine politifche Haltung, wie jene Genfs, von Seite Bernd und 
der übrigen Kriegsfreunde mefentlich nur dazu audgebeutet wor— 
den, mittelft deren Stimmgebung den Krieg mit ihren eigenen 
Zruppen unter eidgenöffiicher Firma führen zu fünnen. Bon ras 
difaler Seite wurde der Kleine Rath der Saumfal in Handha— 
bung der Sperre gegen den Sonderbund befchuldiget; der Große 
Rath ſprach ihn frei von Pflichtverlegung, wollte aber gefunden 
haben, daß er in genannter Beziehung mehr Kraft hätte entwideln. 
follen. Eine hochpeinliche Unterfuhung durfte auch in Bünden 
nicht fehlen; fie wurde gegen mehrere Katholifen geführt, die be- 
jhuldiget waren, zu dem Sonderbund in unerlaubtes Verhältniß 
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getreten zu fein, voran Landammann Arpagaus. Auch P. Theo- 
dofius Florentini wurde einverflodhten, doch ohne Ergebniß. 
Aus der Mafle von Gefchriebenem und Gedrudtem, mas 
über die Gefchichte jener Tage Auffchluß geben mag, drängt ſich 
zur Beantwortung die Frage hervor: war der Krieg zwifchen Tag- 
fagung und Sonderbund ein NReligiondfrieg oder war er ed nicht? 
Der Streit wurde von den Einzelnen immerhin verfchieden auf: 
gefaßt; er hatte auch verfchiedene Zielpunfte. Im Hintergrunde 
winkte beabſichtigte Zentralität, das Idol aller Derer, denen die 
Schweiz in ihrer fantonalen Mannigfaltigfeit nicht zu Willen 
lebte; der Widerftand fam vielfeitig aus der Mitte der Fatholifchen 
Bevölferungen und der fatholifchen Kantone zumal. Dad machte 
fie mißbeliebt. Gegenftand der Befehdung waren aber auch die 
fatholifchen Snftitutionen an und für fich. Wird der Kampf zwi: 
fchen abweichenden Eonfeffionellen Syftemen mit den Waffen des 
Geifted und in ehrlicher und anftändiger Weife geführt, fo ift er 
ein erlaubter; wird die Gewalt als Bundesgenoffe angerufen, fo 
ift er ein verwerflicher. Nur auf die Grundlage pofitiver Friedens: 
hlüffe hatten Katholifen und Proteftanten ſich früher vertragen 
fönnen; die letzte jener Friedendvereinbarungen, vom J. 1712, 
garantirte die Religiondfreiheit und den Beitand der Klöfter, ver- 
ordnete zudem; daß in Religiondangelegenheiten nicht das Stim— 
menmehr, fondern „gleiche Süße beider Religionen” entſcheiden; 
als Neligionsangelegenheit mußte angefehen werden, was aud 
nur der eine Theil als folche erflärte. Letztere Borfchrift insbeſon— 
dere hatten die Proteftanten für Erlangung voller Ebenbürtigfeit 
verlangt und errungen. * Bei wachfendem Einfluß murde ihnen 
fpäter felbft zumider, was fie für fich begehrt hatten, als fie gleis 
ches Recht. auch den Katholiken halten follten. Bei den Konfti- 
tuirungen von 1798 an wollte man gar nicht, oder möglichſt 
wenig von religiöfen und fonfeffionellen Garantien hören; die 
Katholiten wurden mit Anregungen der Art zurüdgewiefen; bei 


* Gefchichte der fchweizerifchen Eidgenoffenichaft. Bon 3. Conrad Vögelin. 
Zweiter Band, zweite Abtheilung. Zürich, 1833, 


9* 
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Abſchluß des Bundesvertrages von 1815 brachten fie es weiter 
nicht, ald zur vielbefprochenen Garantie der Klöfter; in allem 
Mebrigen waren fie dem guten Willen allfälliger Gegner über: 
antwortet. Bom Jahr 1841 an wurde auch die gewährte und 
eidlich befchworene Garantie der Klöfter verfagt. Zur Befchöni- 
gung des MWortbruched wurde vorgefchoben: die Fatholifche Kirche 
könne beſtehen auch ohne Klöfter. Die Katholiken aber glaubten, 
es liege an ihnen felbft zu entfcheiden, was ald zu ihren In— 
flitutionen gehörend anzufehen fei. Als fie nicht ſchweigen woll— 
ten, griff man ihr während bald dreißig Jahren unangefochten 
geübtes Recht an, Ordensmänner aus der Gefelihaft Jeſu für 
ihre geiftlihen und wmeltlihen Schulen zu verwenden und ver- 
langte die allgemeine Ausmweifung diefed Ordens aus der Schweiz. 
Die Katholifen behaupteten wieder: das fei ihre Sache, und zu- 
dem gebe der Bundesvertrag der Zentralgewalt nicht die mindefte 
Befugniß, über Schul- und Kirchenanftalten zu verfügen: folches 
fei bezüglich beider Konfeffionen ausfchließliche Befugniß der ſou— 
veränen Kantonalgemwalt. Auch diefe Rechtöbehauptung wurde be- 
firitten: die Proteftanten fochten die Befugniß unter dem Titel 
an, daß der Sefuitenorden wefentlih die Befämpfung des Pro— 
teſtantismus zur Aufgabe von jeher gehabt und noch habe. Sie 
vergaßen dabei den Hauptgrundfaß: daß der Kampf auf geiftigem 
Gebiete mit geiftigen Mitteln ein freier fein und bleiben müfje; 
auch, daß die Proteftanten den Katholizismus genau fo lang be- 
fämpft haben, als diefer den Proteftantismus, und daß in diefem 
Punkt fehlechterdingd beide Theile gleich berechtiget fein müſſen. 
Im Widerfprudh zu dem, mas fie ein Jahrhundert früher felbft 
verlangt und durchgeſetzt hatten, maßten fie fih dann an, durch 
Mehrheit die den Katholifen zuftehenden fonfeffionellen Berech— 
tigungen zu beflimmen, nad) Mehrheitd-Ermefjen diefelben zu bes 
grenzen, zu befchränfen, zu mindern oder vollends abzuerkennen. 
Um allfällige Zweifel über die Zuläffigfeit diefer Mehrheitstheorie 
zu befeitigen, wurden die Sefuiten als Scheufale der Menfchheit 
in einer Weife und mit Behauptungen und Ausdrüden geſchil— 
dert, über die man für die Verbreiter felbit erröthen mußte, 
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Dabei vergaßen die Proteftanten abermals, daß die Katholiken 
berechtiget gewefen wären, mit gleicher Münze zu bezahlen, wozu 
nöthigenfall® der Stoff aus den Zeiten der Glaubensfpaltung 
unſchwierig zu finden geweſen wäre. Diefe Erfcheinungen im Zus 
fammenhange auffaffend, waren die Katholifen berechtiget anzu— 
nehmen, daß es mit ihrer religiöfen Freiheit und ihrer konfeſſio— 
nellen Gleichberechtigung zu Ende gehe; deßhalb ſetzten fie fich 
zur Wehre, als fie mit Händen greifen fonnten, daß mit Waf— 
fengewalt werde durchgefegt werden, was fie nicht gutwillig ge— 
währen würden. So fah den Kampf die weit überwiegende Mehr: 
heit der fatholifchen Bevölkerungen aller Kantone an, vom öft« 
fihen Graubünden bis hinein zum meftlichen Genf, von Teffin 
bis nad Schaffhaufen, mit ihr der beträchtlichfte Theil der Geift- 
lichkeit. Für fie mar der Sonderbundäfrieg weniger eine politifche 
Fehde als ein Religiondfrieg. * Die fatholifhen Staatsmänner, 
deren Räthe fie entgegenzunehmen gewohnt waren, hatten das 
Unglüd, noch tiefer in die Kluft und in das Weſen des Kampfes 
bineinzufehen; neben der religiöfen Gefahr fahen fie die bürger- 
lih-politifhe vor fih: den drohenden Verlurſt Fantonaler Selbft- 
fändigfeit; für fie war demnach der Krieg ein politifcher wie ein 
Religionskrieg zugleich. Bei den Proteftanten waren die gleichen 
Erfheinungen fihtbar: in ihrer Bevölkerung war ein tiefer Haß 
gegen alles Katholifche groß gezogen worden, fo daß es ohne 
Kataftrophe nicht mehr ablaufen mochte. ** Stieg man in ihre 


* Bei den Truppen ſah es nicht anders aud. Ein Freiburger Zandftürmer 
" rief aus dem Gehölze bei jenem Gefecht, wovon oben Seite 19 die Nede geweſen: 
„Mort aux Hugenots“! Siehe Nilliet, S. 29. 

Auf dem Zuge der Divifion Ochfenbein’s durch dad Entlibuch wurden von 
feinen Bernertruppen „mit befonderm Eifer alle auf Kirche und Religion bezüg« 
lichen Gegenftände, vorzüglich die Crucifixe, zerftört.“ (Aus der Schrift: „die 
Schickſale der Landſchaft Entlibuch“ ꝛc.) 

** Der proteftantijche Alt⸗Regierungsrath Kaſthofer von Bern bezeugt in 
feiner „Zufchrift an den Bundesrath” vom 10. September 1849, in welcher er 
Amneftie zu Gunften der Sonderbundsfantone empfahl: „daß auch den Refor— 
mirten der Glaubenshaß nicht fremd war.” Gr erzählt: es feien „in einem 
reformirten Kanton noch unlängft den Schulfindern Katechismen ausgetheilt 


— 114 — 


höhern Regionen, fo fand man modernifirende Antipathien gegen 
den Katholizismus verbunden mit dem Rückgedanken, die Herr⸗ 
fhaft der großen Kantone gegen die flörrige Minderheit durchzu— 
feßen und einer mehrern-oder mindern Zentralifirung die Bahn 
zu brechen. Die proteftantifche Geiftlichfeit aber war zum größern 
Theil nicht weniger aufgeregt ald die Fatholifche. Eine anfehnliche 
Zahl proteftantifcher Honoratioren in Zürich, Bafel, Neuenburg 
und andern Orten, welche gewiſſenhaft unterfuchten, ob die vor- 
gefchlagenen „Mittel zum Zwed® erlaubt feien, leifteten fo lang 
thunlich dem reißenden Strom Widerftand; ihre ifolirte Stellung 
fonnte- aber über die wirkliche Natur des Kampfes fo wenig ent⸗ 
fcheiden als umgekehrt die fatholifchen Starfgeifter, welche im La- 
ger der radifalen Partei fiunden. So entipann jih am Ende ein 
Bürgerkrieg, der in Beranlaffung und Zmweden weſentlich die be- 
danerlichen Eigenfchaften eines Religionsfrieged annahm; daß er 
in feinem Verlauf einen weniger blutigen Ausgang fand, als 
frühere Religionsfriege, ändert die innere Natur des Kampfes 
nit. Sophiftifhe Tüde in den Rathsſälen und in den politi- 
fhen Aktenſtücken wollte zwar den Kampf nur für die Entfal- 
tung ſchweizeriſcher Nationaleinheit geführt haben ; aber das Volks— 
leben und die naturwüchfigen Neußerungen desfelben ftraften fie 
Lügen. Im enticheidenden Zeitpunkt, nach Wiedereröffnung der 
Zagfagung in der zweiten Hälfte Oktobers, ſchrieb die Winter- 
thurer-Zeitung, redigirt von Oberft Weiß: „Das flare Bewußt- 
fein, daß der Kampf von unferer Seite für unfern religiös-pros 
teftantifhen Glauben geführt werde, foll und in denſelben flür- _ 
zen heißen! In der zürcherifchen Gefchichte Teuchtet und ein Bei- 
fpiel voran, das wir nachzuahmen nicht unterlaffen dürfen, wenn 
wir des Namens der zürcherifchereformirten Chriften würdig fein 


worden, in denen die Mefje ald eine „„vermaledeite Abgötterei““ erklärt wird‘; 
nach „dem entfeglichen Mord" von Leu „erfolgten zur feier dieſes Mordes in 
angrenzenden reformirten Gemeinden reudenfeuer und Freudenfchüffe”, und er, 
Kaftbofer felbft, habe zu jener Zeit „unter einem Trupp reformirter Arbeiter 
die Aeußerung fallen gehört, daß das Mordinftrument, das gegen Leu gebraucht 
wurde, auf dem Altar der Kirche aufbewahrt werden follte.” 
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wollen. Zwingli fand auch ſeiner Zeit den Krieg gegen dieſelben 
Kantone, die uns jetzt feindlich gegenüberſtehen, für unerläßlich. 
Er ſelbſt zog mit in den Kampf und fand bei Kappel feinen 
Tod. Sein Beifpiel diene und zur Nachahmung! So und def- 
halb ziehen wir in den Kampf!“ * Solden und zahlreichen ähn— 
lichen Auslaffungen gegenüber finden wir fatholifcherfeit3 die 
Aufrufe zum Kampf für Erhaltung ihrer religtöfen und konfeſ— 
fionellen Rechte, die Bittgänge, die Wallfahrten, die Predigten. 
Der Unterfchied war nur der, daß die Proteftanten unangefochten, 
wie oben, fehreiben konnten, daß die Katholifen dagegen, wenn 
fie für ihre Rechte und Ansprüche fehrieben, als „Heuchler, Bes 
trüger, Volksaufwiegler und Rebellen“ dem politifhen und Fon- 
feffionellen Haffe der Gegner überantmwortet wurden. Zmingli, fein 
Wirken und Andenken und feine Zielpunfte lebten aber nicht allein 
im Kopfe jenes Winterthurer Feldpredigerd, fondern wurden auch 
zu Ehren gezogen nah dem für die Proteftanten fo glüdlichen 
Ausgang des Kampfes. Im Luzerner Zeughaufe lagen feit 316 
Jahren Helm, Schwert und Streitart des Reformatord Zmwingli. 
Ein Bertrauter der Regierung von Zürich ließ der proviforifchen 
Negierung von Luzern miffen, daß man jene Gegenftände in Züs 
rich zu haben wünſche; wurden fie ald bloße antiquarifche Rarität 
oder als „Reliquie“ des eifrigen proteflantifhen Reformators 


* In diefem Sinn fchrieb fpüter felbft Dubs im „Landboten“ in einem 
Rückblick auf Frühere zürcherifche Politik: „Es war doch eine traurige Zeit, als 
Zürich, feiner Gefchichte, feines Zwingli's, feiner Stellung als vproteftantifcher 
Vorort vergeffend, für die Herftellung von Klöſtern und zu Gunften der Jeſui⸗ 
ten inftruirte.” Im „Bund“ vom 19. März 1854 zu lefen. Jene Verflöße zür: 
cherifcher Politit wurden dann gut gemacht, zur vollen Zufriedenheit von Dubs: 
„rasch folgten fih der Krieg und der Sieg gegen den Sonderbund.” 

Ein anderer Schweizer, welchen die neuere Zeit hoch geftellt bat, ſprach fich 
ebenfall& in einer Weije aus, welche die oben entwidelte Anficht, es fei der Sun» 
derbundäfrieg in Entftehen und Entwidelung ein Religionäfrieg gewejen, beftä= 
tiget. As es fih in der Sigung des Nationalrathes vom 16. Juli 1850 um 
Förderung des proteftantifchen Uebergewichtes in der Schweiz durch Begünftie 
gung der gemifchten Ehen von Bundeswegen handelte, fagte Ochienbein, 
dazumal Bundesrath: er falle den fogenannten Sonderbundäfrieg nicht nur als 
einen politifchen, fondern ala einen fon feflionellen auf. 
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gewünfcht? Das Anfinnen trugen, mündlich und fchriftlich, auch 
der eidg. Divifionär, Oberft Ziegler, und der eidg. Repräfentant 
Bollier, der Regierung von Luzern vor. Sie entſprach bereitwillig, 
und Oberſt Ziegler brachte die Trophäe in die Heimath zurüd. 
Eine Abordnung der Regierung von Zürich verfügte fich zu ihm, 
in deffen Wohnung überreichte ihm, unter Kanonendonner, dad 
wohlverdiente Danffchreiben der Regierung für geleiftete Dienfte. 
Dann fuhr der biedere Oberft in Begleit jener Abordnung auf 
das Rathhaus, mo der Negierungdrath und eine Anzahl von 
Stabäoffizieren feiner harıten. Ziegler dankte für die ihm bewies 
fene Ehre: mit ſchwerem Herzen fei er in den Kampf gezogen, * 
als aber der Beſchluß zu folhem gefaßt worden, habe er durd) 
Annahme der ihm übertragenen Stelle andern Offizieren ein gu— 
te8 Beifpiel geben wollen. Dann überreichte er das verbindliche 
Schreiben von Luzern nebft den Waffen des Gefeierten, welche 
Bürgermeifter Zehnder mit [hmwungvoller Rede in Empfang nahm: 
ein fchmerzliches Gefühl fei es für jeden Reformirten und Zü— 
richer gewefen, daß die Waffen Zwingli’d an einem andern Ort 
ald da, wo er gelebt, gewirkt und fich dem Tode geweiht, fich 
befunden haben; daher fei der heutige Tag „für und Alle“ ein 
Tag der Freude. Zwar verdanfe man diefes „welthiftorifche" Er: 
eigniß (die Rückkehr von Zwingli’s Kriegsrüftung) auch einem 
Siege mit Waffen, aber gleichwohl erfcheinen „diefe und fo 
theuern Zeichen" ald ein freimiliged freundliches Geſchenk Lu— 
zern's. Aus der heutigen Freude Zürich folle man übrigens fei- 
neswegs auf eine Verlegung des Gefühle der Katholiken ſchließen, 
denn Zürich habe ſtets die „Toleranz“ zum Wahlfpruche gehabt 
und folhe auch im legten Kampfe bewährt. Hierauf übergab 
Zehnder „die Waffen” dem Präfidenten des Kriegsrathed, aus 
deffen Händen fie unter Militärbegleit und Flingendem Spiel in 
das Zeughaus getragen wurden (15. Januar). An Luzern fchrieb 
Zürih zum Schluß Worte des Dankes mit der Berficherung, - 
Zürih habe die Gabe als Zeichen dafür angenommen, daß die 


* Biegler gehörte zu der onfervativen Oppofition im Kanton Zürich. 
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verfchiedenen Konfeffionen in der Eidgenoffenfchaft nicht über 
einander triumphiren, „Sondern ſich gegenfeitig anerfennen und 
achten follen.“ * Die Freude, melde Zürich bei obigem Anlaß 
zu Theil geworden, wollte e8 jedoch Andern nicht gönnen. Ein 
paar Jahre fpäter nämlich wünfchte die fatholifche Behörde in 
St. Gallen für das gefchichtlich merkwürdige Stiftdarchiv dafelbft 
eine Anzahl wichtiger Schriften zurüdzuerhalten, welche in Folge 
des alten „Zmwölferfrieges“ nach Zürich gefommen und feither dort 
aufbewahrt geblieben; wiederholt verwendete fih die St. Gallifche 
Regierung für deren Rüdgabe, erhielt aber von der Regierung 
von Zürich eine ablehnende Antwort, ** indem fie dem Stande 
St. Gallen ein Recht auf die fraglichen Akten nicht zuerfennen 
fönne und die bezüglichen Dofumente auch für das dortige Staats- 
archiv nicht ohne Werth feien. *** 


Bierter Abjchnitt. 


Das Ausland gegenüber der Schweiz. Preußen ald Herr von Neuenburg und 
ala Großmacht. Papft Pius IX. und fein Nuntius in der Schweiz. Die Be: 
ziehungen einzelner Großmächte zu den Sonderbundsfantonen. Die Adreflen 
aus dem Auslande an die Tanfakung. Der Wiedereintritt der VII Kantone 
in diefelbe. Militärverhandlungen Allmälige Reduktion und Entlaffung des 
Tagſatzungsheeres. Dufour, der Gefeierte. Der Landesverrathsprozeß. 
(Bom Herbft 1847 bis Ende Februar 1848.) 


Mit begründetem Argwohn blidten die Kantone der Mehr: 
heit während dem Herannahen und der Entwidelung der be- 
dauerlichen Kataftrophe auf das Verhalten der Mehrzahl der Groß— 
mächte; die Sonderbundsfantone feßten allerlei Hoffnungen auf 
diefelben. Diefe und jene vergaßen, was eine mit verhältnißmäßig 
geringer Macht audgeftattete republifanifche Bundesgenoffenfchaft, 


* Memorabilia Tigurina von 1840 bis 1850. Bon Bogel. Zürich, 1853. 

** Schreiben des Kleinen Rathes von St. Gallen an den Fatholifchen 
Adminiftrationsrath dajelbft, vom 18. Auguft 1849 und 27. Januar 1851. 

*xx Es betrifft die Reklamation 70 bis 80 große Manuffripten-Bände, 
von denen die wenigſten irgend ein befonderes Intereſſe für Zürich bieten 
können. 


— 18 — 
welcher ihre Selbftftändigfeit über Alles lieb und werth ift, ge- 
genüber großen und Fleinen Nachbarn zu beobadten hat, um 
jenes köſtlichſte aller Güter zu erhalten: daß nämlich- die Glieder 
einer folhen Bundesgenoffenithaft dad Ausland weder trogig und 
übermütbig herausfordern, noch ihr Heil von demfelben erwarten 
follen. Das Retere ift den Sonderbundsfantonen widerfahren. 
Sie waren gewohnt, ihre Behauptungen und ihre Anſprüche ala 
„ihr gutes Necht® anzufehen. Die Großmächte fprachen fich bei 
allen Gelegenheiten in einem Sinne aus, der vorausfehen ließ, 
daß fie erhebliche Staatdveränderungen nicht zugeben, Ereigniffen, 
welche ſolche nothwendig herbeiführen müßten, vorbeugen oder 
denfelben nach Umftänden thätlich entgegentreten würden. In den 
VII Kantonen fonnten ihre fharfen Auslaffungen vom Jahr 
1845 * nicht vergeffen fein, zumal fie im Jahr 1847 manche 
Beftätigung erhalten hatten. Nach folhen Eröffnungen waren die 
mit der Unterjohung bedrohten Kantone nicht nur veranlaßt, 
fondern felbft berechtiget zu glauben, daß die Großmächte ein Ein- 
wirfen der Mehrheit auf die Minderheit, welches eine gänzliche 
Umgeftaltung der bundesrechtlihen Ordnung der Schweiz befor- 
gen Tieß, auch nicht zugeben würden. Aber fie täufchten ſich; fie 
vermeinten Kraft dort zu feben, wo feine war; fie hielten für 
möglich oder ald bereits vorhanden eine Berftändigung unter den 
Großmächten, welche jedoch ihr eigen Heil und die Garantien 
ihrer Macht und ihrer völferrechtlichen Stellung auf verfchiedenen 
Wegen zu fuchen gewohnt waren. Sie traten zum Zmed ihrer 
Rettung in nähere Beziehungen zu ihnen, während die Klugheit - 
ihnen gebot, fich derfelben, auch wenn fie gefucht wurden, ges 
radezu zu entfchlagen und die Mittel zur Wahrung ihrer Selbit- 
ftändigfeit ausfchließlich bei fich feldft, bei dem eigenen Volke zu 
fuhen. Der Verlauf der Ereigniffe zeigte bald, wie heilfam für 
"die Sonderbundsfantone eine folhe dad Ausland ausweichende, 
ftatt auffuhende Politif gewefen wäre. ** Sie hätten in diefem 
* Band II. S. 209; 214 his 217; 253 bie 255. 


*%* In diefem Sinn fprach fi Montalembert in einer feiner berühmten 
Reden in der franzöfifchen Pairöfammer aus: „Was die Eonfervative oder katho⸗ 
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Fall den Kampf mit den Waffen entweder nicht aufgenommen, 
oder dann aber folhen mit Ehren durchgeführt, felbft auf die 
Gefahr hin, endlich doch zu unterliegen. Am Schlimmften mußte 
ed ihnen ergehen, wenn fie glaubten mit dem einen Fuß auf va— 
terländifchem Boden, mit dem andern im Ausland fiehen zu 
fünnen. 

Wie die VII Kantone, fo haben fi die Großmãchte ge⸗ 
täuſcht, indem ſie zunächſt glaubten, die radikale Partei werde nie 
ſo weit vorrücken, daß eine ernſte Dazwiſchenkunft im Intereſſe 
des europäiſchen Macht- und Ruheſtandes, wie jene Mächte ſol— 
chen aufzufaſſen gewohnt waren, nothwendig werden könnte. 

Aus allen dieſen Irrungen zog die revolutionäre und radi- 
fale Partei der Schweiz ungeahnten Gewinn, den fie auch reich- 
lich auszubeuten gewußt hat. Ziehen die Anhänger und Bewun— 
derer ihrer Schöpfungen auch die Lehre aus den damaligen Er- 
fahrungen, daß es doch nicht gut fei, mit dem Feuer zu fpielen, 
fo wird e8 der Schweiz zum Frommen dienen, gleichwie ihre Fon: 
fervativen Gegner die Freundfchaft ded Auslandes feit jener Zeit 
richtiger zu ſchätzen wiſſen ala früher. 

Laſſen wir nun die Ereigniffe fprechen. 

Die Repräfentanten der tongebenden Mächte hatten bereits 
fett Monaten verfchiedene Wohnfite: jene der öftlihen Mächte 
faßen in Zürich, die Gefandten der meftlichen Staaten in Bern. * 
Diefe örtliche Trennung ſchon war Zeuge, wie ſchwierig eine Ver— 
fändigung unter ihnen über die Hauptfahe: Mit dem jungen 
Peel fonnten darüberhin die ernften Diplomaten Bois-le-Comte 
und Kaifersfeld nicht am leichteften fortfommen; Morier aber, 
der zu Handen des britifchen Minifteriums in der erften Hälfte 
von 1847 feine Anfichten über die Schweizerzuftände in ein Me— 
morandum niedergelegt, hatte feinem Poften nur noch ein kurzes 
und letztes Erſcheinen gewidmet und, erbittert über Vieles, mas 


liſche Schweiz angeht , fo gebe ih ihr bloß den Rath, Feine fremde Macht zu 
ihrem Beiftand einzuladen, fondern nur auf ſich * zu zählen.“ 
* Band II. ©. 452 und 455, 
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er in Bern erlebt und erfahren, die Bundesftadt im Juni al. J. 
verlaffen, um, wie er ſich ausdrüdte, diefes Land nie wieder zu 
jehen. * Preußen, durch Herrn v. Sydow, einen perfönlich höchſt 
achtungswerthen Mann, vertreten, blieb theilmeife im Hintergrund, 
weil ed fih, nach feinem Dafürhalten Wortführer des proteftan- 
tifchen Deutfchlande, faum in eine aftive Stellung für ntereffen 
begeben fonnte, welche nicht bloß internationale Bedeutung hat- 
ten, fondern den fünftigen Beftand der Fatholifchen Kirche in der 
Schweiz ebenfalld berührten. Rußland, noch immer durch Kru— 
dener repräfentirt, trat auch nicht in derjenigen entfchloffenen Weife 
vor, die man fonft am Kaifer Nikolaus zu fehen gewohnt war; 
diefer Monarch, das Haupt der „orthodoren“ griechiſch-ſchismati— 
chen Kirche, konnte eine befondere Neigung, bei den eingetrete: 
nen fonfeffionellen Kämpfen unter den Schweizern fich auf die 
Seite der römifch-fatholifhen Minderheit zu fielen, nicht in fich 
fühlen. So waren denn die Großmächte in drei Gruppen audge- 
fehieden, von denen die erjte, Defterreih und Frankreich, fich in 
den Bordergrund zu ftellen gezwungen war, die zweite, Preußen 
und Rußland, fih auf formale Unterftügung der andern Mächte 
befchränfte, Großbritannien (fich ſelbſt ifolirend) allen zufammen 
gegenüberftand, um allen möglichſt viele Berlegenheiten zu berei: 
ten, eine Politif, in welcher Lord Balmerfton es ſchon damals 
zu einer gewiſſen Birtuofität gebracht hatte. Diefe neue Stellung 
nahm der britifche Minifter zur Zeit ein, ald Guizot und Bois— 
le-&omte fih durh ihr Unterfuchungsverfahren im Juli 
1847 ** bei den Mehrheitöfantonen am meiften verhaßt gemacht 
hatten: er beglüdwünfchte Ochfenbein zu feiner neuen Stellung *** 
und machte dadurch die Nachbarmäckhte und ihre Gefandten mit 
ihren Antipathien gegen den Mann, fein Syftem und feine po— 
litifhen Freunde lächerlich. Die radikale Partei freute fich deffen, 
nicht minder der lebhaften Sympathien, welche ihr von der fran- 
zöfifchen Oppofitionspartei ber, die bereitd ihre lärmenden Wahl: 


* D’Haufjonville in der Revue des Deux-Mondes, S. 476. 
** Band III. S. 495 und 496. 
*** D’Hauffonville, in oben erwähnter Sammlung. 
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reform-Banfete eingeleitet hatte, zu Theil wurden, und mit wel: 
cher fi radifale Häupter der Echweiz in derfelben Bertrautbeit 
bewegten, welche zwifchen Siegwart und der Fonjervativen Diplo- 
matie beftand. So fchrieb Druey, an ein Banket zu Chalons 
geladen, zurüd: „Auf beiden Seiten des Jura handle es fich 
darum, aus dem Gebiete der Ideen auf jenes der That zu Guns ’ 
ften der aroßen Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und Brüder- 
lichfeit überzugehen.“ * Mittlerweile hatte Balmerfton mit Oeſter⸗ 
veich jene Korrefpondenz gepflogen, von welcher wir bereit? Be— 
richt gegeben haben. ** - 

Als die Tagſatzung das erfte Truppenaufgebot erließ, ftand 
die auswärtige Diplomatie, ihrer mehrjährigen fleißigen Schrei- 
bereien ungeachtet, den Ereigniffen unvorbereitet gegenüber. Sept 
war fie gezwungen, ein Lebendzeichen von fich zu geben. In Paris 
und bei den andern Mächten war dad Manifeft der VII Kan 
tone mit einem Schreiben angekommen, welches Anerkennung ihrer 
nunmebrigen Sonderftellung erwartete. Bon militärischen: Maß» 
nahmen ganz abfehend, überging Guizot auf das Feld der Ver— 
mittlung. Durch feine Botfchafter in London, Wien, Berlin und 
St. Peteröburg ließ er eine folche mittelft Note vom 4. Novem- 
ber in Borfchlag bringen; Grundlage derfelben follte die Ein- 
holung fihiedsrichterliher Entfcheidung des Papfted über die Klo— 
ſter- und die Jefuitenfrage fein; im Uebrigen follte mit Abge— 
ordneten der zweiundswanzig Kantone in einer Konferenz auf 
deutfchem Boden, in Baden, die Herftellung des friedlichen Ver— 
hältmiffes unter denfelben für die Gegenwart wie eine Verſtän— 
digung über allfällige fünftige Abänderungen der Bundesverhält: 
niffe verfucht werden. Bon Frankreich ging der Entwurf zu einer . 
dießfalls an die Eidgenoffenfchaft zu erlaffenden gemeinfchaftlichen 
Note der fünf Großmächte an das britifche Minifterium. Diefes 
beeilte fi mit einem Befcheide nicht und ließ der inzwifchen han- 
delnden Tagfagung Zeit zum Vorgehen in ihrer Weife. Defterreich 


* D’Hauffonville S. 483, 
** Band II, ©. 541, 
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fieß feinen Gefandten Kaiferöfeld auf eigenes Gebiet nach Bre- 
genz zurüdigehen 3. November). Als die radikale Preffe diefen 
Schritt dahin deutete, daß Defterreih in Feinerlei Weife, weder 
zu Gunften des einen noch des andern der ftreitenden Theile, fich 
einmifchen, fondern vielmehr ganz neutral bleiben werde, ließ die 
- Regierung durch vertraute Blätter ſolches widerſprechen: die auf 
den, Fall der Abreife gegebene Erklärung, habe einfach gelautet, 
„ed: erde der Gefandte im Augenblide des Bürgerkrieges die 
Schweiz verlaffen;* ferner: „der Repräfentant Defterreihs habe 
zwar nicht gejagt, daß feine Regierung mit den Waffen in der 
Schweiz interveniren werde, aber er erklärt, daß er niemals be- 
abfichtigte zu fagen, daß fie ‚nicht interveniren werde.* Solches 
lad, man in den Zeitungen faum ein paar Tage vor der Ueber— 
gabe Freiburgs. Auch der ruffifhe Gefandte wanderte über die 
Schweizergrenze (4. November) und nahm ſpäter feinen Sik in 
Frankfurt a. M.; Krudener wie Kaiſersfeld hatten feltfamer Weife 
ihre Anzeige von diefer diplomatischen Auswanderung dem Amts- 
bürgermeifter von Zürich gemacht. Der preußifche Gefandte über- 
fiedelte nach Neuenburg. Ihnen folgte der franzöfifche Botichaf- 
ter (17. November), nachdem er auf dad an General Dufour 
gerichtete Begehren um freied Geleit für feinen zweiten Sekretär, 
welchen er für amtliche Berrichtungen nach Luzern abgehen laſſen 
wollte, eine abfchlägige Antwort erhalten; Bois-le-Comte ſetzte 
fih für einmal in Bafel feft, diefe Stadt ohne Zweifel ald halb 
- neutral betrachtend. Das Alles follte hohen Ernft andeuten, 
machte Auffehen auf den Börfeplägen, erzeugte felbft Kriegöge- 
rüchte in der Weltftadt an der Seine, blieb aber im Ganzen 
wirfungslos in der Schweiz. Verbindlich antwortete Palmerſton 
auf den franzöfiichen Bermittlungdentwurf, aber weſentlich abwei- 
hend: vor einem wirklichen Vermittlungsaft müßten fi die 
Großmächte über die Grundlage zur Bermittlung verftändigen ; 
bei foldyer hätte man aber keineswegs von dem Standpunft aus: 
zugehen, als befinde fih die Schweiz in Auflöfung oder habe fie 
die Neutralität verwirft; ebenfo wenig wären jegt Verhandlungen 
über allfällige Abänderungen des Bundeövertrages am Platze; es 
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handle ſich mefentlih nur um Sonderbund und Sefuiten; unums 
gänglich fei der legtern Entfernung ; über Andered würden fich 
die Kantone leicht verföhnen lajjen. Auf folcher Grundlage wäre 
England geneigt, den Parteien Anträge zu machen; deren all- 
fällige Ablehnung: folle aber von feiner der Großmächte ald Ber: 
anlaffung genommen werden fönnen, mit Gewalt einzufchreiten 
(16. November). So fuchte Palmerfton das Einfchreiten an fich 
zum hohlen Gerede zu machen, Frankreich und die übrigen Groß- 
mächte im beabfichtigten Vorgehen zu lähmen. 

Unterdeffen war dad Sendfchreiben des Königs von Preußen 
an feine treuen Unterthanen von Neuenburg, deſſen oben gedacht 
wurde, in der Schmeiz angelangt. Auftragsgemäß brachte der Ge- 
fandte v. Sydow die Neutralitätsurfunde zur Kenntniß des Dor- 
ortd und gefammter übrigen Stände, mit; dem hochgehaltenen 
Beifügen: „befeelt von dem Wunſche, nicht bloß diefem Theil 
der Schweiz Seinen königlichen Schuß angedeihen zu laffen, fon= 
dern der gefammten Eidgenofjenfchaft, zur Errettung von dem 
Unheile des Krieges, eine hülfreiche Hand zu bieten, hat ©. Mas 
jeftät der König zugleich Seinen hohen Alliirten die Stadt Neuen- 
burg ald Bereinigungspunft für vermittelnde Verhandlungen vor- 
geichlagen und fich dabei der zuverfichtlichen Erwartung hingege⸗ 
ben, daß die ſämmtlichen Kantonalregierungen und die Führer 
der Truppen die Neutralität des fouveränen Fürſtenthums Neuen- 
burg unbedingt refpektiren werden.“ Zum Schluß wurde wars 
nend eröffnet: daß der König jede Verlegung diefer Neutralität 
als Friedensbruh und ald einen gegen ihn felbit verübten Aft 
der Feindfeligfeit betrachten müßte. Das fchrieb der preußifche 
Gefandte am 26. November, zwei Tage nach der Einnahme Lu— 
zern's, alfo zu einer Zeit, da der Krieg bereits. ald beendigt ans 
gejehen werden Fonnte. Am folgenden Tage nahm die Tagfagung 
jenen preußifchen Königsgruß in vorläufige Berathung; einzelne 
Standesgefandtfchaften fprachen ihr Befremden darüber aus, zu— 
mal die Tagfapung dem Kanton Neuenburg vielfahe Rückſicht 
getragen ; zum Danf dafür erfcheine nun eine Mittheilung, melde 
die Ausübung der dem Bunde zufiehenden Rechte ald eine Feind» 
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ſeligkeit erkläre. Zudem enthalte die Note des preußiſchen Ge— 
ſandten Widerſprüche, indem ſie einerſeits Neuenburg für die 
Dauer der gegenwärtigen Wirren neutral erkläre, anderſeits an- 
geftrebt werde, das nämliche Neuenburg zum Sig einer inter 
venirenden Konferenz zu machen; zur Ehre von Neuenburg felbft 
aber müfje gemünfcht werden, daß es in diefer ihm zugemutheten 
Stellung feine traurige Berühmtheit in der Geſchichte der Eid- 
genoffenfchaft erhalte. Calame, der Gefandte Neuenburgs, benahm 
fih mit bewährter Klugheit: er ließ fih auf den Gegenftand in 
feiner Weife ein, da die Note feitend des preußifchen Staatd- 
minifters v. Werther dur dad Organ des föniglihen Geſand— 
ten unmittelbar an die Tagfagung gelangt, fomit dem Geſchäfts— 
bereich der neuenburgifchen Regierung entrüdt fei. Die Tagſatzung 
erwiederte die Note im Wefentlichen mit Folgendem (2. Dezem: 
ber): Durch die Vereinigungdurfunde vom Jahr 1815 fei Neuen- 
burg ald Kanton in den eidgenöffifhen Berband unter der aus— 
drüdlichen Bedingung aufgenommen worden, daß die Erfüllung 
aller Berpflihtungen, weldhe dem Stand Neuenburg ald Glied 
der Eidgenoffenfhaft obliegen, die Theilnahme diefed Standes 
an der Berathung der allgemeinen Angelegenheiten der Schweiz, 
die Natififation und Vollziehung der Befchlüffe der Tagſatzung, 
ausfchließlih die in Neuenburg refidirende Negierung betreffen 
werden, ohne daß dafür eine weitere Sanftion oder Genehmi- 
gung erforderlich fei. Folgerecht ftehe dem Fürften von Neuen- 
burg eine Einwirkung auf die bundesrechtlichen Verhältniffe zwi⸗ 
fhen der Eidgenoffenfchaft und dem Kanton Neuenburg nicht zu 
und es erfcheine die königliche Sanktion des befannten Befchlufjes 
des gefeßgebenden Rathes, die daherige offizielle Mittheilung dies 
ſes föniglihen Aftes, dann die Zumuthung felbft, den Kanton 
Neuenburg ala neutraled Gebiet anzuerkennen, ald vertragdwidrige 
Einmifhung in die Angelegenheiten der Schweiz. Faſſe die Tag- 
fagung übrigens Befchlüffe über die Verpflichtungen irgend eines 
Kantone, fo fei dieß nur die fompetente Ausübung eines ihr zu— 
ftehenden Rechtes; eine Feindfeligfeit fönne aus ſolchem Akt nicht 
entnommen werden. Was die Rechte des Fürften anbelangt, fo 
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habe die Tagſatzung folche jeweilen anerfannt und unbeeinträch- 
tiget gelaffen; gleichermaßen erwarte fie nun Anerkennung der 
jeldftftändigen Stellung der Eidgenofjenfchaft in vorwürfiger An- 
gelegenheit. Gleiche Grundfäge feien bereitd in dem vorörtlichen 
Schreiben an den preußifchen Gefhäftsträger, vom 7. Septem- 
ber 1833, ausgefprochen worden. * Die beabfichtigte Vermittlung 
anlangend, liege fein Gegenftand einer ſolchen vor, da die bewaff— 
nete Bollziehung der Tagfagungsbefchlüffe gegen den Sonderbund 
beendigt fei, die fieben Kantone ſich denfelben unterworfen has 
ben; der Feftigfeit der Bundesbehörde und dem guten Geifte der 
Truppen fei ed gelungen, Gefeb und Ordnung wieder herzuftel- 
len; aber auch abgefehen hievon beharre die Eidgenofjenfhaft 
auf ihrem Recht, feldftftändig ihre Angelegenheiten zu ordnen, 
zumal es fich im gegebenen Falle weder um Verwicklungen mit 
andern Staaten, noch um einen Krieg einzelner Kantone gegen 
andere, fondern um die Anwendung der Bundeögewält gegen ein— 
zelne renitirende Bundesglieder gehandelt habe. In der Berathung 
diefer Antwort fielen manche ernfte Worte, unter Anderem diefe: 
»Wollte man die Schweiz zum Herde von diplomatifchen Kon: 
ferenzen machen, fo würde die nämliche Armee ſich erheben, melde 
foeben die mwiderftrebenden Kantone fiegreih zum Gehorfam ge- 
gen die Bundesgewalt zurüdgeführt habe.“ 

Mährend die Kanzleien von Guizot und Palmerfton fich mit 
der Abfaffung von Bermittlungsentwürfen abmüheten, äffte der 
genannte Lord das franzöfifche Minifterium fammt dem übrigen 
Europa. Nod in den legten Tagen Oktobers war Robert Peel 
zu Bois⸗le⸗-Comte gekommen, zeigte fich ungehalten über die Ras 
difalen und fragte, ob nicht gemeinfam gehandelt werden könnte, 
um die Unterdrüdung der Sonderbundsfantone ** zu verhindern. 
Meel erlaubte ſich bei diefer Unterredung felbft höchſt ungeziemende 
Urtheile über die Kantone der Mehrheit, halt fie in mehrfacher 
Auflage ald Feiglinge (poltrons) und bedeutete dem Stellvertreter 


* Band I, ©. 461, 
** „De ces braves gens,* 
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Frankreichs, daß ein Wort von ihm entfcheidend wirken würde. * 
Zu gleicher Zeit fchrieb Bunfen, der preußifche Gefandte in Lon— 
don, an den dortigen franzöfifchen Gefandten, Herzog v. Broglie, 
wie er den Lord Palmerfton fehr eingenommen vom Kampfe ge- 
funden, der in der Schweiz auszubrechen drohe, wie derjelbe dad 
Bedauern ausgefprochen, daß feine wohlgemeinten Vorſchläge von 
den Sonderbundäfantonen nicht angenommen worden, und end: 
lich gefragt habe, ob denn nicht noch etwas Gemeinfhaftliches 
zur Berhinderung des Blutvergießend gejchehen fünne. De Bro— 
glie erftattete über diefe fromme Unterredung Bericht an Guizot: 
er befinde fih ohne Inſtruktion über das unerwartete Anfinnen 
von Palmerfton, die Gefandten der andern Mächte ebenjo; es 
werde vier Wochen erfordern, bis fie alle inftruirt fein werden, 
ein Ginfchreiten fih gewiß verfpäten. Als dann Guizot wenige 
Tage fpäter feinen Borfhlag an die Großmächte ergehen ließ, 
den Palmerfton am 6. November empfing, ließ diefer Frankreich, 
wie oben mitgetheilt worden, zehn Tage auf Antwort warten und 
gab überhin eine folche, welche die Abficht, jegliche die Tagſatzung 
hemmende Einwirkung zu verhindern, an der Stirne trug. Sei— 
nen Zwed noch befjer zu erreichen, nämlich die militärifchen 
Operationen in der Schweiz gegen die Sonderbundsfantone zu 
fchnellem Abſchluß zu bringen, dagegen die Unterhandlungen in 
London zu verfchleppen, um diefe durch jene zu vereiteln, trieb 
fein Gefhäftsträger Robert Peel Intervention in einer Weife, 
wie fein anderer auswärtiger Gefandte es gewagt; er ließ durch 
den anglikaniſchen Gefandtfchaftsfaplan Temperly dem General 
Dufour unmittelbar und zu guter Zeit fagen, „Ichnell fertig zu 
machen.“ Defjen rühmte ſich prahlend der noch junge Diplomat 
in einer fpätern Unterredung mit Bois-le-Comte. ** 


* Bericht von Boisle-Comte an Guizot vom 31. Oktober. D’Hauffonville 
in der Revue des Deux-Mondes, Oberft Rilliet in einem Artifel des Pro- 
gres von 1850 (Revue democratique) weiß nicht8 dagegen einzuwenden. 

** Die Thatfache wird übrigens von Niemanden widerfprochen. Nilfiet am 
angeführten Drt weiß fich nicht beffer zu helfen, als daß er die zudringliche 
Thätigfeit Peel's für raſche Durchführung des Kriegs gegen die „pauvres 
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Während fplcherlei unmittelbar auf dem ſchweizeriſchen 
Kampfplage gefhah, erwog Guizot die erwähnte Antwort Pal- 
merfton’d vom 16. November; er ließ Baden als Konferenzort 
fallen und mwilligte für London ein; die Sache anlangend, wollte 
er auf eine andere Ausweifung der Jeſuiten, ald durch Vermitt— 
fung des Heil. Vaters, nicht eingehen, von der Tagſatzung die 
Garantie für Aufrechtkaltung der Kantonalfouveränetät in folcher 
Weife verlangen, daß Aenderungen am Bundesvertrag nur unter 
Zuftimmung aller XXII Kantone getroffen werden fönnten, vor 
Allem aber einen Waffenftillftand vermitteln. In Folge fehr 
gefchäftiger Unterhandlung zwifchen Palmerfton und de Broglie 
fam endlich gegen Ende November der Entwurf einer gemein- 
fhaftlichen Note zu Stande, welche an die Eidgenofienfchaft er 
laffen mwerden follte. Wefentlicher Inhalt derfelben: Den Kan— 
tonen wird die vereinigte Vermittlung der fünf Mächte angetra- 
gen; falld Ddiefer Antrag angenommen wird, foll fofort ein 
Waffenſtillſtand zwiſchen den Kämpfenden ftattfinden und bis zum 
Ende der angehobenen Unterhandlung dauern; in dieſem Yalle 
foll unverfhoben eine Konferenz, aus einem Bevollmächtigten 
jeder der fünf Mächte, nebft einem Abgeordneten der Tagfagung 
und einem des Sonderbundes bejtehend, zufammentreten; die 
Grundlage zur Berföhnung fol die Befeitigung Desjenigen fein, 


braves gens“ ala bedeutungslofed „tripotage* bezeichnet. Im gleichen Athem- 
zuge gibt er den Einfluß Peel’s in jenem Momente zu, indem er beifügt: „si 
la Suisse en a profit£, elle serait insensee de fonder sur ces faits 
une esperance de concours pour l’avenir.* — Rilliet bemüht fich übrigens 
in feinem Auffaß, der Anficht Glauben zu verfchaffen, daß die Einwirfung aus- 
wärtiger Diplomatie in Bezug auf den Gang des Strieges, namentlich die früheren 
Warnungen und Infinuationen von Franfreih und England, bedeutungslos ge: 
wefen. Der Grund früherer Verzögerung des Krieges habe einfah in dem Um— 
ftande gelegen, daß die Gefandtichaften von St. Gallen und Graubünden ohne 
Vollmacht zur Exefution gewefen. Ohne diefen Umſtand hätte es Feine Verta— 
gung gegeben und würde der Krieg ſchon im September eröffnet worden fein. 
Man flieht, daß auch ohne die Widerfpännigfeit der St. Galler Milizen in 
Bütſchwyl‘ und Mels der Krieg gegen die VII Kantone eine befchloffene 
Sache war. 
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worüber fich jeder Theil befhwert: Entfernung der Jeſuiten und 
Aufhebung des Sonderbundes auf der einen Seite, Garantien 
gegen Wiederholung von Kreifchaarenzügen und gegen Verlegung 
oder Umjturz der Kantonalfouveränetät auf der andern Geite. 
Zur Ausführung diefed Programms enthält der Entwurf folgende 
vier artifulirte Vorfchläge: erſtens follen die fieben Kantone fich 
an den römifchen Hof wenden und demſelben die Frage unter: 
ftellen, ob nicht im Intereſſe des Friedens und der Religion felbit * 
den Jeſuiten unterfagt werden follte, irgend einen feiten Sitz in 
der Schweiz zu haben, ihre gerechte und genügende Entſchädigung 
für ihr gegenwärtiged Eigenthbum an Häufern und Grundftüden 
vorbehalten ; zweitens folle die Tagſatzung fich verbindlich machen, 
die Unabhängigkeit und Souveränetät der Sonderbundsfantone, 
wie foldye durch den Bundesvertrag gemwährleiftet find, in feiner 
Weiſe zu gefährden, fünftighin jeden von einem freifchaarenzug 
bedrohten Kanton fräftig zu ſchützen und keine neuen Artifel ohne 
die Einwilligung aller Bundesglieder in den Bundeövertrag auf— 
zunehmen; drittens jollen dann die fieben Kantone ihre befon- 
dere Verbindung ſowohl förmlich als thatfächlich auflöfen ; vier- 
tens endlich follen, jobald die Tejuitenfrage nach oben vorge: 
fehener Weife erledigt fein werde, beide Theile ihre Truppen 
entlaffen und ihre gewohnte friedliche Stellung einnehmen. Pal- 
merfton unterzeichnete am 26. November. Um jedoh nah Um— 
ftänden und Belieben dem Uebereingefommenen Folge geben oder 
auch dasfelbe fallen laffen zu fönnen, ließ er den eben in Eng— 
land fih aufhaltenden Botfchafter in Konftantinopel, Stratford 
Canning, in außerordentliher Sendung nad Paris und Bern 
abgehen. Bereitwillig und gegebener Zufage treu erließen dann 
Frankreich, Defterreich und Preußen durch ihre zur Zeit no in 
Bafel, Bregenz und Neuenburg refidirenden Gefandten, alle un— 
ter dem 30. November, Dermittlungsnoten an die Tagfagung 
genau nah obigem Entwurf; Stratford Canning aber, der am 
7. Dezember in Bern eintraf, von feinen weitwendigen Inſtruk— 
. s 
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tionen Gebrauch machend, da mittlerweile gefammte fieben Kan— 
tone erobert waren, reichte die vorher einverftandene DBermitts 
lungsnote nicht ein; er erwarb ſich den Beifall der fiegenden 
Stände, die Gefandtfchaften der andern Großmächte mußten die 
Belehrungen hinnehmen, welche die Tagfagung ihnen in reich« 
lichem Maße alsbald fpendete. Ihre Mitglieder wußten, daß ed 
Abſicht gewefen, die Noten, wie an die Tagfagung, fo auch an 
den Präfiventen des fonderbündifchen Kriegsrathes zu erlaffen, 
demnach letztern als berechtigte Partei gegenüber der Tagſatzung 
anzuerkennen. Solches bob Druey, der Berichterftatter, am Tage 
der Berathung als Mißachtung der Grundfäße hervor, von wel— 
hen die Tagſatzung in ihren Handlungen audgegangen. Ueber: 
haupt verfäumte er nicht, in die Antwort das Bewußtſein jener 
faft muthwilligen Genugthuung hineinzulegen, mit welcher die 
Tagſatzung Angeſichts der verfpäteten Brieftragerei der drei Ges 
fandten auf ihre Thaten und Erfolge binbliden mochte, In der 
Antwort war gefagt: mit aller Dankbarkeit für die Sorgfalt, 
welche die hohen Mächte der Schweiz zu widmen geruhen, könne 
diefe dad gemachte Anerbieten doch nicht annehmen, theild meil 
die Thatfahen, auf welche dasfelbe fuße, entweder überhaupt nicht 
beftehen oder zu beftehen aufgehört haben, theild weil die vor« 
gefhlagene Vermittlung unvereinbarlich fei mit der der ſchwei— 
zerifchen Nation durch die Verträge in Europa eingeräumten Stel- 
- Jung und mit der Berfaffung der Eidgenofjenfhaft; man wolle 
vermitteln zwifchen Tagſatzung und Sonderbund; das feße den 
Beftand zweier friegführender Theile voraus; diefe aber feien 
nicht vorhanden; die fieben Kantone haben auf die fonderbün- 
difche Stellung verzichtet; ihre Truppen feien entlaffen ; der größere 
Theil des Bundesheeres ebenfalls; ein eigentlicher Bürgerkrieg 
fei nicht geführt worden; es habe fich viemehr nur um bewaff- 
neten Bollzug gefaßter Bundesbefhlüffe für Auflöfung eines ver- 
faffungsmidrigen Bündniffed (ligue) gehandelt, das mit dem Be— 
ftande der Eidgenoffenfchaft unvereinbar geweſen fei; folgte eine 
beredte Schilderung, wie jene Bundeserefution vom beiten Erfolge 
begleitet geweſen; zu vermitteln fei daher nichts mehr. Der übrige 
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Theil der Antwortnote behandelte dann den Fall, wenn fi 
Alles noch gegentheilig (wie vor der Erefution) verhielte: die 
Tagſatzung hätte eine Vermittlung auch dann nicht annehmen 
fönnen, denn der Sonderbund fei nur eine faftiöfe Minderheit 
in der Eidgenofjenfchaft geweſen, fünne daher der Taafakung 
nicht gleichgeftellt werden; die Kantone ſeien unter ſich nicht un- 
abhängige Staaten, wie 3. B. Franfreih und Großbritannien, 
fondern die Glieder eines und desfelben Bundes; über der fans 
tonalen Souveränetät flehe jene ded Bundes, und der Art. VIII 
der Bundesverfaffung gebe der Tagſatzung das Recht, mit einfa- 
her Mehrheit in allen Angelegenheiten zu entfcheiden, für melche 
nicht eine ausnahmsweife (größere) Mehrheit vorbeftimmt fei. 
Schmerzlih fei ed daher für die Tagſatzung geweſen, aus den 
Noten zu vernehmen, wie die betheiligten Regierungen „einen 
Rebellen“ * der Iegitimen Behörde gegenüber als Gleichgeftellten 
haben anfehen und anerkennen können. Schließlih wurde den 
intervenirenden Mächten zu Gemüthe geführt, daß die Greigniffe 
in der Schweiz die Sicherheit der benachbarten Staaten Feines» 
wegs beeinträchtiget haben; ihr Gebiet fei weder überfallen 
(envahi) noch auch nur bedroht, ihre Inſtitutionen und ihre Ruhe 
in feiner Weife gefährdet worden. In der von der Tagſatzung 
bewährten Kraftentwidelung für Herftelung von Ruhe und Drd- 
nung in der Schweiz liege vielmehr die befte Bürgſchaft gegen 
die Gefahren, an welche man auswärts, durch unlautere Mit- 
theilungen irre geführt, habe glauben wollen. Diefe Antwortnote 
wurde am 7. Dezember an Frankreich und Defterreih, am 11. 
an Preußen erlaffen. Anläßlich ließ der Vorort noch gleichen 
Monats in Paris die Abberufung des franzöfifchen Botfchafters 
verlangen, ein Begehren, welches Guizot mit Unmwillen mündlich 
abfertigte. Aid jene Antwortnote erlaffen war, empfing die Tags 
fagung Mittheilung vom Kreditiv des außerordentlichen britifhen 
Gefandten, Stratford Ganning, deffen Anmwefenheit fie aldbald 


* Diefer Ausdruck follte fih auf Siegwart, den Präfidenten: des fonder- 
bündifchen Kriegsrathes, beziehen. 
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durch ein feftliched Mal feierte. Die Rolle diefes Diplomaten 
fpielte fi in zwei Richtungen ab: einerfeitd erfchien er gegen» 
über den grollenden andern Mächten als Freund und Schupherr 
der fiegenden Mehrheit in Bern, amderfeits erfchöpfte er fich in 
menfchenfreundlichen Mahnungen an diefelbe, den Werth des 
Sieged durh Mäßigung und Milde gegenüber den Ueberwunde— 
nen feftzuhalten. Er legte feine Anfichten und Räthe in ein dem 
Tagfagungspräfidenten Ochſenbein übergebenes fchriftliches Me— 
morandum nieder (15. Dezember), in deffen Schluß die Unter: 
laffung jeglicher Proffriptiond- und Konfisfationsmaßregel und 
größere Schonung in Bezug auf die Vertheilung der Kriegskoſten 
empfohlen ward. Da dann auch Palmerfton felbft (in einem 
Schreiben an feinen außerordentlihen Gefandten vom 18. De— 
zember) humane Thränen über die Rachebeichlüffe (the vindic- 
tive proceedings) der proviforifchen Regierungen von Freiburg 
und Luzern vergoß, war Stratford Canning um fo mehr verans 
laßt, feinen Mahnungen fortgefegten Nachdruck zu verleihen, was 
in mündlichen Unterredungen mit Ochſenbein und durch Ueber - 
gabe eines zweiten Memorandumd an denfelben gefchah, in wels 
chem die Gewaltthaten und Gräuel, die im vorigen Abfchnitte 
erzählt worden, tadelnd refapitulirt und auch wohlgemeinte Erin» 
nerungen gegen Schwindeleien in Bezug auf die Bundesreviſion 
angebracht find (8. Jänner 1848). Ungeduldig über den Gang 
der Dinge erließ endlich der britifche außerordentliche Gefandte 
ein dritted Schreiben an den Bundespräfidenten, in welchem er, 
in veränderter Form, die früheren Klagen wiederholte und daran 
erinnerte, daß in mehrern der befegten Kantone, die unter der 
Aufficht eidgenöffifher Kommiffäre geftanden, die Mitglieder der 
geftürzten Regierungen und die religiöfen Stiftungen von Bes 
ſchlüſſen betroffen worden, welche man ald unvereinbar mit allen 
allgemein anerkannten Grundfägen von Recht und Freiheit ans 
ſehen müßte, — aud, daß die waltende Stille keineswegs ala 
die Ruhe der wiederhergejtellten Ordnung, fondern nur als das 
erzwungene Schweigen der Demüthigung und der Verzweiflung 
angefehen werden könne; in beruhigenden Ausdrüden habe man 
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ihm Befferes verfprochen, was aber bis jetzt nicht in genügendem 
Maß erfolgt feiz vor feiner Abreife erfuche er daher noch drin- 
gend um offene und genügende Zuficherungen. Ochfenbein enthob 
fih, diefe unangenehmen Wahrheiten der Tagſatzung mitzutheilen; 
Stratford Ganning reiste in einer Mißſtimmung ab, melde an 
diejenige Morier's erinnert; * der Präfident zeigte die Abreife des 
britifchen außerordentlichen Gefandten der Tagſatzung am 25. 
Januar an, rühmte diefes Diplomaten wohlwollendfte Gefinnun- 
gen gegen die Schweiz und fügte bei: daß er „die Innern An- 
gelegenheiten derjelben fortwährend auf eine höchſt zarte Weife 
berührt habe.** Unter folhen zahlreichen Zartheiten Stratford Can 
ning’d war unter anderm auch die, daß er dem Bundespräfiden- 
ten die Beforgniß zu vernehmen gab: ed möchte die Schweiz 
durh Duldung revolutionärer Umtriebe fremder politifcher Flücht- 
linge ihren Heimathftaaten noch manche fhlimme Händel zuziehen, 
was Dehfenbein mit der Berficherung ermwiederte, ed würden die 

Bundesbehörden ſolches nicht mehr dulden. | 
Während diefer Vorgänge in Bern verfäumte die Palmer: 
fton’fche Preife in London nicht, die Bermittlungsbeftrebungen der 
drei Großmächte in's Lächerliche zu ziehen, und Rußland fchwächte 
ihre Stellung mittelbar, indem e3 die Eingabe einer gleichmäßigen 
Note, wie die ihrige gewefen, unterließ. Allein die drei Mächte 
wollten ihr Vorhaben doch noch nicht aufgeben; nachdem Oeſter— 
reich und Preußen vorangehend (10. Dezember) einen Verſuch 
gemacht, die Schmweizerfrage felbft bei dem deutfchen Bundestag 
anhängig zu machen, ließ Guizot nach Empfang des ungemeffen 
weitläufigen Antwortfchreibend der Tagſatzung den Entwurf einer 
neuen Note abfafjen, in welcher die Vermittlung wegen des nun 
nicht mehr beftehenden Kriegözuftandes aufgegeben, dagegen die 
Wahrung der Kantonalfouveränetät gegen drohende Uebergriffe 
feftgehalten wurde. Palmerfton aber ließ fih nicht mehr ein. 
Defterreih und Preußen ihrerfeitd hielten die Sache für wichtig 


* Revue des Deux-Mondes; S. 490, 
“r* Abſchied der Tagfapung von 18475 IL, Thl. 
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genug, um durch befondere Vertrauendmänner in Paris ein er 
giebigered Einverftändniß, als bisher ftattgefunden, zu erzielen; 
jene® fandte den Grafen Colloredo, diefes den General v. Ra- 
dowig (einen Katholifen) nah Parid. Die Gefandten der drei 
Mächte, biöher zerftreut, fammelten fi in Neuenburg, dem früher 
von Preußen bezeichneten Konferenzort. Im Auftrag ihrer Höfe 
verftändigten fie fich zu einer neuen Vorftellung an die Tag: 
fagung und fandten folhe unter'm 18. Januar ab. Sn derfel- 
ben werden die von der Tagſatzung in der Note vom Dezember 
entwidelten Theorien auf Grundlage der Verhandlungen und Ab— 
fhlüffe von 1814 und 1815 einer einläßlihen Prüfung unter- 
ftellt; die drei Gefandten bemühen ſich darzuthun, daß die damals 
der Schweiz gewährten Vortheile und Vorzüge in Wechfelbeziehung 
fiehen zu der Aufrechthaltung der Grundlagen der fchweizerifchen 
Bundesorganifation und wollen dieſe beharrlich in ſolcher unge» 
ſchwächter KRantonalfouveränetät finden, daß der Bundesvertrag 
ohne Zuftimmung aller Kantone nicht verändert werden dürfe. 
In Mebereinftimmung hiemit erklären fie der Taglagung zu Hans 
den der Eidgenofjenfhaft wörtlich: „1. daß die Rantonalfouveränes 
tät nicht ald beftehend anerfannt werden fann in jenen Kantonen, 
welche durch die Truppen anderer Kantone militärifch beſetzt find, 
und unter dem Drude von Maßregeln fiehen, von denen jene 
Befegung begleitet iſt; 2. daß der Schweizerbund, ala in regel- 
mäßiger und traftatmäßiger Lage fich befindend, nicht eher wird 
angefehen werden können, als bis die erwähnten Kantone, ihrer 
völligen Unabhängigkeit wiedergegeben, ihre Negierungsbehörden 
frei werden haben beftellen können; 3. daß die Rückkehr auf den 
militärifchen Friedensfuß in allen Kantonen die nothwendige 
Bürgfhaft ihrer wechfelfeitigen und allgemeinen Freiheit ift; 
4. daß feine Veränderung in der Bundesafte gültig gemacht wer— 
den kann, es ſei denn unter einjtimmiger Genehmigung aller 
Staaten, welche den Bund bilden.“ Würden diefe Grundfäge 
feine Anwendung finden, jo fühen fih jene Mächte berechtiget 
wie veranlaßt, früher zu Gunften der Schweiz übernommene 
Bürgſchaften ald fuspendirt anzufehen und fürder, in den Bere 
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hältniffen zur Schweiz, nur mehr das Wohl ihrer eigenen Län- 
der zu Rathe zu ziehen. Die Berathung der Tagfagung war 
abermal eine feierliche; Furrer entwarf und vertheidigte in münd- 
lihem Bortrag die Antwort. Andere Mitglieder der Tagſatzung 
hieben fcharf ein auf die Journal-Artikel und Reden, welche aus- 
wärtd, zumal in Frankreich, die Ereigniffe in der Schweiz zu 
Bunften der Sonderbundöfantone und gegen das zu ihren Laften 
eingehaltene Verfahren der einfchneidendften Kritit unterworfen 
hatten. Die Antwortnote, ausführlich und ohne verleßende Zu— 
thaten abgefaßt, ift mwefentlih der Begründung ded Hauptfaßes 
gewidmet, daß, wenn auch die Integrität und der Fortbeitand 
der XXII Kantone ald durch die Transaktionen vor 1815 garans 
tirt erfcheinen, Hinmwieder dadurch der freien inneren Regelung 
der Rechtöverhältniffe zwifchen den Kantonen unter ſich und der 
Bundesgewalt fein Abbruch gethan worden fei, die Frage der 
Bundesrevifion demnah außer den Bereich der internationalen 
Erörterungen zwifchen der Schweiz und den Wiener-Rongreßftaaten 
geftellt fei (15. Februar). Die einläßlichfte Rede im Sinn diefer 
Antwortnote hielt Kern; * letztere ift zu einer Zeit erlaffen, als 
die ehemaligen Sonderbundsfantone bereitd wieder ihren Sig in 
der Tagfagung eingenommen hatten; von ihnen war ed wornem- 
lih Buffard, der ald Gefandter von Freiburg die Zurüdweifung 
jener ausländifhen Anfprüche mit großem rhetorifhem Aufwand 
und zugleih mit feharfer Beweisführung beantragte, daß die 
Mächte felbft, zur Zeit der Wiener-Kongreßverhandlungen und im 
Laufe derfelben, keineswegs beabfichtiget hatten, der Eidgenofjen« 
fchaft jene Befchränfung ihres innern Bundeslebend aufzuerlegen, 
welche die Kolleftivnote ald die Grundlage desfelben geltend ma— 
hen wolle. Den drei Mächten folgend gab fpäter der ruffiiche 
Gefandte eine ähnliche Note ein, die noch weiter ging als die 
bereit beſprochene, indem fie bei waltender Sachlage die fernere 


* Die Kollektionote von Defterreih, Frankreich und Preußen in den An— 
gelegenheiten der Schweiz. Beantwortet durch die Tagfagung am 15. Februar 
1848 und beleuchtet durch das Votum des erften Gefandten von Thurgau. 
Zürich, 1848. 
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Anerkennung fehweizerifher Neutralität von Seite Rußlands auf- 
fündete (13. Februar); die eidgenöffifche Antwort lautete in glei- 
hem Sinne, wie jene an die andern Mächte. Hier fchließen die 
offiziellen Verhandlungen, foweit die Tagſatzung damit behelligt 
war, Die Kontinentalmächte wollten jedoch den Gegenftand nicht 
fallen laſſen und verabredeten, unter Einwirkung der außerordent- 
lichen Unterhändler Golloredo und Radowig, auf den 15. März 
1848 eine Konferenz ohne Zuthun, Begrüßung und Theilnahme 
von England, zur Behandlung der Schmweizerfrage. * 

Während Palmerfton in Mittheilungen zu SHanden aller 
übrigen Mächte die Entfernung der Sefuiten an die Spitze feiner 
Entwürfe ftellte, fo fand im Dezember 1847 der General der 
Sefuiten, P. Johann Roothaan, angemeffen, an den Nuntius und 
die Gefandten der übrigen Mächte in der Schweiz eine Denk— 
ſchrift zu richten, um die in die gleichzeitige Politik der Schweiz 
eingeflochtene Sache feines Ordens objektiv darzulegen. Er mies 
den Borwurf, als fei die Gefellfchaft Jeſu die Urfache des Bürs 
gerkriegs, als unftatthaft zurüd. Nichts fei grundlofer als folche 
Beichuldigung. Seit 1805 und 1814 feien die Sefuiten in Walli, 
feit 1818 in Freiburg, feit 1836 in Schwyz geweſen im Genuß 
voller Anhänglichfeit des fatholifchen Volkes, unangefohten von 
den Proteftanten; von jedem politifchen Einfluß haben fie fid 
fern gehalten. Im 5. 1841 feien fie auch in Luzern begehrt 
worden. Nie feien die Obern der Gefellfhaft zögernder verfahren, 
einem Ruf zu folgen. Erft ald Jahre nachher der Papft den 
Wunſch ausgefprohen, daß dad Seminar in Luzern der Gefell- 
ſchaft Jeſu übergeben werden möge, erft dann habe der General 
den Befehl gegeben, in der Sache vorzugehen und zum befannten 
Vertragsabſchluß mit Luzern zu fchreiten. Einmal die fieben Vä— 
ter dort, um lediglich die Theologie zu lehren, dad Seminar zu 
leiten, zu predigen und Beicht zu hören mit Geriehmigung des 
Biſchofs und unterworfen den Gefegen des Landes, fei ed auch 
ihre Pflicht gemwefen zu bleiben und vertragsmäßige Obliegenhei— 


* D’Hauffonville in der Revue des Deux-Mondes, 1850; ©. 49, 
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ten zu erfüllen. Unmöglich fei der Geſellſchaft geweſen, die Hin- 
gebung, die Ueberzeugungen, die Bitten der Fatholifchen Kantone 
zu täufchen. Würden fie fich übrigens auch zurüdgezogen haben, 
fo hätten fie nur ihre Pflicht verlegt, ohne den Sturm zu be- 
fhmwören; dadurch wären nicht nur alle Prinzipien gefährdet, fon- 
dern die Radifalen nur noch feder gemacht worden. Jene Prin— 
zipien feien: die Kantonaljouveränetät und die religiöfe Freiheit. 
Die Austreibung der Jeſuiten würde beide verlegen, und da feine 
einzige Thatſache gegen die Jeſuiten aufgebradht worden, fo er 
fheine fie in allen Rüdfichten ald eine Ungerechtigkeit. Sie habe 
zur Folge die dem gemeinen Recht der Nationen widerftreitend- 
ften Wirkungen: die Verbannung von Bürgern aus ihrem Vater— 
land, die Spoliation und den Ruin ihred Vermögens, der Leiden 
der fatholifhen Bevölferungen, ihre religiöfen Gefühle verlegt, 
die Kirche verfolgt zu fehen, nicht zu gedenken. * Für folche 
Sprache hatte die Diplomatie Fein Berftändniß. 

Der Schweizerhändel wegen wurde auch Papſt Pius IX. 
vielfah in Anfpınd genommen. Die fonfervativen Proteftanten 
hätten gar gerne gefehen, wenn diefer Kirchenfürft dem Unfrieden 
durch Zurüdberufung der Sefuiten, namentlich aus Quzern, ein 
Ende gemacht hätte. Sie lebten nämlich, die Natur ded Radi- 
kalismus verfennend, in der irrigen Meinung, man würde ald- 
dann in der Schweiz wieder ganz ordentlich leben können. ** Daß 
auch europäifche Staatdmänner diefer Anfiht nicht fremd waren, 
geht aus ſchon Mitgetheiltem hervor. Wie die Graubündner 
Katholiken über diefen Gegenftand fich ausgefprochen, wurde oben 


* Dr. Buß, a. a. O., S. 1421 u. ff. 

** Bluntichli zumal war es, der fich durch Schritte für jenen Zweck Luft 
zu machen fuchte. Er hatte mit politifchen Rreunden aus den Zürcher Konfer: 
vativen den Plan gefaßt, durch eine inzwifchen abgefaßte Denkichrift und perjün- 
liche Schritte eines Unterhändfers in Nom eine entfprechende Erflärung feitens 
des heil, Vaters daſelbſt hervorzurufen, Roſſi, der Kardinal-Staatsſekretär 
Gizzi, der Kardinal Drioli und der P. Bentura, folten die Vermittler werden. 
Es war dieß ein eitler Verfuch, dem die Erfolglofigkeit ſchon in feinen Anfängen 
vorausgefagt werden konnte. 
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erzählt. Aus den Sonderbundäfantonen gingen abweichend jhrift- 
liche Wünfche bei dem heil. Bater ein: er möge auf die Begehren 
um Zurüdberufung der Jeſuiten aus der Schweiz nicht eingehen; 
ein folches Zugeftändnig würde nur die Duelle noch mehrerer 
Forderungen an die Katholiken fein. Der Papſt ließ fih überhaupt 
auf feinerlei Begehren ein. Die Antwort lautete: der heil. Stuhl 
habe befchloffen, in diefer ganzen Frage fih paffiv zu verhalten. * 
Als in Rom vor den Augen des heil. Vaters der Fall Quzern’s 
durch politische Kundgebungen (einen Kadelzug vor die Wohnung 
des fchmweizerifchen Konſuls dafelbft) gefeiert wurde und diefe De- 
monftration in der Hauptitadt der Fatholifchen Welt und anders 
wärts in einer mit den päpftlichen Gefinnungen unvereinbarlichen 
Weiſe befprochen und beweihraucht wurde, ließ der Papft durch 
das offizielle „Giornale di Roma“ folche Auslegung mißbilligen 
und verfünden, wie fehr die gefeierten Ereigniffe in der Schweiz 
ihn betrübt hätten, und wie er in denfelben nur eine Niederlage 
der Katholifen anf Koften „der von und befannten heiligen Re— 
ligion“ erblide (7. Dezember). Pius IX. rügte den Triumph der 
radifalen Partei in Rom über den Ausgang ded Sonderbunde- 
frieged auch in einer Allofution nahe am Schluß des Jahres 
(17. Dezember). Das Wort ded Kirchenoberhaupted war aber 
nicht Jedem genehm. Als die Gefinnungen des Papftes auch noch 
in populärer Schrift befannt gemacht wurden, zeritörten die Auf- 
rührer die Druderei, aus welcher das mißfälige Büchlein hervor: 
gegangen. Aehnlih wie in Rom war die Niederlage der Son- 
derbundsfantone von den Gegnern der fatholifchen Kirche in 
Florenz gefeiert worden; es ſammelte fih ein Zug, der feine 
Freude über das Ereigniß dem proteftantifhen Pfarrer dafelbft 
(einem Genfer) fund gab, der jedoch feinerfeits Maß zu halten 
hatte, weil er mit feiner religiöfen Genofjenfchaft ſich der befon- 
dern Proteftion Preußens erfreute. 

* „Sancta Sedes, in tota hacce qusstione passive se habere, de- 
erevit.* Buß: Die Gefellichaft Jefu. Zweite Abtheilung. S. 1420. 

Das ausführliche Schreiben der VII Kantone an Pius IX., auf welches 
obige Antwort erfolgte, findet fich in der „Histoire du Sonderbund“, von 
Gretineau-Joly; Bd, I, ©. 170 u. ff. 


— 18 — 


Peinlich war die, wenn auch kurze, Kriegszeit beſonders für 
den päpſtlichen Nuntius. Die Inſtruktionen, welche er vom heil. 
Stuhl empfangen, wieſen ihn zu Vermeidung jeglicher Verwicke— 
lung an; demgemäß hat er fih aud jeder Einmifhung in die 
politifche und Kriegsfrage enthalten. Gerüchte, wie das, er habe 
Fahnen der Sonderbundstruppen geweiht, waren aus der Luft 
gegriffen; er führte darüber Klage bei Schultheiß Kopp, verlangte 
und erhielt von ihm ein Zeugniß, dag jene Vorgabe ganz falich 
fei. Bei dem Herannahen der Kataftrophe verließ er Luzern und 
begab fich nach Altorf (21. November); ald dann die Mitglieder 
der Luzerner Regierung mit Gefolge dort angefommen, verließ 
er auch Altorf wieder (24. November) und begab ſich nach Beden- 
ried und Stanz. Nachdem er vernommen, daß die Truppen der 
Zagfagung in Luzern eingerüct, entfchloß er fih zu unverweilter 
Rückkehr in feine Nefidenz (25. November), fehiffte nach Winkel 
hinüber, wurde dort vom Truppenfommandanten Karlen feinem 
Range gemäß empfangen und nach Quzern begleitet. Der Divi— 
fionär Ziegler gab ihm, auf fein Begehren, in der Perfon eines 
Dffizierd eine Sicherheitswache. Bald nah Ankunft in Luzern 
ftattete der Nuntius dem General Dufour offiziellen Beſuch ab. 
Die Vorgänge in mehreren Sonderbundsfantonen ließen übrigend 
auch ihn nicht fehweigen. Durch Note vom 27. Dezember an 
die Tagfagung führte er im Auftrage Pius IX. Klage über jene 
Beichlüffe proviforifher Regierungen, welche gegen die fürmliche 
Einfprache der Bifchöfe religiöfe Korporationen und andere fromme 
Inſtitute aufzuheben fih anſchickten und rechtmäßig eingejepte 
Pfarrer aus ihren Pfarreien vertrieben hätten, auch über die von 
eidgendffifchen Milizen in einigen Kirchen der gleichen Kantone 
verübten Safrilegien und andere Gräuel. Der heil. Vater, fagte 
er, der fih in die im Laufe der jüngften Zeit in Behandlung 
gewefenen politifhen Fragen nicht eingemifcht, habe die ihm ala 
Kirhenoberhaupt obliegende Pflicht, über jene Gewaltthaten feine 
Mißbilligung auszufprechen, nicht unerfüllt laffen können. Ohne 
in das Gefchehene näher eintreten zu wollen, lege er Namens des 
heil. Stuhles Verwahrung ein gegen alle durch jene Defrete ver- 
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übte Eingriffe in die Rechte desfelben, Verletzungen, die fi auch 
gegen den Bundesvertrag verftoßen, und empfehle er nöthige 
Einwirkung, auf dab erwähnte Berfügungen zurüdgenommen 
werden. Die Tagſatzung widmete dieſer Befchmwerde ihre Auf- 
merffamfeit am 14. Januar durch die Beichlußnahme, in die— 
felbe nicht einzutreten, folche daher auch unerwiedert zu laffen. 
Der Anlaß wurde übrigend von den Standesgefandten mehrfeitig 
zu Widerflagen gegen den Nuntius felbft ausgebeutet; es wurde 
ihm vorgeworfen, daß, „als die Eidgenofjenfchaft zur Herftellung 
des öffentlichen Friedens die Waffen ergriffen, er keineswegs zur 
Berföhnung gemahnt, fondern die Bevölkerung wegen der heiligiten 
Güter in Sorge verſetzt und bei öffentlichen Snfpektionen dad Mi- 
litär zum Kriege, aljo zum Ungehorfam gegen die rechtmäßige Bun 
deögewalt angefeuert“ habe. * Vollends erging fich der Zorn der 
Machthaber über das Verhalten der Jeſuiten in neuerer und älterer 
Zeit, obwohl der Nuntius fih gehütet, ihrer zu erwähnen. Auch 
wurde vorübergehend die Frage erörtert, ob die Schmweiz fürder 
noch eine Nuntiatur dulden folle;z und, da man einmal in gutem 
Zuge war, wurde felbit die Abberufung anderer auswärtiger Ge- 
fandter, ald Friedensftörer, in Anregung gebracht. 

Wie mit der Tagfagung, fo verhandelten einige der aus— 
wärtigen Gefandten, namentlich der öfterreichifche und der fran- 
zöfffhe, vor und während des Krieges auch mit den Sonder- 
bundsfantonen und deren Häuptern, mit Schultheiß Siegmwart 
vomemlich. Es ift unmiderfprochen, daß genannte Kantone, für 
fie ihre Wortführer, die materielle Hülfe ausländifcher Staaten 
an Kriegdmaterial und Geld angefprohen und zum Theil aud 
erhalten haben. Als die Kluft zwifchen beiden Parteien der - 
Schweiz fi) erweiterte, verwendete ſich Siegwart bei der öfter: 
reichischen Gefandtfchaft theild um ein Anleihen an Baar, theils 
um Kriegdmaterial. Das Ergebniß in erfterer Beziehung ift bes 
fannt. Kaiferöfeld eröffnete foldhes am 8. November 1846 mit 


* Diefe Klage konnte fich fchlechterdings auf nichts Anderes ala auf die be: 
deutungsloſe Angabe beziehen, der Nunttus habe einft einer Militärparade zugefehen, 
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dem Beifage: Defterreih werde niemald zugeben, daß genannte 
Kantone bei einem Angriff die Selbftftändigfeit verlieren; es fei 
‘ in feinen daherigen Maßnahmen mit Preußen und Rußland ein- 
verftanden; der Beitritt von Frankreich und England werde zu— 
verfichtlich erwartet, Alles jedoch unter der Vorausſetzung, daß 
die VII Kantone den bisher eingefchlagenen Pfad bundesrecht- 
lichen Verhaltens auch in Zukunft unverbrüchlich beobachten und 
ihr Bündniß als _ein Defenfivbündniß ftet# betrachten, ausge— 
nommen, wenn ein Angriff auf diefelben wirflih erfolge, in 
welchem Fall nach militärischen Regeln gehandelt werden möge. * 
Der Kriegsrath, dem inzwifchen diefe Mittheilung vorgelegt wor- 
den, ſprach feinen Danf für das gewährte Anleihen aus, in Folge 
deffen die dfterreichifche Gefandtichaft erwiederte, „daß die in 
feinem Schreiben fundgegebenen Zuftimmungen für Recht, Bun— 
destreue und völferrechtliche Verpflichtungen nur die lebhaftefte 
Befriedigung finden können“ (3. Bebruar 1847). ** Die Ber: 
wendungen des Schultheißen Siegwart waren übrigens noch von 
weiterem Umfang; er verlangte Geld nicht nur von Defterreich, 
fondern auch von Franfreih und Rußland, Waffen und Munition 
von Franfreich und Defterreich; letere beiden Gegenftände wurden 
von beiden, zwar feineöwegd in bedeutendem Maß, gewährt; *** 
Hülfe an Geld lehnten Frankfreih und Rußland ab. Auch ver- 
wendete er fih um eine militärifche Kraft zur Leitung allfälligen 
MWiderftandes. + In diefem Umftand mag die fpätere Anmwefenheit 
des Fürften Friedrich v. Schwarzenberg in Quzern ihre mittelbare 
Beranlaffung gefunden haben. Anderweitige Intervention oder 
Hülfe hat Siegwart nicht betrieben; er wünfchte einzig die öffent: 

* J. B. Mrih, der Bürgerkrieg in der Schweiz; der Verf. der zitirten 
Schrift beruft fich feinerfeit3 auf das Protokoll des Luzernifchen Regierungs 
rathbes vom 13. November 1846, 

** In der eben angeführten Schrift. 

**x* Zu den Verwendungen bei Franfreih und Defterreich um Ueberlaſſung 
von Waffen ift auch die vom Kriegsrath ausgegangene Sendung des Staats— 
fchreibers Bernhard Meyer im November 1846 an die fardinifhe Regierung zu 


rechnen, welche die Fäufliche Ueberlafjung von 2000 Gewehren zufagte. 
T Aus Privatmittheilungen. 
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liche Erkläärung ſeitens der Mächte, daß fie, gegründet auf die 
Wiener Kongrefurfunde vom 20. März 1815, nicht zugeben 
werden, daß die Souveränetät einiger Stände von der Mehrheit 
der übrigen Kantone feindlich angegriffen werde. Fürſt v. Metternich 
ſchien hiezu geneigt zu fein, Bois-le-Comte wollte nicht; man 
babe fchon genug gefprochen und gefchrieben, „nous ne parlerons 
plus, nous agirons“, meinte der Franzoſe. Wie fih dann im 
Dften und Welten die beiden Kabinete über die heiflen Schweizer— 
Angelegenheiten abquälten, ift bereits vorangehend mitgetheilt 
worden; ebenfo, daß Boiss-le-Comte ganz in Uebereinftimmung 
mit obigem Ausfpruh den Schultheißen Siegwart zu veranlaffen 
fuchte, das bewaffnete Einfchreiten der Großmächte zu verlangen. 
Als die Sachen fo meit gediehen waren, erftattete Siegwart 
Bericht an den Kriegsrath der VII Stände. In Uebereinftimmung 
mit feiner Anficht befchloß jene Berfammlung, ein Interventions⸗ 
begehren keineswegs zu ftellen, fondern fich auf einfache Mitthei- 
lung des Manifefted vom 29. Dftober und auf das Begehren 
zu befchränfen, daß die von den VII Kantonen eingenommene 
Stellung ald die bundesrechtlihe möchte anerfannt werden. * 
Kaifersfeld mußte erft nach Wien fohreiben, um antworten zu 
fönnen. Endlih gab er einen Befcheid, in welchem ausgefprochen 
it, daß, „falls gegen die fieben Stände Beſchlüſſe gewaltfam voll- 
zogen werden follten, welche deren Souveränetät in wefentlichen, 
ihr dur den Bundesvertrag keineswegs entzogenen Punkten zu 
nichte zu machen beftimmt find, der Kaifer feinen Anftand nehmen 
würde, erflären zu laffen: daß nach feinem Dafürhalten nicht die 
fieben Stände es feien, „welche an die Grundfeften des eidgenöſ— 
fiihen Staatögebäudes, wie jelbed Europa anerfannt hat, die 
zerftörende Hand anlegen, nicht fie, auf denen die Berantwort- 
lichkeit für die Folgen Laftet, welche das unheilvolle Beginnen für 
dad gemeinfame ſchweizeriſche Vaterland haben wird® (11. No» 
vember). Auch Bois-le⸗Comte erließ eine Antwort fhon am 


* Schreiben des Kriegsrathes der VII Kantone an die Gefandtichaften 
von Defterreih, Frankreich, Preußen, Rußland, England und Spanien, vom 
31. Dftober 1847. 
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6. desfelben Monats, einen nichtöfagenden Hofbefcheid: der 
Minifter (Guizot) habe die Mittheilung empfangen und ihn 
aufs Neue des Intereſſes verfichert, welches die Regierung 
Sr. Majeftät an der Sahe des Nechted und der gefeglichen 
Drdnung und an der Wiederherftellung des Friedens nehme, fo 
wie der feften Abficht, feinerfeits das Mögliche dazu beizu- 
tragen. * Was mich betrifft“, fügte der Botfchafter bei, „der 
ich bei jedem der XXII Kantone affreditirt bin, werde ich fort- 
fahren, mit jedem derfelben die Beziehungen zu unterhalten, zu 
welchen mich fowohl der Inhalt meiner Beglaubigungsfchreiben 
ald das Prinzip der Kantonalfouveränetät ermächtigen.“ Dem 
Kriegsrath der fieben Kantone ift dad bedeutungslofe Schreiben 
Übrigens gar nie zugefommen; Siegwart felbft empfing es erft 
in Form einer Abfchrift, nachdem er als Flüchtling die Furka 
paffirt hatte. Bon den übrigen Gefandten lief feine Antwort ein. 
An Kaiferöfeld erging ein Rückſchreiben, in welchem, unter Ber- 
danfung der „mwohlmwollenden Anerkennung“, die „Bemerkung“ 
ausgefprohen wurde, „daß der mächtige Kaiferftaat Defterreih 
in Folge Anerkennung unferer rechtlichen Stellung nit er- 
mangeln werde, diejenigen Maßregeln beförderlichft zu ergreifen, 
welche geeignet find, und vor der drohenden Unterdrüdung zu 
fihern, und uns in unferer rechtlichen Stellung zu erhalten“ 
(15. November). Ein Interventiondbegehren zu ftellen, dazu 
konnten ſich die Mitglieder des Kriegsrathes auch bei jenem 
Anlaß nicht entfchliegen; jener ſchüchtern ausgeſprochene Wunſch 
aber ging bekanntlich nicht in Erfüllung. Bei wachfender Noth 
wurde die Frage der Intervention im Kriegsrath abermald an- 
geregt; Fürſt Schwarzenberg war bei der Berathung zugegen; 
die große an Einmüthigkeit grenzende Mehrheit war auch dießmal 
gegen ein Sinterventionsbegehren (20. November); zwei Tage fpäter 
ſprach fid) die Regierung von Quzern, von Siegwart über den 
Gegenftand angefragt, in gleichem ablehnendem Sinne aus. Mit 
Obigem fehloffen fih die Verhandlungen des Kriegsrathes über 


* „Tout ce qui dependra de lui pour y concourir,* 
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erwähnte Frage. * Eben um diefe Zeit fand der erzählte Brief- 
mwechfel zwifchen Guizot und Palmerfton flatt, der den erftern 
nicht wenig bemühte; in folcher Noth fandte der redliche Dof- 
trinär, welcher die auswärtige Politif Frankreichs zu leiten hatte, 
den Hrn. Hamont, Auditor bei feinem Minifterium, eigens nad) 
Luzern, um den Stand der Dinge in Augenfchein zu nehmen. 
Er fam am 22. November Abends dort an und hatte linter- 
redungen mit Siegwart und Bernhard Meyer. Aus den Reden 
des Sendlings ſchien der Wunfch des franzöfifhen Minifteriums 
bervorzugehen: es möchte Luzern mit den noch übrigen Verbün- 
deten den Kampf bis auf das Aeußerſte führen, damit das Mi- 
nifterium Zeit gewänne, feine Maßnahmen zu treffen; Hamont 
fehrte über die FZurfa und Wallis zurüd. ** Es war dieß der 
letzte bedeutſame Schachzug von Guizot gegen Palmerfton, welcher 
fih inzwifchen auf die Seite der Tagfagung geftellt und jenen 


* Eben fo wenig als die Mitglieder des Kriegsrathes, Hatte defjen Se: 
kretär, Bernhard Meyer, von Intervention wiffen wollen. Wegen Waffenan: 
- Faufes in Turin anweſend (November 1846) ward er perfünlich von König Karl 

Albert empfangen, der ihn befragte, ob er fremde Intervention wünſche. Meyer 
antwortete: „Nein, Sirel ich bin Schweizer, und wünfche Feine ſolche; was ich 
wünsche, ift, daß man Waffen und Geld uns geben möchte, wo wir dann felbft 
mit der Revolutiondpartei in der Schweiz fertig werden wollen.“ 

** Diefe Sendung ift beftätiget durch den Bericht der eidg Nepräfentanten 
im Kanton Wallis an den Vorort, vom 12. Januar. Diefelben ſprechen in 
diefem Aftenftüf nod von einem zweiten Agenten, der vom franzöftichen Mint: 
fterium nach Luzern abgeordnet worden ſei; allein da fie felbft geftehen müflen, 
defien Namen nicht genau angeben zu fünnen, und zudem die ganz irrige Nach- 
richt geben, jener Agent babe dem Schuitheißen Siegwart auf der Flut in 
Andermatt (das müßte am 25. November gewefen fein,) die Note der fünf Mächte 
mitgetheilt, welche erft am 30, gl. M. expedirt wurde, jo kann dieſer Theil 
jenes amtlichen Berichtes kaum auf hiftorifche Genauigkeit Anſpruch machen. 
Immerhin ift man verfucht, demfelben die Beftätigung zu entnehmen, daß fran- 
zöfiicherfeitö die Sonderbundsfantone befters zum Ausharren gehegt worden 
feien, und daß folche Heßerei von übereifrigen Agenten eö war, welche von Zeit 
zu Zeit die trügerifhen Hoffnungen auf auswärtige Hülfe in einzelnen Hitzköpfen 
der Sonderbundsfantone aufrecht erhielt. Im fpätern obergerichtlichen Urtheil 
von Zuzern über den jogenannten Landesverrathsprozeß wird jener zweite Send- 
ling, der viel Geklatfche machte, Kafenetre genannt. 
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mit ſchönen Worten abzufertigen gewußt hatte. Nebft dem früher 
erwähnten Geldanleihen bezog der Sonderbund, ald Geldnoth in 
feiner Kaffe eingetreten war, vorfchußweife 50,000 franz. Franken 
von dem Erzherzog-Vizekönig Rainer in Mailand (23. No— 
vember); da diefer Baarbetrag, wie dad Datum zeigt, nicht 
mehr nach Quzeın gebracht werden fonnte, forgte Stegwart, bald 
‚nachher als Flüchtling in Mailand angefommen, für Rüdgabe 
an den Darleiher. 

Den fcharfen Urtheilen gegenüber, welche die Tagſatzung 
bald in diplomatifchen Noten, bald von den Tribünen der frans 
zöfifchen Kammern und von der fonfervativen Prefje der größern 
Staaten ringsum, wichtige englifche Blätter eingerechnet, über 
ihre gegen die Sonderbundäfantone eingehaltene Politit und 
über das Berhalten der neuen Regierungen derjelben fich gefallen 
laffen mußte und die fie nicht immer glüdlich widerlegte *, er 
Iholl zu gleicher Zeit der laute Jubel der Freimaurerei allüberall, 
der „liberalen® Kammerredner dieß- und jenfeit des Rheins, der 
oppofitionellen Tagespreſſe in den deutfchen Staaten zumal, der 
Zaufende und abermal Taufende, welche fich die Jeſuiten, hatten 
fie auch in ihrem Leben noch feinen gefehen, vom Halfe fchaffen 
wollten, aller Freunde eingreifender Reformen im weiten Deutfch- 
land, und vor Allem derer, denen die friegerifche Frifche der Tag— 
fagung und das fummarifche Verfahren, mit welchem fie unüber- 
windlich gehaltene Gegner zu Boden geblafen hatte, als lockendes 
Beifpiel für Geltendmachung ähnlicher Thatkraft erfchien. Solcher 
Jubel mußte fih einen Ausdrud geben. Die Tagſatzung wurde 
aus Nah und Fern mit zahlreichen Adreffen begrüßt, die ihr 
Danf und Zufriedenheit für ihre hehre Kraftentwicdelung be— 

* In der Note an die Großmächte vom 7. Dezember wird unter Anderem 
verfichert, daß die eidg. Truppen in jenen Kantonen als Freunde aufgenommen 
worden und wejentlich beftimmt feien, Perfonen und Eigenthbum der Sonder: 
bundsführer gegen die Rache ihrer ehemaligen Parteianhänger zu ſchützen, wäh- 
rend notoriſch die übermüthig gewordenen Anhänger der Minderheiten die Ur 
heber der Gräuel waren, über welche ſich die Schweiz zu fehämen hatte, und 


felöft die Truppen fich ſchwere Vergehen gegen Perfonen und Eigenthum haben 
zu Schulden kommen laſſen. 
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zeugten; fo dur Beifallöbriefe von Mannheim, Heidelberg, 
Karlsruhe, Konftanz und Stuttgart (hier Römer an der Spike) 
und andern zahlreichen Städten und Ortfchaften in Baden, 
Württemberg, Rheinbayern, aus Frankfurt a. M., Braunſchweig, 
Leipzig, Dresden, Königsberg, Paris, Havre, Marfeille, Brüffel, 
Zurin und Bergamo, London, Smyrna; auch aus manchen 
Orten der Schweiz, zumal aus dem Kanton Neuenburg. Manche 
der ausländifchen Adreffen waren mit milden Gaben zu Gunften 
der verunglüdten Krieger oder ihrer Hinterlaffenen begleitet. 
Warm wie die Köpfe der Geber, lauteten ihre Briefe. In der 
Adreffe aus Lahr (vom 20. November) lefen wir wörtlih: „Ich 
will der Freiheit eine Gaffe mahen“"! „alfo rief vor bald fünf 
Sahrhunderten einer Euerer tapferen Väter, und wie fein Hel- 
denruf unter feinen treuen Eidgenoffen fampfbegeifternd mieder- 
hallt, fo tönt auch heute wiederum von den Alpenfirften Euere 
Lofung zu dem Kampfe wider die Macht der alten Finfterniß, 
und weithin durch Europa's fernfte Gauen fchlägt der Beifalld- 
fturm und die file Theilnahme aller beffern Geifter Euch ent— 
gegen.“ Und weiter: „Darum begrüßen auch wir mit freudiger 
Begeifterung die Feuerzeichen einer hellen Zeit, die von Eueren 
Bergen flammen, und jauchzen Euerem ruhmgefrönten eidgenöf- 
fiihen Banner unfern fernen Siegesjubel.“ Eine Adreffe aus 
Franffurt a. M. verficherte: „An den Erfolg des unvermeidlich 
gewordenen Kampfes fnüpfen fich die Sympathien, die Befürch— 
tungen und Hoffnungen der europäifhen Gefelfchaft“ (15. No— 
vember); und die Leipziger fchrieben der Tagfapung am 4. Der 
zember: „Das Schweizervolf hat ih — — — — — — erhoben, 
wie ein Mann; es wird die Ehre feiner Berge und feiner Ge- 
Ichichte retten, feine und Aller Fortſchrittsfeinde zerſchmettern und 
der Freiheit die Stätte bewahren, von der aus fie einft ihren 
Segen breiten wird über und und alle gefnechteten Völker‘; an 
der Spige der zahlreichen Unterzeichner diefes Briefed ift die Un— 
terfchrift von „Robert Blum, Buchhändler und Stadtverordneter“ 
zu leſen. Und von Freiburg im Breisgau fchrieb man: „Der 
Firne ewig frifcher Hauch wird hinüberwehen in den unbewegten 
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Sumpf mattherzigen Bölferlebend, — das Alphorn mwiederhallen 
in fremden Bergen; — es fei die Pofaune zum Auferftehungstag 
entfchlafener Nationen!“ Auch Quinet und Michelet, damals 
volfsthümliche Profefforen am College de France, ließen fich 
aus Paris vernehmen (12. Dezember): „Väter, Ahnen -und 
Lehrmeifter der republifanifchen Freiheit, der Regierung der Zus 
funft, fahret fort, der Welt die wahre Tradition derfelben zu 
erhalten! Am Namen der „Brüderlichfeit jedoch war eine 
ernfte Warnung beigefügt, nicht in die Fußſtapfen des einftigen 
revolutionären Schredendfyftemd („de la terreur“) zu treten. 

Wie man im Ausland mit den Kantonen der Mehrheit 
fompathifirte und Unterflügungen für ihre Krieger einfandte, fo 
gefchahen ähnliche Sammlungen für die verunglüdten und armen 
Katholifen der Sonderbundäfantone in Rom, in Franfreih, in 
Baden, Preußen und Baiernz in der Schweiz gefchah befonders 
das Erftere; es empfing nämlich die Tagſatzung Fr. 70,000 von 
Schweizern, Fr. 6400 vom Auslande. 

Die Tagfagung, mit Ausnahme Furzer Neujahröferien, uns 
unterbrochen in der vorörtlihen Hauptſtadt verfammelt, hatte in 
diefen Tagen die Freude, Boten gefamınter Stände in ihrer 
Mitte zu fehen: vom 29. Dftober an waren fieben Standesſeſſel 
unbefegt geblieben; der Reihe nah rücten nun die nen erwählten 
Gefandtichaften der VII Stände ein: Unterwalden und Freiburg 
am 23. Dezember; Luzern, Uri und Wallis am 10., Schwyz 

am 20., Zug am 28. Jannar. Ihre Gefandten und Wortführer 
gehörten zum Theil der äußerften Oppofition gegen die frühern 
Gewalten in ihren Kantonen an, daher ihr erſtes Auftreten das 
Gepräge maßlofer Reaktion trug; amdere befliffen fich Fühleren 
und weniger vorgreiflihen Verhaltens. Die Einen legten fehwer- 
gewichtige politifche Glaubensbefenntniffe in das Protokoll nieder, 
die Andern befchränften fih, Tlüger, auf nöthige Eröffnungen, 
welche der Augenblid ihnen auferlegte. Die Gefandtfchaft von 
Unterwalden fprach für beide Landestheile Freude und Dank für 
die ihr gewährte günftige Aufnahme aus, gab auch ausdrücklich 
zu Protokoll, daß fich ihr Stand dem Beſchluß wegen Ausweifung 
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der Jeſuiten unterziehe. Der Gefandte von Freiburg, Buffard, 
war eben derjenige, den mir früher ald den einfchneidendften . 
Dppofitionsredner gegen die Sonderbundsbefchlüffe kennen ge- 
lernt; er benugte deßhalb den Anlaß, in Erinnerung zu bringen, 
mit welch geringer Mehrheit in Freiburg feiner Zeit jene Be- 
fhlüffe gefaßt worden, wies hin auf die verfchiedenen bereits 
gefaßten VBollziehungsbefchlüffe, ald eben fo viele Beweiſe der 
Anerkennung der von der Zagfagung in Bezug auf Sonderbund 
und Sefuiten getroffenen Verfügungen, erflärte im Weitern, ohne 
daß dafür irgend eine verpflichtende Beranlaffung vorlag, die Be- 
reitwilligfeit Sreiburgd zur Bundesrevifion, für welche er die volle 
Selbfiftändigfeit der Schweiz gegenüber dem Ausland in Anſpruch 
nahm, indem er fagte: wie die Schweiz den politifchen Verän— 
derungen benachbarter Völker fremd geblieben, fo fei fie auch bes 
rechtiget, für fich die gleich freie Bewegung zu verlangen: „nicht 
die Zahl der Millionen Einwohner beftimmt die Rechte eines 
Volkes; jedes unabhängige Volk befitt dasfelbe Recht, gleichviel 
welches auch der Umfang feined Gebietes fei.“ Bon diefem Geifte 
belebt, werde das Schweizervolf jegliche Intervention zurückweiſen 
und fich diejenigen Inſtitutionen geben, „welche die Ideen einer 
vorgefehrittenen Demokratie * erheifchen.“ Der Redner überfah 
hierbei, daß der Kanton Freiburg es war, der, neben den Ur— 
fantonen, feit 1831 am hartnädigften das ftreng ftaatenbündliche 
Prinzip fefthielt, und daß er auch in feinem Tantonalen Leben 
von demofratifchen Einrichtungen eine ungemein ſchwache Doſis 
zu fih genommen hatte, Alles nicht aus Schuld der Sefuiten, 
fondern, weil es in Freiburg, wie in Waadt, felbft die foge- 
nannten liberalen Staatdmänner anders nicht gut fanden. Für 
Luzern Sprach Steiger: er erinnerte an die Stunde des Rüdtrittes 
der VII Kantone und wie Bernhard Meyer damals alle Berante 
wortlichfeit auf die Mehrheit geworfen. „Wie Spreu im Winde®, 
fuhr er fort, „fo ftob der Sonderbund vor der eidgenöffifchen 
Fahne auseinander, und vereitelt waren alle auf Anarchie im 


* „D’une d&mocratie avancée.“ 
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Innern und Unterflüßung von Außen geftellten Berechnungen 
deöfelben.* Auch er wies fodann auf die bekannten Befchlüffe 
der neuen Quzerner Behörden hin, welche felbft weiter gingen 
als die Tagfakung vorgefchrieben hatte, erflärte die Bereitheit 
zur Bundesrevifion und zur Abwehr fremder Einmifhung gegen 
diefelbe. Uri wünfchte „über die leidige Vergangenheit den Mantel 
der Bergefjenheit deden zu fönnen“, und theilte Befchlofjenes 
gegen Sonderbund und Sefuiten mit, die Letztern betreffend „je 
doch unbefchadet den übrigen fonfeffionellen Rechten.“ Wallis 
verficherte nebft dem Gebotenen die Geneigtheit zur Bundesre- 
vifion, doch unter Ratififationsvorbehalt, und ſprach ſich ebenfalls 
gegen fremde Intervention aus. Schwyz gab einfach die befannten 
Befchlüffe zu Protokoll und verficherte die Mitwirkung zur Bun— 
dedrevifion, doch unter Feſthaltung des Grundſatzes, daß jede 
Abänderung des Bundeövertraged die Zuftimmung aller verbün- 
deten Kantone erheifhe. Zug wie Wallid in Bezug auf diefen 
Punkt. 

Der eidgenöſſiſchen Kanzlei gab die Tagſatzung wieder ein 
Haupt in der Perſon des früher zum Staatsſchreiber ernannten 
Johann Ulrich Schieß von Appenzell A. R., indem ſie ihn zum 
Kanzler beförderte. Im eidgenöſſiſchen Generalſtab gingen große 
Veränderungen vor: die drei Diviſionskommandanten Donats, 
Burkhardt und Ziegler nahmen und erhielten ihre Entlaſſung; 
fie glaubten, ihrer militärifchen Pflicht und Ehre ein volles Ge- 
nüge gethan zu haben, indem fie, im Widerfprudye mit ihren 
rechtlichen Ueberzeugungen, einen Krieg glüdlih durchzuführen 
geholfen, welcher weiter geführt, ald fie geahnt haben mochten. * 
Mißbeliebige Staböoffiziere, die in irgend einer Form zu erkennen 


* Ziegler gab in feinem Rücktrittsſchreiben unummwunden zu verftehen, daf 
er feine Luft habe, ein zweites Mal gegen feine Ueberzeugungen in’s Feld zu 
ziehen. Dabei tadelte er die Streichung mehrerer ausgezeichneter Offiziere des 
Generalftabes, die Mißhandlung verfchiedener Perfonen und Korporationen der 
Sonderbundsfantone, das berausfordernde Wefen gegen das Ausland, und fand 
das Heil der Schweiz nur in einer allgemeinen Amneftie und vollen Anerkennung 
der freien Meinungsäußerung für die Genoffen jeglicher Partei. 
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gegeben hatten, daß fie mit dem Friegerifchen Vorgehen der Tag— 
fagung nicht einig gehen, wurden geftrichen, fo Oberſt Breny 
von St. Gallen, Oberftlieutenant Alfred v. Rougemont aus Neuen- 
burg, die Majore Julius Correvon von Waadt und Ludwig 
Aubert von Genf. Ochfenbein, der früher geftrichene, wurde num 
zum eidgenöffifchen Oberft brevetirt. Neu in die Zahl der Oberften 
wurde auch der Staliener Allemandi (nun in Lieftal verbürgert) 
aufgenommen.* Der Stab fand fich durch folhe und vorans 
gegangene ähnlihe Maßnahmen von Fonfervativen Elementen 
größerntheild gefäubert. Um das Fahr 1830 waren noch die 
Ariftofratie und die in auswärtigem Dienft gebildeten Dffiziere 
im eidgendffifhen Stabe vorherrfchend; achtzehn Jahre fpäter 
ſehen wir „die Grünen“, fo nannte der fehmeizerifche Milizfoldat 
die eidg. Stabsoffiziere, faſt ausfchließlih aus dem Lager der 
Nadifalen gezogen. Auch die Frage der Kontingentszuftände fam 
zur Sprache. Die im Feldzug gemachte Erfahrung hatte gezeigt, 
daß das Kontingent von Appenzell J. R. nicht brauchbar gewefen 
wäre; daher die Einladung an diefen Halbfanton, ihm von nun 
an die nöthige Inſtruktion angedeihen zu Taffen. Auch Grau- 
bünden und Teffin mußten bei diefem Anlaß Urtheile des Kriegs— 
rathes über ihre Kontingente ergehen laffen, welche ihre reglemen- 
tarifche Wehrhaftigfeit in Zmeifel ftellten. Die Gefandtichaft von 
Graubünden entgegnete mit Berufung auf bewährten Eifer für 
Drganifation, Snftruftion und Bewaffnung und auf den zu 
Gunften Teffind ausgeführten Marfch an die Moefa; fügte dann 
zur Rechtfertigung ihres Kantons auch bei, daß frine „Regierung 
mit einer Partei zn kämpfen habe, welche die Erfüllung eidge- 
nöffifcher Pflichten ftet3 zu hemmen ſuche.“ ** Teſſin rühmte feine 
Aufgebote, neben denen fih felbft Freiwillige in's Feld geftellt 
hätten. Gute politifche Freunde nahmen beide Kantone in Schuß, 
fo daß ein Abſchluß unterblieb und der Gegenftand an den Kriegs— 
rath zurüdgemiefen wurde. 

* Gleich nach Ausbruch der Nevolution, alſo wenige Monate fpäter, trat 


er in den Dienft der proviforifchen Regierung in Mailand. 
** Abfchied von 1847, IL. Theil, ©. 28, 
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Nah Beſetzung aller fieben Kantone befchäftigte fich die 
Zagfagung wiederholt mit der allmähligen Entlaffung des Heeres. 
Zwar wurde es im Laufe Winters da und dort noch als Preſ— 
fionsmittel benußt, wenn entweder die Kontributionszahlungen 
nicht binnen vorgefchriebenem Termin eingingen oder die politifchen 
Umgeftaltungen nicht raſch vorrüdten; doch fühlte die Tagſatzung, 
daß Reduftionen mit Beförderung eintreten müſſen; ſchon am 
10. Dezember ermächtigte fie den Vorort, nah Maßgabe der 
aus den bejegten Kantonen eingehenden Repräfentanten-Berichte 
zur Verminderung der Truppen zu fhreiten, den General zur 
theilweifen Entlaffung der aufgeftellten Stäbe. Am 9. Februar 
wurde befchloffen, die Dffupationstruppen bid auf einen Dritt- 
theil zu vermindern, dann der große Generalftab entlaffen. An 
das Heer erließ die Tagſatzung eine belobende Proflamation; fie 
erinnerte mit Anerkennung an die langen und befchwerlichen 
Märſche und an die verfchiedenen Gefechte gegenüber von Schweis 
zern, welche „tapfer wie Ihr, aber verirrt waren“, und wie die 
Schweiz durh Mitwirfung des Heered „ihren Ruhm verjüngt, 
ihren Namen geachtet gefehen und wieder einen ehrenvollen Rang 
unter den Nationen eingenommen. Ihre Unabhängigkeit ift mit 
einem neuen Schugwalle umgürtet worden.“ Die Proflamation 
fagte den Truppen jelbft noch, daß fie die Perfonen und das 
Eigenthum ihrer Gegner, „die Tempel und Altäre, die religiöfen 
Gebräuche und ihre Diener“ geachtet; ihr guter Ruf könne dur 
einige Unordnungen nicht gefchwächt werden. Zum Schluß: „Die 
eidgenöffifche Armee hat fih um das Vaterland hoch verdient ge— 
macht“ (22. Jänner). Dem General Dufour wurde der Dank 
des Vaterlandes durch befondere Urkunde zu erkennen bejchloffen, 
mit Mebergabe eines Ehrenfäbels und eined Geſchenks von 40,000 
Schweizerfranfen (10. Jänner). Dufour feinerfeitd vergabte 4000 
Franken zu Gunften der Verwundeten beider Theile. Der Kanton 
Genf ſchenkte ihm ein Stück Landes zur Erweiterung feines Land» 
ſitzes. Bern und Teffin ertheilten ihm das Ehrenbürgerrecht, Teffin 
überhin den Titel eined „Pacificatore*. Die glüdlihe Durch— 
führung feiner Aufgabe hatte Dufour zum gefeierteften Mann 
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der Eidgenoffenfchaft erhoben; Lieder und Bilder bezeugten feinen 
Ruhm; Frauen von St. Gallen ſchenkten ihm einen Armfeffel, 
den fchmude Arbeit ihrer eigenen Hände zierte. Damit das När- 
rifche in diefem Jahre des Ernftes nicht fehle, beſchenkte Joſeph 
Pfluger aus Solothurn die Tagfakung mit einer in Gyps ger 
formten Gruppe, welche die Bewältigung des Sonderbundes zu ver= 
finnbilden beftimmt war. „AS Repräfentant der Eidgenoffenfchaft, 
welche die vielföpfige Hydra des Jeſuitismus zernichtet, fteht Ge— 
neral Dufour, dad Panner der Eidgenofjenfchaft ſchwingend, auf 
dem Naden der Ueberwundenen, und mit der andern Hand hebt 
er einen Repräfentanten der zurüdfehrenden Kantone in der Ge- 
ſtalt eines Schweizerhirten zur Eidgenoffenfhaft empor. Vergeb— 
lich firedlt die Hyder ihre Zunge nah dem Befreier und fucht 
in der legten Zudung die Lenden des Hirten zu umftriden. Un— 
ter dem linfen Fuße der Statue hält ein mwüthender Sefuit einen 
Spiegel in der Hand, mit dem Worte: „„Religionsgefahr““, und 
rings um den Sodel find die Wappen der 122/, Kantone ans 
gebracht, die zur Auflöfung des Sonderbunds geftimmt hatten.“ * 

War der Krieg gegen die Sonderbundsfantone in den Augen 
Vieler das Mittel zur Herftellung der nöthigen füderalen Einis 
gung gewefen, fo erfchien er hinmwieder vielen weniger edeln Geis 
fern ald dad Mittel zur Stillung politifher Rachſucht. Die 
Theilnehmer an den früheren Freifchaarenzügen litten am meiften 
an diefer Krankheit. Ein folcher, Großrath Weingart von Bern, 
war ed, der in dortiger Inſtruktionsbehörde den Antrag ftellte, 
an der Tagſatzung ein ftrafrechtliches Einfchreiten gegen Diejenigen 
zu veranlaffen, welche ſich des Landesverrathd gegen die Eidge- 
nofjenfchaft oder der Veruntreuung ihrer öffentlichen Gelder, des _ 
eidg. Kriegsfonds, fehuldig gemacht, gegen alle übrigen Bethei- 
figten hinwieder Amneftie eintreten zu laffen. Zu jenem Zwed 
hatten bereitö in einzelnen Sonderbundäfantonen Einvernahmen 
fattgefunden, die Hauptbetroffenen aber waren flüchtig. Nichtach- 
tend auf den Widerfpruch des beredten Anton v. Tillier, der die 


* Wörtlich aus dem Abjchied der Tagjagung von 1847, II, ©. 231, 
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Gefahren folcher Verfolgungen aus der Gefchichte der alten und 
der neuen Republifen fchilderte, ging der Große Rath von Bern 
auf den Antrag ein und feine Gefandtfchaft trug ihn an der 
Zagfakung vor. Dort unterlag er der Vorberathung jenes oft 
genannten Siebener-Ausfchuffes, der feit Ende Juli 1847 alle 
Haupffragen aus dem Groben beraudzuarbeiten und ihre Beant- 
wortung genießbar zu machen hatte. Furrer, der Berichterftatter, 
nahm den objektiven Thatbeftand des Anrufens fremder Inter: 
vention durch die Führer des Sondeöbundes ald vorhanden an; 
er verwies auf die gefchehenen „Waffenfendungen und Geldfpen- 
dungen,“ auf gewiſſe Aktenftüde, die in Luzern und in Wallis 
aufgefunden worden; zweifelhafter fchien ihm das einzufchlagende 
Berfahren: er wollte ein Spezialgericht vermeiden, daher Fonnte 
er auf Einfchreiten feitend der Tagfabung nicht abftellen, da der 
Bund eine andere Straffompetenz nicht habe, als jene in Milt- 
tärfällen; an ein eidgen. Kriegsgericht laſſe fih der Fall aber 
auch nicht verweifen. Eben fo menig wollte die Kommiffion 
einfach gefammten Kantonen das ftrafrechtliche Einfchreiten im ge— 
gebenen Falle empfehlen, da fie beforgte, daß nicht in allen Kan— 
tonen Strafgeſetze beftünden, welche fih auf den Tall anwenden 
ließen. Sie fand jedoch, daß „glüdlicherweife" das Stiafgeſetz— 
buch von Quzern „Verbrechen gegen die Eidgenoffenfchaft“ vor— 
gefehen habe. Da nun Luzern zudem als der Gerichtöftand des 
begangenen Verbrechens erfcheine, von dort das erheblichfte cor- 
pus delicti datire, fo erachte die Kommiffion, daß Quzern den Pros 
zeß in feinem ganzen Umfang gegen alle betheiligten Perfonen 
zu führen habe. Es fand diefe Anfchauung Beifall, daher der 
Beichluß gefaßt wurde (14. Februar), durch welhen mit Berufung 
auf die Akten, aus denen fih mit „hoher Wahrfcheinlichfeit@ er— 
gebe, „daß der Kriegsrath des ehemaligen Sonderbunded oder 
einzelne Mitglieder und Beamtete desfelben zur Unterftüßung des 
bewaffneten Widerftandes gegen Bundesbefchlüffe die Interven— 
tion des Auslandes angerufen“ haben, dann in Erwägung, daß . 
folhe Handlung fi als Landesverrath darftelle, die vaterländi- 
chen Intereſſen aber der Tagfagung die Pflicht auferlegen, „ges 
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gen die Urheber und Mitfchuldigen eine gerichtliche Unterſuchung 
ju veranlafjen,* daß im Uebrigen die Beruhigung des Vaterlan- 
des dringend erheifche, alle andern bei dem Bündniffe der fieben 
Kantone Betheiligten nicht weiter zu verfolgen, — der Stand Lu— 
zen eingeladen wurde, „eine gerichtliche Unterfuchung gegen dies 
jenigen Perſonen einzuleiten, welche des Landesverrathes verdäch— 
tig find, und feiner Zeit der Tagſatzung über das MRefultat 
Bericht zu erftatten,“ unter gleichzeitiger Empfehlung an die eher 
maligen Sonderbundöfantone, mit Ausnahme der bei dem Lan— 
deöverrathe betheiligten Perfonen eine möglichſt umfaffende Am— 
neftie eintreten zu lafjen. Luzern übernahm bereitwillig den Aufe 
trag. Die Amneftie aber gab viel zu fprechen. Es fam in der 
Berathung das berüchtigte Amneftie-Defret von Freiburg zur 
Sprache, welches Druey, der Waadtländer Gelandte, entfchuldigte, 
die Gefandten von Bafeljtadt und Neuenburg dagegen einer ſchar— 
fen Kritik unterftellten. Erfterer rief aus: „Männer, welche nad 
ihrer Heberzeugung und in guten Treuen in verfaffungsmäßigen 
Behörden geftimmt oder dem Befehle derfelben Folge geleiftet 
haben, ihres Vermögens zu berauben, fie mit Weib und Kind an 
den Bettelftab zu bringen, das nennt. man Amneftie! Der Ans 
theil des Kantond Freiburg an den Kriegäfoften wird zu 
rt. 1,600,000 berechnet, und fein Großer Rath befchließt die 
Erpreffung von Fr. 2,410,000.° Gegen ſolche Anfhuldigungen 
erhob fich der Freiburger Buffard, zugleich Profeffor der Rechte: 
jenes Freiburger Defret verftoße fih in feiner Weile gegen die 
Regeln der Gerechtigkeit. Die Tagfagung felbft wolle auch die 
Landesverräther verfolgen; darum könne fie nicht tadeln, wenn 
nun auch der einzelne Kanton gegen die Strafbaren einfchreite, 
zumal das Verbrechen des Hochverrathes verfchiedene Grade zus 
laffe. Zum Schluß rief er aus: „Das Freiburger Volt und feine 
Magiftraten weiſen mit Unwillen jene Anfchuldigungen gegen die 
Gefühle der Gerechtigkeit, fchonender Nüdficht (delicatesse) und 
der Humanität zurüd, die fie immer befannt haben und von 
denen fie fich nie entfernen werden!“ Die Tagfasung hatte auch 
die Veruntreuung der eidgen, Kriegsgelder in ihre Berathungen 
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gezogen; da jedoch befannt war, daß der für diefelben verant- 
wortlihe Kanton Luzern ſchon eingefchritten fei, ging fie über 
den Gegenftand ohne Verfügung hinweg. Zwei Tage ſpäter jprad) 
die Tagfakung ihre zweite Vertagung aus (16. Februar). 


Fünfter Abfchnitt. 


Die Bundesrevifion wieder aufgenommen. Gänzlihe Entwaffnung. Das Ende 
des Sonderbundsfrieges der Anfang der Umwälzung von balb Europa. Stalien, 
Franfreih, Deutichland in Gährung. In Franfreih Wiedererftebung der Re 
publik. Metternich aeftürzt. In Defterreih und Preußen die abfolute Gewalt 
gebroshen. Neuenburg demofratifirt. Die April-Berfammfung der Tagſatzung. 
Das fardinifche Allianzbegehren abgelehnt. Die Sendung Luquet's. Freiichaaren: 
züge aus der Schweiz nach Italien und Deutfchland. 
(Februar bis April 1848.) 

Bon den Zagherren gingen die Einen nach Haufe, die An- 
dern blieben in Bern; ed waren diefe die Mitglieder der Bun— 
desrevifionsfommiffion. Die Hinderniffe waren nun gehoben; 
man fonnte vorgehen, und auch diejenigen Kantone der Mehr: 
heit, melde bisher fih nur ungern angefchloffen oder vollends 
Einrede gemacht hatten, durften ſchicklich nicht mehr zurüdbleiben, 
nachdem dur ihr Zutbun ein Heer von nahezu hunderttaufend 
Mann im Felde dem Bundeävertrage bereits die Sterbeglode ge— 
läutet hatte. Bei veränderten Umftänden fhwoll die Kommiſſion 
von vierzehn auf dDreiundziwanzig Mitglieder an; unter den neu 
hinzugefommenen jind vornämlih Steiger für Luzern und Buffard 
für Freiburg zu nennen; unter allen war nur einer jener Män- 
ner wieder zu finden, von welden im Jahr 1832 der erite Bun- 
desentwurf ausgegangen, Munzinger. * Es hatte die Tagſatzung 
gut gefunden, jedem ganzen oder halben Kanton eine Stellver- 
tretung in der Kommiffion zu bewilligen, jo daß diefe in Wirf- 
lichkeit nur eine verkleinerte Tagſatzung war, doch mit dem gün- 
ftigen Umjtand freierer Bewegung in den Berathungen und bei 
den Abjhlüffen. Diefe Reviforen festen fi) fogleih nach der 
Vertagung der Tagfatung zur Arbeit. Der Vorort Bern brachte 


* Band J, S. 335 und 336, 
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inzwiſchen die Abfindungen mit den Kantonen bezüglich der Kon— 
tributionszahlung zu gänzlichem Abſchluß und entließ den noch 
im Dienſt gebliebenen Reſt des Bundesheeres. Gegen Ende Feb— 
ruar waren geſammte Schweizer Milizen wieder am heimiſchen 
Herde und hatte das Waffengeklirr ganz aufgehört. | 

Die Ruhe der Paragraphenarbeit für eine verbefferte Bun- 
desafte wurde bald durch welterfchütternde Ereigniſſe unterbrochen. 
Europa ftand ſchon länger ber auf glühenden Kohlen: die Re— 
gierungen waren ohnmächtig im Guten, ſchwach im Kampfe gegen 
die zerftörenden Elemente, die Völker ſchwierig und lüftern nad 
Selbftregierung , die Kediten unter den Demagogen in ununter- 
brochener Thätigfeit für gänzliche Umwälzung der flaatlihen Ein- 
richtungen, die Freunde befonnener Verbeſſerungen längft über-— 
ſchrieen. Stalien, Kranfreih, Deutfchland mit Nebenländern hatten 
manche Qäuterung und Reformen nöthig; aber im Hintergrunde 
ehrlicher Beitrebungen für diefelben arinste die Revolution. In 
Italien wühlte feit Jahrzehnten der Genuefer Joſeph Mazzini: 
fein Ziel war ein republifanifches Italien ohne Papſtihum und 
Kirche, frei von Fremdherrſchaft; zahlreiche unter wechſelnden For— 
men ſich geftaltende geheime Vereine waren feine Werkzeuge. Papſt 
Pius IX. repräfentirte wie fein Vorgänger das erhaltende Prin- 
zip; aber er hatte die Einfiht, daß die Provinzen des Kirchen 
ftaates in Verwaltung und Rechtspflege umfaljender Berbefjerun- 
gen bedürftig. Er betrat mit Umfiht und Wohlwollen die Wege 
der Reform; bereits freute fih das Volk, ihn als feinen Wohl— 
thäter begrüßen zu können. Jahrzehnte langem gerichtlichem Ein- 
[hreiten gegen die Störer der öffentlichen Ordnung und die Kom: 
plottefchmiede ließ er die Amneftie folgen. Um fo ungehemmter 
und ungefcheuter erhob nun die Nevolutionspartei ihr Haupt; fie 
brachte Aufregung unter das Volk, gewöhnte die Maffen an brau— 
jende Demonftrationen angeblich zu Ehren des gefeierten Fürften, 
riß fie dur Rede und Schrift zu ftürmifchen Forderungen , die 
der Papſt nicht erfüllen fonnte. Hatten Mazzini und feine Ge- 
noffen das Volk gewonnen, fo arbeiteten höher Geftellte in den 
ihnen ebenbürtigen Negionen der Gefellfhaft, fo Vinzenz Gio— 
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berti, welcher durch feinen „Jeſuiten der Neuzeit®, eine Schrift, 
die reißenden Abſatz fand, einen großen Theil der zahlreichen Prie- 
fterfchaft in den Strudel der Ummwälzung bineinzog. Gelehrte 
und Staatsmänner, neben Andern D’Azeglio, fchrieben Programme 
für ein fünftiges felbititändiges, national regiertes Jtalien. Was 
in diefen Richtungen wirkte, galt nicht für Nom und den Kirchen 
ftaat allein, fondern für die ganze Halbinfel, vom Aetna bie an 
- die Alpen hinan. Wirflih brach in Sizilien der Aufruhr gegen 
die fönigliche Regierung in Neapel aus; in den Provinzen des 
Königreichs diesſeits der Meerenge flieg die Gährung: der König 
fuchte Rettung in Gewährung einer Repräfentativverfaffung (Ende 
Jänner). Der Papft glaubte fie in theilweifer Anftellung von 
Laien-Miniftern zu finden und mußte fih noch auf ernftlichere 
Veränderungen in der gefanımten Staatsordnung vorbereiten, die 
in der unter'm 14. März verfündeten Berfaffung (Statuto) getrof- 
fen wurden. Der Großherzog von Toskana folgte dem Beiſpiel 
von Neapel. Der König von Sardinien berief die Häupter der 
Reform zur Staatöverwaltung und leitete jene Politif ein, die 
bald zum Kriege mit Defterreich führte. In öfterreihifh Italien 
erfuhr die Regierungsgewalt die fprechendften Zeugen vielfacher 
Unzufriedenheit, namentlich allgemeinen Deutſchen-Haſſes; felbft 
Dffiziere und Soldaten wurden meuchlings angegriffen; Radetzky 
mußte in Rombardo-Benetien dad Standrecht verfünden (22. 
Februar). 

In Frankreich freute fih Ludwig Philipp noch immer feiner 
parlamentarifchen Dligarchie. Aber die endlofen Kammerfämpfe, 
welche nicht bloß die wirflihen Schäden der Regierung an den 
Tag förderten, fondern auch alle Achtung vor der Autorität unters 
gruben; eine theild revolutionäre, theils irreligiöfe Preffe, welche 
den Sinn für. gefeglihe Ordnung und criftlihe Moral ab- 
ſchwächte; giftige Befehdung firchlicher Inſtitutionen, welcher die 
Negierung felbft nicht fremd blieb; Schlechtigfeiten in den höhern 
Regionen der Gefellfhaft und mwachfende Berfommenheit im Pro— 
letariat: diefe und manche andere Urfachen hatten das Staats- 
gebäude ſchon ſchwer erfchüttert. Die dynaftifche Oppofition warf 
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ed vollends zu Boden. Das Minifterium Guizot zu ftürzen und 
die Gewalt in eigene Hand zu nehmen gab fie das Loſungs— 
wort: Wahlreform. Das fing Feuer; die gefammte Wählerfchaft 
zählte damals in Franfreih nur 2—300,000 Bürger. Mit dem 
Parteiprogramm durchzudringen wurden große Neformbanfete in 
mehreren Städten veranftaltet, an denen fich die reinsrepublifanifche 
wie die rohsrevolutionäre und fommuniftifche Partei * mitbetheis 
ligte. Bald wuchs die Bewegung den Urhebern über die Köpfe; 
manche erfchrafen felbft über den Erfolg: denn fie, die nur eine 
Minifterialveränderung gewollt hatten, Fonnten nun bald fehen, 
daß das Volk über einer wirklichen Regierungsveränderung brü— 
tete, die Radifalen vollends eine ganze Umwälzung der gefell- 
fhaftlihen Ordnung anftrebten. Aber ein Einlenfen war nicht 
mehr möglih. Die Regierung verfündete polizeiliches Einfchrei- 
ten. Weber den wirren Grörterungen traten Volksrotten in den 
Gaffen aufz die reguläre Militärmaht wurde zum Widerftand 
aufgeboten; es fette Straßenfämpfe ab, denen die Nationalgarde 
in verdächtiger Neutralität unthätig zuſah; es wurde die könig— 
liche Refidenz erftürmt. Am 24. Februar war der König auf 
der Flucht nah England, Frankreich ald Republik proflamirt. 
Guizot und fein beharrlich projeftirted Einfchreiten in die Ange— 
legenheiten der Schweiz lagen begraben unter den Trümmern der 
Juli-Monarchie. In den folgenden Märztagen war München in 
Aufſtand, das bayeriſche Miniftertum geftürzt, volle Preßfreiheit 
und die Beeidigung des Heered auf die Verfaſſung erftürmt, 
König Ludwig I. vom Schauplag abgetreten und in Folge fürm- 
licher Thronentfagung durch Marimilian II. erfegt. In Defter- 
veih brady das Metternich’fche Regierungsſyſtem und der greife 
Staatöfanzler wurde zur Abdanfung und zur Flucht gezwungen; 
Kaifer Ferdinand verkündete der luftigen Hauptitadt die Aufhe— 
bung der Zenfur, die Errichtung einer Nationalgarde, die Er- 


* 2amartine: Histoire de la revolution de 1848, Er felbft nennt das 
Banket von Dijon „revolutionär“, jenes von Autun „kommuniſtiſch“. Erſtes 
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laſſung einer „Konſtitutions; die Wiener ſchwammen im Ueber⸗ 
maß von Errungenſchaften. Auch die preußiſche Militärregierung 
in Berlin verlor im Laufe weniger Tage Macht und Anſehen zu— 
gleich, nachdem ſie ſich gegen ungeſtüme Forderungen ſtürmender 
Maſſen in der Hauptſtadt vergeblich durch wiederholte Straßen- 
kämpfe zu erhalten geſucht. Durch ganz Deutſchland wogte der 
Drang nach Umwälzung und zentraler Geſtaltung, zu welchem 
Zweck ſich in Frankfurt a. M. bereits ein Vorparlament verſam— 
melte. Die in den bekannten Adreſſen an die Tagſatzung aus- 
geſprochenen Wünſche und Hoffnungen waren glänzend in Er— 
füllung gegangen. Vielfach hörte man den Ausſpruch: die 
ſiegreiche Bekämpfung des Sonderbundes und die Rath- und 
Thatloſigkeit der Mächte gegenüber ſeinen Gegnern habe den 
klugen Orleaniden den Thron gekoſtet, in den deutſchen Landen 
der Revolution gerufen; gewiß iſt nur, daß die Bewegung gleich— 
zeitig alle Völker durchzuckte, die Erplofion und ihre Folgen in 
der Schweiz die bereitd vorhandene Aufregung im Auslande ftei- 
gerten, wie umgefehrt ſich die radikale Schmweizermehrheit durch 
das Bewußtfein mweitverbreiteter Sympathien in den andern Staa: 
ten gehoben fand. Schon vorangehend hatte die europäifche Agi— 
tationspartei große Hoffnungen auf einen Bruch in der Schweiz 
geſetzt. Schon um die Mitte von 1847 ſchrieb der „Fränkiſche 
Merkur® in einem auf die Schweizerwirren bezüglichen und aus 
der Schweiz eingejendeten Artikel: 

» Das Blut, das wir im Bürgerkrieg vergießen, 

Wird durch Europa’sd matte Adern fließen.“ 
Einftimmend in diefe biutlechzende Sprache nahmen die deutfchen 
Aufrührer feinen Anftand, die Unterdrüdung des Sonderbundes 
ald dad Signal zur allgemeinen Bölfererhebung zu verfünden, 
Freiligrath, einer der Hofdichter der Revolution, fang oder reimte 
damals: * 


* Siehe: „Die neueften denfwürdigen Ereigniffe in Paris, Münden, Wien 
und Berlin; nebft dem neueften Gedichte von Freiligrath. Alm; 1848." 
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»Im Hochland fiel der erfte Schuß — 
Sm Hochland wider die Pfaffen ! 

Da kam, die fallen wird und muß, 
Fa die Lawine fam in Schub — 
Drei Ränder in den Waffen ! 

Was weiter wird: — noch harren wir! 
Doch wird's die Freiheit werden! 
Die Freiheit dort, die Freiheit hier, 
Die Freiheit jebt und für und für, 
Die Freiheit rings auf Erden! 

Im Hochland fiel der erfte Schuß, 
Und die da niederdonnern muß, 
Die Lavine fam in's Rollen!“ 

Der erſte Schuß, der von Paris her fiel, die Republikani— 
firung von Franfreih, führte unaufgefchoben zur längft vorbe- 
reiteten Ummälzung in Neuenburg. Dort regierte der Staate- 
rath noch fo gut e8 gehen mochte. Eine flehende Truppe, 300 
Mann ſtark, in Neuenburg einfafernirt, war für Aufrehthaltung 
der Drdnung in Bereitfchaft. Der Winter verlief unter Bangen 
und Sorgen, wie fie gewöhnlich großen Katafirophen vorangehen, 
indem die, Regierung bald gegen rothe Mützen, bald gegen Um— 
züge mit eidgenöffiihen Fahnen und Armbändern und andere 
Borzeichen des Aufitandes einfchreiten mußte. Am 26. Februar 
Abends langte in Neuenburg die Nachricht von der PBarifer Re- 
volution an. Am folgenden Tag begann das Aftiondfomite in 
Lahaurdefonds die ohnehin ſchon vorbereiteten Geifter in’ Bewe— 
gung zu bringen. Die Menge verlangte das Recht der Mitbe- 
wachung des Rathhaufes. Am 28. Fam Alexander v. EChambrier 
als Regierungsfommiffär dafeldft an. Mit dem Vertheidigungs— 
fomite berieth er nöthige Schugmaßnahmen, ald eben von Locle 
ber die Nachricht eintraf, daß dort fhon die „Republik“ gefiegt. 
Nun berannte das Volk, bereitd in Waffen, das Nathhaus und 
zwang dem Schugfomite die Verpflichtung ab, fich alles Wider: 
ftandes zu begeben. Es murde, als Zeichen des Aufitandes, die 
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eidgenöſſiſche Fahne aufgepflanzt, Chambrier feſtgenommen und als 
Geiſel zurückbehalten. Wirklich hatte Locle ſich ſchon am 29. Mor— 
gens erhoben und „die Republik“ proklamirt. Am gleichen Tage 
wurden im Traversthal die Anhänger der Regierung entwaffnet 
und die Nepublifaner warteten nur noch auf das Zeichen der 
Einnahme Neuenburgd durch die Montagnards, um gleichfalls 
dorthin aufzubrechen. Unterdeffen bereitete der Staatsrath mög- 
lihen Widerſtand. Nachdem aber das fonft treue Locle gefallen, 
aus den Berner» und andern nachbarlichen Gebieten die Ankunft 
zahlreicher Sreifchaaren drohte, und der gefunde Verftand Jedem 
fagen mußte, daß das Ffleine vereinzelte Fürftentbum dem mora- 
liſchen Eindrud der Ummwälzung in Frankreich zu widerftehen un— 
vermögend fei, mar der erſte Gedanke unter den Notabeln, fi 
auf die Sicherung und Vertheidigung von Perfonen und Eigen: 
thum zu befchränfen. Der Staatsrath aber fann auf Widerftand, 
ertheilte der Mannfchaft in den treuen Ortſchaften Marfchbefehle, 
entfendete die Kühnften unter den Zivil- und Militärhäuptern 
in die Thäler hinauf zur Unordnung der Gegenmwehr und zum 
nachherigen Kampfe gegen die Inſurgenten. Er empfing zahlreiche 
Beweife von Treue. Weitere Meberlegung und eine Befprechung 
mit dem Stadtrath rief den Beichluß hervor, auf den Wider: 
ftand, der in den Augen wenigſtens der Mehrheit nur zu frucht- 
lojem Blutvergießen hätte führen können, zu verzichten. Der 
Staatsrath entlich das Schupbataillen, der Kanzler Favarger 
wurde mit Berichten nach Berlin, Friedriih v. Chambrier nad 
Bern entfendet, um dort die eidgenöffifhe Garantie anzurufen 
und vorörtliches Einfchreiten gegen jeden bewaffneten Zuzug aus 
andern Kantonen zu Gunften der fogenannten „Patrioten® zu 
verlangen. Allein, 1831 war vorüber. * AU dich ging am 29. 
Februar (an dieſem Tag hielt der Staatsrath feine legte Sigung) 
und in der folgenden Nacht vor. Am 1. März Morgens ftan- 
den die Häupter der Radifalen von Lachauxdefonds und den 
übrigen Landestheilen im großen Bergdorf an der Spike einer 
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Volksverſammlung und beftellten eine proviforifche Regierung ; 
deren Präfident war Alexis Marie Piaget, Advofat, bisher Mit: 
glied des gefeßgebenden Nathes und Haupt der ſchwachen Oppo- 
fition in demfelben. Noh am 29. Dftober, in jener denfwür- 
digen Sitzung des gefeßgebenden Rathes, hatte er die Verficherung 
gegeben: „der auf der liberalen Dppofition ruhende Verdacht fei 
ungerecht; fie Fonfpirire nicht; ihr einziger Zweck fei, durch die 
bereit8 beftehenden AInftitutionen die möglichen Verbeſſerungen zu 
erzielen.“ Unmittelbar nach der Wahl der proviforifchen Regie- 
rung feßte fich Friedrih Courvoifier, der im J. 1831 an der 
Ueberrumpelung des Schloffes in Neuenburg Theil genommen, 
im 5%. 1847 Adjutant Ochſenbein's im Sonderbundsfrieg gewe— 
fen, jegt Kommandant der nfurgenten, in Marfh nad der 
Hauptftadt, von woher eine Abordnung von Bewohnern die Nach— 
riht brachte, daß er ohne Widerftand einziehen fünne, und zus 
gleich um Abwendung jeglicher Erzeffe erfuchte. Abends zog die 
Kolonne, mit zwei Kanonen, deren fie fich auf dem Wege in 
Valangin bemächtiget, 8—1200 Mann ftarf, unter denen 2 bis 
300 Berner, die vom St. Immer-Thal her eingebrochen, in Neuen- 
burg ein; die proviforifche Regierung nahm Beſitz vom Schloß; 
die Anfurgenten wurden bei den Bewohnern einquartirt. Am 
2. März proflamirte die proviforifhe Regierung die Republik, 
entfegte die verfafjungsmäßige Obrigkeit, ließ die anweſenden 
Staatdräthe de Chambrier, de Perrot, de Perregaur, de Wesdehlen 
und Galame, nachdem fie die Unterzeichnung einer Abdanfungs- 
urfunde verweigert, verhaften und unter Militärbededung in das 
Schloß abführen, verkündete im Weitern die Wahl eined Ber: 
faffungsrathed durch das Volk zu Entwerfung einer neuen Ver— 
faffung. Der Borort Bern hatte unterdeifen, als Antwort auf 
dad bundesgemäße Anterventionsbegehren, den NRegierungsrath 
Dr. Schneider und DOberrichter Migy als eidgenöffifche Kommifs 
färe abgefendet. Diefe trafen erft nach der Verhaftung der Mit- 
glieder des Staatörathes ein, febten fi Namens ded Vororts 
und mit auddrüdlicher Vollmacht desfelben al8bald mit der pro- 
viforifhen Regierung in Berbindung und verhandelten mit ihr, 
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wie mit einer folchen, welche die volle Legalität für ſich habe. 
Der preußifhe Gefandte v. Sydow legte Namens des Fürften 
bei den Kommiffarien zu Handen des Vororts Verwahrung für 
deffen Rechte wie gegen die Berhaftung der Staatdräthe ein, 
verlangte deren Freilaffung, und verließ, nachdem diefe Schritte 
ſich ald vergeblich heraudgeftellt, feinen mehrmonatlihen Sik 
Neuenburg. Der Vorort hatte ihm geantwortet, daß die obwal- 
tende Frage cine rein eidgenöffifche fei und daß er ſich demnach 
Namens der Eidgenoffenfchaft gegen jede Einmifchung der preußi- 
hen Gefandtfchaft verwahre; denn dem Bolfe von Neuenburg 
fiehe wie jedem andern das freie Konftituirungsrecht zu. An die 
Gefhäftsträger in Parid und Wien gab der Vorort Bericht vom 
Geſchehenen und Inſtruktion für ihr Verhalten in gleichem Sinn. 
Das Dekret der proviforifchen Regierung, welches die Einführung 
der Nepublif verfündet hatte, febte auch alle Bürger, „welche das 
Dpfer der Regierung gewefen,“ wieder in ihre Nechte ein und 
erflärte alle gegen fie verhängt gewefenen VBerfolgungen für poli- 
tifche Vergehen ald null und nichtig. Deßgleihen verlängerte es 
die DBerfallzeit der Handelswechſel, je nach ihrem Berfalltag, um 
vierzehn bis zwanzig Tage und annullirte alle gerichtlichen Betrei- 
bungen, welche vom 28. Februar bis zum 2. März gegen Bür- 
ger, die die Waffen ergriffen oder Verrichtungen bei den Komi— 
te's der proviforifchen Regierung ausgeübt hatten, angehoben 
worden, für fo lange, als die Betriebenen im Dienfte der Re- 
publif fliehen werden. So wurde ſelbſt das Privatrecht eingeftellt, 
um willfährige Theilnahme am Aufftand zur Ginführung des 
neuen öffentlihen Rechtes zu belohnen. 

Der preußifche Gefandte hatte in feinem Schreiben behaup— 
tet, daß der Aufitand nur das Werk der Minderheit, nicht aber 
der Mehrheit geweſen; das möchte auch faum bezweifelt werden, 
wenn man fi erinnert, daß die republifanifche Partei nicht mehr 
als zwölf ihrer Anhänger in den gefeßgebenden Rath zu bringen 
gewußt Hatte. Wirklich hatte die proviforifche Negierung ein 
ſchweres Stüd Arbeit, um das neuenburgifche Volk allerwärts 
zur Unterwerfung unter die ufurpirte Gewalt zu bringen. Die 
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Unterbeamten verfagten der neuen Regierung ihre Zuftimmung, 
fo lange fie vom Fürften ihres Eides nicht entlaffen feien ; das 
Volk von Balangin und la Sagne verweigerte ebenfalld die An— 
erfennung; den im Lande umher wandernden eidg. Repräfentans 
ten begegnete man mit dem Ruf: „Es lebe der König!“ obwohl 
fie erflärten, daß jede Gegenbewegung den Einmarſch eidgendf- 
fiiher Bataillone zur Folge haben würde ; die eidgenöffifche Fahne, 
ald Zeihen des Aufftandes und einer nicht gewünfchten neuen 
Drdnung, wollte das Volk entfernt wiſſen; vor Allem war die 
Geiftlichkeit der Ummwälzung abhold. Bom aufgebotenen Miliz: 
fontingent erfchten nicht die Hälfte. Brutalitäten feitend der repu— 
blifanifchen Partei vermehrten die Mipftimmung, indem ihre be— 
waffnete Macht in der Stadt Neuenburg wegen bloßer unbedeu- 
tender politifcher Aufrufe und Gefänge auf wirkliche oder vermeinte 
„NRoyaliften“ Feuer gab, zwei am Gelärm ganz unjchuldige Män- 
ner tödtete und ein Weib verwundete. 

Alls der Vorort von diefem Zuftand der Dinge Bericht er 
hielt, waren die Kommiffarien bereit3 zurüdgefehrt. Da dann 
die proviforifche Regierung noch immer nicht feften Fuß zu faffen 
vermochte, troß Drohungen und Gewaltanwendung und troß der 
von einem Berner Offizier fommandirten mobilen Kolonnen, mit- 
telft deren die Unterwerfung der Landgemeinden betrieben wurde, 
fchritt der Vorort zur Niederhaltung jeglichen Widerftandes felbft 
ein. Er beftellte ein neues Kommiffariat in den Perfonen des 
Staatsraths Blanchenay von Waadt und ded Oberrichierd Migy, 
des nämlichen, der ſchon an der erften Sendung Theil genommen, 
und ließ vier Bataillone Waadtländer und Berner Milizen auf 
das Piket ftellen. Der Bezirf La Sagne wurde mit 1000 Mann 
und einer halben Batterie militärifch befegt, dann entwaffnet, fo 
auch andere fonfervative Gemeinden ; aus mehreren wurden Geifeln 
ausgehoben, diefe. im Bergſchloß Travers, gegen den Willen des 
Privateigenthümerd und ohne auf deſſen Proteftation zu achten, 
ald Gefangene untergebraht. So wurden die Leute durch Ges 
walt für die „Freiheit! gewonnen. Während ganz Deutfchland 
um Aufhebung der Zenfur ſchrie und die Preßfreiheit dort ihre 
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Triumphe feierte, führte die proviforifche Regierung von Neuen 
burg die Zenfur ein, jedoch nur gegen ihre wirklichen oder ver— 
meinten Gegner. Sogleich nach dem Sturz der alten Regierung 
mußte der „Constitutionnel Neuchätelois“, ein Blatt, das ihr 
Bertrauter gewefen, in Ermangelung eines Redaftord aufhören, 
während zwei neue republifanifhe Zeitungen angefündigt wurden. 
Das freie Wort nun nicht vollends einzubüßen, gründeten kon— 
fervative Männer den „Neuchätelois“, deffen muthige und felbft- 
ſtändige Sprache der neuen Regierung bald unbequem fehien; 
deßhalb unterfagte fie durch Ordonnanz vom 21. März fein mei- 
tered Erfcheinen und erließ im fchneidenden Gegenſatz zur gefal: 
lenen Regierung , welche der Prepfreiheit feinen Eintrag gethan, 
ein Berbot an alle Buchdruder, ihre Preffen für den „Neuchä- 
telois“ zu gebrauchen, überhaupt irgend etwas ohne Erlaubniß 
zu druden. Das Komite mußte ſich auflöfen und fiait der miß- 
fälligen Zeitung fonnte nur noch ein farblofes Bulletin erfcheinen. 

Eine fait unvertilgbare Anhänglichkeit an die untergegangene 
Drdnung beurfundete die Bürgerforporation der Stadt Neuenburg 
mit ihrem Stadtrath; Beftand und Haltung derfelben waren eine 
ununterbrochene, lebendige Proteftation gegen dad neue Regiment; 
ihr Einfluß, ihr Reichthum Gegenftand der Furcht und des Haf- 
fe feitend der neuen Regierung. Die Wahlen in den Berfafjungs- 
rath ftanden bevor; der Stadtrath befhloß, jo lang er des ge- 
ſchworenen Eides vom Fürften nicht entbunden fei, ſich der Be— 
theiligung an den Wahlen zu enthalten. Diefer legte Akt der 
Treue und des Muthes führte feinen Sturz herbei. Die provi- 
forifhe Regierung ftellte die Stadtbehörden ein, verbot ihnen 
weitere amtliche Verrichtung, legte Kafjen und Archive der Bürs 
gerfchaft unter Siegel und gab ihr eine proviforifhe Verwaltung 
(24. März). Ä Ä 

Die Royaliften enthielten ſich beinahe überall der Theilnahme 
an den Wahlen für den Berfaffungsrath, fo daß er einfeitig nur 
die republifanifche Partei repräfentirte. Der Berfaffungsrath ver- 
fammelte fih unter Glodenflang und Kanonendonner am 5. April. 
Ein feierlicher Gottesdienft follte in der alten Kollegialkirche, welche 
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feit dem 1. März gefchloffen war, abgehalten werden; da fich zu 
ſolchem fein einziger neuenburgifcher Geiftlicher herbeilaffen mollte, 
wurde ein Berner gerufen. Piaget eröffnete die Berfammlung 
mit einer Rede, melde beftmöglih die Revolution rechtfertigen 
follte, die Mitglieder des Staatdrathes untreuer und ungefchicter 
Verwaltung befhuldigte und gegen den unerhörten „incivisme“ 
der alten Beamteten fih erhob, welche faft ohne Ausnahme, 
manche unter Aufopferung ihrer und ihrer Familie dfonomifchen 
Eriftenz, die Anerkennung der neuen Regierung für fo lange ver- 
weigert hatten, als fie nicht von ihrem Fürften des Amtseides 
entbunden feien, eine Pflicht» und Eidestreue, die wirklich zu den 
Seltenheiten gehört und von der gewöhnlichen Menfchenklaffe ents 
weder nicht verftanden, oder vollends verlacht wird. Widerfpre- 
hen Fonnte dem Redner Niemand; denn Jene, welche ed am 
-beften hätten thun fönnen, die Staatdräthe, fahen noch immer 
gefangen, und die Preßfreiheit war nur für die Inhaber der Ge— 
walt, für die republifanifchen Iyrannen und ihre Anbeter, vor: 
handen, für die übrigen Staatsbürger gefnebelt. Am gleichen 
Tag, ald Solches in Neuenburg vorging, erließ der König von 
Preußen aus Potsdam einen offenen Brief an die „Neuenbur- 
ger“; er dankte ihnen für bewiefene Treue, verficherte fie feines 
fteten und aufrichtigen Wohlwollend, fügte jedoch bei, daß der 
gegenwärtige Zuftand Europa’d ihm nicht erlaube, ſolches werk⸗ 
thätig fundzugeben; der Entichluß feiner „getreuen Unterthanen“, 
fi der Theilnahme an den Gefchäften unter einer Behörde zu 
enthalten, die fie nicht ala gefeglich anfehen fonnten, fei zwar 
nur zu billigen, indem er ihnen wirklich zur Ehre gereiche; allein 
im Intereſſe des Vaterlandes, mie in ihrem eigenen, glaube er 
fie ermächtigen zu follen, von nun an ausfchließlich die Lage und 
dad Glück ded Landes in's Auge zu faffen, ohne fih durch bis— 
herige Berhältniffe zu ihm, dem König, ald gebunden zu erach— 
ten. Mit dem Vorort werde er fich über die Angelegenheiten 
ded Landes in's Vernehmen feken. Bon nun an hielt ſich die 
royaliftifche Oppofition für befugt, fih an den Gefchäften zu be— 
theiligen. Am 13. April wurden die Staatsräthe und die im 
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Schloß Travers fibenden Geifeln freigelaffen. Der Berfaffungs- 
rath beeilte fih mit Entwerfung der Verfaſſung. Ein „patrio- 
tifcher® Verein wurde gegründet, dem zunächt die Aufgabe zu— 
fiel, die Bürger für das neue Regierungs- und Verwaltungs— 
foftem vorzubereiten; diefer hatte freie Hand. Als aber eine 
Petition mit 2319 Unterfchriften die unverweilte Wiederherftellung 
der Preßfreiheit verlangte, damit nicht länger zwei radikale Zei— 
tungen allein auf die öffentliche Meinung zu wirken berechtiget 
feien, ging die Berfammlung darüber zur Tagesordnung. Im 
Berfaffungsrath wurde der Entwurf mit allen Stimmen, eine ein- 
zige ausgenommen, genehmiget. Er wurde den Bürgern zur Abe 
fimmung vorgelegt (30, April), mit ihm aber auch ein Befchluß, 
welcher den Verfaſſungsrath auf vier Sabre ald erfien Großen 
Rath des Kantons erklärt. Die Eonfervativen Häupter machten 
in geheim gedrudten Flugfchriften die Gründe zur Verwerfung 
fund; die Leiter der neuen Ordnung ließen mittelft nöthigen 
Geldfpenden Hunderte von abwefenden Bürgern (aus Befangon, 
Genf, St. Immerthal, Sferten, Murten) zur Stimmgabe für die 
Berfaffung nah Haufe fommen, warfen an einzelnen Orten, fo 
in St. Aubin, in Gouvet und in St. Sulpice, die einflußreichen 
Männer in’s Gefängniß und bedrohten Andere. Nach diefen Bor- 
bereitungen fonnte befannt gemacht werden, daß die Berfaffung 
mit 5813 gegen 4395, der Berfaffungsrath als Großrath mit 
5487 gegen 4679 Stimmen genehmiget worden fei. Aus diefen 
Zahlen fann man fchließen, von welchen Gefinnungen die Mehr- 
beit der Bürger am 29. Februar, zwei Monate früher, belebt ge- 
wefen. Nah den Abftimmungen wurden die neuen Gefangenen 
in Freiheit gefeßt und der „Neuchätelois“ fonnte ungehindert 
wieder erfcheinen. Bon nun an wurde die eine Hälfte ded Vol— 
kes durch die andere regiert; denn die 4679 Bürger, welche für 
die Verwerfung des DBerfaffungsrathed ald neuen Großraths ge- 
ſtimmt, hatten in diefer Behörde nur einen einzigen Abgeordnes 
ten, und die aus der Fremde hergeeilten Neuenburger, welche 
die Mehrheit bei beiden Abftimmungen bilden geholfen, ungefähr 
800 an Zahl, liefen nad verrichteter Arbeit wieder davon. Der 
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in folcher Weife entftandene Große Rath ernannte die fieben Mit- 
glieder des Staatsrathes, als erfted Mitglied wieder Piaget; als 
befanntere Namen neben ihm Seanrenaud-Beffon (gewefener Prä- 
fident des Verfaffungsrathes), Aime Humbert und Johann Sted- 
Die Verfaffung fchließt fih im Wefentlichen an die andern neuen 
Berfaffungen an, mußte aber eben deßhalb tief in alle Verhält— 
niffe einfchneiden. Mit Aufhebung aller alten forporativen Ber: 
hältniffe wurde der Kanton in ſechs neue Berwaltungd- und Ger 
richtsbezirke eingetheilt; die Berfaffung wurde für alle Korpora- 
tionen ohne Ausnahme ald alleiniged Grundgefeg erflärt; alle 
Vorrechte und Freiheiten, politifche und polizeiliche Befugniffe, 
die nicht durch die neue Verfaſſung felbft feitgeftellt find, wurden 
aufgehoben ; ed wurde die Derwaltung der Gemeindegüter unter 
Staatsaufficht geftellt, dem Gefet die Bildung von Munizipali- 
täten (Einmwohnergemeinden) vorbehalten, die Aufhebung aller. 
Feudalgebühren und die Einführung eined neuen Abgabenſyſtems 
vorgefchrieben. Die PBerfaffung gewährte Glaubensfreiheit und 
öffentlichen Kultus, nicht bloß den chriftlichen Befenntniffen, fon- 
dern auch für die ifraelitifhe Glaubensgenofjenfhaft, unterwirft 
aber alle Befenntniffe, fo weit es die Temporalien betrifft, der 
Auffiht der Regierung, daher ein Geſetz über die Verhältniffe 
zwifchen Staat und Kirche in Ausſicht geftellt und feftgefeßt wurde, 
daß diefe Organifation nie geiftliche Korporationen aufftellen dürfe, 
welche unabhängig von der öffentlichen Gewalt wären; eine freie 
proteftantifche Kirche wurde nicht gewährt; eben fo wurde feſtge— 
fest, daß feine religiöfe Korporation, ohne ausdrückliche und zu— 
gleich miderruflihe Bewilligung des Großen Rathes, fih im 
Kanton niederlaffen könne; das Lestere traf die Katholifen. Das 
Vermögen der Kirche, alfo gefammter proteftantifcher Pfründen, 
wurde dem Vermögen des Staated einverleibt, dem hinwieder 
die Salarirung der Geiftlichen überbunden ward. Im Amt ftehende 
Geiftliche wurden von der Wählbarfeit in den Großen Rath aus- 
gefchloffen. Die Verfaſſung garantirt, doch unter unbeflimmten 
Vorbehalten, die Unterrichtöfreiheit. Für Preß- und politifche 
Vergehen führt fie dad Schwurgericht ein. Den Schweizern aus 


andern Kantonen verleiht fie nicht bloß die freie Niederlaffung, 
fondern auch das politifhe Stimmrecht, ſofern fie feit zwei Jahren 
im Kanton ein Etabliffement haben. Die ganze Schweiz war 
hoch erfreut, daß die mwiderwärtige Doppelftellung Neuenburgs 
endlich aufgehört habe. Weber die Mittel, dur welche diefes 
Ziel erreicht worden, bleibt das Urtheil ein offenes. 

Die Ereigniffe in den Nahbarftaaten ringsum führten den 
Borort auf das Feld der auswärtigen Verhältniffe und zur Be- 
meflung der nun einzuhaltenden PBolitif. In ſkrupulöſe Sorgen 
für dynaftifche Legitimität wollte er fich nicht einlaffen; durch 
Kreisichreiben an alle Kantone (28. Februar) gab er fund, daß 
fchmeizerifcherfeitd das freie Konftituirungsrecht jeder Nation zu 
achten, damit aber jede Einmifchung vermieden und die ftrengfte 
Neutralität einzuhalten fei, womit fich die Kantone im Allgemei- 
nen einverfianden erflären Fonnten. Nur Waadt machte Aus: 
nahme, indem dortiger Staatsrath erachtete, daß die Schweiz für 
allfälligen ernften Konflikt zwifchen demokratifcher und fürftlicher 
Gewalt in Europa fih die Allianz mit andern Völkern vorbe- 
halten follte. Das war Drucy’s Stimme. Nah Maßgabe des 
Kreisfchreibend trat der Vorort unbedenklich in gefchäftliche Be— 
ziehungen zu der neuen Regierung in frankreich, die wirkliche 
Anerkennung jedoch der Tagſatzung felbft vorbehaltend. Die bis- 
her fo lauten auswärtigen Gefandten verftummten und verſchwan— 
den. Bois-le-Comte trat ab, wünfchte in Stille feine Privatan: 
gelegenheiten in Bern zu ordnen und bat zu diefem Zwecke bei 
dem Borort um nöthige Aufenthaltsbewilligung; der Vorort be- 
willigte gnädig und unbeanflandet dem Gefallenen das „Afyl“ 
auf Schweizerboden. Graf Reinhard, bisher erſter franzöfifcher 
Botfchaftsfefretär, trat in die Fußftapfen feines einft, republifa- 
nifhen Vaters, huldigte der neuen Regierung und übernahm die 
Beforgung der Gefandtfchaftsgefhäfte bis auf Weiteres, Später 
langte General Thiard ald Botjchafter der Republif an und wurde, 
als dem Umfchwung der Zeiten günftig, mit Freuden empfangen. 
Für Morier wurden die legten Förmlichkeiten feines Scheidend 
erfüllt, indem das Rücberufungsfchreiben eimging, der junge 
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Robert Peel aus der Stellung eines proviforifchen Gefhäftsträ- 
gerd in jeme des wirflihen übertrat. Der preußifche Gefandte 
v. Sydow weilte nach feiner Abreiſe von Neuenburg in Baſel. 
Mit der Neutralität nahmen es die Radifalen in Bern und an 
derswo nicht fo genau wie der Vorort: jene von Bern feierten 
die Wiedergeburt der franzöfifchen Schwefter-Republif mit 101 
Kanonenſchüſſen, beehrten, den Großrathöpräfidenten Niggeler an 
der Spiße, ihren freundlichen neuen Botſchafter mit einem Fackel— 
zug; deßgleichen beglüdwünfchten die Schweizer in Paris in feier- 
lihem Zug mit der eidgenöffifhen Fahne den dortigen Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, Lamartine; für diefen machte 
fih Ende März der eidgenöffiihe Oberſt Huber-Saladin in Bern 
zu thun, um ein vertrautered Verhältniß zwiſchen Frankreich und 
der Schweiz einzuleiten. Cine zeitweilig im Elſaß eingetretene 
Mikftimmung gegen die Juden, die in Thätlichfeiten ſich fund 
gab, erregte Beforgnig wegen Störung ter Ruhe an der fran- 
zöfifchen Grenze; folder zu begegnen, bot der Vorort ein Berner 
Bataillon und vier Kompagnien des Bundesfontingentes von 
Bafelftadt auf. 

In öfterreihifch Oberitalien reichte Radetzky mit feiner Ber: 
fündung des Standrechtes nicht mehr aus, nachdem in Wien die 
Häglichfte Ohnmacht der Regierung zu Tage getreten. Am 17. 
März verließ der Erzherzog-Vizekönig die lombardifche Hauptftadt 5 
vom folgenden Tag an wüthete während fünf Tagen der Auf: 
fand gegen die Militär- und Zivilherrfchaft von Defterreich, def- 
fen tapfere Truppen, nach verzweifelter Wehre gegen verzweifelten 
Angriff, die Stadt verlaffen und ſich hinter die Mincio Linie zu— 
rüdziehen mußten. Auch Venedig erhob fih und beftellte wie 
Mailand feine proviforifche Regierung. Die Regierung von Teffin 
bot alöbald, zur Dedung der Grenzen, zwei Bataillone Infan— 
terie nebft Spezialwaffen auf, die der Vorort nun auch in den 
Sold der Eidgenoffenfhaft nehmen mußte. Der Borort feiner 
feit8 entfendete den Oberft Luvini als feinen Vertrauensmann 
‚zur Wahrung der vaterländifchen Intereſſen nad) Mailand; durch 
den fehmeizerifchen Konful Reynold dafelbft ließ er unbedenklich 


mit der improvifirten Regierung amtliche Gefchäftsverbindung an— 
fnüpfen; das Gleiche that der Vorort von fih aus durch uns 
mittelbare freundliche Antwort an die proviforifche Regierung von 
Benedig, die ihre Konftituirung angezeigt hatte. Störungen des 
nahbarlihen Verkehrs an den Grenzen der Rombardei fürchtend 
ftellte Graubünden fein ganzes Kontingent auf Pifet und der 
Borort gab ihm eventuell einen eidgenöffiihen Befehlshaber. 
Die Ereignifje indeffen wuchfen an Ernft. Unmittelbar nach dem 
Falle Mailands ftellte fih König Karl Albert von Sardinien an 
die Spige der national-italienifchen Bewegung und überfiel, ohne 
Kriegserflärung an Defterreich, mit 45,000 Mann feiner Truppen 
die Lombardei, deren Städte er, dem nad Verona fich zurüd- 
ziehenden Radetzky folgend, befeste. Der Eidgenoffenfchaft trug 
er, mit Hinweifung auf die Bölferbeftrebungen in Franfreich, 
Deutfehland und Stalien, eine Allianz an, als deren unmittel- 
bare Folge die Schweiz ein Heer von 30,000 Mann hätte auf- 
ftellen, 20,000 davon unmittelbar zum Befreiungsfampfe hätte 
hergeben follen. So verftand man im Ausland die vorörtliche 
Neutralität, und nicht ganz mit Unrecht, denn der Drang zu 
abenteuerliher Betheiligung bei den ausländifchen Auffinden 
war in der Schweiz durch die Deflamationen der Preffe und 
Vereinsverfammlungen längft großgezogen worden. Es war dieß 
die Zeit, da in allen Ländern Staliens die dreifarbige Nationals 
fahne flatterte, der Papft felbft, gedrängt durch die revolutionäre 
Partei, zwar feine regulären Truppen wie die neu organifirten 
Korps von Freiwilligen in den „heiligen“ Krieg gegen die öfter 
reichifche Fremdherrfchaft ziehen ließ, eine Kriegderflärung gegen 
Defterreich aber zu erlaffen, als dem Fürſten des Friedens nicht 
ziemend, beharrlich ablehnte. Crotti di Coftigliole, biöheriger Ges 
fandter von Sardinien in der Schweiz, wurde abberufen und 
durch Generalmajor Rachia erfegt; diefer war der Weberbringer 
jenes Allianzvorfchlages. 

Biel Auffehen machte um diefe Zeit ein angeblih von der 
Hand Siegwart's überfchriebenes Blatt Papier, welches für den 
Tall eines Sonderbunds-Sieged zur Schwächung radifaler Ten- 
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denzen das Projekt einer neuen Eintheilung der Schweiz, die 
Namen der Häupter der in den Kantonen aufzuftellenden provi— 
forifchen Regierungen, die Verwendung der zu erhebenden Kriegs— 
fontribution und Aehnliches fol enthalten haben. Die auf dem 
Blatt Genannten verbaten fih, zum Theil öffentlih, die Vor— 
ausfegung einer Betheiligung. Abgefehen hievon follten wichtige 
Aktenftücde über den Sonderbund in Altorf gefunden worden 
fein. Der Vorort requirirte fie durch den eigend abgeordneten 
Regierungsrath Funk; als der Landrath (18. März) ablehnende 
Antwort gab, bedrohte der Vorort den Kanton Uri mit neuer 
militärifcher Befegung durch 3000 Mann. So machte ſich damald 
die Defpotie eine Gaffe. Der Fund war gleichwohl fehr unbe 
friedigend. Darum ging Luzern nicht ohne Verftimmung in den 
Landesverrathsprozeß ein; die Regierung verlangte vom Vorort 
Bezeichnung eines Unterfuchungsrichterd oder mwenigftend die Zu— 
fiherung der Koftenvergütung aus eidgenöffischer Kaffe. 

Sm Hinblid auf die wichtigen europäifchen Ereigniffe über- 
haupt, dann erwägend, „daß um den Preis der Lombardei oder 
um die Freiheit der italienifchen Staaten ein europäifcher Krieg 
beinahe unvermeidlich erfcheine“, berief der Vorort die Tagſatzung 
auf den 13. April wieder ein. Sie empfing Bericht über Die 
neueften Vorgänge und trat alsbald in die waltenden Taged- 
fragen ein. In Savoyen waren in Folge der Priegerifchen Politik 
des Königs Gelüfte nach einer Vereinigung mit Frankreich wach 
geworden oder die Regierung von Genf fehien folche wenigſtens 
zu beforgen. In Folge deffen ftellte fie die Anfrage an den Bor- 
ort, ob es nicht angemefjen wäre, laut vertragsmäßigem Recht 
Chablais und Faucigny zu befegen. Der Borort wollte mit ver: 
trauteren Augen fehen und fandte den bernifchen Regierungs— 
rath Revel zur Berichterftattung nad Genf. Was dieſer vers 
nahm, beichränfte fih darauf, daß augenblidlich Beforgniß 
waltete, e8 würden zahlreiche Rotten favoyifcher Arbeiter, welche 
aus Frankreich zurüdgefehrt waren, in Chambery die Republik 
ausrufen, daß fich die Arbeiter jedoch wieder zerftreut hätten und 
für den Augenblid fein Grund zu wirklichen Beforgnifjen vor 
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liege. Wohl aber habe der Staatdrathöpräfident in mehrern 
Unterredungen auf die Nothwendigfeit aufmerkſam gemacht, die 
Neutralitätdinterefjen der Schweiz durch Beſetzung genannter 
Provinzen zu wahren. Genf fehe dieß für fo dringend an, daß 
es unter Umftänden die Befegung von fih aus mittelft der be— 
reitd von ihm aufgebotenen Truppen vornehmen würde. Im 
Schreiben von Genf (vom 30. März) war noch bejonders be— 
tont, daß eine folhe Befepung Anlaß gäbe, jene Provinzen, 
getrennt vom übrigen Savoyen, von einer Kundgebung zu 
Gunften von Frankreich abzuhalten und binmwieder für eine Ber- 
einigung mit der Schweiz zu gewinnen. Im Schooße der Tag. 
fagung führte Genf im Weitern an (17. April): „Die Neutra- 
lität der angeführten Provinzen habe für den Kanton Genf 
keineswegs nur untergeordnete Bedeutſamkeit; vielmehr müſſe 
jene wohlthätige Beflimmung des Wienerfongreffes für den 
zwifchen zwei mächtigen Staaten eingefeilten Kanton Genf ald 
ein Lebensprinzip, ald die frage über Eein oder Nichtjein be— 
trachtet werden. Bon der Behauptung jener Neutralität hänge 
auch die Behauptung der Selbftftändigfeit ded Kantons Genf 
ab und damit ftehe in Zufammenhang die Frage: ob Genf fort- 
während einen integrirenden Beftandtheil der ſchweizeriſchen Eid- 
genoffenjchaft ausmachen oder ein Spielball der Nachbarftaaten 
werden folle. Nicht weniger fei aber auch dabei der Kanton 
Wallis intereffirt; denn ohne eine fefte Handhabung der Neu- 
tralität in Chablais und Faucigny würden die auswärtigen 
Armeen immer verfucht fein, ihren Einmarfh in Stalien durch 
die Alpenpäfle des Simplon oder des St. Bernhard zu bewerf- 
fteligen.“ * Das Recht zu der beantragten Maßnahme fei aus- 
gewiejen, dur den Einmarfch des Königs von Sardinien in 
die bisher öfterreichifche Lombardei der Casus belli wirklich vor- 
handen. Züri, von manchen andern Ständen unterftügt, mwider- 
ſprach: zur Zeit liege noch fein Grund vor, die genannten far: 
dinifhen Provinzen zu befegen, und, follten ſelbſt Verhältniffe 
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eintreten, welche ein entgegengeſetztes Verfahren empfehlen würden, 
wäre es weder Sache des Vororts, noch viel weniger eines 
einzelnen Kantons allein, ſondern nur der Tagſatzung, die Be— 
ſetzung zu befchließen. Aber leßtere gienge zur Zeit nicht an, denn 
die Vorgänge in Savoyen gehören keineswegs unter den Begriff 
eines Krieges, fondern vielmehr nur unter denjenigen von innern 
Unruhen; in die Angelegenheiten eined andern Staates aber dürfe 
die Schweiz, in Gemäßheit der von ihr angenommenen Neutra= 
litätepolitif, nicht eintreten. Diefe Anficht fand Beifall und mit 
einer Mehrheit von fechözehn Ständen wurde mittelft Tagesord- 
nung über den Genfer Antrag hinmweggefchritten. Die von Genf 
wegen erwähnter Savoyer Unruhen aufgebotenen Truppen hatte 
der Vorort früher fchon in eidgenöffiihen Sold genommen. Leb> 
hafte Erörterungen rief der fardinifche Allianzantrag hervor. Das 
Schreiben des fardinischen Abgeordneten (vom 6. April) machte 
aufmerffam, wie die Nationen Europa’d in eine neue Aera eins 
getreten, von nun an ihre natürlichen und berechtigten Intereffen 
ihr einziges Gefeg fein können; wie Frankreich und Deutfchland 
bereits in diefem Sinne ein Beifpiel gegeben, die Schweiz nicht 
zurüdbleiben könne; wie ihre nunmehrige Stellung mehr ald je 
anrathe, in die innigften Beziehungen zu Italien zu treten; es 
erinnerte an das traurige Schidfal der Nepublif Venedig, welche 
am Scluffe des vorigen Jahrhunderts ald Opfer des Neutralis 
tätöfyftemes gefallen fei. Daher jener Antrag, unverfchoben ein 
Aufgebot von 30,000 Mann zu maden, davon 20,000 Mann 
in’d Feld rüden zu laffen und eine gleich flarfe Neferve für den 
Befreiungsfrieg in Bereitfchaft zu fegen. Der Weften der Schweiz 
war zur Zeit von verderblihem Taumel ergriffen; heigblütige 
Politifer in den übrigen Theilen des Baterlandes hatten eben« 
falls feinen Maren Einblid in die Gefahren der Zeit. Solche 
Stimmung erzeugte Gedanken und Pläne von weithin ragenden 
Bölferverbrüderungen und einer allgemeinen Republifanifirung 
der europäifchen Staaten. Die hinter dem allgemeinen Umfturz 
lauernden Kriege zwifchen den Großftaaten um Machtgewinn nad) 
allen Seiten wurden dabei nicht in_ Rechnung gebracht. Andere 
Die Schweiz. IV. 13 
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blieben nüchterner und wurden durch dieſen erſten, ohnehin un- 
geſchickt angelegten Verſuch, die Schweiz in die großen Welt— 
händel hineinzuziehen, an ihre einzig richtige Politif erinnert. 
Die Erörterung wurde daher eine lebhafte und freimüthige zu— 
gleich, und damit fie das legtere in Wahrheit fein fönne, wurde 
gefchloffene Sitzung angeordnet; eine Kommiffionalprüfung follte 
Gewähr für ruhige Abwägung aller Berhältniffe und zugleich 
dem zu fallenden Beichluffe Gewicht nad) Außen verleihen. Bon 
der Friedenspartei wurden zunächſt gewiſſe Stellen in der far- 
dinifchen Note, aus welchen gefchloffen werden mochte, daß die 
Schweiz erft jebt zu theilnehmender Gefinnung für andere Völker 
reif geworden, mit Unwillen zurüdgemwiefen ; ſolche Sympathien 
feien ihr von jeher eigen gewefen, daher es wahrlich Fürften- 
dienern übel anftehe, der freien Eidgenofjenfchaft Lehren zu er— 
theilen. Die Sache anlangend wurde ernftlich gewarnt vor Ein- 
mifchung in den Strudel der europäifchen Welthändel, wurde 
auf die Nothwendigkeit firengfter Neutralität hingewieſen, „felbft 
in den Tagen, wo man verfucht fein möchte, ein Fräftiges 
Schweizerwort in der allgemeinen Politif mitzufprechen und das 
neu errungene Gewicht zu Gunſten der Freiheit in die Waag— 
fchaale zu legen“; es wurde erinnert an den immerhin zmeifel- 
haften Ausgang des faum begonnenen Prinzipienfampfes, dann 
an nöthige Nüdficht auf die Stimmung des Volkes im eigenen 
Lande; haben auch die Bürger „vor wenigen Monaten mit Ber 
geifterung fich erhoben und der Welt ein denkwürdiges Beifpiel 
der Aufopferungsfähigfeit gegeben, fo dürfte dagegen die Auf: 
forderung, auf ausländifchen Kampfplägen und für ausländifche 
Intereſſen zu flreiten, nicht mit gleicher Bereitwilligfeit hinger 
nommen werden.“ Ohnehin bedürfe dad Volk nachhaltiger Ruhe. 
Für das angebotene Schug- und Trugbündniß dagegen wurde 
angeführt: die Neutralität fei gut bei Kämpfen des Auslandes, 
welche die fchmweizerifchen Intereffen nicht berühren. Lagen die 
Fürften Franfreih® und Deutſchlands mit einander im Kampf 
um Ländereriverb, dann fei die Neutralität der Schweiz voll 
fommen gerechtfertigt gewefen. Wenn aber die Schweiz das näm— 
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liche Intereſſe mit andern Staaten theile, dann habe auch die 
Neutralität ihre Schranken, dann ſei die Schweiz berufen, aus 
ihrer Paſſivitäͤt herauszutreten und thatkräftig in dem Wettkampf 
mitzuwirken; wenn abſolutiſtiſche Staaten vereint die aufftreben- 
den Keime der Freiheit in Stalien mit brutaler Gewalt darnieder- 
treten wollten, wenn das eriwachende Deutichland in feinem Ent- 
wicklungsprozeß aufgehalten, wenn die Defpotie eine chinefifche 
Mauer gegen die freien Staaten errichten wollte, dann fei ed an 
der Zeit, zu Gunften der Freiheit, zu Gunften der bedrohten 
Bölfer mit den Völkern und gegen ihre Dränger in 
den Bund zu treten. Die Sache der Demokratie, um die es ſich 
dermalen handle, habe zuerft in der Schweiz ausgefochten wer— 
den müſſen; die Prinzipien, welche jet die Welt bewegen, feien ‘ 
von ihr, der Schweiz, ausgegangen, daher fie um fo meniger 
zur Sfolirung befugt. Dieß das Wefen der Erörterung in der 
Borberathung. In Folge Kommiffionalberichtes wurde fie mit 
noch mehrerer Einläßlichkeit gepflogenz; die Gegner der Allianz 
hoben insbefondere noch hervor: daß ein Bündniß mit Sardinien 
nichts Anderes wäre, als eine Kriegserflärung gegen Defterreich, 
die Abfichten Franfreih8 gegenüber von Stalien unbekannt feien, 
daher die Möglichkeit eintreten Fönnte, daß die Schweiz Defter- 
veih und Franfreich zugleich zu Feinden haben würde; daß die 
Politit des Haufes Savoyen im Allgemeinen nicht geeignet fei, 
Vertrauen einzuflößen, der König Karl Albert auch noch wenige 
Proben feiner Zuverläffigfeit abgelegt habe, daher auch, abge— 
fehen von Grundſätzen, der Fonfrete Fall keineswegs geeignet 
fei, ein Aufgeben der Neutralität als rathfam erfcheinen zu lafjen. 
Nebenhin tauchte auch noch die Meinung auf, den Gegenftand, 
ohne dermaligen Entfcheid, zu vorläufiger Inſtruktionsertheilung 
an die Kantone zu weifen. In die Kriegdtrompete blied vornemlich 
Druey, der Gefandte von Waadt; er war der Hauptredner für 
die Allianz, für den Krieg mit dem aufftändifchen Stalien gegen 
Defterreih, und wäre ed nach feiner Meinung gegangen, fo 
würde fich die Schweiz fopfüber in die verhängnißvolliten Unter- 
nehmungen geftürzt haben. Er ſprach mit einer Ueberſchwänglich— 
; 13* 
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feit, welche die geduldige Tagſatzung nur ihm verftattete und die 
jedenfall® alles Maß überfchritt. Im Laufe der zweimaligen Bes 
rathung mochte ihm übrigens flar werden, daß, wenn es aud) 
feine ſchwierige Aufgabe geweſen, Konfeffion gegen Konfeffion 
im Innern der Schweiz in den Krieg zu jagen, die ſchweize— 
rifhen Bataillone dagegen nicht fo leicht zum Kampf für aus- 
ländifche Händel aufzubringen feien. Er ließ fi daher endlich 
noch in’d Markten ein und wollte fid zufrieden geben, wenn 
man auch nicht fofort eine eidgenöfjifche Armee aufbiete und auf 
das Kriegstheater in die Lombardei fchide, fondern eventuell nur 
Freiwillige für den Feldzug anmwerben ließe. Dem Waadtländer 
Druey gegenüber ftanden vornemlih Munzinger, Ochfenbein und 
die beiden St. Galler Gefandten Näff und Steiger, für firenge 
Neutralität und Abwendung aller Gefahren, welche ihr Aufgeben 
im Gefolge hätte. In den Anfchauungen Dchfenbein’d war im 
Laufe weniger Wochen eine wefentliche Veränderung vorgegangen; 
er, der früher der revolutionären Propaganda hingegeben fchien, 
trat jegt in den Beziehungen zum Ausland auf die Seite fons 
fervativer Politik und entwidelte dabei, wie wir fpäter bewährt 
fehen werden, Energie und Klugheit zugleich. Fünfzehn Stände 
vereinigten fich, der fardinifchen Regierung eine ablehnende Ant 
wort zu geben; ed waren Bern, Zürich, Quzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, 
Appenzell, St. Gallen, Aargau und Thurgau. Die Verhandlung 
hatte fo nüglich gewirkt, daß auch die Minderheit ihre Ehre in 
einem Berfchiebungsantrage zu retten fuchte. Der Vorort erman⸗ 
gelte übrigens nicht, im Ablehnungsfchreiben an den fardinifchen 
Gefandten feine Regierung der lebhaften Theilnahme der Schweiz 
»an dem heldenmüthigen Erwachen der Völker Staliend® zu ver- 
fihern (25. April). 

Die Tagfagung erhielt auch Kenntniß von den offiziellen 
Mittheilungen fritend der proviforifchen Regierungen von Mai- 
land und Benedig, die Pflege des bezüglichen diplomatifchen 
Verkehrs dem Ermeffen des Borortes anheimftellend, und ohne 
von ih aus Beichlüffe zu faſſen. Aus Mailand mar Ludwig 
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Prinetti als außerordentlicher Abgeordneter angefommen; von 
feinem Kreditiv nahm der Vorort doch nur eine Abfchrift ab. 
Die vorörtliche Behörde benahm ſich in allen Richtungen in folcher 
Weife, daß bei einem möglichen Umfchlag der Ereigniffe ihr nicht 
voreilige Anerkennung ausmwärtiger neuer Staaten-Drganifation 
vorgeworfen werden könne. Eine Ausnahme hievon machte fein 
Abgeordneter Zuvini, welcher fih als Freund und Rathgeber in 
die vertrauteften Beziehungen zur proviforifchen Regierung in 
Mailand fegte, und, Üübereinflimmend mit Druey, die Schweiz zu 
eingreifender politifher und militärifcher Betheiligung für das 
infurgirte Stalien zu treiben bemüht war. 

68 ift bereitd mitgetheilt, daß der Vorort der Tagfagung 
eine nähere Erklärung über das internationale Verhältniß der 
Schweiz zu Branfreih vorbehalten habe. Eile hatte die Sache 
nicht; Bürger General Thiard hatte bereits am 12. April feine 
Kreditive abgegeben und war vom Vorort und Volk beftend auf 
genommen, ja außergewöhnlich gefeiert worden. Indeſſen wollte 
Genf nun doch einen beftimmten Entfheid hervorrufen; Fazy 
beantragte im Namen diefed Kantons die förmliche „Anerkennung 
der franzöfifhen Republike, der fodann die Ernennung eines 
Gefhäftäträgerd in Paris zu folgen hätte. Diefe Stelle war 
nämlich feit dem zu Ende Novemberd 1847 erfolgten Tode des 
biedern und dem Baterlande treu ergebenen Georg v. Tſchann 
aus Solothurn erlediget und ihre Verrichtungen murden zeit- 
weilig von dem Sefretariat beforgt. Auch über jenen Haupt- 
antrag waren die Meinungen getheilt und trat der roma-— 
nifchen Hiße die deutfche Nüchternheit entgegen. Genf meinte, 
da in Frankreich die Republif bereits allgemeine Zuftimmung 
gefunden, fo fei ed an der Zeit, feitend der Eidgenoſſen— 
fchaft die Sympathien für den Nachbarftaat, welcher ihr durch 
feine gleihartigen Inſtitutionen näher gebracht worden, durch 
eine ausdrüdliche Anerkennung des neuen Regiments Fund zu 
thun. Dem entgegen beantragte Zürich, die Schweiz möge ers 
klären: „fie babe von jeher das Selbftfonftituirungsreht aller 
Staaten anerkannt und merde diefen Grundfag auch auf Frank⸗ 
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reich, fobald es fich Tonftituirt habe, anmwenden; inzwifchen fei 
fie bereit, den diplomatifchen Verkehr mit Frankfreih in durchaus 
freundfchaftliher Weife fortzufegen.“ Es war nämlich Frankreich 
zu diefer Zeit noch nicht förmlich Fonftituirt, fondern der dieß- 
fällige Entfheid der Nationalverfammlung vorbehalten. In der 
Berathung wurde viel über die Frage theoretifirt,. inwieweit ein 
Staat für berechtigten Beftand der Anerkennung anderer Staaten 
bedürfe; dabei wurde die praftifche Anfiht ausgefprochen, fo 
“wenig ald die Schweiz ſich veranlaßt fehen würde, eine derartige 
Anerkennung einzuholen, eben jo wenig werde die franzöfifche 
Republif darauf befondern Werth zu fegen im Falle fein. Nach— 
dem der Antrag Genfs die nöthige Stimmenzahl nicht erhalten, 
vereinigten fich gefammte anweſende Standesftimmen zu folgen- 
der Formel: in faktifher Anerkennung der franzöfifhen Republik 
den Vorort zu.beauftragen, mit der franzöfifchen Regierung in 
freundfchaftlichen offiziellen Verkehr zu treten und folches ihr auf 
angemefjene Weiſe mitzutheilen (20. April). 

Am öftlichen Ufer des Luganeſer See’d, gegenüber von Lu— 
gano und in geringer Entfernung von diefer Stadt, liegt das 
lombardifhe ZTöpferdorf Campione mit 250 Einwohnern, auf 
der Landfeite ganz von teffinifchem Gebiet umgeben. Die Bürger 
von Campione erjuchten durch die Vermittlung ded Staatsraths 
von Tefjin die Einverleibung in diefen Kanton. Die Gefandt- 
ſchaft desfelben unterftüßte das Begehren, denn jo lange Cam— 
pione nicht fchmweizerifch werde, fünne fremde Mannfchaft den See 

. von Morcote nad) Porlezza feiner größten Länge nad mit einer 
bemannten Flottille durchftreichen, ohne daß die Teffiner fich eines 
folhen Durchgangs erwehren könnten. Die Tagfagung vernahm 
dad Begehren mit Beifall und beauftragte den Vorort mit den 
erforderlichen Unterhandlungen. 

Anfangs des Jahres war der Nuntius Maciotti noch in der 
Schweiz; Klagen waren allerdingd gegen ihn erhoben worden, 
aber fie hatten nie irgend eine genügende Begründung erhalten ; 
vielmehr hatte er mit Umficht und Ruhe fein Amt verwaltet; 
jelbft während der wirren Zeiten vor und während dem Sonder 
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bundskrieg war ſeinerſeits nichts geſchehen, was bei Behörden und 
Volk der Eidgenoſſenſchaft hätte Anſtand finden mögen. Des 
Auftrages, gegen geſchehene Eingriffe in kirchliche Rechte DVer- 
wahrung einzulegen, hatte er fih mit aller möglichen Mäßigung 
entlediget. Gleichwohl war die Stellung des Nuntius eine mehr 
als mißbeliebige geworden; ergriffen durch die Kriegsereigniffe 
und die unmittelbaren Folgen derfelben gegenüber der Kirche, 
auch aus Gefundheitsrüdfichten, erbat er fih und erhielt er von 
feiner Regierung einen Urlaub auf mehrere Monate. Noch bevor 
er denfelben antreten fonnte, traf der heilige Stuhl Anordnung 
zu einer befondern Sendung nad der Schweiz für nähere Um— 
fchau über die Lage der Dinge. In der Eigenſchaft eined „außer- 
ordentlichen Abgeordneten des heiligen Stuhle® traf in der 
Schweiz ein Mann ein, deffen Erjcheinen augenblidliched Auf- 
fehben weckte. Es war der noch junge Monfignore Johann F. O. 
Luquet, Biſchof von Hefebon in part., ein Franzoſe aus der 
Champagne, im PBarifer Seminar für die auswärtigen Miffionen 
gebildet. Derfelbe langte am 24. Januar über Genf in Zuzern 
an, pflog dort mit dem Nuntius nöthige Unterredung. Diefer 
gab hierauf dem Vorort, den Bifchöfen und Aebten der Schweiz 
amtliche Kenntniß von der außerordentlichen Sendung, reiste am 
7. Februar nah Rom ab und ließ feinen Auditor Bovieri in 
der Eigenfchaft ald Gefchäftsträger zurüd. * Die Sendung Lu— 
quet’d gründete fich auf ein päpftliches Breve vom 28. Dezember 
1847; er knüpfte alsbald Verbindungen mit geiftlichen und weltlichen 
MWürdeträgern an, erfuchte um Mittheilung der nöthigen Dofumente 
zur Berwirklihung der wohlwollenden Abſichten Sr. Heiligkeit, 
mifchte ſich rathend und vermittelnd in die Zerwürfniſſe zwifchen 
den Staatöbehörden von Wallis und den dortigen Kirchen» und 
Kloftervorftänden über die befannten Spoliationsbefchlüffe ein, ** 


* Im Jahr 1850 wurde Maciotti zum Hofprediger des Papftes ernannt, 
und hörte damit auf, Nuntius in der Schweiz zu fein. Der Bundesrath erhielt 
amtliche Anzeige. | 

** Seine fohriftlihen Eingaben und Vorfchläge find vom 6. Mai 1848, 
fanden aber bei der Regierung feinen Eingang. 


fuhte ebenfo Verftändigung einzuleiten über gleiche Gegenftände 
in Freiburg und Quzern, und überreichte, mit päpftlihem Kreditiv 
vom 1. März verfehen, am 9. April dem Vorort eine Note, die 
in Wortreiher Ausführung mwefentlich Folgendes enthielt: ex fei 
gefommen, um eine haltbare Berftändigung zwifchen der fatho- 
liſchen Geiftlichfeit und den fehmeizerifchen Regierungen einzu— 
leiten; über vergangene Zerwürfniffe und Schmerzen wolle er 
einen Schleier werfen; die „fatholifhe Geiftlichkeit“, „der er- 
habene PBontifer“, die er vertrete, beabfichtigen ein gemeinfames 
Vorgehen auf dem Wege des Fortſchritts, den die Kirche fo oft 
im Laufe der Jahrhunderte den Völkern gebahnt habe; man wiſſe, 
daß frühere Zuftände der Auflöfung nahe ftehen, mit Der Zeit 
ganz werden weichen müflen. Bei foldher ganz veränderter Sach— 
lage werde die Kirche, in ihrem Wefen immer gleih, ohne Bes 
denfen auf die im Werden begriffene foziale Umgeftaltung ein- 
gehen, ja ſolche bereitwillig unterftügen. Die Kirche halte fi 
nicht ausfchließlih an irgend eine menſchliche Einrichtung gebun- 
den; habe fie lange die Wohltbaten der Mächtigen genoſſen, fo 
fei fie auch bereit, im Gegenfage den großen Grundfag völliger 
Trennung zwifchen Kirche und Staat anzuerkennen; bereits habe 
fie e8 im jungen Amerifa gethan. Die Schweiz betreffend, werde 
die Kirche beweifen, daß fie die Bedürfniffe der Gegenwart zu 
erfaſſen wiſſe. Am Scluffe beantragte Luquet ald „Grundlagen 
der allgemeinen Berftändigung zwifchen dem heiligen Stuhl und 
der Eidgenofjenfchaft“: 1. abjchließliche Löfung der Anftände be- 
züglich der Klöfter mit Nüdfiht auf das zur Zeit waltende Be- 
dürfnig und auf die befondern Verhältniffe jedes Kantons; 2, Bes 
rühtigung der Gircumfeription der Bisthümer, wo ein befonderes 
Bedürfniß der Bevölferungen folche zu heifchen fcheint; 3, Unter: 
fuhung, ob nicht in Bezug auf die Wahlart der Bifchöfe und 
anderer geiftlicher Würdeträger und Benefiziaten eine Aenderung 
in folder Weiſe einzutreten hätte, daß auch die niedere Geiftlich« 
feit etwelchen Einfluß auf die Wahlen üben könnte, wobei man 
gleichzeitig dem heiligen Stuhl wie den Regierungen das Mittel 
wahren würde, unmürdige und folhe Männer fern zu halten, 
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welche ungeeignet wären zur Erhaltung des Wohlvernehmend 
zwifchen Kirche und Staat; 4. Ausgleihung der Anftände in 
den betreffenden Kantonen bezüglich der Jmmunitäten, der Güter 
und der Dotation der Geiftlichfeitz 5. Erhaltung oder Neugrün- 
dung von Anftalten für Heranbildung einer aus dem Lande 
felbft gezogenen fittlihen und mohlunterrichteten Geiftlichfeit; 
6. allfüllige Aenderungen in der beftehenden Difziplin bezüglich 
der Mifchehen, der gebotenen Feiertage u. f. w. Die Tagfagung 
empfing Mittheilung am 14. April, rathfchlagte darüber in Kürze 
und überwies die Eingabe an die wegen des fardinifhen Allianzs 
anerbietend beftellte Kommiffion. Katholifen und Proteftanten, 
Männer beider politifhen Parteien, waren gleich erftaunt über 
diefe Erfcheinung; betroffen waren jene Katholiken, welche Fahr: 
zehnte lang die Nechte der Kirche mit Treue und Ueberzeugung 
vertheidigt hatten und nun beforgen zu müffen glaubten, daß 
dieß Alles in einer unglüdlichen Abfindung zum Opfer würde 
gebracht werden. Ihre Befugniffe wurden bald und noch zu 
guter Zeit gehoben. Luquet wurde abberufen unter ernften Bor: 
würfen über feine Handlungsweife, da folche weder den Gefin- 
nungen des heiligen Stuhld noch den erhaltenen Inſtruktionen 
entfprechend gemwefen; es ward ihm auch auferlegt, vor feiner 
Abreife ſowohl dem Vorort ald den betreffenden Ständen anzus 
zeigen, daß die feinerfeits gemachten Anträge nur als feine (Lu— 
quet's) Privatanfichten, keineswegs aber ald die Gefinnungen des 
Papfted anzufehen feien.* Luquet verfchwand in der Stille aus 
der Schweiz, nachdem er zuvor an die Regierungen von Quzern, 
Thurgau und Teſſin gegen die vorgenommenen Klofteraufhebungen 
Proteftation eingelegt hatte. Am 10. Juni war er durch Uri über 
das Gebirge nad) Stalien zurüdgereifet. Die Kantone erhielten An— 
zeige hievon durch vorörtliches Kreisfchreiben vom 12. gl. M. Der 
von Luquet begangene Mißgriff beftand in der übereilten Ein— 
gabe jener Note, ftatt allen folhen Schritten vorgängig zunächft 
an feinen Auftraggeber Bericht über die Rage der Dinge zu er 


* Hiftorifchepolitifche Blätter; Band XXI 1848, 
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ftatten und nähere Inftruftionen einzuholen. Ein zweiter Miß- 
griff lag in der Abficht, durch Anrufung der Zentralgewalt den 
nöthigen Drud auf die Kantone zu raſchem Eingehen in feine 
Politit zu üben; er überfah, daß Firchliche Angelegenheiten aus- 
Schließlich der Kantonal-Souveränetät angehörten. Weber feinen 
Entwurf fand ein Kommiffionalbericht nicht flatt und ed haben 
fi weder die Tagfagung noch die Kantone in denfelben einge- 
laffen. Daß Luquet den aufgetragenen Widerruf geleiftet, dafür 
liegt nichts vor; wohl aber erfchien unter feinem Namen im 
Jahr 1853 eine ausführliche Flugfchrift, welche feine Wirkſamkeit 
hätte rechtfertigen follen, und aus der man zum Meberfluß nod 
vernimmt, daß Ququet auh noch den Agitator für italienifche 
Intereſſen machen zu follen geglaubt hat.* Die Flugſchrift läßt 
fih darüberhin noch in allerlei Schilderungen von Hochgeftellten 
ein, mit welchen Luquet fih in Verkehr geſetzt hatte. ** Sie ift 
ein Gemifh von Richtigem und Unrichtigem, von Wahrheit und- 
Irrthum, von alten und neuen Beziehungen der Kirchengemwalt 
zu der Berwaltung der Staaten, von brauchbaren und ganz une 
anmwendbaren Projekten zur Abänderung verfchiedener Firchlicher 
Berhältniffe in der Schweiz, und liefert zugleich einen reichlichen, 
aber ernftere Charaktere anwidernden Anefdotenfhmaug mit tadelnd- 
werthen Indiskretionen aus Unterredungen mit jedermann, was 
Alles die Nothwendigfeit und die Bedeutung der vorlauten, 
übereilten und größern Theiled ganz unpraktifchen Amtsthätigs 
feit der „außerordentlichen Abgeordneten“, fo wie die Berfehrt- 


* Lettre à N. S. Pere le Pape Pie IX sur l’etat de la religion 
catholique en Suisse, par Mgr. Luquet etc. Fribourg, 1853. 

xx Es ift darin unter Anderm von Dr. Steiger in Luzern gefagt, dem 
er dur Zulian Schaller vorgeftellt worden: „Sch traf ihn (Steiger) fo übel 
geftimmt als möglih, voller Bitterfeit, Vorurtheile und verkehrter Grundfäße; 
faum wollte er die Möglichkeit allfälligen Nugens anerkennen, den eine Ber: 
ftändigung mit dem heil. Stuhl für Luzern haben Fünnte. Faßt man die Gut- 
mütbigfeit, die auf feinen Zügen ausgeprägt ift, in’s Auge, fo erflaunt man, 
in diefem Manne jelche Gefinnungen anzutreffen. Das ift wahrhaft der Typus 
der aus den Univerfitäten hervorgehenden antirömifchen Deutjchen diefer unglüd- 
lichen Gegenden.“ 


— 203 — 


heit des frühern Verhaltens der Fatholifchen Partei in der Schweiz, 
die er ald „exageres catholiques“ behandelt, beweifen foll, wobei 
er keineswegs einzufehen fcheint, wie fehr er ſich durch grobe 
Unfunde der Berhältniffe lächerlich gemacht habe. Die gefchehene 
Rückberufung gefteht Luquet übrigens auch felbft ein, fo mie 
daß ihm eine Mißbilligung (desaveu) geworden fei. Das wefent- 
liche Verdienſt an Luquer’d Enthüllungen ift das eigene Ges 
ftändniß, welches er feiner „Lettre* an den Papſt voranfhidt: 
daß er fih in Hinficht der gegen die radikale Partei der Schweiz 
einzufchlagenden Handlungsweife ganz geirrt, daß auch das beite 
Recht von ihren Häuptern nichts zu hoffen habe, und daß er 
perfönlih der Sendung nicht gewachſen gewefen. Noch vor feiner 
Abreife hatte die römische Curie in offizieller Zeitung kundgegeben, 
daß Luquet indbefondere der Klöfter halber zu feinen Konzeffionen 
ermächtigt ſei; feine Snftruftionen feien auch in diefem Punkt über: 
einftimmend mit den unerfchütterlichen Grundfägen des heil. Stuhls. 

Der Vorort hatte während des Winters fchwer Geld aus- 
gegeben. Die für den innern Krieg bereits beftrittenen oder noch 
ausftchenden Zahlungen wurden zu Fr. 5,845,056. 30 Rp. be= 
rechnet, und nad Prüfung der Zentralfafje jtellte fich ein Geld- 
bedarf von mehr denn drei Millionen Franken heraus. Die Tag- 
fagung genehmigte den vorörtlichen Profpeftud zu einem Anleihen 
von Fr. 3,300,000 und ermächtigte den Vorort zu Dedung der 
Gläubiger mittelft fauftpfandrechtlicher Hinterlegung von Schuld- 
titeln bi auf den Betrag von Fr. 4,000,000. Die alte Schweizer- 
natur ſprach fich auch bei diefem Anlaß aus; denn das Vorhaben 
fand auch feine Gegner, welche die Beforgnig ausfprachen, daß 
diefed Anleihen der erſte Schritt zur Kontrahirung einer National: 
. Schuld fein möchte, „ein Uebel, vor welchem die Tagfabung die 
Eidgenoffenfhaft zu bewahren berufen ſei.“ Glarus empfahl die 
Anbahnung von Unterhandlungen mit der neuen lombardifchen 
Regierungsbehörde zur Einleitung günftigerer Handelsbeziehungen. 
Die Gefellihaft des Dampffchiffed „VIndustriel“, welches im 
vorigen Herbit für Kriegäzwede in Beſchlag genommen worden, 
hatte von der Tagſatzung Entfhädigung verlangt; diefelbe wies 
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das Begehren an gürliche Unterhandlung, und, falls diefe ver— 
geblih wäre, an den Entfcheid der kantonalen Gerichte von 
Waadt. Die Berfammlung vernahm auch Bericht über die ein- 
gegangenen Liebesgaben für die Opfer des Feldzuges von 1847. 
Sie beliefen fih im Ganzen auf Fr. 105,638. 33 Rp., wovon 
Fr. 75,186. 60 Rp. zu Gunſten der Hülfsbedürftigen aller 
Kantone, ohne Rückſicht des politifhen Lagers, welchem fie an- 
gehört. Die Tagſatzung vertagte fih am 22. April, zum dritten- 
mal, auf den 15. Mai. 

Die fardinifhe Allianz war abgelehnt; allein die Minder- 
beit der Tagfakung hatte vor und während der Berhandlung fo 
friegdluftig gefprochen, daß der Trieb zur bewaffneten Bethei- 
ligung bei dem Aufftand Italiens da und dort in’d Volk über- 
ging, fremde Unterhändler zur Bildung von Freiſchaaren auf 
Werbung eintrafen. Schon früher und unmittelbar nad den 
Mailänder Märztagen z0g Jakob Giani* mit 250 Mann Teffiners 
fhügen nah Como und fließ von dort aus mit einem größern 
italienifchen Korps zum Heere; ** Prinetti, der Abgeordnete der 
proviforifchen Regierung von Mailand, warb offen für gleichen 
Zwed in den Kantonen Bern, Waadt und Genf, leitete zu diefem 
Behuf Privat:Kapitulationen ein oder ſchloß folhe auch förmlich 
ab. Die Abfiht war, ein größeres Korps, felbft bis auf 3000 
Mann zufammenzubringen. Der Erfolg blieb hinter den Wünfchen 
zurüd; gleichwohl fpudte das Unweſen der Freifchärlerzugüge das 
ganze Frühjahr hindurch. In Sitten war Monate lang ein 
MWerbebüreau unter dem Befehl des Waadtländer Majord Bor: 


* Ehemals italienischer Flüchtling, dann Bürger und Großrath von Teſſin, 
auch Gefandter dieſes Kantons an der Tagſatzung. 

** Diejer Freifchaarenzug von Teffinern nach Italien hat in fpätern Jahren 
offizielle Beglaubigung erhalten. Der wirkliche Kommandant der Teffiner während 
des Reldzuges war Natal Bicari, von Agno, feither Staatsrath des Kantons 
Teſſin. Als die Regierung des neuen Königreich Stalien die Verleihung einer 
Ehrenmedaille an Diejenigen beichloß, welche ſich bei dem „Unabhängigkeitskrieg“ 
von 1848 betheiliget, wurde fie auch jenem Führer mit 118 Tejfinern zu Theil. 
Es geſchah Hierüber amtliche Eröffnung feltend der italienifchen Regierung in 
Zurin an Pioda, den ſchweizeriſchen Gefandten daſelbſt (Frühjahr 1865). 
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geaud. Eben dafelbft proflamirte dad Departement des Innern 
am 26. März: „Das italienifche Volk bat die öfterreichifche Armee, 
welche fo lange die Lombardie unterdrüdte, vernichtet. Diefes 
fhöne Land hat fih von feinen Feſſeln losgeriffen. Du bift alfo 
dahin, O legte Hoffnungsquelle des abgeftorbenen Sonderbunds!!! 
Ehre dir, biederem und freifinnigem Volk von Stalien.“ Genfer 
und Waadtländer waren in Mailand mit der eidgenöffiichen 
Armbinde eingezogen. Aber nicht bloß Kriegsbedarf an Manns 
haft, fondern aub an Waffen und Munition wurde geliefert, 
Aus dem Zeughaufe von Bern wurden vier ftattlihe Sechs— 
pfünder durch Vermittlung der Teffiner Regierung an die Mais 
länder verfauft, weiter an diefe 200 Stußer, Pulver im Betrage 
von Fr. 36,000; für ein paar Zaufend Kaputröde war wenigftend 
Unterhandlung gepflogen worden. Der Eifer in Bern mar ein 
fo vielfeitiger, daß darüber zwei Fraktionen der radifalen Partei 
in lauten Hader geriethen, Ochſenbein feine fonftigen Freunde 
Stämpfli, Niggeler und Andere ald „Auslandspartei® denunzirte, 
Waadtländer Kanonen, in Begleit der italienifchen Zricolore, 
durch das Wallid befördert, erfchienen ebenfalld auf den lombar⸗ 
difchen Kriegsfeldern.* Der günftige Anlaß wurde auch zu maffen- 
haften Privatverfäufen von Waffen in das infurgirte Stalien 
benugt. 

Für Zuzug zu Gunften der Revolutionirung Staliend waren 
die Schweizer nicht minder thätig geweſen als die Staliener felbft. 
Für Zuzug zur Republifanifirung von Deutfchland wirkten die 
Deutfchen wmefentlih allein; aber einzelne Kantonsregierungen 
und der Vorort felbft ließen gewähren oder leifteten nur Schein» 
widerftand. In der Schweiz war ſchon länger her die deutliche 
Propaganda zu erwähntem Zwede thätig, Biel ihr Hauptfiß; 
fie hatte vornemlih Freunde in Bern. Bon Paris aus erging 
im März der Ruf zur allgemeinen Bewaffnung der deutfchen 
Arbeiter und zum gemeinfamen bewaffneten Einbruch in die 


* Aus der Schrift: „Die politifche Scheidung im Großen Rathe und die 
neue Auslandöpartei.” Bern, 1848. Und aus radifalen Zeitungen, welche ganz 
offen Tag um Tag bezügliche Nachrichten lieferten. 
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deutfchen Lande. Beder und Andere folgten in Biel, erließen 
einen offenen Aufruf zur Bildung einer deutfchen Legion von 
500 Mann, die fih mit den aus Frankreich heranziehenden 
Schaaren vereinigen follte, beftellten einen Kriegsrath von fieben 
Perfonen, breiteten ihre Fangarme über die übrigen Theile der 
Schweiz aus, fo weit ihre Verbindungen reichten (Ende März). Der 
preußifche Gefandte führte amtliche Beichwerde bei dem Vorort; 
diefer antwortete mit Verweiſung auf das befannte Kreisfchreiben 
vom 28. Februar, in welchem er Wahrung der völferrechtlichen 
Stellung gegenüber dem Ausland zur Richtichnur gegeben, fchritt 
aber ernfthafter nicht ein. Die Regierung von Bern ald folche 
mahnte zwar ab, mit Erinnerung an das Gefeß gegen die Freie 
fchaaren vom Jahr 1845, ergriff aber das einzig wirffame Mittel 
der Fortweiſung der Schuldigen nicht; ihre Berwandtfchaft zu 
den „Nafjauern® und ihrem Anhang war noch zu neu.* So 
konnte fih der Mißbrauch ſchweizeriſchen Gaftrechted nach Belieben 
breit machen. Solhem Unfug von jeher abgeneigt und in der 
Abfiht, jeglicher Gefährdung der Eidgenoffenichaft, welche ihr 
aus folhem Treiben erwachfen fünnte, zu begegnen, verlangte die 
Regierung von St. Ballen nöthiges Einfchreiten des Vorortes, 
widrigenfall® auf Einberufung der Tagfagung Bedacht genommen 
werden müßte; fie fprach ungeſchminkt ihre Anficht aus: das von 
Biel audgehende Beginnen fei ein frevelhaftes und vertrage ſich 
weder mit den Nechten eines felbfiftändigen Staates, noch mit 
feinen völferrechtlichen Verpflichtungen, noch mit der Neutralität 
der Schweiz, noch mit ihren heiligften Sintereffen. Dem Schreiben 
Nahdrud zu geben, fandte St. Gallen ed allen Mitftänden in 
Abſchrift. Luzern und Schwyz unterftügten da® Begehren. Der 
Borort antwortete fehlagfertig und gereizt, und verbat fich den 
mahnenden und zurechtweifenden Ton, zumal er feiner Pflicht 
wohl bewußt fei, Tieß fich jedoch auf den Gegenftand ſelbſt nicht 


* Die Partei, welche in Bern 1846 an das Staatöruder gelangte, nannte 
das Volk bezeichnend die „Naſſauer“, mit Anfpielung auf die Brüder Snell aus 
Naſſau, von denen befonders der jüngere, Wilhelm, einen großen Einfluß in 
Bern geübt. 
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ein. Solches wäre aber um ſo nöthiger geweſen, als durch die 
Preſſe ſelbſt die Nachricht lief: die Regierung von Bern werde 
den Deutſchen die erforderlichen Militär-Inſtruktoren beigeben, 
ein Gerücht, über welches die Regierung von St. Gallen nähere 
Erkundigung einholte. Becker zog ungehindert nach Baſel; dort- 
hin folgten ihm über Solothurn und Neuenburg einzelne Schaaren 
je bis zu 50 Mann ſtark, in beliebter Blouſenkleidung. Von 
Mannheim her aber reiste der badiſche Republikaner Hecker über 
Nheinbaiern, Elfaß und die Schweiz nah Konftanz, gab von 
dort aus das Zeichen zum Aufitand, brach in die badifchen Lande 
ein, machte dort einen feden Aufſtandsverſuch zur Republifani- 
firung des Großherzogthums, unterlag aber mit feinen Genofjen 
Struve und Weißhaar den feitend der badifchen Regierung zu 
Hülfe gerufenen Bundestruppen aus den Nahbarftaaten, der 
Unbeholfenbeit und Berwirrung feiner eigenen Anhänger und der 
Ubentenerlichfeit der Unternehmung an fih. Schaffhaufen, Aar— 
gau und Bafel fahen fich zu Truppenaufgeboten veranlaßt, um 
nöthigfte Grenzwache zu halten, was Alles die Eidgenofjenfchaft 
große Summen koſtete, da fih die Tagſatzung verpflichtet fühlte, 
betreffende Truppen jeweilen in eidgenöfjifchen Sold zu nehmen. 
Solche Aufgebote machten viel Auffehen, konnten aber die Polizei 
nicht erfegen. Ungehindert hatten Heder und Struve in jenen 
Tagen des Aufftandes und noch vor Niederlegung der Waffen 
auf Schweizerboden zu Rheinfelden fich zu nöthigen Rathfchlägen 
zufammenfinden, dann von dort mit ihren Leuten wieder auf 
deutfhen Boden hinüberziehen können. Als der große Sturm 
vorüber, flüchtete Heder nach der Schweiz, haujete fich gemüthlich 
bei einem Negierungsrath von Bafelland cin, Struve fegte ſich 
im Birsfeld feſt; beide gaben auf Schweizerboden Zeitungen her— 
aus, die feinen andern Zwed hatten als die Nevolutionirung 
Deutfchlande; Becker Fehrte ungehindert nach Biel zurüd und 
trieb wieder, was er vorher getrieben. Die zwei Blätter von 
Heder und Struve leifteten an der äußerften Schtweizergrenze 
gegen Deutichland, was ein Teffinerblatt im Süden gegen Stalien. 
Dem Allem fegten die fchweizerifchen Behörden nichts entgegen, 
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als jene Foftbaren Truppenaufgebote, nach deren Beendigung der 
Unfug von Neuem wieder anfing, und feitens der Regierung von 
Bern die Forreftionelle Strafeinleitung der Bieler Führer, melche 
die Stumpfheit folder Waffe längft fannten. In der Schweiz 
war man, mie erfichtlih, über die Zuläffigfeit folcher Umtriebe 
getheilter Meinung : die große Mehrheit im Volke war ihnen 
nicht geneigt; cine Minderheit fympathifirte. Die Volksmeinungen 
mögen frei fein. Aber wenn die Behörden gefprochen haben, follten 
fie auch Wort halten. Noch am 15. Februar hatte die Tagſatzung 
in ihrer Antwort auf die befannte Kolleftivnote fich bitter be— 
fchwert, daß die Anklage erhoben worden, „als ob die Schweiz 
der Sig einer Propaganda fei, welche auf den Umfturz der reli— 
giöfen, fozialen und politifchen Fundamente der Staaten hin- 
arbeites; die Zagfapung hatte damals feierlich „gegen eine folce 
grundlofe Zulage“ proteftirt, und beigefegt: „die Magiftraten 
der fohmeizerifchen Kantone wiffen nichts von einer folcher Pros 
paganda; fie fennen auch feine Flüchtlinge, welche durdy firafbare 
Umtriebe das Aſyl mißbrauchen. Es ift der ernftlihe Wille der 
Behörden, folhen Tendenzen entgegen zu treten, welche eben 
fowohl dem eigenen Lande, ald fremden Staaten Berderben be= 
reiten. Die Tagſatzung aber und die ihr zunächſt ftehenden 
Behörden haben ihre Pflicht gegen das eigene Vaterland nicht‘ 
erfüllt und die dem Ausland gegebenen Verfprechen nicht ge— 
halten. Weniger unehrenhaft und „unredlih wäre die Politik 
Druey's geweſen, ald ſolcher Widerfpruch zmwifchen Wort und 
That. 
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Die Bundesreviſionskommiſſion; ihr Entwurf einer neuen Bundeörerfafung; 
deffen Aufnahme in den Kantonen. Die Wiederverfammlung der Tagfagung. 
Grenz: und Neutralitätsverhältnifie; die Kriegs- und die Friedensyartei abermal 
im Kampf begriffen. Sturm gegen die Schweizerregimenter in Neapel. Funk, 
- Tegter Präfident der Taglagung. Der Entwurf der Bundesverfaffung in den 
Händen der Tagfapung. Maffenbafte Klofteraufhebungen in Luzern, — 
Thurgau und Teſfin. Schluß der Tagſatzung. 
(Februar bis Juni 1848.) 

Fünfzehn Jahre und darüber ivaren verftrichen, feil der erfte 
offizielle Entwurf einer neuen Bundesafte den Eidgenofjen vor 
Augen gelegt worden, Vielen der Gegenftand des lauteften Wider- 
willens, weil er die fantonale Selbftftändigkeit erheblich befchräntte, 
eine eigene exekutive Bundesbehörde mit wichtigen DBerwaltungs- 
befugniffen fchuf, den Keim, wie fie fagten, zur Zentralifation 
der Schweiz legte,* nach der Meinung Anderer ein ungenügliches 
Machwerk, mweil er nur die Nepräfentation der Kantone, nicht auch 
jene des Volkes gewährte. Ein Jahr nachher wurde der Entwurf 
durch die Tagſatzung, d. h. durd die Standesvoten, in füdera- 
liſtiſchem Sinne gefhmwächt, dann verworfen. Im Jahr 1840 
wurde eine erfte amtliche Anregung zur Aufftellung einer Na— 
tionalftellvertretung neben jener der Stände gemacht, gelangte 
aber nicht zur Ehre der Anerkennung. ** Die Zeit war inzwifchen 
reif geworden zum Entfcheid der Frage: ob im Wefen der alte 
Föderalismus beizubehalten, oder der eben erwähnte Schritt zur 
eingreifendften Umgeftaltung der bundesrechtlihen Ordnung zu 
wagen fei. Würde die Bagfagung fehon im Auguſt 1847 die 
Berathung wieder angehoben haben, fo wäre unftreitig höchftend 
ein mattes Zwölferprojeft zu Stande gekommen, welches fo wenig 
durchzudringen vermocht hätte, als frühere Zotal- und Partial— 
entwürfe. Anders fanden die Dinge ein halb Jahr fpäter, nach— 
dem die Zentralgewalt über die Unantaftbarkeit der Kantonals 
fouveränetät einen welthiftorifchen Sieg. erfochten. Doch gab diefe 


* Vergl. Band L S. 366 und 367. 
%% Band II, S. 399 und 340, 


Die Schweiz. IV, 44 
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ihre Sache noch nicht auf und fand wieder Freunde unter ſolchen, 
welche zur Zeit der Kriſis ihr feindlich gegenüber geftanden. 
Die NRevifionsfommiffion berieth unter Borfig des Bundes— 
präfidenten Dchfenbein; auf deſſen Ruf hatten fich einundzwanzig 
Mitglieder eingefunden. Abgeordnete für Appenzell AU. R., das 
fih nur ungern zu der bedenflichen Arbeit herbeiließ, und für 
Nidwalden, traten erſt fpäter ein. Appenzell 3. R. blieb vermöge 
feiner patriarchalifhen Politif ganz aus. Neuenburg verharrte ans 
fänglih aus Grundfag bei feiner Negationz nad der Umwälzung 
fonnte es wegen Abgang gehöriger Konftituirung nicht mitwirken. 
Im Kreife der Kommiffion erfchienen einzelne, vom Präfidenten 
der Tagſatzung bezeichnete oder berufene, Erfagmänner. Sie bes 
gann ihre Berathungen (17. Februar) mit der Frage, ob Deffent- 
lichkeit der Sigungen zu gewähren oder nicht; fie entfchied ſich 
für das letztere, wohl wiffend und zugebend, daß es bei Deffent- 
lichfeit der Sigungen ohne Prunfreden nicht ablaufen würde. 
Eine Minderheit war da, welche der Kommiffion gerne die Außen- 
feite und den Glanz eines Berfafjungsrathes gegeben hätte und 
ſchon darum für öffentliche Verhandlungen ſprach. Die Kom— 
miffion fchied fich in vier Sektionen, deren jede bejondere Fächer 
vorzuberathen hatte; der Präfident bezeichnete ihre Mitglieder; 
ihn ſelbſt ftellte die Berfammlung an die Spige der erften Sef- 
tion, welche vorausfichtlich die „allgemeinen Grundfäge® zu ent- 
werfen hatte.* Weiters wurden mit Berückſichtigung der beiden 
Hauptfprachen zwei Nedaftoren ernannt: Kern von Thurgau und 
Druey von Waadt. Mit Benugung und Ergänzung des erften 
Schema's, welches im Jahr 1832 zur Grundlage der Berathungen 
gedient hatte, enttwarfen jene Redaktoren das neue Schema, eine 
Skizze des Berathungsftoffes, Nachträge ſich vorbehaltend. Neu 
auf demfelden erfihienen die Fragen über Negulirung der „kon— 
feffionellen Berhäftniffe“ und über „das Unterrihtsmwefen (Hoch— 
[Hule)“; dann „Verbot oder Befchränfung der Militärkapitula- 
* Protofoll über die Verhandlungen der am 16. Auguft 1847 durch die 


Tagfagung mit der Revifion des Bundesvertrages von 1815 beauftragten Kom: 
miffion. Verfaßt von Kanzler Schiep. 
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tionen“. Das Schema war auf eine Totalrevifion berechnet. Das 
Mitglied von Bafel, Rathöherr Fürftenberger, mwiderfprach einer 
folden und hielt bloß theilmeife Revifion des Bundesvertrages 
für vorzüglicher; nach den Vorgängen von 1832 und 1833 rufe 
man mit einem vollftändigen und durchgreifenden Projekt einer 
Fluth von Brofhüren, ohne die Aufmerffamfeit ded Volkes für 
die Hauptfache zu gewinnen. Fürftenberger empfahl, fih auf die 
nöthigften Punke zu befchränfen, als welche er zunächit bezeich— 
nete: die Feſtſetzung des Reviſionsmodus, namentlich derjenigen 
Zahl von Rantonalftimmen, durch welche Veränderungen im Bunde 
gültig befchloffen werden fönnen, dann des Repräfentationsver- 
hältniffes der Kantone an der Tagfakung, d. h. der ihnen an— 
zumeifenden Stimmenzahl, Anderem unvorgegriffen; fodann follen 
die aus den Berathungen hervorgehenden Entwürfe fowohl in 
der Tagfahung als in den Großen Räthen der Kantone einzeln, 
getrennt, zur Abftimmung gelangen, damit nicht alfälliger Wider- 
wille gegen eine DBerbefferung die Annahme einer andern 
hindere. Theilweiſe in Mebereinftimmung mit diefer Anficht warn- 
ten andere Mitglieder vor Ueppigfeit im Entwerfen: das Projekt 
von 1833 fei nicht aus dem Grunde verworfen worden, weil es 
zu wenig eingegriffen, fondern weil es der großen Mafje des 
Volkes zu viele und ungewohnte Neuerungen enthalten; man 
folle den Bund von 1815 zur Grundlage nehmen; derfelbe fei. 
keineswegs fo ungenügend, ald man bisher behauptet; habe man 
doch unter der Herrfchaft diefes Vertrages im Jahr 1833 die 
Sarnerkonferenz, im Jahr 4847 den Sonderbund überwinden 
und die Ausmweifung der Sefuiten durchführen können; man folle 
fi) daher auf ein möglichft geringes Maß von Borfchlägen be— 
fchränfen: nähere Beitimmung der Souveränetätöverhältniffe 
 zwifchen den Kantonen und dem Bund, Weglaffung des Klofter- 
artikels, Regelung deffen, was die freie Niederlaffung, die An- 
erfennung beider Konfeffionen und die Garantie der Kantons- 
verfaffungen betreffe. Solche Mäßigung oder Zaghaftigfeit wurde 
widerfprochen: der Tagfagung und dem Bolfe müffe man, uns 
befümmert um den Erfolg, ein möglichft vollftändiges Projekt 
14 * 
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vorlegen; die großen Prinzipien müſſen durchgefochten werden, 
namentlich die Frage des Zweikammerſyſtems, alſo neben der 
Ständerepräſentation auch jene des Volkes. Wenn zum Lobe 
des dermaligen Bundes angeführt worden, daß die Tagſatzung 
die Kraft gehabt, gewiſſe illegale Bündniſſe aufzulöſen und ver— 
derbliche Kongregationen zu beſeitigen, ſo dürfte dieſe Erfahrung 
eher als Vorwurf gelten, daß es unter jenem Vertrage möglich 
geworden ſei, Vereinigungen zu ſchließen, welche den Beſtand der 
Eidgenoſſenſchaft wiederholt in Frage ſtellten, und Kongregationen 
aufzunehmen, welche zu den bedauerlichſten Zerwürfniſſen Veran— 
laſſung gegeben. Noch ſchärfer ſprach ſich die Meinungsverfchieden- 
heit aus, als von den Kühnſten empfohlen ward, mit der Ge— 
ſchichte ganz zu brechen, die Bundesſouveränetät an die Spitze 
des Gebäudes zu ſtellen, die Wahrung der Geſammtintereſſen 
ausſchließlich einer aus Wahlkollegien hervorgehenden Volksreptaͤ— 
ſentation anzuvertrauen und zwar mit Aufgeben einer gleichzeitigen 
Ständerepräſentation neben dem Volksrathe. Dieſer Meinung wurde 
entgegengeſtellt: Bundes- oder National-Souveränetät obenan ger 
ſtellt führe geraden Weges zum gefürchteten Einheitsſyſtem; ſolches 
zu vermeiden, müſſe man vielmehr die geſchichtliche Entwickelung 
zur Grundlage nehmen; die Geſchichte aber lehre, daß die XXII Kan— 
tone als eben fo viele urfprüngliche Souveräne anzufehen fvien, 
welche nun neuerdings zu einem Bunde fich vereinigen und von 
ihrer Souveränetät fo viel und nicht mehr abtreten, ald fie zum 
Beften der Gefammtheit nothwendig erachten; in folcher weiſer 
Abgrenzung liege der Zweck der Bundesrevifion. Die dee, die 
neue Schweiz aus einer a priori angenommenen National» oder 
Bundeshoheit heraudzufonftruiren, brachte e8 nur zu vier Stim- 
men und unterlag fomit dem gefchichtlichen Föderativgrundſatz. 
Damit war übrigend nur fo viel entfchieden, daß man an der: 
Spige des Ganzen die XXII Kantone als die Grundlage’ der 
neuen Bereinigung bezeichnen wolle, nicht aber die Frage der 
Repräfentation felbft, die erft fpäter ihre Löfung fand; vorläufig 
jedoch hatte das föderale Element fih als das vorherrfchende 
ausgewieſen. Wie begreiflich mar die Beſtimmung, in wie weit 
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den font fouveränen Kantonen das Recht zu Bertragsabichlüffen 
mit dem Ausland und unter fi) gelaffen werden möge, eine der 
mwichtigeren. Bald mar die Kommiffion einig darüber, daß den 
Kantonen unterfagt fein folle, politifche Verträge fei e8 mit dem 
Ausland, fei es unter fich abzufchließen. Eine Mehrheit vereinigte 
fih auch zu dem Verbot der Militärfapitulationen; ed wurde bei 
der Berathung die Schattenfeite diefer Verträge und ihrer mora— 
liſchen und volfswirthfchaftlichen Folgen mit großem Aufwand von 
Beredtfamfeit gefchildert, nicht ohne befondern Bezug auf die grund- 
ſätzliche Gegnerfchaft zwifchen der Republif und dem monardhifchen 
Abſolutismus; „es empöre das Nationalgefühl“, wurde gefagt, 
„daß die Schweiz, welche nicht davor zurüdgebebt fei, zu Her— 
ftellung der Ordnung, der politifchen und geiftigen Freiheit einen 
innern Krieg zu beftehen und Hunderttaufende von Bürgern zu be— 
waffnen, fich anderfeit3 hergebe, in fremden Ländern den Abfolu: 
tismus in diefer oder jener Form mit Bayonnetten zu fchügen, 
und die Völker, welche für ihre unveräußerlichen Nechte fämpfen, 
in der Knechtfchaft darniederzuhalten.“ Schwach nur widerfprachen 
die wenigen anders Gefinnten: der angebornen Kriegsluft der 
Schweizer müffe ein Feld der Thätigfeit geöffnet werden; gefchehe 
es nicht durch ordentliche Militärfapitulationen, fo trete Schlim— 
mered, das ungeregelte und ungeficherte Dienftverhältniß der 
Mannſchaft ein ohne den Schub heimathlicher Offiziere und 
vaterländifcher Obrigkeit. Bon Verbot des individuellen Militär: 
dienftes im Auslande war feine Rede, eben fo wenig von einer 
Abänderung des Statusquo, fondern die Beichlußfaffung be- 
ſchränkte fich einzig auf die VBorfehrift, daß fümmtlichen Kantonen 
verboten fei, Fünftighin Militärfapitulationen mit ausländifchen 
Staaten einzugehen. Ein Berbot von anderweitigen Vertrags— 
abfhlüffen zwifchen den Kantonen und dem Ausland wurde ans 
fänglih nicht ausgefprochen, fondern nur die Verpflichtung, die 
Verträge der Bundesbehörde zur Genehmigung vorzulegen; in 
fpäterer Berathung erlitt jedoch die Souveränetät der Kantone 
in diefer Rückſicht wichtigen Abbruch zu Gunften der Bundes- 
hoheit. Bei Behandlung der Mittel für die Handhabung der Ord- 
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nung im Innern und der zu diefem Zweck den Kantonen zu 
gemwährenden Garantien war die Erinnerung an die vielen Fans 
tonalen Ummwälzungen und Aufftände der jüngften zwei Sjahr- 
zehnte, dann an die Zwietracht, welche die jeweilige Intervention 
der Eidgenofjenfchaft erzeugte, noch ganz lebhaft; man wollte 
diefem unfichern Zuftand der Dinge ein Ende machen, brachte 
jedoch das wahre Gegenmittel, allfeitige redliche Anerkennung der 
verfaffungsmäßigen Ordnung und der verfaffungsmäßigen Mehr- 
heiten, nicht zur Sprache. Neued wurde nicht befchlofjen, wegen 
der Garantie der Kantonsverfaffungen der Inhalt des Entwurfes 
von 1833 angenommen, ebenfo in Bezug auf die gleichzeitige 
Garantie der Rechte des Volkes, neben denjenigen der Behörden. 
Noch ftand in den Tagen diefer Berathungen das neuenburgifche 
Doppelverhältniß aufrecht, weßhalb Beftimmungen vermieden 
wurden, welche den Kanton Neuenburg gehindert hätten, dem 
neuen Entwurf beizutreten. 

Ausführliche Berathung veranlaßten die fonfeffionellen Ber- 
hältniffe, insbefondere die Klöfter (23. und 24. Februar). Die 
Anfihten waren anfänglich geteilt; die Einen wollten, mit Rüd» 
fiht auf vorangegangene trübe Zeit, den Religionsfrieden ge- 
bieten und mit allen Mitteln des Bundes fhüsen; fie klagten, 
die Katholifen hätten es beffer in den evangelifchen Kantonen, 
als die Evangelifhen in den fatholifchen; es müffe daher eine 
angemeffene Ausgleihung der Berhältniffe gefucht werden. Die 
Gegner wollten Feine folche Fonfeffionelle Garantie in die Bundes» 
verfaffung aufnehmen; mit dem Bundesbefchluß gegen die Sefuiten 
fei das nöthige gefchehen; wollte man mehrere Einmifchung, fo 
müßten fi) die Bundesbehörden felbft mit den „Lehrbüchern“ 
der einen und der andern Konfeffion abgeben; beffer fei, dieſes 
ganze Gebiet den Einflüffen der Zeit anheimzuftellen und es bei 
Streichung ded Artifeld XII vom Fünfzehner Bertrag (Aufhebung 
der Garantie der Klöfter) beivenden zu laffen, „indem derfelbe zu 
mannigfachen Fatalitäten Beranlaffung gegeben“. Mit überwiegen⸗ 
der Mehrheit wurde die Garantie beider Kulte in allen Kantonen 
unter Vorbehalt der Rechte des Staates hinfichtlic der öffent 
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lichen Ordnung und ded Friedens ausgefprochen. Zweck diefes 
Befchluffes war zwar mehr, die bisherige Glaubenseinheit in den 
fatholifhen Kantonen zu brechen, als ein allgemeines Syſtem 
tadellofer gegenfeitiger Duldung und vollftändiger Gleichberech- 
tigung einzuführen; allein im Beſchluß lag doch der Keim zur 
Reziprozität, zur allmäligen Einführung des Fatholifchen Kultus 
auch in allen Theilen der proteftantifhen Schweiz. Für die Wieder- 
aufnahme eines Artifeld zu Gunften der Klöfter, wie der bis— 
berige Art. XII, menigftend der Wefenheit nach, ergaben fich nur 
drei Stimmen; die Mehrheit gedachte der Oppofition, welche der- 
felbe fhon in den Jahren 1814 und 1815 hervorgerufen, bes, 
zeichnete die Kloftergarantie ald ein Werk der Bemühungen der 
päpftlihen Nuntiatur, und feßte bei: die Eidgenoffenfchaft ala 
ſolche habe fein Intereſſe, ob Klöfter in den Kantonen beftänden 
oder nicht; die Forteriftenz diefer Korporationen hänge alfo ledig— 
ih von dem Ermeffen der Kantone felbft ab; ein Mißtrauen 
ſeitens der fatholifchen Kantone gegen die Eidgenoffenfchaft, auch 
wenn jener Art. XII weggelaffen werde, wäre nicht gerechtfertiget, 
denn bisher feien nur von den Kantonen Klöfter aufgehoben 
worden und die Eidgenoffenfhaft habe nur mit Widerftreben fi 
mit diefer Angelegenheit befaffen müſſen. 

Bon den Redaftoren der Kommiffion wurde die Errichtung 
einer fehmeizerifchen Hochfchule in Berathung gelegt; wollte man 
folhe auch nicht geradezu befchließen, fo wäre doch die Einleitung - 
zu diefem Unternehmen auf dem Konfordatäwege zu treffen. Der 
Gedanke fand Unterftügung aus allgemein politifchen und, wie 
manches Andere, auch aus fonfeffionellen Gründen. Es wurde 
gefagt: daß die fchweizerifche Jugend fih auf fremden Univerfis 
täten mit Ideen vertraut mache, welche zu den heimathlichen Ver: 
hältniſſen häufig im Wiverfpruche jtehen, was dann nicht wenig 
dazu beitrage, daß das Ausland in der Eidgenoffenfchafe jeweilen 
dienfigefällige Anfnüpfungspunfte gefunden habe. „Die Erfahrung 
lehre indbefondere, daß die Fatholifchen Theologen im Ausland 
fi) entnationalifiren, und die verderbliche Wirkſamkeit eines Theile 
diefes Klerus komme größtentheild auf Rechnung der verfannten 
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oder gering geſchätzten Nationalität; eine fchmeizerifche Gefammt- 
hochſchule werde in diefer Beziehung vortheilhaft einwirken.“ 
Die Gegner wendeten ein, daß auf dem Konfordatöwege jeden- 
falld nichts Entfprechendes zu Stande gebracht werden fönne, 
fhon wegen der Berjchiedenheit der Intereſſen in Beziehung auf 
Dertlichkeit, Glaubensbefenntniß und Sprache, und da ohnehin 
in mehrern Kantonen bereits Hochichulen beftänden, melde die 
betreffenden Kantone faum aufgeben werden; überhaupt falle in 
Betracht, dag im In- und im Auslande bereitd genügende An- 
ftalten für wiffenfchaftlihe Ausbildung beftehen. Widerfprachen 
‚ Einzelne der Univerfität, fo brachten fie hinwieder die Errichtung 
eines allgemeinen jchmeizerifchen Lehrerfeminard auf die Bahn, 
„damit fänmtlichen Kantonen die Möglichkeit gegeben wäre, durch 
tüchtige, vaterländifch gebildete Lehrer ein beftimmtes Maß des 
Wiſſens und der edlen Bildung im Bolfe ‘zu verbreiten.“ Die 
praftifhe Ausführbarkeit einer folchen Anftalt wurde widerfprochen. 
Es ergab fih eine ſchwache Mehrheit für Errichtung einer Hoch— 
ihule auf dem Wege des Konfordated mittelft eined Beitrages 
aus der Bundeskaſſe. 

Mit großer Einläßlichfeit wurde die „freie Niederlaffung® 
der Schweizer behandelt. Umftändlih hatte fchon der Entwurf - 
von 1833 fie gewährleiftet, aber wohl zum Mißfallen eines großen 
Theild der Schweiz. Das Thema war volfsthümlich bei Vereinen 
und Gelagen, weniger in den Rathsſälen der Regierungen und 
der Gemeinderäthe, am wenigften in den fommunalen Bürger: 
verfammlungen. Auch dort, wo die freie Niederlaffung bereits 
feit länger durch Konfordat gefichert war, fehlte in manchen, 
befonders gewerblichen Beziehungen die-Gleichftellung der ſchwei— 
zerifchen Niedergelaffenen zu der fantondbürgerlichen Bevdlferung. 
Die Abneigung gab fich bei dießmaliger Verhandlung abermals 
fund; namentlih machte Fürftenberger von Bafel Einfpracdhe: 
dortige Stadt fei zwar keineswegs engherzig gegen Schweizer, 
das beweife die große Zahı von 2500 Niedergelaffenen (fchmwei- 
zerifche und fremde zufammen), welche ſchon im Jahr 1843 dort 
gewefen; aber Bafel trage Bedenken gegen eine allgemeine Ver— 
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pflichtung, befonderd im Hinblid auf den Niederlaffungavertrag 
zwifchen der Schweiz und Frankreich. Diefe Anfchauung fand 
wenig Unterftüßung, um fo mehr der angeregte Ausfchluß fehmwei- 
zerifcher Sfraeliten vom freien Niederlaffungsredht. „EI würde in 
manchen Kantonen“, fo hieß es, „als ein wahres Unglücd bes 
trachtet werden, wenn das freie Niederlaffungsrecht auch auf diefe 
Klaffe ausgedehnt würde, wenn mithin die Gemeinden gezwungen 
werden fönnten, den Juden, gleich den übrigen Schtweizerbürgern, 
ein Domizil zu gewähren.“ Bereits „hätten die fraeliten den 
zürcherifchen Bezirf Regensberg, in der Nachbarſchaft der aargauifchen 
Sudengemeinden Endingen und Lenguau, in der Weife torturirt 
und durch Wucher audgefaugt, daß die Gefehgebung wohl noch 
auf ernftere Maßregeln gegen das daherige Unweſen bedacht fein 
müſſes. Solches kann fein Anderer gefagt haben, als der Bürger: 
meifter Furrer, Mitglied für Zürih. Dem Ausfhluß gegenüber 
wurde der Antrag auf gleiche Behandlung der Juden mit den 
Chriſten geftellt, „weil fie nie auf eine höhere Stufe der Sitt- 
lichfeit gelangen könnten, fo lange fie ſtets ald Heloten behandelt 
würden®. Diefer Antragfteller war fein anderer als der aargauifche 
Landammann Freisherofee, der gleiche, der die Proben feiner 
Toleranz und Humanität durdy brutale Austreibung frommer hrift- 
licher Klofterfrauen abgelegt. Mit fiebzehn Stimmen, alfo beinahe 
einhellig, wurde freies Niederlaffungsrecht für die Schweizerbürger 
„beider Konfeffionen“, mit Ausfchluß der Juden, befchloffen. Aber 
auch bezüglich gewiſſer chriftlicher Schweizer wurde eine Ausnahme 
feftgefegt, die nämlich, daß die in ein fantonales Bürgerrecht neu 
aufgenommenen Ausländer das Recht der freien Niederlaffung in 
andern Kantonen erft nad Ablauf von fünf Jahren anfprechen 
dürfen. 

War Schon die Frage der Niederlaffung an fih vom größten 
Belang, fo trat num die fonftituirende Berfammlung in eine noch 
weit überwiegende ein: welche Nechte follen dem ſchweizeriſchen 
Niedergelaffenen zufommen? war der Entwurf vom Jabr 1833 
in diefer Beziehung nicht zu bedächtig oder zu engherzig? Jener 
Entwurf fhon war fehr freigebig: er verlangte nur die unerläß- 
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fichften schriftlichen Ausmweife, er verbot, den Niedergelaffenen mit 
irgend einer Bürafchaft oder mit irgend welchen andern befondern 
Laften zu belegen; er nahm Bedacht, daß ihm nur eine mäßige 
Kanzleigebühr abgenommen werden dürfe; er verlieh den Nieder- 
gelaffenen gleiche Rechte mit dem Kantonsbürger in Beziehung 
auf jegliche Gemwerböbetreibung und auf Erwerbung von Liegen- 
fhaften; er unterfagte den Gemeinden, die Niedergelaffenen aus 
andern Kantonen mit höhern Steuern und Leiftungen an die 
Gemeindeausgaben in Anfpruh zu nehmen, ald die Niederge- 
laffenen aus dem eigenen Kanton. Das fchien den Einen zu viel, 
den Andern zu wenig. Freiserofee tadelte die im Entwurf mittel- 
bar enthaltene Ausſchließung der fehweizerifchen Niedergelaffenen 
von der Ausübung der politifhen Rechte; wolle man ihnen diefe 
Rechte nicht fhon von Bundes wegen förmlich einräumen, fo 
folle man dod die Entwidelung in diefer Richtung nicht hemmen; 
Aargau habe bereits die Initiative ergriffen, indem es den Nieders 
gelaffenen die Ausübung der politifhen Rechte vollfommen zu— 
geftanden, andere Kantone, fo Bern und Bafel-Landfchaft, gewähr- 
leiften Gleiches gegen Reziprozität. E& wurde geantwortet: nad) 
dem Entwurfe bleiben die Kantone frei, jenes Recht zu gewähren, 
daher die Klage nicht begründet. Eine entfcheidende Löſung diefer 
Frage erfolgte am gleichen Tag (25. Februar) noch nicht. Eins 
läßlich wurde dagegen die frage erörtert, ob den Niedergelaffenen 
wirklich die freie Grunderwerbung zugefichert werden folle. Die 
Abgeordneten für Waadt und Genf griffen fie an. Bezüglich der 
Schweizer hätte jene Gewährung feine Bedenken, wohl aber wegen 
der Franzofen in Folge des Niederlaffungdvertraged mit Frank— 
reich. „Der Andrang von Franzofen werde von Jahr zu Jahr 
größer und es ſtehe zu beforgen, daß diefelben nicht nur die 
größern Zweige der Induſtrie, fondern auch den Grundbefiß zum 
Nachtheile der Schweizer an fich ziehen werden.“ Die fchon ber _ 
fiehenden Begünftigungen für die Franzofen feien ohnehin Lock— 
jpeife genug; „dieß wirfe aber ungeheuer nachtheilig nicht nur 
auf den Wohlitand, fondern auch auf die Nationalität der Schweiz. 
Ein wahres und behagliches Nationalgefühl könne fih nur da 
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entwideln, wo auch der Grund und Boden das Eigenthum des 
Volkes fei und mo es fih in feinem Abhängigkeitsverhältniffe 
von den Fremden finde.* Darauf wurde erwiedert: die Befug- 
niß zur Grunderwerbung fei ein Hauptattribut der freien Nieder- 
laffung; ohne fie würden die Niedergelaffenen nur Proletarier 
fein; Beforgniffe für die Induftrie feien überflüſſig; im äußerſten 
Tall fünnte man jenen Niederlaffungsvertrag auffünden. Nach 
folder Abfertigung von Waadt und Genf wurde noch den Fatho- 
lifchen Kantonen vorgeworfen, daß dort bisher im bloßen Intereſſe 
des Magnatenthums der Grundermwerb durch Niedergelaffene unter- 
fagt geweſen; „damit das Volk felbft gegen die Niederlaffung mit 
Grunderwerbung eingenommen werde, habe man zu dem Kunft- 
griffe Zuflucht genommen, daß man erklärt, ed fomme die Re— 
ligion in Gefahr, wenn Bürger aus andern Kantonen, nament- 
fich Proteftanten, fich anfiedeln und Grund und Boden erwerben 
dürfen; aber „nicht die Religion, fondern das höchft materielle 
Intereſſe der Familien oder Magnaten werde bedroht, und diefem 
Egoismus fei es zuzufchreiben, wenn in jenen Kantonen bedeu- 
tende Kräfte ungenützt bleiben und der öffentlihe Wohlftand da- 
durch verfümmert werde. Die drei romanifchen Mitglieder (Zeffin 
hatte fih zu Waadt und Genf gefellt) blieben in Minderheit 
und ed wurde vielmehr die freie Grunderwerbung mit ander- 
weitigen anneren Hauptbeftimmungen des ältern Entwurfes durch 
fünfzehn Stimmen gutgeheißen. 

In Bezug auf verfchiedene Rechtsverhältniſſe ſchloß ſich die 
Kommiffion an den Entwurf von .1833 an und namentlih fand 
nah wiederholter Prüfung die Vorſchrift Anklang, daB fämmtliche 
Kantone die Angehörigen der andern Kantone in Abfiht auf 
Geſetzgebung und gerichtliches Berfahren den Angehörigen des 
eigenen Kantons gleichhalten follen. Noch beftand das bloße Kon: 
fordat zur Derminderung oder Abwehr der Heimathlofigkeit. Die 
Berfammlung erklärte fich faft einftimmig für wörtlihe Annahme 
des bezüglichen Artifeld im ältern Entwurf, d. h. für Aufhebung 
der Heimathlofigfeit durch verpflichtendes Bundesgeſetz. Ueber das 
Alylreht der Kantone war man bald einverftanden; es wurde 
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nicht in Frage geftelltz allein der Erneuerung von Konflikten, 
wie fie früher zwifchen der Bundes und der Kantonalgewalt über 
die Frage entſtanden, ob erftere berechtiget fei, gegen den Willen 
einzelner Kantone ruheftörende ausländifhe Flüchtlinge wegzu— 
mweilen, wollte man vorbeugen; * in diefem Sinn wurde dem 
Bunde die Oberpolizei gegenüber den einzelnen Kantonen einge- 
räumt durch den Ausspruch: „dem Bunde ficht das Recht zu, 
Fremde, welche die innere oder äußere Sicherheit der Eidgenoffen- 
fchaft gefährden, aus dem fchmeizerifchen Gebiete wegzuweiſen.“ 
Neihlic hatte der Entwurf von 1833 die Hebung des 
Militärwefens bedacht. Nachdem ein jo umfaffender Gebrauh vom 
Bundesheer gemaht worden, war gleiche Stimmung noch vor- 
herrſchend. Einzelne wollten noch weiter gehen, felbft die In— 
firuftion gefammter Truppen den Kantonen abnehmen und auf 
den Bund übertragen. Es murde folches tapfer befämpft: die 
Inſtruktion merde befjer von den Kantonen beforgt ald durch 
den Bund; diefer müßte überall hin Snftruftoren fenden, welche 
weder gleichen Eifer noch gleiche Befähigung befäßen. Bisherige 
Ergebniffe feien ganz zu Gunften der Kantone, und verhältniß- 
mäßig fei in feinem Zeige des Staatshaushaltes mehr geleiftet 
worden ala im Militärfah, Die Snftruftion durch den Bund 
würde auch Eoftfpieliger ausfallen, ald es bisher der Fall ge- 
weien; die Kantone leiften überhaupt wohlfeiler ald der Bund, 
‚gleihwie die Privaten vortheilhafter Gemwerbsanftalten betreiben 
als die Staatsverwaltung. Noch ein Nachtheil: entziehe man den 
Kantonen die Inſtruktion der Truppen mit der vorzugsmweifen 
Ueberwachung und Leitung des Militärwefens, fo verlieren die— 
felben aud Luft und Neigung, für die Aeufnung der Zeughäufer 
und die Anfchaffung von Kriegsmaterial zu forgen; leßtere gefchehe 
aber nach Erfahrung mwohlfeiler durch die Kantone als durch den 
Bund. Aber auch für dad Volk träte größere Beläftigung ein: 
in den Kantonen babe man diejenige Jahreszeit zur Inftruftion 
ausgewählt, in welcher die wichtigften Arbeiten des Landmanns 
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entweder abgethan oder noch nicht begonnen gewefen feien. Eine 
ſolche Rüdfiht aber werde der Bund nicht walten lafjen, weil 
er fein Snftruftionsperfonal fortwährend in Thätigkeit werde er- 
halten müffen. Das bisherige Syſtem fei fowohl nationaler als 
wohlfeiler. Befchwichtigend wieſen Andere auf die Vortheile, 
welche wenigſtens die Zentralifation des Unterrichts der Spezial- 
waffen böte. Wirklich ergaben fi dann Mehrheiten für die Ueber- 
tragung der Inſtruktion des Genie, der Artillerie und Kavallerie 
an den Bund; daß Gleiches auch für Infanterie und Scharfſchützen 
gefchehe, wurde faft einhellig verworfen. Mit Erinnerungen an 
die Patriziatögarnifon von Bern und an die Thätigkeit der Stan- 
destruppe von Bafel zur Zeit des dortigen Bürgerfriegd wurde 
die Borfchrift gegeben, daß Fein Kanton oder Halbfanton mehr 
als 300 Mann ftehender Truppen halten dürfe; „der Bund müffe 
Schuß gewähren, auf daß nicht durch Anmwerbung von Söldnern 
und Aufftcllung einer fländigen Truppenmacht gewiſſe reaktionäre 
Tendenzen verfolgt werden können.“ Mit begründetem Mißtrauen 
in die Zukunft befchloß die Verfammlung auch, dab der Bund 
nicht berechtiget fein folle, ftehende Truppen zu halten. 

Die Kantone waren müde der fruchtlofen Konkordatsverſuche 
für Regelung des Zollwefens. Es wurde daher in der Kommiffton 
der Antrag geftellt, dem Bunde das Necht zur Einlöfung aller 
fantonalen Zölle zu geben, dadurch die Zentralifation der Zölle 
und deren Verlegung an die äußere Grenze der Schweiz einzus 
leiten. Bielfeitiger Beifall folgte, doh mit Warnungen gegen 
Zollfäße, welche die Induſtrie ruiniren würden, und mit For— 
derung eined Entfhädigungsmaßftabes, welcher auch denjenigen 
Kantonen gerecht werde, welche koſtbare Straßen gebaut, ohne 
ihre Benugung mit fehweren Zöllen zu belaften. Diefe Entſchädi— 
gungsfrage gab noch viel zu fprechen und zu rechnen, bis endlich 
ein billiger Maßſtab zu derfelben aufgefunden ſchien. Anläßlich 
fam auch die Frage der Konfumogebühren, deren Befeitigung fo 
oft in frühern Jahren angeftrebt worden, zur Erledigung; Bern 
und feine gleich intereffirten Genofjen fiegten mit großer Mehrheit, 
indem der Bezug genannter Gebühren von geiftigen Getränfen 
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auch ferner geftattet, ja nunmehr durch die Bundesverfaffung felbft 
zu gewähren befchlofjen wurde. Das Zollmefen führte zu den Hans 
delöverträgen; in theilmeifer Aufhebung von Schon Abgeſchloſſenem 
wurde nöthig gefunden, dem Bund allein das Recht zum Abſchluß 
derfelben zuzuerfennen, jedoch mit Ausnahme der Verträge über 
nachbarlichen Verkehr, Salz und Getreide. Beifall fand der groß— 
artige Gedanke, den Bund bei wichtigen öffentlichen Werfen zu 
betheiligen; aber verſchieden beurtheilt wurde die Frage, ob er 
felbft bauen, felbit handelnd einfchreiten, oder nur unterftügen 
folle; das erſte wurde als gefährlich bezeichnet, da dann die Kan- 
tone die Hände in den Schooß legen würden, auch fonft als un- 
thunlih, da dem Bunde die finanziellen Mittel nicht zuftehen 
würden, nad allen Seiten des Bedürfniffes gleichzeitig einzu— 
fchreiten. Nach wiederholter Berathung überwog die Anficht, den 
Umftänden nicht vorzugreifen, fondern dem Bund frei zu laffen, 
nach Ermeffen öffentliche Werke felbft zu errichten oder bloß kan— 
tonale Unternehmungen zu unterjtüßen. | 
Don hohem Intereſſe waren die Verhandlungen über das 
Moftwefen. Solches war nach dem Grade der Ausbildung noch 
ein neues Inſtitut; urfprünglich wurde es von Privaten, Familien 
und Korporationen betrieben; in Glarus hatte man deßhalb noch 
vor faum einem Menfchenalter eine „reformirte* und eine „fa= 
tholifche" Poft; * in Bern und Schaffhaufen war ehedem die 
Poft lange in den Händen angefehener Familien; in Zürih und 
St. Gallen war fie Schooßfind der „Faufmännifchen Direftorien“, 
In den meiften Kantonen wurde die Poft dann zur Staatsanftalt 
erhoben und es wurden überrafchende Nefultate gewonnen. Im 
Fahr 1848 hatten eigene Poftverwaltungen nad ihrem ganzen 
Umfang die Kantone Zürich, Bern, Luzern, Glarus, Freiburg, 
Solothurn, Bafelftadt, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Teffin, 
Waadt, Wallis und Neuenburg. In Genf war nur die Briefpoft, 
nicht aber auch die Meflagerie Monopol des Staates. Berpachtet 
war das Poſtweſen der ſechs Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden, 
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Zug, Bafelland und Thurgau, und zwar an Zürich die Poft 
von Uri, Untermalden, Zug und Thurgau, an St. Gallen jene 
von Schwyz, an Bafelftadt jene von Bajelland, an Luzern jene 
von Uri.* Die Pot von Schaffhaufen war der Thurn» und 
Taxis'ſchen Poftverwaltung ald Erblehen abgetreten. ** Appenzell 
hatte feine obrigfeitlichen Pofteinrichtungen. Ungeachtet des Eifers 
und der Sachkunde der meiften genannten fantonalen Berwal- 
tungen ließen die Pofteinrichtungen doch noch fehr viel zu wünfchen 
übrig. Eröfterte Poftunterhandlungen mit den großen Nachbar— 
ftaaten, in Paris und Wien, die legte noch mehr als frühere 
Borgänge, hatten die hohe Wünſchbarkeit der Zentralifation diefes 
Derwaltungszweiges herausgeftellt, wenn auch die Ergebniffe der 
Wiener Konferenzen vom Jahr 1847 gerechte Anerkennung fanden. 
Auch die unaufhörlihen Poftfehden der Kantone im Innern, 
Folgen ihrer Konfurrenz-Stellungen, wurden ald Grund zur 
Zentralifation angeführt, mit dem Nachweiſe, daß das Publikum 
bei beftehender Drdnung noch manches zu wünſchen habe, wie 
denn 3. B. ein Brief von Genf nach der öftlichen Schweiz beinahe 
jo viel Eofte, als ein folder von Konftantinopel eben dorthin, 
weil auf- dem erften fieben verfchiedene fantonale Poſtadminiſtra— 
tionen ihren Gewinn machen wollten. Die Gegner der Zentra- 


* Es find hier Zürich und Luzern als Poftpächter von Uri genannt; es 
betraf dieß die Urner Briefpoft, welche jene beiden größern Kantone gemeinſam 
gepachtet hatten. 

** Vergl. Bd. IL, ©. 14 und 15. Der Bertrag ift vom 22. Dftober 1833, 
Us „Befiper und Eigenthümer der erblehenbaren Poften im Kanton Schaff- 
haufen“ haben ihn unterzeichnet Franz v. MeyenburgStodar, Konrad v. Beyer 
und Friedrih Stodar v. Neuforn. Er überließ die Poften an Thum und 
Taris „pachterbmweife” auf die Dauer von 25 Jahren und weiter, wenn nicht 
6 Monate vor Ablauf diefer Zeit Auffündung erfolge. Einer fünftigen Zentra- 
liſation der Poften war Rechnung getragen: „Eine frühere Auflöfung diefes Ver: 
trages ſoll aber dann ftattfinden, wenn eine Zentralifation der Poften im Um— 
fange der ganzen Eidgenoffenfchaft zur Ausführung jollte gebracht werden”. In 
einem Nebenvertrag war die Kaufſumme zu Gl. 180,000 (nicht bloß SL. 175,000) 
beftimmt. Der Große Rath von Schaffhaufen ratifizirte durch eine Beſchluſſes— 
form, vermöge welcher er jelbft das „Kantonspoſtregal“ dem Fürften als ein 
„wahres Erblehen“ überläßt. 
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liſation führten an: daß manche Kantone nicht in der Lage ſeien, 
auf die aus dem Poſtregal bezogenen reichlichen Einkünfte zu ver— 
zichten; daß eine zentrale Poſtverwaltung ein Heer von Beamten 
erfordere, auch ihre Bedürfniſſe an Material theurer werde be— 
zahlen müffen als lofale Verwaltungen. Bermittelnd wurde be- 
merft, man folle in das Vorhaben eingehen, aber an die Kan— 
tone volle, nicht bloß jene partielle Entſchädigung leiften, welche 
ihnen der erite Bundesentwurf vom Jahr 1832 zugefichert hatte, 
Im Laufe der Verhandlung zeigte Negierungsrath Böfchenftein 
für Schaffhaufen an, daß in dem Pachtvertrage mit Thurn und 
Taxis die Wiedereinlöfung des dortigen Poftregald vorbehalten 
worden fei. Die Zentralifation wurde mit 14 Stimmen nad 
Maßgabe des erwähnten ältern Entwurfes und gegen volle Ente 
[hädigung der Kantone befchloffen. 

Sn der Schweiz fuchten zu jener Zeit drei Münzſyſteme ſich 
geltend zu machen; das deutfche, das franzöfifche und ein ein- 
heimiſches. Die Zentralifation wurde nicht widerfproden; über 
den anzunehmenden Münzfuß dagegen entftand der erwartete 
Streit und die öſtliche Schweiz namentlich wollte auch jest noch 
von dem ſchon im Entwurf von 1832 empfohlenen franzöſiſchen 
Münzfuß nichts wiſſen. Es blieb daher nur übrig, entweder auf 
die Zentralifation zu verzichten, oder fie nur im Grundfaß auszu— 
Iprechen, die Beſtimmung des Münzfußes der Bundesgefeßgebung 
zu überlaffen; das lestere beliebte. In gleicher Weife wurde Maß 
und Gewicht ald Bundesfache erklärt, dann die Fabrikation und 
der Verkauf des Schießpulverd zu Handen des Bundes mono- 
polifirt. - 
Bereits achtzehn Tage lang hatte die Kommiſſion gearbeitet 
und noch war die Hauptfache nicht unter Dach: das Wefentliche 
der Bundesorganifation, die Stellvertretung. Der Kampf zwifchen 
den großen und Fleinen Kantonen wurde am 6. und 7. März 
gefochten. In der Berfammlung fehlte nur Oberſt Rilliet von 
Genf. Die längft erfchöpften Gründe für und wider die Beibe— 
haltung der gleichen Repräfentanz wurden abermals vorgetragen: 
für die erjte Anficht der Grund, daß das Wefen einer Eidgenofjen- 
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haft die Handhabung der Souveränetät der einzelnen Glieder 
erheifche, für die Handhabung der Souveränetät aber die Gleich- 
berechtigung in der Stimmgebung nothwendig fei, jegliche Ab» 
weichung zum Einheitäftaat führen werde; für die zweite Meinung 
die Behauptung, daß giößere Leiftung auch mehreres Stimm- 
recht bedinge und daß es unzuläffig fei, länger ein Syſtem zu 
dulden, bei welchem die im Volke zu Kraft und Leben gelangten 
politifchen Anfhauungen in der oberften Bundesbehörde nicht zur 
Geltung fommen können, fondern vielmehr durch die entgegen- 
firebende Ständercpräfentang, die thatfächlih nur eine Minderheit 
vertrete, niedergehalten werden. Auch Mitteliyfteme, abgeftufte 
Stellvertretung nah Klaffen, mit billiger Rüdfiht auf die Bes 
völferung, famen zur Sprache. Den grundfäglichen Erörterungen 
hloffen fih Vorwürfe von Wortbrüchigfeit anz die Urfantone 
und ihre Freunde erinnerten an die Proflamation der Tagfagung 
vom 20. Oktober 1847, in welcher die feierlihften Verſicherungen 
gegeben worden, daß ihre rechtliche Stellung im Bunde unan— 
getaftet bleiben werde, Berfiherungen, auf welche hin die Kapi- 
tulationen abgefchloffen worden, das Volk jener Kantone fich der 
neuen Drdnung der Dinge zugewendet und zur Theilnahme an 
einer Bundedrevifion fich herbeigelaffen habe. Sie fanden Unter: 
ſtützung in Männern, welche wejentlih zum Umfchwung beige: 
tragen, aber mehr im Handeln ald in neuen fonftitutionellen 
Formen ihre Erfolge zu erringen gewohnt waren. Neun Stimmen 
erflärten fih für Beibehaltung des gleichen Stimmrechts, nur 
gif für eine Abänderung. So nah fanden fich die beiden neuen 
PBarteigruppen. Der Schwyzer und der Obmwaldner Abgeordnete, 
Dr. Diethelm und Landammann Michel, ließen ausdrüdlich zu 
Protokoll geben, daß fie zu dem Beſchluſſe nicht geftimmt. Bier 
Wochen vorher wäre vielleicht auch jene ſchwache Mehrheit nicht 
erhältlich gemefen; fo verficherten Kundige, die mitten im Getriebe 
der Gefchäfte fanden. Indeſſen war nun einmal der Wurf ges 
jhehen. Außerhalb der Schweiz waren die Ummälzungen im Fluß; 
die zentraliftifche Partei in der Schweiz regte ſich je länger je 
Die Schweiz. IV 15 
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eingreifender.“ Die Nationalrepräſentation machte Fortfchritte; 
am 19. März wurde ein nach der Volkszahl zu wählender Re— 
präfentantenrath, neben ihm, zu gleihmäßiger Berüdfihtigung 
des fantonalen Elements, eine Tagfakung von zweiundzwanzig 
Kantondgefandten, von denen jeder eine Stimme habe und 
welchen die Kantone nad Ermeſſen Inſtruktionen ertheilen 
dürfen, vorgefchlagen; dazu ein Bundesrath ald Bollziehungs- 
behördez die abgeftufte Repräfentation war aljo fallen gelafjen 
und dad Zweikammerſyſtem vorgezogen worden, in dem Sinne. 
jedoch, daß die Mitglieder beider Räthe gemeinfchaftlich berathen, 
zu getrennter Abftimmung nur für ſolche Gegenftände berufen 
würden , welche vom Standpunfte der Kantonalfouveränetät ala 
befonderd erheblich anzufehen wären. Der Vorſchlag war zu ver: 
widelt, konnte daher fich nicht behaupten, und nad wiederholten 
Berathungen wurde die Nothwendigkeit anerkannt, daß jeder der 
beiden Räthe geföndert verhandeln folle. Auffallender Weife ging 
mit 20 Stimmen der Antrag durch, den NRepräfentantenrath 
mittelft eines Generalffrutiniumse ſämmtlicher Schweizerbürger 
wählen zu laffen. Mit der Tagfagung zu bloß zweiundzwanzig 
Stimmen waren die Halbfantone nicht zufrieden; man wollte 
nun dadurch abhelfen, daß auch den Halbfantonen gleiches Stimm- 
recht gegeben würde wie den ganzen Kantonen, und vermehrte 
die Stimmenzahl auf fünfundzwanzig; neue Berlegenheit: in 
folder Weife hätten die zwei Halbfantone von Unterwalden fo 
viel Stimmrecht ale Zürih und Bern zufammengenommen. Aus 
der Beiprehung folher und ähnlicher Gebrehen ging endlich) 
ein Ständerath von 44 Mitgliedern hervor, in den jeder Kanton 
zwei Abgeordnete zu wählen habe, mit Befeitigung der Snftrufs 
tionsertheilung an diefelben, Die ſtete Wiederwählbarfeit der 


* Schärfer ſpricht fi) Herr de fa Rive von Genf aus, in der Schrift: 
„Geneve et la Suisse en. 1852; Berne 1852*: — — „le 24 Fevrier 1848 
intervint au milieu de cet enfantement difficile d’un nouveau Pacte. 
Des lors, le parti suisse fut effac6 ou domine; le parti cosmopolite, 
relégué jusqu’ä ce moment dans l’arricre-plan, prit sa grosse voix; il 
ordonna, il fallut obe&ir.* 
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Bundesräthe wurde angefochten, aber behauptete ſich bei einer 
Mehrheit. Bei der Berathung des Bundesgerichts wurden der 
Jury für Kriminalſachen Lobreden gehalten: „ſobald die Völker 
von den Feſſeln der Tyrannei ſich befreit, ſei ein weſentliches 
Gewicht auf Einführung der Schwurgerichte gelegt worden.“ 
Ueber den Sig der Bundesbehörden ging man vom ältern Vor— 
ſchlag ab; mit Rüdfiht auf mögliche Umftände, welche eine Ber: 
legung des Bundesſitzes räthlich machen könnten, fei es ange- 
mefjener, dießfallfige Beftimmung dem Bundesgefeg zu überlaffen. 

Im Borrüden der Berathungen wurden hie und da Anträge 
gebraht und angenommen, welche in frühern Situngen ohne 
beftimmtes Ergebniß befprochen worden oder nicht durchdringen 
konnten, fo der Antrag, den Niedergelaffenen die Ausübung der 
politifchen Rechte am Niederlaffungsort einzuräumen, gegründet 
darauf, „daß nur dann eine wahrhafte Nationalität ſich entwideln 
fönne, wenn der Schweizer überall feine politifchen Rechte aus» 
üben dürfe und in Ddiefer Beziehung nicht mehr auf die engen 
Schranfen eined Kantons verwiefen werde.“ Der Beichluß wurde 
doh nur mit der ſchwachen Mehrheit von eilf Stimmen gefaßt 
(30. März). Diefer Tag war überhaupt für allerlei Nachlefe be- 
flimmt; ohne nähere Begründung im Protokoll wurde der Antrag 
genehmigt, daß nur Bürger weltlichen Standes wählbar ın den 
„Repräfentantenrath* feien. Man durfte annehmen, nad) dem 
früher Verhandelten werde man die Klofterfrage wenigſtens ruhen 
laſſen; allein ein Mitglied brachte den neuen Antrag, „alle Klöfter 
und Stifte in der Eidgenoffenfchaft aufzuheben“, denn diefe „In— 
flitute gehörten keineswegs zum Wefen der Konfefjion, fie hätten 
fi) aber in der neueften Zeit ald den hauptſächlichſten Herd aller 
Umtriebe, aller Reaktionen gegen die Kantone erwieſen.“ Es 
wurde entgegnet, was auch ſchon früher gefagt worden: es fei 
diefe Frage ganz dem Ermeffen der Kantone anheimzuftellen ; 
der Antrag blieb mit firben gegen zwölf Stimmen in Minderheit. 

Die Verſammlung hatte endlich den geſammten Berathungs- 
ftoff erſchöpft; es wurde zur Hauptredaftion gefchritten und der 
aus derfelben hervorgegangene Gefammtentwurf vom 3. bie 
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8. April durchberathen. Einige Eigenthümlichkeiten find noch 
auszuheben. Die „Volkskammer“, früher NRepräfentantenrath ges 
nannt, follte aus Gefammtabgeordneten der ganzen Schweiz be= 
ftehben; demnach hätte jeder Wähler an der Wahl aller Abge- 
ordneien Theil genommen und die Schweiz wäre nur ein 
Wahlkreis gewefen. Die Gefandten der Kantone in der „Stände: 
fammer“ wären nicht für zwei unmittelbar nach einander folgende 
Sceffionen der Bundedverfammlung wählbar gewefen; Mißtrauend- 
votum gegen allfällige fantonale Stätigfeit. Für Bundesgefege 
und Bundeöbefchlüffe wäre zwar grundſätzlich die Zuftimmung 
jeder der beiden Kammern erforderlih. Allein es war die Aus— 
nahme beigefügt, daß wenn fich über einen von der Volkskammer 
gefaßten Beichluß in der Ständefammer während der Dauer der 
Seſſion feine Mehrheit ergebe, der Beſchluß der Volkskammer 
gleihwohl in Kraft trete. Der „eidg. Staatsrath" follte aus bloß 
fünf Mitgliedern beftehen. Die Berathung über gefammte Artikel 
ging raſch vor ſich; man cilte. Es erfolgten Anläufe auf Er— 
rungenfchaften unitarifchen Einfluffes, fo gegen das politifhe 
Stimmrecht der Niedergelaffenen, doch ohne Erfolg; in andern 
Punkten Abänderungen; das Niefenffrutinium, nach welchem jeder 
Bürger berufen gewefen wäre, 120 Abgeordnete in den ſchweize— 
riſchen Volksrath zu bezeichnen, wurde befeitigt und der Grund— 
fa angenommen, daB nah Wahlfreifen zu wählen fei. Eine 
Mehrheit von eilf Stimmen ſchloß die Regierungsglieder der 
Kantone vom Bolferath aus. Der Antrag, den „Bundedrath“, 
fo wurde die Vollziehungsbehörde fchließlic genannt, durch dad 
gefammte Schweizervolf wählen zu laffen, wurde nur durch zehn 
gegen neun Stimmen überwunden. Der Berfuh Dr. Steiger’s, 
Luzern zur Bundesftadt zu erheben, mißglüdte; ſolche Gefchenfe 
werden nicht zweimal angeboten. Dagegen fand die Zentralifation 
ded gejammten Militärunierrichtes, in umjftändlichen Vorſchlag 
umgearbeitet und unter Wiverlegung früherer Einwendungen bes 
fürwortet, obwohl zu einer jährlichen Ausgabe von Fr. 1,150,000 
veranfhlagt, nunmehr den Beifall von 20 Stimmen; nah Be: 
friedigung ter Kriegsmänner folgte noch jene der Scholarchen 
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dur den Befhluß, daß von Bundes wegen für Errichtung einer 
Gefammthochfchule und einer polytechnifchen Schule fo wie für 
Lehrerfeminarien geforgt werden folle. Der am 6. April beharrlich 
erneuerte Antrag, „die Klöfter, die Heerde des Aberglaubens, des 
Ultramontanidmus und der Reaftion“ aufzuheben, wurde aus 
fhon befanntem Grunde wieder abgelehnt. So Fam der Entwurf 
der „Bundedverfaffung" (ed wurde endlich diefe grundfägliche 
Bezeichnung gemwählt,) am 8. April 1848 zu Stande und erhielt 
die Beglaubigung der dreiundzwanzig Kommiffiondmitglieder. Mit 
beleuchtendem Bericht der Redaktoren Kern und Druey wurde er 
den Kantonen zur Berathung und Genehmigung mitgetheilt. Die 
Kommiffion legte in jenem Bericht unummunden das Geftändniß 
ab, daß der gänzliche Umfchwung der Dinge im Ausland wefent- 
lichen Einfluß auf das Ergebniß der Berathungen geübt und daß 
er dad Gefühl lebendig gemacht habe, es fei die Schweiz nun 
in Ausübung ihres freien Konftituirungsredhtes in feiner Weife 
gehemmt; dabei habe man fich jedoch keineswegs zur Einführung 
von Inftitutionen verleiten laſſen, welche mit dem fihmeizerifchen 
Nationalharakter unvereinbar wären. Der Bericht rechtfertigt das 
nun eingefihlagene Mitteliyftem zmifchen dem Unitarismus und 
der alten bloßen Allianz unter den Kantonen. Würde zur Zeit 
auch die Einführung des Einheitsjyitems gelingen, fo fönnte man 
ed nicht behaupten. „Wird die Schweiz fpäter zum Einheitsſyſtem 
gelangen, oder, mit andern Worten, werden in derfelben in Zu: 
funft ftatt mehr oder weniger fouveräner Kantone nur noch Bes 
zirfe oder andere Territorialeintheilungen als Glieder eined orga= 
nifirten Körpers vorhanden fein?“ „Es ift möglich“, antwortet 
fih die Kommiffion felbft. Befonders hervorgehoben wurden im 
Bericht die Vorzüge des neuen dualiftifhen Stellvertretungsfyftems 
und wurde die Hoffnung ausgefprochen: die Mitglieder des Ständer 
rathes würden jemweilen, wenn die Nechte der Kantone einer ernft: 
lihen Gefahr von Seite des Nationalrathed ausgeſetzt wären, 
diefem einen wirkſamen Widerftand entgegenzufegen wiſſen; ebenfo 
würde die Nationalrepräfentation den Ständerath zu überwinden 
die Kraft haben, falls er fich beigehen ließe, hartnädig und blind» 
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lings fih den gemeinfamen Intereſſen der Eidgenoffenfchaft ent- 
gegenzufegen. Der Borort lud die Stände ein, bis 8. Mai ihre 
Gefandtfchaften über den Bundesentwurf mit nöthigen Inſtruk— 
tionen zu verfehen. 

Die Zeit war kurz zugemeſſen; weniger Eile hätte dem Volke 
beſſer gefallen; allein die Behörden mußten in die Sache eingehen, 
um die Standesftimmen nah Möglichkeit zur Geltung zu bringen. 
Daher entwarf nun jede Fantonale Regierung ihre Anfichten über 
den Bundesentwurf und die Großen Räthe aller Kantone be- 
Iprachen in langen Sigungen denfelben ebenfalld. Doch hatte das 
Öffentliche Leben viel an Wärme und Beweglichkeit verloren; man 
hatte nun nicht mehr ‘Barteifragen vor Augen, bei deren Ent- 
[heidung die Leidenschaften fih den freieften Spielraum ver: 
ſchafften, fondern fehr materielle Aufgaben zu löſen, welche in 
die fünftige Eriftenz jedes Kantons eingriffen. Bei den Mitglie- 
dern der Behörden war Ermattung fihtbar, im Volke, nament- 
lich in jenem der deutichen Schweiz, Sleihgültigteit; Diele 
meinten, ed werde abermals leeres Stroh gedrofchen, die Schweiz 
ſchließlich beim Alten bleiben. Andere wiegten fich nicht in diefer 
trügerifchen Hoffnung und machten vielmehr lange Gefichter gegen- 
über einem neuen Bund, den fie für fehr Eoftfpielig angelegt an- 
fahen. Aber die Gefchide mußten erfüllt, das längſt Begonnene 
zur Ausführung gebracht werden. So fohritten die Großen Räthe 
an's MWerf und fürderten eine reihe Mufterfarte von Anfichten, 
Wünſchen, Gegenanträgen und Proteftationen zu Tage, — mit 
Stimmgebungen für die Extreme, Einheitöftaat bier, alter Fode⸗ 
ralismus dort, und für alle erſinnlichen Kombinationen, welche 
dazwiſchen lagen. In der Weſtſchweiz war umwälgerifche Geſin⸗ 
nung vorherrſchend, welche theilweiſe auf die Entſchlüſſe der Be— 
hörden überging. Der beſondern Zeichen der Zeit waren auch 
wieder manche wahrzunehmen. Im Großen Rathe von Bern be— 
antragte Stämpfli, daß in der Bundesverfaſſung auch auf Siche— 
rung des Staates „gegenüber der katholiſchen Kirchengewalt“ 
namentlich in Bezug auf die Bisthums- und Klofterverhältniffe, 
Aufhebung der Nuntiatur, Verbot der Sefuiten, das Verhältniß 
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der gemifchten Ehen Bedaht genommen werde; in jenem von 
Aargau wurde auf freie Niederlaffung auch der fraeliten abge- 
ftellt und auf das allgemeine Bundes-Oberauffihtärecht in Er— 
ziehungsangelegenheiten, im Gegenfab zu einer eidgenöffifchen 
Hochſchule; der Große Rath von St. Gallen verwarf den Aus— 
ſchluß der Geijtlichfeit au8 dem Nationalrath, verlangte Garan» 
tirung der gemifchten Ehen und empfahl indbefondere volle Re— 
ligionsfreiheit; im Gegenfaß zu diefem Votum von St. Gallen 
entfeßte fich die oberfte Tandesbehörde von Appenzell A.“R. vor 
ſolcher Freiheit und wollte, ächt Tonfervativ, die vom alten Land— 
theilungsvertrag herrührende ©laubenseinheit im Intereſſe des 
Proteftantismus ungeſchwächt behaupten. In politifcher Beziehung 
wollte in Schaffhaufen eine ſtarke Partei den vollen Einheitsftaat, 
da man dort das felbftftändige und foftfpielige Regieren für ein 
fo fleines Land ſchon damals befchwerlich fand, und wurde nur 
mit 40 gegen 29 Stimmen aus dem Felde gefchlagen. Bern’s 
Großer Rath ftellte den Berfaffungsrath in die erfte Linie. Zürich 
fonnte fihb mit dem Zweikammerſyſtem nicht befreunden und 
fuchte Schuß für fantonale politifhe und militärifche Intereſſen 
in einem Veto, das den Kantonen einzuräumen wäre. Thurgau 
nahm das Zweifammerfyftem an, wollte aber „für wichtige Fälle“ 
noch den freien Enticheid der Kantone felbft vorbehalten. In 
St. Gallen machte Staatöfchreiber Steiger der radifalen Schule 
einen glüdlichen Krieg, indem er den von Hungerbühler für der- 
malige Revifion vorgefchlagenen Berfaffungsrath zu Fall brachte 
und eine Mehrheit von 69 gegen 68 Stimmen für dad von ihm 
vorzugsweiſe empfohlene Zweifammerfyftem gewann, während er- 
wähnte Minderheit. nach Antrag der Regierung nur einen Rath, 
ſolchen möglihft im Verhältniß der Volkszahl gewählt, vorgezogen 
hätte. Die fonfervativen Katholifen machten ſolches Ergebniß 
möglich, indem fie, nach vieljähriger fruchtlofer Anftrengung für 
Handhabung garantirter Rechte, weiter fein Bedenken haben 
fonnten, zur Neugeftaltung der Schweiz im vermittelnden Sinne 
mitzuwirken. Im Gegenfage zu den großen Kantonen, melde 
beinahe ohne Ausnahme ſich die materiellen Opfer an Zöllen, 
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Poſten und ähnlichen Berechtigungen nicht ohne ergiebig verftärfte 
Stellvertretung wollten gefallen laffen und demnach den Stand- 
punft des individuellen Bortheiled fefthielten, traten einzelne 
fleinere Kantone, wie Glarus und Zug, aus ihrer natürlichen 
Stellung, gaben aus freien Stüden die Fefthaltung des gleichen 
Stimmredted auf und gingen auf ein abgeftufted Stimmrecht 
oder auf eine Doppelrepräfentation der Stände und der Nation 
ein. Ehedem hitzige Sonderbundäfantone betraten gleichen Pfad, 
fo Wallis, dann Freiburg, welches der Zentralität möglichft fich 
näherte und felbft für Aufftellung eines Verfaſſungsrathes Voll- 
macht gab. 

Während eben erzäblter Berathungen hatte jene kurze Der- 
fammlung der Tagſatzung ftattgefunden, über die ſchon berichtet 
worden. Der Vorort erachtete ihren abermaligen Zufammentritt 
fhon auf 11. Mai nöthig, da der Krieg zwifchen Defterreich und 
den italienifhen Staaten eine Wendung nahm, welche in feinen 
Augen eine Berlegung der fchweizerifchen Neutralität namentlich 
von Seite genannter Großmacht befürchten ließ, zumal Berichte 
de8 Abgeordneten Luvini aus Mailand eingingen, laut welchen 
dortige Regierung einen Ueberfall der Lombardei mittelft Durch— 
marſches Hfterreichifcher Truppen über dad Engadin oder das 
Münfterthal beforge. Die Kantone waren bereits fo tagſatzungs— 
müde, daß in der erſten Sikung die Gefandtfchaften von fünf 
Ständen noch fehlten. Zum erftenmal erfchien eine Abordnung 
des vepublifanifchen Neuenburg, als fein erfter Gefandte der 
Staatsrath Jeanrenaud-Beſſon; diefer dankte in kurzer Rede für 
vielfeitig Fundgegebene Sympathien, freute fih des Sieges, der 
zu Gunften der Unabhängigkeit ded neuenburgifchen Volkes endlich 
errungen worden, eined Gieged, der von jedem ſchweren Exzeß 
frei geblieben und Niemanden auch nur eine Thräne gefoftet habe. 
Im Perſonal der übrigen Gefandtfhaften gingen wie gewohnt 
einige Aenderungen vor. Bon Uri erfchien Alt-Landammann Karl 
Muheim als erfter Gefandte. Wiederholt und bei allen Gelegen- 
heiten war verfihert worden, man werde die Kantonalfouveränetät, 
da wo fie auf befugtem Boden ftehe, anerkennen; ein erſtes Recht 
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jedes Kantons war aber doch wohl, feine Abgeordneten nach Gut- 
finden zu wählen. Solhes Necht von Uri wurde beftritten; Mus 
heim hatte der alten Regierung von Uri angehört, als Gefandter 
derfelben das Manifeft der VII Kantone unterzeichnet und fland 
nun überhin in Verdacht, Mitglied des Sonderbundäfriegsrathes 
gemwefen zu fein. Zürich beftritt daher deffen Aufnahme und Zu- 
laffung zur vorgefchriebenen Leiftung des Bundeseided. Der zweite 
Gefandte von Uri, Jauch, wies folhe Ginmifhung in das freie 
Wahlrecht feines Kantons als unbefugt zurüd, ließ fich aber um 
des Friedens millen zur beruhigenden Protofollerflärung herbei, 
daß Muheim jened Manifeft nur vermöge feiner Standedinftruf- 
tion unterzeichnet, am Sonderbundskriegsrath perfönlich keinen 
Theil genommen habe. Sept erft fand die Zulaffung des erften 
Gefandten ftatt. Auh nachträglicher Hader von früherer Seffion 
her folgte, indem Ochfenbein, der erfte Gefandte von Bern, durd) 
Protofollerflärung die durch Zeitungen der franzöfifhen Schweiz 
gefchehene Veröffentlihung der Verhandlungen über den ſardi— 
nifhen Allianzvertrag, fo wie die bei diefem Anlaß verübte Ent- 
ftellung feines Votums bitter rügte. Teffin ſprach nachträglich 
hohen Tadel gegen das eingelchlagene Neutralitätsfyftem aus; 
diefer Kanton fah es ald eine verfehlte Politif an, Freunde und 
Feinde gleich zu behandeln, und konnte die Rüdfichten, die man 
Defterreich trage, noch immer nicht verfchmerzen. In erfte Reihe 
trat nun abermald die Berathung der zu treffenden Neutralitäte- 
maßnahmen. In Graubünden war eidgenölfifhes Kommando mit 
einer fleinen Zahl Truppen; zu unterfuchen mar, welches die zei- 
tige militärifhe Stellung Defterreichd, und ob in Folge derſelben 
Sicherheitsmaßnahmen zu treffen feien. Ruhiger ald Luvini hatte 
die Regierung von Graubünden gefchrieben, daß nach den Bes 
rihten ihrer Grenzfommiffäre im Engadin und im Münfterthal 
Befürhtungen, ald wollte ein Durchmarfch durch diefe Gebietd- 
theile von den Defterreichern erzwungen werden, zur Zeit feinen 
Grund haben; der eidg. Kriegsrath aber hatte bereits feinen Ber 
fund zu größern Aufgeboten abgegeben. Die Verfammlung mar 
in erfter Berathung getheilt: die Einen beriefen fih auf die 
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„geſunde Politif“ des öſterreichiſchen Kabinets, welche eine fo 
unbefonnene Verlegung des ſchweizeriſchen Gebietes nimmermehr 
erwarten laffe, zudem auf die ohnehin fchiwierige Lage dieſes 
Reiches, das fich eben in einem Auflöfungsprogeffe befinde, end- 
ih auf die Thatfache felbft, daß Feine Vorbereitungen zu dem 
beforgten Durhmarfhe wahrzunehmen feien. Andere Stände 
faßten die Sache ernfter auf; gerade Landeck, wo die öfter 
reichiſchen Truppen ftehen, fei der Schlüffel zu den nah Stalien 
führenden Alpenpäffen; nun fei die Militärftraße über das Stilffer- 
joch wahrfcheinlich in ſolcher Weife befhädiget, daß fie für den 
Durchmarſch der Truppen faum mehr gebraucht werden könne; 
um fo näher liege die Berfuchung für Defterreich, einen andern 
Durhpaß zu erzwingen; wie ed mit der Anerkennung der Neus 
tralität feitens der großen Mächte ftehe, wife man von Kurzem 
her und zur Zeit fei noch ganz ungewiß, welcher Politik man 
fih von Seite Defterreich8 zu verfehen habe. Mindeftend fei das 
ber Borficht nöthig. Einzelne Gefandtihaften benußten den An— 
laß, um die befannten militärischen Zuzüge in die Lombardei, 
- von denen die Öffentlichen Blätter Tag um Tag ganz freimüthig 
Bericht gaben, zu tadeln und in Frage zu ftellen, ob nicht Schritte 
gegen diefe Freiſchärlerei einzuleiten feien. Zur Unterfuchung der 
ganzen Sachlage wurde ein Ausſchuß beftellt. In eidgenöffifchen 
Sold fanden damals für Grenzwahdienft zwei Bataillone nebft 
Spezialwaffen in Zeffin, eben fo viel in Graubünden, zwei Ba— 
taillone Infanterie in den Kantonen Zürich ımd St. Gallen als 
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Der Ausfhuß wog alle Tageserfcheinungen forgfältig ab, Fonnte 
aber wirkliche Gefahr nirgends erbliden, daher auch feine Ver: 
anlaffung zu irgend welchen außerordentlihen Maßnahmen. 
Rügend gedachte er dagegen des Berfuches, in einzelnen Theilen 
der Schweiz bewaffnete Korps für den Dienft der Lombardei zu 
organifiren, und der Schwäche der Regierungen, welche zugeben, 
daß Militärpflichtige in ihrer Kantonaluniform über die Grenze 
ziehen. Die Kommilfion brachte Anträge im Sinne ihres Be- 
richtes: Statusquo in Bezug auf die Truppenaufitellung ohne 
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weitere Aufaebote, doch Vorbereitung für alle Fälle durch eim 
weitered Anleihen, und Berbot der Werbung und Bildung be— 
mwaffneter Korps zu ausmwärtiger Hülfeleiftung. Die Kriegd- und 
die Friedenspartei geriehen abermald in Hader über die einzu— 
fchlagende Politif. Druey hatte einen geiftig Fräftigen Genoffen 
am erftien Gefandten von Freiburg, Dr. Buffard, gefunden, der 
die Berathung der Kommiffionsvorfchläge mit heißem Tadel dar- 
über eröffnete, daB das von Sardinien angetragene Bündniß fo 
unüberlegt von der Hand gewiefen worden fei, dann auf die 
MWerbungen überging und auffallend fand, daß man, nachdem 
Tahrzehnte Tang den Kantonen frei gelaffen worden, Militärs 
fapitulationen im Intereſſe des Abfolutismus abzufchließen, nach— 
dem man felbft Privatfapitulationen geduldet habe, jene von Salis— 
Zizerd zu Gunften des heil. Stuhles im Jahr 1832, nun im - 
Widerfpruh zu folhen Vorgängen die Schweiz abfchließe und 
auswärtigen Staaten, welche fih in politifhe Befreundung zu 
ihr ftellen wollen, ein Mißtrauendvotum gebe. Um diefe An— 
fhauung auch der Nachwelt aufzubewahren, gab Bufjard eine 
Erflärung zu Protokoll, laut welcher das Heil der Schweiz nur 
mittelft einer Politif zu finden war, welche im geeigneten Augen- 
blick ihr Schwert in die Waagfchale geworfen hätte. Andere 
Gefandtfchaften bemühten fih in hohem Eifer, dem Freiburger 
und feinem politifhen Freunde die Nachtheile folcher Kriegsbe- 
theiligung darzuftellen; fie fagten ihm Alles, nur Eines nicht, 
was auch am Plabe gewefen wäre: Bufjard und andere feurige 
Nedner feined Schlaged mögen „für den heiligen Krieg“ (io 
hatten jene die Revolution genannt) ſelbſt vorangehen und ihre 
Tapferkeit Angefichts der Kanonen bewähren. Dad von der Kom: 
miffion angetragene Berbot der Werbungen vertheidigten die Ge- 
fandten von Zürich, St. Gallen, Nargau, Solothurn und Bern, 
mit lebhafter Schilderung der Nachtheile des Reißlaufens: der 
Schweiz würden dadurch militärifche Kräfte für den Fall ent- 
zogen, daß fie felbft darüber verfügen wollte; im Innern würden 
PBarteiungen und förmliche Sonderbünde entftehen, indem hier 
für die Lombarden, dort vielleicht für Defterreich geworben würde; 
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die Reißläufer felbft würden durch falfhe Vorfpiegelungen ges 
täufcht, ihrem ordentlihen Beruf entfremdet; faut Berichten des 
[hmeizerifhen Konfuld in Muiland befänden ſich bereit# manche 
Zuzüger in hülflofem Zuftand. Weberhin feien die Werbungen 
unter den Augen der Behörden nichts anderes ald eine mittel- 
bare Kriegderflärung gegen Defterreih. Verbiete man, wie es im 
neuen Bundesentwurf gefchehen, den fernern Abfchluß von Milis 
tärfapitulafionen nad der einen Seite hin, fo folle man fie aud) 
nach der andern Seite mißbilligen. Bern (noch führte Ochfenbein 
das Wort für diefen Stand) ſprach indbefondere auch bei diefem 
Anlaß für firenge Handhabung der Neutralität; unter feinen Ums 
ftänden folle die Schweiz ſolche aufgeben, es wäre denn, daß ihre 
Unabhängigkeit von Außen ber angegriffen würde, in welchem 
Fall fie dann allerdings auch in Reih' und Glied zu treten hätte; 
mit ftarfen Zügen fchilderte Ochfenbein das Verderbliche des Reiß— 
laufend, das im Grunde nichts Anderes fei, ald der Verkauf von 
Blut und Leben um fhnöded Geld. Waadt und Genf wider 
ſprachen mit fpigigen Zungen: der Kampf in der Lombardei fei 
eine Lebendfrage für die Schweiz, von feinem Ausgang ihre eigene 
Unabhängigkeit bedingt; nie habe fich früher eine Mehrheit in 
der Tagfagung bilden fönnen, um ein Verbot der zu Gunften 
der Defpoten beabfihtigten Militärfapitulationen auszuſprechen; 
jeßt aber, da ed fih um Werbungen für die Sache der Völker 
handle, fei die Tagfagung fihnell mit einem Verbot bei der Hand. 
Dem Wort dur die Ihat Haltung zu geben, erzählte der Ge— 
fandte von Waadt ohne Nüdhalt, daß vor Kurzem eine Kolonne 
Sreiwilliger aus feinem Kanton abgezogen fei, andere Kolonnen 
folgen werden, und mit Hohnlächeln gab er zu verftehen, daß fich 
Waadt dem allfälligen Verbot des Zuzuges nah Stalien nicht 
unterziehen würde. Genf insbefondere griff die Neutralitätäfreunde 
bei ihrer empfindlichften Seite an: ihm erfheine unbegreiflich, 
wie man jept die Zuzüge nach der Lombardei hindern wolle, 
während fo zu fagen die ganze neuefte Gefchichte der Schweiz 
ein Ergebniß der Freiſchaarenzüge fei und mancher nunmehrige 
Gefandte an der Tagfagung feinen Sig dur die Freifchaaren- 
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jüge errungen. Auch Fazy gab durch Hohnlachen zu verftchen, 
daß man einem Verbot die kantonale Wilfür entgegenftellen 
würde. Gegen den Echluß ter langen und bittern Erörterungen 
entwaffnete Ochfenbein feine Gegner mit der Meldung: er habe 
fürzlih den lombardifchen Gefandten gebeten fich zu erklären, ob 
die Lombardei gefonnen fei, fih als Republik zu konſtituiren und 
an die Schweiz anzufchließen; auf beide Fragen fei beftimmt und 
ablehnend geantwortet worden. Der Befchluß der Tagfagung 
lautetes Die in den Kantonen Graubünden und Teffin bereitd 
aufgebotenen Truppen follen unter dad Kommando eines Divi- 
ſionärs geftellt, jene in den Kantonen Zürih und St. Gallen 
wieder entlaffen werden; die Kantone find eingeladen, „die nöthie 
gen Mapregeln zu ergreifen, damit auf ihrem Gebiet feine Wer- 
bungen von Freiwilligen behufs auswärtiger nicht fapitulirter 
Militärdienfte ftattfinden, und daß die Bildung bewaffneter Korps 
zu ausmwärtiger Hülfeleiftung unterbleibe“ (13. Mai, in Kraft 
getreten den 15. gl. M.). Prüft man den politifhen Kampf 
diefer Tage noch etwas näher, fo fieht man auf Seite der Kriegs— 
partei die romanifchen Kantone ohne Ausnahme, auf Seite der 
Neutralität die deutfche Schweiz; denn zu Freiburg, Teſſin, Waadt 
und Genf gefellte fih im Laufe der Erörterung auch Neuenburg, 
wenn auch zahmer auftretend als feine nächften Nachbarn; ſelbſt 
Wallis, in welchem feit der jüngften Umwälzung das _franzöfiiche 
Glement das Ruder führte, war vom Taumel nicht frei, hatte 
daher feine Neigung, fih zu den Neutralen zu fhlagen, und 
behielt fih das Protokoll offen. 

Diefe Grenzungelegenheiten nahmen die Tagſatzung nod 
längere Zeit in Anfpruch, weil die Truppenbewegungen in Tirol 
noch andauerten, auf der einen Seite des Stilfferjoches italienische, 
auf der andern öfterreichifche Streitkräfte fic) befanden, die Kriegs— 
operationen in der lombardifhen Ebene ihren Fortgang hatten. 
Allein die Lage wurde zufehends noch weniger gefährlich als fie 
früher war; auch trat an der nördlichen Grenze der Schweiz wies 
der ein gewiffer Ruheftand ein; ed wurden daher die Truppen 
in Teffin iheilweife, jene in Bafel gänzlich entlaffın (26. Mai), 
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Wenige Tage nachher geftand der mehrermwähnte Ausfhuß fich 
jelbft und der Tagſatzung, daß eine wirkliche Gefährdung ſchweize— 
riſchen Gebietes nicht beftehe, und es wurde, zur Erleichterung 
der Milizgen und der Einwohner, wie „zur Schonung der ohne- 
hin ftark in Anfpruch genommenen eidgendffifchen Kaffe®, die voll- 
ftändige Entlaffung aller Grenztruppen auch in Graubünden und 
Teffin befihloffen (6. Juni), diefer Beſchluß dann felbft gegen- 
über der Einſprache von Graubünden bejtätiget (16. Juni). 

Der badifhe Aufitund war für einmal begmwältiget; feine 
Führer weilten in der Schweiz. Die großherzoglihe Regierung 
verlangte allernächit von den Nachbarfantonen Zürih und Bafel 
deren Auslieferung; beide fhlugen fie ab, handelten aber im 
Uebrigen verfchieden. Bafel befahl die Internirung der Flücht- 
linge, Zürich unterließ fie. Der großherzogliche Gefandte ſchrieb 
hierauf an die Tagfagung felbft, klagend, »daß fih ein großer 
Iheil der flüchtig gewordenen Rebellen der Echweiz zugewendet 
und von dort aus feine verbrecherifche Thätigfeit® fortſetze. Daher 
dad Begehren, daß fie von den Grenzen entfernt werden, mit 
einem Beifage, der beforgen ließ, daß jene Sindividuen von Baden 
als heimathaverlurftig würden behandelt werden. In der Tagfakung 
wurde auch bei diefem Anlaſſe üblihermaßen die Theorie und die 
Praxis binfichtlich des Afylrechted verhandelt, ein wirklicher Be— 
ſchluß nicht gefaßt, fondern die Beantwortung dem Ermeffen des 
Vororts anheimgeftellt, der dann im Allgemeinen heimifches Recht 
wahrte, aber auch Berfiberungen gab, welche hätten erfüllt werden 
follen. Anläßlich beantragte Solothurn, gegenüber von Baden und 
Defterreich die Auslieferungsverträge aufzufünden, da in beiden 
Verträgen unter den Berbrechen, welche die Auslieferung bedingen, 
Hochverrath und Aufruhr aufgezählt feien. 

Bon der radifalen Bartei der Schweiz waren die fapitulirten 
Negimenter in Neapel fihon länger ber ungern gefehen; die Ab— 
neigung fteigerte ſich, als Italien fih gegen die Fremdherrſchaft 
erhob und jene Truppen ald das einzig übrig bleibende Bollwerk 
für die Erhaltung der monarchifchen Ordnung angefehen werden 
Fonnten. Mit der Berfündung der Berfaffung vom 10. Februar 
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war die Ruhe Neapels nicht gefichert; die revolutionäre Partei 
verlangte allüberall mehr, den Umfturz des. Thrones felbft. Sie 
bedurfte nur eines Vorwandes und fie mochte auch Erfolg hoffen, 
da der Uebergang in die Fonftitutionelle Ordnung die Kraft der 
Negiernng bereits gelähmt hatte. Am 15. Mai follten die Kam» 
mern eröffnet werden; aber die Umfturzpartei, geleitet von den 
Heftigften aus der Nationalgarde von Neapel und unterftügt 
durch bewaffnete Anhänger aus den Provinzen her, wollte feine 
Paird-, Sondern nur eine Volkskammer dulden und fand auch 
die Eidesformel für die Abgeordneten nicht nah ihrem Ge— 
ſchmack. Barrifaden erhoben ſich; es wogte der Kampf in der 
Toledoſtraße; die treuen Schweizer eilten zur Unterftüßung der 
Landestruppen aus den Kafernen herbei, fiegten und ftellten die 
Ordnung und Ruhe her (15. Mai). Der König verhieß zivar 
durh Anfprache vom folgenden Tag die Aufrechthaltung der 
Verfaffung, nahm aber einige feitherige Zugeftändniffe zurüd, 
löste die Nationalgarde auf, entwaffnete die Hauptftadt, feßte 
ein neued Minifterium ein und rief die zur Theilnahme am 
Krieg gegen Defterreih nah Dberitalien entjendeten Truppen 
zurück. Die vier Negimenter hatten dur ihre Dienft- und Ei- 
deötreue zwar den guten alten Ruf bewährt, den fie mit einem 
Dpfer von 28 Todten und 194 Perwundeten (unter beiden 
Klaffen Gefallener waren viele Offiziere) erfauften, zugleich aber 
fi) ihr Todesurtheil gefprochen. Die der italienifchen Revolution 
befreundete Partei in der Schweiz, abgewiefen mit ihren Allianz- 
wünfchen, vernahm mit Ingrimm, welde Stüße die Schweizer: 
tegimenter ihren verhaßten Gegnern geweſen. In ihren Augen 
waren fie „Henker der Freiheit“ geworden und hatten ſich des 
Schmweizernamend unwürdig gemacht. Genf ftellte den Beſchluſſes— 
antrag an die Tagſatzung: die mit Neapel in Militärkapitus 
lationen ftehenden Kantone zur Zurüdberufung ihrer Truppen 
einzuladen. Fazy entwicelte diefes Anfinnen in längerer heftiger 
Rede: die aus öffentlichen Blättern und aus Privatmittheis 
lungen hervorgehende Behauptung, daß jene Truppen nicht bloß 
mit brutaler Gewalt die Erhebung des nenpolitanifchen Volkes 
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niedergeſchmettert, ſondern ihre kriegeriſche Ehre durch Plün— 
derung, Raub, Mord und Brandſtiftung verletzt und dadurch 
auch die Ehre der Eidgenoſſenſchaft bloßgeſtellt hätten, gewinne 
immer mehr an Beſtand und ein Schrei des Entſetzens durch— 
dringe ganz Italien, welches die Schweiz treuloſer Politik und 
des Undanks anklage. Im ganzen ziviliſirten Eurepa werde man 
nicht beſſer von ihr denken. Solchen Anſchauungen gegenüber 
habe die Tayfagung die Pflicht der Kundgebung, daB die Schweiz 
noch ftetöfort in den vorderften Reihen der Freiheit ſtehe und 
daß fie die Handlungen jıner für die Sache des Deſpotismus 
angeworbenen Soldatesfa auf das Entfchiedenfte mipbillige. Die 
Schuld auf die frühern Schweizerregierungen abzuladen, welde 
die Kapitulationen abgefchloffen, gehe nicht anz die politifchen 
Verträge müffen fih nach den Umftänden richten, diefe aber feien 
ganz andere geivorden, indem die Kapitulationen dem nunmeh— 
rigen Geifte der Zeit durchaus widerfprechen. Das Bundesrecht 
fam, in den Augen des Redners, auch bei diefein Anlaß nicht in 
Betracht; ſolches aber beftand darin, daß der Abſchluß von Militär- 
fapitulationen mit dem Ausland den Kantonen zujtche, unter 
Vorbehalt, daß fie weder dem Bundesverein noch verfaſſungs— 
mäßigen Rechten anderer Kantone zuwider feien und deßhalb zur 
Kenntnig der Tagfagung gebracht werden mußten. Diefe Kennt— 
nißgabe und Prüfung war längft erfolgt und die bezüglichen 
Kantone fanden im guten Net, die Kapitulationen beizubehalten. 
Daher fand der Antrag von Genf mehrfeitigen Widerftand. Die 
betheiligten Kantone waren Quzern, Uri, Unterwalden und Appen- 
zell J. R. für dad erfte, Freiburg und Solothurn für das zweite, 
Schwyz; und Graubünden für das dritte, Bern für das vierte 
Schweizerregiment in Neapel. Die Urfantone widerfprachen und 
für fie ftellte Uri den fürmlichen Antrag, in den Gegenftand 
überhaupt nicht einzutreten, „weil die Kapitulationen Sache der 
Kantone feien.“ Dabei festen fie voraus, daß die Schweizertruppen 
in Neapel nichts Anderes gethan, ald was die Pflicht ihnen ge— 
boten, Auch die andern Kantone, welche fih von den überſchwäng— 
lichen Sympathien für die italienische Revolution frei erhalten 
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hatten, gingen in diefe Anficht ein, wenn fie auch bedauerten, 
daß die Truppen in die pflichtige Stellung gedrängt waren, für 
einen Herrfcher gegen ein Volk aufzutreten. Munzinger ging noch 
weiter und gab offen zu verfichen, daB er auf die freiheitlichen 
Beftrebungen der neapolitanifhen Umwälzungsmänner nichts 
halte. Aber Druey ließ fih durch Freund Munzinger nicht ab- 
. fehreden und überbot den Antrag von Genf; dem Antrage des 
legtern folle noch beigefügt werden: „die Schweiz erfläre ihre 
Sympathien für die Sache der Befreiung Staliend von der 
Fremdherrſchaft und daß fie demgemäß auch handeln werde; zu 
dem Ende fei der Beihluß vom 15. Mai gegen die Truppen- 
werbungen nah Italien zurüdgenommen.“ Der Neuenburger 
Gefandte hielt einen Vortrag, der hinmwieder alle übrigen übers 
bot; er fchien zum Voraus die behaupteten „Unthaten“ ale 
Wahrheit anzunehmen und wollte von diefer Anfiht nur abs 
gehen, falls das Gegentheil bewiefen würde. Bern wollte die 
Kapitulationen fofort fündigen laffen, dann der Eidgenoffenfchaft 
gegenüber den Megimentern diejenigen Berpflihtungen über: 
binden, welche die Regierung von Neapel zu ihren Gunften ein— 
gegangen; endlih alle Schweizer in auswärtigem Kriegsdienft 
zurücdberufen. Bern beabfichtigte durch feinen Antrag, den Offi- 
zieren und Soldaten alle pefuniären Bortheile zu fichern, auf 
welche fie nah den Kapitulationen Anfpruch haben mochten. Die 
Mehrheit beichloß: dad am 15. Mai feitend der Negimenter 
eingehaltene Benehmen einem genauen Unterfuch zu unterftellen 
und eine Unterhandlung für Auflöfung der beftehenden Kapitus 
lationen einzuleiten (30. Mai); dad waren die feidenen Hands 
ſchuhe, welche der Gefandte von Thurgau den rauhen Händen 
von Genf und Waadt angelegt. Der Vorort entjendete den 
Staatsrath Franfeini von Teffin und den Standesbuchhalter 
Eollin von Bern zu jenem Unterfuh nah Neapel. Frankreich 
hatte fih empfehlend für Auflöfung der Negimenter eingemifcht. 
Unterdeffen gab fih in mehreren italienifchen Städten großer 
Unmuth gegen die Schweizer fund, dem die eidgenöffiichen Kon» 
fuln kaum zu fleuern vermochten. Bern ftellte die Werbung ein. 
Die Schweiz. IV, 16 


Die vier Regimentdoberften miderfprachen in förmlichem Bericht 
die ihren Truppen gemachten Zulagen und erwiderten Ddiefelben 
mit der Erklärung: daß ihre Regimenter keineswegs für den Ab— 
folutismus, fondern für die von dem Könige gegebene, vom 
Volke mit Jubel empfangene, aud von den Schweizertruppen 
feierlich befhworene Verfaffung nah Eid und Prliht gefochten 
hätten. Großes Auffehen machte die der Tagſatzung am 30. Mai 
durch den Präfidenten Ochfenbein gemachte Anzeige, daß laut 
Mittheilung Priffetti’s von Frankreich her eine aus etwa 4000 
Mann beftchende Kolonne zur Republifanifirung der Lombardei 
in Stalien einzubrechen gedenfe. Am einen Tag habe Prinetti 
Zurüdweifung diefes bewaffneten Zuges an der Schiweizergrenge 
verlangt, am folgenden Tag dieſes Begehren zurüdgenommen. 
Spätere Berichte aus Paris gaben Beruhigung, daß das Bor- 
haben, wenn auch nicht aufgegeben, jedenfalld nicht zu bedroh- 
licher Ausführung gelangen werde. 

Joſeph Hyacinth Barman, aus Walliö*, wurde von der 
Zagfagung zum Gefchäftsträger in Paris ernannt (22. Mat). 
Auf Anregung St. Gallen’ wollte für die Wahrung der ſchwei— 
zerifchen Handeldintereffen in der Lombardei dem Oberften Luvini 
ein Sahverftändiger beigegeben werden. St. Gallen hatte hiefür 
den Flachsipinnereibefiger Friedrih Züblin vorgefchlagen. Veran— 
laffung diefes Befchluffes war mwaltende Unzufriedenheit über un- 
zulängliche Abänderungen am ehemaligen öfterreichifchen Zolltarif 
in der Lombardei. Bald nachher ftand die Tagſatzung ſelbſt von 
ihrem Vorhaben wieder ab, da mittlerweile Luvini einige Er- 
leichterungen hatte melden können; diefer Abgeordnete felbft fehrte, 
unzufrieden über den Verlauf der Dinge in der Lombardei, wo 
durch Volksabſtimmung die Nepublif verworfen und der Anfchluß 
an Piemont erklärt worden, in die Schweiz zurüd (20. Juni). 
Der eidgenöffifche Kriegszahlmeifter Stämpfli wurde unter Ver— 
danfung feiner Dienfte entlaffen, nachdem er laut Kaſſarechnung 
in den fieben Monaten vom 1. November 1847 bis Ende Mai 
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1848 aus Fr. 4,639,160. 78 Rp. Einnahmen für die Bewaff- 
nung gegen den Sonderbund die Ausgaben derfelben beftritten, 
die Koften der feitherigen Grenzbewahungen gededt und einen 
feinen Saldo an die Oberkriegskommiſſariatskaſſe abgegeben 
hatte, Ä 
Die Verhandlungen der Standeögefandtfchaften wurden um 
die Mitte ihrer dermaligen Dauer auf feltfame Weife unter 
brochen. Ohne Nüdficht auf eidgenöffifche Verhältniffe hatte Bern 
den Regierungswechfel vom 1. Januar auf 1. Juni verlegt; 
Ochſenbein's Präfidium erreichte demnah am 31. Mai feine 
Endſchaft; ald fein Nachfolger erfihien am nächften Tag Aleran- 
der Funk; diefen bezeichnet die Geſchichte als den lebten Präfi- 
denten der Tagſatzung. 

Der Entwurf der Bundesverfaffung hatte noch die Kritif 
und Feile der Tagfagung auszuhalten; dad war etwas ganz 
Anderes, als die freie Erörterung in der frühern Kommiſſion. 
Es fprahen nun die fouveränen Stände. Bereitd am 15. Mai 
hatten die Berathungen begonnen. Kern eröffnete fie mit der 
Hinweifung auf die hartnädigften Gegner jeder Neviflonsarbeit: 
die Zollfrage und dad Repräfentationdverhältnig. Bor allem aus 
war zu entfcheiden, ob die Berfammlung überhaupt in den Bundes- 
entwurf vom 8. April eintreten wolle. Bern beftritt ſolches und 
verlangte, daß die Revifion des Bundesvertrages einem Der: 
faffungsrath übertragen werde; Genf unterflügte. Die meiften 
Andern gaben zu bedenken, daß Weiterungen verderblih wären, 
ein Berfaffungsrath die Grundlage des Föderalismus, auf welcher 
die Eidgenofjenfhaft beruhe, zerftören, der Anarchie und den 
widerwärtigen Spaltungen wieder Thür und Thor öffnen würde; 
der Verfaſſungsrath fönnte nur im Außerften Falle zugegeben 
werden, wenn nämlich dur die Berathungen der Tagſatzung 
dad Werk der Bundesrevifion nicht beförderlih und befriedigend 
zu Stande gebracht würde. Bern und Genf blieben allein. Gleiches 
Schickſal hatte die wiederholte Mahnung von Bafelftadt, bei einer 
PBartialrevifion ftehen zu bleiben, da die neuen Einrichtungen für 
das Volf der Eidgenoffen viel zu viel des Ungewohnten hätten 
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und ein Zollſyſtem in Ausſicht ſtehe, das dem allgemeinen Wohl 
nachtheilig werden könnte. Die Mehrheit ſchritt vor. Man trat 
zunächſt in das Repräſentationsverhältniß ein. Nach Maßgabe 
der von den Kantonsbehörden gegebenen Inſtruktionen ſtellten 
ſich ſieben verſchiedene Syſteme zur Auswahl in Reih' und Glied, 
von denen jedes feine beredten Vertheidiger fand: 1) ein Natio— 
nalrath allein, vom Volk und nach der Volkszahl gewählt, ohne 
irgend welchen Einfluß und ohne irgend welche Bertretung der 
Kantone; verfochten von Aargau und Bern; 2) ein Nationalrath 
allein, doch mit dem Recht des Veto für die Kantone, in wich— 
tigen Fragen; empfohlen von Zürich; 3) ein einziger Rath mit 
gemifchter Kantonak und National-Bertretung, fo daB zwei Re- 
präfentanten von jedem Kanton, dann vom Volk auf je 30,000 
Seelen ein Repräfentant gewählt würde; vorgefchlagen von 
Wallis; 4) ein einziger Rath, abgeftufte Ständerepräfentation, 
fo daß die Kantone mit geringfter Bevölferung je zwei, jene mit 
der ftärfften Bevölferung je ſechs, die Kantone in der Mitte je 
drei, vier oder fünf Repräfentanten gehabt hätten; nur zwei Re— 
präfentanten hätten die Kantone unter 50000, ſechs Repräfen- 
tanten jene von 200,000 bis 250,000 Einwohnern; Stimmgebung 
ohne Inftruftion, aber das Recht des Veto für die Kantone be- 
züglich der wichtigern Befchlüffe; hiefüt Glarus und Graubünden; 
9) zwei Näthe, ein Nationalrath und ein Ständerat, Syſtem 
des Entwurfed vom 8. April, vertreten von Quzern, Solothurn, 
&t. Gallen, Waadt und Genf (von lepterm, nachdem der Ver: 
faffungsrathb verworfen worden); 6) alte Repräfentation mit 
bisheriger Gleichberechtigung der Kantone: Tagſatzung, vertreten 
durh Uri, Schwyz, Obwalden, Appenzell A. R., Schaffhauſen 
Cin erfter Linie); Nidwalden und Appenzell J. R. find beizuzählen, 
obwohl fie fchwiegen; 7) eine Einheitörepublif, von Schaffhaufen 
in zweiter Linie beantragt, wenn nicht das alte Bundesrecht bei- 
behalten werden wolle. Die Birtheidiger der alten Tagfakung 
führten an: das von der Kommiffion beantragte Syſtem fei 
keineswegs aus einem wirklichen Volksbedürfniſſe hervorgegangen; 
in der uralten Heimath der Demokratie walte vielfach die Anficht, 
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es führe diefes neue Syſtem nur viele Herren und große Koften 
mit fih, veranlaffe Konflikte zwifhen den oberften Bundesorganen _ 
und führe mindeflens zu einem PVerfuh von Suprematie des 
Nationalrates über den Ständeratb; die Urfantone inäbefondere 
beriefen fih auf die Gefhichte, wie fie von Alters her auf die 
Gleihberehtigung gehalten, folche zweimal nur in Folge aus 
ländifcher Mahtgebote (1798 und 1803) geopfert haben; wollen 
fie num wichtige Neuerungen ſich gefallen laſſen, wie die freie 
Niederlaffung, freie Religionsübung, fo folle man fie mit Wei- 
terem verfchonen; nochmals erinnerten fie an die Oftober-Pros 
flamation, fowie daran, daß noch unmittelbar vor der jüngften 
franzöfifchen Revolution die Beibehaltung der gleichberechtigten 
Repräfentation faft in der allgemeinen Anficht des Schweizervolfes 
gelegen. Befonderd lebhaft wurden das Ein> und das Zweikam—⸗ 
merſyſtem einander gegenübergeftelt; gegen das Letztere führten 
die Vertheidiger des Nationalrathes an, daß ed zu fomplizirt und 
zu foftfpielig fei; daß der Ständerath den Kantonalegoismus zu 
ftarf vertreten, das öffentliche Xeben nur hemmen und lähmen 
und Konflikte hervorrufen würde. Die Vertheidiger ded Zweikam— 
merſyſtems dagegen fprachen die Beforgniß aus, daß ohne Stän- 
derath die Kantone, im Widerfprud mit der Geſchichte und mit 
den politifchen Anfchauungen des Landes, allmälig ganz vernichtet 
würden. Das Zmweifammerfyftem wäre auch billiger ald der einzige 
Nationalrat mit einem Veto der Kantone, da für Anwendung 
des letztern jeweilen die Großen Räthe einberufen werden müßten; 
überhaupt fand jenes Beto am wenigſten Anflang. Die Redner 
diefer beiden Fraktionen zufammen erwiderten den Urfantonen 
gegenüber: ihre Berufung auf die Proflamation vom 20. Oftober 
1847 fei grundlos; die Tagſatzung habe damald nur zugefagt, 
daß die Kantonalfouveränetät nicht aufgehoben, die gegenwärtige 
Drdnung der Dinge nicht mit Gewalt umgeflürzt werden würde. 
Für den Einheitsftaat führte Schaffhaufen an, daß die Vorurtheile 
gegen denfelben weniger in der Bevölkerung ald in den Taufenden 
von Fantonalen Beamteten zu fuchen ſeien; fei einmal eine ihrer 
Aufgabe gewachſene Zentralregierung da, welche für die materiellen 
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Intereſſen zu ſorgen wiſſe und beſſere Juſtiz handhabe, ſo werde 
ſich das Volk bald mit der Einheit befreunden. Ohnehin würde 
das Zweikammerſyſtem nur die Uebergangsperiode bilden, um 
früher oder ſpäter dem Unitarismus dennoch Platz zu machen. 
Bei der Abmehrung erhielten alle außerhalb dem Kommiſſional— 
enttwurf ftehenden Anträge nur vereinzelte Stimmen, in Folge 
deffen das Zweikammerſyſtem (Nationalrath und Ständerath 
neben einander) mit ſechszehn Standesftimmen den Sieg errang. 
Die Oppofition verftummte für einmal und nachträgliche Zu— 
ftimmungen änderten das Ergebniß nicht. Es folgte nun artifel- 
weife Berathung des Entwurfed, von der Wefentliched hier Er- 
wähnung finden mag. 

Der Artikel 3, beftimmt der Zentralgewalt nöthige Zügel 
anzulegen, darum vielleicht der wichtigfte von allen, nachdem eine 
Nationalrepräfentation angenommen worden, erlitt nicht den ge- 
ringften Widerfpruch. Bei dem Paragraph über die PVerfaffungs- 
garantie eiferte Zürich gegen jene Berfaffungen, welche allenfalls 
„ein Berbot der Aufnahme von Schweizern einer andern chriftlichen 
Konfeffion in das Bürgerrecht enthalten‘; Aargau ging noch 
weiter, indem es bei diefem Anlaß die völlige „Emanzipation 
der Sfraeliten, welche mit fo treuer und rührender Anhänglichkeit 
ihrem Glauben zugethan“, abermald befürwortete. Die beiden 
Anregungen blieben ohne Erfolg. 

Bei der Berathung, wie ed mit dem amtlichen Verkehr 
zwifchen den Kantonen und auswärtigen Staatdregierungen zu 
haften, brachte Waadt den Antrag, daß Unterhandlungen und 
Verträge über Firchlihe Angelegenheiten zwiſchen den Kantonen 
und dem Heil. Stuhl ald Unterhandlungen mit dem Ausland 
anzufehen und zu behandeln, mit andern Worten der Souveränetät 
der Kantone entrüdt feien. Waadt wolle fih zwar nicht in kirch— 
liche Angelegenheiten mifchen, allein der Fall fei immerhin denfbar, 
daß durch Verträge ſolcher Art die politifchen Intereſſen und 
Rechte der Eidgenofjenfchaft oder der Kantone bloßgeftellt würden. 
Uri verlangte gegentheild, daß Firchliche Unterhandlungen aus- 
drüdlih von der Bundesvorfchrift über Verträge ausgenommen 
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werden. Nur Obwalden und Appenzell J. R. ſtimmten bei. Der 
Antrag von Waadt kam nicht zur Abſtimmung. Bern beantragte, 
„daß künftig nur ein Nuntius weltlichen Standes als Abgeordneter 
Noms bei der Eidgenofienfchaft zugelaffen werden ſolles. Wohl 
möge Rom für Regulirung kirchlicher Berhältniffe einen Priefter 
nach der Schweiz entjenden, der Gefandte dagegen, welcher Staat 
gegen Staat zu vertreten habe, müſſe Laie fein. So werde es 
in England gehalten. Der Nuntiatur falle e8 hauptfächlich zur 
Laft, daß ſeit Jahrhunderten die Eidgenoffenfhaft durch Zwie— 
ſpalt gelähmt, daß fo viel Blut in Bürgerfriegen vergoffen 
worden fei. Freiburg ging weiter: ed empfahl Aufhebung der 
Nuntiaturz größere Zentralifation in Sachen des Kultus über- 
haupt; namentlich folle der Bund das Recht erhalten, Firchliche 
MWürdenträger, deren Befugniffe fich über das Gebiet verfchiedener 
Kantone ausdehnen, in ihren Verrihtungen einzuftellen und an 
die Gerichte zu leiten, den Fantonalen Rechten in gleichen Sachen 
unbefchadet; Verbot der Aufnahme neuer religiöfer Orden oder 
Genofjenfhaften; Gewährleiftung der gemifchten Ehen. Uri, Ob» 
walden und Appenzell J. R. legten abermals Einſprache ein. 
Bern und Freiburg blieben allein; Gleichgefinnte vertröfteten 
auf den Artikel, welcher den kirchlichen Frieden unter den Kon 
feffionen fihern foll. Die Militärfapitulationen gaben abermals 
Stoff zur Erörterung. Appenzell U. R. wollte das Verbot flreichen 
und den Gegenftand einfach der Souveränetät der Kantone an— 
bheimftellen. Waadt hinwieder wollte wenigſtens der Eidgenoffen- 
haft das Recht zum Abſchluß von Militärkapitulationen vor— 
behalten, zugeftandenermaßen zum Zmwede, politifchen Sympathien 
für das Ausland thatfächlich Folge zu geben. Ed war dieß 
mittelbar eine neue Empfehlung der Werbungen für die Lombardei. 
Neuenburg fand in diefem Vorſchlag ein zweifchneidiges Schwert, 
dad man unter Umjtänden „gegen und und unfere Freunde“ 
wenden könnte. Beide Anträge wurden verworfen. 

Die Verhandlung war nun bis zum Militärwefen vorgerüdt. 
Bern griff bier in die wichtigften materiellen Fragen zugleich 
ein: ed hielt den Entwurf in Bezug auf Militär, Zölle und 
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Poſten für unzureichend, finanziell gefährlich für die Kantone, 
weil dem Bund große Koſten überbunden würden ohne An— 
weiſung genügender Mittel zu deren Deckung, wolle man nicht 
ein drückendes Mauthſyſtem aufſtellen. Bern beantragte deßhalb 
vollſtändige Zentraliſation des Militärweſens, inbegriffen die 
Anſchaffung und Unterhaltung des Kriegézeuges, mit Anerbieten 
ſeinerſeits, der Eidgenoſſenſchaft bezügliche Souveränetät nebſt 
dem auf Fr. 911,000 gewertheten Material zu überlaſſen, ferner 
vollſtändige Zentraliſation des Zoll- und Poſtweſens, ohne Ent- 
ſchädigung an die Kantone, jedoch gegen Uebernahme der Haupt— 
ftraßen von Seite des Bundes. Es wurde bei diefem Anlaß eine 
Berechnung vorgelegt, nach welcher, auf Grundlage des Kommif- 
fionalentwurfes, die Einnahmen der Bundeskaſſe an Zinfen der 
Kriegsfonde, Ertrag ded Pulvermonopolsd, Grenzgebühren, Zöllen 
und Poſten Fr. 3,440,000, dagegen die Ausgaben an Verwal— 
tungsfoften der Bundesbehörden, für Höhere Erziehungsanftalten, 
Militär und gemeinnügige Unternehmungen, dann an Entfchädi- 
gungen für Zölle und Poften, Fr. 6,500,000 betragen hätten, 
fomit ein Ausfall von Fr. 3,060,000 zu deden gewefen wäre. 
Die Aufgabe erfchien als eine fehr ernfte, zumal von den Kan— 
tonsbehörden unter fih fehr abweichende Inftruftionen ertheilt 
worden waren. Man beftellte defhalb am 20. Mai zur Prüfung 
aller materiellen Fragen und zur wünfchbaren Vereinbarung über 
diefelben einen Neuner-Ausfhuß (Ochſenbein, Zehnder, Dr. Steiger 
von Luzern, Munzinger, Kern, Druey, Näff, Böfchenftein von 
Schaffhaufen, Fazy; Ochfenbein und Zehnder wurden fpäter durch 
Funk und Furrer erfeht). Die Zentralifationsluft ging meit: 
Solothurn beantragte, die Strafgefeßgebung über Verbrechen, 
inbegriffen dad Berfahren in Kriminalfuhen, ausfchließlih dem 
Bund zujuerfennen; die Begründung wurde von den mangel- 
haften Leiftungen der Kantone in diefem Fach hergenommen. 
Bern und Freiburg unterftüßtenz; erfteres wollte auch ein cid- 
genöffifche® Handelsgeſetzbuch aufftelle ı laffen; Freiburg, Glarus 
und St. Gallen waren beauftragt, auf Abfchaffung der Todes- 
ftrafe für politifche Verbrechen amzutragen. Die Uebrigen ver- 
langten Bedenkzeit. 
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Bei Berathung der „freien Niederlaffung“ wiederholten fich 
die Verhandlungen der Eonftituirenden Kommiffion. Aargau, 
unterftüßt von Waadt, Neuenburg und Genf, fprah in langem 
philanthropifchem Vortrag für Gleichberechtigung der Sfraeliten, 
die fchönften Hoffnungen auf fie bauend; die Gegner kamen 
auf deren Schacherhandel und Wucher zurüd und warnten neuer- 
dings vor der Fluth franzöfifcher Juden. Die Urfantone mit 
Appenzell J. R. verbaten ſich nochmals die freie Niederlaffung 
überhaupt. Kein Abänderungsantrag drang durch; der Entwurf 
wurde von großer Mehrheit genehmigt. Ueber die politifchen 
Nechte der Niedergelaffenen traten nochmalige Verhandlungen 
ein; der Entwurf gab ihnen überhaupt die politifchen Rechte in 
dem Niederlaffungsfanton ohne irgend welche nähere Bezeichnung, 
was darunter verftanden fei. Auf Antrag von Genf und St, Gallen 
erfolgte die nähere Beftimmung und Beichränfung, daß dieſe 
Rechte in Bezug auf die eidgenöffifchen und Fantonalen Ange 
legenheiten eingeräumt werden; fo blieb ihr Stimmrecht für 
Angelegenheiten der Gemeinden, feien es Einwohner: oder Orts— 
bürgergemeinden, ausgefchloffen. Zur Vermeidung aller Kollifio» 
nen mit dem Ausland wurde auf Antrag Zürich’ bei diefem 
Anlaß befchloffen: daß fein Kanton einen Ausländer ald Bürger 
annehmen dürfe, fofern diefer nicht aus feinem bisherigen Stants- 
verbande ausgetreten. 

Die Kultusfreiheit für anerkannte chriſtliche Konfeffionen 
und das Recht ftaatlicher Intervention für Erhaltung des Fon- 
feffionellen Friedens wurden abermald umfaffender Erörterung 
unterftellt. Solothurn ftimmte für jene Kultusfreiheit, gab aber 
den Rath, jene ftaatlihe Ginmifhung, gleichviel ob fie den 
Kantonen oder dem Bund oder beiden Theilen gewährt werden 
wolle, aus dem Entwurf mwegzulaffen; die betreffende Stelle wäre 
dem Weſen nah nur eine Grmeyerung des alten Art. XII, 
welcher der Eidgenoffenfchaft fo manche Verlegenheit bereitet habe; 
jene Kompetenz wäre verführerifch, leicht Fönnten fih die Bundes» 
behörden zur Einmifchung in die fonfeffionellen Angelegenheiten 
verleiten laffen und «8 malte feine Sicherheit, daß folche jeweilen 
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dem Grundfab des „Fortſchrittess Huldigen würden. Nur Urt 
ging mit Solothurn. Appenzell beider Rhoden verlangte, daß der 

ganze Artifel, Kultusfreiheit inbegriffen, geftrichen werde; Außer- 
rhoden gab mweitläufig feine Gründe: es gefchehe feinerfeits nicht 
aus Animofität gegen die Fatholifhe Konfeffion, fondern auf 
Grundlage der gefchichtlihen Entwickelung; der Landtheilungsd- 
vertrag von 1597 habe Frieden gebracht zwifchen den Reformirten 
und Katholifen im Kanton Appenzell, indem er jenen das äußere, 
diefen das innere Land zum Wohnfig anwies. Uebrigens fei man 
in Außerrhoden längft von der Anficht zurüdgefommen, feine, 
Katholiken im Lande zu dulden, und bereits befänden fich dort 
mehrere Hunderte derfelben; was aber „die freie Ausübung der 
fatholifhen Konfeffion im Lande“ betreffe, fo fei die öffentliche 
Meinung in Außerrhoden einfach die: „ed habe viel gebraucht, 
bid man aus einander gewefen; man wolle nun einmal bei dem 
bleiben, und die Ausübung der Konfeffionen nicht mehr vers 
mengen®. Sp wollte Appenzell A. R. die Glaubendeinheit für 
fein Gebiet erhalten; nur die Urkantone flimmten mit ihm. 
Appenzell AU. R. rühmte fih gleichwohl der „Kultur und Tole— 
ranz“; die andern fihwiegen hierüber. Bern empfahl die Ges 
ftattung jeglihen Kultus, auch desjenigen der Iſtaeliten; die 
Eidgenoffenfhaft dürfe nicht dem türfifchen Großfultan nach— 
fiehen, welcher durch neueren Erlaß allgemeine Kultusfreiheit 
gefeglich gemwährleiftet habe. Ohne Erfolg. Auch diejenigen, 
welche jeder hriftlichen Konfeffion, fei fie bisher anerfannt ges 
weſen oder nicht, den öffentlichen Kultus gewähren wollten, 
brachten es nur auf acht ganze Stimmen und eine halbe. Mit 
dem Sektenweſen fahre man nicht am beiten, folches bemweife _ 
Nordamerika. Der Gefandte von Waadt ergriff mit Befliffenheit 
den Anlaß, um befannte Vorwürfe wegen Verfolgung der dor> 
tigen „freien Kirche“ auf dieſe felbft zurüdzufchleudern: „der 
Staat habe allen Grund gehabt, gegen die Geftirerei einzu— 
fchreiten, weil die Religion zum Dedmantel mißbraucht worden 
fei, um ungeftört den politifchen Leidenfchaften zu fröhnen und 
dem einmal herrfchenden Syftem Oppofition bereiten zu können, “ 
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Die freie Kirche von Waadt hatte feinen VBertheidiger in diefer 
Berfammlung. Alle Gegenanträge unterlagen. Die Borfhrift, 
wie fie im Entwurf enthalten, wurde durch die Stimmen von 
Bern, Zürich, Luzern, Glarus, Freiburg, Bafel, St. Gallen, 
Aargau, Graubünden, Thurgau, Waadt, Wallis und Neuenburg 
gutgeheißen. Zürich hatte noch den wichtigen Antrag geftellt : 
„Kein Kanton darf durch Berfaffung oder Geſetz Schweizer irgend 
einer chriftlichen Konfeffion für unfähig erklären, das Bürgerrecht 
zu eriverben.“ Solcher Antrag war gegen Fatholifche Ausfchließung 
von Proteftanten gerichtet. Aber es hätte auch proteftantifche 
Kantone getroffen. Deshalb erhob fich Appenzell A. R. in ſchrift— 
licher Eingabe gegen den zürcherifchen Antrag: des Guten fei ed 
nun genug; freie Niederlaffung und freier Kultus für beide Kon— 
feffionen feien nun bewilliget. Dabei folle e8 fein Bewenden 
haben. „Es fteht dem Bunde fein Recht zu, den Kantonen zu 
befehlen: ihr müßt Schweizer einer andern Konfeffion ald Bürger 
aufnehmen. Das ift und muß Sache der felbfiftändigen Kantone 
bleiben. Appenzell U. R. wird fich nie dazu verftehen, Katholifen 
ald Bürger aufzunehmen, und ebenfo gibt e8 umgekehrt fatho- 
ifhe Kantone, die Feine Neformirten ald Bürger aufzunehmen 
gefonnen find.“ 

Der Preßfreiheit halber fand Zürich's Vorſchlag Anflang, 
die Gefebgebung gegen den Mißbrauch derfelben zwar der Kan 
tonalfouveränetät anheimzuftellen, die alfo erlaffenen Beſtim— 
mungen jedoch der Genehmigung des Bundesratbes zu unters 
ftellen. Dem Bunde wurde dann auch noch das Recht zuerkannt, 
feine Behörden durch ein eigenes Strafgefek zu ſchützen. Auch 
die „Freiheit der Redes wollte eine Anzahl Kantone garantiren; 
fie brachten es aber nicht auf das Streichmaß der zwölf Stim- 
men. Hingegen ergab fih eine Mehrheit für bedingte Gewähr— 
leiftung des Vereindrechtes, angetragen von Luzern, deffen Regie: 
rung fur; vorher den Ruswyler Verein unterdrückt hatte. Bei 
dem Artikel, welcher die Kantone verpflichtet, alle Schweizerbürger 
in der Gefebgebung ſowohl ald im gerichtlichen Perfahren den 
Bürgern des eigenen Kantons gleich zu ‚halten, verlangte Zürich 
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freie Geſetzgebung bezüglich der Juden, da man in Zürich die 
Iſtaeliten weder Grundeigenthum noch ein Pfandrecht auf frei— 
willige Verſchreibung erwerben laſſe. Andere antworteten be— 
ſchwichtigend: eine Ausnahme ſei nicht nöthig, nachdem die 
Iſtaeliten von der freien Niederlaſſung ausgeſchloſſen worden. 
Bern verlangte ein Verbot aller Einheirathungsgebühren, machte 
jedoch fein Glück damit. Nachdem der Seuche-Artifel abgethan, 
beantragte Zürich ein Verbot des Jeſuitenordens und feiner Affi- 
fürten in den Bund aufzunehmen. Es fand dieß Beifall: wohl 
beftehe, fo hieß es, ein jenen Drden verbietender Tagſatzungs— 
befhluß; allein e8 fönnte die Zeit fommen, da diefes Defret 
aus übel angebrashter Großmuth, aus fentimentaler Gefälligkeit 
zurüdgenommen würde. Der Kampf um die Eriftenz des Jefuiten- 
ordend in der Schweiz fei eine der Urfachen der gegenwärtigen 
Bundesrevifion, daher dieſes Zeichen der Zeit in der Bundes- 
urfunde verewiget werden follte. Angenommen mit großer Mehr: 
beitz die Toleranz des Großtürken war fehon vergeffen. 
Ein Verſuch von Zürich, den Nationalrat weniger zahlreich 
zu machen, deßhalb nur auf je 30,000 Einwohner ein Mitglied _ 
wählen zu laffen, mißglückte. Ebenfo ein Antrag von Freiburg, 
die Wahlfreife für deſſen Wahl ohne Rüdficht auf die Kantonal- 
grenzen feftfegen zu laffen. Bei der Frage der Wahlfähigfeit wurde 
der Antrag erneuert, die Geiftlichfeit von derfelben nicht auszu— 
ſchließen. Die DVertheidiger der Ausſchließung blichen jedoch feft, 
geftanden auch unumwunden, daß fie zunächft gegen den katho— 
lifchen Klerus gerichtet fei, behaupteten im Weiteren deren Noth— 
wendigfeitz „jeder Pfarrer in der Eleinften Gemeinde behaupte, 
gleih dem Papſte, den Dualismus zwifchen den Geiftlichen und 
Weltlihen, und gehe von dem Grundfag aus, daß, wie der Geift 
über die Materie erhaben fei, fo auch die Kirche über den Staat 
dominiren müffe.“ Im Fluffe der Reden wurde noch beigefügt: 
„auch die proteftantifche Geiftlichfeit habe fih von hierarchifchen 
Tendenzen noch nicht völlig frei machen können, fondern bis in 
die neuere Zeit Strebungen fund gegeben, welche mit der allge 
meinen Volksfreiheit im MWiderfpruche ſtehen.“ Für die Wähl— 
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barfeit auch der Geiftlichen in den Nationalrath ergaben ſich nur 
ſechs und zwei halbe Stimmen. Uri verlangte vergebens, daß im 
Ständerath (Tagſatzung) jeder Kanton nur durch ein fimmendes 
Mitglied repräfentirt werde. Die Vorſchriften über die Thätigkeit 
der Bundesverfammlung gaben Anlaß zu mancherlei originellen 
Anträgen; Appenzell A. R. ſchlug vor, daß Bündniffe und Ber: 
träge mit dem Ausland, Kriegserflärungen und Friedendfhlüffe, 
nachdem ſich die Mehrheit des Ständerathes und des National 
rathed dafür audgefprochen, auch noch der Sanftion ded Volkes 
unterftellt werden follenz; aber Niemand pflichtete bei. Schaff- 
haufen, Bafelland und Appenzell A. R. wollten dad Necht der 
Kantone retten, den Ständeräthen Inſtruktionen zu ertheilen. 
Allein die Snftruftionen der andern Stände verlangten diefes 
Snftruftiondrecht nicht mehr; alfo blieb es bei dem Entwurf. 
Die Zahl der Mitglieder des Bundesrathed wurde von fünf auf 
fieben erhöht, auf Antrag von Aargau, unterftügt durch Thur— 
gauz die Mehrheit wollte auch diefen beiden Kantonen die Aus- 
fiht eröffnen, einen Sit im Bundesrath zu erhalten. Uri bean- 
tragte erfolglos, daß bei der Wahl des Bundesrathes auf eine 
angemeffene Repartition der Mitglieder auf die Kantone und 
nach den beiden Konfeifionen Bedacht zu nehmen fei. In Folge 
Bundesvertrages von 1815 war bis dahin die deulfche Sprache 
allein als die amtliche angefehen; folches gefiel dem Kanton 
Waadt nicht; und auf deifen Antrag wurden die deutfche, die 
franzöfifhe und die italienifhe Sprache in voller Gleichberech— 
tigung als Nationalfprachen des Bundes erklärt. 

Die Berathung über die Organifation des Bundesgerichtes 
brachte die bereitd erwähnten Anträge auf Zentralifation der 
Nechtöpflege zum Entfcheid; die meiften Stände fanden, daß die 
Annahme derfelben ein allzu ſtarker Schritt zum Unitarismus 
wäre; darum Murten verworfen die Anträge von Bern und So— 
lothurn auf Zentralifation der Strafgefeßgebung in Kriminals 
ſachen; der gleiche Antrag von Bern in Bezug auf Beftrafung 
politifcher Vergehen; ebenfalld der Antrag von Bern auf gemein- 
fame Gefeßgebung in Handelsſachen; endlich der Antrag dieſes 
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Standes, für wichtigere Zivilfälle die Appellation an das Bundes— 
gericht zu öffnen. Annahme fand dagegen, mit fünfzehn Stim— 
men, dad Verbot der Anwendung der Todesftrafe „für politifche 
Vergehen“. 

Der Abſchnitt: Reviſion der Bundesverfaſſung, rief einen 
(bloß auf die Zukunft berechneten) Antrag St. Gallen's hervor, 
falls in Folge einer allgemeinen Abſtimmung die Mehrheit des 
Schweizervolkes ſich im Gegenſatz der beiden Räthe für eine 
Reviſion ausſpräche, die Reviſion einem ſchweizeriſchen Ver— 
faſſungsrath zu übertragen; Bern, Aargau und Genf ſtimmten 
allein bei. 

Am 13. Juni ſchritt die Tagſatzung zur Berathung der 
materiellen Fragen. Der Ausſchuß hatte in langen Unterſuchungen 
die Vorſchläge von Bern, Zölle und Poſten ohne Entſchädigung 
zu zentraliſiren, dagegen den Kantonen das ganze Militärweſen 
und die Hauptſtraßen abzunehmen, als unannehmbar erfunden. 
Auf Baſis des Entwurfes, jedoch mit einer bloßen Dreiviertels— 
entſchädigung für die Poſten, hatte er auch ein Bundesbüdget 
entworfen, das mit Fr. 3,150,000 Einnahmen eine gleiche Aus— 
gabe deckte; unter den Ausgaben ſtand die allgemeine Verwaltung 
mit Fr. 300,000, das Militär mit Fr. 500,000, Unvorherge— 
ſehenes mit Fr. 50,000. Fr. 50,000 waren zur Aeufnung des 
Kriegsfonds, Fr. 2,250,000 zuſammen an Vergütungen für 
Poſten und Zölle angeſetzt. Eventuell berechnete der Ausſchuß 
für Univerfität, polytechnifches Inſtitut und drei Qehrerfeminarien 
Fr. 400,000. Die Verhandlung brachte nichts Neues; Bern blieb 
ganz allein mit feinem Vorſchlag für vollftändige Zentralifation 
des Militärwefend. Harten Stand hatte der Schulartifel; acht 
‚Kantone mit Bafelftadt, an ihrer Spite Zürich, wollten ihn ganz 
fallen laffen, alfo weder Univerfität, noch Polytechnikum, noch 
Lehrerfeminarien; Enapp mit zwölf Stimmen ging die Hochfihule 
durch; mehr Gunft erhielt die polytechnifche Schule mit vierzehn 
Stimmen, beide doch nur in dem befchränften Sinn, daß der 
Bund befugt fein fol, jene Anftalten zu errichten, wenn er es 
gut und möglich finde, Für Lehrerfeminarien ergaben ſich nur 
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fieben, für die Beauffichtigung des gefammten Erziehungsweſens 
durch den Bund nur zwei Stimmen (Zürich und Aargau mit 
Bafelland). Die Vorſchriften für die Zentralifation der Zölle 
gingen verbeffert aus den Berathungen hervor, indem vorge: 
fchlagen und angenommen wurde, daß fie, was namentlich den 
Tranſit beichlägt, fofort für den Umfang der ganzen Schweiz 
eintreten folle, und daß die alten Grenzgebühren mit den neuen 
Grenzzöllen zu verfchmelzen feien; den Kantonen ficherte man 
eine Entfhädigung von 4, ſtatt bloß 3 Bapen per Kopf zu. 
Ein Tester Anlauf von Zürich gegen den Bezug von Konſumo— 
gebühren an den Kantondgrenzen blieb auch dießmal erfolglos. 
Bezüglich Poſt- und Münzweſen blieb es in der Hauptjache bei 
dem Entwurf. Die unbedingte Berechtigung des Bundes für 
Einführung gleihen Maßes und Gewichts erlitt Ginfprache; 
Zeffin empfahl das franzöfifhe Dezimalfyftem, Freiburg und 
Zürich hinwieder die in Folge Konkordates vom Jahr 1835 in 
einer Anzahl von Kantonen bereitd eingeführte Maß- und Ge— 
wichtsordnung; das erftere wurde verworfen. 

Noch ift zu melden, daß ein Antrag von St. Gallen zu 
Errichtung einer allgemeinen Brandverfiherungsanftalt, ein folcher 
von Freiburg zu Gründung einer Nationalbanf, nicht zur An— 
nahme gelangten; eben fo wenig die Anträge von Bern auf 
Garantie der gemifchten Ehen, dann auf „Reorganifation der 
Bisthumsverhältniffe und indbelondere auf Aufhebung des Im— 
mediatverhältniffed der fehweizerifchen Bisthümer und Klöfter“. 
Die Urfantone fprachen Verwahrung gegen die Verhandlung 
folder Gegenftände aus; Aargau binwieder legte Proteft gegen 
diefe Verwahrung zu Protokoll. 

Auf folhe Nachlefe folgte die lebte Feile in den Tagen des 
24. bis 27. Juni, Bei diefem Anlaß kamen die politifhen Miß— 
verhältniffe von Freiburg zur Sprache: bereitd hatte es eine 
Verfaſſung eingeführt, welche alle Souveränetät dem Großen 
Rath übergab, dem Bolfe nichts übrig ließ, darüberhin eine Re— 
vifion der Berfafjung auf volle neun Jahre unterfagte und auch 
für die fpätere Zeit noch fehr erfchwerte. Die gleiche Verfaſſung 
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hatte aber die eidgenöffifche Garantie noch nicht erhalten Im 
Entwurf nun fand unter Anderm, daß nur ſolche Verfaffungen 
die eidgenöffiihe Garantie erhalten fünnen, welche vom Volk 
angenommen worden find und revidirt werden fönnen, wenn die 
abfolute Mehrheit der Bürger es verlange, mit dem Beifag, daf 
indefjen diefe Vorſchrift nicht rückwirken, fondern nur auf ſolche 
Berfaffungen Anwendung finden fol, welche noch nicht garantirt 
feien. Durch dieſen Nachſatz wären die Freiburger Ufurpatoren 
gefchlagen geweſen; damit nun ein Rückſchlag nicht erfolgen, das 
Freiburger Volt weder in erwähnter noch in anderer Beziehung 
feinen fouveränen Willen geltend machen fünne, fondern viel- 
mehr wenigfiend für die neun Jahre mundtodt bleiben müffe, 
wurde auf Begehren von Freiburg, unterftüßt dur Glarus und 
Luzern, die Uenderung vorgenommen, daß jener Garantie-Artikel 
auf ſchon beftehende Kantonsverfaffungen nicht anwendbar 
fei. Sp entftand der Art. 4 der Uebergangsbeftimmungen. 

Die Schlußabftimmung über den ganzen Bundesentwurf 
brachte 131/, Stimmen für deffen Genehmigung unter Ratifi— 
fationsvorbehalt, nämlich jene von Zürich, Luzern, Glarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Wallis und Genf, nebjt Bafellandichaft. Waadt, 
Neuenburg, Bafelftadt und Appenzell U. R. befchränften fich auf 
das Referendum. Teffin fonnte ſich nicht zuſtimmend ausſprechen, 
fondern beflagte fi vielmehr in einem Schlußwort über Ver— 
legung feiner materiellen Intereffen. Schwyz verwarf. Bern lehnte 
die Zuftimmung ab. Die Urkantone insgeſammt nebft Appenzell 
GR. veriwahrten, unter Verweigerung der Zuftimmung, „ihren 
hohen Ständen alle und jede religiöfen, politifchen und mate- 
riellen Intereffen®. In diefem Augenblid wiederholte Bern „in- 
ftruftiondgemäß® den Antrag auf Aufitellung eines eidgenöffiichen - 
Derfaffungsrathes, der abermals in Minderheit blieb. Noh mar 
nun eine Mehrheit auf fchnelle Abflimmung in den Kantonen 
bedacht und ſchrieb vor, daß diefe fich über Annahme oder Nicht: 
annahme des Entwurfes bis 1. September auszufprechen haben. 
Bergeblich Hatte fich für längere Zrift bis 1. Dezember Waadt, 
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unterftügt von Uri, Graubünden und Bafelland, verwendet. Der 
. Bundedentwurf wurde in 80,000 Abdrüden dem Bolf zur Kennt- 
niß gebracht. Die ordentliche Tagjagung von 1847, die hinüber 
geragt in das Jahr 1848 und bis an die Schwelle ihrer Nach— 
folgerin, fhloß am 27. Suni, in ihrer einhundertundeilften 
Sitzung. 

Was die Tagſatzung feierlich gegen den Fremdendienſt und 
zu Wahrung guter völkerrechtlicher Verhältniſſe gegen die Nach— 
barſchaft verordnet hatte, wurde leichtfertig mißachtet. Angeſichts 
der kantonalen Behörden von Zürich und Thurgau warb De— 
brunner eine ganze Kompagnie für die Lagunen-Republik; fein 
Werbplag waren die Kantone Zürich und Thurgau; Hauptquars 
tier ded venetianifchen Abgeordneten Canetti die Stadt Züri; 
wie nämlich die Lombardei fih die ſüdweſtliche Schweiz zur Re- 
frutirung von Hülfsvölkern gewählt, fo wollte Venedig ſolche in 
der füddftlihen Schweiz fich verfchaffen. Die Zeit war günftig, 
Noth überall unter der Arbeiterflaffe; die Werber bezahlten gut. 
Debrunner z0g mit feiner Mannfchaft ungehindert ab; thur- 
gauifche und zürcheriſche Polizei 309 jeweilen den Kürzern. So 
‚ fonnte der Hauptmann im Tiefenbrunnen bei Zürich feine Kom— 
pagnie ärztlich vifitiren und abmarfchiren laffen ohne Einfprache; 
man ließ ihm genau fo viel Zeit, ald zum Gefchäft nöthig war. 
Dann erſt erfhienen die Landjäger. Auf dem Dampfboot nad 
Flüelen traf er Schidfaldgenoffen, ganze Züge von Polen aus 
Franfreih kommend, ohne Zweifel Bruchftüde jener Legion, von 
welcher oben die Rede gewefen. In Amfteg konnte die Schweizer- 
Kompagnie nah einem Halt von zwei Tagen ungehindert ihren 
Marfch fortfegen. Angefommen in Magadino, gleiche Gunft. 
Zwei Tage weilte die Kompagnie dafelbft und zog dann, ohne 
Einfprahe von irgendwem, über den Langenfee nad ihrer Ber 
fimmung ab.* So vollzog man Tagfagungsbefhlüffe. Um diefe 


* ©, „Die Erlebniffe der Schweizerfompagnie in Venedig. Don Joh. Des 
brunner, Zürich und Frauenfeld. 1850.” 

Auch diejenigen Schweizer, welche unter Debrunner und andern Führern 
ten „italienifhen Unabhängigkeitätrieg” von 1848 mitgemacht, wurden im Jahr 
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Zeit war noch immer Durchzug von Freiwilligen durch das Wallis 
in die Lombardei, bis man dort deren fatt war und die Leute. 
in’d Elend geriethen. Die Zuziehung von Schweizern für die 
Lombardei war im Urfprung fo ernftlich gemeint, daß Oberft 
Rilliet um Uebernahme eined Kommando's angegangen worden; 
die Unterhandlung hierüber zerfchlug fih. Der Zentralausfhuß 
der Deutfchen in Biel rief öffentlich zur Reorganifation der deut: 
fhen Legion und betrieb das Gleiche durch geheime Ausfchreiben 
an die in den verfchiedenen Städten der Schweiz durch die revo— 
Iutionäre Propaganda gegründeten Arbeitervereine; das Ein- 
fchreiten der Behörden von Bern wurde mit fahlen Entfchuldi- 
gungen abgefertiget, diefe von ihnen bereitwilligft angenommen. 
Zu Heder, dem Einfiedler in Muttenz, wie öffentliche Blätter 
den Flüchtling nannten, war Wallfahrt aus und durch Bafel; 
und in den aarganifchen Städten am Rhein, zu Laufenburg und 
Rheinfelden, wurden die Derfammlungen zu wiederholtem Einfall in 
Deutfchland erneuert; nicht ein einziger der Anftifter und Führer 
wäre landeinwärts oder landauswärtd gemiefen worden; die 
ſchweizeriſchen Behörden ließen ihnen bereitwillig den Spiel- 
raum, den fie für ihre Abfichten nöthig hatten, 

Die neue Bundesverfaffung war im Werden, aber der alte 
Bundesvertrag rechtlich doch noch in Kraft, obwohl nach der 
Meinung Stettler's zerriffen. Was er noch galt, das zeigte maffen- 
bafte Aufhebung von Klöftern im Frühjahr 1848, * Von der 
Regierung von Luzern war das Klofter St. Urban in Folge 
Beſchluſſes vom 24. Dezember für BVeftreitung der Kriegsfoften 
bereits für nahezu Fr. 200,000 in Anſpruch genommen worden; 
ein mweitered Zmangsanleihen folgte, fo daß fich die Leiftungen 


1865 von der Regierung in Turin ald berechtiget erflärt, die oben befprochene 
Medaille zu erhalten, 

* Die in Band IT, S. 208, erwähnte Schrift vom Jahr 1769 gegen die 
Klöfter ift von einem Dr, Pilat, aus Trient, verfaßt, welcher wegen feiner 
ſchlechten Schriften von dort vertrieben ſich noch Chur geflüchtet hatte. So er 


zählt Theiner in feiner „Gefchichte des Pontifikats Clemens XTV., erfter Band, 
1853”, 
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des Klofterd innert zwei Monaten auf mehr denn fr. 800,000 
- beliefen. Abt Pfluger war im Laufe diefer Zeit geftorben und 

der Konvent erhielt anfänglich Zufiherungen, die ihn hoffen 
ließen, unbehindert zur Wahl eines neuen Abtes fihreiten zu 
fünnen. Dr. Steiger hatte jedoch andere Abfihten. Im Großen 
Rath ftellte er den Antrag auf Aufhebung des Stiftes. Dagegen 
eingelegte fchriftliche Bitten von Prior und Konvent, fo wie die 
Berwahrungen des Bifchofs von Bafel und des außerordentlichen 
 päpftlichen Abgeordneten Luquet, blieben ohne Erfolg; der Große 
Rath fchritt zur Vermögend-nventarifirung, empfing von den 
Kommiffarien einen Vermögensftatus von Fr. 2,955,195 und be- 
bloß dann die Aufhebung des Klofterd St. Urban, zugleich jene 
des Frauenkloſters Rathhauſen, mit der Erklärung, daß „deren 
Vermögen zu Staatszwecken zu verwenden feit (13. April. Auf 
1. Juli hatten die Ordensglieder ihren Wohnfib zu verlaffen. 
Bergeblich hatte St. Urban eine freiwillige Gabe von Sr. 1,100,000 
zugefagt, um das Werk der Zerftörung abzuwenden. Bon Steiger 
waren im Laufe der Verhandlungen übliche Anklagen über die 
Gefährlichkeit des Klofters, nachtheiligen Einfluß auf die Moral 
und dergleichen behauptet worden; von Schultheiß Kopp wurden 
fie auf fchlagende Weife widerlegt; derfelbe verwies im Weitern 
auf die in der neueften Kantonsverfaffung fowie im Bundesver- 
trag ausgefprochenen Garantien. Vergeblich. Auch das Wort greifer 
Magiftraten galt nicht, welche der fogenannten Sonderbundsregie- 
rung von Quzern beharrlid gegenüber geftanden, nur die Zer— 
ſtörungsluſt der wieder erftandenen SFreifchaaren- Partei. Fünfzehn 
Großräthe, unter ihnen Staatsanwalt Knüfel, legten mit Kopp 
Verwahrung gegen den Aufhebungsbefchluß ein. So fiel die Klofter- 
forporation St. Urban nad) genau fiebenhundertjährigem Beftand, 
vorzüglicher Verdienfte, welche fie fi) namentlich durd) Gründung 
und Haltung eines Lehrerfeminard erworben, ungeachtet. Dem 
Bolfe von Luzern ftand noch das Veto zu Gebot. Damit es 
nicht zu Stande fomme, wurden die Oppofitionsblätter mit Ber 
fchlag belegt, die Mitglieder einzelner Komite’s, welche das Veto 
empfahlen, in Haft gefept, bis die Abflimmung vorüber war; 

17 * 
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dieſe brachte 11,190 Verwerfende gegen ungefähr 6000 Anneh— 
mende; aber da die Stillen und Abweſenden zu den legten 
gezählt werden mußten, die Gefammtheit der Stimmfähigen 
26,949 Bürger betrug, blieb das Veto in formaler Minderheit, 
obwohl es in 87 von 109 Gemeinden ergriffen worden. Der 
prachtvolle Kirchenfhap wurde um Fr. 60,000 an einen Frank— 
furter Juden und an einen Parifer Silberhändler verfauft. Das 
Bermögen fämmtlicher übrigen Klöfter, auch der Stifte zu Quzern 
und Münfter, wurde unter Staatöverwaltung geftellt. Auch das 
Bermögen des Ruswyler Bereind und der Miffiondvereine, die 
alle aufgehoben worden, wurde zu Handen des Staates einges 
zogen und theil® für die Armen der betreffenden Gemeinden, 
theild für kirchliche Zwecke verwendet. Ein mißfälliged Töchter: 
inftitut, weil von Lehrſchweſtern geleitet, wurde vom Regierungd- 
rath aufgehoben. 

Thurgau hatte feine Kriegskoften zu bezahlen, war aber 
gleihwohl gierig nach dem Vermögen der Klöfter. Nach dem 
wohlfeilen Sieg über die VII fatholifhen Kantone wollte man 
ernten; den noch immer in Nechtöfraft beftehenden Bundesvertrag 
befhwor man -eidlih an den Tagſatzungen, hielt ihn aber in 
Frauenfeld und in Weinfelden nicht. Im Einverftändniß mit den 
‚regierenden Herren im Großen Rathe ergriff der Kleine Rath die 
Snitiative und beantragte er die Aufhebung mehrerer Klöfter, 
weſentlich darauf geftüßt, daß die in Ausficht ftehende neue 
Bundesverfajfung die Garantie der Klöfter nicht mieder über- 
nehmen werde, Ddiefelben fih überlebt haben und in das neue 
KulturzZeitalter nicht mehr paffen. Nach diefem Vorfchlag wären . 
fünf Klöfter aufgehoben worden; vier andere, unter diefen Fifchin- 
gen, hätten fortbeftehen mögen. Der Große Rath aber bewegte 
fih mit weniger Rüdhalt auf der Bahn des eingeleiteten Fort: 
fchritted. Eine Kommiffiondmehrheit, Kern und Kreis voran, be— 
anfragte die Aufhebung aller Klöfter, mit einziger Ausnahme des 
Frauenkloſters St. Katharinenthal; diefes hatte ſich nämlich noch 
nicht überlebt, weil von feinem Vermögen ein zu 206,000 Gulden 
gewertheter Grundbefig im Großherzogtum Baden lag, der vor- 
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ausfihtlih von dortiger Regierung auf den Grund des foges 
nannten Epavenrechtes infamerirt worden märe. Friedlich und 
entgegenfommend vermied die Minderheit (v. Streng, KRappeler*, 
Namfperger und Ludwig), mit Nüdficht auf die höchſt ungün- 
flige politifche Lage der Dinge, auf das Aeußerſte zu gehen und 
wollte fi mit der Rettung von Fiſchingen und des Kapuziners 
Flofterd in Frauenfeld, neben St. Katharinenthal, zufrieden geben; 
auf erftere beide fepte die Fatholifche Bevölferung hohen Werth, 
befonderd auf Fifchingen, in Folge feiner längft bewährten Be— 
thätigung für den höhern Unterricht und da die dortige Schule 
Bedürfniß für die Katholifen war. In diefem Sinn petitionirte 
die ganze Fatholifche Bevölkerung (4013 von 4536 ftimmfähigen 
Bürgern), ebenfo die gefammte katholiſche Weltgeiftlichfeit, doch 
diefe für die Erhaltung aller Klöfter, unterftügt durch eine Vor— 
ftellung des Bifchofs von Bafel. BVergeblih. Der kalte Haud 
moderner Zivilifation und einige raſche Handmehre gingen felbft 
über die befcheidenften Bitten der fatholifchen Konfeffiondgenoffen 
- zerftörend hinweg und fprachen das Todedurtheil über gefammte 
Mannsklöſter: die bald taufendjährige Benediktiner-Abtei Fifchin- 
gen, die Karthaufe Sttingen, das Chorherrenftift Kreuzlingen und 
dad Kapuzinerflofter in Frauenfeld **, dann über die Frauenflöfter 
zu Feldbah, Dänifon, Münfterlingen und Kalchrain (28. Juni 
1848). Gnade fand nur St. Katharinenthal, das feither eine 
Erziehungsanftalt für verwahrloste jüngere Mädchen gegründet 
bat und mit Erfolg beforgt, der entwürdigenden Staatdvormund- 


* Kappeler hatte in der Aargauer Klofterfache und in der Zefuiten- und 
Sonderbundähage mit den Männern des ftrengen Rechtes gehalten; ftimmte auch 
jet noch für die mildern Maßnahmen in Bezug auf die Klöfterz; ſpäter aber 
jhwemmte der Strom der Zeit feine fonfeffionelle Unbefangenheit mit fich fort. 

** Dasfelbe war erft nach der Glaubensfpaltung in Folge eines Toleranz- 
verfommnifjes entftanden, indem die regierenden Stände beiter Konfeſſionen fich 
vereinbarten, daß den Katholiten die Errichtung jenes Kapuzinerkloſters, den 
Reformirten dagegen der Bau einer eigenen Kirche in Frauenfeld geftattet fei; 
jo berichtete eine Kommiffionsabtheilung an den Großen Rath, Das Klofter 
nun ift aufgehoben, aber die reformirte Kirche befteht noch; das ift die Gleich: 
berechtigung der Katbolifen gegenüber den Proteflanten ! 
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ſchaft ungeachtet, unter melcher e8 gehalten wird. Das Motiv des 
Aufhebungsgeſetzes behauptet wörtlich, „daß die Elöfterlichen An- 
ftalten dem Zwecke ihrer urfprünglichen Stiftung fowie den An- 
forderungen und Bedürfniffen der Zeit im Allgemeinen nicht mehr 
entfprehen‘; Vorwürfe über politifche Umtriebe oder moralische 
Verſunkenheit wurden nicht gewagt. Die Aebte fertigte der 
Große Rath mit der bettelhaften Penſion von 1100 Gulden ab, 
auch die übrigen Penfionen waren befcheiden zugemeffen; den 
fatholifhen Gemeinden ließ das Geſetz fofort 200,000 Gulden 
aus dem Kloftervermögen zugeben, gleihfam als ob die Katho- 
liken nichts Höheres fennten und verehrten ald Geld. Gefammte 
acht aufgehobene Klöfter befahen damals laut Inventar ein Ber: 
mögen von 2,606,298 Gulden (5,525,351 franz. Franken); in 
Wirklichkeit ging es erheblich höher. Mit den Klöftern wurde 
gleichzeitig das Chorherrenitift Biſchofszell aufgehoben, deſſen 
Vermögen jedoh dem Fatholifchen Konfeffionstheil überlaffen 
wurde und nun theilmeife als Unterftügungsfond emeritirter 
katholiſcher Weltgeiftlichen verwendet wird. Gegen die Klöfter 
waren befonderd Kern und Gräflein aufgetreten, jener übrigend 
mit dem Firniß auter äußerer Form; einfeitig, Fonfeffionell be- 
fhränft und geldfüchtig Kreid und Negierungsrath Keller. Bon 
den Katholiten ſtimmte Mehrhardt (Schon in der Kommilffton) 
für Aufhebung aller Klöfter. Theils im Laufe früherer Berhand- 
Iungen über Angelegenheiten der Klöfter und ihres Vermögens, 
theild zur Zeit des Aufhebungsaftes oder fpäter bei den Liquis 
dationdgefchäften, find als Vertheidiger der Berechtigungen der 
Katholiken und ihrer Inftitute muthig und beharrlich eingeftanden 
der DObergerichtöpräfident Eder, Regierungsrath Stäheli, Verhör— 
rihter Ammann, Negierungdrath v. Streng, Oberrichter Ram— 
fperger, diefer unter allen der jünafte Mitfämpfer, ſpäter allmälig 
die Stellung eines Führers der Oppofition im Großen Rath ein= 
nehmend. Diefe Männer, hellen und durchaus liberalen Geiftes 
in politifhen Dingen, wenn der Liberalismus nicht zur Nieder- 
tretung pofitiven Rechtes und zu gemeiner und toleranzwidriger 
Befehdung der Fatholifchen Kirche und ihrer Anftalten mißbraucht 
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wurde, haben fich durd ihre Handlungsmeife eine Anwartfchaft 
auf die Anerkennung nicht nur ihrer Konfeffiondgenoffen, fondern 
aller Derer erworben, welche dem Grundfaße: justitia regnorum 
fundamentum, noch nicht den Rücken zugefehrt haben. Der Aus— 
gang diefer Klofterangelegenheit gab den Schlüffel zu den Altern 
Berfügungen ded Staats; Noviziatseinftellung und flaatliche Vers 
mögendverwaltung, die unwahr ald im Intereſſe der Klöfter ges 
fchehen vor der Tagſatzung befchönigt worden waren.* Die Erb- 
haft des Kloftervermögend hatte der Große Rath, eventuell, 
fhon durch feine Beichlüffe vom Fahr 1836 und durch Gefek 
vom 6. September 1843 angetreten; diefed verordnete die Ver— 
wendung von liquid werdendem Kloftervermögen für Kirchen, 
Schul» und Armenzwede im Allgemeinen; ein Biertheil davon, 
nicht mehr, folle den Katholifen zufallen. Fünf Jahre fpäter, bei 
dem Aufhebungsakt, machte der Große Rath einen Einbruch in 
jenes Gefeg, indem er, dem aargauifchen Vorbilde folgend, Gul— 
den 100,000 als Aequivalent „für die bisher bezogene direkte 
Bermögend- und Militärfteuer“ vorwegnahm; bei der Ausrech— 
nung gegenüber den Katholiken zeigte fih der Staat fo farg wie 
möglich, indem er, beifpielöweife, die Gebäude in Münfterlingen und 
Kalchrain gar nicht, die Waldungen mit einer Summe anfepte, 
die um eine halbe Million Franken geringer war ald der Verkaufs⸗ 


* Der „Wächter“, ein Thurgauifches Blatt, fagte im Jahr 1855: „Wir 
haben die Klofteraufhebungsgeichichte in unferm Thurgau forgfältig ftudirt von 
jenem Moment an, da Bornhaufer „um den Bengel nicht zu hoch zu werfen“, 
Staatöverwaltung begehrte, und da man auf Tagjagungen ſich noch recht eifrig 
um das zeitliche und ewige Heil der Klöfter bemühte, bis zu der Zeit, da der 
Staat in den längft erfehnten Befig des „„Erbes’" trat. Es hat uns in der 
Seele wehe gethan mit anjehen zu müffen, wie von Anfang an Günfllinge mit 
den fetten Poſten als Klofterverwalter ausgeftattet wurden, wie folche zwei- 
fpännig zu Spiel und Trunf in die „„Stadt““ fuhren, während der Präfat 
zu einer Ausfahrt die gute Laune des Emporkömmlings fondiren mußte. Es ift 
notoriſch, daß, feit der Staat die Klofterverwaltung an die Hand genommen, 
bis zu ihrer Aufhebung, im eigentlichen Sinne liederlich gewirthſchaftet wurde.‘ 
Jener thurgauifche Tagesgefchichtfchreiber urtheilt dann nicht beſſer über den 
fpätern Berlauf der Dinge. 
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werth. So fhmolz die Quarte der Katholifen auf franz. Franken 
865,672. 57 Rappen herab. Die übrigen Verwendungen nad 
Gefeg von 1843 für Pfrunddotationen (meift Fatholifche, für 
welche fich befonderd die Priefter Meile und Meierhans verwen⸗ 
deten), für das Schullehrerfeminar, die Kantondfhule, die Ele- 
mentar- und Sekundarſchulen, den Kantonsfpital, die Zwangs⸗ 
arbeitäanftalt und Anderes, erftiegen annähernd die Summe von 
3 Millionen Franken. Zur Ausgleichung der Penſionslaſt hatte 
fih der Staat 1 Million Franken ausgefchieden. Die gewöhn⸗ 
lichen Kirchenparamente wurden an die fatholifhen Kirchgemeins 
den unentgeltlich überlaffen; die Koftbarfeiten, ſchöne Altarleuchter, 
Kirhenlampen, Statuen und Heiligenbilder von vortrefflicher Ars 
beit, Monftranzen, Meßkelche, Reliquienfäftchen und Anderes, auch 
ein herrliches filbernes Kruzifir von Fifchingen, von 6 Fuß Höhe, 
wurde zu großer Trauer der Katholifen dem Schacher übergeben. 
Triumphirend zogen die gewinnluftigen ifraelitifhen Käufer mit 
den hoch erhobenen Abbatialftäben in den Gaffen von Frauenfeld 
umber (Juni 1850). 

In den einträglichen Vorgängen von Thurgau fand Teffin 
Grmunterung zu Aehnlichem. Nachdem ein Gefeh vom 29. Ja—⸗ 
nuar 1847 den religiöfen Genoffenfchaften ein Zwangsdarleihen 
von 2. 182,000 auferlegt hatte, hob ein folgendes Gefek vom 
30. Juni 1848 vier Mannsklöſter in den drei Hauptftädten Qus 
gano, Bellinzona und Locarno, und vier Frauenklöfter auf; es 
waren dieß die reichiten jener Genoffenfchaften; ein Antrag, die 
Frage der Aufhebung dem Entfcheide des Papftes zu unterftellen, 
hatte nur 57 gegen 43 Stimmen auf fi vereiniget. Die zahl- 
reihen Gegenvorftellungen des Volkes fanden feine Berüdfich- 
tigung. Noch blieben zwölf Klöfter übrig. Es wurde befohlen, 
daß von den nicht aufgehobenen Frauenflöftern die einen den 
fechäten, die andern den fiebenten Theil ihres reinen Einfommend 
an die Staatöfaffe abzuliefern haben; die Zahl der noch zu duls 
denden Religiofen und Nonnen in den nicht aufgehobenen Klöftern 
wurde auf 133 befchränft, die Aufnahme in das Noviziat für 
fo lange unterfagt, bis die Geſammtzahl unter obiger Ziffer 
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ftünde; endlich wurde die Regierung ermächtiget, auf dem Wege 
der öffentlichen BVerfteigerung zum Berfauf der Riegenfchaften der 
aufgehobenen Klöfter zu fchreiten. Der Erlös aus denfelben wurde 
zur Tilgung der öffentlichen Schulden beftimmt. Als Nachlefe zu 
obigen Befchlüffen ift eine Verfügung der Regierung von Teffin, 
vom Jahr 1852, anzufehen. Angeblih wegen unbefriedigenden 
Berhaltend in fittliher und politifcher Beziehung ließ fie aus 
mehrern Klöftern zufammen zweiundzwanzig Priefter und LRaien- 
brüder ded Kapuzinerordend, von lombardifcher Herkunft, polis 
zeilih ausmweifen und an die Grenze abführen. Auf deren Klage 
trat die Öfterreichifche Negierung für fie ein, verlangte entweder 
Wiederaufnahme der Vertriebenen in die Klöfter oder Anweiſung 
einer für ihren Unterhalt genügenden Iebenslänglichen Penſion, 
die Drohung beifügend, daß wenn nicht binnen vierzehn Tagen 
entfprochen würde, die faiferliche Regierung entfchloffen fei, die 
in der Lombardei meilenden ZTeffiner aus ihrem Gebiet auszu— 
weifen. Da dem Begehren wirklich nicht willfahrt wurde, gab 
Defterreich feinem Entfchluß Folge. Der daherige Zmwift zwifchen 
der Schweiz und Defterreich, welcher einen längern Briefwechſel 
unter den beidfeitigen Behörden hervorrief, wurde durch Webers 
einfunft vom 18. März 1855 gehoben, laut welcher die Regie- 
rung von Teffin eine Averfalentfhädigung von Fr. 115,000 zu 
Gunften der vertriebenen Kapuziner zu leiften hatte, wogegen 
Defterreih feine Repreffalie zurüdnahm und den ZTeffinern auf 
feinem italienifchen Gebiet wieder freied Domizil gewährte, Eben 
fall im Jahr 1852 wurden wieder mehrere Mannsflöfter, unter 
ihnen jenes der Benediftiner in Bellinzona, aufgehoben, dann, 
ungeachtet der Einfprache mehrerer Taufende von Bürgern, die 
Unterrihtsanftalten, welche unter ihrer Beforgung und Leitung 
geftanden, meltlihem Lehrerperfonal übergeben. Zu gleicher Zeit 
hob die Staatöbehörde das unter dem Erzbifchef von Mailand 
ftehende Seminar von Poleggio und das unter Leitung des Bi- 
ſchofs von Como geftellte Collegium von Ascona auf. Ein firhen- 
feindlicher Geift war da fchon fange vorherrfhend. Als Hirten- 
briefe der genannten Bifhöfe im Frühjahr 1850 die Rüdkehr des 
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Dberhauptes der Kirche aus dem Eril von Gaeta nah Rom 
durch ein Tedeum zu feiern anordneten, verbot der Nath des fatho- 
fifchen Kantons jede Feierlichfeit unter Strafe von 20 bis 100 
Franken, von Pfarrern und von Gemeindöbehörden zu entrichten, 
welche den Anordnungen ihrer geiftlihen Obern Folge leiften 
würden. 

Die Landögemeinde von Glarus verordnete (28. Mai 1848) 
den Ausschluß der Jefuitenzöglinge von geiftlihen und weltlichen 
Aemtern, Lehrſtellen inbegriffen. * Die Negierung von Bern hob 
die Mädchenfchule der Urfulinerinnen in PBruntrut auf und ver- 
ordnete, ohne Rückſicht auf Stockmar's Einfprache, daß in Zu— 
funft nur die vom Staat patentirten Lehrerinnen geduldet werden 
follen. Der Große Rath von Wallis befhloß Beibehaltung von 
bier Gymnafien, zwei franzöfifchen in St. Moriz und Sitten, zwei 
deutfchen in Sitten und Brig. Hinfichtlih der angeblich den Je— 
fuiten „affiliirten® Schulbrüder in Sitten erklärte er: der Staat 
fei an den von der Stadt Sitten mit jenem Orden abgefchlof- 
fenen Vertrag nicht gebunden, und behalte fi) vor, demfelben 
die ihm übergebene Normalfchule, wann es ihm beliebe, zu ent- 
ziehen. Katholifch St. Gallen ftattete feine Höhere Unterrichts- und 
Erziehungsanftalt (Gymnafium nebft Lehrerfeminar) mit nach— 
träglicher Dotation von 140,000 Gulden aus. 

In Neuenburg feste fih dad neue Regiment feſt; dem Prä— 
fidventen des Staatsrathed ward ein Gehalt von Fr. 6000, den 
Mitgliedern ein folher von Fr. 5000 angemwiefen. Es hob die 
Akademie auf (17. Juni), aus Gründen der Finanz, auch um 
die Ariftofratie des Geifted zu unterdrüden, ald deren Stüße die 
Akademie galt. Dreizehn Tage nad Erlaf des Defreted hatten 
die Profeſſoren der Anftalt abzutreten; unter ihnen waren aner= 
kannte Gelehrte wie Agaſſiz, Dubois de Montpereur, Fr. de 
Rougemont, Guillebert, Matile. Den im Großen Rath erhobenen 
Klagen über unbefriedigende Verwaltung antworteten die Mit- 
glieder der geftürzten Regierung durch einen umfafjenden Ber 


* ©, „Landsbuch des Kantons Glarus”, Theil II, 1861, S. 330. _ 
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maltungsbericht Über die Staatöfinanzen vom Jahr 1831 bis 
29. Februar 1848.* Man entnimmt unter Anderm aus diefer 
Rechtfertigung, daß der ganze Staatshaushalt ein mohlfeiler war: 
Jahresausgabe 2. 370,000; der Gouverneur bezog 2. 10,000, 
der gefammte Staatsrath nur 2. 8000; direkte Steuern wurden 
feine erhoben; die Regierung beftritt ihre Ausgaben aus den 
Regalien, Monopolien (Poften, Salz), Domanialerträgniffen, 
Zehnten, Grundzinfen und Aehnlichem. Sie wies einen Domänen- 
Gtat von 8. 3,948,826 aus, daneben eine Staatdfchuld von 
8. 1,121,378, zu deren Berzinfung jedoch feine außerordentlichen 
Steuern in Anfpruh genommen werden mußten. Nach Berlin 
ing nichts; dad dem Fürſten zugefchiedene Einfommen von 
Fr. 70,000 hatte diefer ganz für da® Land verwendet, an Bei- 
trägen für die Verzinfung der Staatsfhuld, an Bergabungen für 
Kirchen, Schulen und Straßen zu Gunften der Gemeinden, für 
die Gehalte der Profefforen an der Akademie, zu Gaben an Ge— 
lehrte für Herausgabe von Werfen und miffenfchaftliche Reifen 
(2. 60,838), zu Stipendien für ftudirende Neuenburger auf den 
preußifchen Hochſchulen, und für ähnliche allgemeine Zwecke; das 
Wenige, was erübrigte, wurde für die Refrutirung des ftehenden 
Neuenburger Bataillond in Berlin verwendet und überging alfo 
auch in die Tafchen der Landesfinder. Der Flaren Rechnungs 
ftellung ungeachtet wurden im Großen Rath Anträge gebracht, 
die Mitglieder der alten Regierung zum Erſatz von nicht unbe— 
deutenden Summen anzuhalten. 

Das fogenannte Amneftiedefret von Freiburg, vom 20, Ja— 
nuar, rief fchwere Klagen hervor; die Regierung erließ (11. Fe 
bruar) eine Vollziehungsverordnung, welche die Kontribution von 
Fr. 1,600,000 auf nur zwanzig Perfonen, unter ihnen fünfzehn 
Familienväter mit einundachtzig Kindern, verlegte, mit Anfeßung 
einer Zahlungsfrift bis 28. Februar, innerhalb welcher fie ein 
gerichtliche8 Urtheil verlangen mögen. Die Zwanzig gelangten 

* Expos6 sommaire de l’administration et de l'ötat des finances 


du pays, fait par les membres de l’ancien conseil d’etat. Neuchätel, 
1848, 
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Beſchwerde führend an den Großen Rath, erklärten unter Bes 
rufung auf die bei der Beichlagnahme aufgenommenen Berbals 
prozeſſe, daß ihr gefammtes Vermögen nur ungefähr fr. 1,200,000 
betrage, die ihnen auferlegte Summe fomit ald gänzliche Ber- 
mögensfonfisfation erfcheine; fie behaupteten dabei ihre Unfchuld: 
die betheiligten Mitglieder des Großen Rathes haben in reinfter 
Meberzeugung und Abficht geftimmt, feien auch laut Großraths⸗ 
reglement für ihre Stimmgebung in feiner Weife verantwortlich; 
die Mitglieder ded Staaterathes hinwieder haben nach verfaffungs- . 
mäßiger Pflicht nur die Beſchlüſſe der fouveränen Landesbehörde 
vollzogen. Die Vollziehung des Kontributionddefreted würde von 
der fhlimmften Wirkung fein; daher fie Rüdnahme dedfelben 
verlangen, widrigenfalld die Mehrheit der Petenten auf ein ges 
richtliches Urtheil abftellen müßte. Der Große Rath verlängerte 
zuerft die Zahlungäfrift, ftellte dann die Bollziehung des Defreted 
ein und erließ dagegen einen Aufruf zu freiwilligen Beiträgen 
für Abtragung der Kriegäfoften (30. und 31. März), nachdem er 
zwei Tage zuvor die Aufhebung fämmtlicher Klöfter befchloffen; 
unter ihnen waren die Klöfter La Part-Dieu und Hauterive, 
welche zufammen allein ein Bermögen von mehr denn 3 Mil 
fionen Franken befaßen, alfo wenigſtens doppelt fo viel, ala die 
Kriegsfoften betrugen. * Es fiel deßhalb dem Volk auf, daß noch 
unmittelbare Beiträge für die Bezahlung der Kriegsfoften geleiftet 
werden follten; gleihmwohl gingen mehr ald Fr. 400,000, faft 
ausfchließlih von Seite der Konfervativen, ein. Solches war dem 
Großen Rathe nicht genug; er verwarf am 20. Mai die frei- 
willige Steuer, erließ ein neues Amneftiedefret, das im Zus 
fammenzug mit einer Bollziehungsverordnung vom 7. September 
1848 an Härte und Willfür die früheren Maßnahmen diefer 
Art noch überbot. Durch diefe Beihlüffe ift die Kriegäfontri- 
bution von Fr. 1,600,000 feftgehalten, die Zahl der Zahlungs 
pflichtigen auf 214 Bürger und 139 Gemeinden feftgefegt. Sechs 
.  * Das Bermögen gejammter Klöfter, wie es 1848 geweſen, ift in einem 
dem Finanzdireftor unter'm 4. Juni 1859 erftatteten Bericht auf die Summe 
von Fr. 4,976,530. 19. Rp. n. W. angefchlagen. 


— 2609 — 


Bürger, unter ihnen vier Familienväter, wurden auf ſechs Jahre 
ded Landes verwiefen, und mehr denn 140 Bürger im Aftivs 
bürgerrecht eingeftelt, ohne irgend eine Spur von gerichtlichen 
Verfahren. Die einzige Familie Maillardoz war mit Fr. 200,000 
betroffen, Franz Wed, Vater von eilf Kindern, mit Fr. 182,000. 
Den Schultheißen Fournier, dem am 28. Februar 1847 nad 
glüdlicher Ueberwindung ded Januar-Aufftandes dad Bürgerrecht 
der Stadt gefchenft worden, ließ die Gemeinde aus dem Bürger: 
tegifter flreichen. 

In Yarau Schloß Heinrih Zihoffe am 27. Juni ein langes 
und von Vielen gefeiertes Schriftftellerleben; bei deſſen Beftattung 
ließ fih der Große Rath durch eine eigene Abordnung vertreten. 
Zur Zeit, ald man an der Tagfakung theilweife Auffündung der 
Auslieferungsverträge mit Defterreih und Baden aus angegebenen 
politifhen Gründen zur Sprache brachte, forderte Aargau bei der 
lombardifchen Regierung die Auslieferung des Freiämtler’d Wieder- 
fehr, der unter den Truppen des Sonderbunds gedient. Glarus 
verurtheilte feinen Mitbürger Pasqual Tſchudi, gemwefenen Kom— 
mandanten des Landfturms zu Luzern, zu zehnjähriger Berban- 
nung aus der Eidgenofjenfchaft. In Wallis fegte man den Chors 
bern de Rivaz- aus Sitten, der fih im Winter geflüchtet, nad) 
feiner Rückkehr auf Schloß Majoria (die Meierburg) in Haft, 
von der er übrigend bald wieder entlaffen wurde. 

Eine allgemeine Handeld- und Geldfrifid und daherige 
Arbeiternolh rief das Einfchreiten mehrerer Kantonsbehörden 
auf, fo jener von St. Gallen, Thurgau, Zürih, Aargau, Genf. 
In Zürich verlangten 750 Schweizerbürger die Wegweiſung von 
Arbeitern aus ſolchen deutichen Staaten, von welchen verlautete, 
dag fie Schweizer weggewiefen hätten; jene Schweizerarbeiter ver 
langten auch, daß von Seite ded Staates öffentliche Arbeiten 
unternommen oder auch brach liegende Landesftreden angefauft 
werden, um die eigenen Angehörigen vor äußerſter Noth zu 
fhügen; der Regierungsrath gab verfchiebende. Antwort. Im 
Aargau gedachte man von Seite ded Großen Rathes mittelft 
gined Anleihen von einer Million Franken den kleinern bir 
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drängten Pfandſchuldnern zu helfen. In Genf gab der Große 
Rath der Regierung einen außerordentlichen Kredit von Fr. 50,000 
zu Beichäftigung brodlofer Arbeiter. In St. Gallen hatten Kom- 
miffionen der Regierung und des Großen Rathes die Sachlage 
unterfucht: es wollten die Einen mittelft einer vom Staat zu 
gründenden Vorſchußkaſſe für Fabrifanten, Andere durch Anord- 
nung von Staatöbauten, wieder Andere mittelft direkter Staats: 
unterftügungen zu Gunften der Armen in den meift bedrängten 
Gemeinden, Abhülfe ſchaffen; ſelbſt der Antrag war geftellt, bis 
auf den Betrag einer halben Million Gulden gegen Depofita 
von Pfandbriefen und Waaren Papiergeld mit Zwangsfurs in 
Umlauf zu fegen; der Große Rath fam nad) langer Erörterung 
zur Erfenntniß, daß er in foldhen Dingen zu ſchwach fei, und 
ließ die Krifis ihre natürliche Entwidelung abwarten. 


Siebenter Abfchnitt. 


Die lebte Taglagung der Eidgenoffenfchaft. Der Nachlaß der Sonderbundss 
koften abgeichlagen. Deutjchlands Klagen über Flüchtlingstreiben. Munzinger 
ala Grenzwächter im Kanton Teffin. Das Ende des Et. Gallifhen Aufruhr: 
prozeffes. Der Ausfpruch der Kantone über den Entwurf der Bundesverfaffung; 
die Tagiagung befchließt ihre Einführung. Lombardiſche Sperre gegen Teifin. 
Zandesverrathöprozeh. Die Deportation des Bilchofs von Lauſanne 
und Genf. (Bon Mitte bis gegen Ende des Jahres 1848.) 


Die Schweiz und ihre Vorfteher waren tagſatzungsmüde. 
Wir fehen daher einige der frühern Häupter, die Furrer, Drucy, 
Näff und FreisHerofee, zu Haus ausruhend und durch andere 
Abgeordnete erſetzt; an der Spike der Tagſatzung ſtand eine 
Abordnung von Bern, welche der revolutionären Partei Stämpfli 
in Sach- und Perfonenfragen manchen Sieg abgerungen hatte: 
Ochſenbein erfchien ald zweiter Gefandter von Bern, dem bie 
Mehrheit gegenüber jenem andern Parteihaupt zugefallen mar. 
Beharrlih auf feinem Poſten war Kern geblieben, um wie immer 
die hohe Verſammlung gefahrlos durch die Klippen hindurchzu— 
rudern, denen fie häufig zu nahe fam, oder einem etwas fchad- 
haften Befchluß den nöthigen Firniß von Anftand, Klugheit und 
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Regalität zu geben. Hungerbühler war für Näff als erfter Ge- 
fandter von St. Gallen eingetreten und warb fihtbar um Kredit. 
Funk, der Regierungspräſident von Bern, eröffnete die Tagfasung 
am 3. Juli mit eiffer Nede, welche den Bundesentwurf ald eine - 
Abfindung unter den verfohiedenen Sintereffen und Meinungen 
pried, die „vorerft wenigſtenss ald das SHeilfamfte angefehen 
werden möge, empfahl fchnell „die neue Brüde in den noch halt- 
baren Uferboden“ zu ſchlagen, und hatte die Freude zu melden, 
daß „die Lage ded gemeinfamen Vaterlandes bei aller Unvoll- 
fommenheit und Gebrechlichfeit des alten Bundes und bei allen 
Erfhütterungen und Umgeftaltungen, denen wir näher oder ent» 
fernter gejtanden, fein düſteres Bild darbiete, gewiß ein weit ers 
freulicheres als die meiften Staaten Europa’s. Auch fah er, was 
Andere noch vermißten, daß die Schweizer bereitd wieder unter 
fih verföhnt feien und alten Hader ſchon vergeffen hätten. Aus 
dem vorörtlichen Amtsbericht vernahm man, daß die Grenzbe- 
wahung im graubündneriihen Münfterthal nicht ganz habe auf- 
hören können, daß die lombardifhe Regierung über eine an fich 
unbedeutende Grenzüberfchreitung durch Tiroler Freiwillige am 
Stilfſerjoch Beſchwerde geführt, dann darüber nöthige Beſchwich— 
tigung und zugleich den abermaligen Ausdrud der Sympathien 
der Eidgenoffenfchaft für die Sahe Staliend empfangen habe; 
daß in Folge des Erfcheinend der vereinigten italienifchen Flotte 
vor Trieſt der. fchweizerifche Handelsftand dafelbft zu Wahrung 
feiner Intereſſen die vorörtliche Verwendung in Anfpruch ge- 
nommen, der Vorort deßhalb fih mit Schreiben vom 29. Juni 
an die föniglichefardinifche und an die (neue) venetianifche Staate- 
regierung gewendet habe; dab endlich, während die Schweizer 
Kommiffarien nah Neapel abgegangen, von dort her Paul Ber: 
face ald außerordentliher Gefandte des Königs beider Sizilien 
in Begleit des Oberften Brunner vom zweiten Schweizerregiment 
eingetroffen fei, um das Wort gegen die in befannter Weife ans 
gefeindeten Schweizerregimenter zu führen und über ihr Berhalten 
wahrheitgetreuen Auffchluß zu geben. 

Die Berhandlungen der Tagſatzung ermangelten im All: 
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gemeinen einer höhern Bedeutung: die großen Fehden waren 
abgethan; eine Reihe von ftreitigen Fragen, welche mehr die 
materiellen Intereſſen befchlugen, fonnten ihre Löſung durd) die 
Bollziehung der neuen Bundeöverfaffung finden; dad Ausland 
war mit fich ſelbſt befchäftiget und hatte zur Zeit die alte Schul- 
meifterfchaft über die Grenzen der Bundesgewalt gegenüber den 
einzelnen Kantonen und über das Seldftfonftitunirungdreht der 
Schweiz, wenn nicht aufgegeben, doch in Wirklichkeit eingeftellt. 
Man konnte daher der nöthigen Ruhe pflegen und genoß fie mit 
einer gewiffen Behaglichkeit. Es wurde das Kriegsleben foviel 
möglich zur Ruhe gewiefen, daher die Abhaltung des ordentlichen 
eidgenöſſiſchen Uebungslagers abermals um ein Jahr verſchoben; 
eine neue Armee-Eintheilung, welche der Kriegsrath entworfen, 
aufgegeben, und zur Zeit jede Vermehrung des eidgendffiihen 
Generalfiabs, welche im entgegengefegten Falle nothiwendig ges 
wefen wäre, unterlaffen; das Büdget für die zentralen Militär- 
wie für die allgemeinen Bundesaudgaben auf möglichft niedrigen 
Ziffern gehalten. Bei den Rechnungsverhandlungen fand ſich, 
daß auf dem Berner Anleihen, welches die Eidgenoffenfchaft zur 
Führung des Sonderbundäfrieged abgefchloffen, ein Berlurft von 
Fr. 66,000 gemacht worden, da die überlaffenen Werthpapiere 
zu ungünftiger Zeit verkauft werden mußten, und es wurde bei 
diefem Anlaß erinnert, „daß bei der damaligen Erfhöpfung aller 
Kantonalfaffen nur die großmüthige Eröffnung der bernijchen 
Staatskaſſe aus großer Berlegenheit herausgeholfen und die 
Mittel zur Beftreitung der Unfoften des Feldzuges geliefert 
habes. Die vom Präfidenten der Tagfagung gerühmte „Ver— 
föhnung® wurde unfihtbar, als bereitd angebrachte Geſuche ber 
ehemaligen Sonderbundäfantone um. Nachlaß der Kriegäfoften 
zur Berhandlung kamen. Die Oefammtheit diefer Koften war 
rund zu 51/, Millionen Schweizerfranfen angefchlagen, an melde 
Summe zu bezahlen hatte: Luzern Fr. 2,384,503. 77 Rp., Uri 
Tr. 86,186. 87 Rp., Schwyz Br. 259,518, 27 Rp., Obwalden 
Fr. 78,845. 03 Rp., Nidwalden Br. 65,118, 95 Rp, Zug 
Fr. 173,157. 27 Rp., Freiburg dr. 1,745,763. 19 Rp., Wallis 
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Fr. 733,546. 22 Rp. Ale hatten bereits Abfchlagszahlungen an 
Baar und an Titeln geleiftet, dann Mehrere von ihnen durch 
Kreisfchreiben an die Stände um Nachlaß erfuchtz; Alle wieders 
holten das Anliegen noch mündlich an der Tagſatzung. Konnte 
man damald und fann man jebt, nad langen Jahren, der Ans 
fiht beipflichten, daß die Erfaßforderung an die fieben Kantone 
eine maßlos harte war, fo war und blieb bemühend, daß die 
vortragenden Gefandifchaften einzelner der ehemaligen Sonder- 
bundsfantone, namentlich Quzern und Freiburg, den Anlaß zu 
leidenfchaftlichen politifchen Ausfällen gegen die geftürzten Regie 
rungen ihrer Kantone, im Grund alfo gegen ihr eigen Bolf, 
ausbeuteten und der jchlimmften Reaktion das Wort fprachen. 
So mollte Luzern eine Schuldene und Berlurfirechnung von 
6 Millionen Franfen geltend machen, Alles Folge der Politif, 
weldhe zum Sonverbundäfrieg geführt, und brachte felbft in An- 
fhlag, daß möglicher Weife jene Kantonsregierungen, welche ges 
wife Auslöfungsfummen für Loskauf der gefangenen Freiſchaaren 
im Jahr 1845 zu bezahlen gehabt, folche zurüdverlangen wer 
den; die gleiche Gefandtjchaft einer Regierungsbehörde, melde 
notorifh nur durch Gemwaltmittel auf die Negentenftühle gehoben 
worden, fand es ganz am Plage, alle Schuld dem Bundesver⸗ 
trag von 1815 zuzufchieben und ihn „eine politifche Rebensver- 
fiherungsanftalt der Regierungen gegen die Völker“ zu nennen. 
Freiburg fand die Urfache alles Unheild in dem „ehemaligen“ 
Kanton Neuenburg, der mit der heiligen Allianz geliebäugelt und 
die Schweiz der Gefahr preiögegeben habe, dem Ausland übers 
antwortet zu werden und dad Schidjal Krafau’s zu theilen; an 
diefe Klage fnüpfte fich der Vorwurf zu Handen der Tagſatzung, 
daß fie unterlaffen, den Widerftand Neuenburgs mit Gewalt zu 
brechen, vielmehr „aus Scheu vor dem Auslande® ſich mit der 
Loskaufsſumme von Fr. 300,000 begnügt habe. Obwalden hatte 
die Schwachheit fih zu rühmen, daß es nad dem Tage von 
Giſikon der erfte Kanton geweſen, der feine Truppen zurüdge- 
zogen und die Kapitulation mit dem eidgendffichen Oberbefehlös 
haber eingeleitet habe; und Uri machte unter Anderm geltend, 
Die Schweiz. IV. 18 
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daß es feine reichen Klöfter und Korporationen habe, auf die es 
greifen könnte. Zug Flagte, wie das Sonderbundsfommando „auf 
die wahnwitzigſte Weiſes wichtige Brüden zerftört, Schanzen in 
den Wiefengründen aufgeworfen, das Land unter Waſſer zu feßen 
gefuht, Obſtbäume umgehauen und Forſte gelichtet habe, um 
unnüße Verhaue aufzumwerfen; folche Behandlung habe Zug „von 
angeblihen Bundeögenoffen“ erlitten; Zug wollte übrigend nur 
Nachlaß, infofern er auch den Andern bewilliget würde, und führte 
ald fein Verdienft an, daß durch die fchnelle Kapitulation des 
Kantons Zug der Widerftand gegen die Bundesautorität weſent— 
lich gebrochen morden fei. Schwyz wünſchte Nachlaß der erften 
Rata und verhieß den Betrag unverweilt zur Verbeſſerung feiner 
Straßen zu verwenden. Die Nahlaßbegehren wurden befonders 
von Glarus, Bafelland, St. Gallen und Thurgau befämpftz die 
Sieger ließen wieder einmal ihre ſchwere Hand fühlen, wieſen 
auf ihr eigen Volk und feine Einbußen, die ed aus Berfchul- 
den der VII Rantone erlitten, ftellten namentlih den 6 Mil- 
- lionen die 12 Millionen entgegen, welche allein die induftriellen 
Kantone St. Gallen, Glarus und Appenzell während der fechäzig 
Kampfestage eingebüßt, und wollten fchon in dem Zufammens 
gehen jener fieben Kantone für den Koftennadhlaß einen neuen 
Sonderbund erbliden;* insbefondere warfen fie dem Kanton 
Luzern, für den fo große Opfer (Freifchaarenzüge und Löſegeld) 
gebracht worden, Undankbarkeit vor; hatten die Gefandtfchaften 
jener ehemaligen Sonderbundsfantone in ihren Vorträgen den in 
denjelben „neuerwachten eidgenöffifchen Geift“ gerühmt, fo wur: 
den fie nun erinnert, daß man diefen nicht zu hoch anfchlagen 
dürfe, da Uri noch fürzlich inftrnirt habe, gewiſſen neuen Ber: 
fafjungen- die Bundesgarantie aud dem Grunde zu verfagen, 
weil fie angeblih unter dem Drude eidgenöffifher Bayonnete 
entftanden; da im Fernern einzelne neue Verfaffungen wieder 
die „intoleranteften Beftimmungen“ enthalten, oder, wenn dieß 
nicht der Fall fei, wegen „ihrer liberalen Richtung die Abftim- 


* Abjihied der Tagfagung von 1848. Theil I, S. 62. 
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mung durch das Volk nicht auszuhalten vermöchten“. Bafelland 
hatte bemerkt: es finde fich eine reichgefüllte Kaffe in Einfiedeln; 
wäre e8 der Regierung von Schwyz Ernft zu bezahlen, fo würde 
fie dad Klofter aufheben und das Geld nehmen. Es folgte eine 
fat einhelige Abweifung, da von den unbetheiligten Kantonen 
nur Genf nebft Bafelftadt und Appenzell J. R. in diefer oder 
jener Weiſe etwelchen Nachlaß bewilligen wollten. 

Genf, von Bern, Freiburg und Bafelland unterftüßt, ver- 
langte die Herausgabe eined Bülletin’8 über die Berhandlungen 
der Tagſatzung, damit das Bolf fie vollftändig kennen lerne, 
wurde jedoch mit zwölf Stimmen abgewiefen. Eben derfelbe 
Kanton trug auf Vornahme einer außerordentlichen allgemeinen 
ſchweizeriſchen Volfszählung an, damit die Wahlen in den Na— 
tionalrath dem Berhältniß der Bevölkerung genau entfprechen ; 
wurde ebenfalls abgelehnt, da die Mehrheit Feine Neigung hatte, 
ohne ausgewiefened Bedürfnig Staate- und Gemeindsbehörden 
mit diefem weitwendigen Gefhäft zu belaften. Zur Garantie 
lagen die neuen Berfaffungen der ehemaligen Sonderbundäfans 
tone vor. Jene von Luzern wurde von Zürih, Schaffhaufen und 
Bern angegriffen, wegen ausfchließliher Gemährleiftung der 
papoftolifchsrömifch: katholifchen Religion“; es verftoße ſich ſolches 
gegen die Toleranz und verlege die Proteftanten; ferner wegen 
einer andern Vorfchrift, welche befage, daß man römifch=fatho- 
lifcher Religion fein müffe, um das politifhe Stimmredt aus- 
üben zu fönnen. Allein das pofitive Recht war entjcheidend, da 
die Verfaſſung nichts dem Bundesvertrage Widerfprechendes ent- 
hielt; ein anderer Grund zur Garantie war der, daß man die 
neue Regierung von Luzern nicht im Stiche laffen wollte. Aus 
gleihen Gründen erfolgte auch die Garantie der andern neuen 
Berfaffungen, doch nicht ohne Widerfpruch bezüglich jener von 
Freiburg. Es wurden an derfelben der Abgang hoheitlicher Ges 
nehmigung feitend des Volkes und die unverhältnißmäßig langen 
Amtsdauern getadeltz dadurch werde dem gefährlichften Feinde, 
dem Ultramontanismus, eine bedenkliche Waffe in die Hand ger 
geben, welcher nicht unterlaffen werde, auf ſolche Berlegungen 
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der Volksfreiheit hinzuweiſen. Allein Freiburg ermwiederte: der 
eingefhlagene Weg fei der allein mögliche gewejen; „eine Res 
gierung im Geifte der Anforderungen unferes Jahrhunderts laffe 
fih fonft nicht denken“. Die Tadler, Schaffhaufen und Appen- 
zell A. R., gaben fih zufrieden, da der Zweck das Mittel zu 
heiligen jchien. Auch die Verfaſſung von Neuenburg lag zur 
Garantie vor. Bedenken, ob nicht die einfeitige Auffündung des 
Untertbanenverhältniffes zu Preußen Verwickelungen herbeiführen 
würde, ließ man nicht auffommen; habe früher Neuenburg dad 
Recht der Selbſtbeſtimmung ausgeübt, ald es zu Anfang des 
vorigen Jahrhunderts den preußifchen König auf den erledigten 
Fürftenftuhl berufen, fo ftche Neuenburg nicht minder im guten 
Recht, „wenn es gegenwärtig das Haus Hohenzollern von dem 
bisherigen Regierungsrecht entbinde®. Die Garantie erfolgte eben- 
falle. Die Gefhäftsordnung führte wiederholt zu dem „»Verbot 
der Freifchaaren“; noch hatten Bafelland, Glarus und Appenzell 
A. R. dem befannten Tagſatzungsbeſchluß von 1845 nicht ent- 
ſprochen Da die Tagfagung feither die Aufgabe der Freifchaaren 
übernommen und in ihrem Sinn glüdlich gelöfet hatte, fo war 
dem Gegenftand feine Bedeutung mehr einzuhauchen; die Freunde 
der Regalität wollten inzwifhen das ſchöne Thema nicht aufgeben 
und erließen neue Einladung zur Folgſamkeit an die Wider: 
ftrebenden. Launig meinte der Gefandte von Bafelland, Dr. Frei, 
der Borort hätte beſſer gethan, „die ganze Affaire mit Still» 
ſchweigen zu überhüpfen“, denn „die Todten folle man ruhen 
lafjen* und „hohes Grad wächst ja gar lange fchon auf den 
Grabhügeln der fchmeizerifchen Freiſchaaren?. Auch könne man 
nicht wiffen, „ob nicht früher oder fpäter bald der eine bald der 
andere Kanton, vielleicht fogar die ganze Schweiz, in Lagen 
fomme, wo Sreifchaaren mit offenen Armen empfangen werden“, 

Das am 30. Juli 1847 für eine Anzahl von Ständen in 
Nehtöfraft getretene Nachtragdfonfordat behufs Ertheilung von 
Heimathreihten an Heimathloje zur Vollziehung zu bringen, hatte 
der Borort den Oroßrathäpräfidenten Kern von Thurgau, 
Dr. Steiger von Luzern und Dr. Buffard von Freiburg als 
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Kommiſſarien beſtellt, deren Aufgabe es wurde, für die noch nicht 
eingetheilten Heimathloſen Heimath- und Duldungsrechte zu er— 
mitteln. Mehr Hoffnung als auf das Konkordat und auf die 
Kommiſſion ſetzte man auf die einſchlägige Vorſchrift der neuen 
Bundesverfaſſung. Die Verhandlung über die laufenden Zoll— 
angelegenheiten brachte wiederholt einen Antrag des Kantons 
Teſſin, ſämmtliche auf der Durchfuhr des Salzes laſtenden Zölle, 
Weg- und Brückengelder aufzuheben, zur Berathung; die Mehr— 
heit zog vor, das Ergebniß der künftigen Zollzentralifation abzu— 
warten. Dem gewefenen eidg. Staatöfchreiber Dr. v. Gonzenbach 
wurde ehrenvolle Anerfennung für feine Denkfchrift über die 
Handelsverhältniffe zwifchen der Schweiz und Defterreich. 

Noch war ein höherer Beamteter der Eidgenofjenfchaft von 
ariftofratifher oder fonfervativer Färbung übrig: Freiherr von 
Effinger-Wildegg, während zweiundzwanzig Jahren pflichttreuer, 
einfichtiger und allgemein geachteter Gefchäftsträger in Wien; 
der Regierung von Bern war er ſchon lange mißfällig; ed wurde 
daher der erfte Anlaß vom Zaun geriffen, jenen Diplomaten von 
feiner Stelle zu entfernen. Effinger hatte im Frühjahr auf Em— 
pfehlung der öfterreichifchen Staatäfanzlei dem ehemaligen öfter- 
reichifchen Gefchäftsträger v. Philippsberg, der fih in Ange 
legenheiten des Sonderbunds bethätiget hatte, zur Reife durch 
die Schweiz nah Stalien einen Paß mitgegeben; in Mailand 
angekommen, wurde Philippsberg unter Zuthun Luvini's ver- 
haftet; man wollte in feiner Sendung etwas gegenüber der Lom— 
bardei Unfauberes entdedt haben; das Gehäffige diefes Umftandes 
warf man auf den Gefhäftsträger v. Effinger zurüd, und obwohl 
er ſich mittelft Berufung auf feine Inſtruktionen zu rechtfertigen 
wußte, war er doch beftimmt, ald ein Opfer der Zeit zu fallen; 
Kern wurde an feiner Statt zum Gefchäftsträger in Wien er 
nannt und begab fih am 20. Auguft, unter Borbehalt freier 
Hand bezüglich feiner Amtsdauer, auf diefen Poften. Bern hatte 
angetragen, die Stelle in Wien aufzuheben und die jchweizeriiche 
Stellvertretung in deutfchen Landen nah Frankfurt zu verlegen. 
Da der Vorort es nicht gerathen gefunden, Schritte für Einver- 
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leibung der lombardiſchen Ortſchaft Campione zu thun, ſo blieb 
ſie im alten mißfälligen Verhältniß, obwohl man fand, daß dieſe 
fremde Ortſchaft „ſo zu ſagen in das Herz des Kantons Teſſin 
geftelt fei“. Früheren Anträgen zufolge wurden die Auslieferungs— 
verträge mit Defterreih und Baden, infoweit fie auch für Aus- 
fieferung politifher Berbreher angerufen werden fünnten, ge 
fündet. 

Wie zu erwarten, hatte es bei den frühern Klagen der 
deutfhben Nachbarn fein Bewenden nit. Durh Note vom 
5. Suli führte der badifche Gefandte Befchwerde, dag feitend 
der Flüchtlinge die feindliche Beunruhigung an der Schweizers 
grenze feinedwegs aufgehört habe; vielmehr feien auf der ganzen 
Strede von Muttenz bis Kreuzlingen hinauf an vielen Grenz- 
orten Flüchtlinge geduldet, welche durch öffentliche Verſamm— 
lungen und Berbreitung aufrührerifcher Pamphlete der fraffeften 
Art die Aufregung in den benachbarten badifchen Gemeinden 
unterhalten, andern Unfuges nicht zu gedenfen; Heder und 
Weißhaar wurden ald Solche genannt, die fich dabei befonderd 
bethätigen; neuerdings wurde daher die Internirung, überhaupt 
ein ſolches Einfchreiten gegen die Flüchtlinge verlangt, welches 
für die Zukunft die nachbarliche Ruhe fichere. Um eben dieſe 
Zeit brachte Major v. Kiel perfönlich ein durch den Präfidial- 
gefandten v. Schmerling unterzeichnete Befchwerdefchreiben des 
deutfehen Bundestages vom 30. Juni nah Bern, in welchem 
Schreiben geklagt wurde, daß feit dem April-Aufftand Heder und 
Genoſſen: Heinzen, Mögling, Sigel, Refina, Kaifer und Andere 
den Aufenthalt in den Kantonen Bafel, Schaffhaufen und Thur- 
gau dazu mißbrauchen, einen neuen bewaffneten Einfall in das 
füdfihe Deutfchland zu organifiren, weßhalb Auflöfung diefer 


Freifhaaren und Wegweiſung ihrer Führer verlangt wurde. Eins 


läplihe Kommiffionalunterfuhung folgte; der Vorort ließ fich 
Beriht von den Kantonen über die wirkliche Lage der Dinge 
geben. Die Grenzfantone ſchickten Ausmeife, laut welchen alle 
gerügten oder angedeuteten Vorfälle ald unrichtig oder völlig 
ungefährlich erfehienen, oder gegen jeglichen Unfug gehörige 
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Poligei-Anordnungen getroffen worden feien. Diefe Rechtferti- 
gungen Fangen hie und da feltfam, indem z. B. Aargau eine 
in Laufenburg gehaltene Verſammlung zugab, aber behauptete, 
daß dabei feine gefährlihen Dinge in Behandlung gefommen; 
man habe fich über die Errichtung eines demofratifchen Vereins 
„und über Militärfachen® befprochen. Welcher Art Militärfachen 
folches gewefen, Fonnte man aus den im Texte vorgelegenen 
DOrganifationen und Rundfchreiben des deutfchen Zentralaus- 
fhuffes in Biel vom 27. März und 11. Juni entnehmen. Die 
Kommiffion berichtete im gleichen Geift, wie die Kantonsregie- 
rungen, und im Berlaufe der Verhandlung fiel manch beraus- 
forderndes Wort gegen die deutfchen Behörden, welche übrigens 
befanntlich die ſchweizeriſchen Regenten in ihren Noten, Reden 
und Zeitungen zur Sonderbundszeit ebenfalls nicht geſchont 
hatten. Die Tagſatzung ließ beide Klagen ablehnend erwiedern, 
begründet auf den doppelten Umſtand, daß der behauptete Afyl- 
mißbrauch nicht verübt worden, gegen einzelne ftrafbare Hand» 
lungen aber, wie den Bieler Aufruf zur Bewaffnung, ſtrafpoli- 
zeiliches Einfchreiten ftattgefunden habe. Frei von Bafelland 
benugte auch diefen Anlaß, um die Tagherren und die Zuhörer 
auf Koften Dritter in langer Rede zu unterhalten, in welcher er 
mweiffagte, daß ganz Europa große Umgeftaltungen bevorftehen 
und „der Fürften letztes Stündchen“ gefchlagen habe. Mit ihrer 
Aufgabe für einmal zu Ende, vertagte fich die Tagfagung am 
legten Tage des Juli auf den 4. September. 

In Stalien hatte, feit König Karl Albert von Sardinien 
am 23. März den Völkern Oberitaliend verfündet, daB feine 
Zruppen das lombardifch-venetianifche Königreich betreten „und 
den Schild Savoyens über die italienische Tricolore halten“ werden, 
der Gang der Ereigniffe ganze Wendung gemacht. Im Laufe des 
Frühjahrs war der Aufftand ein allgemeiner geworden; - eine provis 
forifche Regierung in Mailand, von der man anfänglich nicht mußte, 
ob fie zur Republik fich entfchließen oder zu Sardinien halten werde, 
regierte die Lombardei; eine republifanifche Regierung ſchaltete in 
Denedig; Radetzky hatte fich in fein Feftungsgebiet zurücdgezogen; 
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don Mittel- und Süditalien her waren die kriegeriſchen Schaaren 
zur Befreiung Oberitaliend bis an das Gebirge vorgedrungen 
und hatten unter General Durando Picenza befeßt. In den 
Augen Europa’d mar Oberitalien für Defterreich verloren, und 
dortige diplomatifche Kreife hatten fich bereitd mit dem Gedanken 
vertraut gemacht, wenigſtens die Lombardei aufzugeben und fich 
auf Wahrung der öfterreichifchen Intereſſen durch einen Handeld- 
vertrag zurüdzuziehen. Aber Radetzky war nicht diefer Anfiht. 
Er drang auf Berflärfung und erhielt fie. Nugent rückte durd 
Friaul mit einem anſehnlichen Armeekorps in das weſtliche 
venetianifhe Gebiet vor und vereinigte endlich, den gegnerifchen 
Dperationsplan vereitelnd, feine Truppen mit jenen Radetzky's; 
Bicenza, wo ſich die beiden römifchen Schweizerregimenter, gleich 
jenen zu Neapel, tapfer und dienfttreu hielten, wurde genommen, 
das italtenifche Mifchheer, welches dasfelbe befegt gehalten, zer 
ftreut. Radetzky ergriff dann die Dffenfive gegen des fardinifchen 
Königs Heer felbit, warf dasfelbe in den Schlachtentagen des 
24. und 25. Juli bei Cuſtozza, zwang ihn zum Rüdzug, nahm 
am 5. Auguft Mailand durch Kapitulation und zog am folgen: 
den Tag mit 50,000 Mann wieder in diefe lombardifche Haupt: 
ftadt ein, während Karl Albert, das „Schwert Staliend® genannt, 
verwünfcht von den national gefinnten Stalienern, mit Schmach 
beladen in das ihm allzu gering geweſene Fleine Reich zurüd- 
fehrte, nachdem er fich durch Waffenftillftand vom 7. Auguft 
verpflichtet hatte, alles außerpiemontefifche Gebiet zu räumen. 
Diefe Ereigniffe waren entfcheidend in mehr ald einer 
Richtung: der Schweiz ficherten fie den ungeſchwächten Beſitz⸗ 
ftand in ihrem italienifchen Gebiet; denn wie die Förderer der 
italienifchen Einheit die Grenze Staliens bie an den Brenner 
hinaufſtrecken wollten, jo lag ihnen auch die Abficht nicht fern, 
fie bei guter Gelegenheit bi8 an den St. Gotthard und Bern— 
hardin binan zu erweitern. Diefe Frage war nun außer Berech— 
nung geftellt. Eine andere Folge der Wicdereroberung der Lom⸗ 
bardei durch Defterreih waren die maffenhafte Anhäufung von 
lombardifhen und andern italienifhen Flüchtlingen im Kanton 
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Teffin, Sammer und Sorgen der Schweizer, welche ſich fopfüber 
dem Aufftande zugemwendet hatten. Auf die Hiobspoften von Mais 
land her verreisten eilig der Berner Kantonskriegskommiſſär und 
ein dortiger Finanzbeamter nah dem Kanton Teffin, um von 
Kriegszeug und Munition, die für die Lombardei. beftimmt ges 
wefen, aber noch nicht bezahlt fein mochten, zu retten was mög— 
lich. Die italienifhen Korps im Beltlin (ed waren die Korps 
von Griffini und d’Afpice), denen durch die öfterreichifchen Siege 
in der Lombardei der Rückzug abgefchnitten war, rückten mit 
Gepäck und Waffen, mehrere Taufende ftarf, mit 34 Kanonen 
und Haubiten in den Kanton Graubünden ein.* Dort wurden 
fie frei eingelaffen, während einige Wochen früher wenige Tiroler 
Jäger, welche muthmaßlich nur aus Unkenntniß der Grenze auf 
Schweizerboden gefommen, ald Gefangene behandelt und der 
Gegenſtand weitfchichtiger amtlicher Erörterungen wurden, jene 
Staliener hieß man „Flüchtlinge. Der größere Theil diefer 
Korps wurde nach dem Eintritt auf Schweizerboden entwaffnet; 
andere waren glüdlicher, fie behielten ihre Waffen auch auf diefem 
noch, fo eine waadtländifche Freifchaarenfompagnie, die bis Chur 
bewaffnet blieb und auch dort erft in Folge einer Meuterei gegen 
ihre eigenen Offiziere entwaffnet wurde. Einzelne Abtheilungen 
der „Flüchtlinge“ zogen mit Elingendem Spiel in die bündnerifche 
Hauptftadt ein, fo 400 Mann am 24. Auguft. Die Offiziere 
trugen ihre Schleppfäbel und ließen fih durch Milttärmufifen 
feftlihe Ehren ermeifen. Die Mannjhaft ließ man korpsweiſe 
beifammen und inftradirte fie fpäter in den Kanton Teffin. Die 
von Mailand her in den Kanton Teffin übergegangenen Flücht- 
linge fchägte man zu 15 bis 20,000 Köpfen; auch unter ihnen 
waren bewaffnete Korps, die das Schweizergebiet ald das ihrige 
anfahen. Die Teffiner Regierung und Alles, was italienifh ge- 
finnt, war ob folder Einwanderung in größter Beftürzung; jene 
bot unverweilt ein Bataillon Milizen auf, erftattete Bericht an 

* Man fand unter denjelben Stücke von Bern, Solothurn und Waadt, 


welche verkauft worden jein jollen, „weil fie nicht mehr das reglementarijche 
Kaliber hatten‘, 
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den Vorort und verlangte, daß dasfelbe in eidgenöffifchen Sold 
genommen werde. Der Vorort hatte Grund, die Lage als fehr 
ernft anzufehen, da die Tefjiner und andere Schweizer mit ges 
fährlichfter Heißblütigfeit für die Ummälzung Staliend Partei 
genommen hatten. Der Vorort fand deßhalb eine firenge Ueber: 
wahung jenes Grenzkantons nothwendig. Er fandte Kommif- 
farien dorthin ab zur Sicherung gegen jedes weitere Unterfangen, 
welches der Schweiz hätte Verlegenheiten bereiten fönnen, nament- 
lich zur Verhinderung von allfälligen Einbrühen in die Lom— 
bardei. Zu folder Grenzhut wählte er fich denjenigen Magiftraten, 
der am Entichiedenften von Allen die fchmeizerifche Kriegd- und 
„Auslandspartei®, wie Ochfenbein die allianzluftigen Freunde der 
Staliener genannt, befämpft hatte, den Landammann Munzinger 
von Solothurn, in feinem Begleit den Landfchreiber Kathri von 
Urferen. Munzinger war gewohnt, die Dinge in ihrer wahren 
Geftalt zu erfaffen und bei ihrem richtigen Namen zu nennen, 
ganz im Gegenfaß feiner Tagfagungsfollegen, die dem mancher— 
lei gegenüber dem Ausland verübten Parteiunfug durch Schön: 
färberei das unfchuldigfte Anfehen zu geben bemüht waren. Vers 
mochte er den Zweck feiner Sendung nur unvolllommen zu 
erreichen, fo konnte es feine Schuld nicht gemwefen fein. Mit jener 
Verfügung wurden diplomatifche Schritte bei Defterreich zu dem 
Zwede verbunden, daß dortige Angehörige ungehindert nad der 
Zombardei zurücdfehren mögen. Der Borort verwendete fich hie- 
für bei dem öfterreichifchen Gefandten v. Kaifersfeld, der in» 
zwifchen in feine frühere Nefidenz Zürich zurüdgefehrt war, mit _ 
Erfolg. Unter wenig läftigen Bedingungen fonnten die Flücht— 
linge zurüdfehren. Das erwähnte Einfchreiten ded Vororts mar 
um fo nöthiger gewefen, als franzöfifche Grenzbeamtete jene ita- 
lieniſchen Flüchtlinge, welche durch die Schweiz über Bafel nad) 
Frankreich fich zurüdziehen wollten, wenigſtens in erfter Zeit an 
der Grenze bei Bafel zurüdmwiefen. Als die Kommiffarien in 
Lugano anlangten (15. Auguft), fanden fie diefe Kantonalftadt 
dermaßen mit Fremdlingen überfüllt, daß fie felbft kaum Unter- 
fommen finden fonnten. Wie der Vorort verwendeten auch fie 
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fi) für Verminderung ded Andrangs. hr Amt war ein ſchweres; 
Bandenchefd, unter ihnen Joſeph Garibaldi, wollten fih nicht 
an den Waffenftiliftand kehren; Garibaldi führte in nächfter 
Nähe der Schmweizergrenze, am rechten Ufer des Langenſee's, den 
Krieg auf eigene Fauſt fort; Andere in andern Grenzgegenden. 
Es wurden auch Klagen laut, daß Herzog Litta und Graf Bor- 
romeo in Teffin feit Wochen Mannfchaft gegen Defterreich ges 
worben. Teffin war in den Augen des öfterreichifchen Komman- 
do's in der Rombardei der günftige Sammelplatz für alle jene 
Gegner, die nicht zu friedlichen Vernehmen zurüdfehren wollten. 
Feldmarfhall Radetzky trat deßhalb felbft Flagend bei der Regies 
rung von Teffin auf (19. Auguft), verlangte ungefäumte Ent— 
mwaffnung und Entfernung der den feindlichen Echaaren ange— 
hörenden Mannfhaft, Ausmeifung der auf teffinifchem Gebiet 
befindlichen Verſchwörer, Verhinderung oder Beftrafung feind- 
feliger Handlungen, die gegen Defterreich gerichtet wären, unter 
Androhung gänzlicher Verkehräfperre und Zurückweiſung der Tef- 
finer aus öfterreichifch Italien, Falls nicht entfprochen würde. Die 
Regierung von Teffin gab befte Ermwiederung, verficherte nament⸗ 
lich, daß die übergetretenen Truippenabtheilungen entwaffnet, dann 
theild nah dem Innern der Schweiz, theild nad Piemont ges 
wiefen worden. Der Vorort, hievon in Kenntniß gefeht, mahnte 
die Regierung von Teffin, Alles zu vermeiden, was der guten 
Nachbarſchaft zumider wäre, gab hievon auch dem öfterreichiichen 
Gefandten Kenntniß und empfing hinwieder von diefem Verfiche- 
rungen, daß nichts der Gefinnung Defterreichs entfernter fein 
fönne, ald der freien und unabhängigen Schweiz zu nahe zu 
treten. Gegen Ende Auguſt's wurden die Schaaren Garibaldi’s 
zerſprengt; fie fuchten nun ebenfalls Unterkunft in Teffin; diefer 
Umſtand und theilweife Zurüddrängung der itafienifchen Flücht— 
linge don der franzöfifchen Grenze her veranläßten abermalige 
zeitweilige Anhäufung diefer Fremdlinge auf Teffiner Gebiet; eb 
erfolgte dann etwelche Räumung feitend derfelben theild nach der 
Lombardei, theild nah Piemont hinüber. An der lombardifchen 
Grenze vom Teſſin um. bis oberhalb Bormio hatte der ber 
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waffnete Widerftand gegen Defterreih aufgehört; von Garibaldi, 
dem verwegenjten aller Bandenführer, hieß «8, er habe den Weg 
nah Frankreich eingefchlagen. Der Vorort entließ unter folchen 
Umftänden die Kommiffarien am 3. September. Die jchweizerifchen 
Kaufleute, welche ſich ftarf bei dem Waffenhandel aus der Schweiz 
ber zu Gunjten des Aufitandes betheiliget, hatten ihre ſympathie— 
volle Gefhäftsthätigkeit für die gewefene aufftändifche Regierung 
nur mit dem Schreden zu büßen, da in Folge dringender Ber: 
wendungen des fchweizerifchen Generalfonfuld jene Waffen als 
Privateigenthbum der Inhaber anerfannt wurden. 

Der Kanton St. Gallen hatte fich Jahrzehnte lang, insbe: 
fondere feit 1830, vor DVerftößen gegen die verfaffungdmäßige 
Trennung der Gewalten jorglich gehütet. Aber in diefen Zeiten 
der Klein- und Großrathöjuftiz, von den Freunden unabhängiger 
Rechtöpflege Kabinetsjuſtiz genannt, follte aud St. Gallen dem 
dur die halbe Schweiz zur Geltung gefommenen Willfürfyftem 
feine Huldigung bezeugen. Die Regierung brachte an den Großen 
Rath den Antrag: über die aufrührerifhen Vorfälle vom Oftober 
1847 in den Gemeinden Bütſchwyl, Scmerifon, Gommidwald 
und Meld Amneftie, in Folge deffen Aufhebung der darüber ges 
führten fiebenundvierzig Spezialunterfuchungen gegen Zivil» und 
Militärperfonen, fowie der Vorunterfuchungen gegen die übrigen 
Militärperfonen unter folgenden Bedingungen auszuſprechen: a. daß 
die zum Spezialunterfuch eingeleiteten Beamten drei Jahre lang in 
Ausübung ihres Aftivbürgerrechted eingeftellt ſeien; b. alle in 
Unterfuch gelegenen Perfonen die erlaufenen Prozedur: und Kom— 
miffariatöfoften zu vergüten haben, über deren Betrag die Kriminal- 
fommiffion, im Falle des Rekurſes der Kleine Rath, zu verfügen 
habe; daß c. jedem der Betheiligten unbenommen bleibe, innert 
vier Wochen „feine befondere Angelegenheit“ der richterlichen Be— 
urtheilung zu unterftellen; d. dem Kleinen Rathe vorbehalten 
bleibe, gegen die bei dem Unterfuch als betheiliget zum Vorfchein 
gefommenen Geiftlihen, Offiziere und Unteroffiziere, abgefehen 
davon, ob fie an den Richter gelangen oder nicht, „nad 
Maßgabe der von ihm zu ermittelnden Gefährlichkeit für die 
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Zukunft“ *, die Entziehung des hoheitlichen Plazets und die Ent— 
laffung aus dem betreffenden Dffizierögrade auszufprechen. Freunde 
ded Rechts und der gejeglichen Ordnung fragten fich, woher der 
Große Rath das Necht herleiten fönnte, an des Richters Stelle 
Männer, die vor feinen Richter geftellt worden, in dem wich- 
tigften republifaniichen Ehrenrechte, dem politifchen Stimmrecht, 
einzuftellen und dadurch thatlächlich von den durch das Volk ihnen 
übertragenen Aemtern zu entfernen; woher er die Befugniß her— 
nähme, durch die Bollziehungs- und Verwaltungsbehörde Kris 
minalunterfuchungstoften aufjuerlegen, eine Verrichtung, welche 
nad Gefeg nur der verfaffungsmäßige Richter zu üben hatte; 
woher die Befugniß, mit Umgehung des bürgerlichen Richters 
und der Firchlichen Behörden, bepfründete Geiftlihe aus Amt und 
Würde zu vertreiben; woher die Befugniß, Offiziere, mit Um— 
gehung des Militärftrafgefeged, als angeblich frafbar aus den 
Neihen der Milizen zu entfernen. Ohnehin hatte die erwähnte 
Kriminalunterfuhung einen eigenen Gang genemmen: die Regies 
rung hatte ihren „Bericht und Anträge® dem Drud übergeben, 
in mehreren Taufenden von Gremplaren und in zweiter Auflage 
als Flugſchrift im Lande verbreitet; in diefer Flugſchriſt waren 
aber die dem Spezialunterfuh unterworfenen Bürger bereits in 
einer Sprache, die von dem üblichen Parteiidiom nicht ferne 
ftand, als Aufrührer verurtheilt. Die Berathung erhielt daher . 
wieder jenen feierlihen Ernft, mit dem die Oppofition in den 
unmittelbar vorangegangenen Jahren in allen erheblichen Fragen 
aufzutreten gewohnt war. Fürfpreh Johann Joſeph Müller, bes 
redt, ſachkundig, unabhängig und muthig zugleich, ftellte dem 
Großen Rath den Antrag auf unbedingte Amneflie: das Ger 
ihehene zu einem Aufruhr zu qualifiziren und nach der Strenge 
der Gefepe zu beurtheilen, jei durch die Umftände nichts weniger 
ald gerechtfertiget; jene Dftoberereigniffe feien der natürliche Aus— 
fluß der religiöfen Anfhauung befannter öffentlicher Fragen ges 
weien, von einem Komplott feine Spur; nachdem man fo oft, 

* Verwandtſchaft mit dem Jakobinerthum in Frankreich, deffen „loi des 
suspects* durch alle Jahrhunderte hinab eine monftruofe Ungerechtigkeit bleibt, 
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ja in Fällen, die einer Ahndung zehnmal mehr bedürftig ge- 
weien (Medner zählte die Agitationen, halbe und ganze Aufitände 
und Freifchaarengefhichten allüberall auf), Amneftie empfohlen 
und verlangt, wäre es feitend des Großen Rathes hohe Inkon— 
fequenz, felbe im angegebenen Falle zu verweigern oder mit Zu: 
thaten zu befchweren, die drüdender feien als richterliche Behand- 
lung. Nah Müller trat eine Reihe anderer Redner auf, die den 
Bericht einer lebendigen Kritif unterftellten, fo Guldin, Domdekan 
Greith, Zündt, Saylern, Müller von Schmerifon, Oberſt Breny. 
Guldin zeigte, wie er felbit ald Bezirfdgammann gegenüber der 
Meuterei feine Pflichten für Handhabung der Ordnung beftend 
erfüllt; Zündt, wie fein Bezirk (Oberrheinthal) au bei diefem 
Anlaß von der Gefeglichfeit fich durchaus nicht entfernt habe; 
Saylern, wie auch im Bezirk Wyl nichts Kompfottartiged vor- 
gefallen; Müller von Schmerifon, einer der am Schwerſten An- 
gegriffenen, daß die ihm gemachten Zulagen durchaus falfch 
feien. Ihnen gegenüber hatten Einzelne, wie Joſeph Hoffmann 
von Rorſchach, jene Ereigniffe mit den fehmärzeften Farben dar- 
geftellt und finftere Komplotte, von denen PBarteiblätter fo oft 
gefprochen, als baare Thatſachen ausgemalt. Hoffmann behauptete 
namentlich mit der ihm eigenen Kedheit: „alle einzelnen Vor— 
fallenheiten im Dftober beruhten auf der gleichen verftandenen 
- und verabredeten Unterlage; man habe mit dem Sonderbund 
verbrecherifche Gemeinſchaft gepflogen und Verbindungen mit 
Aufrührern im Kanton Graubünden angefnüpft zum Umſturz 
der Regierung und der gefeglichen Ordnung im Kanton St. Gal- 
len; die Hauptfchuldigen aber habe man nicht herausgebradt, 
weil man zu fchonend verfahren. Ihnen antwortete Dderft Breny 
in einer Meifterrede: Bertheidigung bedürfe ed um fo weniger, ald 
der Große Rath nicht Richter fein könne und folle; auch wäre 
folde auf den Grund der Akten allein möglich. Sei von Am— 
neftie die Rede, fo hätten ganz Andere fie nöthig, ald jene, 
denen fie dermal gefpendet werden follte. Habe Hoffmann be= 
bauptet: man habe nur die Verführten, nicht die Führer; im 
ganzen Kanton fei der Landfturm organifirt gewefen, fo fordere 
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er jenen Redner auf, Perfonen und Thatfachen zu nennen, widrigen⸗ 
falld bezeichne er ihn ald DBerleumder. Warum verfolge man die 
»Fäden“ nicht, wenn man der Sache fo gewiß fei? Gegen Ber- 
fafjung und Geſetz fei überall hin dur eine Maffe von Kom— 
miffarien inquirirt worden; das bedeutungslofe Ergebniß liege 
nun aber vor: das Wahre und einzig Richtige an der Sadye fei, 
daß allerdings einige Geſetzwidrigkeiten vorgefallen, aber dur 
und durch nur in vereinzelten Erfcheinungen, denen jeder innere 
Zufammenhang gefehlt habe. Ein Attentat gegen die Sicherheit 
ded Landes habe daher nicht vorgelegen. Wolle man fih aud 
nur erinnern, daß man früher weit entfernt gewefen, unbedingten 
Gehorfam zu predigen (Erinnerung an die Troß-Adrefje nad 
Aarau aus den höchſten Regionen, Klein» und Großräthen *). 
Das Gelärm und das Auffehen rühre von einer Majje von Brief 
trägern und Spionen, ihren unzuverläffigen, parteiifchen und 
dienftgefälligen Darftellungen ber. Ihn perfönlich betreffend, ver- 
wahre er fi gegen jede Zumuthung irgend einer Komplizität; 
tadelnswerth ftehe dagegen die Unterfuchungsbehörde da, welche 
feinen achtzehnjährigen Schreiber für nichts und wieder nichts zehn 
Wochen in Haft gehalten, dabei ſechs Wochen lang unverhört 
gelafjen und mit dem weiſen Nath entlaffen habe, ja nichts zu 
fagen.** Der Redner beleuchtete fchließlich auch das angetragene 
firenge Verfahren gegen einzelne Offiziere, die fih in frühern 
ſchlimmen Zeitläufen ausgezeichnet bewiefen haben. Ihm ant- 
worteten Feld, Zingg und Rohrer. Erfterer folgerte aus den viel- 
fach vernommenen Worten: „Stürmen“, „nad St. Gallen ziehen“, 
„proviſoriſche Regierung“, daß die Gefahr eine allumfafjende ge- 
weien, daher alles Einfchreiten des Kleinen Rathes mehr als ge- 
vechtfertiget fei. Zingg meinte, der Aufruhr habe fich über Tau— 
fende erftredt. Rohrer rüdte mit Verdächtigungen aus: die 
Geringeren feien eingeftedt worden, die Andern nicht. Man wife 


* Band II, ©. 457 und 458. 

** Nach Langem hatte endlich der Kleine Rath am 14. April befchloffen, 
von einer Einleitung Breny's zur Spezialunterfuhung, wegen Verdachts von 
Hochverrath, zu abftrahiren, 





— 28 — 


ja, daß Breny gefagt: in einem halben Tag habe er den See- 
bezirk beifammen. Ein Sturm von der fonfervativen Seite der 
Verſammlung gegen diefe Zulage unterbrad den Redner. Er fuhr 
fort: es liege in den Aften vor, daß Breny jene Aeußerung ge 
macht. Darauf bemerkte Feld: wohl liege jene Aeußerung in den 
Akten, aber fie habe fih nicht erwahrt. Voll Unwillens über Vor: 
würfe erwähnter Art verlangte Joh. Joſ. Müller, daß die Akten 
zur Verfügung der Mitglieder des Großen Nathes geftellt werden; 
er ergriff noch den Anlaß zu erflären, daß er an der früher be- 
fprochenen Berfammlung vom 14. Dftober ebenfalld Theil ge 
nommen, laffe fi aber die Nachrede nicht gefallen, daß etwas 
Ungefeglihes an derfelben gefprochen oder verabredet worden; im 
gleichen Sinn Baumgartner. Mit 76 gegen 60 Stimmen wurde 
die nur bedingte Amneftie befchloffen (2. Auguft). 

Längſt fhon war die Plazetirung bepfründeter Geiftlicher 
im Kanton St. Gallen Gegenftand der Einrede feitend der Kirche. 
Auf Deplazetirung waren jedoch die zahlreichen Gegner des Plazete 
nicht gefaßt. Das Verdienſt diefer Neuerung gebührt der St. Galler 
Regierung vom Jahr 1848. Bereitd war der fatholifche Pfarrer 
Frei in Altjtätten in der Form der Plazetentziehung willfürlich 
abgefegt worden; gegen den fonfreten Fall wie gegen die Zus 
läffigfeit folder Befugniß überhaupt lag eine Rekursſchrift des 
fatholifhen Großrathäfollegiums vor. Der Große Rath; behandelte 
den Klaggegenftand zugleich mit oben erwähnter Amneftiebedingung, 
welche die audgedehntere Anwendung der Deplazetirung voraus— 
fegen ließ. E3 wurde nachgewieſen, daß derlei ausgedehnte Staate- 
gemalt felbft in Ländern nicht geübt werde, welche unbedingt 
jofephinifche Gefepgebung haben, indem überall Entfeßungen von 
Bepfründeten nur im Einvernehmen mit der kirchlichen Behörde 
gefchehen; im Weitern, daß fchon gegenüber der refurrirenden 
weltlichen Patholifchen Behörde die flaatliche Kompetenz nicht vor- 
liege, indem der Staatöbehörde durch beftehende Gefeßgebung eine 
mehrere Befugniß nicht zugefchieden fei, als jene, durch den Aus- 
ſpruch des Plazets die ftaatliche Zuftimmung zur Wahl zu geben. 
Ein Doftor der Rechte, Kandammann Stadler, war nicht verlegen 
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für einen Gegengrund : da die Deplazetirung im Gefeb nicht 
unterfagt fei, fo erfcheine fie als erlaubt; übrigens handle es ſich 
nur um wenige fonfrete Fälle und daraus folge noch nicht, daß 
man die Fatholifhen Geiftlihen in Maſſe von ihren Pfründen 
entfernen werde. Der Nefurd wurde durch die gefchloffene Mehr: 
beit ded Großen Rathes abgemwiefen, dad von der Negierung 
angedrohte Berfahren gegen Geiftlihe und Offiziere gutgeheißen 
(3. Auguſt). Der Abfepung Frei’d folgte feitend der Regierung 
ohne die geringfte Nüdfiht auf die bifhöfliche Denkſchrift vom 
18. März diejenige ded Pfarrerd Umberg von Flums und des 
Pfarrer Wäfpi von Walde; Pfarrer Fifcher in Utznach, Pfarrer 
Sped in Benken, Domvifar Klaus in St. Gallen, Kapları Hafner 
in Altftätten und Vikar Zürcher dafelbft, Kaplan Zimmermann 
in Meld und Kaplan Stu in Sargand erhielten obrigfeitliche 
Berwarnung mit Androhung gleihmäßiger Deplazetirung, falls 
fie fich bisheriger Umtriebe ferner fchuldig machen würden (27. Sep- 
tember). Der Span zwifchen der Regierung und dem Biſchof fand 
feine Erledigung durch fpätere freiwillige Refignation der Pfarrer 
Frei und Wäfpi auf ihre Pfründen. In Anwendung des foge- 
nannten Amneftiebefchluffes ftrih der Kleine Rath auch zwei 
Hauptleute des Kontingentes. In diefer Zeit wurde durch die 
Betriebfamkeit radifaler Führer eine wichtige Deränderung in 
fatholifchen Kollaturfahen eingeleitet und durchgeführt. Seit 
1813 ftanden die meiften Kollaturrehte in Folge fouveränen 
Großrathsbeſchluſſes in der Hand des (weltlichen) Fatholifchen 
Adminiftrationsrathed. Seit Jahren war diefe Behörde konſer— 
vativ befegt, daher man radifalerfeits ein Ausfterben jener „frei- 
finnigern® Geiftlichen beforgte, mit Hülfe deren wenn nöthig 
felbft Kriege gegen die fatholifche Minderheit in der Schweiz 
eingeleitet werden fünnen.* Solcher Aenderung im Stande der 
Geiftlichfeit vorzubeugen, griffen jene Radifalen zum Mittel: 
bewußte Kollaturrechte in Aufhebung eines früheren Gefeges un- 
entgeltlich auf die katholiſchen Kirchgemeinden überzutragen. Un— 
geachtet beharrlichen Widerfpruches der Tonfervativen Katholiken, 


* Band II, S. 491. 
Die Schweiz. IV. 19 
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welche das Verfügungsrecht dem katholiihen Rathöfollegium vin- 
dizirten, übrigens fich nicht ungeneigt erflärten, den begehrenden 
Gemeinden die Kollaturen unentgeltlich herauszugeben, ging der 
Große Rath in den Antrag ein und dad Gewünfchte wurde zum 
Geſetz erhoben, das am 10. Auguft in Kraft trat. Gelbfiver- 
ftändlich Eonnte für die ehemaligen Piäferfer Kollaturen, welche 
feit 1838 die Regierung ausübte, Feine Ausnahme gemacht wer— 
den. Der Erfolg war der radifalen Klügelei nicht günftig, da 
gutgefinnte fatholifche Gemeinden bei eintretender Pfarrvafatur 
in der Negel bereitwillig den Rath des Bilchofes vernehmen. 
In Quzern blieb man bei der Einziehung des Klofterver- 
mögend nicht ftehen. Die früher befprochene Verurtheilung der 
Mitglieder des alten Großen Rathes zu einer Kontribution wurde 
ſechs Monate nachher durch neuen Großrathäbefhluß, vom 11. Au- 
guft 1848, zur Vollziehbung gebracht. Er verpflichtete die betrof- 
fenen Großrathömitglieder wegen Berfaffungsverlegung und weil 
fie fi in offene Rebellion gegen das Vaterland gefeht, in Be— 
trat, daß fie den Kanton in große Schuldenlaft geftürzt, daß 
fie zwar nad) firengrechtlichen Grundfägen ftrafrichterli verfolgt 
werden follten, „ed jedoch weder im Intereſſe ded Kantons noch 
- der Betheiligten liegen kann, mit Strafprozeffen eine große Zahl 
von Staatäbürgern zu verfolgen®, Milde und Schonung indefjen 
nicht zum Nachtheile ded Landes eintreten dürfe, eine Geſammt— 
fumme von Fr. 313,500 a. W. zu bezahlen. In dem Befchluffe 
wird dann jeder Einzelne tagirt nach feiner Schuld oder nad 
feinem Bermögen, oder auch nah dem Grade des Haſſes, den 
er auf fich gezogen, oder nad) diefen verfchiedenen Faktoren zu— 
fammengenommen: Mazzola zu Fr. 20,000, Siegwart zu eben 
fo viel, Dr. Scherer in Hochdorf, der Freund des ermordeten 
Leu, zu Fr. 15,000, fein Bruder zu 10,000, Hautt zu 10,000, 
Zünd zu 8000, Bernhard Meyer, der nichts befaß als feinen 
ehrlichen Namen und eine brodlofe Familie, zu Fr. 1000. Bei: 
gefügt war, wem's nicht gefalle, der möge den Richter anrufen. 
Dr. Kafimir Pfyffer war mit dem Ausfpruch nicht einverfianden, 
und hatte den Math ertheilt, die Sache der Bergeffenheit zu über- 
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geben. Aus dem Wortlaut diefes und des frühern „Amneftie- 
Defretes“ glaubten die Betroffenen die Folgerung ziehen zu bürs 
fen, daß fie nun jedenfalld des Anklagezuftandes enthoben feien. 
Glücklicher ald die gefeglichen Magiftraten von 1847 waren die 
ehemaligen Quzerner Aufrührer der Jahre 1844 und 1845; auf 
1. November 1851 wurde ihnen die Nüdzahlung der erlegten 
Straf- oder Gntihädiqungsgelder, im Gefammtbetrage von 
Fr. 270,353. 74 Rp., zugefichert. Auch in andern Dingen wurde 
Reaktion geübt: Preß- und Freifchaarengefege aus der jüngft 
vergangenen Zeit wurden durh den Großen Rath abgefchafft 
oder durch andere erfebt. 

In Wallis wurden die Bemühungen zu Beilegung der 
firhlihen Anftände nach der Abreife Luquet's fortgefegt. Der zu 
der Unterhandlung vom heiligen Stuhl bevollmäcdtigte Abt von 
St. Moriz mwied dem Staatsrath am 4. Auguſt nicht nur fein 
Kreditiv, fondern auch eine Abfchrift der empfangenen Inſtruk— 
tionen vor; denfelben waren folgende Borfchläge zu entnehmen ; 
Das Bisthum Sitten und die Abtei St. Moriz würden in ein 
Inſtitut verbunden, die Abtei St. Moriz zu diefem Behuf ſäku— 
larifirt, der Bifchof aber hätte künftig ſechs Monate des Jahres 
in Sitten, fech8 andere Monate in St. Moriz zu refidiren; von 
den Chorberren von St. Moriz würden fechs bei dem Bifchof 
bleiben, die übrigen penfionirt oder auf Pfarrpfründen verfegt. 
Das Kapitel von Sitten foll auf ſechs Domherren mit der Refi- 
denz Sitten befchränft werden. Die Kollatur der Pfründen von 
St. Bernhard überginge an den Bifchof auf Borfhlag von 
St. Bernhard; es fehte dieß den Fortbeſtand oder die Wieder: 
berftellung des Stiftes auf dem St. Bernhard voraus, Bifchof 
und Kapitel von Sitten erhoben gegen obige Anträge Einwens 
dung bei dem Großen Rath; der Finanzvorftand antwortete mit 
"Berweifung auf die 1,882,730 Kranken Staatsjchuld, die das 
Werk der Geiftlichfeit fei; am 9. Auguft verwarf dann der Große 
Rath einftimmig die Borfchläge der römifchen Kurie, der Fortfeßung 
der Unterhandlungen unbefchadet, für welche auf das Minimum 
einer Kontribution von 1 Million Franken abgeftellt wurde ; Joris 
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war noch ungnädiger ald feine Großrathöfollegen; er beantragte 
die Aufhebung der Abteien St. Moriz und St. Bernhard. Das 
Klofter Engelberg, von feiner neuen Regierung um eine „frei 
willige“ Steuer gedrängt, bezahlte eine foldhe im Betrage von 
10,000 Gulden (Luz. W.). Der Große Rath von Schwyz ver- 
fügte am 30. Oktober zu endlicher Bereinigung der vorjährigen 
Kriegs- und Okkupationskoſten, daß diefelben zu gleichen Theilen 
durch den Kanton und das Klofter Einfiedeln zu beftreiten feien, 
eine Berfügung, welche ſich letzteres bereitwillig gefallen ließ. 
Diefe freundliche Verftändigung wurde in perlönlicher Unter- 
handlung zwifchen dem Landammann v. Reding und dem Prä- 
laten eingeleitet; dem Klofter erwuchs hieraus eine Ausgabe 
von 229,000 Fr. a. W., mogegen ed die Zuficherung empfing, 
daß deffen Bermögen für die Steuern, welche zur Dedung der 
andern Hälfte der Koften erhoben wurden, nicht in Anſpruch ger 
nommen erden dürfe. 
Mit der Genehmigung und Einführung der neuen Bundes- 
verfaffung hatte Waadt, für diefen Kanton fein feuriger Gefandte, 
zaudern wollen. Die offiziellen Beweggründe dieſes Berhaltend 
hatte er am 27. Juni der Tagfagung vorgetragen; darüber Un- 
zufriedene fahen den Grund anderdwo; da fih Drucy nämlich 
wegen der Allianz und Kriegsftage mit manchen politifchen 
Freunden überworfen hatte, folle er nöthig gefunden haben, ſich 
unentbehrlich zu machen als Derjenige, von deffen gutem Willen 
die Einführung der neuen Bundesverfaffung abhängig feiz denn 
ohne Waadt ließ fich diefelbe nicht denfen. Auf ſolche Weife, fo 
meinten Jene, babe fih Druey den Weg in den Bundesrath 
gebahnt. Eine weniger perfönlihe Erklärung ift die, dab Waadt 
überhaupt nicht zentralifationdluftig war und die Traditionen von 
1832 und 1833 noch keineswegs vergeffen hatte. | 
Ganz abweichend von dem zögernden Benehmen diefed weſt⸗ 
lihen Kantons war das Verhalten derjenigen Stände, weldye 
den Kern der annehmenden Mehrheit an der Taglapung gebildet 
hatten; das Bundeshaus fchnell unter Dach zu bringen, ihr ent- 
ſchiedenes Sinnen und Trachten. Zürich, Bern und Quzern nahmen 
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den Vortritt; die Regierung des ſtändigen Vorortes der ehe— 
maligen Eidgenoſſenſchaft der XIII Orte beſchloß ſchon am 
13. Juli einhellig den Antrag auf Genehmigung des Entwurfs 
mit beigefügter Weiſung für die Geſandtſchaft: die Bundeöver- 
faffung als verbindlich für die ganze Schweiz erklären und zur 
Einführung fehreiten zu laffen, fobald zwölf Kantone, welche zu— 
gleih die Mehrheit der fchweizerifchen Bevölkerung zählen, ihre 
Zuftimmung erflärt haben werden; der Große Rath ergriff rüftig 
das zmeifchneidige Schwert und genehmigte einhellig mit 169 
Stimmen (der Abwefenden zählte man nur 28) Bundesverfaffung 
und Inſtruktion. An jenem Tag (21. Juli) ſprach Zürich's ches 
maliger Bürgermeifter, Konrad v. Muralt, für fih und aus dem 
Herzen von Zaufenden die denfwürdigen Worte: „Nicht ohne 
Sorge zwar fehe er in die Zufunft, und des Präfidenten Er- 
Öffnungsrede fei nicht geeignet geweſen, diefe zu zerfireuen; aber 
er ſtimme zu der neuen Bundesverfaffung, weil in derfelben alle 
Kantone wieder in Einen Bund, deffen Beitimmungen ehrlich 
und bieder gehalten werden, vereiniget und dem biäherigen Reich 
der Willfür, das die Umftände nothwendig herbeigeführt, ein 
Ende gemacht werde; mit dem lebhafteften Wunfche, daß die 
Schweiz nicht durch Verwerfung in vollftändige Anarchie geftürzt, 
fondern daß fie eine nocdy immer dauernde Weltfrifid mit Ehren 


beftehen werde; in dem guten Glauben, daß die Anzahl Derer - 


gering fei, welche in dem jebigen Projeft nur eine Nothbrüde 
über den Rubikon erbliden; in der Hoffnung, daß die neuen 
Behörden mit Kraft und Würde die Neutralität behaupten und 
allen fozialiftifhen Gelüften mit Energie entgegentreten werden; 
in der Hoffnung endlih, daß gegen Alle gleiche Gerechtigkeit 
und Billigfeit geübt und der politifchen Leidenſchaft der Parteien 
einmal ein Ende gemacht werde.“ jene Präfidialrede aber, von 
Alfred Eſcher vorgetragen, hatte fih unummunden, wenn nicht 
„für die fofortige, doch allmälige Umgeftaltung der Schweiz, aus 
einem Staatenbund oder Bundesflaat, wie man will, in einen 
Einheitöftaat® ausgefprochen, fodann im Entwurf alles Material 
für ſolche Unitarifirung der Schweiz nachgewiefen. „Wer follte 
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bezweifeln“, hatte diefer Medner gefagt, „daß nah dem Entwurf 
ein mächtiger Schritt in der Richtung auf einen Einheitöftaat 
bin gefchieht? wer möchte bezweifeln, daß, wenn die nach dem 
Entwurfe dem Bund auf der einen und die den Kantonen auf 
der andern Seite anheimfallenden Befugniffe gegen einander ab- 
gewogen werden, die Waagichaale nicht etwa dad Gleichgewicht 
hält, fondern fowohl betreffend die Zahl ald die Bedeutung diefer 
Befugniffe fih ganz und entfchieden auf Seite des Bundes hin- 
neigt ?* Aus dem Entwurf werde fomit nicht fo faft ein Bund, 
als vielmehr Ein Staat hervorgehen. Bern’d Großer Rath war 
in feiner Maffe gleich entfchieden für die Annahme, die, nad 
dreitägiger Verhandlung, während welcher die Tagſatzung Feier 
gehalten, am 19. Juli mit 146 gegen 40 Stimmen erfolgte. 
Zwei Parteien ftanden ſich hier entgegen, von denen die eine mit 
dem fchmweizerifchen Umwälzungswerk abfchließen, die andere, an 
ihrer Spike Stämpfli und Stodmar, fi deffen Wechfelfälle für 
eine nad ihren Hoffnungen und Wünfchen ergiebigere Ausbeute 
noch auf einige Zeit vorbehalten wollte. Bemerkenswerth ift, daß 
diefe Minderheit, deren Häupter fi fonft vorzugsweife ald qute 
National-Patrioten vor dem Volk geltend machten, nun in ihrer 
Dppofition der Kantonalität fröhnten und die Berlürfte heraus: 
firichen, die den Berner Finanzen in Folge des Entwurfes auf- 
erlegt werden, für ein Werk, das ohnehin nicht genug politifche 
Fortfchritte enthalte. Für den Fall der Annahme durch die Mehr: 
heit gaben fie übrigens durch ihre Preffe die Berficherung, daß 
fie gegen die Einführung feinen Widerftand erheben, fondern 
gegentheild befirebt fein werden, das „wenige“ Gute, das in der 
Bundeöverfaffung enthalten, möglichft fruchtbar zu machen. Der 
Mehrheit aber warf die Partei Stämpfli vor: fie habe unmwürdige 
Mittel für die Annahme in Bewegung gefept, im Falle der Ber: 
werfung mit erneuertem Rücktritt Ochfenbein’d gedroht, dabei 
goldene Berge verfprochen, dem Einen Bern ald Bundesjig in 
Ausficht geftellt, einem Andern mit der polytechnifchen Schule 
und der fchmeizerifchen Hochfchule den Mund mäfferig gemacht, 
dem Dritten großartige Bundesunternehmungen, wie die Ent- 
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fumpfung des Seelandes, verheißen; politifch genommen fei die 
jeige Mehrheit doch nichts Anderes ald die „Eonfervative" Pha— 
lanr, fomit das Gefchehene nur der Anfang einer „Reaktion“. 
Eben fo raſche Gutheißung war fehon früher von Seite des 
Großen Rathes von Luzern erfolgt. . 

Der Große Rath von Genf genehmigte, gegen zwei einzige 
Stimmen. In Solothurn gefhah foldhes, ohne Disfuffion, durch 
80 von 91 Stimmen (20, Juli); unter den Berwerfenden fanden 
ſich frühere Standesgefandte aus der Dreißigerzeit, fo Biftor 
Glutz⸗Blotzheim und Dürholz. Die angetragene Theilnahme der 
niedergelaffenen Schweizer bei der Bolfsabftimmung wurde ab» 
gelehnt. Ein fonfervaiives Blatt in Solothurn, das „Echo vom 
Juras, fchrieb für die Berwerfung: wegen drohenden Weberge- 
wichted der Proteftanten über die Katholiken bei Beſetzung des 
Bundesrathed und ded Bundeögerichtd, wegen mangelnder Be- 
fiimmungen über den Bundesjig (die Bundesftadt follte nament- 
lich verpflichtet werden, allen Mitgliedern ded National und des 
Ständerathes unentgeltlich Quartier zu geben); ferner wegen der 
Zentralifationen im Militärweſen, die in der Folge mit der Land» 
plage eines fiehenden Heeres gleichbedeutend fein werden; wegen 
des Verbotes der Militärfapitulationen, und endlih mit Hin— 
weifung auf die ungeheuern Ausgaben, mit welchen die Schweiz 
bedroht fein werde (Beamtenheer und Verwandtes). 

In Appenzell U. R. genehmigte die Oberbehörde beinahe 
einhellig, mit Erlafjung einer empfehlenden Rathöproflamation 
- zu Handen der Randögemeinde; noch im Sommer 1847 hatte 
diefer Halbfanton von der Bundesrevifion nichts wiſſen wollen; 
allein der folgende Winter hatte unter der regſten Theilnohme 
von Appenzell U. R. treibhausmäßig die Pflanze zur Reife ge- 
bracht. Der Landrat von Bafelland fertigte das Gefchäft in 
weniger ald einer halben Stunde dur beinahe einhellige An- 
nahme ab. Der Große Rath von St. Gallen genehmigte mit 113 
gegen 17 Stimmen; nur zwei Mitglieder ſprachen: Baumgartner 
begründete feine Zuftimmung auf die gefchichtlihe Entwidelung 
der Bundesverhältniffe, aus welcher ſich Zuftände ergaben, welche 
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über die Kantonaleriftenz nach älterer Auffaffung bereitd den 
Stab gebrochen haben. Dabei ließ der Redner nicht unberührt, 
daß nad feiner Anſchauung die neue Stellvertretungsweife der 
Kantone diefen die nöthigen Garantien für Erhaltung ihrer Rechte 
nicht darbiete; der Ständerath fei ein großer Name, werde aber 

faum feiner Beftimmung entfprechen; ein wahres Gegengewicht 
gegen den Nationalrath und eine volle Sicherheit für den Aus— 
druck eines kantonalen Votums hätte man nur finden können in 
der Vorlage aller wichtigen allgemeinen Befchlüffe des National» 
rathes an die Kantone, damit fie in furzer Frift mit Ya oder 
Nein darüber abftimmen. Regierungsrath Falk, der Neftor der 
Berfammlung, hielt den ftaatenbündlichen Standpunft feft: wahres 
Bedürfniß der Abänderung fei nicht vorhanden; mit dem bis- 
herigen Bundesvertrage habe man fich felbft gegenüber dem 
Sonderbund zu helfen gewußt; ein neuer Zuſtand, wie ihn der 
Entwurf der Bundesverfaffung bringe, fei unannehmbar, weil 
er die Kantone ihres fehönften Flores beraube, fo zwar, daß fie 
im Grunde nichts mehr fein werden, ald große Verwaltungen; 
von allen Regalien bleibe ihnen nichts mehr übrig ald das Salzs 
regal; von den übrigen wichtigften Attributionen der Staats— 
hoheit behalten fie bloß die unheimlichften, Juſtiz und Polizei, 
Stock und Galgen. Die Frage, wie es zu halten, wenn nicht 
alle Kantone beiftimmen, ließ der Große Rath ungelöfet, nur 
gab er der Gefandtfchaft den vorfichtigen Auftrag, für den Fall, 
daß fich bei der Einführung der Bundesverfaffung Schwierigkeiten 
ergäben, neue nftruftionen einzuholen. Eine Empfehlung an 
das Volk hätte man gerne mitlaufen laffen; allein zu großer 
Erheiterung der Berfammlung vernahm fie, der Kleine Rath habe 
fih über den Inhalt einer ſolchen nicht verfländigen fönnen. Aar— 
gau's Großer Rath genehmigte mit 172 gegen 5 Stimmen, jener 
von Graubünden einftimmig nad kurzer Kommiffionalprüfung ; 
dabei bejchloß er eine dringende Empfehlung an das Volk, immer: 
hin unter offener Hinweifung auf die unvermeidlichen materiellen 
Nachtheile für den Kanton. Auh Schaffhaufen, Neuenburg, Bafel- 
ſtadt und Glarus nahmen beinahe einheklig an; in legterm Kanton 
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hatte die Haushaltungdfommiffion den glüdlichen Fund gemacht, 
daß der Kanton bei der Zentralifation der Zölle und Poften 
mutbmaßlih gewinnen, in Beziehung auf das Militärwefen 
»weder gewinnen noch verlieren“ werde. In Thurgau ebenfallg 
Annahme ohne Schwierigkeit; doch hatte in diefem Kanton ein 
Mitglied die Klage gewagt, daß nicht unbedingte Gemwiffend- und 
Lehrfreiheit gewährt werde. Der Große Rath von Zug zeigte 
unbedingte Willfährigfeit mit 37 gegen 20 Stimmen, hatte ſich 
jedoch an feinem Souverän verrechnet. Spät erft gingen Waadt 
und Teffin an die Arbeit, jened am 24. Auguft mit 140 Stim» 
men gegen 12 annehmend, der Große Rath von Teffin dagegen 
am 26. al. M. den ftaatsräthlichen Antrag für Genehmigung 
mit 53 gegen 27 Stimmen vermwerfend, eine Berwerfung, Die 
am folgenden Tag in eine bedingte Annahme umgewandelt wurde; 
der Große Rath hielt nämlich die im Entwurf zugeficherte Zoll- 
entfhädigung nicht für genügend zur Sicherung feiner materiellen 
Sintereffen und wollte ſich demnach ausnahmsweiſe Behandlung 
fihern; bei der Berathung rief einer der Unzufriedenen, Groß- 
rath Gali: „es wird vielleicht die Zeit fommen, wo wir ung 
erinnern werden, daB wir Staliener find.“ Zuverläffigere Bereit: 
willigfeit zum Eintritt in die neue Schweiz bethätigte der Große 
Rath von Wallis mit 70 gegen 7 Stimmen. 

In klemmer Stellung waren die neuen Regierungen der 
Urkantone. Ihre Verwahrung im Ernſte geltend zu machen, fam 
von feiner Seite in Anregung, und eben fo wenig erlaubte die 
Rüdfiht auf ihr Volk den Ausspruch einer Genehmigung, welcher 
durch die öffentliche Stimme als politiiher Selbftmord "hätte er- 
flärt werden mögen. Der fantonsräthliche Beihluß von Schwyz 
lautete im Weſentlichen: da die Kantone der Eidgenojjenfchaft 
fih durch einen Vertrag (vom 7. Auguft 1815) verbunden 
“ haben; da durch den Entwurf diefes Vertragsverhältniß 
fo wie die wefentlichiten Souveränetätsrechte der Kantone auf- 
gehoben worden; da aber der Kantondrath von Schwyz in Felt: 
haltung des füderalen Prinzips eine Grundbedingung für die ' 

Wohlfahrt der Schweiz erblide; da neben diefen Erwägungen, 
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allfällige Vorzüge des Projefted nicht maßgebend fein können, 
der Kantondrath ſich vielmehr verpflichtet eracdhte, für Wahrung 
der Souveränetätörechte zu forgen: fo fet der Entwurf ohne 
Empfehlung zur Abftimmung dem Bolfe vorzulegen. Solche 
Schlußnahme ftand einer Verwerfung fehr nabe; doch war ein 
Antrag auf förmliche Verwerfung in Minderheit geblieben; ebenfo 
ein anderer für Annahme. Die übrigen Urfantone und Appenzell 
ER. hatten feinen Grund, ein Mehreres zu thun ald Schwyz. 
Diefe Ueberfiht jchließt mit Freiburg. Ueber die demokra— 
tifche Zegitimität dortiger Regierung find die nöthigen Aufichlüffe 
fhon gegeben. Der Große Rath ufurpirte ohne Bedenken bie 
Staatsallgewalt auch in Bezug auf die Bundesverfaffung. Nach— 
dem im Großen Rath 51 gegen 6 Stimmen die Annahme and- 
gefprochen hatten, erfannten 41 gegen 15, daß diefe Genehmigung 
Namens ded Volkes, alfo irotz des Volkes, Geltung haben, die 
Bundesverfaffung ihm nicht zur gutfindenden Annahme oder Ber: 
werfung vorgelegt werden folle. Alle Ariftofratie der frühern 
Zeiten ift durch diefen Aft der Freiburger Einundvierzig gründlich 
übertroffen und an den Schatten geftellt. Diefer gleiche Große 
Rath hatte kurz vorher (4. Juli) feinen Anftand genommen, „in 
Erwägung, daß ſchon im Jahr 1781 und in den folgenden Jahren 
der Kanton Freiburg verfucht habe, eine defpotifche Herrichaft (un 
regime oppresseur) zu flürzen; daß damals das Patriziat, wie 
in einer neueren Zeit die Theofratie, über die Ruinen der öffent: 
lihen Freiheiten triumphirt habe; daß damals eine große Zahl 
ergebener Bürger für die Rettung des Vaterlandes mit Vermögen, 
Freiheit und Leben eingeftanden find; daß die regenerirte Republik 
jest diefe edle Hingebung anzuerkennen, das Andenken an jene 
Opfer zu rehabilitiren und ihren Nachfommen volle Genugthuung 
zu geben habe, — zu befchließen: daß Peter Nifolaus Chenaur, 
J. P. Racaud, 3. X. 4A. Caftella * nebft achtzehn andern Ge: 


* Großvater des Staatsraths Andreas Gaftella, Mitglieds der Freiburger 
‚ Regierung von 1848. Es liegt außer unferer Aufgabe, den Aufftand vom Jahr 
1781 zu befchreiben. Bishin war es biftoriographiiches Herfummen, feine Ans 
ftifter und Häupter zu vergöttern. Wir haben einen aufmerkfamen Blick geworfen 
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nannten und übrige Betheiligte „fih um das Vaterland verdient 
gemacht haben“, 

In allen übrigen Kantonen, feinen einzigen ausgenommen, 
gelangte der Bundesentwurf an dad Volk, unter Beeilung von 
Seite foldyer, die auch die Behandlung in den Räthen felbft 
gefördert hatten. Das Ergebniß ift viel ungünftiger als der Ent- 
fheid der Land» und Großräthe. In manchen Kantonen war die 
Theilnahme verhältnißmäßig gering; in Zürich betheiligte ſich nur 
ungefähr die Hälfte, im Kanton Bern vollends nur der fechöte 
Theil der Stimmfähigen; in Solothurn blieben die Stimmenden 
ebenfall® unter der Hälfte, und die Annahme erflärten bei einer 
Anzahl von 15,011 Stimmfähigen nur 4599; günftiger dagegen 
ftehen die Ziffern im Aargau und. im Thurgau, in erfterm Kan- 
ton wohl nur deßhalb, weil die Stimmgebung bei einer Buße 
von 1 did A Schweizerfranfen geboten ift, in St. Gallen nicht 
fehr hoch troß der Guldenbuße gegenüber jedem ungerechtfertigt 
Abwefenden, welche Buße Schaffhaufen anläßlich auch bei fih nun 
einführte. Aus den fouveränen Gemeinden von Graubünden er: 


in den auf Befehl der damaligen Regierung veröffentlichten „Bericht von der 
verrätherifchen Zufammenrottung,, welche wider die Stadt Freiburg zu Anfang 
des Maimonathe 1781 ausgebrochen, von dem Großen Rath öffentlich bekannt 
gemacht, nach den Ausfagen der Schuldigen in ihren gerichtlichen Verhören, und 
nah dem Inhalt der jehriftlichen Urkunden, die er bei Handen hat; Freiburg 
bei Piller; 1781. Während Zichoffe in feinen „Schweizerlands Geſchichten“ 
den Chenaux ald einen in allen Rüdfichten ausgezeichneten Mann fchildert, 
zeichnet ihn der genannte amtliche Bericht ald ein durch und durch verkommenes 
Subjekt, das felbft gegen feinen Vater die nächften Sohnespflichten zu erfüllen 
unterlajfen habe. „Caſtellaz“ wird im gleichen urkundlichen Aftenftüd ein „hoch 
mütbiger, ehrlüchtiger, rauer und bösartiger Mann“ genannt. Unter den vielen 
Vorgaben, durch welche Die damaligen Infurreftionshäupter und ihre Helfer das 
Volk der „alten Landſchaft“ zum Aufftand getrieben hatten, war auch die, daß 
feitend der Stadt-Obrigfeit „die heilige katholiſche Religion in Gefahr ſtehe“, 
weil (ohne allen Zweifel auf Empfeblung der Regierung) Papſt Pius VL einige 
Feiertage abgefchafft oder auf Sonntage verlegt hatte; folche und ähnliche Dinge 
haben gewiß Julian Schaller und feine Freunde dem Großen Rathe von 1848 
nicht erzählt. Chenaug entging übrigens der Hinrichtung, indem ihn einer der 
Seinigen im Laufe des Aufftandes ermordet hat. 
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gaben fih 54 annehmende gegen 12 vermwerfende Repräfentanz- 
flimmen, ohne Meldung der wirklichen Zahl der flimmenden Bürs 
ger. Offizielle Bedenken von fatholifchsfirchlicher Seite ließen ſich 
nur ein paar vereinzelte vernehmen, jo feitend der Geiftlichfeit 
ded Kapiteld Baar im Kanton Zug, und auch außeramtliche Eins 
wirkung der katholiſchen Geiftlichfeit auf die Abftimmung ift, in 
Folge der empfindlichen Eindrüde der Kriegdereigniffe, gänzlich 
unterblieben, im Gegenfag zu deren Haltung in frühern Jahren. 
In einzelnen Mittelfantonen ftimmte dad Volk bereitwillig und 
ohne alle Rüdgedanfen zur Annahme, in verhältnifmäßig weit 
größerer Zahl ald in den Kantonen von mächtigerem Umfang. 
In Glarus war die Annahme ein vaterländifches Feſt der Lande» 
gemeinde; diefe war, 3500 Männer ftarf, doch immerhin weniger 
zahlreich ald eine gewöhnliche Landsgemeinde, fo entfchieden ge— 
flimmt, daß Gegner faum zum Worte fommen konnten, während 
die Bertheidiger des Entwurfes durch ein lebhaftes „Unterftügt! « 
belohnt wurden. Der Landammann Jenny, Borftand der Ber: 
fammlung, hatte am Schluß feiner Eröffnungsrede die hoffnungs- 
vollen Worte gefprohen: „Der freie Glarner darf hoffen, daß 
mit Annahme der Bundesafte durch Glarus die lieben Mitjtände 
von Appenzell und Zug und vielleiht noch einer der Kantone 
für das große Werf der Schließung eined neuen Bundes unter 
den Eidgenoffen gewonnen werden fönnten; darum gehe Glarus 
muthig als erfter rein demofratifcher Kanton voran“ (13. Auguft). 
Bei der Abftimmung erhob ein Einziger die Hand zur Verwerfung; 
ein Hoch ded Landammannd zu Ehren der Eidgenoffenfhaft ſchloß 
den Souveränetätsaft. Der gehoffte Einfluß diefer Schlußnahme 
auf andere demofratifche Kantone ging nur theilweife in Erfül- 
lung, in Appenzell U. R., dieß ungeachtet einer Eonfeffionellen 
Schwierigkeit; folche lag im Artikel 44 über die freie Ausübung 
des beidfeitigen chriftlichen Kultus. Die bezüglichen Einwendungen 
der Gefandtichaft find oben gemeldet. Die Obrigfeit ermangelte 
nicht, jenen Kultusartifel mit folgenden Worten zu empfehlen: 
»Haben wir auch ferner nicht dazu mitgewirkt, daß die Ausübung - 
des chriftlichen Kultus, entgegen unfern biöherigen Gewohnheiten, 
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überall in der Schweiz frei fein fol, fo fönnen wir dem Wunfch 
unferer Miteidgenofjen nachgeben, au) den Angehörigen des fatho- 
liſchen Glaubensbefenntniffes, falls es, was wir bis jegt nicht 
vorausfehen, nothwendig werden follte, den Gottesdienft in unferm 
Lande zu geftatten.“ Alfo befhwichtiget, nahm die Landgemeinde 
willig und mit großer Mehrheit an. Das Bolf in Zug dagegen 
verwarf mit 1780 gegen 803 Stimmen, gab alfo der neuen 
Dbrigfeit ein verdiented Mißtrauensvotum und leiftete den Be— 
weis, wie wenig fich demofratifche Völker durch zudringliche Ein- 
mifhung für Beftellung ihrer Behörden die Köpfe zurechtfegen 
lafjen. Bier Annehmende in Walchwyl hatte der Volkswitz „die 
vier legten Dinge“ genannt. In Wallis erlebte man bei der 
Volksabſtimmung die gleiche Erfiheinung, dann wieder den alten 
Gegenfaß zwifchen Ober- und Unterwallis, und überhin, nad) der 
Zahl der Etimmenden zu bemeſſen, eine geringe Theilnahme. 
Die Landdgemeinde von Uri verwarf mit etwa 1000 gegen 30, 
jene von Nidwalden mit ungefähr 1200 gegen 500 Stimmen, 
die von Obwalden einhellig, doch mit dem befchwichtigenden Zus 
fag, daß fie fih der Einführung gleichwohl unterziehen werde. 
Auch die Landsgemeinde von Appenzell-nnerrhoden verwarf in 
überwiegender Mehrheit, mit dem Rückgedanken übrigens, fpäter,“ 
den Umftänden nachgebend, der neuen Bundesverfaffung gleich- 
wohl ohne Zögern fih anzufchließen. Im Kanton Teſſin hatte 
der Staatörath die vom Großen Rathe befchloifene, nur bedingte 
Annahme an dad Volk gebracht; aber auch diefe wurde in 25 
von 38 Kreifen verworfen, nur von 11 gutgeheißen; zwei Kreife 
haben nicht geftimmt. Noch ein Wort von Luzern: hier erlaubte 
fih der Große Rath eine Abftimmungsweife, die in allen neuen 
Demofratien der Schweiz längft zum Gegenftand der Mißbilli— 
gung und des Spotted geworden, in den alten gar nicht vor- 
fam. Einer Berwerfung dur das Volk gewiß, bejchloß er, die 
ohne Entfehuldigung Abwefenden ald annehmend zu zählen. Da 
nun der Berwerfenden 11,191, der fimmend Annehmenden nur 
ungefähr 6000 waren, jo half alle Ausihmüdung des wirklichen 
Ergebniffed nicht: eine ftarfe Mehrheit hatte thatfächlich verworfen. 
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Und wieder verfammelte ſich die Tagfagung (4. September) ; 
fie fieß fich einen Kommiffionalbericht vorlegen über die Ergeb- 
niffe der Abftimmung und vernahm aus demfelben: der ftimm- 
fähigen Bürger in der Schweiz mögen im Ganzen 437,103 fein, 
von denen fich beiläufig 241,642 bei der Abftimmung betheiligt 
hätten. Um foldyes eben nicht ungünftige Ergebniß zu erhalten, 
zählte die Kommiſſion nicht nur Luzern wie dortige Regierung, 
fondern auch die Bevölkerung Freiburgs ale annehmend hin— 
zu, dagegen freilich jene von Zeffin als veriwerfend, und er— 
mittelte in folder Weife: ungefähr 169,743 Annehmende gegen 
71,899 VBerwerfende. 

Nah Kantonen und Stimmenden gewinnt man folgendes 
Abſtimmungsergebniß: 


angenommen: verworfen: 

Im Kanton Zürich haben 25,119 | 2,517 
>»  Bem : 10,972 | 3,357 
» »  Ruzern 5 15,890 11,121 
» » Solothurn , 4,599 2,834 
» »  Balelftadt „ 1,364 186 
» »Baſelland ,„ 3,669 431 
n »  Schaffhaufen „ 4,272 1,107 
» » St. Gallen , 16,893 8,072 
» »  Margau R 20,699 8,744 
» » Thurgau r 13,384 2,054 
» »Waadt 15,535 3,535 
» Neuenburg » 5,482 304 
» » Genf » 2,984 653 
| 140,862 44,915 

Hiezu fommen aus den Kantonen, 

welche in Mehrheit verworfen 

haben; 

von Schwyz 1,168 3,454 
» Zug 803 1,780 
» Wallis 2,751 4,171 
145,584 54,320 





— 300 — 


Eo weit reihen die auägemittelten Ziffern. Zu den Anneh— 
menden hat man noch zu rechnen die Bürger von Glarus, Appen- 
zel U. R. und Graubünden, zu den Berwerfenden jene von Uri, 
beiden Unterwalden, Appenzell 3. R. und Teffin, da beide Klaffen 
gar nicht oder nur ungenau gezählt worden find. Endlich fommen 
von den Annehmenden in Luzern ungefähr 9890, die gar nicht 
geftimmt haben, in Abzug, jo dab fich die Zahl der wirklich An- 
nehmenden diefed Kantons zu 6000 gegen 11,121 Verwerfende 
ftellt. Freiburg fällt ganz außer Berechnung, da das Volk zur 
Stimmgebung nicht zugelafjen worden. Immerhin ging aus der 
Zählung ald unzweifelhaft hervor, daß die Mehrheit der ftimmen- 
den Schweizerbürger und ebenfalld eine Mehrheit von Kantonen 
angenommen habe, endlich daß die annehmenden Kantone eine über- 
wiegende Mehrzahl der fhmeizerifchen Gefammtbevölferung reprä- 
fentirten. Nachzutragen ift, daß eine große Zahl Niedergelafjener 
in den Kantonen Bern, Solothurn, Bafel und Graubünden, 
ganz unberechtiget und ohne irgend. wie durch die Behörden be- 
rufen worden zu fein, von fich aus eine Abftimmung vornahmen; 
das Ergebniß derfelben wurde von der Tagfagung nicht berüd- 
fihtiget. 

Es folgte der Beſchluß der Tagfugung vom 12. September, 
welcher die neue Bundeöverfaffung ala förmlich angenommen und 
ald Grundgefeg der fchweizerifchen Eidgenoffenfchaft erklärt hat. 
Die Frage, ob der Beitritt aller Kantone als nothwendig zur 
Einführung anzufehen fei, wurde mehr nur vorübergehend, ala 
gründlih und aud dem rechtlichen Standpunft erörtert; die That- 
fahen hatten fhon zu weiten VBorfprung gewonnen und die vors 
zunehmende Einführung wurde von Niemandem beftritten. jener 
Beſchluß wurde mit allen Stimmen gefaßt, ohne Uri, Schwyz, 
Unterwalden und Zug, dann Bafelland und Appenzell J. R. 
Die Urfantone mit Appenzell 3. R. erklärten, daß fie aus reli— 
giöfen, politifchen und finanziellen Gründen verworfen haben, 
daher zu den Bollziehungdmaßnahmen nicht mitwirken fönnen. 
Für Zug war diefer Bann gelöfet, nachdem die Mehrheit der 
Stände fih ausgeſprochen. Die Gefandtfhaft von Bafelland 
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war über die Frage der Vollziehung ohne Inſtruklion ge— 
blieben. 

Unmittelbar nach der feierlichen Abftimmung (12. Septem- 
ber) verfündeten 101 Kanonenfhüfle in Bern und Freudenfeuer 
auf Bergen und Hügeln weithin dur alle Gegenden des Außern 
Schweizerlandes bis an die Geftade des Bodenfee’s, daß die 
Schweiz in eine neue Lebensperiode eingetreten. Die Urfchweiz fah 
in der Stille zu. Die Tagfagung erlich einen zweiten Ausfüh- 
rungsbeſchluß. Sie beftimmte die Zahl der Mitglieder, welche 
jeder Kanton in den Nationalrath zu wählen habe; auf der Ta- 
belle fehen wir Bern mit-20, Uri mit 1 Abgeordneten angegeben, 
die übrigen Kantone mit Mitteljahlen größer oder Fleiner je nad) 
der Bevölkerung; Total der Mitglieder 111. Den Kantonen blieb 
für die erfte Amtsperiode überlaffen, die ihnen zuftehenden Wahlen 
nach Ermefjen in einem oder in mehreren Wahlfreifen vornehmen 
zu laſſen. Sie wurden angewiefen, die Abordnung in beide Räthe 
mit Beförderung zu beftellenz; auf den 6. November wurden die— 
felben nach Bern einberufen, wo die vorörtliche Behörde ihnen 
die nöthigen Sigungslofale anzumweifen hatte; für die Mitglieder 
des Nationalvathes wurde ein Taggeld von Fr. 8 nebft Poftgelds 
entfhädigung angefegt (Befchluß vom 14. September). Diefed 
Zaggeld hatte eifrige Verhandlung hervorgerufen; man ftritt 
über mehr oder minder, fah in hohen Taggeldern das Wahrzeichen 
der Demokratie; mit niedrigen Entjchädigungen leifte man nur 
der Ariftofratie Vorſchubz „es fei (aber) zu wünfchen, daß auch 
Arbeiter und Leute aus der Mitte des eigentlichen Volkes in den 
Nationalrath gewählt werden, da aus den Maffen nicht felten 
die wahre praftifche Lebensweisheit hervortrete und ihre gefunden, 
nüchternen Grundfäge der Berbildung gegenüber geltend mache.“ 
Die fo Sprachen, hatten 10 Franken angetragen. Dem britifchen 
Geihäftsträger Robert Peel, welcher in einer Privataudienz den 
Bundespräfidenten angefragt, ob die Eidgenoſſenſchaft nicht Wil- 
len fei, die neue Bundesverfaffung den Großmädhten zur Ges 
währleiftung vorzulegen, gab der Bundespräfident Funk die 
verdiente verneinende Antwort; die Gewährleiftung der Bundes- 
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verfaffung liege einzig in dem Zutrauen des fehmeizerifchen 
Volkes. 

Der Tagſatzung waren noch andere Geſchäfte beſchieden. Der 
Regierung von Genf und ihren Getreuen war die Unbill ange— 
than worden, daß lithographirte Militärformularien, welche aus 
der Kanzlei des eidgenöſſiſchen Kriegsrathes hervorgegangen und 
an die Militärverwaltungen aller Kantone verſendet worden, mit 
den Namen weltlicher und ſelbſt geiſtlicher Honoratioren ausge— 
füllt worden; auch „Fazy, James“ fehlte nicht darauf. Die Tag— 
ſatzung fprach über die Buberei einhellige Mißbilligung aus. 
Dufour gab feinen allgemeinen Bericht über „die Bewaffnung 
und den Feldzug von 1847 ein, mit Bemerkungen über die im 
Heerwefen wahrgenommenen Gebrechen. Die Tagfakung beftimmte 
die Unterftügungen für die im Sonderbundsfriege Berftümmelten 
oder Erfrankten, dann für Wittwen und Waifen oder andere 
nächfte Verwandte der im Dienfte Geblicbenen zu 40 bis Fr. 300 
für jeden Unterftügungs-, beziehungsweife PBenfionsfall und wies 
zur Zahlung für das Jahr 1848 Fr. 40,000 an; die bleibende 
Regelung der Penfionen wurde einem fpätern Zeitpunfte vorbes 
halten. Jene Fondsanweifung wurde felbfiverftändfich auf die 
Militärs befchränft, welche dem Zagfagungsheer angehört hatten. 
Ald Grundkapital, aus deifen Zinfen die Unterftügungen zu be- 
ftreiten, wurden die Bußengelder von Neuenburg und Appenzell 
IR. (fr. 315,000), für etwaigen Ausfall die Kriegsfaffe an- 
gewiefen. Die im Feldzug Gefallenen, Berwundeten und. Erkrank— 
ten wurden bei diefem Anlaß zu 690 Individuen angegeben. Die 
Tagſatzung übernahm zu Laften des Bundes die den Kantonen 
Graubünden und Teffin aus der jüngften Grenzbefegung erlaufenen 
Koften, ſprach auch die Geneigtheit zu Beiträgen für die Unter- 
haltung der zahlreichen italienischen Ylüchtlinge aus, welche bei 
jenem Anlaß in den Grenzfantonen und weiter einwärtd Auf— 
nahme gefunden hatten, und verordnete die Inventariſirung des 
ihnen abgenommenen Kriegsmateriald. Das Leptere lag dem Ges 
ſandten von Teffin (Luvini) nicht recht; er hätte vorgezogen, 
daß dieſes Gefchäft den Regierungen der Grenzfantone allein 
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überlaſſen worden wäre. Graubünden verwahrte allfällige dortige 
Rechtsanſprüche auf jene Waffen. 

Aber die höchſt unkluge Betheiligung der Teſſiner und ihrer 
weſtlichen Freunde bei dem italieniſchen Krieg ſollte der Tagſatzung 
noch ganz andere Mühen und Verlegenheiten bereiten. Feld— 
marſchall Radetzky, öſterreichiſcher Oberbefehlshaber in der Lom— 
bardei, war mit dem, was die Regierung von Teſſin ſchrieb und 
that, nicht zufrieden und ſah die Sachen ganz anders an, als 
der Vorort in jenem Zeitpunkt, in welchem er die Kommiſſarien 
entlaſſen zu können glaubte. Radetzky klagte bei der Regierung 
von Teſſin wieder unter'm 1. September: daß die zwei Dampf— 
boote auf dem Langenfee, deren fich Garibaldi bemächtiget, 
für feindfelige Zwede auf teffinifchem Gebiet landen und um— 
laden, ohne daß von Seite der Kantondbehörde das geringite 
Hinderniß entgegengefegt werde; daB eine Schaar von 600 Bes 
waffneten, aus dem Kanton Teffin herfommend, die Mannichaft 
Garibaldi's verftärft habe; eine Menge Flüchtiger unaufhörlich 
in diefem Kanton Inſurrektions- und Angriffspläne gegen die 
Ruhe der lombardifchen Provinzen fchmiede. Er verlangte, unter 
Androhung von Repreffalien, Abhülfe gegen „alle diefe Umtriebe“, 
auch Freilaffung von 20 öjterreichifchen Soldaten, welche von 
Garibaldi auf Teffiner Boden gefangen gehalten würden. * Die 


* Aus dem Schluß diefer Note müßte man beinahe folgern, daß Radetzky 
zur Zeit, ald er die Klage führte, angenommen babe, Garibaldi befinde fich im 
Kanton Teffin, während die andern Klagen vorausfeßen faffen: Garibaldi hätte 
fih noch auf öfterreichiichem Boden herumgetrieben. Der Geichichtfchreiber kann 
diefe Widerfprüche nicht entwirren, da über die Hin= und Hermärfche Garibaldi’s 
namentlich in den tejfinifchen Berichten feine Zuverläffigfeit zu Tage tritt. Nach 
General Schönhals („Erinnerungen eines öfterreichifchen Veteranen aus dem 
italieniichen Krieg” u. 1. w. Stuttgart 1852) kam Garibaldi aus Amerifa nad 
Mailand, wurde bier zum General erndnnt. Mit zufammengerafftem Bolt und 
einem Theil der Mailänder Mobilgarde zog er in dem Augenblid von Mailand 
aus, wo bereit$ das piemontefifche Heer in vollem Rüdzug war. Nachher kehrte 
er um, warf fich mit einen Ueberreſt der ihm treu gebliebenen Mailänder in 
den Kanton Teſſin; von da ging er nach Piemont. Dann brach er in das Mai: 
ländijche ein, wurde gefchlagen und entfan nach Luino, von wo er fich abermals 
in die Schweiz zog und fpäter Rom mit Tapferkeit und nicht ohne Geſchick 
gegen die Franzoſen verteidigte, 
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Regierung von Teffin beftritt in der Antwort vom 5. September 
die Richtigkeit der Alagen, ftelte die Hauptfache derfelben völlig 
in Abrede, reduzirte Anderes auf unbedeutenden Mafftab; von 
jenen 600 Bewaffneten wiſſe fie nichts; von Garibaldi ald ge- 
fangen zurüdgehaltene Defterreicher gebe es auch nicht; die Bes 
fhuldigung revolutionärer Umtriebe weife fie unbedingt ab. Die 
Zagfagung vernahm Bericht über alle diefe Vorgänge; Mun— 
jinger, der gewefene Kommiſſär, rechtfertigte die Regierung von 
Zeffin und bezeugte, daß Alled vermieden worden, was dem Nach— 
barland Urfache zur Beunruhigung hätte geben können. Die Ges 
fandtfchaft von Zeffin behandelte das Verhalten Radetzky's als 
bare Pladerei und ftellte frühere Begünftigung von Umtrieben 
teffinifcher Reaktionäre durh die lombardifhen Behörden in 
Gegenfag.* Die Tagſatzung trat -nicht felbft verfügend ein, und 
überließ „das Weitere dem Borort®. Radetzky ſchrieb alsdann 
neuerdings Flagend an die Negierung von Teffin am 15. Sep— 
tember: daß bewaffnete Infurgenten fortfahren, die an der Grenze 
ſtationirten öfterreichifchen Truppen zu injultiren und öffentlich 
die Abfiht zu einem Einfall fundgeben; daß im Kanton Teffin 
aufrühreriihe Schriften in großer Zahl gedrudt werden und fein 
Mittel unverfucht bleibe, dieje in die Lombardei einzufchmuggeln; 
daß „der Republikaner“ jüngft einen Artikel geliefert, „der von 
den infamften Invektiven und Berleumdungen ftroße, indem er 
dad Dffizierdforpd feiner Armee eines niederträchtigen und räu— 
berifchen Benehmens beſchuldige“. Das beweife den übeln Willen 
oder die Kraftlofigfeit der Regierung, die täglich vorkommenden 
Yeindfeligfeiten zu unterdrüden. Bom 18. September an werde 
er daher die fchon früher angedrohten Nepreffalien in’d Werk 
feßen, d. h. alle in den lombardifchevenezianifchen Provinzen 
wohnenden Teſſiner ausweifen, alle Poſt- und Handelöverbindungen 
aufheben und feine andern als gefandtichaftlich vifirte Teſſiner 
Reifepäffe anerkennen. Der Staatsrath von Teſſin erwiderte fol- 
genden Tages: Zeitungsartifel, über- welche der Regierung eines 


* Vergl. Band II. S. 19 und, 20. 
20* 
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freien Landes keinerlei Einwirkung zuſtehe, ſeien feine Feind— 
ſeligkeiten; ſie habe das Bewußtſein, alle internationalen Ver— 
pflichtungen erfüllt zu haben, proteſtire daher gegen die ange— 
drohten Maßregeln und werde der eidgenöſſiſchen Behörde Mit- 
theilung von dem Allem machen. Die Dinge geſtalteten ſich nun 
ernſthafter. Bei erſter Berathung in der Tagſatzung erklärte Genf: 
es ſehe in der fraglichen Note eine Kriegserklärung des Diktators 
in der Lombardei; daher ſeien Verhandlungen mit dem öfter 
reihifchen Minifterium nöthig und inzwijchen jollte eine flarfe 
Truppenzahl auf das Piket geftellt werden. Mittlerweile hatte Ra— 
degfy vollzogen, den Befehl zur Ausweifung der Zeffiner gegeben 
und binwieder Neueinwandernde an der Grenze zurüdweifen lafjen. 
Zahlreich gelangten die Unglücksbotſchaften an Vorort und Tag- 
fagung. In Wien hatte Kern bereitö feine Verrichtungen als 
Gefchäftsträger begonnen, gab und empfing freundliche Worte in 
Menge in feinem Berfehr mit dem Minifter des Auswärtigen, 
Freiheren v. Weſſenberg. Nach flattgefundener Kommiffional- 
prüfung trat die Tagfagung zum zweitenmal über den Konflikt 
ein; die Kommilfion gab den Befund ab, daß es allerdings 
ſehr zu bedauern wäre, wenn die Beichwerden auf beftimmte 
Thatfahen geftügt würden; allein aus den Akten gehe nicht her- 
vor, daß die Stellung der Schweiz zu dem Nachbarlande durch 
die Flüchtlinge fompromittirt worden; offenbar. fchöpfe Radetzky 
nicht immer aus den beften Quellen; übertrieben feien die Bes 
fhwerden über die Preſſe; wolle der Feldmarfchall die deutfche, 
ſelbſt die öfterreichifche Preſſe mit der teffinifchen vergleichen, fo 
fönne das Urtheil nicht zu Ungunften der legtern ausfallen. Aber 
felbft den Kal angenommen, daß die Befchwerden begründet 
wären, flünden die ergriffenen Repreffalien außer allem Verhält- 
niß zu den eingeflagten Handlungen. Anläßlih wurde von eins 
zelnen Standesgeſandtſchaften bitter von der Unbill gejprochen, 
welche Defterreih der Schweiz durch die befannte Unterftüßung 
des Sonderbundes mit Geld und Waffen angethan habe. Bes 
Ihluß vom 21. September: dur den Vorort bei der Faiferlichen 
Regierung nachdruckſamſt Befchwerde gegen die Maßnahmen Ra- 
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detzky's zu erheben und auf deren unverzügliche Aufhebung zu 
dringen, zur Wahrung der fchmweizerifchen Intereſſen zwei Reprä- 
fentanten nah Teſſin abzufenden und denfelben eine Brigade 
Truppen zur Verfügung zu ftellen. In vorgefchriebenem Sinn 
ging eine ausführliche Befchmwerdenote des Vororts an das Mi- 
nifterium des Meußern nah Wien ab (23. September). Als 
Nepräfentanten mwählte die Tagfagung den Landammann Mun- 
zinger und den Regierungdrath Alfred Efcher von Züri. Nach— 
träglih beantragte Teſſin als Gegenmaßnahme die Unterbrechung 
ded gefammten Poftverfehrs mit den lombardifch-venezianifchen 
Provinzen, indem die bloße Unterbrehung gegenüber von Teffin 
nur diefem Kanton zur Laft falle, dagegen jene Provinzen Thren 
Derfehr frei über den Splügen fortfegen können; die Gefandt- 
haft diefed Kantons murde aber nachdrüdlich zur Geduld und 
mit ihrem Antrag, der der Schweiz nur viel gefchadet hätte, 
nichts aber nützen fonnte, zur Ruhe gewiefen. Ein neues Schrei- 
ben des badifchen Gefandten vom 9. September verdeutete dem 
Borort, daß deffen Antwort auf frühere Beſchwerden wegen der 
Flüchtlinge die großherzogliche Regierung keineswegs erbaut habe; 
die Regierung beharre bei ihrer Anfchauung. über das Unzuläffige 
der befannten Umtriebe und müßte unter Umftänden zur Selbft- 
hülfe fchreiten. In Deutfchland mar mittlerweile der Bundestag 
zu Grabe getragen, eine neue Zentralgewalt gejchaffen und Erz- 
-berzog Johann, „mit Land und Bolf der Schweiz wohl be— 
fannt®, wie er felbft fchrieb, zum Reichsverweſer beftellt worden. 
Er beglaubigte den Franz Raveaux ald Gefandten bei der Schweiz; 
die Ariftofratie machte fich darüber Iuftig, daß diefer neue Diplo- 
mat früher Cigarrenhändler gemwefen. Ueber dad Verhalten der 
Schweizerregimenter in Neapel am 15. Mai fandten Frandcini 
und Gollin völlig entlaftende Berichte. 

So viel über die Fehden mit dem Ausland; aud die inneren - 
Anftände wurden aufgewärmt. Luzern gab Bericht, daß es die 
‚ Unterfuhung gegen die ded Landesverraths Verdächtigen dem 
Oberrichter Müller aus Aargau übertragen, der mit Fürſprech 
Welti als Aktuar feit mehreren Wochen in Thätigfeit fei. Dem 
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Stande Schwyz, welcher durch Kreiäfchreiben vom 12. September 
die Niederfchlagung des Prozeſſes gewünfcht und empfohlen hatte, 
wurde mit 17 Stimmen ein Abichlag gegeben; ed murde ihm 
unter Anderem geantwortet: „die Behörde fünnte ed vor der 
Nation nicht verantworten, wenn fie, ohne die Sache näher zu 
fonftatiren und die Säuldigen möglichft zu ermitteln, über Augen 
fo gravirender Natur hinweggehen mwollte®. 

Die Traftanden waren erfchöpft. Im Widerfpruch zum An- 
trage von ZTeffin und Genf, melde die Tagſatzung Angefihts der 
Zerwürfniffe mit Defterreich und der noch unentfchiedenen Frage, 
ob in Oberitalien eine Verlängerung des Waffenſtillſtandes oder 
erneuerter Krieg folgen werde, in Permanenz erklären wollten, 
befchloß die Tagfabung ihre Vertagung (22. September). Sie 
trat nie wieder zufammen. 

Fünf Sahrhunderte lang, mit nur kurzer Unterbrechung, 
hatten die Glieder der Eidgenofjenfchaft durch perfönlichen Zus 
fammentritt von Standesboten befprochen und verfügt, was ges 
meine Wohlfahrt inner den Schranfen der Bünde zu erheifchen 
fhien. Das waren die eidgendffifhen Tage, die Tag- 
fabungen. Die nun gefertigten NRepertorien über ihre Verhand— 
lungen find die fchriftlichen Zeugen ihrer fehmwierigen Thätigfeit; 
ein halbes Jahrtauſend lang wurde unter diefer Staatdform die 
Freiheit und Selbfiftändigkeit der Eidgenofjenfhaft gewahrt. Es 
ift in neuerer Zeit viel Hohm über das Inſtitut der Tagſatzung 
ergangen. Ein Bolf foll aber nie undanfbar fein. Was die Tags 
fagungen etwa verfchuldet haben mochten, das fällt den Kantonen, 
ihren Regierungen und ihrem Volk zu Laften, leßterem, in wie 
weit in ihm felbft der fogenannte „Dertligeift“ je am ſtärkſten 
ausgeprägt war. Die Gründe, um deren willen die neuen Bundes» 
formen gefucht wurden, find in diefem Geſchichtbuch ausführlich 
angegeben und vielfeitig beleuchtet worden. Es ift nur zu wün— 
hen; daß die Wirffamfeit der neuen Behörden Anlaß gebe, fie 
nah Jahrhunderten noch als die Wahrer und Erhalter fchwei- 
zerifcher Freiheit und Unabhängigkeit zu preifen. Eingedenk foll 
man übrigens der alten Lehre fein, daß für das Wohl eines 
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Volkes republifanifche Tugend ergiebiger ift ala die beftgefünftelten 
Staatsorganifationen. 

Wir ftehen nahe dem Eintritt in die neue Zeit; doch find 
zuvor noch einige bedeutfame Ereigniffe zu erzählen. In Frank— 
furt a. M., der deutfchen Reihshauptitadt, loderte am 18. Sep- 
tember der Aufftand gegen die neue Reichsgewalt hoch auf, und 
gräuelhafte Mordfzenen befledten Ehre und guten Namen des 
deutfchen Volkes; am gleichen Tage und an den folgenden gaben 
zahlreiche Volksverſammlungen in den füdmweftlichen deutfchen 
Staaten ihre unzufriedene Stimmung ebenfalld fo laut ald mög— 
lih fund. Eben jegt wurde ed wieder lebendig unter den deut— 
fhen Flüchtlingen in und bei Bafel und weiter rheinaufwärts, 
Sie brachen von Bafel auf über die Grenze, organifirten in 
Lörrach eine proviforische Negierung, verfündeten die Republif 
und traten den Marfch in der Richtung nach Freiburg an. Guftav 
Struve, Heinzen und Blind ftanden an der Spike des tollen 
Unternehmens; Heder war abwefend. Dem Aufbruche war un- 
mittelbar in dem von Struve zu Bafel herausgegebenen „deut- 
Shen Zufhauer® ein Mahnlied vorangegangen, das alfo begann: 

„Stürmet ihr Sloden, etnfte Mahner, 

auf zum Kampf Republikaner, 

auf zum Kampf für Deutſchlands Heil! 

In die Brut gefrönter Würger, 

in das Neſt verthierter Bürger 

werft der Rache Donnerkeil! 
Die Defrete der proviforifhen Regierung der „deutichen Repu— 
blike Struve’s führten das Motto: „Wohlftand, Bildung, reis 
heit für Alle“, Alles Güter, welche den „verthierten Bürgern“ ganz 
wohl zu jlatten gefommen wären. Eines derjelben bob alle auf 
Grund und Boden haftende „mittelalterliche Zaften“ auf; ebenfalls 
alle an Staat, Kirche und adelige Grundherren zu bezahlenden 
andern Abgaben; eine progreffive Einfommendftener (wobei die 
Unbemittelten leer ausgehen follen) follte jie erfegen; alles Grund— 
eigentbum von Staat und Kirche proviforifh an die Gemeinden 
übergeben. AU das durchzuführen wurde das ganze Volk aufge- 





— 312 — 


boten und das Kriegsgefeb verfündet. Die großherzoglich badifche 
Regierung warf diefen Republifanern ſtehende Truppen entgegen, 
auch Bürgerwehren bewaffneten fich ; die Aufftändifchen wurden in 
Staufen gefchlagen, die Führer, unter ihnen Struve, gefangen 
genommen und in den Gefängniffen zu Raftatt zur Ruhe ge- 
bracht. Gründung, Leben und Hinfcheid diefer Republik nahmen 
die vier Tage vom 21. bis zum 24. September in Anſpruch. 
Lauter denn je Flagte man nun in den Regierungdfreifen Deutfch- 
lands gegen die Schweiz über verwerfliche Begünftigung folcher 
Greigniffe durch Duldung und Hätfchelung der Flüchtlinge. Ra> 
veaur, der Meichögefandte bei der Schweiz, der inzwifchen in 
Frankfurt gemefen und dort mit den „Linfen“ gehalten, eilte 
nad Bern zurüd, brachte dem Borort eine Note, welche die 
Adreffaten grob fanden, und in. der die Beftrafung der ſchul— 
digen Beamteten, denen der Unfug zur Laft fallen möge, Ent- 
waffnung und Wegmweifung der Flüchtlinge, ‚oder, mo ſolches ge— 
feglih nicht anginge, menigftend Internirung derfelben verlangt 
wurde, unter fchließlicher Androhung von Selbſthülfe. Es if 
nämlich zu bemerfen, daß die verfprengten Mitglieder der pro- 
viforifchen Regierung, die nicht gefangen worden, ſich eiligft wie- 
der auf Schweizerboden zurüdgezogen hatten. In der Antwort 
beftritt der Vorort die Richtigkeit der eingeflagten Thatfachen 
oder behauptete, daß fie im ungünftigften Fall fo verborgen ftatt- 
gefunden, daß die Behörden nicht hätten einfchreiten fönnen; die 
Schweiz werde unbefümmert um jene Zumuthungen auch ferner 
die Grundfäße der Humanität und Gerechtigkeit bewähren und 
Alles von ſich weifen, was mit ihrer Ehre und Würde unver: 
träglich. Gleichzeitig erließ der Vorort Weifungen an die Kan— 
tone, den fompromittirten Flüchtlingen „das Aſyl zu entziehen“, 
die Übrigen zu entwaffnen und unter Aufficht zu ftellen. Einzelne 
Kantone, fo Bafelland, erließen, nachdem Alles vorüber, zu Er- 
füllung der Neutralitätspflichten, heroifche Polizeibefchlüffe (Ende 
September und Anfangs Dftober). Die deutfchen Regierungen 
aber befegten mit zahlreichen Truppen die deutfchsfchweizerifche 
Grenze und ftellten allenthalben nöthige Späher auf. Nach ihrer 
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Anfiht hatte auch dieß nicht den gewünfchten Erfolg herbeige- 
führt. "Raveaur flagte mit neuer Note vom 23. Dftober über 
mangelnde Willfahr und Genugthuung, und meldete, daß Koerzitiv- 
beihlüffe zur Abwehr fchon gefaßt feien; ihre Folgen zu vermeiden, 
hänge nun von der Schweizerbehörde ab. Der Vorort aber ent- 
gegnete: folche Einfchüchterungsmittel verfangen nicht bei ihm; 
ruhig laffe er fommen, was man deutfcherfeitö vorzuhaben fcheine, 
werfe jedoch alle Berantwortlichkeit für daherige Folgen auf den 
flagenden Theil zurüd. 

Im Teffin wollte das Unruhmefen wegen der Flüchtlinge 
fein Ende nehmen; das Rand mar und blieb mit neuen An— 
fömmlingen überfüllt; von eigenen Landesangehörigen waren 
mehr denn 2000 in Folge der Ausmweifung eingetroffen; groß 
war auch die Zahl der italienischen Flüchtlinge, deren es dreierlei 
gab: gewöhnliche bürgerliche Flüchtlinge, dann die Reſte der ein- 
gedrungenen, angeblich entwaffneten militärifhen Korps, endlich 
wirfiiche Agitatoren oder Verſchwörer, Mazzini und feine Freunde. 
Die Nepräfentanten der Tayfagung trafen Ende September ein, 
konnten jedoch in Ermangelung der nöthigen Unterftüßung feitene 
der Kantonsbehörden nicht zum Ziele ihrer Sendung gelangen. 
Die entfchloffeneren Flüchtlinge beharrten bei ihrer Unbotmäßig« 
feit, weil fie erneuerten Ausbruch des Krieges nicht bloß erfehn- 
ten, fondern au hofften. Die italiafreundliche Bevölferung war 
den eidgenöffifchen Truppen wie den Repräfentanten nicht gewogen; 
jene wurden, gleich den Defterreichern in Stalien, ald „Tedeschi® 
ausgefchrieen, und, hatten fie etwa zu erequiren, felbft „Kroaten“ 
gefcholten; von den Nepräfentanten, wenn fie einfchritten, hieß 
es, fie feien nicht viel beffer ald Radetzky, der Dränger. Der 
eidgenöffifche Truppentommandant, Oberft Ritter, hatte bei ſolchen 
Mißverhältniffen feine liebe Noth; als er anordnete, daß den 
Flüchtlingen das Waffentragen verboten werde, gab ihnen die 
Regierung Sagdpatente, was zur Fortdauer ded Mißbrauches 
führte. Die Umtriebe gegen die Truppen rührten von den foger 
nannten Garabinieri (den Mitgliedern der Schügengefellichaften) 
ber, welche fchon feit Langem als die Prätorianer für radikale 
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Zwede galten. * Aus den Kreifen jener eidgenöffifchen Grenz- 
truppen gingen daher Urtheile wie folgendes, ein: „wären die 
Teffiner ehrlicher und redlicher gewefen, wir müßten nicht bier 
fein und die Radetzky'ſchen Pladereien wären alle nicht gekom— 
men“.** Das Benehmen der Flüchtlinge war fo verdächtig, daß 
die Repräfentanten, befonders nach intreffen der Nachrichten 
vom neuen Ausbruche der Revolution in Wien, gegen Mitte 
Oktobers gefährdende Ausfälle feitend jener Verwegenen in die 
Lombardei beforgen mußten. Sie verordneten daher die Inter— 
nirung der fogenannten Militärflüchtlinge, 314 an Zahl, über 
den Montecenere herüber nach Bellinzona (13. Oftober). Das 
half jedoch nidht. Gegen Ende Dftoberd brach ein Aufftand im 
italienifchen Gebiete, im Sntelvithal und im Beltfin aus, Das 
brachte wieder Bewegung in die friegerifchen Flüchtlinge im Teffin. 
Eine Schaar der Internirten wagte fih, von Giubiadco aus über 
den Soriopaß nad Gravedona hinüber gegen den Comerfee, um 
fih bei den neuen Kämpfen zu betheiligen. Eine andere Schaar, 
die unten bei Locarno geblieben, bemächtigte ſich gewaltthätig des 
Dampfichiffed Berbano, um es zu gleichen Zweden am Langen 
fee zu benugen. Die Regierung von Zeffin befhloß nun Weg 
weifung der Flüchtlinge, welche fih bei den erwähnten zwei 
Unternehmungen betheiliget hätten. Aber dem Repräfentanten 
Munzinger (Efcher war wegen der Nationalrathswahlen nad 
Haufe zurüdgefehrt) ging die Geduld aus: er befahl die Ent- 
fernung aller Flüchtlinge aus dem Kanton, indbefondere die 
MWegweifung Mazzini’s, dieß im Einklang mit dem Vorort. Die 
Regierung aber wollte jo weit nicht gehen und blieb bei ihrem 
Beichluffe. Munzinger verlangte hierauf vom Borort Verftärfung 
der Grenztruppen um eine volle Brigade, mußte jedoch, da die 
Regierung auf den Entfcheid der fünftigen Bundesbehörden ab» 
ftellte, diefen abwarten. So verjchleppte ſich die Angelegenheit in 
die fommenden Wochen. Den erwähnten Einfällen vorgängig 


* Band II, S. 384 und 385. 
** St, Galliſcher „Erzähler, von Steiger, vom 31. Oktober. 
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hatte die lombardiſche Regierung fich zu verfchtedenen Milderungen 
der Sperre herbeigelaffen; nachher aber drohte fie mit der Rück— 
fehr zu der ganzen Strenge derfelben, falls die Klüchtlinge nicht 
fämmtlih entfernt würden. Am 4. Dftober war die Zahl der 
italienifchen Flüchtlinge im Teſſin, Männer, Weiber und Kinder 
zufammengenommen, 2320. Allmälig verließen dann 532 Per- 
fonen den Kanton; allein am 5. November waren es ihrer ſchon 
wieder 4014, die fich bid in die zweite Hälfte Novembers wieder 
auf 2659 verminderten; jene Vermehrung war Folge der gemels 
deten Grenzverlegungen, weldye Defterreich nicht ungeahndet ließ. 

An den Großen Rath von Graubünden gelangte da® Ge— 
fuh des Hocgerihts Difentis um Niederfchlagung des Straf: 
prozeffed gegen die Sonderbunds-Betheiligten (23. Zuni). Der 
Große Rath lehnte ab und es wurde am 2. November das fans 
fonsgerichtliche Urtheil gefällt, welches den Lieutenant Fidel Ca— 
velti in contumaciam zu fünf, den Landammann Arpagaus von 
Sumvix zu drei Jahren Zuchthaus, den Grafen Joſeph Travers 
und den Lieutenant Aloys Bogel jeden zu zwei Monat Gefäng- 
niß, den 3. M. Camenifch zu zwanzigtägigem Gefängniß ver- 
urtheilt, alle in die Koften. Andreas v. Sprecher hatte mit Ge— 
Ihil und Nahdrud die Vertheidigung geführt. Arpagaus war 
der gefegwidrigen Verbindung und Korrefpondenz mit den Son- 
derbundsbehörden angeklagt; die andern wurden ald Weberläufer 
in den fonderbündifchen Militärdienft der Strafe unterworfen; 
allen wurde die Strafe auf dem Wege der Begnadigung dur 
den Großen Rath erlaffen, Arpagaus jedoch für ſechs Jahre in 
feinen bürgerlichen Rechten eingeftellt. Gavelti allein wurde ab— 
gewiefen (7. November), und ift zur Stunde noch im Auslande. 
Das Protokoll des fonderbündifchen Kriegsrathes vom 12. November 
1847 beurfundet, daß er demfelben Bericht über den Marfch der 
Graubündnertruppen in der Richtung nach dem Tavetſch ertheilt 
hatte. : 

Dem großen Randesverrathöprozeh Folge zu geben, wurden 
die Betheiligten der ehemaligen Sonderbundsfantone, nämlich 
die Mitglieder des Kriegsrathed und Sole, von denen ange: 
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nommen wurde, daß fie es ebenfalld geweſen, dur das außer⸗ 

ordentliche Verhöramt in Luzern vorgeladen. Es waren befannt- 
fich zumeift die angefehenften Magiftraten jener Kantone. Gegen 
den geweſenen Präfidenten des Kriegsrathes, C. Siegwart, und 
den Sefretär diefer Behörde, Bernhard Meyer, wurde als Flüch- 
tige die Ediftalzitation erlaffen. fih gegen die Anfchuldigung des 
von ihnen begangenen Verbrechens „mider den verfaffungsmäßigen 
Beftand und die Selbitftändigfeit des Staats", fomit des Ver— 
brechens ded Hoch- und Landesverrathes, zu verantworten (3. No— 
vember); fhon früher hatten die Polizeibehörden von Quzern einen 
Fahndungsbrief gegen Siegmwart, Negierungsrath Hautt und B. 
Meyer, ald des Hochverraths Schuldige, erlaffen. Die Angeflagten 
aus den Kantonen Uri, Schwyz und Unterwalden ob und nid 
dem Wald meigerten ſich zu erfcheinen; die von der Regierung 
von Luzern wiederholt an die Regierungen diefer Kantone ges 
ftellten Auslieferungsbege hren wurden ablehnend beantwortet; Uri 
erklärte, man möge dortige Betheiligte in Gegenwart des mit der 
Unterfuhung betrauten DOberrichtere Müller durch den Berhör- 
rihter von Uri einvernehmen. Abyberg und Holdener von Schwyz 
verließen bei diefem Anlaß für einige Zeit ihr Vaterland, um 
die eigene Kantonsregierung jeder dießfälligen Werlegenheit zu 
entheben. Anderd in Zug; in Folge Rekurſes der Requirirten 
gelangte das Auslieferungsbegehren zum Entfcheid an den Großen 
Rath, welcher nah heftigem Kampf, und nachdem der Fleine Dik— 
tator Guftan Adolf Keifer auf den Vermweigerungsfall mit neuer 
eidgenöffifcher Offupation gedroht hatte, die Auslieferung befchloß. 
Die vier betheiligten Männer hatten nun feine andere Wahl, als 
entweder die Flucht zu ergreifen, oder durch die Polizei ſich nach 
Luzern abführen zu laffen, oder endlich ſich freimillig zu ftellen. 
Sie wählten das letztere; ebenfo das freiburgiiche Mitglied, aus 
gleihen Gründen. Der Wallifer NRepräfentant im gemefenen 
Kriegdrath, ein fiebenzigjähriger Greis, entfernte ſich auf fran- 
zöfifches Gebiet. Die Zuger wurden von dem Berhörrichter über 
alles Gedenfbare einvernommen: über Waffenanfäufe, Geld» 
anleihen, Tjnterventionsverhältniffe, Webermittelung ded Mani- 
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fefted an die auswärtigen Gefandten, Beziehungen zu den leßtern; 
der Berhörrichter war vorzüglid bemüht, Näheres über Siegmwart 
und Bernhard Meyer zu vernehmen, das eine Schuld derjelben 
hätte darthun mögen. Die Einvernahmen griffen ſelbſt auf frühere 
Zuftände und Greigniffe zurüd, melde mit dem Gegenftande 
des Prozeſſes nicht in dem geringften Zufammenhange fanden, ° 
jo auf die Katholifenverfammlungen der Jahre 1845 und 1846 
in Zug und Schwyz, auf deren Wirkfamfeit und Tendenzen, auf 
die leitenden Perfonen, fo die St. Galler Baumgartner, Leon» 
hard Gmür, Fürfpreh Joh. Joſef Müller und Andere. Die Bes 
handlung der Einvernommenen war anftändig und ihrer frühern 
amtlichen Stellung angemeffen; fie wurden auf freiem Fuße ger 
laffen. Nur gegen Landammann Hegglin machte der Verhörrichter 
eine Ausnahme; Hegglin ließ nämlich feinem fatyrifhen Humor 
freien Lauf und verweigerte jede Einläßlichkeit, im Folge deſſen 
Müller ihn auf einige Tage in Arreft bringen ließ, dann aber 
gleich feinen ehemaligen Kollegen verabfchiedete. Ein Ausliefes 
rungsbegehren an die auswärtigen Regierungen, auf deren Ge- 
biete fih Siegwart und B. Meyer aufbielten, unterblieb. Neben 
Meyer wurden zwei junge Angeftellte, welche in deffen Abweſen— 
heit die Sefretariatsgefhäfte bei dem Kriegsrath beforgt hatten, 
Vinzenz Fiſcher und Joſt Weber, in den Prozeß verflochten; diefe- 
wurden als Zeugen vor die Schranfen des Verhörrichterd ges 
laden, zugleich aber in eine Haft gebracht, welche länger ale fieben 
Wochen dauerte und von derjenigen eines Kapitalverbrecherd fich 
in nichts unterfchied. Fifcher hatte Sendungen an Guizot und 
nad Mailand übernommen, follte jih darüber rechtfertigen, auch 
Aufſchluß geben über Unterredungen, welche Meyer mit Bois— 
le-&omte in Bern gehabt haben follte. Als er Freilaffung vers 
langte, erwiderte der Verhörrichter Müller: er müſſe noch gang 
anders reden, wenn er frei werden wolle. Aber Fifcher fand, daß 
er „nicht anderö® zu reden habe und beftand auf der Kreilaffung. 
Er und Weber, der dem gleichen Anfinnen Müller’d hätte ent» 
fprehen follen, wurden endlich der firengen Haft entlaffen, diefe 
aber auf unbeftimmte Zeit in Hausarrefi umgewandelt. Hatte 
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Müller fein außerordentliche® Amt mit einem gewiffen Dünkel 
über feine erhabene Stellung angetreten, fo verlor er allmälig 
die zur Schau getragene Zuverficht, als er die Refultatlofigfeit 
feiner Mühen, ein Verbrechen zur Stelle zu fchaffen, fich felbft 
geftehen mußte. Er gab öffentlich feinen Unmuth darüber fund 
- und verließ, nach längerm Aufenthalt, am 11. November 1848 
Luzern; der Sekretär ded Berhöramtes, Welt, legte feine Stelle 
nieder; das Amt jelbft war für einmal wie verſchwunden, troß der 
MWeltberühmtheit, welche die Urheber des Prozeſſes demfelben zu 
geben bemüht gemejen. Nur wurden noch von Zeit zu Zeit ein- 
zelne Bürger da und dort über erwähnte Vorgänge einvernommen, 
fo Baumgartner von St. Gallen in feiner Heimath, theild über 
die Zwede des Katholifenvereing, theild über die berüchtige Ver— 
theilung der Schweiz, wovon fchon oben die Rede geweſen; er 
antwortete in Hinficht des erjten Punktes mit bündiger Wahrung 
des DBereindrechted, von dem er nur auf befugte Weife Gebrauch 
gemacht, und in Bezug auf den zweiten Punft, daß ihm das 
bezüglihe Stüd Papier eine ganz unbelannte Sache gewefen 
und ihn in feiner Weife berühre. In Zug befchloß der Regie- 
rungsrath gegen die abgetretene Negierungsfommiffion megen 
jchwerer Amtöpflichtverlegung eine Spezialunterfuhung, um auf 
das Ergebniß derfelben eine Entihädigungsforderung zu gründen, 
Es war dieß ein Einfchüchterungsmittel, das auf die erwähnte 
Abftimmung über die Bundesverfafjung hätte wirken follen. 

Sn Zürich wurde noch ein legter Reſt ftiftifcher Selbft- 
ftändigfeit aufgehoben, indem der Große Rath das Vermögen 
des ehemaligen Ehorherrenftiftes dem Staatögut einverleibte. Der 
Widerfpruch der ehemaligen Bürgermeifter v. Muralt und Mouffon, 
dann des Obergerichtöpräfidenten Finsler, welche Gefahr für jene 
zu höheren Bildungszweden beftimmten Fonds beforgten, fand feine 
Beachtung. Diejed Stiftövermögen betrug zu Anfang des Jahres 
1849 Fr. 1,091,116. 69 Rp. (Gefes vom 3. Oktober). * 


* Das Chorherrenftift war fchon im Jahr 1832 aufgehoben worden; fein 
Vermögen aber blieb unter dem Namen des „Stiftsfondes" ein abgefondertes 
für milde Zwecke beftimmtes Gut. Vergl. Band II, ©. 3, 
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Das Bisthum Laufanne und Genf umfaßte zu diefer Zeit 
den fatholifchen Theil von Freiburg, ebenfo jenen von Genf, ver- 
einzelte Pfarreien in den Kantonen Waadt und Neuenburg und 
die fatholifche Pfarrei in der Stadt Bern. Es beftanden feine 
gemeinfamen Verhältniſſe unter diefen fünf Kantonen hinfichtlich des 
Bisthums; nur Genf leiftete einen Beitrag an die bifchöflichen 
Einrichtungen (Priefterfeminar), Waadt, Neuenburg und Bern 
nichtd. Um fo befremdlicher war es, daß um die Mitte Auguft 
genannte fünf Kantone zu Bern in Konferenz zufammentraten, 
den Beftand des Bisthums in Frage ftellten und die Bedin— 
gungen feiner Forteriftenz auf dem Konfordatsweg unter ſich neu 
feitzuftellen fuchten, ohne daß irgend welche äußere Beranlaffung 
dazu angegeben werden fonnte; denn daß auch bei der Gewährung 
voller Freiheit der katholiſchen Kirche ein friedliches Verhältniß 
zwifchen ihr und dem Staate beftehen könne, war durd die Vor— 
gänge im Kanton Genf fhon thatſächlich bewiefen. Ein ſolches 
friedliches Verhältnig aber fuchten die Machthaber von Freiburg 
niht. Das fatholifhe Voll war unzufrieden über feine ganze 
Lage, voraus über die Vorfhriften der Verfaſſung bezüglich der 
firchlichen Verhältniſſe. Bifchof und Geiftlichfeit waren durch die— 
jelben verlegt, und jener hatte fich beſchwerend gegen verfchiedene 
Vorſchriften der Verfaffung vernehmen laffen. Die Regierung von 
Freiburg, vor Allem ihr Haupt Julian Schaller, glaubten bei 
jolher Sachlage nur alsdann herrichen zu fönnen, wenn fie das 
religiöje Bewußtjein der Katholifen zum Schweigen, den Bifchof 
zu unbedingter Unterwerfung unter ihre Diftate bringen, oder 
dann aber, da das legtere kaum zu hoffen war, von feinem Sitz 
verdrängen und aus dem Land entfernen. Dieß der Grundgedanke, 
den J. Schaller längere Zeit mit fi umber trug, dann aud) 
jeinen Kollegen genebm machte und mit Beharrlichfeit auszu— 
führen bejtrebt war. Durch folches Vorhaben ift die Einberufung 
der Konferenz fattfam erflärt. Ihre Berhandlungen vom 16. und 
17. Auguft enthüllen den Plan, zu dejjen Ausführung den Herr- 
fchern von Freiburg Bern's materielle Macht und höhere politifche 
Stellung unerläßlih ſchien. Freiburg beantragte ein Konkordat 
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unter den fünf Ständen folgenden mefentlihen Inhaltes: der 
Bifhof von Laufanne und. Genf wird aufgefordert, fich ohne 
Rückhalt der Berfaffung und den Gefeben des Kantons Frei- 
burg, fowie allen daherigen Anordnungen der Regierung zu 
unterziehen, insbejondere auf das von ihm angefprochene Necht 
der Zuflimmung zur Bewerbung um geiftliche Pfründen * zu ver- 
zichten, Befehle, Hiıtenbriefe und andere Bekanntmachungen jeder 
Art nicht anders ald nach erhaltener Staatögenehmigung zu er— 
laffen. Sollte der Bifhof den an ihn ergebenden Befchlen nicht 
Folge leiften, jo würde der Widerſtand gegen das fünförtige 
Konfordat dem Vorort angezeigt, welcher Nöthiged zu Hand- 
habung des Befchloffenen anzuordnen hätte. hrerfeits behalten 
fih die Stände auch das Recht vor, dem Biſchof für weitere 
Ausübung feines Amtes ihre Bewilligung zu entziehen. ** Es 
wird fodann die Erklärung abgegeben, daß fie, bei erfter Erledi- 
gung des bifhöflichen Stuhles, die Wahl des Biſchofs felbit 
vornehmen wollen, und zwar durch Abgeortnete der fünf Stände, 
von denen Freiburg vier, Genf zwei, Waadt, Bern und Neuen 
burg je einen zu ernennen hätten. Der Gewählte foll den Ber: 
faffungen und den Gefegen der fünf Kantone den Eid der Treue 
leiften. Dann Andered mehr: Genehmigung der Wahlen der Mit: 
glieder der bifchöflihen Kurie durch die Regierung des Nefidenz- 
fantond, eben diefelbe für die Wahl der Defane, Prüfung der 
Kandidaten für den geiftlihen Stand durch eine gemifchte Kom— 
miffion, Unterhandlungen mit dem heiligen Stuhl für Abichaf- 
fung der Feiertage oder ihrer Berfegung auf die Sonntage. „Die 
Stände erklären, daß fie in Sachen des Fatholifchen Kultus die 


* „L’eveque sera somm& — — — à renoncer — — — et notam- 
ment à l’exercice du placet pour la postulation aux benefices,* Die 
Regierung hatte fih im Lauf früherer Bisthumswirren einer großen Zahl Kol 
faturen bemächtiget, der Bifchof jeinerjeits feftgejeßt, daß Pfrundbewerber fich 
vor Allem aus feiner Zuftinnmung zu verfichern hätten, damit nicht Pfarrwablen 
auf ganz ungeeignete Subjefte fallen und daraus Konflifte zwiſchen der Staatd: 
und Kirchenbehörde entftehen. 

** Mit antern Worten den Biſchof abzufeßen und von Amt und Würde 
au vertreiben. \ 
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geiftliche Gewalt nur infoweit anerfennen, als fie den Glauben 
und die Saframente betrifft“ (Vorbehalt gegen die Disziplinars 
befchlüffe ded Konzils von Trient). Sie werden für jede von dem 
heiligen Stuhl kommende Beröffentlihung (für fih) das Ere- 
quatur (Plazet) fordern; fie werden auf ihrem Boden das Tragen 
einer befondern Kleidung jeitens der Geiftlichkeit nicht dulden. 
Diefe Vorfchläge Freiburgd fanden Beifall. Nah den Abfichten 
dortiger Regierung follten fie ſchlechterdings geheim bleiben; aber 
zu ihrem großen Schreden wurde der Entwurf durch die Fatho- 
liſche Preſſe der Weſtſchweiz veröffentlichet, ohte daß es der Re— 
gierung gelingen wollte, durch die beflilfenfte Amtökorrefpondenz 
den Urheber der unbequemen Indiskretion zu entdeden, Die alfo 
enthüllten Konferenzplane fteigerten die allgemeine Unzufriedenheit, 
welche ohnehin durch ein mißfälliges Unterrichtägefeg * und durd 
die am 7. September angeordnete Vollſtreckung des befannten 
Spoliationsdefretes fchon einen hohen Grad erreicht hatte. Die 
gefammte Geiftlichfeit ded Bisthums erließ eine Ergebenheitd- 
adreffe an den Bifchof, der hinwieder dankte und zum Ausharren 
in den bewährten Gefinnungen mahnte (22. September). Bon 
der Geiftlichkeit von Genf ging dem Biſchof eine Proteflation 
gegen den Entwurf des erwähnten Unterrichtögefeges zu, gegrüns 
det auf den Turiner Vertrag und feitherige andere Dofumente 
über die Rechte der Katholiken im Kanton Genf (18. September). 
Zu den Klagen über das Konfordat und Anderes gefellte ſich noch 
ein jehr ernjthafter Streit. Die Wahlen für die neu einzufegen- 
den Gemeinderäthe und Gemeindeverwaltungen jtanden auf den 
26. September bevor; das neue Gemeindegeſetz verordnete, daß 
gefammte fünftige Mitglieder diefer Behörden den Eid der Treue 

* Mipfällig insbejondere wegen der auf die theologijchen Studien bezüg- 
lihen Artikel. Es ift das Gefeß von 23. September 1848; dasfelbe ift in 
Folge der Berfafjung ganz erflufiv gegen religiöfe Korporationen, deren Bethei— 
ligung bei dem Unterricht eö verbietet. Ausnahmsweile aber wird feit 1851 dem 
Klofter der Vifitation gegen eine Abgabe von fr. 50 für jeden Zögling geftattet, 
Mädchen zur Erziehung aufzunehmen. Das geihah auf den Wunſch jogenannter 
„liberaler“ Väter, welche angemeffener fanden, ihre Kinder den Frauen jenes 
Klofterd anzuvertrauen, ald der gefeglichen Sekundartöchterſchule. 
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auf die Verfaffung zu leiften haben. Viele folher Eidesleiftungen 
öffentlicher Beamteter waren ſchon vorangehend gefordert worden. 
Der Bifhof erließ hierauf (18. September) ein Rundſchreiben an 
die Defane und Pfarrer im Kanton Freiburg, das alfo beginnt: 
»In Folge der in der Fonftitutionellen und adminiftrativen Or— 
ganifation diefes Kantons eingetretenen Beränderungen haben eine 
. große Zahl Katholifen eine religiöfe Handlung von hoher Wich- 
tigfeit zu erfüllen gehabt oder werden zu folcher noch berufen 
werden, eine religiöjfe Handlung, welche eine große Verantwort— 
lichkeit vor Gott und den Menfchen auferlegt; es ift dieß die 
feierliche Leiftung des Eides, welcher allen Mitgliedern der neuen 
Verwaltung auferlegt wird. Bei diefem Anlaß halten wir und 
pflichtig, den unferer Obforge anvertrauten Gläubigen die Lehre 
der Kirche über die Heiligkeit, Zuläffigfeit (conditions) und Wir: 
fung des Eides in Erinnerung zu bringen.“ Folgte eine aus— 
führliche paftorale Erklärung des Eides in den drei erwähnten 
Beziehungen. Der Bifhof verordnete die DVerlefung des Kreis- 
ſchreibens auf Sonntag den 24. September und verbot da- 
bei den Pfarrern irgendwelchen perfönlichen Kommentar beizu- 
fegen. Der Staatdrath, erfchroden oder gereizt über den Schritt 
des Biſchofs, ftellte ihn zur Rede: ob es wahr fei, daß er eine 
Bekanntmachung in's Land geworfen, welche zum Zwed habe, 
die Verweigerung ded Eides auf die Verfaſſung, indem er diefe 
als häretifch .erfläre, herbeizuführen. Der Präfeft des Saane- 
bezirf3 wurde beauftragt, perfönlich die Antwort einzuholen und 
zugleich dem. Bifchof jede Veröffentlihung von Was immer, ohne 
vorgängige Ermächtigung des Staatsrathes, zu unterfagen. Der 
Bifchof verneinte jene Frage, erklärte dagegen, daß er allerdings 
ein rein doftrinelles Kreisichreiben über den Eid an die Pfarrer 
erlaffen habe. Hiezu fei er berechtiget wie verpflichtet, .und mache 
er Gebrauch von dieſem Rechte, fo handle er ganz inner den 
Schranken der Bundes und der Kantondverfaffung. Deßhalb 
werde er jenen Aft nicht zurüdziehen. Eben fo wenig fünne und 
dürfe er fih dem Befehl unterziehen, fich überhaupt jeder Ber: 
Öffentlihung ohne Staatöbewilligung zu enthalten; ſolches wäre 
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feinen Pflichten als Bifchof wie feinen Rechten als Bürger zur 
wider. Dem Präfekten theilte er unbedenklich das erwähnte Zir— 
fular mit. Der Staatsrath gab ſich mit obiger Erflärung nicht 
zufrieden und unterfagte den Pfarrern die Verleſung des Kreis- 
fchreibeng ; in mehrern Briefen an den Bifchof mwiderholte er fein 
Begehren während der folgenden Tage; für den Fall, daß Ein- 
rede gegen die Eidesleiftung erfolgen follte und die Beftellung 
der Gemeindebehörden nicht vor fich gehen könnte, drohte er mit 
militärifcher Erefution; Alles fei vorbereitet, und auf das erfte 
Signal würde der Kanton das zweite Mal mit eidgenöffischen 
Truppen „überſchwemmt“ werden. Der Bilchof beharrte in wür— 
diger und ernfter Sprache, felbft unter der Borausfegung, daß 
die härteften Berfolgungen feiner warten würden. Es folgte ein 
letted Schreiben des Staatsrathes vom 25. September, in welchem 
er fih in herben Drohungen und Vorwürfen gegen den Bifchof 
erging: würde der Biſchof den Gewiffensbiffen und der Scham 
noch zugänglich fein, jo wäre er in fich felbft zurückgekehrt; fo 
fihrieb der Staatsrath wörtlich an ihn. Des Eides wegen warf 
er ihm vor: zuerft habe er die neue Verfaffung ald ungerecht 
und den Nechten der Kirche widerftreitend bezeichnet; jeßt, wo 
man fie beſchwören folle, mache er dem Bolfe weiß, daß man 
einen ſolchen Eid nicht ſchwören fünne ohne Gott zu beleidigen; 
es fei daher Zeit, den Angehörigen des Bisthums die Augen zu 
. Öffnen; „die fünf Kantone, aus melden es befteht, haben fich 
dießfalls bereits verftändiget und die Eidgenofjenfchaft wird ihnen 
den nöthigen Beiſtand leiften“; in diefem Schreiben wird zum 
Schluß noch der bitterfte Hohn über den viel gequälten geift- 
lihen Oberhirten ausgegojjen. 

Wie der Staatsrath während diefes Streites mit dem Bi— 
ſchof gedroht, fo handelte er. Unmittelbar nach erhaltener Kennt: 
niß vom bifchöflihen PBaftoraljchreiben griff er ein, bevollmäch- 
tigte die Präfeften der an Waudt und Bern angrenzenden Ber 
zirke, von fih aus die bewaffnete Macht jener Kantone zum 
Niederhalten eines allfälligen Aufftandes berbeizurufen, mahnte 
die „Konfordatsfantone®, den Konferenzbefhlüffen Folge zu geben, 

21* 
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nahm den Vorort für Aufrehthaltung der öffentlihen Ruhe in 
Anfpruch, für welche der Staatsrath nicht länger gut ſtehen könne; 
erhielt beifällige Antwort feitens des Vorortes, welcher ihm dar- 
überhin die eigene Unterftügung zuficherte; erjtattete Bericht an 
den Großen Rath über getroffene Verfügungen und erhielt von 
diefem unbedingte Vollmacht zu Vorkehrung alles deſſen, was er 
bei waltender Lage nothwendig erachte (Schreiben und Beſchlüſſe 
vom 21. bis 24. September). Nah ſolchen Einleitungen mahnte 
der Staatdrath dann vorläufig die Regierungen von Bern, Waadt 
und Neuenburg zum „eidgenöffischen Auffehen“, zog ein paar eigene 
Kompagnien in die Hauptftadt; Waadt und Bern trafen Anftalten 
zum fchnellen Einmarfch; die Abrede mit ihnen lautete, daß auch 
ohne ausdrüdliche Tıuppen-Requifition feitens der Regierung von 
Freiburg, ſchon die bloße Anzeige freiburgifcher Präfekten, daB 
Gefahr eingetreten, ald das Signal zum Einmarſch gelten jolle; 
Neuenburg antwortete, ed habe das ganze erfie Kontingent auf 
das Pifet geftellt. Inmitten diefer Vorfehren zu Gewaltmaßnahmen 
erließ der Staatsrath eine weitere politijche Verordnung, welche 
Angefihts der bevorftehenden Nationalrathswahlen den Wählern 
wie den Gemwählten den Eid auf die Bundesverfaffung auferlegte 
(23. September). 

Die Spannung zwifchen Regierung und Bifchof wenn mög- 
fich zu heben, wurde geiftlicherfeits ein Verfuch zur VBerftändigung 
über die verjchiedenen Streitpunfte gemadt. Die Vermittlungs: - 
fonferenzen wurden eingeleitet durch den Defan Aebiſcher von 
Neuenburg, nach zuvor eingeholter Zuftimmung des Bifchofs und 
unter Vorwiſſen des Staatsrathed (30. September). * Einige 
Tage nachher wählten dreizehn vom Bifchof einberufene Geift- 
lihe aus allen Theilen des Bisthums ald Abgeordnete an den 
Staatörath genannten Aebiſcher und den Pfarrer Baud in Bern. 
Diefe verfügten fich zum Präfidenten desſelben, Julian Schaller, 
um von den Klagen gegen den Biſchof genauere Kenntniß zu er 
halten. Schaller zählte eine lange Reihe von Beſchwerden auf 
und verlangte von der Geiftlichfeit unvermweilte und gänzliche 


* Schreiben Schaller’s an Aebiiher von diefem Tage. 
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Unterwerfung unter Berfaffung, Geſetze und Regierungsordon- 
nanzen. Zur Berhandlung beftellte die verfammelte Geiftlichfeit 
aus ihrer Mitte eine Fünfer-Kommiffion, an ihrer Spige den 
Generalvifar Jendly. Diefe verfaßte (12. Dftober), wie ed der 
Staatsrat begehrt hatte, zu feinen Handen eine Punftation über 
die Berhandlungsgegenftände; ihr Hauptwunfch war, daß die in 
der Punktation bezeichneten DVerhältniffe, unter Vorbehalt der 
Sanftion des heil. Stuhls, durch ein Konkordat geregelt werden 
möchten; unterdeffen wäre der Bifchof auch zu einem annehm- 
baren modus vivendi bereit; dabei wurde übliche Wiedereröffnung 
der theologischen Kurfe am Seminar mit Ueberlaffung der hiezu 
nöthigen ökonomischen Mittel angefprochen, dem fünftigen Kon- 
fordat über diefen Gegenftand unvorgreiflih. Der Staatsrath 
antwortete folgenden Tages (13. Dftober) in eben fo zänfifcher * 
als befehlehaberifcher Weile: ein Konfordat wäre wohl nülich, 
falls es fih auf nöthige Vollziehung alles deffen bejchränfte, was 
Berfaffung und Gefege vorfchrieben; aber wohlverſtanden, über 
die Verfaſſung laffe ſich nicht transigiren; ihr Text fei „immu- 
able, sacre et precis“ (unantaftbar und heilig und über alle 
willfürlihe Deutung und Auslegung erhaben). Bor Allem aus 
müſſe eine unbedingte Anerkennung der Berfaffung feitend . der 
Geiftlichkeit folgen; dieß fei conditio sine quä non jeder Unter— 
handlung; daher auch fein Proviforium möglich; mas die Re— 
gierung verlange, fei nicht mehr und nicht weniger, ald was in 
andern fatholifhen Ländern auch gelte. Was die Eröffnung des 
Seminariums betreffe, habe dag Geſetz über den öffentlichen 
Unterricht Alles geordnet; dabei müfje es fein Bewenden haben. 
Jendly und Aebifcher, die in Freiburg gebliebenen Kommiffiond- 
mitglieder, antworteten am 16. Dftober: die vom Staatsrathe 
‚dargebotenen Unterhandlungsgrundlagen fönnten ohne vorherige 
Grläuterung nicht angenommen werden, daher fehen fie ihre 
Miffion ald beendiget an. | 

* Er maßregelte die geiftliche Kommiffion wegen des zufälligen Verjehens, 
daß fie in ihrem Schreiben den Staatörath „Conseil d’Etat de Fribourg“ 
ftatt „Conseil d’Etat du Canton de Fribourg“ genannt hatte. 
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Wie der Staatsrath die Vermittlung verftanden, enthüllt, 
beffer ald erwähntes Schreiben vom 13. Oftober, fein Protokoll. 
Als Aebifher dem Staatsratbepräfidenten Schaller, die erfte ein: 
feitende Eröffnung gemacht, rathichlagte der Staatsrath und faßle 
(30. September) folgende Beſchlüſſe: Verbannung des Biſchofs; 
Einberufung des Großen Rathes behufs Vorlage des Konkordats— 
entwurfes; Kenntnißgabe von diefen beiden Maßnahmen an die 
Konferenzftände; Einberufung der Geiftlihen an die Bezirföhaupt- 
orte, zum Zweck, ihnen den boheitlihen Schuß zuzufichern, in— 
wiefern fie fich den Gefegen und Verordnungen der bürgerlichen 
Behörden fügen (dabei möge ihnen ein „Banfett“ angeboten 
werden); Proflamation an das Volk zur Mittheilung und Be— 
gründung all diefer Schritte; Abordnung nah Rom, um die 
Erfegung des Biſchofs einzuleiten. Nach ſolchen Beſchlüſſen ge— 
ſchah ed, dab Schaller jenen Brief an Aebiſcher vom 30. Sep- 
tember jchrieb, welcher fagte, daß „feine Kollegen“ gegen die Ver⸗ 
ſammlung der Geiſtlichen zu Vermittlungszwecken keine Ginwen- 
dung erheben, „Alles ohne Bräjudiz für die Maßnahmen, melde 
der Staatsrath behufs Vollſtreckung feiner Befchlüffe gegenüber 
dem Biſchof zu ergreifen im Falle fein dürfte‘; Beweiſes genug, 
daß weder Schaller noh fein Staatsrath wirkliche Adficht zu 
einem Vergleich hatten. In diefen Tagen blieben indeffen jene 
Beichlüffe noch auf dem Mapier; ihre Ausführung blieb einft- 
weilen verfihoben, der Große Rath wurde nicht einberufen, das 
Stände-Konkordat ihm nicht vorgelegt. Dagegen erließ der Staats- 
rath, noch bevor die aeiftlihe Kommiffion auf die fchriftliche Er- 
Öffnung ded Staatdrathed vom 13. Dftober bezüglich der Unter: 
handlung geantwortet, ein Schreiben an den Bifchof voller In— 
jurien und leidenfhaftlicher Anklagen, in einem Tone gehalten, 
der alle Regeln des Anftandes, wie er im amtlichen und im, 
Privatverfehr Uebung und Pflicht ift, mit Füßen trat. Der Brief 
ihildert die unglüdliche Lage ded Kantons und wie die Regie 
rung ſich bemühe, diefelbe durch alle möglichen Mittel zu heben. 
Im Gegenfage zu diefem ihrem Verhalten benehme fich der Bifchof 
wie Einer, der geſchworen, die Geifter nie zur Ruhe kommen zu 
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laffen; er habe fich dem Ausweifungsdefrete gegen die Sefuiten 
widerfeßt, die Berfalfung des Schisma's und der Härefie befchul- 
diget; habe widerfpännige Pfarrer auf ihren Stellen gefchüst, 
der Geiftlichfeit den Widerftand gegen das Defret vom 20. Ja— 
nuar befohlen, die Mitglieder bürgerlicher Behörden mit der Ver— 
weigerung der Abfolution bedroht; er habe im Weitern Einfprache 
gegen das Unterrichtögefet erhoben, während in andern Staaten 
und Kantonen ähnliche Gefete beſtehen; er ftehe in offenem Auf: 
ruhr gegen Berfaffung und Gefege, indem er dem Staat Die 
freie und felbftitändige Beſetzung der Pfründen beftreite; vers 
weigere die geforderte Mittheilung der bifchöflichen Publifationen 
zur Ginfichtnahme feitens der Negierung; er habe die Geijtlich- 
feit zum Widerſtand gegen die gefeglichen Vorſchriften angeleitet, 
laut melden fie die Titel über das Pfrundvermögen den Ge: 
meindeverwaltungen hätte übergeben ſollen; durch verfchiedene 
Kreisfchreiben bezüglich der Leiftung des Eides Unruhe und Bes 
ſtürzung in die Gewiſſen gebracht; er fei wie der frühere Bifchof 
Strambino der heftigfte Feind der Religion; „in Shren Händen 
ift fie zum verächtlichen Werkzeug der Politif, des Haffes, des 
Fanatismus und der Verfolgung geworden; von ihrer Liebe des 
Nächten, von ihrer Charitas, von ihren erhabenen Lehren über 
Brüderlichkeit und Friede unter den Menfchen ift nur das übrig 
geblieben, was das Haupt des Bisthums noch nicht zu verderben 
im Stande gewefen ift.“ Folgt eine Berweifung auf verfchiedene 
Artikel der Berfaffung mit dem Begehren an den Bifchof: ſich 
ihren Borfchriften unbedingt zu unterziehen und gleiche Unter: 
werfung auch der Geiftlichfeit zur Pflicht zu machen, indbefondere 
den Anfprüchen auf bifchöflihe Genehmigung der Afpirationen 
auf Pfründen zu entiagen, alle bifhöflihen Befanntmachungen 
der vorläufigen Gutheißung ded Staates zu unterftellen und die 
Synodalverfaffung mit den Gelegen und Rechten des Staats in 
Uebereinftimmung zu bringen. Schließlich wurde erinnert, daß dem 
Bifchof von Laufanne der Sitz in freiburg am 14. Januar 1593 
nur unter Vorbehalt der Rechte des Staates bewilliget worden; 
bis zum 23. Dftober werde Antwort erwartet; Stillſchweigen 
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würde ald verweigerte Unterwerfung angefehen (14. Dftober). 
Die übrigen Konfordatsftände mahnte der Staatsrath, eine gleiche 
Aufforderung an den Bifchof zu erlaffen. 

Der Bifchof antwortete nach Verdienen und mit Würde: große 
Aufregung beftehe allerdings im Kanton; er wolle deren wahre 
. Urfahen angeben: Die Schwierigfeiten der Verwaltung waren 
nicht unüberfteiglih; um fie zu heben war nur nöthig, das Volf 
nicht durh Maßnahmen zu verlegen, welche weder mit den Vor— 
fchriften der Fatholifchen Religion, noch mit jenen der Gerechtig- 
feit und einer wohlverftandenen Freiheit vereinbar find. Aber 
diefe Verlegung gefhah: eine Eleine Fraktion Bürger hat dem 
Kanton eine proviforifche Regierung aufgenöthigetz diefe felbit 
bat das Volk verlegt durch Verkümmerung des Wahlrechtes bei 
Anlaß der Großrathswahlen; dur eigenmäctige Einführung der 
Kantond- und der Bundedverfaffung ohne eingeholte Zuftimmung 
des Volkes; durch -ein fogenannted Amneſtiegeſetz, über welches 
eben jebt ganz Europa feinen Abfchen ausfpricht; aber nicht bloß 
in bürgerlicher und materieller Beziehung fei das Volf verlegt 
worden; ed murde die Fatholifche Bevölkerung verlegt und ge— 
ängfliget (froisse et alarme) durch Mißachtung aller Rechte und 
Geſetze der katholiſchen Kirche, zunächft durch die Aufhebung aller 
religiöfen Snftitute und Genoffenfhaften und durch Einverleibung 
ihres Vermögens in das Staatsgut, durch willfürliche Entſetzung 
und Vertreibung mehrerer Pfarrer ohne alle Unterfuhung und 
Bernehmlaffung der Angeklagten; durch die dem förmlich audge- 
fprochenen Willen der Stifter widerfprechende Uebergabe aller 
aeiftlichen und milden Fonde an eine ausfchließlich bürgerliche 
Verwaltung, obwohl er, der Bifchof, ein gemeinfchaftliches Ber: 
nehmen zu dießfallfiger Berftändigung vorgefchlagen ; die katho— 
liſche Bevölkerung wurde verlegt durch die ununterbrochene Be— 
Ihimpfung und Verleumdung der Geiftlichfeit bei allen Anläffen, 
jelbft in den Proflamationen der Regierung, in den Erwägungen 
ihrer Defrete und in den Verhandlungen des gefeßgebenden Rathes; 
verlegt durch die Entheiligung der dem Dienfte des Herrn ges 
weihten Tage mittelft der neuen Gefege über Tanz und Wirths— 
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hausbeſuch; verlegt durch die Ucbergriffe der Regierung aus dem 
weltlichen Gebiet in das religiöfe und geiftliche; verlegt durch die 
Störung der Verhältniffe zwifchen Kirche und Staat mittelft Auf- 
nahme verfchiedener Artikel in die Verfaſſung, welche ohne Ber- 
einbarung mit der geiftlihen Behörde nicht zuläffig find; insbes 
fondere durch nur befchränfte Garantie der Fatholifchen Religion, 
deren Ausübung von dem beliebigen Willen der Großrathemehr- 
heit abhängig gemacht feiz verlegt durch das Hereinziehen der 
. vier andern Kantondregierungen in die religiöfen Angelegenheiten 
von freiburg und durch Firchlich unzuläffige Konkordatevorfchläge 
zu Handen derfelben; durch die firchenfeindlichen Gefandtichaftd- 
inftruftionen an letzte Tagſatzung (für Zentralifation der kirch— 
lihen Angelegenheiten, Entſetzung der Biſchöfe and anderer 
Mürdenträger durch die Bundesgemwalt, Ausſchließung der Nun- 
tiatur, Verbot neuer religiöfer Orden und Garantie der gemifchten 
Ehen); endlih habe die Regierung das fatholifche Volk verlegt 
und aufgeregt durch die fundgegebene Abfiht, der Geiftlichkeit 
des Kantons durch Einfhüchterung und Gewalt eine unbedingte 
Unterwerfung unter Alles aufzundthigen, was der Große Rath 
in Widerfpruch mit göttlihem Recht, mit den Rechten der Kirche 
und jenen der Gewiſſen, als gefegliche Vorſchrift zu erklären gut— 
gefunden hat. Die Antwort des Biſchofs durchläuft hierauf alle 
Klagepunfte der Regierung der Reihe nach, zeigt wie er in allen 
Borfommenheiten nur vermöge der Pflichten feines Amtes ge— 
handelt, wie die einzelnen Klagen entweder völlig grundlos oder 
übertrieben oder fachentftellend lauten, — mie der Biſchof 5. 2. 
feineswegd gegen die Entfernung der Jeſuiten proteftirt, fondern 
nur gegen die Erlaffung von Berfolgungsdekreten gegen die reli— 
giöfen Genofjenjchaften, welche Dekrete weiter gegangen find als 
der befannte Befchluß der Tagſatzung; wie Die Ausſchließung des 
Biſchofs von der Betheiligung der Pfründenbefegung mit den 
firhlichen Einrichtungen und Zwecken ganz unvereinbar fei; mie 
er hinfichtlich der Uebergabe der geiftlihen Vermögenstitel an die 
Gemeinden nur ganz unverfängliche Weifungen gegeben und am 
MWiderftand einzelner Gemeinden gegen bezügliche Vorſchriften gar 





= #90: 


feinen Theil habe; wie er hinfichtlich des Eides nur befugte Räthe 
an die Gewiſſen ertheilt und die Schuld daheriger Aufregung der 
weltlichen Gewalt zufalle, welche beffer getban hätte, wie in Frank— 
reih, eine Eideäleiftung auf die Berfaffung überhaupt nicht zu 
verlangen. Zum Schluß erflärte der Bifchof: er werde mie immer 
der Verfaffung und den Gefegen fih unterziehen, infoweit fie ſich 
innert dem ihnen zuftändigen Gebiete halten; inwiefern fie den 
Grundfägen der Gerechtigkeit, den Rechten und der göttlichen 
Drdnung der Kirche mwiderfprechen, könnte und dürfe er ſich nicht 
unterziehen; gleiche Antwort bezüglich der Pfründenbefegung unter 
Wahrung der allgemeinen firchlichen und der befondern bifchöf- 
lichen Nechte; die Genehmigung für die bifchöflichen Hirtenbriefe 
und andere feiner Bekanntmachungen einzuholen lehne er ab ale 
Biſchof, weil er ala folcher das Necht freier Verkündung des Evan- 
geliums zu behaupten habe, ald Bürger, weil ihm verfaffungs- 
gemäß das Recht der freien Preſſe zuftehe. Im Abänderung der 
Synodalftatuten fönnte er fih nur nah Maßgabe früherer Mit- 
theilungen einlaffen;z für firchliche Berftändigungen habe er übrigens 
die Weifungen des Heiligen Stuhls abzuwarten (Schreiben vom 
22. Dftober). 

Im Bolfe war mittlerweile die Aufregung geftiegen, Frucht 
einer Neihe von Gewaltthätigfeiten und -Mißhandlungen, denen 
es feit einem Jahr ausgeſetzt oder deren Zeuge es geweſen; par— 
tielle Aufitände waren ſchon von länger her zu beforgen, in ihrem 
Gefolge nur neues Unglüd ohne Erreihung des Zweckes. Dieß 
trieb eine Anzahl angefehener Männer zum Entſchluß, den dro— 
benden Aufftand unter geordnete Leitung zu ftellen; fie bezwedten 
dreierlei: Verhinderung bloß lokaler Aufitände, welche die fchon 
angeführten Nachtheile gehabt hätten, durch Verficherung zu Hans 
den des Volfes, das ein Komite fih für die Rechte desjelben an 
die Spike ftellen werde; fodann die allgemeine Volkserhebung 
zu rechter Zeit, mit Einheit und Nachdruck, zur Sicherung eines 
unblutigen Erfolges und zu gleichzeitiger Vermeidung von vers 
derblihen Erzeffen des Volkes; endlih Einfegung einer Regierung 
von gemäßigt liberalem Sinne, wie die Umftände fie zu erheifchen 
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fhienen. Pier junge Männer übernahmen die eben fo gefährliche 
als ſchwierige Aufgabe: Rudolph Wed von Freiburg, Joſeph 
Jacquet aus dem Greierzerland, fpäter Großrath und Bezirfd- 
gerichtöpräfident in Bulle, Franz Menoud aus dem Glanebezirf, 
feither Großrath und Gerichtöfchreiber, endlih J. 2. Oberfon, 
aus dem Greierzerbezirt. Wed war dad Haupt ded Unternehmens; 
er und feine Vertrauten vertheilten fih in die Organifation des 
Aufitandes nach den verfchiedenen Landesgebieten und brachten 
durch Thätigfeit und Geſchick drei Viertheile der Bürger, ala Zu: 
verläffige und Getreue, unter ihre Führung. Die Regierung wit: 
terte Etwas, nahm Zuflucht zur Geheimpolizet, für die fie von 
dann an felbft einen Eytrafredit anſetzte, traf die fchon gemeldeten 
militäriichen VBorfehren und lie in der eriten Hälfte Dftobers 
wegen der Weigerung, die Titel der Pfrundgüter an die Staats- 
verwaltung herauszugeben, einige Gemeinden mit Truppen be- 
fegen. Sichered aber entdedte die Regierung nicht. Die Führer 
fuchten den Aufitand fo lang ald möglich zurüdzuhalten, ver: 
fhoben ihn von Monat zu Monat, fo daß dem Volke die Geduld 
riß und feine Unzufriedenheit um fih griff. Da fleigerten bes 
wußte Eidleiftungsdekrete, die Konferenzbefchlüffe gegen den Bifchof 
und das bereits erzählte Zerwürfniß mit demfelben den Unmillen 
des Wolfes auf das Höchſte. Schon deßhalb Fonnte nun von 
längerem Berjchieben des Aufftandes die Nede nicht fein; dar-— 
überhin ftand man eben jeßt im Uebergang von der alten zu der 
neuen Bundesordnung, und dieſes Interim hielten die Führer, 
einer eben fo verderblichen ald gutmüthigen Täufhung ſich hin— 
gebend, für beſonders günftig, da fie nach eingezogenen Erkun— 
digungen hoffen zu dürfen glaubten, es werde der bald abtretende 
Borort eine durch allgemeine Volkserhebung und fo zu fagen 
unter Sarg und Klang eingefegte neue Regierung nicht bean 
itanden. Der Aufftand wurde nun wirklich durch die Wiermänner 
auf den 24. Dftober angefebt, das Aufgebot erging in alle 
Landeötheile (mit einziger Ausnahme der zwei Bezirfe Broie und 
See) mit Befehl zu folhem Aufbruch, daß gefammte aufgebotene 
Mannfhaft am genannten Tage Morgens 7 Uhr vor der Stadt 
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Freiburg eintreffe. Während der Nacht alfo hatte der Aufbruch 
zu erfolgen, früher oder fpäter je nach der Entfernung; die vom 
Pivisbah follten fih der Kanonen in Chatel St. Denys, eine 
Kolonne der Glane und jene von Obergreierz fih der auf der 
Präfeftur von Bulle befindlihen Kanonen und fonftiger Waffen 
bemädtigen. Die Häupter hielten den Operationsplan für fo 
meifterhaft angelegt, daß der Regierung jeder erntlihe Widerftand 
unmöglih würde. Ein falfcher Allarm aber machte Alles fcheitern. 
In Böfingen hörte man Trommelwirbel von Laupen ber, glaubte 
an Truppenbewegung im Kanton Bern, hielt nun die auf den 
24. befohlene Erhebung verrathen, berichtete an den Oberanführer 
Med, der dann fogleih durch Gegenbefehl nach allen Richtungen 
den Aufitand zurüdhielt. Die Boten trafen in den entlegenften 
Gemeinden zu fpät ein; in vereinzelter Bewegung erhoben ſich 
bei einbrechender Naht Rue, Chatel, Obergreierz, Bellegarde, 
Plafeyen. In Chatel nahmen die Aufftändifchen den Präfeften 
gefangen und bemägtigten fih der Kanonen; in Rue wurde der 
Friedensrichter gefangen geſetzt; eine Schaar fhidte fih ſchon an 
nah der Hauptftadt aufjubrehen. Kaum aber hatte alle diefe 
Mannſchaft den Gegenbefehl erhalten, trat fie noch während der 
Naht vom Vorhaben gänzlich zurüd, feßte die Beamteten wieder 
in Freiheit und verlief fih. Diefe nun riefen durch die Präfeften 
von Bivis, Milden und Peterlingen die Waadtländer herbei. Am 
24. ſchon marfchirten diefe ein und in wenigen Tagen war der 
fhon fo oft militäriſch heimgeſuchte Kanton von vier Bataillonen 
mit ftarfer Artillerie aus Waadt, einem Bataillon aus Bern und 
einigen freiburgifhen Korpe von Spezialmaffen von der Broie 
und dem See her befegt. Ochfenbein traf als vorörtlicher, Blanche: 
nay ald maadtländifcher Kommiſſär ein. Die öffentlihe Ordnung 
war außer allem Zweifel wieder im Sinne der Regierung gefichert. 

Aber der Stände-Konkfordatsentwurf und die übermüthigen 
Schreiben des Staatsrathes hatten Gewalthandlungen gegen den . 
Biſchof ſchon eingeleitet; deffen Verbannung war ja im Grund» 
ſatze ſchon beſchloſſen und e& handelte fih nur noch um die Aus— 
führung. Der Anlaf des Aufftandes wurde zu diefem Zmede 
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benugt, indem die Regierungspartei fogleich bei der Hand mar, 
den Aufitand ald das Werk des Biſchofs anzufehen und zu er— 
klären; denn der Biſchof, fagte fie, fei Bürger von Chatel St. 
Denys, habe dort Verwandte und Anhänger, die ſich bei dem— 
jelben betheiliget. Der erwartete und provozirte Abfchlag des 
Biſchofs auf das Ultimatum ded Staatsraths lag demfelben in 
der Morgenfißung vom 24. Dftober vor; im Laufe des Tages 
liefen die Berichte über den Aufftand. ein; Abends wurde die 
Wegführung des Biſchofs beichloffen, die folgende Naht zur 
Ausführung des Gemwaltaftes beſtimmt. Am 25. Oftober, bald 
nah Mitternadht, wurde der Bifchof verhaftet, ald Vollzugs— 
beamter erfchien vor ihm der junge Radikale Geinoz, Vizepräſi— 
dent des Saanebezirks, mit Oberftlientenant Egger und einigen 
Bürgergardiften, unter denen der Advofat und Großrath Weitzel, 
eifriger Motiongfieller in’ den Kämpfen der Regierung gegen den 
Bifchof. Diefer proteftirte gegen den Gemaltaft, mußte aber 
folgen; die Kutfche ftand vor der Thüre; meder dem Kanzler, 
noch dem Diener des Bifchofs wurde verftattet, ihn zu begleiten. 
Unter Militäresforte geſchah die Abfahrt halb zwei Uhr nad 
Mitternacht. An der Kantonsgrenze angefommen, drang der Bifchof 
auf Freilaffung; fie wurde abgefchlagen. Geinoz ließ weiter fahren 
und übergab den Gefangenen dem Waadtländer Präfekten in 
Peterlingen; fo von Präfektur zu Präfeftur weiter gejchleppt, 
langte der Bifhof Nachmittags gegen 2 Uhr in Laufanne an 
und hatte im Gafthof „zur Poft“ abzufteigen. Dort wälzte Abends 
der durch jahrelanges Gefchimpfe über die Fatholifche Geiftlichkeit, 
über den Biſchof zunächſt, bis zur Mordgier fanatifirte Pöbel 
fih vor das Gafthaus und verlangte fein Opfer; „& la lanterne“ 
mit ihm, fchrie die Maffe wie von Wahnfinn befeffen. Die Hefr 
tigern im Haufen wollten fi des Biſchofs bemächtigen, um ihn 
an der vor dem Gafthaus ftehenden Laterne aufzuhängen. Andere 
wollten fi damit begnügen, daß der Biſchof in das Gefängniß 
geführt werde. Die Polizei fandte dann 18 Landjäger herbei; 
der Verfolgte wurde aus dem erſten in das dritte Stocdwerf ges 
bracht. Druey hielt den aus 1200 Lärmern beftehenden Haufen 
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von beabſichtigter „Volksjuſtizt ab; der Biſchof ſei fein Kriegs— 
gefangener, mit dem man ſtandrechtlich verfahren dürfe, rief der 
Volkslenker; nur den fünf Bisthumskantonen könne eine Ver— 
fügung über ihn zuſtehen; er, Druey, gebe ſein Wort, daß Maß— 
regeln getroffen ſeien, die demſelben das Enifliehen unmöglich 
machen, und feinem „verdienten Kohn“ werde er nicht entgehen. 
Delarageaz war ebenfalld anmwefend und unterftügte Druey; aber 
während diefer ſprach, besten Andere, namentlih ein Radifaler 
von Einfluß, aufs und abfchreitend unter der Menge, diefe gegen 
den Gefangenen; das Volk verlief ſich erſt nah Mitternacht; dod) 
wiederholten fi) die Drohrufe von Zeit zu Zeitz die Regierung 
war offenbar in Sorgen; denn zu jeder Stunde der Nacht trat 
eine bewaffnete Wache in das Schlafgemah des Bilchofs, um 
fih zu überzeugen, dab dem Gefangenen nichts begegnet, 
was fie in ſchwere Verlegenheit gefept hätte. Am 26. Oktober 
Nachmittags wurde der Bifchof, nach einem Aufenthalt von 
24 martervollen Stunden, durch DBerfügung der Negierung 
von Waadt und auf Begehren derjenigen von Freiburg unter 
dem Rufe: „nieder mit dem Schurken; hängt ihn auf!“ ala 
Staatögefangener von Laufanne nah dem Schloß Chillen abge- 
führt; dort wurde er während fieben Wochen in ſtrenger Ge— 
wahrfame und Abgefchiedenheit gehalten; felbft die Briefe des 
Gefangenen an feinen greifen Vater gelangten nicht nach ihrem 
Beftimmungsort. Unmittelbar nad) der Gefangennehmung des 
Biſchofs erlich die Regierung von Freiburg eine Proflamation 
an das Volk, in der fie von dem oben erzählten Aufftande fagte: 
»es war auf nichts Geringeres abgefehen, als die Regierung zu 
ftürzen, die auögezeichnetern Liberalen zu erwürgen, die Staate- 
verfaffung zu vernichten und über einem Haufen von Trümmern 
und Reichnamen wieder einen neuen Sonderbund im Kleinen her— 
zuftellen“; zugleih war fie bemüht, die gegen den Biſchof ge- 
fchehene Gemwalthandlung zu rechtfertigen (27. Oftober). Nach 
diefer an einem wehrlofen Priefter verübten Heldenthat verſam— 
melten fi, in Folge von Einleitungen, die durch den Freiburger 
Staatsrat Schon in der erften Hälfte Oftoberd getroffen worden, 
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zum zmweitenmal Abgeordnete der Didzefanftände in Freiburg, ent- 
jeßten den Bifchof feiner Amtöverrichtungen, unterfagten ihm den 
Aufenthalt im Gebiete der fünf Kantone und ermächtigten den 
Staatsrath von Freiburg, die nöthigen Anordnungen für die pro- 
viforifche Bisthumsverwaltung fo wie die geeigneten Einleitungen 
zur Reorganifation des Bisthums zu treffen (30. und 31. Ok— 
tober). Als Konferenzabgeordnete haben dieſe Befchlüffe unter- 
zeichnet: für Bern Stodmar und Imoberſteg; für Freiburg 
Schaller und 2. Pittet mit dem Kanzler Berchtold; für Waadt 
Druey; für Neuenburg Piaget und J. Sted. Die Regierung von 
Genf nahm, weil am Vorabend der Wahlen ftebend und um es 
mit ihren Katholiken nicht zu verderben, an der Konferenz feinen 
Theil, bequtachtete aber fchriftlich die Abſetzung des Biſchofs. 
Durch Beſchluß vom 3. November genehmigte der Große Rath 
von freiburg die Verfügungen des Staatsrathes und beftätigte 
die früher ertheilten Bollmadıten. Die Regierungen von Waadt, 
Neuenburg und Bern hatten an den Bifchof im Laufe Oktobers 
das Verlangen geftellt, dem Freiburger Ultimatum vom 14. gl. M. 
zu entfprechen; der Bifchof antwortete allen aus Schloß Ehillon 
ablehnend und belchrend zugleich; von der Regierung von Waadt 
forderte er die Freiheit zurüd. Mit Schreiben vom 2. November 
an den Vorort, ebenfalls aus Chillen, lehnte der Biſchof jede 
Betheiligung bei dem Aufjtand vom 24. Oftober ab und ver- 
langte ftrenge Unterfuhung. Epäter vereinigten ſich die fünf 
Konkordatsfantene nach längerm Zaudern, Zeuge ihrer Ber 
legenheit, dem Biſchof die verlangte Freiheit auf dem eigenthüm— 
lichen Weg einer Deportation und Verbannung außerhalb des 
Bisthums zu gewähren. Solches wurde ihm durch den mwaadt- 
ländifchen Beauftragten Delarageaz eröffnet, worauf der Biſchof 
proteflirend erflärte: „man hat mich verhaftet, fortgeführt, ein: 
geferfert und hält mich bald fieben Wochen gefangen, ohne mid) 
gehört zu haben, ohne Unterjuch, ohne vichterliches Urtheil. Sch 
habe eine Unterfuchung, ein Gericht verlangt, und diefe Forderung 
der Gerechtigkeit wird mir abgefchlagen. Jetzt will man mich aus 
meinem Vaterlande verbannen, im Widerſpruch mit den Grund» 
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fügen der Gerechtigkeit u. j. m. — — — Bis an’s Ende werde: 
ih nur der Gewalt weihen; — — — da ich nicht frei bin, fo 
fann ich feine Beftimmung in Betreff ded von mir zu wählenden 
Zufluchtsortes treffen. Sch werde mich daher an jene Grenze der 
Diözefe, führen Taffen, die man zu bezeichnen für gut finden wird. 
Fe fürzer der Weg dahin iſt, deito lieber wird ed mir fein.“ Der 
Bischof wurde auf frangöfiihen Boden nah Divonne abzeführt, 
wo er ganz unbekannt war, dort vor der Kirche jammt Koffer 
abgeftellt und feinem Schickſal überlaffen (13. Dezember). Der 
Große Rath von Freiburg vernahm das Gefchehene und beſchloß: 
es habe der Staatdrath jih um das Vaterland verdient gemacht 
(23. gl. M.). Bon jener Zeit an lebie Marilley mehrere Jahre 
ale Berbannter im Schloß Divonne, gaftfreundlich aufgenommen 
von feinem Eigenthümer, dem Grafen gleihen Namens; in Paris 
hatte Fazy erfolglos fih um nternirung des Biſchofs verwendet 
und die verdiente Antwort erhalten: die franzöfijche Regierung 
laffe den Bilchof dort, wohin ihn die Kantonsregierungen, felbit 
„mit Verlegung des franzöfiichen Gebiets“, verfegt haben. Bon 
päpjilicher Seite liegen bezüglich diefer beflagenswerthen Greig- 

niffe vor: eine Proteftation des Kardinal Staatslefretärd Soglia 
gegen die Berner Konferenzbeihlüffe (30. September), eine folche 
des päpftlichen Gefshäftäträgerd Bovieri* gegen die Gefangen- 
nahme des Bifhofs (31. Dftober), und endlich eine dritte des 
Kardinal Staatsfefretärd über den legtern Gegenftand mit Em- 
pfehlung der Freilaffung des Biſchofs. Der allgemeine Katholiken: 
verein von Deutſchland verficherte den Verfolgten durch Adreffen 
feiner Sympathien. Bon Divonne aus bezeugte der verbannte 
Biſchof dem flüchtigen Papſt Pius IX. in Gaeta fein Beileid; 
diefer aber belobte dur Breve vom 29. Januar 1849 den uner- 
fchrocdenen Kämpfer „für den Glauben der Apoftel und für die 
fatholifche Einheit“. Im Frühling gleichen Jahres machte Biſchof 
Marilley eine Pilgerreife, ftatt nah Rom, nad Gaeta, und wurde 
vom Papſt mit verdientem Wohlwollen und unter Anerkennung 


* „Le nomme& Bovieri“* nennt ihn das ftaatsräthliche Protofol, 
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feines. Verhaltens im Streit mit der Regierung empfangen (April 
1849). 

Nach der Deportation des Bifchofs verordnete die Regierung 
die allgemeine Entwaffnung der Bürger, mit einziger Ausnahme 
ihrer Anhänger; fie wurde überall firengftens vollzogen; die „gardes 
eiviques“ von Chatel und die Waadtländer Truppen im Glanes 
bezirk verübten arge Erzeffe, gegen die fein obrigfeitliher Schuß 
zu finden war; der durch den Friedensrichter im Haufe Maillardoz 
in Rue aufgenommene Befund fonftatirte das Verſchwinden von 
2000 Flaſchen Wein und vollftändige Ausplünderung von Schrän- 
fen und Kiften; ein Bauer wurde von waattländifhen Soldaten 
todt gefchlagen. Die Regierung verlängerte die Offupation über 
Gebühr und Bedarf, fo daß felbft den Bernern und Waadtländern 
die Geduld ausging und dortige Regierungen die Entlaffung em» 
pfahlen. Uber der Freiburgifhe Staatsrath hatte (25. Dftober) 
beichlofjen, die Befegung fortdauern zu laſſen bis nach Bezahlung 
der Militärkoften durch die Gemeinden (mit Rüdgriffgreht auf 
die Urheber) und vollitändiger Unterwerfung, auch Verzeigung 
der Schuldigen; die erjten zwei Bedingungen wurden nah und 
nah erfüllt, die dritte nicht, obgleih die Regierung allerlei 
Zwangsmittel zur Entdedung der Hauptfehuldigen in Anmwen- 
dung feßte, beifpielöweife häufig das Aufhören der Dffupation 
in einzelnen Gemeinden abſchlug, „bis nicht genüglichere Ge- 
ftändnifje abgelegt fein werden. Bon der ganzen weit verziweigten 
Verſchwörung wurden nur menige Hunderte von Theilnehmern 
ermittelt, das Haupt derfelben nie; feine Komitegenoffen, Jacquet, 
Menoud und Oberſon, wanderten nad) dem Scheitern des Plans 
in dad Ausland und benusten die Zeit ihres Erild zu ihrer 
weitern wiffenfchaftlihen Ausbildung; Dberfon farb während 
desjelben in Frankreich. Die Entfernung der Genannten galt als 
Inzicht gegen fie. Rudolph Wed dagegen blieb ganz unanges 
fochten, trat als Offizier in neapolitanifhen Militärdienft, fpäter 
im Jahr 1857 in die neue Regierung in Freiburg ein, in welcher 
er als Finanzvorftand eine von allen Parteien anerfannte hohe 
Begabung an den Tag legte, und erlag endlich, in frühem Tod, 
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feinem Fleiß und den Amtsforgen, welche die finanziellen Eifen- 
bahnnöthen des Kantons, auf ihn mehr noch ald auf Andere, 
gewälzt hatten. 

Während in Freiburg der Bogen bi8 zum Brechen gefpannt 
worden, lenkte man in Wallıd zu friedlicher Verftändigung ein. 
Zwifchen dem Staat einerfeitd, dann dem Bifchof und dem Ka- 
thedralfapitel anderfeits, Fam theild in Abänderung, theils in 
Ausführung des Beſchluſſes vom 29. Januar 1848, ein Ab— 
finden zu Stande, wejentlich folgenden Inhaltes: ald Dotation 
für den Bifchof von Sitten, zehn Domherren, Stadtpfarrer und 
Bifarien, inbegriffen den Unterhalt der Kirchen u. f. w., wird. 
eine Rente von 23,500 Fr. ausgeſetzt; dazu die bifchöfliche Re— 
ſidenz mit einer Anzahl anderer Wohnungen und Wirthſchafts— 
gebäuden; Biſchof und Kapitel übernehmen dagegen die Koften 
des Kultus in den betreffenden Kirchen, deren Unterhalt u. f. w., 
und verzichten auf Erſatz ſchon einbezahlter Kontributionen; zur 
Sicherung der feftgefegten Rente wird teils in Schuldtiteln, theila 
in Liegenfchaften ein Kapital von Fr. 627,500 angewiefen; diefe 
Dotation it unantaftbar; die Verwaltung der Liegenfhaften fteht 
der Geiftlichfeit zu; jene der Schuldtitel übergeht an eine eigene 
Verwaltung, deren Perfonal, unter Genehmhaltung des Staates, 
von der Geiftlichfeit ernannt wird; von möglihem Zinfenvorfhuß 
und defjen Verwendung hat diefe Verwaltung der Regierung, dem 
Biſchof und dem Kapitel Rechnung zu geben (19. November 1848). 
Im Sinne diefer Konvention lag demnach, daß das überjchießende 
Bermögen des Bisthums und des Kapiteld dem Staate verbleibe. 
Ein ähnliches Verkommniß fchloß die Regierung mit der Abtei 
St. Moriz; der Staat bezog von ihrem Bermögen Fr. 175,000 
und überließ deſſen Reſt der Abtei, als fürderhin unantafibares 
Dotationdfapital, deifen Verwaltung das Kapitel einem von ihm 
unter Genehmhaltung der Regierung ernannten Bevollmächtigten 
übergibt (16. Dezember). Diefe Konventionen wurden vom heil. 
Stuhl nicht genehmiget. Für St. Bernhard verwendete fi die 
franzöfiiche Geſandtſchaft klagend bei der Regierung; leßtere ließ 
ih ſodann zur Unterhandlung mit einem Bevollmächtigten des 
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Stiftes, Namens let, herbei (1850), doch ohne Erfolg, da von 
der Korporation die volle Wiedereinfegung in ihre ehevorigen 
Rechte verlangt wurde; eine Proteftation Clet's vom 5. Oktober 
1851 und die ausführliche Entgegnung ded Stautrathed vom 
12. März 1852, beide in die Deffentlichfeit gelangt, bezeichnen 
die beidfeitigen Standpunkte; der genannte Bevollmächtigte hielt 
den feinigen feft, indem er gegen Ende gleichen Jahres die Pro’ 
teftation gegen Güterverfauf wiederholte. 


22* 


— 340 — 


Siebentes Bud. 


Die neue Schweiz. Bon der Einführung der Bundesverfaffung von 
1848 bis zur Verzichtleiftung des Königs von Preußen auf das 
Fürſtenthum Neuenburg (von 1848 bie 1857.) 





Erfter Abjchnitt. 


Die ſchweizeriſchen Wahlfr: ife und die Wahlen; alte Partei-Ausichließlichkeit fort: 
gelegt. Dad letzte Wort der Urkantone. Die Konftituirung des Nationalratbes 
und des Ständeratbes. Ernennung des Bundesrathbes. Bern Bundesftadt. 
Wieder Flüchtlingsanflände in Teffin und am Rhein. Zweite Seffion der 
geießgebenden Räthe. Turbulente Aufhebung ter Militärkapitulationen mit 
Neapel. Die Erftlinge der Bundesgeſetzgebung: Zentralijation der Zölle, der 
Posten; Pulvermonopol. Konftituirung des Bundesgerichts. Kantonale 
Zuftände. (Bom Dftober 1848 bis Mitte 1849.) 

Die heilfamen Mahnungen von Graubünden und Waadt 
an der legten Tagfagung, die Wahlen in den Nationalrath durch 
Kreife von je 20,000 Einwohnern vornehmen zu laffen, alfo, 
daß jeder Wahlfreis nur je einen Abgeordneten zu wählen ge- 
habt hätte, waren zurüdgewiefen. Es blieb ſonach jedem Kanton 
freigelaffen, mehr oder weniger Wahlfreife zu fhaffen. Solche 
Befugniß beuteten die herrſchenden Parteihäupter fofort wieder 
für ihre eigene Stellung oder doch für ihre Parteitendenzen aus. 
Die Männer im Bolfe, welche da geträumt und gefagt hatten: 
feien nur einmal „Sonterbund und Sefuiten® bei Seite, fo fomme 
die Zeit erbaulicher Berföhnung und idyllifchen Friedens, fie waren 
feine Staatdmänner, fondern nur Träger jener unverbefferlichen 
Gutmüthigfeit, welche die in den Liberaliamus übergegangene Kor— 
ruption noch immer nicht wahrzunehmen vermochte, fondern viels 
mehr in ihm ein wahr:patriotifches politifhes Eyftem anerfennen 
zu dürfen glaubte. Die radifale Herrfcherei trat entfchloffener und 
einfeitiger denn je auf. Man folle den „Bod nicht zum Gärtner“ 
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machen, hieß cd. Schroffe Ausfchließlichfeit wurde auch bei diefem 
Anlaß, und gleihjam zur Einweihung der neuen Schweiz, ale 
fih von felbft verfiehend gepriefen. Das Mittel biezu war die 
Teftfegung der Zahl der Wahlfreife in jedem Kanton und die 
Umfchreibung der einzelnen derfelben, falls deren mehrere zuge— 
geben wurden. Hielt man radifale Wahlen für ficherer, wenn 
man den Kanton uur zu einem Wahlfreis mache oder denfelben 
nur in menige Wahlfreife theile, fo wurde das eine oder das 
andere diefer Mittel angewendet; waren die Herrfiher einer allge 
meinen Volksmehrheit im ganzen Kanton nit fiher, fo fanden 
fie die wahre Staatöweidheit in der Theilung des Kantons in 
möglichft viele Wahlfreife. Die Aargauer Bolfsbeglüder waren 
nicht in allen Landestheilen gern gefehen; im ganzen Kanton 
aber miochten fie, nach den drüdenden Greigniffen der voranges 
yangenen Jahre, über eine Mehrheit verfügen; daher genehmigte 
die fompafte Großrathömehrheit, einem Kommiffionalgutachten 
gegenüber, welches neun Kreife, d. h. fo viele ald Wahlen zu 
treffen waren, empfahl, den regierungträthlichen Antrag für nur 
einen Wahlkreis. Im Wallis war das umgekehrte Verhältniß; 
aud waren dort die Oberwalliſer noch nicht fo mürbe gedrückt 
ala die fonfervativen Katholiken anderwärts, z. B. in den Kan 
tonen Yargau und St. Gallen. Daher wurden vier Kreife bes 
flimmt. In Luzern durften die Herrfcher Feine Berufung an die 
Gefammtbevölferung wagen; daher beftimmten fie ſechs Kreife 
und machten deren Umfchreibung fo fünftlich, daß fie ein Unterliegen 
nicht zu beforgen hatten. In St. Gallen hatte die Regierung 
acht Kreife vorgefchlagen, entfprechend der Zahl der zu treffenden 
Wahlen; das hätte unfehlbar einige fonfervative Nationalräthe ges 
bracht; ſolch Unglück abzuwenden, wurde der Große Rath ange— 
gangen, der Kreife nur vier feftzufegen, bei deren Umfchreibung jene 
Beforgniß mehr in den Hintergrund trat. In Freiburg herrfchten in 
allen Fällen die Bayonnete, man mochte die Kreiſe fo oder andere 
eintheilen; indeffen waren Lofalfreife doch der regierenden Koterie 
weniger ungünftig als ein Gefammtmwahlfreis; daher wurden 
erftere vorgezogen. Im Zufammenzug waren ed Genf, Waadt, 
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Neuenburg, Bern, Solothurn, Bafelland, Aargau, Züri, Schaff- 
haufen, St. Gallen, Teffin, in denen entweder aus der ange- 
führten Urfache oder auch aus andern Gründen die Wahlen auf 
einen oder mehrere Kreife verlegt, einfache Wahlfreife zu 20,000 
Seelen dagegen audgefchloffen wurden. Uri, beide Unterwalden, 
beide Appenzell und Glarus fommen hier außer Berechnung, weil 
fie entweder nur eine Wahl zu treffen hatten oder jedenfalld die 
ihnen zuftehenten Wahlen durch die Landsgemeinde vornehmen 
ließen. Zug war im erftern Kal, und da feine Landsgemeinde 
mehr beftand, ließen die Regenten ihren einen Mann durch ges 
heimes Mehr in den Gemeinden wählen. Schwyz, gleichfalls ohne 
Landegemeinde, machte, der Bevölkerung gemäß, zwei Kreife. 
Bafelftadt fügte fich mit Bereitwilligfeit der Vorſchrift, die ſchwei— 
zerifchen Niedergelaffenen an der Wahl Theil nehmen zu laffen. 
Bon den Kantonen ohne Randsgemeinde und berechtiget zu mehr 
ald einer Wahl haben Graubünden, Wallis, Freiburg, Luzern 
und Thurgau, einige von ihnen aus unlautern Gründen, Einer: 
Wahlfreife gebildet. In Waadt hatte der Große Rath die von 
der Regierung vorgenommene Eintheilung in neun Kreife vers 
worfen und deren drei große zu je 60,000 Seelen befchloffen. 
Er hatte alfo den Rath, den feine Gefandtfchaft an der Tag- 
fagung allen übrigen Kantonen gegeben, im eigenen nicht ans 
wenden laſſen. Bon angefehenen Magiftraten, welche man zu 
der Fonfervativen Schule rechnen konnte, lehnte Altbürgermeifter 
v. Muralt in Zürich die auf ihn gefallene Wahl ab; andere, fo 
Landammann v. Neding:Biberegg in Schwyz, Altlandammann 
Schindler von Glarus, ließen befannt machen, daß fie eine all 
fällige Wahl nicht annehmen würden; Blöfh fiel im Kanton 
Bern durch; dort wurde hingegen der ebenfalls zur Eonfervativen 
Schule gezählte Gefchictichreiber der alten Republik Bern, Anton 
v. Tillier, gewählt. Ald Abgeordneter eined Berner Kreifed er- 
ſchien auch Altihultheiß Neuhaus. In Bafel waren die Zeiten 
der fonfervativen Magiftratur vorüber: es handelte fih nur noch 
um den Entjcheid zwijchen einem Abgeordneten aus der biöherigen 
Dppofition oder einem foldhen aus dem radifalen Lager; der 
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Kandidat der erſtern, Achilled Biſchoff, ging als beſonders be— 
wandert in allen materiellen Fächern (Zollweſen, Poſten u. ſ. w.) 
aus dem Wahlkampf als Sieger hervor. Die Wahlverſammlung 
von Genf wählte drei nach dortiger Anſchauung konſervative 
Männer: Altfyndic Cramer, General Dufour, und aus der Land— 
fhaft den Katholiken Montfalcon. Nach diefem unerwarteten Er: 
gebniß erfcholl der Ruf „aux armes!*; die Regierung drohte mit 
Rücktritt, bot Truppen auf. Alles nahm die Geftalt an, ald ob 
fhmwere Unruhen drohen. Zum Glüd für die radikale Partei ent- 
dedte ihr Wahlbüreau hHintennah (vor der Wahl hatte es ger 
fhwiegen), daß der Wahlzeddel zu viele abgegeben worden. Die 
Wahlen wurden dann wegen rregularität Faffirt; Cramer und 
Montfalcon verbaten ſich eine weitere Kandidatur; Dufour, der 
früher fo gefeierte Heerführer, blieb nun im eigenen Heimathfanton 
in Minderheit und wurde erft nach längern Mühen, dann aber 
durch dreifache Wahl in drei Berner Kreifen, zu Ehren gezogen. 
Die Wahlfreife von Luzern lieferten einen einzigen Mann von 
fonjervativen Grundfägen, den gemwefenen Rathöfchreiber Philipp 
v. Segeffer; in Freiburg war Altitaatsrath Charled, Gegner der 
alten Sonderbundsregierung wie der nunmehrigen Bundesvögte, 
von einem Kreife gewählt, aber feine Wahl wurde wegen „Unges 
felichkeiten® faffirt und hernach fiel die Stelle einem Radikalen 
zu. In ©t. Gallen hatten politifhe Gefinnungdgenoffen dem Alt- 
landammann Baumgartner und dem gewefenen eidg. Staatöfchreis 
ber Dr. v. Gonzenbach den Plag in dem für die Konfervativen güns 
ftigften Wahlkreis angewiefen und überlaffen; beide Kandidaten 
blieben jedoch auf ungefähr 8000 Stimmen um wenige 200 
in Minderheit; die übrigen Fonfervativen Kandidaten Weyd- 
mann, Höfliger, Guldin, Wegelin, Ridenmann, fanden nod 
weniger Gunft; die Gegenpartei zeigte den Konfervativen nicht 
das geringfte Entgegenfommen, obwohl für acht Wahlen vier 
Kandidaten evangelischer Konfeffion vorgefchlagen worden, und 
wählte nur einen aus Ddiefen, den Oberftlieutenant Johann 
Georg Anderegg, der auch auf der radikalen Wahllifte gemwefen. 
Die Fonfervativen katholiſchen Kandidaten wurden ganz ausge: 
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ſchloſſen; mit denjenigen evangelifcher Konfeffion machten die 
Nadifalen ed nicht beſſer; noch herrſchte der gleihe Geift, der 
die Männer diefer Klaffe im Frühjahr 1845 aus dem Großen 
Nathe getrieben. Diefe Einzelnheiten werden bier aus dem be= 
fondern Grund ausgehoben, weil fie zur Beurtheilung der Partei- 
und Wahlverhältniffe in der ganzen übrigen Schweiz, wo ftarfe 
fonfefjionelle Mifchung vorfommt, wefentlich dienen. Die Be— 
troffenen felbft haben feine perfönlichen Anſprüche gemacht und 
fonnten die Bolfigunft in allen Beziehungen entbehren. Fanden 
einzelne Konfervative in andern Kantonen da oder dort Gnade, 
jo gefhah ed nur, weil man ihnen gegenüber befondere Ber: 
pflihtungen zu haben glaubte; fo ward Obeiſt Ziegler von Zürich, 
und zwar in feinem eigenen Kanton, gewählt. jene hehre Idee, 
ed werde der Nationalrath gleihfam nur die fehmeizerifche Ge— 
ſammtheit vertreten, e8 werden die Wähler keineswegs bloß lokale 
oder Fantonale Kandidaturen im Auge haben, jondern vielmehr, 
dem „Dertligeift® Und dem „Kantönligeiſt“ entfagend, ihre Blicke 
auch Über den eigenen Kanton hinaus wenden, erfhien thats 
ſächlich als Hirngefpinnft, da, mit Ausnahme von Dufour, auch 
niht ein Mitglied des Nationalrathes außer feinem Kanton 
gewählt wurde. Die Betheiligung des Volkes war in jenen Kan» 
tonen, wo fein Stimmzwang mittelft Bußenandrobung gegen 
Abweſende eingeführt ift, eine im Allgemeinen geringe. Im Kan 
ton Zürich haben von ungefähr 50,000 Stimmfähigen nur 13,767 
geſtimmt; die übrigen ließen gewähren. So wurden zwölf Züricher 
Wahlen von einer Dürgerzahl getroffen, welche zufammengenommen 
die Stimmenzahl eines einzigen St. Galliſchen Wahlkreiſes nur 
um die Hälfte überfleigt; in Freiburg und in Luzern gab ed 
einzelne Wahlen, die nur ald das Ergebniß von einigen hundert 
Stimmen erfhienen; in beiden Kantonen hat nur eine geringe 
Zahl Fonfervativer Wähler fih bei der Wahlhandlung betheiligen 
wollen. Der Beftimmung des Nationalrathes als Volksrepräſen— 
tation zuwider, wählte das Volk eine große Zahl regierender 
Häupter aus den Kantonen in denfelben, und die Gewählten waren 
weit entfernt, eine grundfägliche Entfagung zu üben. Bon Bern 


allein e fchienen fieben Mitglieder des Regierungsrathes im Nas 
tionalrath. Nur Druey verbat fi eine Stelle in diefer Behörde, 
Dr. Bluntfhli von Zürich folgte in diefer Zeit feinem frühern 
Lehrer, Dr. Keller, und zog nad Deutfchland, um an der Hoch— 
fhule von Münden einen Lehrſtuhl zu befteigen; wir fehen ihn 
daher in feinem von beiden Räthen. Kern feinerfeits kehrte zurüd 
aus Wien von feinem Gefchäftöträgerpoften, auf dem feine Lor— 
beeren zu gewinnen waren, und ließ fih von den Thurgauern 
in den Nationalrat wählen; in Wien erfegte ihn fpäter der 
Kaufmann K. Ed. Steiger aus Bafel. Mit den erften National: 
rathswahlen und ihren unmittelbaren Folgen begannen die ver- 
derblihen Aemterfumulationen in der Schweiz.* Der Ständerath 
wurde dur die erzählten Wahlvorgänge fehon bei feinem Ent: 
fiehen in untergeordnete Stellung gewiefen: weil einflugreiche 
Staatömänner aus der Regierungswelt im Nationalrat) Platz 
nahmen, wurde der Ständerath theilweife durch Beamtete oder 
Grofrathämitglieder bejegt, welche in zweiter Linie ftanden. Aus— 
nahmsmweife mar Druey, dad Haupt der Regierung von Waadt, 
wie es fich ziemte, zum eiſten Ständerath gewählt. Er lehnte 
jedoch zum allgemeinen Beftemden ab. 

Für die Urfantone fhlug die Stunde zum lebten Worte. 
Genchmiget hatten fie die Bundesverfaffung nicht; an der Er- 
laffung des Einführungsbeſchluſſes hatten ſie ſich ebenfalls nicht 
betheiliget. Abermals eine Sonderſtellung einzunehmen, lag jedoch 
nicht in ihrem Willen. Sie unterzogen ſich dem unvermeidlichen 
Schickſal und brachten ein letztes Opfer. Sie beſchloſſen, wenn 
auch in verſchiedenen Formen, die Unterwerfung unter das neue 


Treffend iſt der Beſund des Staatsrathes von Waadt. Er ſagte in feinem 
Bericht vom 4. Auguſt 1848 an den Großen Rath: „il aurait au moins 
fallu, à l’art. 66, admettre la proposition de Vaud qui voulait exelure 
du Conseil national les membres des pouvoirs ex&cutifs des Cantons, 
afın d’empöcher que des fonctionnaires qui ont des devoirs particuliers 
envers leurs Cantons n’envahissent le Conseil national et n’y fassent 
prévaloir l’esprit de leur gouvernement.“ S. Rapport et preavis du 
Conseil d’Etat du Canton de Vaud touchant le projet de Constitution 
fed£rale. 
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p&rundgefeg" der Schweiz. Der Kanton Schwyz namentlich er- 
flärte „feinen Beitritt zu der Bundesverfaffung freu und wahr, 
ohne Rüdhalt noch Berwahrung“, die Erwartung ausſprechend, 
„diefe offene Erflärung werde feine Miteidgenoffen beruhigen und 
verföhnen“; er werde „mitwirken zur Einführung der neuen 
Bundesverfaffung,, getreulih und ohne Gefährde* Geſchluß des 
Kantondrathes vom 10. Dftober); und das Volf genehmigte diefe 
Erklärung durch nachherige Abftimmung. Weniger weit ging die 
von der Landsgemeinde von Uri am 22. gl. M. genehmigte Er- 
flärung: „Es hege das Volk zwar immer noch die am 27. Auguft 
mit großer Mehrheit audgefprochenen Beforgniffe und Anfichten 
und beftätige die von feiner Gefandtfchaft deßhalb abgegebene 
Erklärung; da aber die Tagfahung den neuen Bund als ange- 
nommen erklärt, fo theile man anmit die getroffenen Wahlen mit, 
verwahre aber die Rechte der heil. Religion und erwarte von der 
neuen Bundesbehörde, daß diefelbe unfere politifhen und mates 
. riellen Rechte möglihft berüdfichtige". Nach einer ftürmifchen 
Landsgemeinde in Obwalden vom 27. Auguft, an welcher der 
Doppelantrag, zwar die Genehmigung der Bundesverfaffung nicht 
audzufprehen, einer obligatorifchen Einführung derfelben jedoch 
fi zu unterziehen, unter Tumult und felbft einigen Thätlichkeiten 
verworfen worden, war anfänglich noch große Aufregung; aber 
allmälig gewann das kältere Blut die Oberhand; eine zweite 
Landögemeinde (22. Dftober) erflärte den früher vorgefehenen 
„Drang der Umftände“ als vorhanden, befchloß noch eine Ber: 
wahrung alter Rechte und fehritt zu den Wahlen in den National: 
und in den Ständerath. Die Landdgemeinde von Nidwalden faßte 
ähnlichen Beſchluß. Diefe Befchlüffe mit den Unterwerfungspdefreten, 
der übrigen Kantone der Minderheit, in Wallis einzig vom Großen 
Rath ausgegangen, und allfeitige Vornahme der anbefohlenen 
Mahlen in beide Näthe, fchloffen den langen Kampf um alte 
Selbitftändigfeit. 
Bern aber, die zeitweilige Bundesftadt, die nun auch für 
die Zufunft die Metropole der Schweiz zu werden fich gewiß hielt, 
ſchmückte fib zur Berherrlihung ded Einzugs der Bolfd- und 
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der Standesabgeordneten am 5. November mit Ehrenpforten. 
Am Morgen des 6. verfündeten 155 Kanonenſchüſſe, der Anzahl 
gefammter Mitglieder beider Räthe gleichfommend, das Felt der 
Einführung der Bundesverfaffung. Jene 155 Kanonenſchüſſe hatten 
eine andere Bedeutung als bloße XXII. Würdig des hohen vater- 
ländifchen Feſtes war das ftolge Bern auh am 6. November 
wieder ausgeftattet; eidgenöffifhe Fahnen neben jenen der Zünfte 
wehten auf den Thürmen, an den öffentlihen und den meiften 
Privatgebäuden. Um 9 Uhr Gottesdienft für die Näthe nach den 
Konfeffionen; nach deffen Beendigung fammelten fib die Mits 
glieder des National» und des Ständerathed im Großrathöfaale, 
von wo aus der Zug, — voran eine Abtheilung Infanterie, die 
Stadtmufit, ein Theil des Studentenkorps, dann die Alteräpräfls 
denten, die National- und Ständerätbe, ihre Kanzleien und Weibel, 
endlich wieder ein Theil der afademifhen Legion —, fih dur die 
Hauptftraßen der Stadt unter Glodengeläute zu den Sitzungs— 
lofalen bewegte, vor denen das Kadettenforps paradirte. Tine 
unabfehbare Zuichauermaffe füllte die Strafen. Der Ständerath 
bezog das fogenannte Außerftand-Rathhaus (bisher von der Tags 
fagung benugt), der Nationalrath dad Kafino, fpäter den Groß: 
rathsſaal. Die Sisung des Nationalrathes eröffnete als Alterd- 
präfident der Altlandammann Sidler von Zug, jetzt Abgeordneter 
von Zürih, den Ständerath, in gleicher Eigenfchaft, der Appel: 
lationsrichter Page von Freiburg. Sidler erinnerte in feiner Rede, 
daß die neue Bundesgeſtaltung nicht plöglich gefommen; er wies 
die Keime derfelben aus der Vergangenheit nah und ſchloß mit 
dem Wunfche, daß die Vorſehung den neuen Bund bewahren, 
den Berathungen der Bundesbehörden Segen und glüdlichen Er: 
folg verleihen möge. Ochfenbein wurde zum wirklichen Präfidenten 
des Nationalrathes, Furrer zu jenem des Ständerathed gewählt. 
Ein Feitmahl im Theater, von der Stadt zu Ehren der Bundes» 
behörden veranftaltet, vereinigte die neue Bundeswelt. Feurige 
Reden bezeugten feurige Waterlandsliebe. Die Trinkſprüche be— 
wegten fih in allen möglichen Tonarten von der heimifchen be: 

jheidenen guten Laune hinweg big hinauf zum überſchwenglichſten 
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Kosmopolitismud. Auch die Heilmittel für die Schweiz wurden 
befprochen und gute Arznei für diefelbe geboten von dem Berner 
Apotheker Fueter in einem Liede, das vor neuer Zwietracht warnte 
und zu diefem Zweck den neuen Behörden „Weisheit und Güte“ 
empfahl. Abends war die Stadt beleuchtet und mit zahllofen Trand- 
parenten gefhmüdt. Die eidgenöffifhen Gäfte unterbradhen ihr 
Mahl, befahen jih die Genüffe des Volkes und fehrten dann 
mit hoher Befriedigung zurüd in den Feſtſaul, allmo die Reden 
nun noch reichlicher floffen. Der Tag endigte freudig wie er be- 
gonnen, und es zeichnet ihn die Gefhichte ald ein würdigeé 
Nationalfeft auf. 

Nah dem Feſtjubel traten alte Gebrehen in neuer Form 
wieder auf: man konnte niht vergeffen, nicht verzeihen, nicht ab- 
lafjen vom Drude gegen die Weberwundenen. Neben einigen 
Wahlen juraffifher Abgeordneten wurde die Zuläffigfeit jener 
von Uri und Obwalden befiritten; die Einwendungen bezüglich 
der erftern (unter anderm: es habe Stockmar durh Mißbrauch 
feiner amtlihen Stellung zu feinen Gunften auf die Wahlen 
eingewirft) waren bald gehoben; hinfihtlich der andern wurden 
im Schooße der beiden Räthe Schwierigkeiten gemacht. Uri und 
Obwalden hatten nämlich der Mittheilung ihrer Wahlen die be— 
fannten Rechtöverwahrungen beigefügt; von Urſeren wurde eine 
Proteftation gegen den Landögemeindebefchluß des eigenen Kan 
tons eingegeben; 655 Nidwaldner, die dortige Minderheit, mach: 
ten fchriftliche Anzeige, daß ähnliche Verwahrung aud dort be> 
fchloffen. Obwohl handgreiflih war, daB folde Beſchlüſſe und 
Aktenſtücke thatfählih am Gefchehenen nichtd ändern, die Macht 
des neuen Bundesftaates weder gefährden noh ſchwächen können, 
wurde in beiden Räthen eine bemühende Unterſuchung darüber 
angeordnet; vergeblich bezeugten einzelne der Abgeordneten jener 
Urfantone, daß man den Verwahrungen eine größere Bedeutung 
beilege, als ihnen mirklih zufomme. Beide Räthe fahten den 
übereinftimmenden Befhluß, daß Berwahrungen und Wahlafte 
ald zufammenhängend anzufehen feien, demnach legtere nicht an- 
genommen werden fönnen, weil erftere unzuläffig. Alfo wurden 
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die Abgeordneten zurüdgemwiefen und die Stände Uri und beide 
Unterwalden verpflichtet, zu neuen Wahlen zu fchreiten. Auf der 
Rücreife durh den Kanton Luzern nach der Heimath wurden 
einzelne derfelben durch Kapenmufifen gehöhnt.. Nochmals wurden 
dann in Altorf, Sarnen und Stanz die Landgemeinden abge- 
halten; diefe zogen nun die Verwahrungen zurüd, fchritten zu 
neuen Wahlen, beftätigten jedoch meift die früher gewählten Ab- 
geordneten. Der tiefere Grund der den genannten Kantonen ges 
wordenen neuen Maßregelung lag weniger in dem vorgefchobenen 
Bemweggrunde der rechtlihen Unzuläffigfeit jener Berwahrungen, 
als vielmehr in der Unzufriedenheit über die gefchehenen Wahlen: 
die herrfchende Mehrheit fah fie ald Troß an, hätte Männer von 
ihrer politifhen Gefinnung vorgezogen, was die Gewählten nicht 
waren. Berderblich wirkte auch in diefer Beziehung der Geift der 
radifalen Minderheiten in jenen Kantonen, zumal in Nidwalden: 
ihre Führer wollten zu Aemtern fommen, die ihnen die kanto— 
nale Mehrheit nicht geben wollte; die Mehrheit in den Näthen 
zu Bern aber war bereit, den Männern jener Minderheiten ihre 
Gunft zu bezeugen. Ein anderer formaler Beſchluß, als Nicht: 
fhnur für die Folge, wurde gefaßt gegenüber von Wallid. Einer 
Hebung in fantonalen Angelegenheiten gemäß hatte dortige Be: 
hörde für die National- und Ständeräthbe auch Erfagmänner 
wählen laffen und bezüglihe Wahlafte eingefendet; die beiden 
Räthe erfannten folches als unzuläffig. 

Waren die Räthe- herrifh genau gegenüber den ginannten 
Kantonın, fo verhielt es fih bald anders gegenüber dem Kanton 
Freiburg. Bon einem „patriotifchen Verein“ in Murten lief Klage 
gegen Gültigkeit der freiburgifchen Nationalrathäwahlen cin, be— 
gründet darauf, daß die Stimmberehtigung an Bedingungen 
gefnäpft worden, welche aufzuftellen die Negierung nicht berech- 
tiget gewefen. Es erfolgte kommiſſionelle Prüfung und Begut- 
achtung und ein harter Kampf im Nationalratb. Die Bundes 
verfaffung ſelbſt erflärte ald ftimmfähig für die Nationalrath- 
wahlen jeden Schweizer von zurücdgslegtem zwanzigſten Alters— 
jahr, infofern er im Uebrigen nach der Geſetzgebung ded Kantons, 
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in welhem er feinen Wohnfik habe, nicht vom Aktivbürgerrecht 
ausgefchloffen fei (Art. 63). Der Sinn diefer Vorſchrift fonnte 
nicht unbefannt fein, da fie erfi vor wenigen Monaten aufgeftellt 
worden. Die Frage war nun, ob die Regierung von Freiburg 
berechtiget geweſen fei, die Ausübung des Stimmrechtes auch noch 
an die befondere Bedingung zu fnüpfen, daß der Betreffende zuvor 
den Eid auf die Kantond- und auf die Bundesverfaffung zu leijten 
habe. Eſcher von Züri, Trog von Solothurn, Frei von Bafel- 
land, "Bavier aus Graubünden und Peyer von Schaffhaufen be- 
antragten Kaſſation diefer Wahlen. Heute handle ed fi) darum, 
fagten diefe Redner, zu enticheiden, ob die durch die Bundesver- 
faffung audgefprochene Garantie der Bolförechte eine Wahrheit 
fein folle oder nicht, ob das „berüchtigte“ Stanzerverfommniß 
wirflih begraben oder nicht. Scharf wurde die Regierung von 
Freiburg über ihre Hintanfegung aller demofratifchen Grundfäge 
der Volksſouveränetät getadelt; ed wurde ihr unbedenklich vorge- 
worfen, daß fie durch ihre Forderung jener Eidesleiftung nur die 
Ausfhliegung der ihr ungemogenen Mehrheit der Bevölkerung 
beabfichtigt habe. Die Gegner ftellten Kormvorfchriften höher ale 
die Gebote der Bundesverfaffung: der Rekurs fei verfpätet und 
nicht am rechten Drt angebracht; er hätte vielmehr binnen einer 
unlängft verlaufenen Frift der Kantondregierung felbft eingegeben 
werden jollen, Eytel und andere Waadtländer Abgeordnete fügten 
bei: die Anficht der Gegner fei eben nicht geeignet, „die freifin- 
nige Regierung von Freiburg zu unterftügen, fondern ſchlage ihr 
vielmehr in's Geſichte. Mit 45 gegen 41 Stimmen wurde die 
Kaffation ausgefprochen. Der Beſchluß wurde fofort angefochten, 
und zwar auch von folchen, die ihm zugeftimmt. Jene Oppofition 
von Eicher wurde nämlich als etwas Auffallendes angefehen; 
Berner und Andere wollten entdedt haben: es ftede unfaubere, 
egoiftifche Berechnung wegen ded Bundesfiged in jenem Botum; 
man babe die Freiburger Abgeordneten entfernen wollen aus Ber 
forgniß, daß fie in erwähnter Hinficht für die Bevorzugung Bern’s 
geftimmt hätten. Es wurde eine außerordentliche Berfammlung des 
Nationalrathes einberufen, um den Beſchluß rückgängig zu machen, 
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der Angriff jedoch durch ftarfe Mehrheit abgeichlagen, welche fich 
für Tagesordnung erklärte. Allein der Kaffationsbeihluß kam 
gleichwohl nicht zur Bolljiehung. Die Regierung von Freiburg ge- 
langte protejtirend an die Bundesverfammlung felbft: der Art. 63 
zeige Flar, daß, abgejehen vom Alter, die übrigen Stimmrechts- 
bedingungen der Gefebgebung der Kantone anheimgeftellt feien. 
Mit bemußter Verordnung * betreffend die Eidesleiſtung habe 
demnach der Große Nath nur ein ihm zuftehendes Recht geübt; 
er habe inner den Schranfen der Rantonaljouveränetät gehandelt, 
wie fie durch Art. 3 garantirt fei, und beftreite demnach die 
Kompetenz ded Nationalrathes in diefer Angelegenheit. Die ftrei- 
tige Frage war nun, ob das alte Partei-Unweſen als Sieger 
aus dem Kampf hervorgehen folle, oder ob die Bundesverfamm- 
lung, ihrer Sendung eingedenf, für die neue Schweiz ein neues 
Leben des Nechtes und der Drdnung zu gründen fich entichließen 
fünne. Wieder waren die Meinungen und Borfchläge getheilt; 
aus dem Mund eines Aargauer Abgeordneten (Peter Bruggiffer) 
vernahm die Bundesverfammlung den Antrag zur Aufhebung des 
Kaſſationsbeſchluſſes; von einem Züricher Mitglied (Nüttimann) 
den Kommiffionalbefund für deſſen Aufrechthaltung. Efcher blieb 
der bereitd erhobenen Fahne des firengen Bundesrechtes treu; 
er und Frei von Bafelland hielten der Negierung den Spiegel 
der Wahrheit vor, enthüllten den Widerfprud ihrer Handlungen 
mit den Grundfägen der Bolfsfouveränetät und des Nechtes, im 
vorliegenden Falle auch mit der Bundesverfaffung; namentlid) 
zeigte Eſcher, daß die Freiburger Regierung es nicht habe wagen 
dürfen, die Kantonalverfafjung ihrem Wolfe vorzulegen, meil fie, 
da fie in derfelben fich felbft auf neun Jahre affefurirt und für 
die gleiche Zeitdauer eine auf gefeglihem Wege vorzunehmende 
Berfaffungsrevifion unmöglich gemacht habe, «ine Verwerfung 
derfelben durch die Mehrheit des Bolfes beforgen mußte. Falſch 
wäre die Anficht, dag in Freiburg nur die Alternative einer 

* Diefe Großrathsverordnung vom 23. Eertember befahl auch, daß der 


in den Nationalrarh Gewählte den bewußten Doprefeid zu leiften habe, fall® er 
ſolchen nicht ſchon vor der Wahl geleiftet babe. 
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ultramontanen® oder einer „radifalen® Regierung möglich: er, 
Eicher, wünfche dort eine Regierung des Gefehes. Für die Re- 
gierung wurde von ihren Parteifreunden die „befonders ſchwierige 
Stellung® geltend gemacht; fo in einer neuen Petition aus Murten 
im Gegenfage zu der früher eingegebenen. Mit 62 gegen 53 
Stimmen wurde von den vereinigten Räthen der Kaſſations— 
befhluß des Nationalrathes kaſſirt (20. November), das Wahl- 
ergebnig genehmiget und das. Parteiregiment von Freiburg für 
längere Zeit unter die hohe Proteftion der neuen oberften Bundes- 
behörden genommen. Das tiefere Motiv diefer Erfcheinung war 
fein anderes als die Abjicht, die Beharrlichfeit Fatholifcher Ge— 
finnung im $reiburger Volke zu brechen und der Regierung fieie 
Hand in ihrem Kriege gegen die kirchliche Autorität zu fichern; 
von neun Mitgliedern beider Räthe aus dem Kanton St. Gallen 
haben fünf radifale Katholiken für die Aufhebung des national: 
räthlichen Beſchluſſes, vier proteftantifche für deffen Aufrechthaltung, 
d.h. für das freie und ungefchwächte BENDAOHEE Wahlrecht des 
Freiburger Volkes, geftimmt. 

Nationalraty und Ständerath hatten mittlerweile die erfor— 
derlihen Geſchäftsordnungen feftgeftellt, auch einen Amtseid ſich 
auferlegt, durch welchen fie „vor Gott dem Allmächtigen“ fchwören, 
„die Berfaffung und Gefege des Bundes treu und wahr zu hal— 
ten® und Andered mehr. Es war dringend den Bundesrath zu 
beftellen, da Berwidelungen mit der deutjchen Reichsgewalt droh— 
ten, aud die Anftände zwifchen Teſſin und der Lombardei noch 
nicht gehoben waren. Es wurden daher zunächſt die Gehalte für 
ten Bundesrath feitgefegt, 6000 Fr. für den Präfidenten, 5000 Fr. 
für ein Mitglied, wehlverftanden „daß die Repräfentariongfoften 
für SFeierlichfeiten, diplomatifhe Diners u. f. w., meder dem 
Präfidenten noch den Mitgliedern zur Laft fallen“ follen; für den 
Kanzler 4000 Fr. mit freier Wohnung; dann zur Ernennung des 
Bundesrathes gefchritten. Bon der Bundesverfammlung, in welcher 
jedoch Abgeordnete von Freiburg, Uri und Unterwalden fehlten, 
wurden durch 124 Anmwefende Furrer, Ochfenbein, Drucy, Muns 
jinger, ‚ Franscini, Frei-Heroſee und Näff in die oberfte Voll— 
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ziehungäbehörde gewählt, Amt und Würde des Bundespräfldenten 
dem erfigewählten Mitglied, Bürgermeifter Furrer von Zürich, 
verliehen. So entftand die Schweizer-Regierung, die erfte, welcher 
diefe Bezeichnung zufommen fann. Die frühern leitenden Be— 
hörden der Eidgenoffenfchaft hatten nicht die Beftimmung, es zu 
fein; die kurze belvetifche Periode aber, die Zeit ſchmachvoller 
Knechtſchaft unter franzöfifcher Kommiffariatsherrfchaft, bringen 
wir nicht in Berechnung. 

Furrer mar der Mann eined allgemeinen und verdienten 
Zutrauens, daher ihm mit Recht die höchſte Ehrenftelle ſchweize— 
rifher Magificatur zu Theil wurde; Ochfenbein war der Mann 
Bern’d, und Bern durfte, wenigſtens in diefer Zeit, nicht ohne 
Repräfentation im Bundesrathe fein. Dabei freute fich die Mehr- 
heit der Bundesverfammlung, dur den Parteienftand in Bern 
felbft eines Hinübergreifend in die turbulente Fraktion Stämpfli 
überhoben zu fein. Wie mit Bern verhielt es ſich mit den zwei 
großen Kantonen ded Welten und des Oſten, welche gleichfam 
als Stügpunkte der neuen Bundesgewalt auserfehen wurden, 
nachdem fie während der überflandenen Krifis mit Ausdauer für 
die Errichtung derfelben gewirkt; die der Grund der Berück— 
fihtigung von St. Gallen und Waadt bei der Befehung des 
Bundesrathed. Teffin wurde in den Kreis der Begünftigten aufs 
genommen, weil feine Stimmgebung von folcher Aufnahme ab» 
bängig ſchien. Damit Aargau ebenfalld eine Stelle im Bundes» 
rath erhalten könne, wurde feiner Zeit die Zahl von fünf auf 
fieben geftellt. Die Wahl Munzinger’s war mehr dem perfönlichen 
Einfluß diefes Mannes ald der Bedeutung feines Kantons zuzu- 
fihreiben. Munzinger hatte den Sieg der radikalen Partei ſich 
zu feiner Lebensaufgabe gemacht und er fchredte vor feiner Maß— 
nahme zurüd, die zu diefem Ziele führen mochte, felbit vor den 
Mitteln der äußerften Härte nicht; diefe Gefinnung war's, welche 
den Kanton Solothurn in die höchſt mißliche Stellung gegenüber 
den andern Fatholifchen Kantonen verfebt hatte. Aber Munzinger 
war troß diefer PBarteirichtung frei geblieben von allen Sympas 
thien für die Nevolutionspropaganda in und außer der Schweiz 
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und hatte, wie wenige nur, auch den Muth, ihr als offener 
Gegner vor die Augen zu treten, während andere Magiſtraten 
ſich durch Liebäugeln mit derſelben Steine in's Bret zu gewin— 
nen ſuchten. Seine Wahl hatte daher auch die Zuſtimmung von 
Vielen, welche ſonſt ſeiner politiſchen Thätigkeit nicht gewogen 
fein konnten. Wilhelm Näff, Bürger von Altſtätten im Kanton 
St. Ballen, war eine müsliche Zugabe für den Bundesrath. 
Begünftiget durch Yamilienverhältniffe hatte er mit Erfolg juri— 
ftifchen Studien obgelegen und mar noch zur Zeit der Vierzehner 
Berfaffung in die St. Gallifhe Regierung gelangt, in welcher 
er treffliche adminiftrative Dienite leiftete. In politischer Beziehung 
war er anfänglich den radikalen Anfchauungen fremd und ftand 
häufig zu jenen Mehrheiten, welche man als die rechte Mitte 
zwifchen extremen Beftrebungen anfehen mochte. Als fpäter die 
radikale Partei im Kanton St, Gallen erftarfte, ohne jedoch ein 
Haupt aus ihrer eigenen Mitte mit Erfolg vorfchieben zu fönnen, 
wurde Näff zur Gefandtfchaft an der Tagfagung erhoben. Diefe 
Stellung ward, welche ihm Anwartichaft auf einen Sig im 
Bundesrath verfchaffte. Ein Mann ruhigen Wefend und Falter 
Beredtfamkeit trat Näff in diefe Behörde keineswegs als eine 
politiſche Größe ein, wohl aber brachte er in diefelbe viel praf- 
tifches Gefchie für die wichtigeren Bundesadminiftrationen. Frans— 
cini hatte früher dem Kehrerftand angehört, nahm im eigenen 
Kanton eine mehr untergeordnete als leitende Stellung ein, führte 
aber für denfelben mit Sachfunde die Feder; auch hatte er fich 
große Befanntfchaft mit den fchweizerifchen Verhältniſſen durch 
Abfaſſung einer Statiftit erworben und durch gleiche Veran— 
lafjung viele perfönlihen Verbindungen gewonnen. Diefe Um— 
fände vereint, dann eine gewiſſe Verläßlichfeit des Charakters, 
die bei ihm mehr ald bei andern Staatsmännern feines Kantons 
wahrgenommen wurde, bahnten dem genannten Magiftraten den 
Weg in die Bunded-Erefutive. Frei-Heroſee, ein Mann fauf- 
männiſcher Bildung, war in den jüngften Jahren Erefutor der 
aargauifchen Politit im eigenen Kanton und DVertheidiger dere 
felden im Schooße der Bundesverfammlung, dann einer der mili- 


35 — 


tärifchen Lenker während des Sonderbundsfeldzuges und Mit- 
glied der Bundesrevifionsfommiffion; diefe Stellungen vereint 
zeigten ihn ald Kandidaten in den Bundesrath für den Kanton 
Aargau an. Daniel Heinrich Druey ließ fih von dem fantonalen 
Pfluge hinwegholen, eine Kernnatur, mehr deutfh als wälſch, 
wohl auögeftatiet mit allgemeiner wifjenfchaftlicher und fpezififch 
juriftifcher Bildung und unermüdlicher Arbeiter, zur Zeit, ale 
der Bundesrath gewählt wurde, Diktator im Kanton Waadt, 
nachdem er geiftlihe und weltliche Gegnerfchaft vor fih hin in 
den Staub geworfen hatte. Er brachte die. größte Geifted- und 
Willenskraft in den Bundesrath, und machte eine Ausnahme von 
dem gewöhnlichen menfchlihen Entwidelungdgang, indem er bei 
feinem erften Auftreten in der Waadtländer Regierung ald maß- 
baltend erjchien, fpäter je länger defto durchgreifender und revo— 
Iutionärer wurde. Im Bundesrathe war er übrigens weniger 
gefährlih als im eigenen Kanton, da mwenigftend vier bis fünf 
Männer in jener Behörde fi) befanden, die den Willen und, 
vereint, auch die Kraft befaßen, Druey'ſchen Uebertreibungen und 
Wagniffen mit Erfolg entgegenzutreten und das ſchweizeriſche 
Staatöruder mit Umficht und Befonnenheit zu führen. 


Selten trat, nach heftiger Staatsbewegung, eine Regierung 


in günftigeren Berhältniffen ein, als der fchweizerifche Bundes- 
rath. Er war ein Bedürfniß geworden; die Bundedverfafjung 
ſah man im In» und Auslande ald ein im Ganzen gelungenes 
Werk an; die Kantone gehorchten am Ende lieber einer aus ge 

meinfamer Wahl hervorgegangenen Zentralbehörde, als einer bloß 
vorörtlihen Regierung oder Koalitionen von andern Kantonen. 
Mit der Beftellung des Bundesrathed hatte die Schweiz die 
Krife überwunden, während das übrige Europa ſich noch mit 
gefährlichen Experimenten abmühte. Der Borort trat mit einem 
Abfchiedsfchreiben an die Stände ab; der Bundesrath nahm 
feinen Sig im Erlacherhof, Fonftituirte fih am 21. November 
und fing fein neued nationales Tagewerk an. Bon den aud- 
wärtigen Gefandtichaften, denen er den Beginn feiner Wirkfam- 
feit anzeigte, feine Spur von Einrede gegen Form und Wefen 
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der neuen Bundesinftitutionen der Schweiz, mit Ausnahme einer 
Verwahrung Preußens bezüglich Neuenburg, die man nicht zum 
Schlimmen auslegen fonnte. 

Unmittelbar nad) dem Bundesrath beftellte die Bundesver- 
fammlung das Bundesgericht. Bei der Wahl ded Bundesrathes 
war Dr. Kern von Thurgau Übergangen worden, obwohl er im 
Jahr der Entfheidung einen überwiegenden Einfluß geübt; im 
Laufe der Wahlen hatte er felbft bedeutet, welche Stellung er ſich 
wünfche: es war die Präfidentfshaft des Bundesgerichts; fie wurde 
ihm zu Theil; nah ‚und neben ihm wurden in dasjelbe gewählt: 
Dr. Kafimir Pfyffer von Luzern, Rüttimann von Zürih, Migy 
von Bern, Brofi von Graubünden, Kaſpar Zenruffinen von Wallis, 
Favre von Neuenburg, Dr. J. 5. Blumer von Glarus, Rolly 
von Freiburg, Dr. Karl Brenner von Bafel, Jauch von Urı. 
Neun Kantone, welche im Bundesrath Feine Stelle gefunden, 
fuchte man durh Ernennung eines der Ihrigen in das Bundes- 
gericht zu befriedigen. Uri, der Patriarch unter den Kantonen, 
mußte fich die letzte Stelle gefallen laffen. Die neue Schweiz 
nahm zu diefer Zeit die Gewohnheit an, die Abgeordneten der. 
Urfantone oder auch andere Abgeordnete fonfervativer Richtung, 
zumal Katholifen, bei allen Wahloperationen an den Schmweif zu 
ftellen. 

Noch war die Bundesverfammlung in Bern; nad) der Wahl 
des Bundesrathes beftieg Schultheiß Steiger von Quzern den 
Präfidentenftuhl im Nationalrathe, Briatte von Waadt jenen im 
Ständerath. Mehr Werth als auf jene Beehrung hätte Steiger 
auf einen Beſchluß geſetzt, welcher Luzern zur Bundesftadt er- 
hoben hätte; noch handelte es fich nämlih um Beflimmung des 
Bundesfiges, um Enticheid jener heifeln Frage, welche die fon- 
ftituirende Tagſatzung felbft nicht zu beantworten gewagt hatte, 
und deren Entfcheid auf dem Wege der Inſtruktionsertheilung 
durch die fünfundzwanzig ganzen oder halben Souveränetäten zu 
den heftigften Erörterungen hätte führen müffen. Dem Kanton 
Bern, beziehungsweife feiner Huuptitadt, waren mehrere Umftände 
günftig: er war wirklicher Vorort, der größte und mächtigfte 
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änderung verfügt; feine örtliche Lage fonnte von der meftlichen 
Schweiz ald genehm angefehen werden. Auf folhe und ähnliche 
Gründe geftügt hegte man in Bern die Meinung, ed werde von 
Verlegung der Zentralbehörden in eine andere Stadt gar nicht 
die Rede fein. In Zürich glaubte man aber nicht nur eben fo 
aute, fondern noch weit beffere Anfprüche zu haben ald Bern. 
Gegen diefe eiferten und drohten dann höchſt maffiv die Berner 
Zeitungen und ftellten mit der bündigften Beftimmtheit in Aus- 
fiht, daß ed mit dem MWohlvernehmen zwifchen den großen Kan— 
tonen zu Ende fein werde, wenn man Bern's wohlbegründeten 
Erwartungen nicht Genüge thue. Dieß wiefen die Züricher mit 
Necht als Lächerliche Anmaßung zurüd. Wie den Zeitungen, fo 
war ed auch der Regierung von Zürich voller Ernft mit diefer 
Konkurrenz. Zu ihren Handen war vorläufig begutachtet, dem 
Nationalrath die Säle des Großen Rathed und des Negierungs- 
rathes, dem Ständerath die Aula, dem Bundesrath das geräu- 
mige Poftgebäude ald Sig anzuweifen, was zum Beweiſe geeignet 
war, daß Zürich beffer mit Lofalitäten -verfehen fei ald Bern. 
Für die Folge hatte Baumeifter Ferdinand Stadler bereits 
den Plan zu einem „Bundespalaft“ entworfen, der eine halbe 
Million Franken often und auf den weiten Pla hinter dem 
Stadthaufe zu ſtehen fommen follte; diefen wollte die Stadt, 
zugleich mit einem freiwilligen Beitrag von Fr. 100,000 an jenen 
Bau, unentgeltlich abtreten. In der Preffe wurde für Zürich noch 
hervorgehoben, daß dort dad Klima milder als jened von Bern, 
die Gegend freundlicher, die gefelligen Berhältniffe anfprechender 
und mannnigfalliger, die Hülfsmittel wiſſenſchaftlichen Belanges 
reicher feien als in Bern. Das fonfurrirende Quzern vertröftete 
man auf einen Fünftigen erzbifchöflichen Sik. Einige Sorge er= 
regte die Möglichkeit, daß Nationalrath und Ständerath bei ge- 
trennter Berathung zwei verfchiedene Orte ald Bundesfib be 
ſtimmen; daheriger Verlegenheit zu begegnen, brachte eine Kom» 
miffiongmehrheit den Antrag, die erforderliche Beichlußfaffung ala 
eine „Wahl“ zu behandeln, d. h. in gemeinfchaftlicher Sigung vor- 
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zunehmen, was jedoch ald unzuläffig vertworfen wurde. Die beiden 
Näthe einigten fich bald über die Leiftungen, welche dem fünftigen 
»Bundesort“ aufzuerlegen feien: es habe derfelbe dem Bunde die 
erforderlihen Räumlichkeiten für die Bundesverfammlung, für den 
Bundesrath und feine Departemente, für Kommiffionen, für die 
Bundesfanzlei, fürdie Büreaur der am Bundesfige zentralifirten Ver⸗ 
waltungszweige, für das eidgenöffifche Archiv, für die Münzftätte, fo 
wie eine Wohnung für den Kanzler und feinen Stellvertreter, un- 
entgeltlich zur Verfügung zu ftellen und zu unterhalten, ebenfo 
die innere Ginrihtung und Ausftattung (Möblirung) der für 
die Berfammlung der Räthe beflimmten Räume zu übernehmen. 
Aehnliches wurde beftimmt hinfichtlih und zu Gunften des 
Bundesgerichtes, in der Meinung jedoch, daß das Bundesgericht 
nicht verpflichtet fei, feine Sitzungen ſtets am gleichen Orte zu 
halten. Dabei wurde noch ein Gefeg. über die politifchen und 
polizeilihen Garantien vorbehalten, die der Kanton, in welchem 
die Bundesftadt fich befinde, zu leiften haben werde. Der betref- 
fende Kanton oder die Stadt haben fodann binnen Monatöfrift 
fich zu erflären, ob fie die durch das Geſetz auferlegten Berbind- 
feiten übernehmen wollen (Beichluß der Bundesverfammlung vom 
27. November). Eine abweichende Meinung, bis auf Weiteres 
einen MWechfel des Bundesfibed unter den biäherigen drei Vor—⸗ 
orten eintreten zu laffen, durch Hoffmann von St. Gallen vor- 
getragen, fand Widerſpruch. Während der verfchiedenen Verhand— 
lungen der beiden Räthe, die bis jegt berichtet worden, fanden 
von Zeit zu Zeit Ergänzungsmwahlen namentlich in den National- 
rath ftatt, da bis zu dem erfien Zufammentritt nicht alle Wahlen 
hatten getroffen werden fünnen. Am 28. November traten die 
leßtgewählten Berner Abgeordneten ein. An diefem Tage kam 
ed im Nationalrath zum Entfcheid wegen ded Bundesſitzes und 
zwar mittelft offener Abſtimmung: 58 Mitglieder riefen Bern ala 
Bundesftadt aus, 35 Zürich, 6 Quzern und 1 die Aargauer Pro- 
vinzialftadt Zofingen; ftürmifcher Beifallruf der Berfammlung „und 
der Tribüne®. Im Ständerath flimmten 21 fürBern, 13 für Zürich, 
6 für Luzern Cebenfalld am 28. November). Abermald verfün- 
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dete anhaltender Kanonendonner nah allen Richtungen des Lans 
ded die der Stadt Bern gewordene Beehrung, und ein glänzen- 
der Fackelzug bewegte ſich nach dem Erlacherhof, begrüßte die dort 
weilenden Präfidenten der Bundesbehörden mit patriotifcher An- 
rede und nahm die Antwort Druey's entgegen. Zu der Schweizer: 
regierung hatte man nun auch eine Hauptftadt der Schweiz. 
Nicht lange vor diefem Abſchluß hatte der erfte Nepräfentant von 
Bern, Ochfenbein, den Borfchlag zur Errichtung einer eidgenöf- 
ſiſchen Hochſchule gemacht, die jedoch nicht an den Bundesfig 
verlegt werden folle; man fchrieb ihm die Abficht zu, durch Die 
Einleitung folcher Theilung in die Genüffe den Sieg Bern's in 
der Frage der Bundesftadt zu fihern und die Rivalität Zürich's 
zufrieden zu ftellen; die Beſchlußfaſſung wurde jedoch in der Form 
einer Ueberweifung ded Antrags an den Bundesrath für einft- 
weilen verichoben. Bern hatte auch ohne diefes Mittel der Stim— 
men genug. Im Nationalrath hatten neben den Zürichern für die 
Stadt Zürich die Abgeordneten von Graubünden, Schaffhaufen, 
beiden Appenzell, drei St. Galler und die meiften Aargauer, dann 
die Abgeordneten von Thurgau, Uri und Schwyz geftimmt. Luzern 
hatte neben feinen Stimmen unter andern auch diejenige eines 
proteftantifchen St. Gallerd erhalten. Die radikale Partei Zürich’s 
tröftete fi der Niederlage halber durch mühfame Beweisführung, 
daß fie unvermeidlich geweſen. 

Bundesrath und Bundesverfammlung fchritten unvermeilt 
zur Zentralifation der Poſten: auf 1. Jänner 1849 follen die 
Poften an den Bund übergehen, alle kantonalen Poſtverwal— 
tungen unter die unmittelbare Leitung des Bundesrathes geftellt 
werden; derfelbe wurde bemächtiget, fofort die möglichen Ber: 
befferungen in diefer Verwaltung, insbefondere jolche vorzufehren, 
welche zur Cinführung eines gleihmäßigern Tarifd dienlich fein 
mochten. Der Bundesrath beftellte zwei Kommiffionen, die eine für 
Ausarbeitung der Organifation des Poftwefend, die andere für 
Inventariſitung und Schäßung des gefammten Poftmateriald der 
Kantone, Alles unter Leitung von Näff; er berief Benedikt Laroche— 
Stehelin von Bafel ald Generalpoftdireftor. Der Bundesrath hob 
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den „eidgenöffifchen Kriegsrathe auf, deffen Entftehen, wenn auch 
mit anderm Namen, dem Jahr 1817 angehört, theilte die Ber: 
waltung unter firben Departemente und übergab die nächfte Lei- 
tung des Militärwefend dem Bundesrath Dchfenbein. Bald nach— 
her beftellte er eine Zollerpertenfommiffion, welche unter Bor: 
fig des Bundesraths Frei-Heroſee die ganze Organifation des 
Zollweſens nach Maßgabe der Bundesverfaſſung zu entwerfen 
hatte. 
Im Kanton Teſſin war die Sachlage gegenüber der Loms 
bardei, wie früher, nicht befriedigend; der Vorort, damald noch 
in Funktion, erftattete Bericht und Anträge; ed handelte fih um 
den Entjcheid über die Weigerung Teſſin's, der verordneten Aus— 
weifung aller Flüchtlinge Folge zu geben, und um Vollmacht zu 
der von den Repräfentanten verlangten Berftärfung der Grenztruppen. 
Ein Ausſchuß begutachtete das Ganze. Nach längerer Berathung 
und gegenüber vielfachen Widerfpruch folgte ein Befchluß, der 
eingehender war aid biöherige Maßnahmen : es feien in Geneh— 
migung der Anordnungen des Vorortes und der Repräfentanten 
fämmtlihe Flüchtlinge zu interniren, einzig die Ausnahmen abge- 
rechnet, welche die Humanität gebieten möge; der Regierung von 
Teffin fei unterfagt, den Flüchtlingen fernern Aufenthalt zu ge— 
ftatten, einzig die fehon bezeichneten Ausnahmsfälle vorbehalten; 
zur Wahrung der fchweizerifchen Intereffen haben Repräfentanten 
auch ferner in Teſſin zu verbleiben; es fei der Bundesrath er- 
mächtiget, die Truppen nach Ermeffen zu verftärfen oder auch 
ganz zu entlaffen, eine Vollmacht, die auch auf die Repräfentanten 
übertragen werden möge; der Bundesrath folle für Aufhebung 
der von Feldmaxſchall Radepky verordneten Maßnahmen wirken, 
inwieweit fie nicht bereits aufgehoben feien. Obwohl der Flücht- 
lingsunfug in Teſſin die Eidgenofjenfchaft fhon große Opfer an 
Geld gefoftet und 3000 Mann Milizen Tange Befchwerniß auf: 
gebürdet hatte, wurde jene Beſchlußfaſſung nicht ohme fehweren 
Kampf errungen. Die Teffiner, durch die Männer aus der frans 
zöſiſchen Schweiz verflärkt, wollten weder glauben noch zugeben, : 
daß jchmweizerifcherfeits, beziehungsweife von Zeffin, gefehlt wor: 
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den; Pioda warf den Nepräfentanten Verſtöße gegen Recht und 
Ehre Teſſin's vor; Luvini unterffüßte, befchuldigte die eidgenöf- 
fifchen Truppen mannigfacher Zügellofigkeit und Plündereien, und 
gab wiederholt feinen glühenden Haß gegen Defterreich und Radepfy 
fund. Luvini wurde durch Oberft Benz von Zürich zurechtgewiefen, 
welcher anläßlich dem gemwefenen Anführer in Airolo den Bor: 
wurf in’3 Angefiht warf, er habe die auf der fhmählichen Flucht 
zurüdgelaffenen Degen und Epauletten der Eidgenofjenfchaft mit 
800 Franken in Rechnung gebraht; dann der höchſt unfreund: 
lichen Behandlung gedachte, melche den eidgendffifhen Truppen 
in Teffin, die man dort nur ald „Croati@ und „Briganti® bes 
zeichnete, zu Theil geworden, und Befchwerde führte, daß von den 
Behörden in Teffin nichts zu erhalten geweſen, ala höchitens durch 
mwiederholte Erefutionsandrobungen. Die franzöſiſchen Mitglieder, 
unter ihnen General Dufour, wollten in den (um Befchluß er- 
hobenen) Anträgen nur entwürdigende Polizeidienfte zu Gunften 
des Auslandes fehen. Solches beftritt der Bundespräfident Furrer, 
der fich bei diefem wichtigen Anlaß ald unbedingten Anhänger 
des Grundfages der ftrenaften Neutralität, als dem Heil des 
Baterlandes allein zuträglich, bewährte, den Nepräfentanten Al— 
fred Efcher unterſtützend, welcher in ausführlicher Rede das von 
der Teffiner Regierung offenbar begünftigte Treiben der Flücht— 
linge, an deren Spitze Mazzini, beleuchtet und aus den bisherigen 
Vorgängen den Beweis geführt hatte, daß die Regierung von 
Teſſin weder die Kraft noch den Willen habe, die Flüchtlinge 
gehörig zu überwachen und die Neutralität zu handhaben. Der 
Beſchluß ift mittelft Namensaufrufed und durch ſtarke Mehrheit 
gefaßt worden (22. November). Die Repräfentanten Munzinger 
und Efcher wurden unter Berdanfung ihrer Dienfte entlaffen; an 
ihre Stelle ernannte der Bundesrath den Staatdrath Briatte aus 
Waadt und den Nationalrat Stehlin von Bafel, dann, auf ihre 
Ablehnung, den Regierungsrath Revel von Bern und den National- 
rath Sidler. 

Auch das Petiiiondrecht gegenüber den neuen Bundesbehörden 
wurde mehrfeitig benügt: 2900 Bürger erfuchten um Freilaffung 
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des Biſchofs Marilley; diefed Begehren wurde einfah an den 
Bundesrath gewiefen (21. November). 

Nachdem alfo das Haus beftellt und das Nöthigfte in ver- 
fhiedenen Richtungen angeordnet worden, fchloffen die Näthe 
(29. November) ihre erfte ordentliche Verfammlung und verfün- 
deten dem Bolfe durch Proflamation das Gefchehene, nach längerm 
Eingang, mit nachftehenden Worten: 

»In Folge der Konftituirung der Bundesverfammlung und 
des Bundesrathes ift der biöherige Bundesvertrag vom 7. Auguft 
1815 außer Kraft getreten und es hat das neue Grundgefeg, die 
neue Bundeöverfafjung vom 12. Herbfimonat d. J., alleinige und 
ausfhlieglihe Gültigkeit erlangt. Mit diefem Augenblide ift die 
fchweizerifche Nation in einen neuen Abſchnitt ihres politifchen 
Lebens getreten; eine neue hoffnungsvolle Zukunft hat fich ihr 
aufgethan; allein auch eine neue bedeutungsvolle Aufgabe hat die 
Eidgenoffenfchaft zu erfüllen übernommen! Der fchieizerifche 
Bundesrath wird unverweilt diejenigen Gefege vorbereiten, welche 
in der Bundesverfaffung vorgefehen find, und welche die Beſtim— 
mung haben, die geiftige und materielle Wohlfahrt der Nation 
zu heben und zu fihern. Getreue Liebe Eidgenoffen! Die Auf- 
gabe, welche Euern Abgeordneten durch das ihnen geſchenkte Zu> 
trauen übertragen worden ift, muß ald eine große und inhalt- 
fchwere bezeichnet werden. Nur im Hinblid auf die Einigkeit 
zwifchen Bolt und Behörden, und in der Hoffuung auf ein feftes 
und treues Zufammenwirken, können die oberjten Bundesbehörven 
fi) ermuthiget fühlen, der ihnen gewordenen Miſſion ſich mit Zus 
verfiht und Hingebung zu unterziehen. Die fchweizerifche Bundes» 
verfammlung erwartet aber von der Nation zutrauensvoll dies 
jenige Unterftüßung, welche den Vertretern gefammter Eidgenofjen- 
haft noch jeweilen in ſchwierigen Zeiten zu Theil geworden ift. 
G. L. E.! Bergen wir es ung nicht, der politifche Horizont bietet 
abermald trübe Ausfichten dar, und es mögen vielleicht in naher 
Zukunft fhon harte Stürme zu überwinden fein. Cinigt Euch 
daher um das Banner des theuern geliebten Vaterlandes; achtet 
deſſen hehre Aufgabe, die ihm die Vorfehung unverkennbar vor 
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gefchrieben hat: die Leuchte einer fortfchreitenden Entwickelung, 
die feſte Burg der Freiheit zu fein! In diefen Tagen der Ent- 
fcheidung thut vor Allem noth, dab Behörden und Volk unent- 
wegt zufammenftehen in dem Streben, das Glüd der Eidgenoffen- 
fchaft aus allen Kräften zu befördern und die Ehre, die Würde 
und die Unabhängigkeit der Nation zu wahren. Mit diefen Ge- 
finnungen entbieten wir Euch unfern ernften bundesbrüderlichen 
Gruß. Gott fehirme die heilige Schweizererde! Gott fegne dad 
Baterland! * 

Erhabene Gedanken und fhöne Worte; allein die Profla- 
mation fpricht die Sprache der Fentralregierung gegen das Volk 
eines einheitlihen Staates. Die „Eidgenoffen“ und die „Eidge- 
nofjenfchaft® ftehen darin als ganz unverftändliche, anachroniftifche 
Weſen. Wer, wenn er diefe Anfprache in quten Treuen gelefen, 
follte glauben, daß es einen Art. 3 in der Bundesverfaffung gebe?! 

In diefer Zeit traf der Große Rath von Bafelftadt mehrere 
wichtige Verfügungen. Er befchloß eine anfehnliche Herabfeßung 
der Gebühren für den Einfauf in das Bürgerrecht der Stadt und 
zwar in einer Form, die auch den Einfauf von Katholiken un- 
beanftandet Tief. Eine Angefihts der Einführung der neuen 
Bundesverfaffung zur Sprache gebrachte Reviſion der Kantons» 
verfaffung unterließ er, da dazu fein Bedürfniß vorhanden; hin- 
gegen that er den wichtigen Schritt, feine Selbftauflöfung zu be— 
fchließen. Lange Sahre hatte er’ föderales Recht und föderale 
Zuftände vertheidiget; nun die Bundesverfaffung in Wirf- 
famfeit getreten, wollte er, feiten Fußes, aufrichtig und ohne 
alle Rüdgedanfen, gleichen Sinned wie Schwyz, in die neue 
Drdnung fih hineinleben. Er verfügte die Eintheilung gefammter 
ftimmfäßiger fchmweizerifcher Niedergelaffenen in die verfchiedenen 
bereits verfaffungsgemäß beftehenden Wahlförper und ordnete die 
Neuwahl anz der Beftellung ded neuen Großen Rathes folgte 
die Wahl einer neuen Regierung, an deren Spike wieder die 
Bürgermeifter Frei und Sarafin in genannter Eigenfchaft geftellt 
wurden. Erheblich veränderte Parteiverhältniffe ergaben fih aus 
diefen Wahlen nicht. Um auch etwas zu thun, beſchloß auf Antrag 
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eined Junkers die Regierung von Schaffhaufen, den Titel „Junker“ 
von nun an in den amtlichen Aktenftüden wegzulaſſen. 

Vom Schluffe der Bundesverfammlung hinweg entwidelte 
der Bundesrath eine rühmliche Thätigfeit in allen ihm anver- 
trauten Gefchäftsfreifen. Theils feine einzelnen Mitglieder ala 
Departementsvorftände, theild die zugezogenen Expertenkommiſ— 
fionen arbeiteten jo eifrig, meift auch mit anerfennendwerther 
Sachkunde, daß ſchon im Frühling von 1849 eine Reihe der wich- 
tigften Gefegesvorfchläge zu Handen der Bundesverfammlung in 
Bereitfchaft lagen und mit ausführlichen beleuchtenden Botſchaften 
ihren Mitgliedern überreicht werden Fonnten. Es waren Gefehes- 
vorfchläge über eine vollftändige Organifation und Gefhäftsord- 
nung des Bundesrathes, über die Zentralifation des geſammten 
Zollwefend, deffen Verwaltung und die Tariffäbe, über das Poft- 
weſen in feinem ganzen Umfang, die regalifhen Befugniffe des 
Bundes, die Organifation der Verwaltung und die fünftigen Poft- 
tagen, über die Monopolifirung der Pulverfabrifation und des 
Pulververfaufes, über die Organifation der Bundesrechtöpflege, 
über dad Strafverfahren bei Uebertretung fisfalifcher und poli« 
zeiliher Bundesgefege zur Sicherung der Rechte der Bunded- 
gewalt, über die Organifation des gefammten Militärwefend 
nah Maßgabe der bezüglichen neuen Borfchriften der Bundes- 
verfaffung, endlich über Zahl, Verrihtungen und Gehalt der 
Bundesbeamteten, was reichlihen Stoff zu einer neuen Seffion 
der beiden Räthe darbot. Der Bundesrath griff auch unverſchoben 
die Frage der Errihtung einer zentralen Hochſchule und eines 
Polytehnitums an und holte zur Orientirung ausführliche Bes 
rihterftattung der Kantone über die beftehenden Studienverhält- 
niffe ein, um auch diefen Gegenftand den gefeßgebender Räthen 
vorlegen zu fünnen. 

Weniger glüllih und unangefochten war der Bundesrath 
in andern, zumal auswärtigen Berhältniffen, aus denen fid eine 
endlofe Folge von DBerlegenheiten ergab. Ein Theil der Schweiz 
hatte fih nun einmal in Bezug auf die auswärtigen Ereigniffe 
einer unzuläffigen Betheiligung bingegeben, durch erlaubte Syms 
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pathien ſich in eine Stimmung hineinreißen laſſen, welche zu 
unklugen Handlungen oder Unterlaſſungen führt. Die deutſche 
Propaganda hatte noch immer freie Hand in der Schweiz, weil 
die gegen fie zur Anwendung geſetzten polizeilichen Mittel ganz 
unzulänglich gewefen. Deßhalb grollten noch immer die deutſchen 
Regierungen, neue und alte, und ihre Organe, fuchten ſich gegen 
revolutionäre Invaſion fortgefeßt durch allerlei Polizeivorfehren 
fiher zu ftellen, und befchuldigten inzwifchen durch das Mittel 
der Frankfurter Preffe die fchmeizerifchen Bundesbehörden der 
Treulofigfeit an ihren eigenen Berfügungen, indem Schönes an- 
geordnet und verfprochen, nicht aber Wort gehalten worden fei. 
Die deutfchen Behörden waren dabei dem Gedanken einer Sperre 
nicht fremd, aber der Mitwirfung von Defterreih nicht gewiß. 
Der Bundesrath, Flüger als die ehemalige vorörtliche Behörde, 
und von den Parteiklubs weniger abhängig, nahm nun einen 
Anlauf, dem Uebel, wie er meinte, gründlich zu fteuern. Sid) 
auf den Bundesbefchluß fußend, welcher die Entfernung aller 
Flüchtlinge aus dem Kanton Zeffin befahl, lud er gefammte 
Regierungen zu firenger Ueberwachung und zu nternirung der 
deutfchen Flüchtlinge ein, falls fie nicht volle Gewähr ruhigen 
Verhaltens gäben, dieß mit befonderm Bezug auf jene Flücht- 
linge, welche fi bei dem zweiten badifchen Aufftande betheiliget 
hatten; zugleich bob er Verzeichniffe der letztern ein, damit die 
Ueberwachung eine individuelle werden könne. Diefen Beſchluß 
längs der ganzen Grenze zur übereinftimmenden Bollziehung zu 
bringen, fandte er den-Schultheißen Dr. Steiger von Luzern in 
alle Grenzfantone ab. Diefer machte die Nundreife, erfundigte 
fih nah Allem, verfügte was er nöthig erachtete, drohte den 
einzelnen Kantonsregierungen, die fih nachläſſig in Erfüllung 
bundesräthlicher Gebote zeigen würden, mit Auferlegung der 
Koften, falld abermalige Truppenaufgebote zur Grenzhut noth- 
wendig würden, pflog in Bafel eine Zufammenfunft mit dem 
badifchen Gefandten v. Marfhall, theild um ihn feiner eigenen 
Thätigfeit zu verfichern, theild zum Nachweife, in wie weit deutfche 
Klagen auf Uebertreibung oder Irrthum beruhen mögen. Biel 
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richtete er nicht aus; denn der Bundesrath fand zwei Monate 
fpäter neue Vorſchriften nöthig, verordnete die Internirung über 
ſechs Stunden einwärtd und Bollftredung gegen bereitd wegge— 
wiefene Flüchtlinge (27. Januar 1849). Steiger erftattete einige 
Zeit nachher Bericht über dad Ergebniß feiner Sendung, wonach 
anzunehmen war, daß weitere Störungen nun nicht folgen wür- 
den (1. März). 

Sm Zeffin befanden fi die neu ernannten Kommilffarien ; 
die Flüchtlinge, fo hieß es, hätten fich anfehnlich vermindert; 
gegen Ende Dezember wurden die Milizen aus der Nordſchweiz 
in ihre Heimath entlaffen und der Bundesrath mwiegte ſich im 
frohen Gedanken, mwenigftend von Süden her nicht mehr beläftiget 
zu werden. Allein mit Beginn des neuen Jahres wurden feiteng 
der öfterreichifchen Behörden neue Klagen eingegeben über fort: 
gefesten Aufenthalt Mazzini's in Teffin, deffen Umtriebe über 
die Grenze, über maffenhafte Einfhmuggelung aufrührerifcher 
»Brandſchriftene, Einfchmuggelung auch von Waffen, Alles 
unter Leitung eines Komite’d, das im Einverftändniß mit den- 
jenigen zu Zurin, Rom und Florenz handle, endlich über fort- 
gefesten Aufenthalt einer großen Anzahl von Flüchtlingen in 
Teffin, die überhaupt die Ruhe an der Grenze nicht auffommen 
laffen. Solches veranlaßte den Bundesrath zu fehr ernfthaft ge— 
haltenen Aufträgen an die Kommiffarien, in allen Beziehungen 
Abhülfe zu Schaffen; da immer noch zu viele Flüchtlinge in Teffin 
anmwefend, Alle zu entfernen, auf welche die befannten Ausnahms- 
gründe nicht paffen; wenn nöthig zu Entdedung und Entfernung 
Mazzini's felbft Hausfuchungen vornehmen zu laſſen; er forderte 
fie auf, ihren Anordnungen größere Kraft zu geben; habe die 
Regierung von Teffin im Jahr 1847 fo meifterhaft die für die 
Sonderbundsfantone beftimmten Lieferungen zu paden gewußt, 
jo follte fie au den Waffenfhmuggel nad der Lombardei zu 
verhindern im Stande fein. Aber gegenüber den teffinifchen Ita— 
lienern waren Revel und Sidler, der leßtere die perfonifizirte 
Gutmüthigkeit und Enthufiafterei, nicht die geeigneten Männer; 
die Zumuthung an fie, den Verſchwörer Mazzini nicht bloß fort- 
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zuſchaffen, ſondern auch zu verhindern, daß er nicht wieder in 
den Teſſin hineinkomme, überſtieg ihre Kräfte. Mazzini war ge— 
wiſſermaßen der Günſtling Europa's geworden; da die mächtigen 
Polizeien ihn durchſchlüpfen ließen, was ſollte eine ohnmächtige 
ſchweizeriſche Kommiſſariatspolizei in Teſſin gegen ihn vermögen? 
Der Bundesrath erließ in obigem Sinn auch Mahnung an die 
Regierung von Teffin unter Androhung, daß die für neue Grenz— 
befegung erlaufenden Koften ihrem Kanton auferlegt würden 
(6. Januar). 

Die im Bölferrechte und zumal durch die fchmweizerifche Neu- 
tralität wohlbegründeten Anordnungen des Bundesrathes riefen 
harte Urtheile im Großen Rath von Teffin und zugleich das 
höchſte Miffallen der fardinifchen Regierung hervor, die in Turin 
nod immer auf Rache gegen das fiegreiche Defterreich fann und, 
von ihrem Standpunfte aus, gute Gründe hatte, dad Gebiet des 
Kantons Teffin noch ferner in ihrem politifchen Intereſſe aus— 
beuten zu können; fie erhob zudringliche Einfprache über die gegen 
die lombardifchen Flüchtlinge angeordnete Strenge, ſetzte ſich dabei 
in den lächerlihen Kal, Beichwerde über angeblihe Mißhandlung 
der Angehörigen eined andern Staates zu führen. Der Bundes» 
rath antwortete mit Salz, zeigte, mit welcher Bereitwilligkeit 
namentlih „nach dem verhängnißvollen Tage von Cuſtozza“ die 
großen Maſſen italienischer Flüchtlinge aufgenommen worden, 
fchilderte ihr unbefugted Betragen, ihre bewaffneten Ausfälle auf 
jenfeitiged Gebiet, den durdy fie verübten grelliten Mißbrauch des 
Afyls, die verderblichen Folgen, welche der Schweiz aus ſolcher 
Afylsgewährung hervorgegangen: die längere Unterbrechung des 
Handeld und Verkehrs, die Befchwerden der Grenzbefegung für 
die Miligen und die „enormen Ausgaben“ für die Bundesfaffe. 
»Das, Herr Minifter, ift der Danf, welchen die gaftfreie Schweiz 
bon den italienischen Flüchtlingen, die Sie Ihrer befondern Pro- 
teftion für würdig erachten, geerntet hat“ (31. Sanuar). Die 
fardinifhe Regierung hatte ſich übrigens nicht bloß auf diefe 
diplomatifche Verwendung befchräntt, Sondern darüberhin lombar- 
difche Flüchtlinge dadurd in den Teffin eingefchmuggelt, daß fie 
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ihnen ſardiniſche Päſſe gab; der Bundesrath verbot ihre Aner- 
fennung. Bald traten die Gründe ſolcher Handlungsweife jener 
Regierung in klares Sonnenlidt. 

In Rom war am 15. November 1848 der päpftliche Minifter 
Roffi durch Meuchlershand gefallen;* um den Papft Pius IX. 
mwütheten der Aufftand und revolutionäre Erperimente; feine 
Würde und feine perfönlihe Sicherheit zu behaupten, floh er 
nah Gaeta, dort den Ausgang feiner Drangjale zu erwarten. 
Rom fammt dem Kirhenftaat wurde Republik, ſchwärmte in den 
Drgien der Zuchtlofigfeit, wurde ausgeplündert durch Zwangs— 
anleihen auf alle Befigenden (den Handeläftand inbegriffen) und 
fiel bald einem Triumvirat anheim, an deffen Spike Joſeph 
Mazzini genannt ift; der unmittelbar vorangegangenen Eonfti- 
tuirenden Berfammlung des Kirchenftaates follte eine allgemeine 
für Italien folgen. Diefe neue Republik entfendete einen Befreun- 
deten Mazzini's, Philipp de Boni, ald ihren Repräfentanten in 
die Schweiz; er verlangte fofort Abbrechung alles Verkehrs mit 
der päpftlihen Nuntiatur; der Bundesrath entfprach zwar nicht, 


* Dergl. über Roifi Bd. I, Eeite 305, 306, 335, 350 und folgende, 402. 
Rojfi verließ nach längerer Wirkſamkeit in Genf fein neues ſchweizeriſches Vater⸗ 
land, fand Aufnahme und ein weites Feld für feinen reichen Geift in Frankreich, 
ſchwang fi zu deſſen Botjchafter in Rom empor, ſank dann nach der Pariſer 
Februar-Revolution augenbliclih in Nullität, wurde fpäter Minifter Pius IX. 
Daß er den 1832er Bundesentwurf verfaßt. ift eine zwar bunderimal abge: 
druckte, aber ganz unrichtige Angabe. Der Redaktor jenes Entwurfes war ein 
geborner Schweizer von altem Schrot und Korn, der Verfaſſer dieſes Buches, 
nicht jener fosmopolitifche Ztaliener; vergl. Band I, S. 362. Roſſi's tragiſches 
Ende hat felbft die bitterften Feinde dieſes ehemaligen Carbonaro verjühnt. In 
feinen fpätern Jahren war er Konftitutioneller, Orleanift. Er wußte viel, aber 
nicht Alles. Von einer diplomatifchen Sendung im Jahr 1843 aus Deutſchland 
nah Paris zurückkehrend, ſprach er bei Baumgartner in St. Gallen zu; im 
Laufe langen Gefprüches ftelte dieſer die Frage an ibn: ob er, Roffi, die Dy: 
naftie Ludwig Philipp's als gefichert anſehe; Roſſi antwortete ausführlich bes 
jahend, mit der vollen Zuverficht eines feiner Sache gewilfen Profeſſors. Wenige 
Jahre nachher war feine Zuverficht zu Schanden gewerten; Roifi hatte, wie 
fein damaliger Herr, ſich in die Anficht verrannt, daß die „Bourgeoifle” unüber: 
windlich ſei, und überfehen, was nach ihr fommen werte und müſſe. 
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aber hatte doch die Schwachheit, voreilig fih mit jenem Send- 
ling in Amtöforrefpondenz einzulaffen. Für Sizilien, das fih von 
der föniglihen Regierung von Neapel getrennt, erſchien Beltrami 
als Gefandter. In diefer Zeit griff Sardinien wieder zum Schwert; 
feine Regierung fündete Defterreih den Waffenftiliftand auf den 
18. März und erließ ihr Kriegsmanifeſt an das „ganze zivilifirte 
Europa‘. Am 20. rüdte Radegfy mit feinen Kriegsihaaren aus 
über den Teffin, zermalmte die Piemontefen in der Schladt bei 
Novara (23. März) und diktirte ihnen den Frieden; König Karl 
Albert legte Kron’ und Szepter nieder und zog in ferne Einſam— 
feit. Im Norden Italiens war die Revolution für lange Jahre 
gebändiget. Nah der Kündigung des Waffenftillftandes bot Sidler, 
feit länger allein ald Kommiffär in Teffin, zwei Bataillone dor- 
tiger Truppen zur Grenzhut auf; der Bundesrath befehligte noch 
ein Bataillon Thurgauer hinein- über die Berge und ftelite dag 
ganze Korps unter dad Kommando des Oberften Eduard v. Salis 
aus Graubünden. Der Kommilfär, die Truppen und der Kom— 
mandant fonnten aber alöbald wieder entlaffen werden, da in 
Folge des Kriegsausganges von nun an in Teſſin feine „Ges 
ſchäftet mehr für die italienifche Revolution zu machen waren. 
Einige Zeit vorher hatten die deutichen Flüchtlinge Beder, Hein- 
zen und Lommel, nad Abſchluß eines Kapitulationsvertrages mit 
der aufftändifchen fiziliichen Negierung, die Werbung für Errich- 
tung einer deutfch-helvetifhen Legion eröffnet. Der Bundesrath 
unterfagte, fünf Tage nach der Schlaht von Novara, was er 
ſchon früher hätte thun follen, die — und verordnete die 
Wegweiſung jener Abenteurer. 

Mit friſchem Muth traten die ——— Raͤthe am 
16. April zur Fortſetzung ihrer organiſatoriſchen Arbeiten zu— 
ſammen; neue Mitglieder traten ein, die ſtatt der Bundesräthe 
gewählt worden; Alfred Eſcher wurde zum Präſidenten des Natio— 
nalrathes erhoben. Allein die Politik wollte der Bundesverfamm> 
lung kaum Zeit zu ruhiger Arbeit gewähren. Der Krieg der 
NRevolutionspartei in und außer der Schweiz gegen die fapitus 
litten Echweizerregimenter in Neapel war nicht aufgegeben, fon: 

Die Schweiz. IV, 24 
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dern wurde gegentheild mit Betriebfamfeit von allen Seiten neu 
angefacht. Furrer, der Bundespräfident, erjtattete darüber fein 
Gutachten: über das Gefährliche und Verwerfliche diefer Kapi- 
tufationen fei „unter und“ nur Eine Stimme; anders geftalte 
fi die Sahe, wenn man auf den Rechtspunkt eingebe; jouverän 
nach Art. 3 der Bundesverfafjung feien die Kantone in Allem, 
was fie nicht der Bundesgewalt übertragen haben, und der Art. 11 
derfelben: „es dürfen feine Militärfapitulationen abgeſchloſſen 
werden“, fei mit dem „vollitien Bewußtſein“ angenommen wor— 
den, daß die beftehenden Kapitulationen durch die neue 
Bundesverfaffung nicht berührt werden, fondern auch ferner- 
hin Sadje der Kantone bleiben; vielmehr: habe man nur gewollt, 
daß weder von Bundes noch von Kantond wegen fünftige Kapi- 
tulationen abgefchloffen werden. Daher fein Antrag an ben 
Bundesrath: fich als infompetent zum Einfchreiten zu erklären. 
Der Bundesrath genehmigte denfelben, brachte jedoch Feine felbit- 
ftändige Berichterftattung an die Bundesverfammlung. Als Solches 
in der Rathsſtube vorging, tobte cs draußen. In Chiavenna wurde 
ein Transport Refruten auf den Marſch nad Süditalten meuchel- 
mörderifch überfallen; nach Berlurft vieler Verwundeten mußte die 
Schaar zurüdfommandirt werden. In der franzöfifhen Schweiz 
glühte alter Brandftoff; offgnbar übte die italienifche Propaganda 
dort Einfluß. In Genf flürmte eine Bolföverfammlung von mehrern 
Taufend Mann (14. März); James Fazy ſelbſt rednerte für die 
Aufhebung der Kapitulationenz; verweigere der König die Hand» 
bietung, fo fei ihm der Krieg zu erflären; unter den Fahnen, 
mit denen die Rednerbühne geziert war, fah man auch die itas 
lieniſche Zricolore; die Verſammlung erließ an das römische Volf 
eine Glückwunſch-Adreſſe, in welcher „das Reich allgemeiner Ders 
brüderung® angefündigt wird. Der Große Rath folgte auf dem 
Fuße: er gelangte mit dem Antrag an die Bundesverfammlung, 
fofort die in Neapel ftehenden Regimenter zurüdzuberufen, vom 
Könige für Offiziere und Mannfchaft jene Entfhädigungen zu 
verlangen, auf welche fie nah Maßgabe ihrer Dienftdauer An— 
ſpruch machen fünnen, und fernere Werbungen zu unterfagen. 
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In gleihem Sinn langten Petitionen aus Genf, Neuenburg, aus 
vielen Orten der Kantone Waadt, Bern, Bafelftadt, Bafelland, auch 
aus Freiburg an die Bundesverfammlung (mit 15,161 Unterfehriften), 
dann von Schweizern in Genua, Befangon und Venedig (498 
Unterfchriften). Die Warmen wurden noch higiger, als Nach— 
richten in die Schweiz gelangten, daß die zwei noch in Meffina 
weilenden Regimenter von der Regierung Neapel beftimmt feien, 
nah Rom zur Wiederherftellung der päpftlichen Regierung ver 
wendet zu werden, und ald fpäter fogar der Tag gemeldet wurde, 
an welchem das Solothurner Bataillon in die ewige Stadt auf- 
brechen werde. Sturz des Papſtthums war das Lofungswort der 
italienifhen Nevolutionärez; in der Schweiz hegten Viele ähnliche 
Wünſche und Hoffnungen. Daher flieg die leidenſchaftliche An— 
feindung gegen jene Negimenter. In den Räthen maßen ſich die 
beidfeitigen Anfichten mit auffallender Wärme, wie wenn ed einer 
vaterländifchen Frage gegolten hätte. Der Ständerath hatte die 
Initiative. Streng bundesrechtlich gehalten lautete ein Mehrheits— 
bericht feiner Kommijfion, von Dr. J. 3. Blumer von Glarus: 
der Art. 14 der Bundesverfafjung habe fo wenig rüdmwirkende 
Kraft als irgend eine andere gefegliche Vorſchrift; bei Feſtſetzung 
desfelben habe bloß die Abficht gewaltet, den Abfchluß Fünftiger 
Kapitulationen zu verbieten, feineswegs aber die ſchon jeit läns 
gerer Zeit in Nechtöfraft beftehenden aufzuheben; ein Ginfchreiten 
" wäre daher nicht gerechtfertiget, zumal weder die äußere Sicher: 
heit noch die völferrechtlichen Verhältniffe der Schweiz zum Aus- 
land bei diefer Frage und bei dermaliger Sachlage gefährdet feien. 
Dom Könige, dem durd Aufhebung der Verträge felbit Ges 
Ihädigten, die Entfhädigung für die Truppen zu verlangen, er= 
Schiene ald etwas Unerhörtes, die Eidgenofjenfchaft ſelbſt aber wäre 
zu folcher Leiftung nicht mit hinveichenden Finanzen verjehen; 
Anordnungen bezüglich der Werbung feien lediglich Sache der 
Kantone. Daher das Gutachten: über den Antrag von Genf und 
über die eingegangenen Bittfchriften Tagesordnung zu erfennen. 
Anderd die Minderheit: Briatte; alfo deutſche und franzöfifche 
Schweiz einander gegenüber. Diefes Minderheitögutachten lautete; 
24 * 


wie der Art. 8 ded Bundesvertraged von 1815 der Tagſatzung 
alle Befugniß ‚eingeräumt, für die innere und äußere Sicherheit 
der Schweiz, für die Behauptung ihrer Unabhängigkeit und Neu— 
tralität zu Sorgen, fo thue ed auch der Art. 74 der neuen Bundes» 
verfaffung zu Gunften der Bundedverfammlung; — alfo die Alls 
gewalt des Bundes wurde von diefer Seite in Anfpruch genommen; 
in Anwendung jenes Satzes auf den fonfreten Fall ergebe fich, 
daß der Fortbeftand der Militärfapitulationen mit der Neutralität 
in Widerfpruch ſtehe; Ausländer und Schweizer fönnen den der: 
maligen Zuftand gar nicht begreifen; gar nicht begreifen, wie die 
Bundesbehörden einerfeitd einzelnen Bürgern den Zuzug für die 
Sahe der Demofratie (nach Stalien) verboten habe, während 
einige Kantonalregierungen wohlorganifirte Truppen ermächtigten, 
fih für das entgegengefeßte Prinzip zu Schlagen; daher der Ans 
trag: durch den Bundesrath Nöthiges über die Entihädigungs- 
frage vorzubereiten und einen Befchluffesentwurf für Aufhebung 
der Kapitulationen einreichen zu laffen. Mit 24 gegen 14 Stims 
men befchloß der Ständerath Tagesordnung, feiner Beftimmung 
getreu, die unzweifelhaften Souveränetätsrechte der Kantone gegen- 
über zentraler Willkür aufrecht zu halten. Aber anders erging ed 
im Nationalrat. Michel von Graubünden beantragte dort Zus 
ſtimmung zum Beſchluß des Ständerathes; er verfocht ritterlich 
das, was er für recht hielt; den Sympathiebetrachtungen und 
ähnlichen Beweggründen „gegenüber fteht®, fo fchrieb er, „mit 
Niefengröße der abgeſchloſſene Bertrag der Kantone und ihre 
noch fortdauernde Berechtigung, denfelben aufrecht zu erhalten“. 
Das war aber Andern nicht genehm. Drei Tage lang währte 
der Kampf; mit Auszeichnung Sprachen am erften Tage der Berner 
Fiſcher von Reichenbach, Oberft Ziegler, Luffer von Uri, Segeffer 
von Luzern gegen die Aufhebung, Ziegler noch insbefondere gegen 
das pochende Weſen der Volfövereine; wären diefe, fo meinte 
der Redner, in der ganzen Schweiz fo organifirt wie in der weit- 
lihen, jo müßten fih die Regierungen fammt und fonders in 
eine Hagelaſſekuranz einfchreiben laffen, und Segeffer gab zu vers 
fiehen, daß nicht in Neapel, wie von den Gegnern behauptet 
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werde, ſondern im eigenen Vaterlande die Schweizerfahne miß- 
braucht werde. ihnen gegenüber trat Stämpfli mit einem ächt 
revolutionären Vortrag auf, tadelte die Kämpfe der Berner: 
Truppen in Neapel, Mefjina und Catania, proteftirte gegen den 
Werth der phufiihen Tapferkeit, wenn fie mit der moralifchen 
Ehre nicht verträglich; ſolche Tapferkeit, fagte der Redner, könnte 
auch „dem Fleifcherhunde“ nicht abgefprocdhen werden. Entrüftet 
über den ſchmählichen Wergleich fchmweizerifcher Tapferkeit und 
Treue mit den thierifchen Inſtinkten eines „Fleiſcherhundes“ er- 
hob ſich Ziegler und verlangte Mißbilligung, und da ihm nicht 
volle Senugthuung wurde, verließ er augenblicklich den Saal 
und die Verſammlung; Stämpfli aber erntete ein wiederholtes 
tapferes Bravo der Tribüne. In gleicher Weife wurden Borträge 
für und mider noch zwei weitere Tage lang vernommen. Die 
Mehrheit beſchloß Unterhandlung für Aufhebung der Kapitu- 
lationen, darüberhin unverweilte Aufhebung derfelben, das legtere, 
fall® die Regimenter zur Intervention in einem fremden Lande 
und namentlih gegen den Grundfaß des freien Selbitfonfti- 
tuirungsrechted (eines Volkes) verwendet werden follten. Das 
war die befliffene VBorforge für das Selbftfonftituirungsrecht der 
Römer, während dasjenige der Freiburger mit Füßen getreten 
worden. Da nun Zwieſpalt zwifchen den beiden Näthen vorhan— 
den, trat der Ständerath zum zmweitenmal ein, gerieth in’d Schwan: 
fen und Nachgeben; nur 15 Mitglieder hielten noch an der Tages— 
ordnung feit, unter ihnen der St. Galler Steiger, der bei diefem 
Anlap Recht, Ehre und Einfluß des Ständerathes aufrecht halten 
wollte. Nun neuer Kampf im Nationalratb, weil der Ständerath 
eine felbftftändige Form für den entgegenfommenden Beſchluß ges 
wählt. Ziegler beharrte auf der Tagesordnung; Andere mit ihm, 
fo Schultheiß Kopp von Luzern, der am 12. Juni das denf- 
würdige Wort fprah: „Bei mir mat die Politik einen unters 
geordneten Theil des Nechtes, nicht das Recht einen untergeord- 
neten Theil der Politif®. Der endliche Beſchluß beider Räthe 
lautete: in Betracht der Unverträglichkeit der Militärfapitulationen 
mit den politifhen Grundlagen der Schweiz, ald eines demofra- 
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tifchen Freiftaates, foll der Bundesrath beförderlich die geeigneten 
Unterhandlungen für deren Auflöfung einleiten, dann Bericht 
und Anträge einbringen; einftweilen feien alle Werbungen für 
auswärtige Militärdienfte im Gebiete der ganzen Eidgenoffenfchaft 
unterfagt (20. Juni). Weder von St. Gallen, nicht zufrieden 
mit dem vom erften Belchluffe des Nationalrathes mefentlich ab- 
weichenden Ergebniß, brachte mit 38 Andern alsbald die Motion 
ein: daß die Megimenter feinenfall® zur Intervention im Rö— 
mifchen follen verwendet werden dürfen, gefchähe es aber doch, 
folle fofort zur Auflöfung der Kapitulationen gejchritten werden. 
» Diefed Manöver der Nothen®, mie die Gegner den Borfchlag 
nannten, wurde nicht ohne Zeichen ded Unmillens über das ges 
bieterifche Wefen der Neununddreißig durch Namensaufruf mit 
48 gegen 43 Stimmen verworfen, und es blieb bei dem ſchon 
gemeldeten Befchluffe, zu deſſen Vollziehung der Bundesrath ald- 
bald die Wünfche und Anfichten der betheiligten Kantone Bern, 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Freiburg, Solothurn, Graus- 
bünden und Wallis einholte. Kaum mar der Beichluß der Bundes» 
verfammlung befannt, reichte der Gefchäftäträger des Königs beider 
Sizilien, Graf Ludolf, eine Beſchwerdeſchrift ein, klagte über Ber: 
legung beftehender Verträge, verlangte Aufrechthaltung derfelben 
und drohte auf den Gegenfall mit den ftrengfien Repreffalien 
(27. Juni). Bon Seite der fchmeizerifchen Kaufleute in Neapel 
gingen Sammerjchreiben über die von ihnen befürdteten Folgen 
des Kapitulationsbruches ein, denn fie beforgten mafjenmweife Weg- 
weifung. Der Nationalrat nahm von Allem Kenntniß, verwei⸗ 
gerte das Eintreten in diefe Petitionen und überließ das Weitere 
dem Bundesrath. Diefer aber erwiederte dem Gefandten Neapels 
gereizt, wie diefer gefchrieben, verwies auf den Artikel der allge 
meinen Vertragsbeftimmungen, welcher beide Kontrahenten be— 
rechtige, bei dem Eintreten unvorgejehener VBerhältniffe auch vor 
dem Ablauf der Kapitulationen deren Aufhebung zu bewirken, 
und verdeutete darüberhin, daß die Bundesbehörden ſich dur 
Drohungen nicht beitimmen laffen, von Befchlüffen abzugeben, 
welche fie im Intereſſe der nationalen Würde gefaßt haben 
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(2. Juli). In Paris war vor Monaten der Thurgauer „Ehrens 
Bürger“, Prinz Ludwig Napoleon Bonaparte,* nachdem er feine Ber- 
bannung felbft aufgehoben, zum Präfidenten der Republik vorgerüct 
.(20. Dezember 1848), begünftiget und gehoben vorzüglich durch 
Jene, welche der Republik abgeneigt; ein franzöfifches Heer, das 
er nach Eivitavecchia hatte überfchiffen laffen, landete dort am 
26. April 1849, belagerte Rom und befegte diefe Weltftadt 
(3. Suli). Die neue Römerrepublif und ihr Gefandter de Boni 
in Bern verfchwanden; in Rom trat unter General Dudinot 
franzöfifche Militärherrfchaft ein. 

Bon den Berathungen der Bundesverfammlung über Ber: 
waltungsfachen ftand diejenige über das Zollweſen obenan. Der 
Bundesrathb hatte feinen Entwurf eingebracht, dabei auf bie 
Schwierigkeit der Aufgabe gewieſen; diefe ſaß nicht fo fait in 
der nöthigen Abfindung mit den Kantonen über ihre Entfchädi- 
gungen, als vielmehr in zwei andern Fragen, ob die Zölle für 
die Zentralgewalt eine Finanzquelle werden follen oder nicht, und 
ob das Freihandelsſyſtem behauptet oder aber mehr oder weniger 
auf Errichtung von Schußzöllen eingegangen werden folle. Der 
Bundesrath fagte darüber im Allgemeinen: es follte der Geſammt— 
ertrag der Zölle, ohne zu hoch anzufteigen, doch genug betragen, 
um die Entihädigung an die Kantone, die Bezugskoſten und 
„einen Theil® der Bundesausgaben zu deden. Damit verband er 
die Abficht, die Aufhebung der alten Zölle gleich von Anfang 
an fo umfafjend ald möglich durchzuführen. Die Großen Räthe 
waren durch die Bundesverfafjung der Mühe enthoben, fich felber 
in die trodene Materie zu verſenken; aber gleihwie bei der 
Sache der Militärfapitulationen, fo regte fi) unmittelbar das 
Voll. Es war damald noch ein reges Leben in den meiften Ge- 
bieten der Schweiz, dad Volk noch nicht zur Schweigfamfeit ge- 
wöhnt. Es wollte ſich zu guter Zeit defjen verfichern, mas die 
Räthe zu bringen hätten, nicht aber in der ergebenen Zuverficht, 
daß fie das Befte richtig treffen werden, vertrauensvoll zumarten, 


* Vergl. Band II, S. 297 bis 299. 
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was diefelben ihm etwa zubereiten möchten. Daher warf fich eine 
Fluth von Petitionen nady Bern, aus der meftlihen und öftlichen 
Schweiz zumal; in Genf wollte man von der Sache eigentlich 
gar nichts wiſſen, hätte gern die Zolllinie fih ferne vom Leibe 
gehalten, und fah die Ausführung eines allgemeinen Einfuhrzoll- 
ſyſtems ald geradezu unmöglih an. Sn der öftlihen Schweiz, 
wo man feit Jahren ber der oft zur Sprache gebrachten Ein- 
führung von Schußzöllen energiſch enigegetreten war, raffte man 
ſich wieder auf und ſprach ein ernfles Wort an die Räthe gegen 
allfällige Luft fisfalifcher Plusmacherei und gegen das Eingehen 
auf Schugzolleinrichtungen. Von St. Gallen und Appenzell aus 
ging eine mit nahe an 20,000 Unterfhriften verfehene Petition 
an die Näthe, mit folgendem Begehren: dem vom Bundesrath 
ausgegangenen Gelepesentwurfe (er enthielt für die nach dem 
Gewicht zu verzollenden Gegenſtände zehn Klaffen mit 1 bie 
16 Fr. per Zentner Zoll) zu verwerfen; von der Einführung 
fogenannter Schußzölle „oder Mauthen“ gänzlich zu abjtrahiren; 
„den ganzen Staatöhaushalt der Eidgenoffenfhaft möglichft öko— 
nomifch einzurichten und auf den Handel und Verkehr jedenfalld 
feine ftärferen indireften Abgaben zu verlegen, als bisher auf 
denfelben gelaftet haben“; für die hienach erforderlichen Zölle 
ein möglichft einfaches Zollgefeß zu erlaffen, mit Anſätzen ent- 
weder nur nad dem Gewichte, oder mit ſehr wenigen Klafien, 
ohne mauthähnliche Einrichtungen und PBladereien und ohne foft- 
jpielige Grenzwache; von jeder Verzollung gänzlih auszunehmen 
oder doch möglichſt zu erleichtern alle Gegenftände, welche mittels 
bar oder unmittelbar ald Rohſtoff „unferer Snduftrie“, ald Werk- 
jeuge, oder als mejentliche Nahrungs und Kleidungsmittel der 
jchmweizerifhen Bevölkerung zu betrachten find; die Ausfuhr mit 
höchſt wenigen Ausnahmen ganz frei zu geben. Das war eine 
gefunde Volksſtimme, die Quinteffenz deijen, was die bedächtigen 
Magiftraten in allen Kantonen feit bald einem halben Jahr— 
hundert empfohlen und felbit beobachtet hatten; ed waren dieß 
Verwaltungsgrundſätze, von deren Beachtung die Schweiz nicht 
ungeftraft abweichen fann. Die Kommiſſionsmehrheit des National» 
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rathes ſchlug neun Klaſſen mit einem Taxmaximum von 10 Fr. 
per Zentner vor; fie wollte nicht bloß die Kantone entſchädigen, 
fondern auch Geld machen für die Zentralfaffe; denn, fagte fie, 
die Erhebung direkter Geldbeiträge feitend der Kantone würde 
pallgemeine Mipftimmung hervorrufen und die gedeihliche Ent- 
wickelung unferer ftaatlihen Berhältniffe in hohem Grade ge- 
fährden“. Die Bundesverfaffung felbit hatte in dieſen Beziehungen 
der Geſetzgebung ziemlich freie Hand gelaffen; fie ftellte, für die 
Beftreitung der Bundesausgaben, den „Ertrag der ſchweizeriſchen 
Grenzzölle“ in die zweite, die direkten Geldfontingente der Kan— 
. tone in die fünfte Linie. Aber foviel ift hergeftellt, daß, da die 
Bundesverfaffung fo beftimmt die Kantone eventuell zur Leiftung 
erwähnter Geldfontingente verpflichtet, ihre Abſicht keineswegs die 
fein konnte, allfällige Defizite durch den Ertrag hoher Zollfähe 
zu deden. Diefer Grundanficht gegenüber hatten die „Herren in 
Bern“, wie das Volk die Räthe feither nennt, ſchon damals eine 
nicht verhehlte Furcht, daß es um die neue Staatsordnung in 
der Schweiz geſchehen wäre, falld man das ganze Räderwerk nicht 
ohne direkte Beiträge der Kantone in Gang zu bringen und in 
folhem zu erhalten verftände, Die Kommiffion hatte zu diefem 
Behuf ihren Tarif fo bemeffen, daß er einen Bruttoertrag von 
Fr. 3,200,000 abwärfe; davon, fo rechnete fie, feien Fr. 1,700,000 
als Entihädigung für die alten Zölle an die Kantone zu be— 
zahlen, Fr. 349,250 gingen an Bezugskoſten auf; zur Beftreitung 
der Bundesausgaben würden verfügbar Fr. 1,000,000, und es 
bliebe noch ein etmwelcher weiterer Weberfhuß von mehr ale 
Fr. 140,000 für Unvorgefehened übrig (Berichterftatter: Peyer 
von Schaffhaufen). So meit wollte aber eine Minderheit nicht 
gehen; fie wollte alles Fiskaliſche vom Fünftigen Zollfyitem fern 
halten, der Bundesverwaltung keineswegs irgendwie namhafte 
Grirägniffe aus dem Zollbezuge zuwenden; durh Anwendung 
diefer Grundſätze gedachte fie ihr jedes Mittel, gegen das Frei— 
handelsſyſtem · zu fündigen, von vornher zu entziehen; daher ver: 
wies fie auf die unmittelbaren Geldfontingente der Kantone und 
nöthigenfalls felbft auf eine „eidgenöffifche Bermögensfteuer“. Erpf 
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von St. Gallen, der Berichterftatter der Minderheit, fchrieb: „Die 
Zeit wird wohl bald fommen, wo die Völker alle es einfehen 
werden, daß nicht von Löfung der Frage, ob Monarchie oder 
Republik, fondern von Löſung derjenigen Frage, ob Freihandel 
oder Schußzoll, und von der Abjchaffung der flehenden Heere 
der Wohlftand der Nationen bedingt wird. E wird auf die Dauer 
nicht beftritten werden können, daß bleibende materielle Wohlfahrt 
erft dann feiten und unzerflörbaren Fuß in jedem Land gewinnen 
fann, wenn die den Berfehr hemmenden, die Thätigfeit der Völker 
zerftörenden Zollfchranfen gefallen fein werden.“ Und den Geld- 
männern, welche bereitd am Finanzfchlotter litten, rief jener Ber. 
richterftatter zu: „die Schweiz ſteht noch nicht in dem Nothfalle, 
daß fie aus Uebel ärger machen muß; daß, um das Vaterland 
finanziell zu retten, ganze Stände, ganze Kantone, die Intereſſen 
und Wohlfahrt Aller, die ewig geltenden Grundfäße der Handels- 
freiheit über Bord geworfen werden follten. So wenig dieß, als 
Papiergeld!“ Und zum Beweife, daß die Oppofition nicht 
grundlos ſich erhebe, fagte Exrpf weiter: „Die Zollbapen per 
Zentner, von denen man vor zehn Jahren gefprochen und die 
man als hinreihend, ald Marimum feftgefegt hatte, find heute 
- Zollfranfen;z in zehn Fahren würde man von Zollthalern 
fprechen“, wenn nicht der niedrigere, von der Minderheit empfoh» 
lene Tarif angenommen werde. In diefem Geifte hatte Joh. Georg 
Anderegg, ebenfalld Mitglied von St. Gallen, einen Zolltarif aus» 
gearbeitet, der nur 4 Fr. im Marimum auf den Zentner legte 
und der Bundesfafje faum mehr als 100,000 Fr. Ueberfhuß für 
Dedung ihrer Ausgaben gebracht hätte. Erpf pflichtete bei, hatte 
aber für den Fall, daß die Berfammlung in das Syſtem eins 
ginge, von Geldfontingenten Umgang zu nehmen und das ger 
wöhnliche jährliche Defizit aus dem Zollertrage zu deden, einen 
Tarif andgearbeitet und vorgefchlagen, welcher ein Marimum von 
6 $r. per Zentner feftfeßte; mit ihm ging einig der weſtliche 
Abgeordnete, Lambelet von Neuenburg. Ein anderer Differenz- 
punft zwifchen den beiden Abtheilungen der Kommiffion war der: 
ob nur die auf dem Tranfit laftenden Gebühren Gegenftand der 
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Aufhebung und Einlöfung fein follen, oder ob diefe Maßnahme 
gefammte beftehende Zölle umfafjen folle. Mit großem Eifer wurde 
gefochten; die Freihändler unterlagen der Furcht vor den Geld- 
fontingenten: es wurde der von der Kommiffionsmehrheit ent» 
worfene höhere Tarif angenommen und zugleich befchloffen, daß 
die Zolleinlöfung eine allgemeine, nicht bloß auf die Tranfit- 
gebühren beſchränkte fein folle. Der Berner Abgeordnete Stockmar 
machte einen Verſuch, auch die Konfumogebühren auf geiftige 
Getränke, welche Bern und andere Kantone fortbeziehen durften, 
mit in die Einlöfung aufzunehmen; der Nationalraty verwarf 
jedoch diefe Bernifche Geldfpefulation. Die Berathungen in beis 
den Räthen gelangten erft mit dem 30. Juni zum Abfchluß. 
Das ift die Entftehung der neuen Zollordnung. Sie führte einen 
allgemeinen Ein», Aus und Durhgangszoll ein, bob alle be- 
ftandenen lofalen Zölle und zollartigen Gebühren mit Inbegriff 
der Weg- und Brüdengelder auf und verlegte den Bezug an die 
äußere Grenze des Landes; die zahlreichen Schlagbäume, Gegen- 
ftand der Berwünfchung und hier und da auch ein Werkzeug der 
Prellerei gegen weniger Eingemweihte, mußten fallen. Die fchivei- 
zerifhe Grenze wurde in fünf Zollgebiete eingetheilt mit den 
Direktionshauptorten Bafel, Schaffhauſen, Chur, Lugano, Lau- 
fanne; alle alten Tantonalen Zollbeamtungen hörten auf; das 
Wahlrecht für Beftellung der neuen Beamteten überging an den 
Bundesrath; für Ausmittelung der Zolentfhädigung an die 
Kantone wurde nöthige Unterhandlung eingeleitet; der Einfuhr: 
zoll wurde nach neun Klaffen abgeftuft von 1 Batzen bis 10 Fran- 
fen per Zentnerz für die Bezüge nah Zugthierlaft, vom Stüd 
und nah Prozenten vom Werth (für eine geringere Anzahl 
Gegenftände) wurden befondere Anſätze gemaht. Der Ausgangs: 
zoll wurde für die meiften Gegenftände zu 1 Basen, der Durch— 
fuhrzoll für größere Streden zu 2 Batzen per Zentner feftgefegt. 
Auf 1. Februar 1850 wurde diefe neue Zollordnung eingeführt. 
Durch nachfolgendes Gefeg vom 2. Dezember gl. J. wurde die 
Grenzlinie der Kantone Genf und Wallis von dem fünften Zoll« 
freid (Zaufanne) abgetrennt und als ein eigenes ſechstes Zollge- 
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biet aufgeſtellt, mit dem Hauptbüreau in Genf. Die neue Münz- 
ordnung und die erften Erfahrungen im Gebiete zentraler Zoll- 
verwaltung erheifchten bald eine Revifion ded Zollgefeged und 
des Zolltarifed (Gefeh vom 27. Auguft 1851), wobei jedoch, eine 
erhebliche Veränderung des Tarifed nicht ftatt fand. Der Einfuhr- 
zoll wurde zu 15 Rappen bis 15 Franken n. W. per Zentner 
abgeftuft. 

Aehnlich fehritten die Bundesbehörden vor zur Zentralifirung 
des Woftwefend; hier waren abermald einander miderfprechende 
Bedürfniffe zu befriedigen: Sicherung der nöthigen Einnahme: 
quellen, um den Kantonen die durch die Bundesverfaffung be= 
dungene Entfchädigung regelmäßig audbezahlen zu können; Ber: 
befferung und Vermehrung der Poſtkurſe und möglichft geringe 
Zarifirung zu Gunften der Handel und Berfehr treibenden Be— 
völferung. Den Freunden niedriger Pofttarife wurden wieder die 
Nöthen der Bundesfaffe vor Augen geführt. Drucy, um eine 
nach feiner Meinung allzu ftarfe Herabfegung der Tarife zu vers 
hindern, rückte unbedenklih mit dem Geftändniß aus, daß, wenn 
fi die Bundesverfammlung in die Nothwendigfeit verſetze, bei 
den Kantonen Geldfontingente zu erheben, die neue Bundes- 
regierung mit einem Schlag vernichtet werden könnte, eine Aeuße- 
rung, die mit den blumenreichen Proflamationen nach Innen und 
Außen nicht im Einklange ftand. Abgefehen von foldhen Sorgen 
waren die bezüglichen Vorfchläge bald durchberathen; die Bundess 
verfammlung erließ das Geſetz über den Umfang ded Poftregals 
(Briefe, Pakete u. f. w. bis 10 Pfund Gewicht einfchließlich, 
regelmäßiger Perfonentrandport und Ertrapoften); das Monopol 
wurde daher fo weit ausgedehnt ald möglich, nach den bereits 
vorhandenen thatfächlichen Berhältniffen; die Bundesverfammlung 
ficherte durch dieſes Geſetz dit Unverlegbarfeit des Poftgeheim- 
niſſes und verordnete Nöthiges über die Haftbarkeit der ‘Boftvers 
waltung (2. Juni). Durch ein zweites Geſetz vom 25. Mai ord- 
nete fie die Poſtverwaltung; dasſelbe theilt das ganze Schweizer: 
gebiet in eilf Poftkreife mit paffendem Gebietdumfang: Genf, 
Zaufanne, Bern, Neuenburg, Bafel, Aarau, Luzern, Zürich, 
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St. Gallen, Chur und Bellenz, ohne dabei durchgängig auf die 
Kantonalgrenzen zu ſehen; dasſelbe Geſetz übergibt die nächſte 
Oberaufſicht dem Poſtdepartement, beſtellt für die unmittelbare 
Leitung des Poſtweſens einen Generalpoſtdirektor und zu gleichem 
Zweck in jedem Poſtkreiſe einen Poſtdirektor, und ordnet das 
weiter Erforderliche in Hinſicht des untergeordneten Beamten- 
perfonald; der Bundesverfammlung behielt ed die Genehmigung 
der Poftverträge mit dem Auslande vor. Ein drittes Gefeß vom 
4. Juni beftimmt die Pofttare; was anderwärtd, 3. B. in Eng—⸗ 
land, bereit mit Erfolg durchgeführt worden war, eine einheit- 
liche Brieftare, wagte die Bundeöverfammlung nicht zu befchließen; 
fie feßte vier Diftanzenkreife feit und tarirte den einfachen Brief 
ftufenmweife zu 5, 10, 15 und 20 Rappen. Das brachte etwelche 
Ermäßigungen gegen früher, aber kaum in dem Maße, wie es 
von einer einheitlichen Derwaltung zu erwarten war; die Fahr: 
pofttagen übergehen wir; fie waren unzweifelhaft auf genügende 
Ergiebigkeit berechnet. Durch Verordnung forgte der Bundesrath 
alfogleih auch für Regulirung alles deſſen, was die Zarifirung 
und der Transport der Zeitungen nach Maßgabe der gefeplichen 
Vorſchrift erheifchte, und am 31. Juli konnte er, mit Vollmacht 
der Bundesverfammlung, den erften Poſtvertrag genehmigen, 
weldhen die zentralifirte Schweiz ald Gefammtjtaat abgefchloifen 
hat; es ift der allgemeine Poftvertrag mit dem dfterreichifchen 
Kaiferftaat, auf Grundlage deſſen, der an den Wiener Konferenzen 
vom Frühjahr 1847 unterzeichnet worden. Der neue DBertrag ver- 
Sprach der Schweiz einen namhaften Reingewinn zu Handen der 
Zentralfaffe im Bergleich der früheren Verhältniffe, zugleich er 
mäßigte Taren und längft erfehnte Verbeſſerungen. Das Berdienft 
des Abfchluffes gebührte dem Generaldirektor Laroche-Stehelin; 
mit diefem Erfolg ſchloß er dann aber feine ordentliche Wirk 
ſamkeit, und es wurde dad Amt, das er bekleidet hatte, obwohl 
durch das Geſetz aufgeftellt, nicht wieder beſetzt. 

Aus diefer Legidlatur ging auch das Bundesgeſetz über das 
PBulverregale hervor (30. Aprl 1849); durch dasfelbe wurde vom 
t. Suli gl. 3. die Fabrikation und der Berfauf des Schieh- 
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pulvers auf die Bundesverwaltung übertragen; wer ſich mit diefem 
Gewerbe befchäftigen wollte, hatte von dann an Patente zu löfen; 
das ganze Gefchäft wurde der Leitung eined Pulververwalters 
übergeben; felbftverftändlich wurde der Bundesverwaltung auch das 
Recht zuerkannt, Schießpulver vom Auslande her in die Schweiz 
einzuführen. Die patentirten Pulvermüller und Pulververfäufer 
bilden ein anfehnliches Heer von Getreuen, melde die Bundes- 
verfaffung vortrefflich finden, 

Neben dem Monopolifiren ging das Freimachen einher. Die 
freie Schifffahrt war noch nicht auf allen Seen der Schweiz ge- 
fihert; auf dem Pierwaldftätterfee beftanden einzelne Schiffer 
gefellfchaften, welche ihr Gewerbe mit dem Privilegium betrieben, 
alle Abfuhr vom betreffenden Geftade zu vermitteln, jo daß die 
anfommenden Schiffe, welche andern Eigenthümern gehörten, 
entweder ohne Ladung zurüdfahren oder Abfuhrgebühr (Ladunge- 
tribut) bezahlen mußten; dadurch war der Verkehr auf der St. Gott- 
hardslinie beeinträchtiget; Klagen fotgten, dann das Einfchreiten 
der Bundesbehörden, welche, in erfimaliger Anwendung des Art. 30 
der Bundesverfaflung, durch Bundesgefe vom 22. Mai 1849 
die in Flüelen, Brunnen, Gerdau und Luzern beftandenen Be— 
ſchränkungen der freien Schifffahrt als aufgehoben erklärten. Lieber 
ähnliche Privilegienverhältniffe zu Wafler und zu Land wurde 
ebenfall® durch den Bundesrath Unterfuchung gepflogen; ed famen 
in Folge defjen namentlich zum Vorſchein die Portensvorrechte 
(privilegirter Waarentransport) der Graubündner Gemeinden auf 
mehren dortigen Hauptitraßen, und der fogenannte „Kutfcher- 
theil®,, eine fonzeffionirte Kutfchergefellichaft zum Perſonentrans⸗ 
port im Bezirk Uri, gegen deren Fortbeftand mehrere Bewohner 
von Hofpenthal Einipradye erhoben. Uri wendete ein, daß die 
Aufhebung der beftehenden Ordnung nur dazu führen fönnte, 
den ganzen Reifendentransport in die Hände zweier Häufer von 
Urferen zu liefern. Die Bundesverfammlung erachtete die Ein» 
wendung nicht ald genügend und bob „den auf der Gotthards- 
ftraße beftehenden Kutfchertheil‘ auf (18. Dezember 1850). Aus 
der Allgemeinheit des Beſchluſſes darf man jchließen, daß durch 
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denfelben auch die analogen Transportprivilegien Derer von Urferen 
aufgehoben worden find. 

Die Organifation des Bundesrathed beftimmt ein Gefeg 
vom 16. Mai. Seinen Mitgliedern und dem Kanzler wurden 
Borrechte der Exterritorialität eingeräumt: in Folge deffen üben 
fie ihr politifches Stimmreht in dem Kanton aus, in welchem. 
fie verbürgert find; andere Vorſchriften beftimmen den Ausfchluß 
in Berwandtichaftsfällen, namentlich bezüglih von Wahlen der 
nächſten Angeftellten des Bundesrathes und der oberften Beamten 
der einzelnen Verwaltungszweige; es unterfagt den Bundesräthen, 
irgend eine andere Beamtung zu befleiden oder irgend einen 
andern Beruf zu betreiben. Zur Vorberathung und theilweifen 
Erledigung der Gefchäfte ftellt das Geſetz fieben Departemente 
auf: das politifche Departement, Innetes, Juſtiz und Polizei, 
Militär, Yinanzen, Handeld- und Zollmefen, Poſt- und Baus 
departement. Solches find die fieben Minifterien des werdenden 
Einheitöftaates. 

Der DOrganifation der Bundeörechtöpflege wurde ebenfalls 
ein eigenes Gefep gewidmet (5. Juni). Es beftimmt die Zahl 
der Erfaßmänner zu acht; es organifirt die Strafrechtöpflege, für 
welche fich das Bundesgericht in eine Anklagefammer, eine Kri- 
minalfammer und ein Kaffationsgericht ausfcheidet; es flellt die 
Unterfuhungsrichter auf und ordnet die Affifen, theilt für die 
Zwede der Strafrechtöpflege das gefammte Schweizergebiet in 
fünf Affifenbezirfe ein, beftimmt die Zahl der Gefhwornen für 
jeden diefer Bezirke, verordnet die Bildung der Gefchwornenliften 
durch direkte Volkswahlen; ftellt eine Bundesanmwaltfchaft auf und 
bezeichnet im Nähern den Umfang der Gerichtsbarkeit für das 
Bundesgericht und feine Abtheilungen; Alles mit Mehrerem. Auf 
Grundlage dieſes Gefeges Fonftituirten fih am 1. Zuli das Bundes- 
- gericht und feine Abtheilungen. In das Gebiet der Nechtöpflege 
gehört ein andered Bundesgefeg (vom 30. Juni) über das Ber: 
fahren bei Webertretungen fisfalifcher und polizeiliher Bundes- 
gefeße, 3. B. bei Webertretung der Bundesgeſetze über Zölle, 
Poften, Pulver, Münzen, Maß und Gewicht; es galt hier, ein 
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angemeſſenes Zuſammenwirken der Bundes⸗ und Kantonalbehörden 
zu ſichern. Den beiden Geſetzen ſieht man an, wie ſchwer es iſt, 
Drganifationen dieſer Art in einem fogenannten Bundesſtaate 
aufzuftellen, der in der doppelten Eigenfchaft eines felbitftändigen 
Ganzen und felbfttändiger Theile erfheint. Die Vorfchläge über 
das Militärwefen wurden verichoben. 

Unvermeidli war die Beichäftigung mit dem Boranfchlag 
für das erfte Berwaltungsjahr. Diefes erſte Büdget ſtellt fih auf 
fr. 4,822,524. 18 Rp., annähernd gededt durch eine vorberech- 
nete Einnahme von Fr. 4,777,708. 85 Rp., ohne Geldfontingent. 
Die Abrechnung auf Ende Dezember 1848 ergab einen reinen 
Bermögensbeftand von Fr. 4,647,469. 65 Rp., wobei jedoch zu - 
bemerken, daß derfelbe nur deßhalb vorhanden fein fonnte, weil 
die ehemaligen Sonderbundsfantone noch mit einer Schuld von 
mehr denn 4,800,000 Fr. auf den Aktiven ftanden. In Würf- 
lichkeit und ohne diefen Umftand war das ehemalige Stuatsver- 
mögen der Eidgenoffenfchaft, wie es Anfangs 1847 gewefen, 
durch die beiden Kriegs- und Dffupationsjahre ganz aufgezehrt 
worden. 

Die Kontributionsangelegenheit von Freiburg beihäftigte 
noch immer dortige Behörden. Ende Dezember hatte der Große 
Rath die den „Urhebern und Beglnftigern ded Sonderbundes“ 
auferlegte Kontribution von Fr. 1,600,000 in ein unverzinsliches 
Zwangsanleihen umgeftaltet. Franz Wed fam für fich und mehrere 
andere Betheiligte gegen den Inhalt diefes Beichluffed mit Vor— 
ftellungen bei der Bundesverfammlung ein, welche die Klage 
jedoch einfach dem Bundesrath überwied. Weber ein Geſuch der 
Regierung von Freiburg um Nachlaß der bekannten Kriegskoſten 
traten die gefeßgebenden Räthe felbft ein. Die Regierung ſchrieb: 
pDurd die mehrfachen militärifhen Offupationen fei das Land 
ruinirt, die Finanzen erfchöpft, die Kaffen leer, die Arfenale und 
Magazine unvollftändig, der Kredit geſchwächt, die Bedürfniffe 
ungeheuer und ſtets fich mehrend. Das Defizit erhebe fich auf 
drei Millionen. Die Eidgenofjenfhaft habe den Kanton dem Joche 
des Sonderbunded entriffen und werde ihm nun nicht den Todes⸗ 
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ſtoß verſetzen wollen durch unbarmherzige Einforderung von 
Fr. 1,745,763.« An ſolche Gründe anſchließend machte die Res 
gierung auch noch ihre ergebene Politik geltend, die ihr einiges 
Neht auf das Wohlwollen und die Unterftügung der Eidge- 
noſſenſchaft gebe, zumal fie fich in der Rage befinde, „unabläffig 
gegen eine neue Invaſion der Sonderbundsideen fämpfen zu 
müffen“, Der Bundesrath erftattete hierüber Bericht und Antrag, 
machte aufmerffam, wie Freiburg in den aufgehobenen Klöftern 
eine Hülfsquelle gefuht und gefunden, die es früher nicht zu 
feiner Berfügung gehabt; wie demnah nun fehr große Summen, 
die in todter Hand lagen, „dem Staatsärar zugeleitet worden®, 
Summen, die wohl hbinreichen dürften, die Kriegsjchuld dieſes 
Kantons zu deden. Schenken könne man auch darum nicht zu 
Bunften von Freiburg, weil die andern betheiligten Kantone dann 
das gleiche Begehren ftellen würden. Auch vom finanziellen Stand- 
punfte könne nicht entfprochen werden, da der fich in Folge eines 
Nachlaſſes ergebende Ausfall nicht anders ala durch Geldfontingente 
gefammter Kantone gededt werden könnte. Und endlich wurde wieder 
angeführt, was die Bürger derjenigen Kantone gelitten, welche „au 
der Fahne des Baterlandes geftanden“. Das Begehren Fam in bei- 
den Räthen zur Verhandlung und wurde mit Hinweifung auf 
die in den ehemaligen Sonderbundsfantonen noch immer vors 
berrfchende Stimmung in fcharfe Beurtheilung gezogen; Furrer 
wies im Nationalrat auf die überall laut werdende Reaktion 
bin, wie taufend und taufend Bürger aus dem Kanton Freiburg 
die Rückkehr des Bifchofed verlangen, in Uri eine Verfaffungs- 
revifiondfommiffion nad eigenem Gefchmad des Volkes gewählt 
worden fei. Gleihe Stimmung im Ständeratb; Druey und 
Steiger von St. Gallen befämpften das Begehren, denn die 
„Eidgenoffenfhaft brauche Geld und ein Nachlaß werde von 
den „unverbeflerlihen NReaktionären® nicht als Großmuth, fon- 
dern nur ald Schwäche angefehen. Beide Räthe lehnten den 
Nachlaß ab. 

Die Zeit zum Schluffe war gefommen. Drohender Berhälts 
niffe wegen an der deutfchefchweizerifchen Grenze gab die Bundes- 
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verſammlung dem Bundesrathe noch Vollmacht zu einem Truppen⸗ 
aufgebot bis auf 5000 Mann und Kredit bis zum Betrag eines 
ganzen Geldkontingentes (Fr. 707,740) und vertagte ſich auf 
den 12. November, nachdem die dermalige Seſſion 76 Tage, die 
frühere im November 24, beide zuſammen 100 Tage in Anſpruch 
genommen. Amtsbürgermeiſter Dr. Alfred Eſcher von Zürich, welchen 
wenige Monate Wirkens zum einflußreichſten Manne im Kreiſe der 
Räthe gehoben, entließ den Nationalrath mit einer Rede, in welcher 
er bündig an die wichtigſten Ergebniſſe der Seſſion erinnerte und 
Geſtändniſſe ablegte, die als Zeugniß gelten können, wie ſehr die 
Geſinnungen hochgeſtellter Männer ſchon damals mit dem Weſen 
der Bundesverfaſſung in Widerſpruch ſtanden. So ſagte er von 
den Finanzen: das Budget, wie es der Bundesverſammlung vor—⸗ 
gelegt worden, habe mannigfaches Erſtaunen und ein nicht zu 
verfennended Mißbehagen bei der fchweizerifchen Bevölkerung 
hervorgerufen; nachdem es nun gefichtet und geordnet, dürfte es 
weniger Anfechtungen mehr erleiden. Dann ſetzte der Redner bei: 


„Wenn ed ald ein großes Hinderniß der freien Entwidelung der -. 


Schweizerischen Finanzverhältniffe betrachtet werden muß, daß dem 
Bunde in Betreff der Eröffnung von Einnahmsquellen die volle 
Souveränetät nicht zufteht und daß ihm namentlich das freie 
Befteurungsrecht abgeht, fo darf e8 hinmwieder wenigftend in poli- 
tifcher Beziehung als ein Gewinn angefehen werden, daß der 
Bund für die Dedung feiner ordentlichen Ausgaben nicht an die 
Kantone gewiefen worden ift, fondern felbftftändige, von den Kan- 
tonen unabhängige, Einnahmsquellen erhalten hat.“ Zum Schluß 
warf der Redner einen Blick „über die Schweizergrenze hinaus“. 
Er geftand, daß der politifche Horizont fih umdüftert, die Reak— 
tion, »„troß des heldenmüthigen Widerftandesd einzelner Bölfer“, 
Boden gewonnen. Sa, „feit dem denfwürdigen Erwachen der 
Völker im verfloffenen Jahre“ feien manche Hoffnungen getäufcht, 
manche Erwartungen nicht erfüllt, ja fogar manche Ueberzeugungen, 
die man mit Zuverficht hegen zu dürfen glaubte, zu nichte ge- 
worden. „Ob aber auch Alles um ung wanfe, die Schweiz wird, 
jo Gott will, feftftehen! Die Schweiz hat vor dem Auslande 
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nicht gezittert, ald die Fürften ihre Throne noch ganz ficher glaub» 
ten und als die Schweiz in ihrem Innern zerriffen, ja fogar im 
Kriege begriffen war. Sie wird noch weniger vor dem Auslande 
erbeben, nachdem die Fürften ihre Throne wanfen gefehen haben 
und da die Schweiz nunmehr einig dafteht.“ Und endlich: der 
Wille des fchweizerifchen Volkes in Betreff der gegenüber dem 
Audlande zu beobachtenden Politik fei befannt und gehe dahin: 
„daß die Schmeiz fich nicht ohne dringende Noth in auswärtige 
Händel einmifhen, daß fie aber, wenn ihr vom Auslande in 
irgend welcher Weife zu mahe getreten werden wollte, dieß mit 
aller Entfchiedenheit und unter Anwendung aller der Schweiz zu 
Gebote ftehenden Kräfte zurücweifen folle.“ Die Schweizer Pa- 
trioten allzumal nehmen den Präfidenten des Nationalrathes vom 
Jahr 1849 beim Wort. 

Noch Sehr bewegt war das politifche Leben außerhalb den 
Räthen, in den Kantonen, aber nicht immer erbaulich. Im fatho- 
lifchen Jura von Bern beftanden feit Jahrzehnten Mädchenlehr- 
anftalten, die von Ordensfrauen geleitet wurden; deögleichen waren 
viele einzelne Primarfchulen von Lehrerinnen ‚geleitet, die dem 
Drdendftand angehörten. Das war mißfällig. Eine Rormalfchule 
zur Bildung katholiſcher Lehrerinnen von mweltlihem Stande wurde 
errichtet und es gedachte die Erziehungsbehörde ſämmtliche Mädchen- 
Schulen den aus dieſer Anftalt hervorgehenden Lehrerinnen zu über- 
tragen. Da die frühere Beitellung der Schulen als proviforifch 
angefehen wurde, ſchritt die Behörde zu ihrer definitiven Beſetzung 
durch jene Kandidatinnen; die Fatholifche Bevölkerung aber wollte 
die Ordensfrauen als Lehrerinnen behalten, petitionirte zu diefem 
Zwed und gab auch in anderer Weife ihren beharrlichen Wider- 
ftand zu erfennen, ſo daß die Staatsbehörde militärifch einfchreiten 
zu follen glaubte.* Bayonnete aber ändern die Gefinnungen nicht; 
ed wurde daher zu andern Mitteln gegriffen. Seit 1819 beftand 
in Pruntrut ein Klofter von Urfulinerinnen, die fih als Lehr 
rerinnen und Erzieherinnen bethätigten; auf Bericht des Regie- 


* Amtsbericht des Regierungsrathes an den Großen Rat. 
25 * 
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rungdrathed bob der Große Rath die Korporation auf (9. Fer 
bruar 1849); wegjagen aber fonnte er die Frauen nicht, weil 
fie Kantonsbürgerinnen waren, Abgefehen von erwähnter Beran- 
laffung zu jenem Aft wurden ald Motive angeführt: es gehöre 
jener Frauenorden zu den „Affiliirten® der Jeſuiten; Plöfterliche 
Anftalten feien überhaupt nicht mehr zeitgemäß und es hätten 
fih deshalb die Miteidgenoffen befremdet, daß Bern jened Klofter 
nicht fofort nah dem Sonderbundäfrieg aufgehoben habe; fo 
fagte der Berichterftatter Smoberfteg. Eben im beiten Zuge ftredte 
der profane Sinn der Regierenden auch die Hand aus nach dem 
Inſtitut der Schweftern von St. Vinzenz de Paul, das feit dreißig 
Jahren in St. Urfiz aus ſechs Lehrerinnen beftanden, ohne daß 
es je Anlaß zur geringften Klage gegeben hätte, dann auch nad 
‚ einigen barmherzigen Schweftern, welche mufterhaft und mit un- 
übertrefflicher Hingebung während achtzehn Jahren eine Armen- 
anftalt im Schloffe zu Pruntrut beforgt hatten; „man ift diefer 
Schweſtern fatt“, fagte der in Bezug auf Geift und Wefen milder 
Anftalten fatholifcher Gründung ganz und gar unwiffende Im⸗ 
oberfteg, „man muß mit einem Schlage der Gefchichte ein Ende 
maben“, So vernichteten proteftantifche Mehrheiten die den Ka— 
tholifen im Jura liebften und theuerften Anftalten; von den Ab- 
geordneten jenes Landestheils hatte nämlich auch nicht einer für 
jene Maßnahmen geftimmt. Unter den Proteflanten hat Blöfch 
auch in diefer Angelegenheit ehrenvolle Ausnahme gemacht; bei 
jpätern Refurfen wagte er, in trefflicher Nede für die Berfolgten 
einzuftehen. Waren die Fatholifchen Inſtitute mißfälig, fo nahm 
der Große Rath dagegen fein Bedenken, feine Gunft den Iſrae— 
liten zuzuwenden; wenige Monate nad) obigen Verhandlungen 
ertheilte er dem Profeffor Valentin, der jener Klaffe von Be- 
wohnern angehörte, unentgeltlih das Kantonsbürgerreht. In 
greiburg waren zu diefer Zeit zweiundzwanzig Fatholifhe Pfarr 
geiftliche durch die weltliche Gewalt von ihren Pfründen verdrängt. 
An mehren Orten der Schweiz murden in Faftnachtsfpielen 
fatholifche Gebräuche, Prozeffionen und Aehnliches, dem öffent: 
lihen Hohne preisgegeben. Waadt plünderte mittelbar die auf 
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feinem Gebiete gelegenen Klofter- und Stiftgüter von Wallis unter 
dem befannten Vorwande, auf ſolche Weife für die von jenen 
Gütern nicht fallenden Handänderungsgebühren Erfaß zu erhalten; 
man Flagte damals aus Wallis, daB im Laufe von fieben Jahren 
der Staatäfaffe von Waadt dur jened Mittel Fr. 40,000 zu: 
gewendet worden feien; ald Einreden gegen die Zahlung erfolgten, 
wurden die Güter mit Befchlag belegt.* 

Aber auch die Einrichtungen und Rechte der evangelifchen 
Konfeffionggenoffen waren mancherlei Unbill und Angriffen aus 
geſetzt. Im Kanton Waadt, wo der Große Rath im Sinne der 
„permanenten Revolution erneuert worden, wurden Verſamm— 
lungen von Genofjen der „freien Kirche* felbft während der hei— 
ligen Woche (am hohen Donnerftag und am Charfreitag) brutal 
aufgelöfet. Gleichen Geiftes erließ der Große Rath diefed Kantons, 
auf Vorſchlag der Regierung, ein neued Defret, welches alle relis 
giöfen Berfammlungen außer der „Nationalfirche® verbot, dem 
nah im Namen der waadtländifchen „Demofratie" der Berfol- 
gung in Religiondfahen neue Nahrung und Autorität verlieh 
(Juni). In Bern befchäftigte fih die Staatdgewalt mit dem Ber- 
fauf der Pfarrgüter, gegen welchen die proteftantifche Geiftlichfeit 
fruchtlos mit einer Denkfchrift aufgetreten war. Sie hob durch Will- 
füraft das Eigenthumsrecht auf Kirchenftühle auf und wollte nicht, 
daß ferner eigene Stühle für die Beamteten angewiefen bleiben, 
was die Geiftlichkeit dahin deutete, daß das Beamtenthum fich 
beftmöglih vom Kirchenbefuch felbit difpenfiren wolle; bei den 
Wahlen in die Schulfynode wurden nur noch zwei Pfarrer 
gewählt. 

In Neuenburg wurde dad evangelifche Kirchenmwefen einer 


* Ueber die Waadtländer Finanzkunft war Freiburg nicht weniger unzu⸗ 
frieden als Wallis. Ohne Zweifel um den Klagen diejer beiden Kantone zu be= 
gegnen, verordnete ein Großrathädefret von Waadt (vom 18. Januar 1849): 
ed feien genannte beide Kantone verpflichtet, die fraglichen Klofter- und Stift: 
güter fpäteftens binnen vier Jahren zu verkaufen. Ueber diefe neue Verfügung 
Magte dann Freiburg; diefer Umftand und die Erwägung, daß jenes Defret 
den Zweck nicht erreicht habe, führten den Großen Rath von Waadt zu neuem 
Beſchluß, welcher den vorangegangenen zurüdnahm (1. Februar 1850). 
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völligen Umgeftaltung unterworfen. Laut Föniglihem Berfaffungs- 
eid vom Jahr 1707 gehörte zu den Grumdredhten ded neuenbur- 
gifchen Volkes: daß die Korporation der Geiftlichen (la Compagnie 
des pasteurs) geſchützt bleibe im Recht, ihre Mitglieder zu wählen, 
zu wechſeln, einzuftellen und abzufegen, fo wie im Rechte, neue 
Kirchen (Pfarreien) zu errichten. * Die Eöniglihe Berfaffungss 
urfunde vom 18. Juni 1814 beftätigte alle von jemer Korpo- 
ration (in neuerer Zeit „la venerable Classe® genannt), erwors 
benen Rechte, mit mörtlicher Anführung des Obigen. Unter 
Berufung auf mehrere Artifel der demofratifchen Berfaffung vom 
Jahr 1848 erließ der Große Rath am 20. November al. J., 
allen Einfprachen und Borftellungen der Geiſtlichkeit entgegen, 
eine ganz neue Kirchenorganifation für die proteftantifche Bevöl—⸗ 
ferung, welche alle ältern Rechtsverhältniſſe aufhebt, als oberfte 
Kirchenbehörde, unter Oberhoheit der Regierung, eine Synode 
von 32 Mitgliedern, 13 geiftlihen und 19 weltlichen, aufftellt, 
gefammte Geiftlichkeit einer neuen Wahl unterwirft, dad Wahl- 
recht den Kirchgemeinden verleiht und die jeweilige Amtsdauer 
der Paftoren auf ſechs Jahre befchränft. So wurde in Neuenburg 
das proteftantifche Kirchenmwefen abhängig von der. weltlichen Ges 
walt, ganz im Gegenfas zum Kanton Genf, mo es ſechs Fahre 
vorher Selbftftändigfeit errungen hatte. An zwei Sonntagen im 
Januar waren gefammte Pfarrwahlen vorzunehmen. Das Bolt, 
wenn auch unzufrieden, verhielt fih im Ganzen ruhig. Nur in 
Berriered trat am- Vorabend des 21. Januar, des erſten Wahl- 
taged, aus andern Urfachen, bei einer Gemeindeverfammlung 
Störung ein. Achnliches in der Stadt Neuenburg am Wahltage 
felbft. Unter den Wiedergewählten war der verdiente Pfarrer 
Guillebert, obwohl er fchriftlih abgelehnt hatte. Ein langer Zug 
von Bürgern, der fich nachher zu ihm begab, ihn perfönlih um 
Annahme zu bitten, wedte die Beforgniß der Regierung, daß ein 
Handftreih auf das Schloß drohe. In der untern Stadt fanden 


* Histoire populaire du pays de Neuchätel, par Louis Junod, 
pasteur, Neuchätel, 1863. ©. 220, 
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Abends, in Folge von Provofationen bald der einen, bald der 
andern ‘Partei, die fich gereizt gegenüberfianden, Sclägereien 
ftatt, die das Einfchreiten der Polizei hervorriefen. Dort, dann 
in Berriered und Locle, wollte man die Rufe „vive le Roi“ 
vernommen oder alte (auch preußiiche) Kofarden und andere Ab- 
zeichen wahrgenommen haben. Die Regierung mwitterte nun ein 
Komplott, rief, ſtatt der zuerfi in Anfpruch genommenen Frei- 
willigen, zu ihrem Schuge Miligen vom Lande herbei, erließ 
fharfe Mahnung an die Unzufriedenen, erinnerte fie, daß die 
neue verfaffungsmäßige Ordnung unter Garantie ded Bundes 
ftehe (Proflamation vom 25. Januar) und berief den Großen 
Rath ein. Diefer gab der Regierung Vollmacht zu verlängerter 
Aufftelung der Truppen, machte die fchuldigen Gemeinden und 
Sndividuen für die in diefem Fall erlaufenen Koften verantwort— 
lich, überband für fünftige Fälle von Aufitand oder Ruheftörung 
die Haft für erlaufende Koften den Gemeinden unter Vorbehalt 
des Nefurfes gegen die einzelnen Schuldigen, ermächtigte den 
Staatsrath zu beliebigen Ausnahmsverfügungen und beauftragte 
ihn endlich, das Kriegsmaterial in geeignete Zofalitäten des Kan— 
tond zu verlegen. Ein gleichzeitiger Großrathsbeſchluß verbot 
das Tragen alter neuenburgifcher oder preußifcher Farben und 
anderer Abzeichen und Fahnen, bedrohte die Widerhandelnden 
mit Gefängniß und Geldftrafe, Kantondfremde darüber mit polis 
zeilicher Wegweifung. Alle diefe Borgänge machten viel Auffehen; 
fie führten aber nur zur neuen Erhärtung der Wahrheit, daß in 
der Republif eine Regierung ohne Mehrheit die erfte Unordnung 
felbft und dann die Urfache aller übrigen Störungen iſt. Der 
Staatsrath beftellte eine Kommiffion aus feiner eigenen Mitte, 
die eine weit ausgedehnte Unterfuhung führte, aber nichts her— 
ausfand als vereinzelte unmefentliche Vergehen. Bon einem Kom⸗ 
plott feine Spur. Gleihwohl wurde ein Theil des Kriegämate- 
riald aus dem Neuenburger Zeughaus auf das Land verlegt; 
Berriered war längere Zeit befeßtz dort und in der Stadt wur- 
den die Konfervativen vorzugsweiſe mit Einquartierung belegt. 
Die öffentliche Stimme konnte ſchwer nur und unvollfländig zum 
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Mort fommen, denn ſchon in den erften Tagen diefer Zerwürf— 
niffe war von fogenannten Patrioten eine Druderei in der 
Stadt, aus welcher mißfällige Brofchüren hervorgingen, über: 
fallen und um eine bedeutende Summe befchädiget worden. Was 
übrigens die Kirchenordnung betrifft, wurde fie durchgefeßt, aber 
Guillebert blieb bei feinem Entfhluß, da ihm fein Gewiſſen nicht 
geftatte, ferner ein Amt in einer Kirche zu befleiden, die ſich ihrer 
bisherigen Unabhängigkeit durch einfeitige Verfügung der Staats» 
gewalt beraubt fehe. Der gelehrte Profeffor de Wette in Bafel 
fchrieb damals: „Ich kann nicht wiffen, was das Schickſal unferer 
theuren proteftantifchen Kirche fein wird. Es fehlt und an einem 
hriftlichen Leben im Ganzen, an einer lebendigen, Achtung ger 
bietenden, Schub und Pflege gewährenden Kirche, und das dar= 
um, weil unfere Theologie feit der Reformation fich zu ausfchließ- 
fih im Gebiet der Erfenntniß, im beften Fall der gemüthlichen 
Erbauung bewegt und den Schritt in das Leben nicht zu thun 
gewagt hat. Das Chriſtenthum muß Leben und That werden; 
— — — mehr als fieben und abermals fieben Plagen werden 
ung lehren müffen, wo das wahre Heil zu fuchen fei.* 

In Biel ftarb, im Alter von bloß 53 Fahren, der geweſene 
Schultheiß von Bern, Karl Neuhaus, in Unmuth über bittere 
Lebenserfahrungen, den er gelegentlich einem Vertrauten mit den 
Morten geäußert hatte: „leider habe ich meder meine Freunde 
noch meine Feinde gefannt!* Sein Gegner, Profeffor Wilhelm 
Snell, wurde nach längerer Geduldprobe im Eril, von den Bes 
hörden Bern’d wieder in Gnaden aufgenommen. 

In St. Gallen war das Beftreben der radifalen Regierung 
unabläffig auf Befeftigung ihrer Macht gerichtet. Jedermann hatte 
geglaubt, daß es an den breit angelegten Dftober-Progeduren genug 
gewefen wäre. Doch nein! Plöglich trat der Landammann felbft, 
Ferdinand Eurti, in Altftätten ald Unterfuhungstommiffär auf, 
ließ den Bezirfgammann des Oberrheinthals, Johann Zündt, in 
Haft feßen, behielt ihn zu großem Auffehen im Bolf in einem 
Gafthaus unter Polizeiauffiht von zwei Landjägern als Gefan- 
genen zurüd und verhörte ihn Tag und Nacht. Ein dienfteifriger 
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Zuträger Hatte dem Regierungsrath Weder die angebliche Ab- 
fehrift eined konſervativen Wahlaufrufes, den jener Bürger im 
Frühjahr 1847 erlaffen haben follte, zu Handen geftellt, Weder 
die Sache dann vor die Regierung gebracht, in Folge deffen jene 
außerordentliche Unterfuchung angeordnet worden. Erwägend, daß 
Zündt „felbft fanatifirt® gewefen, „darum auch der Thatbeftand 
eines wirklich verübten Verbrechens nicht ald vollflommen erhoben 
angefehen werden“ könne, wollte fich die Regierung begnügen, 
den Angeklagten, weil er fich auf unerlaubte Weife in die Wahlen 
gemifcht und dadurch die unbefangene Stellung als erfter Bes 
zirfsbeamte vermwirft habe, in feinem Amt einzuftellen. Es war 
dieß thatfächlich eine Amtsentfegung, weil nicht gleichzeitige Ueber— 
weifung an den Richter verfügt wurde, welche dem Angeklagten 
Gelegenheit zur Bertheidigung gegeben hätte. Aber auch die Recht 
fertigung vor der Adminiftrativbehörde wurde dem fchwer Anges 
flagten verfagt: er verlangte zu jenem Zweck unverweilt bei der 
Regierung Einfihtnahme in die Akten; ed wurde ihm ſolche aber 
verfagt. Jener Wahlaufruf hatte übrigens nichtd anderes enthalten, 
ale was Jahr aus Fahr ein über und gegen den Radikalismus 
ſchon zehnmal gefchrieben worden war, und in diefem Fache der 
Wahlprogramme übten. die“ Führer der Radikalen nicht geringere 
Birtuofität ald ihre unwilltommenen Gegner. Mit erzählter Nach— 
lefe aus dem Frühjahr 1847 kam die Regierung dem Frühjahr 
1849 zu Hülfe. Wenige Wochen nachher folgte nämlich die 
Sintegralerneuerung ded Großen Rathes; auf dem Oberrhein» 
thaler Landsgemeindſtuhle war der fufpendirte Bezirfdammann 
nicht zu fehen; dort und in andern Bezirken ergaben fich radi- 
ale Wahlen im Weberfluß. Im Jahr 1845 waren die Parteien 
fib im Großen Rath gleich geftanden; im Jahr 1847 hatte 
Gafter die verhängnißvolle Heine Mehrheit für die Radikalen 
gebraht; im Jahr 1849 fianden letztere nun mit impofanter 
Meberlegenheit an Stimmen im Großen Rath. Durchgreifender 
denn je trat die Partei nun auf. Bon den eilf Mitgliedern des 
Kantonsgerichtd entfernte fie fieben der bewährteften und ange: 
fehenften Richter, faft ausfchließlih nur aus dem Grunde, weil 


— 394 — 


fie fonfervativer politifcher Richtung bezüchtiget waren, mit andern 
Worten ihre Unabhängigkeit nicht an die herrfchende Strömung 
hatten aufgeben wollen. Es waren die vieljährigen Richter Johann 
Baptift Müller, Wegelin, Karl v. Gonzenbach, Höfliger, Mathis, 
Sulfer und Mettler, Männer, die durch unparteiifche und felbft- 
ftändige Ausübung des Richteramted das allgemeine Zutrauen 
erworben und ſolches auch verdient hatten. Nie war früher in 
St. Gallen bei Beftellung der oberſten Gerichtöbehörde ein fold 
ausfchliepliched Berfahren zur Anwendung gekommen. 


Zweiter Abjchnitt. 


Das zerfprengte badifche Revolutionsheer in der Schweiz; Ausweijung der 
Führer. Der Büfinger Handel und das große Aufgebot. Außerordentliche 
Seffion der Räthe. Verfaffungsrevifionen in mehreren Kantonen; Bornhaufer’s 
Schwanengejang. Die Räthe abermals verfammelt. inleitung der Münz- 
zentrafifation; das Sträuben des fehweizerifchen Dften gegen den franzöfifihen 
Münzfuß. Neue Militärorganifation. Die Demolition der Feflungswerfe von 
Genf. Die Kantonalfouveränetät gegen die Aufhebung der Militärfapitulationen. 
Klagen und Wünſche aus den Kantonen Freiburg und Schwyz. 
(Bon- Mitte bis Ende 1849.) 

Die Siege Radetzky's hatten Ruhe in die Grenzverhältniffe 
der füdlichen Schweiz gebracht. Anders verhielt ed fih an der 
deutfchefchweizerifchen Grenze im Norden. Deutfchland war noch 
immer in Berfaffungswehen begriffen, hatte vom Parlament in 
- Frankfurt eine Reichöverfaffung erhalten, welcher durch Preußen, 
Sachſen und Hannover die fogenannte Dreifönigäverfaffung ent» 
gegengeftellt wurde. Das ſüdweſtliche Deutfchland, namentlich 
Rheinheffen, die baierifche Pfalz, das Volk in den badifchen 
Landen, ſchwärmten für Einführung der Reichöverfaffung, Viele 
zugleih für die NRepublif. Die Bande der Ordnung und der 
Gefeglichfeit waren bei dem Bürger, jene der Difziplin bei den 
Soldaten gelöfet. Sm Mai 1849 war die baierifche Pfalz im 
Aufftand und hatte ihre proviforifche Regierung. Baden folgte. 
Abgeordnete der über das ganze Land verbreiteten Volfövereine * 
fegten in Offenburg einen Landesausſchuß ein, Raſtatt überging 
duch den Abfall der großherzoglichen Truppen in revolutionäre 
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Gewalt. Der Großherzog entfloh in der Nacht vom 13. auf den 
14. auf den Rath ſeiner Miniſter aus Karlsruhe; ihm auf dem 
Fuße folgte der Landesausſchuß nah der Hauptſtadt und über- 
nahm die Regierung, fam aber bald zur Weberzeugung, „daß 
fein Regiment nichts tauge“ * und wählte deßhalb eine provi- 
forifhe Regierung von fünf Mitgliedern, Lorenz Brentano an 
der Spike, auch Franz Sigel. Guſtav v. Struve, der aus den 
Gefängniffen von Raftatt befreit worden, und Heinzen machten 
durch einen „Clubb des entfchiedenen Fortfchritteg auch diefer 
Regierung Oppofition, trieben fie zum Aeußerſten und verlangten 
indbefondere, „daß dem berühmten Feldheren Mieroslamäfi fobald 
als möglich, bis dahin aber dem wackern Sigel, der Oberbefehl 
über die vereinigten badifchen und pfälzifchen Heeres übergeben 
werde. 

Während diefen Ereigniffen und theilmeife ihnen vorans 
gehend, war unter den deutfchen Flüchtlingen und andern Deut- 
fhen in der Schweiz die rührigfte Betheiligung fichtbar. Alles 
‘ amtlichen Einfchreitend der Bundes- und Kantonalbehörden un- 
geachtet, welches, wie leicht wahrzunehmen war, ſtets mangelhaft 
geblieben, hatte die deutfhe Propaganda in der Schweiz ihr 
Wefen nicht geändert, ihre Umtriebe nicht aufgegeben. Ihr Haupt- 
fig war noch immer in Biel, obwohl eine Petition ruhiger Bür— 
ger dafelbft bei dem Bundesrathe mit dem Begehren eingefommen 
war, daß dem Unweſen ein Ende gemacht werde. Es wiederholte 
ſich, was man ſchon ein paar Mal gefehen: die für die deutfche 
Revolution fchwärmenden Deutfchen zogen in Kleinen Schaaren 
durch die Schweizerftädte, namentlich der weftlihen Schweiz, über 
den Rhein; Beder und Schüler, beide neue Berner Bürger, der 
legte ſelbſt obrigfeitlicher Poftmeifter, eilten ebenfalld hinüber, 
Schüler mit Hinterlaffung von Schulden. Ein mohlbrevetirter 
bafellandfchäftlicher Oberftlieutenant Buſer bethätigte fih, um 
dem badifchen Heer ein Bataillon fchweizerifher Scharfſchützen 
zuzuführen. Welcher Geift in den deutfchen Freifchärlern mwaltete, 

* Die deutfche Revolution mit befonderer Rückſicht auf die badifche Mevos 
Iutions-Epifode. Bon Florian Mördes, geweſenem Minifter. Herisau; 1849, 
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dad verfündeten fie felbft. In Biel hatten fie ein Blatt, zuerft 
die „Revolution, dann die „Evolution“ benannt, ausgegeben. 
Diefem Blatt legten fie ihr Umfturgmanifeft bei, aus dem hier 
einige Stellen folgen. Bon Frankreich hinweg den Blick nad 
den Magyaren wendend fagten jene Weltverbefferer: „Die Revo- 
Iution hat fi) vom Welten ab» und dem Oſten zugemwendet, und 
ſchickt ſich jest an, in gewaltigem Lauf ihrer Heimath mieder 
zuzueilen. Wenn fie auf ihrer Reife um die Welt den Weften 
wieder berührt, wird man fie nicht wie das erftemal nad ober> 
flächlicher Begrüßung und mit geheimem Entfegen verlafjen, fon- 
dern mit aller Kraft fefthalten und in die tieffte Schichte des 
Volkes hinabfenken , damit fie von dort aus einen neuen Staat 
und eine neue Menfchheit emporwühle*. Folgt die Beleuchtung 
aller deutfchen und franzöftichen Halbheiten und die Erörterung, 
daß nicht die Februar-, fondern die Juniustage von Parid der 
Ausgang der wahren und ganzen Revolution feien: „hr größter 
Erfolg ift unzweifelhaft die Einficht, daß wir auf dem allmäligen 
ruhigen Wege der Reformen nicht einen Zoll breit Landes zur 
Realifirung unferer Zwede und Pläne gewinnen; daß wir Fein- 
den gegenüberftehen, denen alle Mittel zur Unterdrüdung unferer 
Partei recht find, und denen wir deßwegen auch mit allen Mit- 
teln, mit aller Schonungd- und Rüdfichtslofigfeit entgegentreten 
müffen; daß es einen Vernichtungdfampf der einen oder der ent- 
gegengefegten Partei gilt; daß mir erſt nach vollftändiger Unter: 
wühlung und Zertrüämmerung aller jegigen gefellfchaftlihen Zu— 
fände die Grundfäge unferer Partei verwirklichen können.“ Ale 
oberfien Grundſatz erflärt fodann das Manifeft: „Die Allmacht 
des Staates über alle öfonomifhen und gefellfchaftlichen Ver— 
hältniſſes; alle Produktion, induftrielle und agrifole, ſoll in die 
Hände des Staated fommen. Die Umgeftaltung der jegigen ge- 
fellfchaftlihen Zuftände foll aber „durch eine Umgeftaltung der 
Bildung, der Erziehung und des Unterrichts begründet und 
dauernd gemacht werden. Die Erziehung und der Unterricht müffen 
alfo aller religiöfen Unklarheiten und Ueberſchwänglichkeiten ent- 
Heidet werden. Ihr einziger Zwed ift, den Menfchen zum Zu- 
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ſammenleben mit andern zu befähigen. Die Religion, welche aus 
der Geſellſchaft verdrängt werden muß, ſoll aus dem Gemüth 
des Menſchen ſchwinden.“ — — „Die Revolution vernichtet die 
Religion, indem fie die Hoffnung auf den Himmel durch die Frei- 
heit und Wohlfahrt Aller auf Erden überflüffig macht. Wir 
berüdfichtigen deßhalb die religiöfen Kämpfe und Beftrebungen, 
die Bildung freier Gemeinden u. f. w. nur infofern, mie unter 
veligiöfer Freiheit die Freiheit von aller Religion verftanden wird. 
Wir wollen nicht die Freiheit des Glaubens, fondern die Noth— 
wendigfeit des Unglaubens. In diefer wie in jeder andern Bes 
ziehung fuchen wir vollftändig mit der ganzen Vergangenheit zu 
brechen.“ Ferner: „Wir fehen in der bevorftehenden Bewegung 
nicht die Revolution eined Landes, fondern die der ganzen zivili— 
firten Welt. Nah einigen meitern Stellen über die wirklichen 
Zeitereigniffe liest man noch Folgendes: „Während diefe Zeilen 
ſchon gefchrieben find, hat die Revolution ſchon begonnen. Die 
Proletarier werden die Revolution, die Hinterlaffenfchaft der fter- 
benden Bourgeoifle, übernehmen. Sie werden mit all ihrer Kraft 
die Revolution fefthalten und permanent machen, bid daß die 
Menfchheit die neuen Bahnen, in welchen fie ihr Ziel, die all- 
gemeine Freiheit und Wohlfahrt, in fchnellem Lauf erreichen Fann, 
gefunden bat,“ 

Solche Weltverbefferung verfündete und betrieb man von 
der Schweiz aus: Zertrümmerung aller beftehenden öffentlichen 
Inftitute, Berfhlingung alles Privateigenthums, befonders dort, 
wo es fih in den Händen Einzelner einigermaßen angehäuft hat, 
Eriftenz der Maſſen auf Rechnung der geiftigen Stellung und 
materiellen Erfparniffe der höher Begabten, gefellfchaftlihe De— 
ſpotie im Namen und durch die jeweiligen Führer diefer Maſſen, 
Bernichtung der moralifhen Stützpunkte, Berthierung des Men- 
ſchen und Bürgers in religiöfer Hinficht durch Ausrottung allır 
Hülfsmittel und Grundlagen der Religion mit ihr ſelbſt; — mit 
einem Worte: den nadten Kommunismus im häßlichften Verband 
‘ mit der Nuchlofigkeit; das iſt's, was die Revolution ganz Europa, 
Deutfchland, Frankreich, Italien und der Schweiz zumal, bringen 
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follte und wollte. Mit den Manifeften waren die Handlungen in 
Uebereinflimmung, und für eben foldhe Revolution war noch 
furz vorher ein Aufruf zum bewaffneten Zuzug der Schweizer 
nah Baden, zur Lieferung von Waffen und Munition erlaffen 
worden, „für den Krieg, der nur enden wird mit der Dernichtung 
der füämmtlichen Throne Europa’3°.* Die gleiche Umfturzpartei war 
ed, welche nad dem erften Ausſpruch des Ständerathes gegen 
Aufhebung der Militärkapitulationen mit Neapel in einem Berner 
Blatt („der Unabhängige“ genannt) über die Mitglieder der Mehr: 
heit jener Behörde folgendes Urtheil fällte: „Bor Allem nennen 
wir alle Diejenigen, die den Beichluß des Ständerathes, der die 
Nichtaufhebung der Militärfapitulationen ausfpricht, zu Tage für 
dern halfen, Verräther an der fchmeizerifchen Republik, Menfchen, 
die uneingedenf ihres Amtes „„die Ehre und Würde der Schweiz 
zu wahren“, gewiffenlos das ihnen geſchenkte Vertrauen miß- 
braucht und verrätherifch zur Unterdrüdung der Freiheit ange- 
wendet haben“; dann zum Schluß: „Fir einftweilen aber hafte 
noch der Fluch aller freien Männer und das Brandmal des 
Verraths an ihren Mitbürgern, auf diefen Konffribirten des 
Galgens der Zukunft.“ 

Erwähnte Aufrufe haben weder die badifche noch eine andere 
Revolution gemacht; aber fie gelten ald Zeichen der Zeit. Das 
ganze Treiben der Partei wirkte flörend auf die Schweiz; von 
geringerer Bedeutung war ihre perfünliche Bethätigung bei dem 
Aufftand. In der oben angeführten Revolntiondgefchichte von 
Mördes ift „einiger hundert fogenannter Schweizer-Freifchaaren“ 
erwähnt, welche bis in's badifche Unterland gelangten und dort 
verwendet wurden; ob es wirkliche Schweizer oder deutfche Zu— 
züger aus der Schweiz waren, ift nicht geſagt; daß Bufer ein 
Korps zufammengebracht, davon gefchieht Feine Meldung; der 
Bundesrath verneint es; hingegen hat, nach feinem eigenen Be- 
riht, eine Anzahl Schweizer in verfchiedenen Korps an dem 
Kriege fich betheiliget, woran um fo meniger zu zweifeln, als 


* Aus der zu Bafel erjcheinenden „Nationalzeitung”. 
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viele friegägefangen wurden. In Folge des Aufftandes kamen 
zunähft Schaaren von Flüchtlingen, die vor der neuen Freiheit 
Sicherheit fuchten, in die Schweiz. Gegen die revolutionäre ba— 
difche Regierung rüdte Preußen mit ftarfer Heeresmacht vor, 
unterftügt durch ein Korps aus dem Großherzogthum Heffen. Am 
15. Juni begannen, nad) Befegung von Rheinbaiern, die Kämpfe 
an der badifchen Nordgrenze. Eine Rückwirkung auf die ſchweize— 
rifche Rheinlinie fehlen zu erwarten.* In Folge Schreibeng der 
Regierung von Bafel, welche auf diefen Umftand aufmerffam 
machte, beftellte der Bundesrath ein Militärfommando zu Bafel 
in der PBerfon des Oberften Kurz, zum Zwecke der Grenzüber- 
wachung „gegenüber dem allfälligen Andrange von bewaffneten 
und unbewaffneten Flüchtlingen und andern möglichen Even 
tualitäten“, mit Bollmaht zum Aufbieten einer beliebigen Anzahl 
Truppen aus den nächlt gelegenen Kantonen Bern, Solothurn, 
Bafel und Aargau. Dem Militärfommandanten wurde bald der 
Nationalratd Hanauer aus Aargau, dann Oberft Stehlin von 
Bafel ald Zivillommiffär beigegeben. Unterdeffen waren die 
Preußen in das Badifche eingerüdt und fchlugen den Polen 
Mieroslawski mit feinem badifchepfälzifchen Heere bei Waaghäufel 
am 22. Juni; die Truppen desſelben beftanden zwar noch mehrere 
Gefechte, vermochten jedoch die gänzliche Niederlage der Sache, 
für die fie fämpften, nicht zu verhindern. Es folgte ihr Nüdzug, 
ebenfo derjenige der proviforifchen Regierung und der „Eonfti- 
-tuante®, welche eine neue DBerfaffung für den badifchen Staat 
hätte ausarbeiten follen, zuerſt nah Offenburg, fpäter nad) Frei- 
burg. Die NRegenten, die Miniſter, die Bollörepräfentanten, die 
Heerführer befehdeten fich in wilder Verwirrung bunt durch ein- 
ander; die „Reaktion“, wie fie den gefunden Sinn der verſtän— 
digen Bürger des Landes nannten, trat überall hervor; Mieros- 


* Mährend der Ereigniffe in Baden ließ die Regierung von Bern in Lon—⸗ 
don für ungefähr eine Million franz. Franken amerifanifcher Fonds realifiren, 
um fie im Falle größerer Truppenaufgebote dem Bundesrathe zur Verfügung 
zu ftellen (Berner-Zeitung). Man ſchwärmte dort, wie oft ſchon, für große 
Truppenaufgebote, die dann auch nicht auöblieben, 
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lawski legte ſein Kommando nieder und verſchwand. Was an 
Truppen beiſammen blieb, zog unter dem Diktator Gögg und 
dem nunmehrigen General Sigel durch das Oberland an den 
Rhein, um in bequemſter Weiſe den nachjagenden Preußen und 
dem Unwillen des eigenen Volks zu entwiſchen. Ueber Baſel, 
Rheinfelden, Eglisau und Konſtanz rückten fie mit Waffen, gro— 
bem Geſchütz, Pferden und Kaſſen in die Schweiz herein, theils 
weiſe vielleicht in der enthufiaftifhen Meinung, ed merde diefelbe 
nachträglich für fie und mit ihnen in den Krieg gegen die Preußen 
ziehen. Sigel wenigſtens hatte ganz zutraulich dem auf Befehl 
des Bundesrathes inziwifchen an der Grenze erfchienenen zweiten 
Brigadefommandanten Oberft Müller eine Kapitulation vorge 
fchlagen folgenden Inhaltes: die Schweiz verpflichte ſich, ſämmt— 
lihe Truppen, welche in organifirten Abtheilungen erfcheinen 
würden, mit Waffen und Gepäd in ihr Gebiet aufzunehmen ; 
die Infanterie würde ihre Waffen an die fehweizerifchen Behörden 
abliefern und von ihnen verpflegt; dagegen würden die Kriegd- 
faffen der Schweiz überlaffen; die Artillerie würde ihre Waffen 
behalten; ebenfo bliebe die Kavallerie ein felbftjtändiged Korps; die 
badifchen Truppen ftellen ſich unter den Oberbefehl des eidgendffi- 
hen Truppenfommandanten und verpflichten fich, im Falle eines 
Krieges der Schweiz zu dienen, dagegen feinen mwillfürlichen Einfall 
auf außerfchweizerifches Gebiet zu unternehmen. Solches Anfinnen 
lehnte ein zürcherifcher Negierungsfommiffär an einer Zuſammen— 
funft mit Sigel in Lotftetten ab, worauf diefer fich bequemte, feinen 
Einzug in die Schweiz ohne weitere Bedingungen zu halten und 
fi hier entwaffnen zu laffen. In diefer Weife geſchah der Ein: 
marfch an den verfchiedenen Uebergangsftationen, meift zwifchen 
dem 8. und 12. Juli. Bor oder mit den einzelnen Abtheilungen 
rückten die revolutionären badifchen oder andern deutſchen Größen, 
unter ihnen auch der oft genannte Struve, wieder in das gaft- 
freie Schweizerland ein. Die Schweiz nahm in erwähnter Weife 
in mehrern einzelnen Kolonnen zwifchen 9 und 10,000 Mann 
Truppen mit 60 Kanonen und ungefähr 600 Pferden auf, zer 
fprengte Heeresrefte, welche man mit dem fonft für ein ganz 
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anderes Verhältniß geltenden Ausdrud „Flüchtlinge® bezeichnete, 
eine große Zahl Fleinerer Banden und Vereinzelte, auch die Un- 
bewaffneten, nicht gerechnet. Hätte irgend ein badifches Korps 
die Preußen in den Rüden nehmen: fönnen und. diefe an die 
Schweizergrenze gedrängt, fo wären fie hier zurückgewieſen wor- 
den und mit vollem Recht. Für die politifchen Freunde von 
Baden dagegen glaubte man eine Ausnahme machen zu können 
und enthob man ſich der firengern Auslegung der neutralen 
Stellung der Schweiz. * 

Daß auch Kriegsvolk aufgenommen werden folle und möge, 
das hatte der Bundesrath ſchon vorher zugegeben und angeordnet, 
denn dem erwähnten Zivilfommiffär hatte er unter Anderm die 
Inſtruktion gegeben, daß „jämmtliche Flüchtlinge zu entwaffnen“ 
und auf acht Stunden einwärt® zu interniren feien (3. Juli). 
Gleichen Tages ftellte er jenen zweiten Brigadier auf, von dem 
oben die Rede geweſen, und den Oberften Gmür von St. Gallen 
als Divifionär. Die im Dienfte befindlichen eidgenöffifchen Trup- 
pen beftanden zu diefer Zeit nur in drei Bataillonen Infanterie 
und zwei Kompagnien Scharfjhügen; die Brigadierd hatten in- 
zwifchen Vollmacht, fie nach Ermefjen zu vermehren. In Bafel 
und an andern Grenzorten hielt man diefe Anordnungen gleich- 
wohl nicht für genügend; in den Augen ded Bundesrathes mod) 
ten fie ed aber fein, weil er fih von vornherein auf den Stand» 
punft geftellt, Bewaffnete wie Unbewaffnete auf Schmweizergebiet 
einzulaffen. Bei dem gemeldeten Andrang von fremdem Kriegs— 
volt boten Zürich und Thurgau ſelbſt Truppen auf. 

Kaum waren die bewaffneten Flüchtlinge in der Schweiz und 
hatten auch Kanonen und Militärpferde am fchweizerifchen Afyl 
Theil genommen, fah fich der Bundesrath genöthiget, den Revo— 


* Die badifchen Führer hatten die Schweiz gewiffermaßen als einen Theil 
ihres Operationsgebietes angefehen. Mördes erzähli: „Nach einigen Tagen fam 
auch Gögg mit Sigel in’3 Oberland gezogen, um von da nad der Schweiz zu 
gehen. Die Schweizerbehörde erhielt Munition, Waffen, Artillerie u. ſ. w. über: 
geben. Gögg fagte mir, er habe einen ehrenvollen Rückzug nehmen wollen.’ 
S. „Die deutfche Revolution u. |. w.” S. 307 und 308. 
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Iutionshäuptern auf den Leib zu gehen. Mit einer Reihe von 
Erwägungsgründen verordnete er die Ausweiſung der „politifchen 
und militärifchen Chefs“, fo wie auch „der andern Hauptführer, 
welche fich bei dem neuerlishen Aufftande in Rheinbaiern und im 
Großherzogthum Baden betheiliget haben“; verftanden waren in 
diefem Befchluß alle Jene, welche Mitglieder einer proviforifhen 
Regierung oder anderer derartiger Behörden geweſen: Zi, Bren- 
tano, Struve, Gögg, Werner, Fieler; die militärifchen Chefs 
Louis Mieroslawsky, Sigel, Doll, Merſy, Blenker, Willich, Ger: 
main Metternich; Andere noch vorbehalten, welche eine einfluß- 
reihe Stellung bei dem Aufftand eingenommen und die der 
Bundesrath fpäter bezeichnen werde. Und nochmals befahl er 
au die Ausweifung von Heinzen, Friedrich Neff, Löwenfels, 
G. Thielmann und aller Jener, welche an dem „Einfall in das 
Großherzogthum Baden“ im September 1848 Theil genommen 
hatten (16. Juli). Diefer Wegmeifungsbefhluß warf Staub auf; 
die verzogene Preffe lärmte in eingewöhntem Ton; felbft einige 
Kantonsregierungen, unter ihnen Bern, wollten in demfelben ein 
Aufgeben der bisherigen Grundfäge über das politifche Aſyl er- 
bliden; der Bundesrath ließ fih dephalb am 20. Juli zu einer 
Berantwortung durch Kreiöfchreiben herbei, in welchem er die 
beruhigende Berfiherung gab, daß es fich Feineswegs um Aus- 
lieferung der betroffenen Individuen an ihre Landesregierung 
handle, fondern daß er felbft bemüht fein werde, für diefelben 
einen andern Zufluchtsort zu ermitteln. 

Ein unbedeutended Greigniß veranlaßte bald ganz außer- 
ordentliche Verfügungen. Eine Kompagnie Heffen (170 Mann) 
hatte Befehl, von Konftanz rheinab das badische Dorf Büfingen, 
ganz von Schaffhaufer-Gebiet und dem Rhein umfchloffen, zur 
Bornahme von Erefutionshandlungen zu beſetzen; diefe mili- 
tärifche Expedition, die ohne Boranzeige an das fchweizerifche 
Brigade-Kommando ftattfand, führte jene Mannfchaft auf zwei 
Streden durch Schweizergebiet, weil dort beide Ufer ded Rheine 
Schmweizerifch find. Schweizeriſcherſeits ſah man im Gefchehenen 
eine Grenzverlegung, und es war wirklich eine folche. Die Rüd- 
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fehr des Dampfbootes wurde für einftweilen unterfagtz; eine Ber- 
fändigung über den Rückmarſch der Heſſen aus Büfingen zu 
Land über Schweizergebiet auf das badifche fam nicht alfogleich 
zu Stande. Plöglih fah nun der Bundesrath eine gefährliche 
Situation vor fih; „mit Nüdfiht auf die Möglichfeit weiterer 
ähnlicher Ereigniffe, auf die Unzulänglichkeit der gegenwärtigen 
Grenzbedeckung, auf die ftetd zunehmende Vermehrung der deut- 
hen Truppen an unferer Grenze und die daherige Beunruhigung 
unferer Bevölkerung“, * beichloß er, inbegriffen die ſchon im 
Dienfte ftehenden Bataillone, ein Aufgebot von 24,000 Mann 
in drei Divifionen, ftellte gleichzeitig das ganze übrige Bundes- 
Eontingent aller Kantone und die Landwehr der nordöftlichen 
Kantone auf Piket, forgte für Beftellung der Divifionsftäbe und 
des Generalftabes und berief die Bundesverfammlung auf den 
1. Auguft. Diefer Verfügung mar augenblidlicher Kriegslärm 
vorangegangen, eitled Gerede, daß es feitend des deutfchen Heeres 
auf die Schweiz abgelehen ſei; thatfächlih und mit ruhigem Blicke 
fonnte man nichts anderes wahrnehmen, ald daß Preußen die 
Revolution im deutfchen Süden niederwarf, damit fie nicht auch) 
den deutfchen Norden ergreifen könne. 

Die Repräfentanten des Volks und der Stände trafen will» 
fährig in der Bundesftadt ein, welche während ihrer frühern An— 
weſenheit und unter ihrer feftlihen Mitwirkung (12. Mat) dur 
die Statue Rudolphen von Erlach's, des Helden von Laupen, 
auf dem Münfterplage gefhmüdt worden. Efcher fprach zum Na— 
tionalrath: „Eine unterlegene Armee ift, von ihrem Befieger bis 
an unfere Grenze verfolgt, auf unfer Gebiet übergetreten, um auf 
demfelben jene ſchützende Zufluchtftätte zu fuchen, welche Die Schweiz 
von jeher politifhem Unglüde gewährt hat." Bon feiner erheb- 
lichen Seite her fei die Anficht geltend gemacht worden, als hätte 
die Schweiz diefe Maſſe von Unglüdlichen nicht aufnehmen, 
„Iondern vor die Feuerfchlünde ihrer Befleger zurückweiſen follen. 
Die Eidgenoffenfchaft hat dadurch ihre Neider, welche glauben 


* Bericht des Bundesrathes an die Bundesverfanmmlung, vom 29. Juli. 
26 * 
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machen möchten, fie wiſſe fich in ihrer Politif nicht über den 
Standpunkt des Eigennupes zu erheben, neuerdings vor aller 
Welt zu Schanden gemacht‘. Der Redner fchilderte im Fernern, 
wie hohe Gefahr vorhanden gewefen, daß der Kampf an der 
Grenze noch einmal entbrenne, ſich felbft auf fchweizerifchen 
Boden hinüberziehe; daß auch für den entgegengefegten Yall 
„rechtzeitig fräftige Maßregeln an der Grenze zur Wahrung der 
fchweizerifhen Intereſſen ergriffen werden“ mußten. Dann fuhr 
er fort: „Und als der Mebertritt von Taufenden wirklich erfolgt 
‘ war, nachdem fie einen großen Theil des Arfenald eines angren- 
zenden Staates mit ſich auf fchmweizerifchen Boden gebracht; ale 
fremde Truppen die ganze nördliche Grenze der Schweiz befepten 
und in folge deſſen Berwidelungen ernfter Natur entftanden, 
und als endlih an verfchiedenen Punkten in der Nachbarfchaft 
der Schweiz Truppenzufammenzüge flattfanden, die eine befondere 
Beziehung auf die Eidgenoffenfchaft haben fonnten“, war vollends 
der Augenblid gefommen, die Hauptvorzüge der neuen Bundes- 
verfaffung, „das Beftehen einer mit weit gehenden Befugniffen 
ausgerüfteten Zentralregierung“, recht fühlbar zu machen. Am 
Schluß die Mahnung, perfönliche Fehden zu meiden und fi 
gegenüber dem Auslande der Einigung zu befleißen. 

Der Beriht des Bundesrathes (vom 29. Zul) umfaßte 
in ruhiger Darftellung alle Berlegenheiten der Zeit: wie er die 
Werbung fchweizerifher Scharfihügen für Baden unterfagt habe, 
der Zuzug auf Einzelne ſich befchränft, eine befondere Schweizer: 
legion nicht zu Stande gefommen ſei; warum er, der Bundes» 
rath, die Aufnahme der Flüchtlinge nicht verboten habe, „weil 
(nämlich) ihre Lage Gefahr drohte und weil es graufam gemwefen 
wäre, unter diefen Umftänden den Eintritt zu verfagen®; wie er 
auf Requifition der badifchen Behörden Staatögelder und Werth- 
jhriften, die in die Hände der Aufftandspartei gefommen, mit 
Beichlag belegt habe, geplünderte Gegenftände, auch einen Theil 
badifcher Dienftpferde, bereitd an die Eigenthümer, beziehungsmeife 
an die badifchen Behörden habe zurüditellen lafjen. Der Bericht 
meldete ferner, daß die franzöfifche Regierung, auf Verwendung 
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hin, Geneigtheit ausgefprochen, den Ausgewiefenen die Durch— 
reife, jedoch ohne Aufenthalt, zu geftatten, damit fie nach ent- 
fernteren Staaten fich begeben fünnen, und daß und warum fich 
der Bundesrath bei dem deutfchen Regierungen für Amneftirung 
der befonderd betroffenen Flüchtlinge verwendet habe; endlich, daß 
er zwar bereit fei, das den Flüchtlingen abgenommene Kriegs- 
material an die deutfhen Regierungen herauszugeben, doch erfl 
auf Grundlage der diesfalls erforderlichen Einverftändniffe. Schluß⸗ 
anträge: es molle die Bundesverfammlung das ftattgefundene 
Truppenaufgebot billigen und den General und feinen Staböchef 
wählen. 

Die Räthe waren im Ganzen gefügig und einverftanden; 
fie genehmigten obige Anträge und entlafteten fomit den Bundes— 
rath weiterer DVerantwortlichfeit für das große Truppenaufgebot. 
Sofort wurde nun General Dufour einhellig zum Oberbefehld- 
haber erwählt, dann, in Anmwefenheit eines zahlreihen Stabs— 
perfonald und einer Menge von Zufchauern, beeidiget, wobei 
Eicher und Dufour patriotifche Reden austaufchten. Dufour er- 
ließ unvermweilt einen Tageöbefehl an die Truppen, in welchem 
er ald nächſte Aufgabe die Hut der Grenze bezeichnete, für den 
Fall aber, daß die Berhältniffe ernfter würden, das Ausland 
feindlih gegen die Schweiz auftreten follte, die Hoffnung aus— 
ſprach, es werden die Truppen ſich fo verhalten, daß man von 
ihnen fagen fönne: „die Nahfommen der freien Eidgenoffen find 
ihrer Vorfahren würdig“. Oberft Ziegler von Zürih murde zum 
Chef des Generalftabs gewählt. Bereitwillig, und Iuftiger ale 
im Sahr 1847, 309 die aufgebotene zahlreihe Mannfchaft dieß- 
mal aus, in den „Büfinger-Krieg“, wie das Volk das improvi- 
firte Waffengeräufche nannte. 

Während der Bundesrath feine Friegerifchen Anordnungen 
vollzog, unterhandelten der eidgendffifche Kommiffär Stehlin und 
der großherzoglich heſſiſche Stabsmajor Du Hall, diefer legtere 
Namens des Generals Peuder, Oberbefehlähaber des Nekarkorps, 
für Beilegung des Büfinger Streited. Der deutfhe Bevollmäch— 
tigte erflärte auf Begehren und zu Handen des eidgenöffifchen 
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Kommiſſariats: daß die Beſetzung der badiſchen Enklave Büſingen 
durch eine Kompagnie Heſſen ohne Wiſſen und Willen des Ge— 
neralkommando's der Reichstruppen geſchehen, ſondern von unter⸗ 
geordneter Stelle angeordnet worden; daß dabei keinerlei Abſicht 
gewaltet, das neutrale ſchweizeriſche Gebiet zu verletzen oder irgend⸗ 
wie die Rechte der Schweiz zu beeinträchtigen; daß die Expedition 
auf Anfuchen der badifchen VBerwaltungsbehörden einzig zu dem 
Zweck gefchehen, um die Entwaffnung in Büfingen wie in andern 
badifchen Orten zu vollziehen; daß die Belebung fein Präjudiz 
bilden fünne weder gegen die Neutralität der Schweiz noch über 
die Frage, ob die badifche Negierung berechtiget fei, auf den 
Stellen des Rheins, an welchen derfelbe auf beiderfeitigem Ufer 
Schweizergebiet befpült, denfelben als gemeinfhaftlihen Strom 
und insbefondere als Militärftraße zu behandeln; daß dad General« 
fommando der Reichdtruppen mit aller Strenge wachen laffen 
werde, daB das Schweizergebiet nirgend® und in Feiner Weife 
verlegt werde (28. Juli). Nach urfundlicher Fertigung diefer Er⸗ 
klärung folgte gleichen Tages die Bereinbarung über den Rüd- 
marfch felbit, wie folgt: die Kompagnie Heffen wird ihren Rüd- 
marfch zu Lande (nicht auf der Wafferftraße), nach eigenem Ber 
lieben entweder dem Rhein entlang nah Gailingen, oder über 
die ſchweizeriſche Ortſchaft Dörflingen „nah Randegg zu®, bes 
werfftelligen; in beiden Fällen ift ihr geftattet, bewaffnet durch 
das ſchweizeriſche Gebiet zu ziehen; nimmt fie den Weg über 
Dörflingen, fo follen zwei Detafchemente fchweizerifcher Truppen 
vor und hinter der Kompagnie ſolche über fehmeizerifches Gebiet 
geleiten; der Ausmarfch foll zur Tageszeit gefchehen und dem 
ſchweizeriſchen Divifionär wenigſtens zwölf Stunden vorher anges 
zeigt werden. Der verabredete Rückmarſch gefchah über die ganz 
furze Strede Schweizergebiet nah Gailingen (30. Juli); das 
Dampfihiff wurde unter eidgenöffifcher Flagge in den Bodenfee 
zurüdgeführt. Ehre und Necht der Schweiz waren gerettet. 

Als der General gewählt war, faßen Kommifflonen der bei- 
den Näthe und erftatteten Befund über Alles, was ſich auf die 
Flüchtlingsfrage, auf die Rüdgabe des Kriegsmateriald an die 
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deuifchen Regierungen und auf die Dedung dießmaliger Bewaff- 
nungöfoften bezog; ebenfo über die Beilegung des Büfinger 
Handels, rükfichtlih deren fie die erwähnten Urkunden zu Handen 
genommen. Die Kommiffion des Nationalrathes fand unvermeilt 
und eben zur Zeit, als fich die drei Divifionsftäbe in ihren drei 
Hauptquartieren, und dann der große Generalftab in Yarau ſam— 
melten, daß ohne Verzug eine Verminderung der vom Bundes» 
rath einberufenen Truppen in dem Maße ftattzufinden habe, als 
die Gründe zu dem Aufgebote weggefallen; doc feien die dieß- 
fälligen Berfügungen zwedmäßiger dem Bundesrath felbft an- 
heimzuftellen. Ihrem Gutachten über andere Punkte wurden eine 
Menge Abänderungdanträge gegenüber geftellt, unter andern der, 
daß der vom Bundesrath erlaffene Ausweifungsbefhluß gegen 
die Flüchtlinge nicht vollzogen werden dürfe, fo lange diefe nicht 
entweder ohne Gefahr in ihre Heimath zurückkehren fönnen oder 
der Aufnahme in einem andern Staate ficher feien. Aber mit 
69 gegen 17 Stimmen wurde diefe Mißbilligung des Bundes- 
rathes abgelehnt und der bei der großen Mehrheit des Schweizer- 
volfes überwiegenden Anficht Ausdrud gegeben, daß die Schweiz 
an Opfern für das fogenannte Afylrecht nun genug gebracht habe 
und daß eine mehrere Rüdficht auf Leute, denen es jchlechter- 
dings nicht gegeben war, ſich der politifchen Agitation zu ent» 
halten, ganz übel angebradht wäre. Die beiden Räthe ertheilten 
daher übereinftimmend dem Bundesrathe nicht nur die Vollmacht 
zur Reduktion, beziehungsmweife zu gänzlicher Entlafjung der Trup⸗ 
pen und den erforderlichen Kredit zur Beftreitung der erlaufenden 
außerordentlichen Koften, fondern ftellten auch Alles, was ſich 
auf die Herausgabe des Krieggmateriald und auf die Vermittlung 
der Rückkehr der großen Maſſe von Flüchtlingen in ihre Heimath 
bezog, vertrauensvoll, und ohne felbit Vorfchriften zu geben, dem 
Bundesrath anheim. In gleicher allgemein gehaltener Form wurde 
ihm auch überlaffen, fi über die Beſtimmung der an der Nord» 
grenze ftehenden deutfchen Truppen die wünfchbaren Aufſchlüſſe 
zu erwirken. Ein weiterer Beichluß der Bundesverfammlung über- 
nahm zu Laften der Bundesfaffe einen Theil der Verköſtigung 
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der Flüchtlinge, 35 Rappen auf den Tag und Kopf, mit der 
Befchränfung jedoch, daß diefe Unterflügung nur für folche ver- 
abreicht werde, welche nicht zu öffentlichen Arbeiten oder zu Ar- 
beiten bei Privaten verwendet werden fünnen; daß Lebteres vor 
Allem aus zu gefhehen habe, dazu gab der Bundesrath Weifung. 
Die übrigen Koften für die fremden Gäfte hatten die Kantons» 
faffen zu tragen. — Unmittelbar nah dem Eintiitt der Flücht- 
linge hatte es großen Hader abgeſetzt, da die Kantone ,. welche 
fie zunächft auf eigene Kauft aufgenommen hatten, deren fo viel 
möglich auf rüdliegende Gebiete abzufchieben ſuchten; fpäter trat 
regelmäßige Vertheilung unter die Kantone dur den Bunded: 
rath felbft ein. Die Entfernung der Mehrzahl aus der Schweiz ge- 
[hab nur langfam. Gegentheild wurde die Schweiz von Zeit zu 
Zeit durch neue Anfömmlinge, 3. B. aus Stalien, bedroht; der 
Bundesrath verbot ihre Aufnahme und empfahl zugleich aud 
polizeiliches Einfchreiten gegen Spione und geheime Agenten, 
fogenannte agens provocateurs. Am 8. Auguft vertagten fich die 
Räthe zum zweiten Mal auf den 12. November; Eſcher verab- 
fchiedete den Nationalrath abermals mit einer politifchen Rede, 
in der er Freude bezeugte, daß fein Auf nah Einigung Aner- 
fennung gefunden; wichtiger ald der gefaßte Hauptbefchluß fei 
die Thatfache, „daß durch Zuftimmung zu demfelben von allen 
Seiten zum Theile fehr große Ronzeffionen gemacht worden, um 
nicht dem Auslande in diefem Augenblide das Bild innerer 
Spaltung zu geben“. Anbei warf er warnende Blide auf wahr- 
genommene? Schwanfen und empfahl, folhem gegenüber, „grund- 
fäglich feften Gang der Bundesbehörden auf dem durch die Bundes- 
verfaffung und den demofratifchen Geift der Neuzeit vorgezeichneten 
Pfad des Fortſchrittess. Der Wink galt dem Bundesrath, defjen 
Ausweifungsbefhluß gegen die Häupter der deutfchen Demokratie 
den eigentlichen Bundesgebietern nicht recht hatte munden wollen. 
Eicher übte bereit vormundfchaftliche Befugniß über den Bundes- 
rath. Bon grundfäglicher und thatfächliher Harmonie zwifchen 
ihm und dem Bundespräfidenten Furrer fonnte feine Rede fein; 
Furrer war, abgefehen von der Tonfeffionellen Politik, die ihn 
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zum radikalen Lager hinüber geführt hatte, der Regalität ergeben 
und wollte diefe daher auch in die Bundesregierung einführen; 
Efcher dagegen huldigte der Tendenzpolitif, die nach Innen die 
Bundesgewalt nach Belieben ausdehnen, nah Außen das demos 
fratifche Element fördern wollte. Daher der Zwiefpalt; er hatte 
ſich namentlih ſchon bei der Frage der Militärkfapitulationen 
fund gegeben. 

Das fchmeizerifche Beobachtungsheer, fo nannte die Amts— 
welt die aufgebotenen Truppen, hatte eine Stärke von ungefähr 
25,000 Mann; „auf den Wunfh Dufour’3® hatte das Militär- 
departement Borforge getroffen, daß fofort noch zwei weitere 
Divifionen hätten einberufen werden fönnen.* Kaum hatten aber 
die Räthe gefprochen, fo verordnete der Bundesrath, ihren Winfen 
gemäß, in drei einander raſch folgenden Beichlußfaffungen die 
Reduktion der Truppen, fo daß am 13. Auguft nur noch zwei 
Brigadeftäbe, ſechs Bataillone Infanterie und drei Kompagnien 
Scharffhügen im Dienfte waren; am 22. September wurde der 
legte Neft von Truppen entlaffen. Große Freude hatten die 
Schweizer allzumal, auch Kontingente aus den ehemaligen Son- 
derbundsfantonen in den Reihen des Bundesheered zu fehen. 
Die früheren Erpeditionen in den Kanton Teffin und an den 
Rhein hinzugerechnet, waren im Jahr 1849 im Ganzen unges 
fähr 30,000 Mann Truppen in Dienft gerufen worden. Die 
Ausgaben fliegen; die Koften des Feldzuged von 1849 erreichten 
die Summe von fr. 764,917. Der Bundesrath begrüßte die 
Kantone mit der Einhebuug von Geldfontingenten. Die poli- 
tifchen Erfcheinungen, welche alle jene Aufgebote veranlaßt hatten, 
zogen der Schweiz hier und da den Vorwurf zu: fie fei der euro- 
päifche Revolutionsherd. Es kochte allerdings in der Schweiz, 
aber das Feuer war ihr feit 1818 und 1819 von Außen, nament- 
ih von Deutſchland het, zugebracht worden. Die Einwanderungen 
der Flüchtlinge von dort, dann von Stalien ber, wollten fein 
Ende nehmen; diefe Männer gehörten allerdings zum Kern der 


* Amtöbericht des Bundesrathes über feine Amtsführung vom November 
1848 bis Ende 1849. S. 38, 
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europäifchen Revolutionspropaganda,* und ed wäre der gefchicht- 
lihen Wahrheit ganz zumider, wollte man ihre Umtriebe aus der 
Schweiz in's Ausland hinüber leugnen; der Berfaffer diefed Buchs 
hielt fich gegentheild pflichtig, fie, wo und wie fie vorfamen, 
aufzuzeichnen. Dagegen ift eben fo gewiß, daß die Revolution 
in jenen Ländern felbft ihren Hauptfiß hatte, der Unfug aus der 
Schweiz her nur ald eine Gehülfenfchaft angefehen werden kann, 
die feinen erheblichen Einfluß übte. Wenn Jemand Grund hat, 
über das Treiben der Flüchtlinge ſchwere Klagen zu erheben, fo 
ift ed weniger das Ausland als die Schweiz felbft; fie haben in 
unferm Baterlande ein politifches und moralifched Verderbniß vers 
breitet, an dem feine gefellfchaftlichen Zuftände jegt noch leiden. 

Neben der neuen Bundesgeftaltung ließ fih auch das fans 
tonale Leben noch hier und da vernehmen, doch weniger eins 
greifend, meil durch erſtere eine beflimmte Richtung, auch rüd- 
wirfend in die Kantone, zur Herrfchaft gefommen. Berfaffungs- 
revifionen waren es, bei denen ſich die Parteien und die im 
Streite liegenden ntereffen gegen einander maßen. In St. Gallen 
hatte laut Revifionsftatut ** im Laufe des Jahres 1849 zum 
dritten Mal die Anfrage an das Volk zu gefchehen, ob es feine 
Berfaffung von 1831 unverändert behalten oder felbe einer Re- 
vifion unterftellen wolle, im legten Falle, ob die Revifion dem 
Großen Rathe zu überlaffen oder einem befondern Berfaffungs- 
rath zu übertragen fei. Der Große Rath gab nur kurze Bedent- 
zeit und beftimmte den 8. Juli ald Tag der Abftimmung. Für 
die Reviſion konnte ein unabhängiger und freier Blid eine Menge 
Gründe aufdeden; denn das öffentliche Leben ftand in grellem 
MWiderfpruch zu der demofratifhen Verfaſſung; die Büreaufratie 
hatte ſich an die Stelle früheren volksthümlichen Wefend gefeht; 
die Verwaltung war foftfpielig und fchwerfällig geworden, der 
Große Rath nun zahlreicher ald nöthig, nachdem er gleich den 
Großräthen der andern Kantone auf die Pflege des fantonalen 

* „Welche den Welttheil, wie entfürften, fo entchriftlichen wollte”, fagt 


Buß in der früher fchon angeführten Schrift: „Die Geſellſchaft Jeſu“. 
*x Vergl. Band II, Seite 248 und 249. Band II, Seite 125. 
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Haushaltes befchränft worden; das Gemeindewefen Torinte fchon 
wegen der allzu kurzen Amtsdauer der Gemeinde- und Verwal: 
tungdräthe nicht gedeihen. Bon ſolchem Standpunkt aus fchil- 
derten Einzelne die MWünfchbarkeit einer Revifion. Allein die 
radikale Partei felbft machte fie unmöglich. Nachdem fie in den 
eidgenöffiihen Fragen Sieger geblieben, ftrebte fie auch unbes 
dingte Herrfchaft in Tantonalen Sachen an. Durch den Berfafe 
fungsrath von 1831 war die Beibehaltung der Eonfeffionellen 
Trennung, d. h. die autonomifche Verwaltung der Katholiken 
und Proteftanten in Kirchen und Schulfahen, mit 81 gegen 
50 Stimmen ala eined der St. Gallifhen Grundrechte erflärt 
worden. Seither war radikalerfeits alles Mögliche gefchehen, was 
der Abneigung gegen ein Aufgeben jened Berfaffungsgrundfages 
neue Nahrung, feiner unveränderten Beibehaltung dagegen vers 
mehrte Freunde zuführen fonnte und mußte. Gleichwohl veröffents 
- Fichten die Gegner jener Autonomie ein Programm, in welchem 
fie ihre Parteigelüfte auf die Spitze trieben. Zur Zeit, als bereits 
Preußen und Defterreich die Staatdomnipotenz in Kirchenfachen 
aufgegeben und freied Kirchenleben gewährt hatten, wollte die 
radikale Partei in St. Gallen alle Gewalt in Angelegenheiten 
beider Konfeffionen dem Staat überantworten, die getrennten 
Großrathskollegien aufheben, durch den Großen Rath felbit einen 
fatholifhen und einen evangelifhen Kirchenraih beftellen, die bis— 
berigen fonfeffionellen Verwaltungen befeitigen, jenen ftaatlichen 
Kirchenräthen die Verwaltung der fonfeffionellen Fonde übergeben, 
ebenfo die Eonfeffionellen Erziehungsräthe aufheben und einen ge: 
mifchten Erziehungsrath an ihre Stelle fegen, an die Spitze aller 
diefer neuen Behörden Mitglieder der Regierung ftellen; um fos 
dann die Refte der fatholifhen DOppofition ganz zu vernichten, 
follten die Fatholifhen Bezirke Tablat, Goßau und Alttoggen- 
burg aufgehoben, ihre aus einander geriffenen Glieder faft aus- 
Schließlich den nächiten in Mehrheit veformirten Bezirken St. Gallen, 
Untertoggenburg und Neutoggenburg zugefchieden, Gafter dem See- 
bezirt überantwortet, die Zahl der Bezirke alfo von fünfzehn auf 
eilf vermindert werden. Anderes Mipfällige follte mitlaufen, fo 
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die Wahl der Bezirfdammänner durch den Kleinen Rath ftatt 
durch das Volk. Die Aufhebung der fonfeffionellen Selbftftändig- 
feit der Katholiken und Proteftanten ftieß auf anfehnliche Gegner: 
haft. Für die evangelifhe Konfeffion trat Stadtpfarrer Wirth 
in St. Gallen auf. In einer befondern Drudihrift führte er 
feinen Glaubendgenoffen zu Gemüth, daß die Reformirten Grund 
haben, mit eben fo großer und ernfter Entfchiedenheit an der 
gefönderten Beforgung der Eonfeffionellen Angelegenheiten feſtzu— 
halten, wie die Katholifen; daß fie es ſchon früher, namentlich 
im Jahr 1814 und mit befonderm Hinblid auf das Erziehungs— 
weſen, gethan haben, um die gegenfeitige Unabhängigkeit beider 
Konfeffionsgenofjenfchaften. fiher zu ſtellen; daß gleiche Gründe 
für gleichen Zweck aud jebt noch vorwalten; daß die Refor— 
mirten unter allen Umftänden bei einer Genteinfchaftlichfeit, wie 
fie von anderer Seite her gewünfcht werde, nur verlieren fönnten, 
daher wohl thun werden, feineswegs für die „unzufriedenen“ 
Katholifen die Kaftanien aus dem Feuer zu holen. Diefe An» 
fprache des mit verdientem Anfehen umgebenen erften Predigers 
der Hauptftadt verfehlte ihre Wirkung nicht. Anderſeits hatten 
die erniten Katholifen, nach den Erfahrungen der Jahre 1847 
und 1848, noch weniger Grund ald je, den Reft von -Selbft- 
ftändigfeit, Rechten und Fonden, den fie aus dem Sturm der 
Zeit gerettet, den doktrinären Gelüften der radikalen Schule zum 
Dpfer zu bringen; fie gaben ſich daher das Wort zu maffen- 
hafter Ablehnung der Nevifion, denn fie wollten feine „Staats- 
hriften® werden. Für den Fall aber, daß die Revifion durchdränge, 
ftellte das volfsthümlichfte ihrer Preßorgane, der „Wahrheitöfreund“, 
ein Gegenprogramm auf, welches in feinen wenigiten Punkten der 
radifalen Partei genehm fein fonnte: 1) Bolfsfouveränetät in 
Wahrheit; darum follen nit bloß Gefeke, fondern auch die 
wichtigern Großrathsbefchlüffe, indbefondere die Steuerdefrete, dem 
Volk zum Entfcheid vorgelegt werden ; 2) Aufhebung des Reprä- 
fentationsporrechtes der Stadt St. Gallen; 3) Bereinfahung in 
der Staatöverwaltung und Befeitigung der büreaufratifhen Biels 
ſchreiberei; Ermäßigung der. drüdenden Militärlaften; 4) Aus 
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ſchluß der Mitglieder der Regierung und der von ihr ernannten 
Beamteten von der Wahlfähigkeit in den Großen Rath; Wahl 
der Großräthe durch die volitiſchen Gemeinden ſtatt durch die 
Bezirksgemeinden; 5) Verminderung der Mitgliederzahl der Re— 
gierung von ſieben auf fünf; ihre Wahl unmittelbar durch das 
Volk. 6) Reduktion der Mitglieder des Kantonsgerichtes; 7) Auf—⸗ 
hebung aller Kabinetsjuſtiz und Aufſtellung einer eigenen An— 
klagekammer, während bis dahin die Regierung ſelbſt die Ver— 
richtungen einer folden ausübte; 3) Wahl auch der Stellvertreter 
der Bezirfdeammänner durdy das Volk ftatt durch die Regierung; 
9) Volle Glaubend- und Gewiſſensfreiheit und Löfung aller Staate- 
bande, welche annoch um das Firchliche und Fonfeffionelle Leben 
geſchlungen waren. Andere fügten noch das Begehren eines wahren 
Veto bei, bei welchem die Abwefenden nicht ald Annehmende ge- 
zählt würden. Weder dieſes noch andere Programme gelangten 
zur Ehre der Berathung; denn das Volf verwarf die Bornahme 
einer Nevifion mit 15,842 gegen 11,351 Stimmen. 

Im Kanton Thurgau hatte die Berfaffung von 1837 *. be- 
reits zweimal ſechs Jahre gelebt; das war lange genug für einen 
fhon zum Mode⸗Artikel herabgefunfenen Gegenftand. Die Demo: 
fraten, welche im Jahr 1837 ihr Regiment an die nahhin all- 
mädhtig gewordenen Juſtizmänner hatten abtreten müſſen, regten 
fih wieder; fie hielten e3 für möglih, daß, nachdem die Ur- 
demofratie in der Schweiz gewaltfam vernichtet worden, ein 
moderndemofratifches Leben mit Erfolg gefchaffen werden fünne. 
In diefem Sinne wirkte die Preſſe und der „freifinnige Volfäver- 
ein“, doch ohne daß ſich anfänglich im Volfe felbft lebhaftere Sym- 
pathien für die Nevifion fund gaben. Gleichwohl hielt der Große 
Rath für klüger, die wichtige Angelegenheit jelbft an die Hand 
zu nehmen, um fie nicht, vielleicht nur furze Zeit fpäter, unges 
fümen Führern der Maffen überantworten zu müffen. Schon im 
Dftober 1848 ließ er fih ein Gutachten feitend des Regierungs— 
rathes geben. Im folgenden Frühjahr gelangte ſolches an den 


* Vergl. Band II, ©. 239 bis 2425 und Band III, ©. 125, 
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Großen Rath, und, nebſt einem Kommiſſionsbefund aus ſeiner 
eigenen Mitte, zur Berathung. Bei dieſem Anlaß wurden die 
wichtigſten Aufgaben der Reviſion beſprochen und es ergab ſich 
aus dieſer Vorberathung eine Art Programm, aus folgenden von 
der Mehrheit genehmigten und als empfehlenswerth bezeichneten 
Reviſionspunkten: 1) Kräftigung der Regierungsgewalt, die unter 
der Herrſchaft jener Verfaſſung von 1837 zur Bedeutungsloſig— 
feit herabgefunfen war; darum foll der Ausfchluß der Mitglieder 
des Megierungdrathes aus dem Großen Rath aufgehoben, der 
Regierung die nöthige Ueberordnung gegenüber den andern fans 
tonalen Adminiftrativbehörden (Erziehungsrath, Eonfeffionelle Be- 
hörden) gewährt, die befondere Militärbehörde abgefchafft, ihre 
Berrichtungen einem Regierungsdepartement übertragen werden, 
2) Abſchaffung der Kreidgerichte und Uebertragung ihrer verfchie- 
denen Berrichtungen theild an die Bezirfägerichte, theild an die 
Gemeinderäthe, und, für das Fertigungsweſen, an eine einfacher 
organifirte Fertigungsbehörde. 3) Trennung ded Notariatd- vom 
Gerichtsweſen und Webertragung des erftern von den Bezirfd- 
fanzleien an Kreisnotare. 4) Ermöglihung fünftiger Partial- 
revifion der Berfaffung im Gegenfag der Totalrevifion, und zwar 
in dem Sinn, daß der Große Rath von ſich aus und ohne vor 
berige Anfrage an das Volk zu einer beliebigen Partialrevifion 
fehreiten möge (12. April 1849). Eine Proflamation erging an 
das Volk, in welcher vorzugsweiſe obige Punkte ald empfehlens- 
werth bezeichnet wurden. Noch Anderes war früher ſchon, bei 
Anlaß der Kommiffionswahlen, angeregt worden, fo die Ein- 
führung der Schwurgerichte und Gewährung voller Glaubens- 
und Gewiffensfreiheit, diefe beiden Punkte durch Dr. Andreas 
Stähele, der in Bezug auf den zweiten Punkt mit Grofrath 
MWiesle ald Organ der Katholifen ſprach. In das Programm 
übergingen fie nicht. Uebereinſtimmend mit den Anfichten einer 
in Weinfelden abgehaltenen zahlreihen Berfammlung, an welcher 
41 Gemeinden vertreten waren, erflärte fih an der durch den 
Großen Rath angeordneten allgemeinen Abftimmung das Volk 
mit großer Mehrheit für die Revifion, und zwar für Revifion 
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durch einen Verfaffungsrath (6. Mai). Dem Volksbeſchluſſe folg- 
ten nun abermald Berfammlungen in Weinfelden, Frauenfeld 
und Münchweilen, auch in den übrigen Bezirken; bei diefen Vor— 
berathungen waren die „uriften“ und höhern Beamten eben 
nicht in Gunft. Der thurgauifche Boden mar wieder fruchtbar 
an „Volkswünſchens oder an Gedanken und Beftrebungen, die 
der Einzelne oder Wenige zufammen als folche audgaben. Bom 
Gewöhnlihen ſich auszeichnend waren die Anregungen des In— 
genieurs Sulzberger, der ſich für die Errichtung einer allgemeinen 
„Rationalfreditanftalt®, für den „Schuß der Arbeit“ und Achn- 
liches verwendete. Bei der Wahl des Verfaſſungsrathes vertraute 
das Volk fein künftiges Heil zum größern Theil neuen Männern, 
und ließ Diele aus der höheren und niedern Juriſten- und Bes 
amtenwelt durdfallen, fo der Kreis Fifchingen feinen mehrjäh- 
rigen verdienten MRepräfentanten NRamfperger. Ein Theil der 
Mähler rief den alten gefeierten Demokraten Bornhaufer, einen 
der Sappeure vom Jahr 1830, wieder auf das Rathhaus; der 
poetifhe Paftor, dem die Volfdgunft nicht gleichgültig war, trat 
noch einmal auf den Schauplat der Politif, um, wie er fagte, 
„äwifchen den feindlichen Elementen die Rolle des Vermittlers 
zu übernehmen“. Neben Bornhaufer find von bedeutenden Namen 
anzuführen: der ehemalige zürcherifche Seminardireftor Scherr, 
damals in Emidhofen angefeffen, und der befannte PBaläftina- 
Reifende Dr. Titus Tobler aus Appenzel A. R. (in Horn woh— 
nend), Pfarrer Bion in Schönholzeröweilen, und Lehrer Burk- 
hard in Bürglen, nachheriges Mitglied und Sekretär des feither 
allmächtig gewordenen Erziehungsrathes, der ſich durch Unter: 
drüdung vieler fatholifher Schulen und Errichtung paritätifcher 
Miſchſchulen einen Ruf von zweifelhafter Bedeutung erworben. 
Bornhaufer wurde am 14. Juni durch den Berfaffungsrath auf 
den Präfidentenftuhl gehoben, während Kern mit einem bloßen 
Meceffit als Vizepräfident fich begnügen mußte, übrigens ficher 
war, auf den Berfaffungsrath überwiegenden Einfluß zu üben. 
Ohne alle vorläufige Erörterung des Revifionsftoffes beftellte der 
Berfafjungsrath zur Ausarbeitung einer revidirten Verfaſſung eine 
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Fünfzehner-Kommiffion, an deren Spige Bornhaufer genannt ift; 
neben ihm faßen in den Reihen der Kommiffion ingenieur Sulz- 
berger, Dr. Kern, Regierungsrath Keller, Oberrichter Gräflein, 
Fürfpreh Labhardt, nebft andern weniger befannten Männern. 
Die Kommiffion ließ alsbald die Volkswünſche einholen und 
empfing foldhe namentlich von einer in Frauenfeld gehaltenen 
Berfammlung von Ortsvorfiehern und Gemeindammännern in 
fhöner Zahl und bunt durch einander, vor Allem: Bereinfahung 
von Diefem und Jenem und. Erlöfung vom büreaufratifchen 
Formenweſen; Aufhebung der Juſtizkommiſſion und der Kreis— 
gerichte; Schub für den Handwerfer- und Gewerbeftand; Brod- 
und Fleiſchtaxation; Errichtung einer Hypothefarbanf; befchränfte 
Amtsdauer von ſechs Jahren für Geiftliche und Lehrer; Abfchaf- 
fung der Handänderungsgebühren; Erleichterung der Militärlaften; 
feine Schwurgerichte und feine weitere Herabfeßung des Salz- 
preifes; das Salz hatte demnah im Thurgau aufgehört, für 
Popularitätszwecke dienftbar fein zu müſſen. Nehnliches von einer 
Verſammlung in Stedborn, nebft dem Begehren des Volksveto's. 
Solhe Programme aus dem Bolfe waren mefentlich verfchieden 
von jenem ded Großen Rathes und gingen meiter ald dasfelbe. 
Nahdem die Berathungen der Kommiffion. beendiget, eröffnete 
Bornhaufer jene des Verfaffungsrathes mit einer Nede von an— 
nähernd konſervativer Färbung. Referent der Kommiffion und 
einer der Hauptarbeiter im Verfaſſungsrath war Labhardt, das 
legtere anfänglih auch Gräflein, ein fehr begabter und um das 
Juſtizweſen verdienter Mann, der jedoch vor Beendigung ded 
Berfaffungswerfes in Weinfelden eines plöglichen Todes ftarb. 
Am 9. November ftand die neue Verfaſſung auf dem Papier 
und am 2. Dezember erhielt fie die Genehmigung des Bolfes 
mittelft 10,657 annehmenden gegen 5250 verwerfende Stimmen. 
Diefe Berfaffung brachte dem thurgauifchen Volke das Recht des 
Veto gegen neue Geſetze, „Erleichterung und ausgleihende Ver— 


theilung der Militärlaft*, welche die Gefeßgebung beförderlich zu 
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gewähren habe; verhieß „Genugthuung und Entfhädigung® für 


geſetzwidrig erlittene Gefangenfchaft; verpflichtete die Gefepgebung 
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zu nöthigem Einſchreiten „für Hebung der Induſtrie und Land— 
wirthfchaft“, unter Verhinderung allfälligen Mißbrauches der 
Handeld- und Gewerböfreiheit; legte dem Staate die Verpflich- 
tung auf, das Kreditwefen zu heben und zu ſchützen, namentlich, 
fo viel in feiner Stellung liege, zur Gründung einer Hypothefar- 
bank beförderlihft mitzuwirken; fie verordnete, daß die mittel 
baren Abgaben, fo weit die Bedürfniffe des Staatshaushaltes es 
zulaffen, ermäßigt, die Handänderungögebühren von Käufen und 
Täufchen auf die Hälfte herabgefeßt werden; ferner Vervollkomm— 
nung der öffentlichen Unterrichtsanftalten und möglichfte Erleich- 
terung ihrer Benutzung für die Unbemittelten; eingreifendere 
materielle Erleichterungen, welche ein Theil der Beweger verlangt 
hatten, wurden nicht befchloffen. Die Verfaſſung gewährte ferner 
den „Angehörigen der chriftlichen Konfefjionen“ volle Glaubend- 
und Gewiffensfreiheit, auch freien Kultus, „fo weit derfelbe mit 
den ftaatöbürgerlihen Verpflichtungen fich verträgt“, verficherte 
die evangelifchereformirte und die fatholifche Konfeſſion „des bes 
fondern Staatsfhuges“ (nachdem menige Monate zuvor Mil: 
lionen Kloftergut eingezogen worden) und unterfagte gleichzeitig 
die Stiftung neuer geiftlicher Körperfchaften im Kanton; fie 
räumte Behörden und Wahlgemeinden das Recht ein, Geiftliche 
und Lehrer abzuberufen; Kirchliches wurde Eonfeffionellen Groß— 
rathsfollegien und den von ihnen anfgeftellten Kirchenräthen über: 
tragen, jedoh ohne autonomifches DOrganifationdrecht, und mit 
ausdrüdlichem Vorbehalt des Plazetd für Firhliche Erlaffe; das 
Erziehungswefen wurde in die Hand eines vom Großen Rath 
einheitlich gewählten Erziehungsrathes gelegt. Den Bezirken wur- 
den ald Mittelbehörden zwifchen den untern Verwaltungsbehörden 
und dem Regierungsrath Bezirfsräthe für Beauffichtigung der 
wichtigften Berwaltungsangelegenheiten in den Gemeinden vor- 
geſetzt; es wurde die vielbefprochene Suftizfommiffion, durch welche 
die Regierung in den Schatten geftellt worden war, aufgehoben, 
die Einführung der Schwurgerichte verordnet, endlich die Partial- 
revifion der Verfafjung ermöglichet. Die Bewegung war vorüber, 
Die Annahme des Schwurgerichted ift den beharrlichen Empfeh⸗ 
Die Schweiz. IV. 27 
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lungen des Pfarrers Bornhaufer zuzufchreiben; er betheuerte unter 
Anderm: vor den „fländigen Blutrichtern® habe er einen folchen 
Abſcheu, daß er unmillfürlih nach feinem (bedrohten?) Kopfe 
greife, wenn er vor dem Staatögefängniffe vorübergehe. Das 
war Bornhauſer's Schwanengefang. Bei der Neubeftellung des 
Großen Rathed famen die Demokraten in den Hintergrund, die 
„Suriften® und die höhern Beamtenklaffen wurden wieder zu 
Ehren gezogen; Kern und v. Streng, frühere Mitylieder der 
Suftizlommiffion, wurden in die Negierung gewählt, der erſtge— 
nannte der Beiden zu ihrem Präfidenten; die Präfidentjchaft des 
Obergerichts überging an Kappeler (Anfangs Jänner 1850). 
Scherr, der im Berfafjungsrath bei Schulfragen Einfluß gewon— 
nen, wurde zum Mitglied und Präfidenten des Erziehungsrathes 
befördert. Den Behörden war durch dieſe neue Berfaffung ein 
weites Feld der Berhätigung angewiefen. Bornhaufer fehrte an 
feinen häuslichen Herd zurüd, um, wie er öffentlich felbft er- 
flärte, fih nie mehr von demfelben zu trennen, und Die legte 
Felle an feinen „Rudolf von Werdenberg“ zu legen. 

Zürich betrat mehrmals, wie früher im Jahr 1837, den 
Weg der Partialrevifion. Im Jahr 1840 reduzirte ein foge- 
nannted Berfaffungdgefeg den Negierungsrath von neunzehn auf 
dreizehn Mitglieder. Im Jahr 1848 erließ der Große Rath drei _ 
neue Berfaffungsgefepe; das eine derfelben führt das Direftorial- 
ſyſtem im Regierungsrath ein, vermindert die Mitgliederzahl diefer 
Behörde von dreizehn auf neun, fürzt ihre Amtsdauer von feche 
auf vier. Jahre ab, mit Erneuerung zur Hälfte, ftatt früher nur 
zum dritten Theil; erfeßt das alte ehrwürdige Bürgermeifteramt 
durch zwei „Präfidenten“, welche abwechjelnd den Vorſitz zu 
führen haben, und ftellt neue Organifationen für das Kirchen- 
und Schulmefen auf. Das andere Berfaffungsgefeg überträgt den 
Gemeinden, melde früher nur das Vorſchlagsrecht für die Er- 
nennung der Pfarrer und Volkslehrer hatten, das Wahlrecht 
ſelbſt; das dritte erklärt das Ergebniß der jeweiligen eidgenöfs 
ſiſchen Bolfszählung ald maßgebend für die Repartition der 
Großrathämitglieder unter die Fantonalen Wahlfreife, im Gegen 
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fage der früheren fantonalen Zählung. Die Einführung ded 
Direktorialfyftemd war für Zürich eine der eingreifendften Neues 
rungen, weil dort von Alters her das Kollegialfyftem in allen 
Berwaltungdzmweigen viele Sachfundige zur Theilnahme an den 
Gefchäften berief; fie ging daher nicht ohne lebhaften Wider- 
fpruch einzelner älterer Staatdmänner durch, welche fie ald un- 
verträglihd mit den Grundfägen einer wahren Demofratie ers 
flärten. Die Regierung aber verwies in ausführlicher Profla- 
mation auf die Vorzüge deö neuen Syftemd. Das Volk nahm 
Alles in Mehrheit an, aber mit Stimmenzahlen, welche nicht dem 
fünften Theil der gefammten Stimmfähigen gleihfamen (18. No- 
vember 1849). Dffenbar zog fih das Volk von den politifchen 
Fragen zurüd, um fich defto eifriger dem einträglichen Private 
erwerb zu widmen. Alfred Eicher regierte unangefochten, doch ohne 
Popularität. Er und Zehnder waren die legten Bürgermeifter 
von Zürich. 

Die Berfuhe zu Berfaffungsänderungen in Graubünden 
blieben nicht ruhen. Den frühern Vorgängen * folgte eine Ans 
regung des Großen Rathes, die Belegung der Standesämter 
nicht feiner nach den drei Bünden vorzunehmen; ausgefihrieben 
auf die „Ehrfamen Näthe und Gemeinden“, erhielt fie zwar die 
fnappe Mehrheit, aber nicht die durch den Art. 34 der Verfaffung 
von 1820 ** geforderten zwei Dritttheile der Gemeindeftimmen 
(4844). Entmuthiget unterließ der Große Rath von dann an 
vier Jahre lang eine abfchließlihe Revifionsberathung. Nicht fo 
der NReformverein. Er erweiterte das Feld feiner Arbeiten und 
entwarf eine neue Kantondverfaffung, welche, mit Abfchaffung 
der früheren Bünde, Hochgerichte und Gerichte, eine ganz neue 
Eintheilung des Kantons in Bezirke umd Kreife, einen Kleinen 
Rath von fünf Mitgliedern mit dreijähriger Amtsdauer und 
Nichtwiederwählbarfeit nah ihrem Austritt für ein Jahr, fodann 
einen Großen Rath von 68 unmittelbar und 15 mittelbar ge- 

* Band II, S. 403 und 404. Auch Bd. II, ©. 76, 
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wählten Mitgliedern aufſtellte. Im Entwurf waren für die Rechts— 
pflege ebenfalld ganz neue Organe aufgeftellt, fo Friedensrichter, 
Kreis⸗ und Bezirfägerichte, ein Obergericht; derfelbe wurde übungs- 
gemäß im Bolfe verbreitet, dann mit Benugung der eingegan- 
genen Bemerkungen ausgearbeitet (1845), endlich der Regierung 
zur Benugung überreicht. Hiermit ſchloß der Verein feine vers 
dienftliche Ihätigfeit. Der Große Rath behandelte den von ihm 
ausgegangenen Berfaffungsentwurf im Jahr 1846 und fam zum 
Schluffe, daß für die beabfihtigten Veränderungen im Staate- 
organismud, wolle man nicht deren VBerwerfung hervorrufen, engere 
Schranken zu ziehen feien. Das Ergebniß daheriger Vorberathuns 
gen fam aber erft im März 1848 an einer auf Verlangen der 
Standeskommiſſion außerordentlich einberufenen Seffion des Großen 
Nathes zur Berathung. Die politifhe Temperatur war damals 
ſehr heiß, der im Jahr 1847 gewählte Große Rath ohnehin der 
reformluftigfte aller graubündnerifchen Großen Räthe feit 1815. 
Eben war in Paris die Nevolution fiegreih erneuert worden, 
was nicht bloß auf Bern, fondern auch in das ftille Ehur zus 
rückwirkte: es wurden wichtige und weniger wichtige Befchlüffe 
gefaßt, zu denen man es früher nicht gebracht, fo die Deffent- 
lichkeit der Berhandlungen des Großen Rathes erkannt, der Ge— 
brauch der Adelstitel im amtlichen Verkehr unterfagt. Eben da- 
mals auch wurden fünf neue Gefeßesvorfchläge an die Gemein 
den ausgefchrieben: 1) für Aufftellung eines Kleinen Rathes von 
fünf Mitgliedern mit zweijähriger Amtödauer, Uebertragung der 
Nekurfe in Zivilfachen vom Kleinen Rath an einen Ausschuß des 
Dbergerichtes; Aufhebung aller befondern Berwaltungsfommifjionen 
und Uebertragung ihrer VBerrichtungen an den Kleinen Rath, fo 
daß nur noch der Erziehungsrath ald Spezialverwaltung beibe- 
halten worden wäre; 2) für freie Wahl der Großrathemitglieder 
aus allen Kantonsbürgern und freie Ausübung des politischen 
Stimmrechtes in allgemeinen Landesfahen; 3) für Aufftellung 
von vierzehn Bezirfegerichten; 4) für Einführung von Vermittler— 
ämtern; 5) für Abänderung jenes Art. 34 ter Berfaffung, auf 
daß fürderhin die einfache abjolute Mehrheit der ſouveränen Ge— 
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meindeftimmen gültig, nicht aber deren zwei Dritttheile erforder: 
lich feien. Nur der dritte und vierte obiger Vorfchläge gingen 
durch; der innert vierzehn Jahren viermal zur Abänderung aus— 
gefchriebene Artikel 34 wurde vom Volke unverfehrt feitgehalten. 
Der Charakter des graubündner’fchen Gemeinweſens ift fprechend 
ausgeprägt in dem feierlichen demofratifchen Wortlaut jener Ber: 
faffungsvorfehrift: „der oberften Gewalt der Räthe und Gemein: 
den bleibt e8 vorbehalten, die gegenwärtige Verfaſſung zu beffern, 
erläutern, mindern und mehren. Wenn der Große Rath einen 
diepfälligen Antrag vorläufig zugelaffen hat, fo foll er bis zur 
nächftfolgenden ordentlichen Verſammlung desfelben von der 
Stundesfommiffion erdauert, dem Großen Rathe mit ihrem 
Gutachten vorgelegt, und, falls diefer ihn gutheißt, auf die Ge- 
meinden ausgefchrieben werden; jede Abänderung kann aber nur 
mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen der Gemeindsftimmen 
als gültig anerfannt werden“. Diefe Schugwehr gegen wohl oder 
übel verftandene Neuerungsfucht wollten die Graubündner Ge: 
meinden noch nicht aus der Hand laffen. Aber der Große Rath 
war abweichender Anfiht. Im Jahr 1850 nahm er die Reform 
frifcherdingen auf, da nah Einführung der neuen Bundeöver- 
faffung ohnehin jene des Kantons bereits wefentliche Verände— 
rungen erlitten; er fchrieb, zum erftenmal, den ſchon im Jahr 
1846 berathenen Berfaffungsentwurf nach feinem vollen Inhalt 
an Räthe und Gemeinden aus; gleichzeitig einen gefönderten 
Vorſchlag über Eintheilung des Kantons in Bezirke und Kreife 
in politifcher, gerichtlicher und adminiftrativer Beziehung, und 
einen Vorſchlag über die Kompetenzitufen der verfchiedenen Zivil: 
gerichtöbehörden. Die neue Gefammtverfaflung erhielt abermal die 
Zweidrittelsmehrheit nicht; dagegen traten die beiden andern Vor: 
fchläge. in Kraft, wodurch namentlih die Zivilrechtspflege weſent— 
lih gewann. Eine im gleichen Jahre wiederholte Abftimmung 
über den Gefammtverfaffungsentwurf, der zu diefem Behuf noch 
einige Abänderungen erhalten hatte, fiel in den fouveränen Ge: 
meinden noch ungünftiger aus als die erfte. Das Volk war theil- 
weife mißſtimmt»über einen ibm auffallenden Schritt des Großen 
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Rathes; begründet auf die nun auch den niedergelaſſenen Schwei— 
zern zufommende Stimm- und Wahlfähigfeit hatte jene Behörde 
nämlich eine Neuwahl des Kleinen Rathes eingeleitet, dabei die 
alte Vorfhrift, daß von den drei Mitgliedern des Kleinen Rathes 
je eines aus jedem der drei Bünde gewählt werden müffe, von 
fih aus, ohme Anzeige und Anfrage an die Gemeinden, aufges 
hoben, dann, bei der Neumahl felbft, den volfreichften der drei 
Bünde, den Obern Bund, außer Acht gelaffen. Mit diefem ere- 
futorifchen Akt wurden die ehrwürdigen drei Bünde des alten 
Rhätiens, an denen feine Bürger Jahrhunderte lang mit demo- 
fratifcher Pietät feftgehalten, für immer zu Grabe getragen. 
Anderweitige Veränderungen in allen Theilen der Staatdeinrich- 
tungen blieben auch ferner das Ziel der Neformfreunde; denn in 
ihren Augen hatte fih die alte ftaatlihe Ordnung Graubündens 
in manchen Theilen überlebt und blieb noch viel Schutt aufzu— 
räumen, vor Allem in der Gemeindeverwaltung. In Verwaltungs— 
fachen hatte der Kanton während der neueren Jahrzehnte ſtets 
mit Finanznöthen zu fämpfen, die fih nah Einführung der 
Bundesverfaffung von 1848 noch vermehrten; aber das Bolt 
fhlug wenigftend die erften Verfuche zur Einführung einer direk— 
ten Steuer mit Entfhiedenheit ab. Ein Unglüd für den Kanton 
felbft und für die fhmeizerifchen Umgebungen war die leichtfinnige 
MWälderzerftörung. Brachte fie auch während wenigftend zwei Jahr⸗ 
zehnten jährlich zwifchen 4 und 500,000 Gulden in den Kanton, 
fo ift dadurch der bleibende Nachtheil der zu weit getriebenen 
Abholzung nicht gutgemacht, eben fo wenig durd den in Folge 
neuerer Gefeßgebung mittelft des Ausfuhrzolles vom Holz gebil- 
deten reichen Kantonalforftfond. Die Verfaſſungsfragen fanden 
ihren Abfhluß in der am 24. Dftober 1853 in Kraft getretenen 
Kantonsverfafjung, welhe die Zweidritteldmehrheit abfhafft und 
die abfolute Stimmenmehrheit des Volkes zur Geltung erhebt, 
daneben verfchiedene der früher angeregten neuen Einrihtungen 
gründet. Das Wefen der Berfaffung blieb gut demokratiſch. 
Ein Bundesbefhlug vom 16. Januar 1854 fpricht ihre Gas 
rantie aus, —— 
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Wir haben bereitd der allgemeinen, gemifchten oder paris 
tätifchen Kantonsſchule von Graubünden und deren Gründung 
erwähnt.* Im Herbft 1850 wurde diefelbe in dem neuen, ur- 
fprünglih für die Fatholifhe Kantonsſchule beftimmt gemwefenen, 
zwifchen der bifchöflichen Refidenz und dem Priefterfeminar ge- 
legenen, ftattlihen Gebäude errichtet. Durch diefe neue Schöpfung 
war der Bruh mit der Kurie vollendet. Der Bifhof, der in 
ſolcher Anftalt die nöthigen Garantien für die religiöfe Herans 
bildung der Katholifen nicht zu finden glaubte, wollte fih von 
jeder Betheiligung ganz fern halten, verweigerte die Admiffton 
eined Neligiondlehrers an derfelben, unterfagte den fatholifchen 
Geiftliken überhaupt die Annahme einer Lehrerftelle an diefer 
Kantonsſchule und geftattete bloß, daß die Zöglinge den Reli- 
gionsunterricht bei dem katholiſchen Ortepfarrer erhalten mochten. 
Auch erließ er (23. Auguft) an die Didzefanen ein allgemeines 
Abmahnungdfchreiben gegen den Befuch der Schule. Verletzt durch 
diefen Hirtenbrief erwiderte der Große Rath denfelben durch einen 
Beſchluß, der für fünftige Veröffentlihung kirchlicher Erlaffe das 
Plazet der Staatsbehörde vorbehielt. Für die Kantonsfchule hat 
fih dadurch nichts geändert. Ein paar Jahre fpäter fagte der 
Bifchof die Ernennung eines Fatholifchen Religionslehrers zu. 
Deffen ungeachtet und obwohl der Gefchichtdunterricht von zwei 
Lehrern, für jede der beiden Konfeffionen geföndert, ertheilt wird, 
ift der Befuh der Kantonsschule feitend der Katholifen nur ein 
fpärlicher, da die wohlhabendern Familien vorziehen, ihre Söhne 
anderwärtigen katholiſchen Schulanftalten anzuvertrauen. Neben 
diefer gemeinfamen höhern Schule beftanden im Laufe der Fünf: 
jiger Jahre in verfchiedenen Theilen des Landes getrennte kon— 
feffionelle höhere Schulen, dann auh Real- und Schullehrer- 
bildungsanftalten. | 

Noh war das Volk des Kantons Aargau nad der Vers 
fafjung regiert, welche eine ſchwache Mehrheit am 5. Januar 
1841 zum Grundgefet erhoben hatte. ** Das Maß der Zufrieden- 

* Band II, ©. 168 bis 170. 

** Dergleihe Band IL, Seite 432 und 433, 
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heit mit den öffentlichen Zuftänden bezeugte eine Bolfsabftimmung 
am 12. Auguſt 1849, aus welcher mit übermwiegender Mehrheit 
der Beichluß. zur Vornahme einer abermaligen Revifion, und zwar 
durch einen Verfaſſungsrath, hervorging. Die neuere Gefchichte 
ded Kantons ift in ihren wichtigeren Zügen durch diefes Buch 
dargeftellt. Er hatte feit feinem Entftehen vier unter ſich weſent— 
fich verfchiedene Berfaffungen gehabt, fo daß das durchfchnittliche 
Lebensalter einer Verfaſſung auf 113/, Sabre zu fteben kam; ed 
follte num die fünfte entworfen werden. Bis zu jenem Zeitpunft hatte 
ihn ein, wie es fhien, nun außer Kurs gefommenes Beamten- 
beer regiert und verwaltet; aus der Theilung mit Bern hatte er 
ein verhältnifmäßig reiches Staatövermögen bezogen, die in Kolge 
der Glaubensfpaltung des fechszehnten Jahrhunderts eingezogenen 
Güter der Kirche und anderer milder Stiftungen; eine zweite In— 
fameration diefer Art im Jahr 1841 brachte ihm neue Millionen 
ein. Und dennoch mar Aargau, fo reichlich mit Staatsgut, Ge: 
feßen und Beamtungen audgeftattet, gleichwohl nur fpärlich mit 
bedeutfamen Inſtituten verſehen; der Kanton befah damals noch 
feine auch nur leidentliche Strafanftaltz auch in andern Dingen 
war er hinter den twirffichen und nüslichen Kortfchritten der Zeit 
zurücgeblieben; daß er um fo reger und fauter nach Außen ae- 
weſen und wie er auf ſchweizeriſche Verhältniffe eingewirkt, 
iſt bereits erzählt worden. Es ſollten nun neue Bahnen einge— 
ſchlagen werden und das Volk ſuchte ſolche auf. Aber die Rath— 
geber trafen ſo wenig als früher immer das Beſte; Brauchbares 
und Unbrauchbares durch einander wurde gewünſcht: für das 
Volk das Recht der Abberufung des Großen Ratbes und das 
Veto; Integralerneuerung des Großen Rathes nach je vier Jah— 
ren; Entfernung der Verwaltungsbeamteten aus dem Großen 
Rath; Einführung der Geſchwornengerichte wenigſtens in pein— 
lichen Fällen und entſprechende Vereinfachung des Zivilprozeſſes; 
Einführung des Departementalſyſtems und Abſchaffung der bis— 
herigen „Büreaukraties; Abſchaffung der mittelbaren Steuern, 
namentlich der Salzſteuer, des Ohmgeldes, der Stempelſteuer, 
und Erſetzung derſelben durch eine progreſſive Vermögens⸗ 
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und GEinfommensfteuer; auf geiftigem Gebiete Ichärfere Durch: 
führung der Gewiſſensfreiheit, vollftändige Trennung der Kirche 
von der Schule, Emanzipation des Volfslchrerftandes von der 
Kontrole der Geiftlichen; aus den Schulen der Jugend foll, fo 
hieß 08, „der Neft jener unnügen alten Kloftergelehrfamfeit® ent- 
fernt werden. Das Fang hochdemokratiſch und modernbüreau: 
fratifch zugleih. Die Wahlen in den Verfaſſungsrath fielen für 
die damaligen Regenten ungünftia aus (12. Dezember 1849) und 
ihre Preſſe verhehlte die Unzufriedenheit nicht. Seminardireftor 
Keller wurde zum Präfidenten ſowohl des Verfaſſungsrathes ala 
feiner zahlreichen vworberathenden Rommiffion erforen. Die Per: 
faffungsrevifion nahm einen ungeahnten Verlauf. Ein erfter Ent- 
mwurf wurde durch die Betriebfamfeit der Negierunaspartei vom 
Bolfe mit Mehrheit verworfen (13. Dftober 1850). Ueberein- 
flimmend mit diefem vermeinten Erfolg machte der Große Rath 
einen Verfuch, die abasfchoffene Kugel wieder aufzufangen, und ließ 
das Volk darüber abftimmen, ob g8 bei einer Gefammtrevifion 
verbleiben wolle oder nicht vielmehr autfinde, daR bloß der Ver— 
faffungsabfihnitt über die Revifton revidirt werde, dieß zum Zweck, 
um fünftige PBartialrevifion zu ermöglichen, für melde fofort der 
Entwurf eines neuen Perfaffunggabfchnittes über diefe Materie 
ebenfalld zur Abſtimmung gebracht wurde, dabei aber auch die 
Frage, ob die fich allenfall® ergebende Revifionsaufgabe vom 
Großen Rath oder von einem PVerfaffunasratb an die Hand zu 
nebmen fei. Das Volk ſprach fih dur neue Stimmgebuna 
(17. November) in einer Weile aus, daß nicht? anderes übria 
blieb, ala zur Wahl eines neuen Verfaſſungsrathes zu fehreiten, 
der die Nevifiondarbeit mieder in ihrer Gefammtheit aufnahm. 
Gewählt am 15. Jänner 1851, rathſchlagte er unter Vorſitz des 
Oberften Fiſcher von Reinach, war bald mit einem abaeänderten 
Entwurf zur Hand und brachte ihn in fünf felbftftändigen Ab— 
theilungen zu neuer Volksabſtimmung. Abermalige Bermerfung 
folgte und zwar jeder einzelnen Abtheilung, mit fehr ftarfer Mehr— 
heit befonders die Ablehnung jened Abfchnittes, im welchem der 
Beamtenausfhluß gefucht wurde, aber fich dießmal nicht, wie im 
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erften Entwurfe, wieder fand (18. Mai). Eines lag nun offen 
zu Tage: das Volk wollte feinen Großen Rath von Beamteten 
mehr; gegenüber den keftehenden Behörden und zu ihrem viel 
jährigen Wirken oder Nichtwirfen lag ein lautes und allgemeines 
Mißtrauensvotum vor, von dem fie fich nicht mehr erholen fonn- 
ten; die Aargauer felbft deckten in den öffentlichen Blättern den 
Unfegen der frühern Regierungsweiſe auf, die fich ausſchließlich 
auf das politifche Feld geworfen, in materiellen Dingen nichts 
geleiftet habe, fo daß nun die Blößen in legterer Beziehung um 
fo auffallender bervorgetreten feien. Auguftin Keller, der die wal- 
tende Strömung richtig auffaßte und in diefelbe fo viel tbunlich 
einzulenfen fuchte, bezeichnete im Großen Rath ala Kardinalpunfte 
der Revifion: einen gerechten Steuerartifel, einen unabhängigen 
Großen Rath, unabhängig in den Perfonen und unabhängig 
von Taggeldern, ein furzes Gerichtöverfahren und einen guten 
Revifiondartifel; dabei warnte er aber vor dem Rücktritt der 
oberfien Kantondbehörden. Der Große Rath befchloß hierauf, 
durch den beftehenden (zweiten) Verfaſſungsrath das Reviſions— 
werk fortfegen zu laffen; derfelbe war allernächit mit feiner neuen 
Arbeit wieder zu Ende. Das Volk verwarf auch diefen dritten 
Entwurf in feinen verfchiedenen Abjchnitten (20. Juli). Der 
offiziellen und halboffiziellen Befenntniffe wurden nun immer 
mehrere. Der als Negierungsblatt geltende „Schweizerbote* fagte: 
„wahr ift, die wiederholten Veruntreuungen von Berwaltungs- 
beamteten, deren bei zunehmender ftrenger Auffiht immer mehr 
an den Tag gefommen find, haben den Kredit der Behörden er: 
fchüttert; wahr ift, die Gefepgebung war nicht immer fruchtbar 
und in ihren Schöpfungen nicht immer glüdlih; wahr ift, der 
Große Rath fchenkte der Staatöverwaltung nicht immer die nöthige 
Aufmerkfamfeit, die Rechtspflege war in vielen Fällen eine lang» 
fame und Efoftfpielige, die Anwälte in manchen Gegenden ver- 
haßt, die Gefchäftsagenten zur Landplage geworden; wahr ift, der 
Aufwand in den Gemeinden, befonders für die Armen, ift all- 
mälig erdrüdend und unerfhmwinglid geworden und Das neue 
Gemeindefteuergejeg hat die gehoffte Abhülfe nicht gebracht; wahr 
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ift, unfer Geldtagsweſen fiegt im Argen, unfere Hypothekarord⸗ 
nung verfcheucht den Landeskredit, die Begehren nach einer zeit- 
gemäßen Gewerbeordnung find feit Jahren unberüdfichtigt ge— 
blieben, die wiederholten Bitten um angemeffene Befferftellung 
des Rehrerftandes nicht erfüllt.“ Der Große Rath verfammelte 
fih neuerdings zur Erwägung defjen, was zu thun (4. Auguſt); 
e8 war fomweit aefommen, daß eine Kommiffiongmehrheit Rüd- 
tritt und Neuwahl der beiden oberften Landesbehörden vorfählug. 
MWährend der Beratbung blieb die Uhr im Situngsfaale ftehen ; 
da rief Waller, der Präfident: „unfere Uhr ift abgelaufen“. Der 
Große Rath glaubte die Verlegenheit durch den Befchluß zu heben, 
bis zu Ende 1852 wichtige Partieen der Gefebgebung zu bear: 
beiten, unterdeffen die Verfaffungsrevifion einzuftellen; darüber 
nun aber mußte neuerdings das Volk angefragt werden, und es 
antwortete mit Nein. Nun wurde der dritte Verfaſſungsrath ge- 
wählt (3. Dftober 1851), der fih den Regierungsrath Wieland 
zum Präfidenten wählte. Keller, der nicht verfhmäht hatte, demo- 
fratifchen VBorverfammlungen beizuwohnen, erhielt in der Vorbe— 
rathungsfommiffion die michtige Stelle eined Berichterftatters. 
Endlich konnte das Volk zufriedengeftellt werden, oder mußte es 
fein, um dem langen Proviforium fich zu entwinden. Es nahm 
am 22. Februar 1852 den ihm- dargebotenen vierten Entwurf 
einer neuen Staatöverfaffung ded Kantons an, mie er aus den 
Berathungen der neu aewählten Behörde hervorgegangen; am 
gleichen Tage ftarb Wieland. Als neu und ald Ergebniffe der 
langen Agitationen erfcheinen mefentlich folgende Beftimmungen: 
das Net des Volkes, die Abänderung und Reviſion nicht bloß 
der Verfaffung, fondern auch einzelner Geſetze zu verlangen, ebenfo 
die Abberufung des Großen Rathes, alles dies, falls 5 beziehungs⸗ 
mweife 6000 Bürger die allgemeine Abftimmung begehren; Inte 
gralerneuerung aller Behörden von vier zu vier Jahren; Ber» 
antwortlichfeit für Mitglieder des Großen Rathes, falls fie zu 
einer Berfaffungsverlegung mitwirken; das PVorfchlagsrecht der 
Gemeinden für die Wahl ibrer Seelforger; Aufftellung einer 
Gewerbeordnung mit Berüdfichtigung der Intereſſen des inlän- 
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diſchen Gewerbs- und Handelsſtandes; Uebernahme der Beklei— 
dung, Ausrüſtung und Bewaffnung der Wehrpflichtigen durch 
den Staat und Ueberlaſſung der von dieſem gelieferten Bewaff— 
nung an die Wehrpflichtigen während der vollen Dauer ihrer 
Dienſtzeit; Begünſtigung des Lehrerſtandes durch „angemeſſene 
Befoldung“ mit der weitern Beſtimmung, daß das Geſetz der 
Schule nad allen Richtungen „eine nähere Verbindung mit dem 
Leben“ geben folle; beffere Fürforge für das Armenweſen, „Dr: 
ganifation der Auswanderung“, Errihtung nöthiger Zwangs— 
arbeitsanftalten für arbeitöfcheue Arme; weſentlich direfte Steuer 
für die Dedung der Defizite des Staated und der Gemeinden 
(bei Defretirung von Gemeindefteuern dürfen foldhe nicht mit— 
ftimmen, welche felbft feine Steuern entrichten); Abfchaffung der 
Stempelabgabe, Ermäßigung amderweitiger dem Staate zufom- 
menden Taxen; Grleichterung im Bezug des Ohmgeldes, dagegen 
Erhöhung der Erbichaftöfteuer und Einführung einer angemeffenen 
Luxusabgabe; Feitfegung des Salzpreifes in folcher Weife, daß 
der Reinertrag des Monopold die Hälfte des Nohertrages nicht 
überfteige; Gründung einer Leihbanf und Errichtung von Er— 
fparnißfaffen ; Vereinfachung ded Staatöhaushaltes, Regelung der 
Beamtengehalte (im Geifte der Sparfamfeit) und Vorforge gegen 
Gehaltstumulationen; Erlaffung neuer Gefege über Hypothefars 
wefen, Betreibungd- und Geldtagsordnung, über Fabrikpolizei 
und Anderes; Rüdfichtnahme auf die verfchiedenen Landestheile 
bei Errichtung neuer Kantonalanftalten (d. h. billige Repartition 
auf erftere); Wahl des Großen Rathes im Verhältniß der Zahl 
der .flimmberechtigten Bürger jedes Kreiſes; Ausſchluß der Ber 
_ amteten und öffentlichen Lehrer vom Großen Rath; Vorſchrift, 
daß von den Mitgliedern des Regierungsrathes aus feinem Be- 
zir? mehr als eines, auch nur ein Mitglied in den Nationalrath 
und eines in den Ständerat; gewählt werden darf; Einführung 
der Schmwurgerichte für die Strafrechtöpflege; Geſammt- oder 
Partialrevifion der Verfaffung nad Belieben ded Volkes. Die 
Büreaufratie weitum fihüttelte ihre Köpfe über diefes neue Er- 
zeugniß der Volksſouveränetät; aber ohne foldhe Erinnerung aud) 
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an das moderne Beamtenthbum, daß für dasfelbe, gleichwie ehe- 
dem für die Ariftofratie, „alles eitel unter der Sonne* fei, würde 
Freiheit und Wohlitand des Volkes zu Grunde gehen. Die neuen 
Behörden Aargau's gingen von dann an merklich befcheidener 
einher als früher, Erwähnte Verfaſſung erhielt die Bundes- 
garantie unbeanftandet durch Beſchluß vom 21. Juli 1852. 

Eingreifender ald manche formale Verfaffungsartifel da und 
dort waren die Berfügungen ded Großen Rathes von Bern, welche 
der proteftantifchen Geiftlichfeit die althergebrashte Nutznießung der 
Pfrundgüter entzogen, die Geiftlihen zu Pächtern machten oder 
vollends deren Verkauf anordneten, um die Pfrundinhaber aus— 
Ihlieglih an ihr Baar-Einfommen zu verweilen. Kapitel und 
Synode machten Einfprache gegen Beides; letztere verlangte ins— 
befondere die Wiedereinfegung der Geiftlichen in die durch das 
Kirchenreht und durh das Kirchengefeg von 1804 angewiefene 
Stellung „berechtigter Nutznießers der Pfrundgüter. Aber nicht 
bloß in ökonomiſchen Angelegenheiten gab die Synode ihre Un- 
zufriedenheit über das waltende Regierungsiyftem zu erkennen: 
fie verlangte Einfchreiten gegen die verwilderte Preſſe zum Schuße 
der durch die Berfaffung gemwährleifteten Rechte der Kirche, der 
hriftlihen Religion und Moral. 

Der Große Rath von Neuenburg fohritt, laut neuer Ver— 
faffung, zu Einziehung der Kirchengüter* und Feſtſetzung der 
Gehalte der proteftantifhen und Fatholifhen Geiftlihen, durch 
Geſetz vom 8. Mai 1849; alle indgefammt erhielten fixen Ge— 
halt mit freier Wohnung, und gegen Abichaffung der fogenannten 
fafuellen Einfünfte; das Gehaltsmaximum der  proteftantifchen 
PBaftoren wurde zu 2500 fr. Fr., das Marimum für die Fatho- 
liſchen Pfrundgeiftliben zu 2400 Fr. beftimmt, den Kapuzinern 
in Landeron eine Jahrespenfion von 1000 Fr. zugefichert. Im 
November gl. 3. wurde die evangelifche Synode nach neuer Or— 
ganifation Fonftituirt, Pfarrer du Pasquier zu ihrem Präfidenten, 
Alt-Staatsrarh Calame zu ihrem Vizepräfidenten gewählt. 


* Der Bundesrath jeßt fie in feiner Botichaft vom 8. Juni 1857 zu 
höchſtens 1 Million Franfen an, 
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Scharf in das Leben, vornehmlich der Alt-Genfer, fchnitt 
ein vom Großen Rathe von Genf am 22. Auguft 1849 erlafjenes’ 
Gefeg über gemeinnügige und milde Stiftungen ein. Die Ber- 
faffung von 1847 hatte es bereitd vorgefehen, Korporationen und 
Bereine jeder Art unter die Staatdauffiht geftellt. Das Gefep, 
indem es auch viel Anderes über den Gegenftand verfügte, hatte 
doch wefentlih den Zwed, die alten Korporationen und Stif- 
tungen, welche fi) autonomijch bewegten und nicht nur eigene 
jelbfiftändige Verwaltungen, fondern von Alters her auch den 
Vortheil hatten, daß diefe Verwaltungen fich felbit ergänzten, dem 
Willen der Staatsherrſcher zu unterwerfen und politifh „zunſchäd— 
licht zu machen. Das Geſetz bob demnad jene Selbftftändigfeit 
und Berwaltungsrechte auf, verordnete die Einfegung neuer Vers 
waltungen unter Mitwirkung und Mitbetheiligung der Staate- 
gewalt, der auch die Aufficht über die Vermögensadminiftration 
eingeräumt wurde. Unfreundlicher ald das Geſetz felbft fieht defjen 
vom Staatsrath ausgegangene Begründung aus: „in einem de- 
mofratifchen Staat ift ed nicht ohne Gefahr, gemeinnügige und 
wohlthätige Stiftungen fich verewigen zu laffen. Denn obſchon 
urfprünglich in guter Abficht gegründet, arten fie bald von ihrem 
edeln Zwede aus: die Erneuerung der Berwaltung durch fi 
ſelbſt ift das geeignetfte Mittel, die Abweichung herbeizuführen 
und fie dem demofratifhen Prinzip feindfelig zu machen“; folche 
Selbftergänzung, fagte er weiter, erzeuge den Koteriegeift, dad 
Günſtlingsweſen, Verwaltungseinflüffe, die lieber den politifchen 
Gefinnungsgenofjen zum Schuldner annehmen ald andere, „zus 
legt einen Staat im Staate bilden, eine Urfurpation, welche eine 
auf die Rechte des Volkes eiferfüchtige Regierung nicht dulden 
fann.® * Im Gegenfage zu diefer Staatdallgewalt in Genf wurde 
damals, durch den Neuenburger Auguft v. Meuron, in Prefragier 
bei St. Blaife eine.fehr geräumige Srrenanftalt errichtet, welche 
nah dem Willen des edeln und hochherzigen Gründerd „auf 
: ewige Zeiten von Staat und Gemeinden unabhängig fein® und 


* Vergl. Band II, S. 472, 475 und 476. 
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durch eine eigene Direktion verwaltet werden fol. Sie wurde 
wirklich dur die Staatöbehörde von allen Staats- und Ge- 
meindelaften, ihre Angeftellten vom Militärdienft befreit. 

Die Revifion der aus Anlaß ded Leuenmordprozefjes ergan- 
genen Urtheile hatten Anton Müller, Bruder des bingerichteten 
Mörderd, und der gemwefene Appellationsrichter und Fürſprech 
Joſeph Bühler, von Büron, verlangt; beide waren nach dem 
gewaltfamen Sturz der frühern Regierung von Luzern in ihre 
Heimath zurüdgefehrt; A. Müller war, weil fhuldig des Ver— 
brechens der Anftiftung zum Morde in contumaciam zu halb» 
ftündiger öffentlicher Ausftellung und nachheriger lebenslänglicher 
Kettenftrafe, Bühler als des gleichen Verbrechens ſchuldig und 
wegen der Theilnahme am Freifchaareneinfall zum Zode mittelft 
Erfchießend verurtheilt worden (Urtheil vom 3. März 1847). Die 
Namen beider Berurtheilten erfchienen wenige Wochen nachher am 
Pranger. Das aus den Ereigniffen von 1847 bervorgegangene 
pneufonftituirte Obergericht" ordnete die Wiederaufnahme des 
Prozeſſes an. Die Revifion umfaßte auch die über Joſeph Troller 
und Benanz Reinhardt feiner Zeit ergangenen Kontumazurtheile. 
Nach längerer Unterfuhung, zu welcher ſich die Berurtheilten nun 
freiwillig geftellt hatten, wurde vom Kriminalgericht erfter Inſtanz 
A. Müller ded erwähnten Verbrechens zwar nicht überwiefen, 
jedoch verdächtig erklärt, dann von der Inſtanz entlaffen; Bühler, 
Troller und Reinhardt, weil einer Betheiligung am Morde Leu’s 
weder überführt noch verdächtig, wurden von Schuld und Strafe 
freigefprochen. Von der Unterfuhung waren jene Verbrechen (Auf- 
uhr, Hochverrath, Meberfchreitung des Freiſchaarengeſetzes), welche 
durch die feitherigen Amneftiedekrete ohnehin getilgt waren, aus— 
gefchloffen worden. Der Staatsanwalt, Martin Knüfel, unterlegte 
vorerwähntes Urtheil hinfihtlih des Anton Müller und Joſeph 
Bühler der Appellation. Müller that ein Gleiched. Die Staates 
anmwaltfchaft beharrte bezüglih Müller auf der Schuld und da— 
heriger Berurtheilung desfelben zu öffentlicher Ausftelung und 
vierundzwangzigjähriger Kettenftrafe; bezüglich Bühler beantragte 
fies es fei derfelbe der Anftiftung zum Morde nicht als über 
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wiefen, wohl aber verdächtig zu erflären und von der Inſtanz 
zu entlaffen, eventuell in die Unterfuhungs- und Prozeßkoſten 
zu verfällen. Beidfeitige Vertheidiger gingen in ihren Vorträgen 
davon aus, daß die vom frühen Berhörrichter Ammann geführte 
Unterfuhung feine Beweisfraft befige, jener Bühler’s fuchte auch 
noch darzuthun, daß, abgefehen von der Beweiskraft der Akten 
und der Glaubwürdigkeit oder Unglaubwürdigfeit der PVerfonen, 
auf deren Ausfagen die Anklage gefußt worden war, dem Bes 
klagten nichts zur Laft falle, das als ftrafbar erfunden worden 
oder ihm irgendwie zur Unehre gereichen könnte. Das Obergericht 
fand einftimmig, daß U. Müller des Verbrechens der Anftiftung 
zum Morde zwar nicht überwieſen, jedoch verdächtig, Bühler 
deöfelben weder überwiefen noch verdächtig ſei, entließ erſtern 
von der Inſtanz, verurtheilte ihn aber in die Unterfuchungsd- 
und Prozeffoiten, und fprach den Joſeph Bühler von Schuld, 
Strafe und Koften frei (27. Dftober 1849). Diefe Prozeßrevifion 
ging, in Nüdficht auf die eingetretene gänzliche Umkehr aller 
Berhäftniffe und der wichtigern GEreigniffe auf dem Feld eidge- 
nöffiicher Politif, ohne viel Auffehen vorüber. Bühler wurde 
jpäter in den Kreifen des Nationalrathed ald defjen Mitglied 
gefehen, Im letztinſtanzlichen Urtheil ift das durch den Verhör— 
richter Ammann feiner Zeit eingehaltene Unterfuchungsverfahren 
einer fcharfen Kritik unterworfen, er ſelbſt ald befangen, fein 
Verfahren vielfach als ungefeglich, auch tadelnswerth wegen vieler 
Suggeftivfragen dargeftellt. Die Erwägungsgründe zu Bühler’d 
Freiſprechung beruhen wefentlih auf einer von der frühen ger 
richtlichen Auffaffung verfchiedenen Würdigung der gegen den 
Angeklagten vorgelegenen Inzichten. 

Die gejehgebenden Räthe der Schweiz verfammelten fich 
wieder am 12. November 1849, Das Haupt des Nationalrathes, 
Alfred Eicher, mochte fühlen, daß Etwas nicht recht liege im 
Lande, daß die öffentliche Stimmung nicht fei wie fie follte, und 
trat deßhalb zur Berichtigung der vorwaltenden Meinung, zur 
Gewinnung und Felthaltung von Freunden der neuen Ordnung 
und zur wirkſamen Berdammung ihrer Gegner mit einer geharr- 


nifchten Eröffnungdrede auf. Man vernahm, fagte der Redner, 
bie Behauptung: „es laffen die neuen Bundeseinrichtungen unfer 
Volk kalt, ed empfinde nicht die mindefte Theilnahme für dies 
felben ; das einzige Gefühl, weldhes es etwa für fie habe, fei das 
der unbedingteften Gleichgültigfeit"; wahr aber fei nur, daß eine 
gewilfe Abfpannung in politifhen Dingen bemerkbar, aber nicht 
bloß in Angelegenheiten ded Bundes, fondern au in fantonalen 
Verhältniſſen; fie äußere fih im gefammten öffentlichen Leben 
und verliere deßhalb ihre befondere Beziehung auf die Bundes— 
verhältniffe; ungerecht vor Allem wäre der Vorwurf, daß der 
Gegenwart die fchöpferifche Kraft fehle. Habe die Dreißiger 
Periode große Lebensfriſche bewiefen, fo fei deßhalb das folgende 
Jahrzehent keineswegs einem Eiſtarrungstod erlegen, vielmehr 
verdiene es die Periode der Wiedergeburt des „eidgendffifchen“ 
Lebend genannt zu werden und habe größere Opfer vom Bolfe 
gefordert, ald Alles, was vorangegangen (die Opfer für die Auf— 
löfung des Sonderbunded). Die hie und da zu Tage tretende 
Abjpannung fei daher feineswegs ein Zeichen ohnmächtiger Ers 
ftarıung, fondern vielmehr eine Folge der mächtigen Kraftentwide- 
lung, die in diefen Tagen fo Großes gewirkt. Und noch habe die 
Schweiz ihre „Kernmänner®, die ſich bei der Einführung der 
Bundesverfaffung nicht dur jede Schwierigkeit mißftimmen und 
entmuthigen laffen. Diefen „Kernmännen“ gegenüber ſtehen aber 
die „erklärten, offenen und unverföhnlichen Feinde® der neuen 
Bundeseinrichtungen. „Es find Diejenigen, die von jeher jeglichem 
Fortfchritt im fantonalen wie im Bundesleben gram waren; es 
find Diejenigen, welche die Furien des £onfeffionellen Haſſes herz 
aufbefchmworen haben, damit diefelben die Saat einer gefunden 
Entwidelung des fhweizerifchen politifchen Lebens mit ihren ver 
fengenden Fadeln im Keime zerftören; es find Diejenigen, die 
vor Kurzem erſt unfer Vaterland an den Rand des Verderbens 
gebracht Haben und die nicht davor zurüdzufchreden feheinen, es 
jeden Augenblick wieder demfelben Abgrunde entgegen zu führen. 
Wir kennen fie alle, diefe eingefleifchten Feinde unſeres wieder 
gebornen Gefammtvaterlandes: mögen wir nie vergeffen, meine 
Die Schweiz. IV, 23 
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Herren, daß wir ſie kennen!“ Nach dieſem neuen Keulenſchlag 
auf ruhige Ueberwundene, biedere Schweizer ſo gut als Eſcher 
und ſeine Partei- und Glücksgenoſſen, warf der Redner einen 
Blick der Verachtung auf Jene, welche die neue Bundedverfaffung 
nicht aus Ueberzeugung von ihrer Zwedmäßigfeit, fondern „troß 
ihrer Weberzeugung von der Unzweckmäßigkeit derfelben“, bloß 


— deßhalb angenommen haben, weil e8 befler fei, „eine Verfaſſung 


zu haben, die man halte, als eine, die man nicht halte“, Ob 
Solhe wohl Freunde oder Gegner der Bundesverfaffung feien? 
fragte er. Folgte noch ein Kapitel über die „Gleichgültigen“ und 
Jene, „die unter dem Einfluffe der politifhen Abipannung fliehen, 
gleichwohl jederzeit geneigt, die neuen Einrichtungen, befonders 
die materiellen Umgeftaltungen, zu tadeln®. Diefen verfchiedenen 
Stimmungen gegenüber ermahnte der Redner zu „muthigem und 
entſchloſſenem Fortfchreiten auf der durch die Bundesverfaffung 
vorgezeichneten Bahn“, gedachte dabei der bereitd vollzogenen 
und der im Werden begriffenen Zentralifationen, der Anhand— 
nahme der Eifenbahnen und feines Lieblingsprojeftes, der Grün— 
dung einer fchweizerifchen Hochſchule, rief endlih „die Männer 
des Fortfchrittese wiederholt „zur Sammlung“. Was berechtiget 
ift in folden Reden, das ift die Empfehlung jeder nüglichen 
Unternehmung, zu der die Bundesverfammlung befugt fein mag; 
die Mißhandlung Derer, welche in Diefem oder Jenem anderer 
Meinung geweſen ald der Redner, ift Mebermuth, der am Wenig. 
ften in einem Freiftaat, und zwar in einem Föderalftaat, am 
Platz ift. 

Wichtiger Berathungsftoff, theild adminiftrativer, theild poli- 
tifcher Natur, harıte der Bundesverfammlung. Die meiften Schwies 
tigfeiten boten wie früher die Zentralifationsmaßnahmen; an ihrer 
Spitze ftand diefmal das Münzweſen obenan. Nur ungewöhn 
licher Sachkunde konnte ed gelingen, diefe Angelegenheit zu gutem 
Ziele zu bringen; der Bundesrath fand jene in der Perfon des 
Bafeler Bankdireftord Speifer, der ihm in ausführlihem Bericht 
vom 6. Dftober 1849 eine biftorifchefritifhe Darftellung der in 
den.unmittelbar vorangegangenen drei Jahrzehnten ftatigefundenen 


Beitrebungen für Reformen im Münzweſen lieferte, im gleichen 
Aktenſtück die Fonkurrirenden Münzfyfteme würdigte, welche in 
der zweiten Hälfte jener Periode der Schweiz empfohlen worden 
waren, dann die Borzüglichfeit des franzöfifhen Münzſyſtems 
begründete und defien Annahme empfahl, endlich den damaligen 
Münzbeftand in der Schweiz und ihren Münzbedarf in über: 
fihtlihen Tabellen zufammenftellte und die Geſetzesentwürfe für 
Beftimmung und Einführung ded neuen Münzfußes verfaßte. 
Speifer berechnete die muthmaßlich in Umlauf befindlichen 
Schweizermünzen aller Sorten, dem Nennwerthe nah, auf 
Schw. Fr. 8,822,000. 04 Rp., den urfprünglichen Metallwerth 
derfelben zu Fr. 7,486,488. 44 Rp., den Gefammtverlurit bei 
einer Einfchmelzung, nach Einrechnung des fich aus der Abnugung 
ergebenden Berlurftes, auf fr. 1,967,937. 81 Rp. Wie fchon 
bei Berathung der Bundesverfaffung vorausgefehen worden, mar 
fein Syſtem auf die Bahn zu bringen, welches nicht entfchiedene 
Gegnerichaft aufgerufen hätte. Das Wefen des Erpertengutachteng 
rief als folche die öſtliche Schweiz auf, für welche mit befonderer 
Wärme St. Gallen in die Schranken trat. Der Kleine Rath 
ließ fih Gutachten feitend des kaufmänniſchen Direftoriumd 
und einer eigenen Kommiffion über die Frage geben; die Bank 
dafelbft gab ein folched unmittelbar an die Bundesbehörde ab; 
fie alle behaupteten, daß die öftlihe Schweiz fih in der Noth- 
ftellung befinde, für fich die Beibehaltung des füddeutfchen Münz- 
‚ fußes zu begehren, da der Verkehr der öftlichen Schweiz fie zum 
Bezuge des erforderlichen Geldbedarfed von den füddeutfchen 
Handelsplägen her verweife, * eine Dedung jenes Bedarfes mittelft 
franzöfifcher Münzen nicht ohne erheblichen Verlurſt gefchehen 
könnte, die Störungen und Unbequemlichfeiten im Verkehr, welche 
mit einer zivangsweifen Einführung des franzöfifchen Münzfußes 
in jenem Theile der Schweiz verbunden mären, ungerechnet. Auf 
Grundlage diefer Gutachten warf ſich der Kleine Rath dann felbit 
* Durch Poft und den „Stock“ (ordentliche Geldfuhr) feien jährlich 
5,264,921 Gulden deutichen Geldes über Rorſchach eingeführt worden, die 
Einfuhr durch Private noch ungerechnet. 
| 28 * 
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zum Vertheidiger dieſer kaufmänniſchen Anſchauungen auf und 
gelangte am 25. November mit einer Vorſtellung an die Bundes» 
verfammlung, in welcher empfohlen ward, als fchweizerifche Münze 
einheit einen Schweizerfranfen zu 36%/, auf die Kölner Mark 
feinen Silbers aufzuftellen, nebſt diefem Franken auch Schweizer 
thaler von 31/, Franfen mit verhältnißmäßigem Feingehalt und 
möglichft geringer Fehlergrenze, ſowie Doppelfranfen, halbe und 
Biertelfranfen in Silber, dann Batzen, halbe und Viertelöbagen 
in gutem Billon, und Rappen in Kupfer auszuprägen; — von 
den in Umlauf befindlichen fchmweizerifhen Münzen alle feit 1803 
geprägten, welche in Gehalt und Nennwerth den neu auszupräs 
genden gleichfommen, in Umlauf zu belafjen, die übrigen dagegen 
einzulöfen und auf Rechnung der betreffenden Kantone einzus 
ſchmelzen; endlich gewiſſe ausländifhe Münzforten zu tarifiren, 
fo den Brabanterthaler zu 40!/,, das franzöfifche Fünffranfenftüd 
zu 35 Bapen. jener Schweizerfranfen wäre nichts anderes ges 
weien ald 40 Kreuzer ſüddeutſcher Währung, fomit eine Münz- 
einheit , die außer den Kantonen St. Gallen, Appenzell, Thur— 
gau und Schaffhaufen (dem Gebiete des ehemaligen öftlichen 
Münzvereind) Niemanden anfprechen Fonnte. Dieß ohne Zweifel 
vorausfehend, ftellte der Kleine Rath von St. Gallen für den 
Tal der Nichtannahme obigen Antrags einen zweiten eventuellen 
Borfhlag: „alle jene Münzforten feien gefeglich zu tarifiren, 
welche einen mwejentlihen Theil des in einer Landesgegend fur- 
firenden Geldes bilden und deßwegen auch als ein mwefentliches 
Bedürfniß derfelben erfcheinen®. „Welche Münze es feie“, fagt 
das VBorftellungsfhreiben weiter, „die zur eidgenöffifchen erklärt 
werde, fo ſcheint wichtig, daß andere, melde in Folge nothiwen- 
digen Bedarfes im Bolfe neben ihr geduldet und gefucht werden 
muß, auch in allen öffentlichen Kaffen neben ihr Dultung finde.* 
Der St. Gallifche Kleine Rath fprach zur Begründung auch den 
wichtigen, fo oft in andern Dingen außer Acht gefehten Grund- 
fa aus: „Nicht Zwang, fo weit die Macht dazu vorhanden ſcheint, 
fondern Freiheit, fo weit fie möglich ift!“ Man mochte indeſſen 
die Hauptfrage bereits ald entfchieden anfehen: der Bundesrath 
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hatte feine Neigung gehabt, die Münzfrage von Grund aus neu 
erörtern zu laffen, darum nicht etwa eine aus den verfchiedenen 
Theilen der Schweiz zufammengefeßte Erpertenfommiffion,, fon» 
dern nur den einen Sachkundigen beftellt, von dem zu erwarten 
war, daß er fih der Sache gründlih und eingreifend bemächtigen 
werde. Der Bundesrath ging dann wirklich in die Anträge Spei- 
jer’8 ein (8. und 9. November) und ſprach ſich ſchon vorfraglich 
gegen allfällige Anträge auf Annahme des füddeutfchen Gulden- 
fußes oder .eined eigenen fchweizerifhen Münzfußes aus; ein 
Land von fo Fleinem Umfange wie die Schweiz, fagte er, könne 
ohne Nachtheil feinen eigenen Münzfuß aufftellen, felbit wenn es 
ihr gelingen würde, einen an ſich vollfommenern und zweckmäßi— 
gern als alle befannten aufzufinden; es bleibe daher nur übrig, 
fih einem auswärtigen Münzfyftem anzufchließen, und zwar dem- 
jenigen, welches das am meiften verbreitete fei, deffen Münzen 
die gangbarften feien und bei denen man Abufivfurfe und das 
berige Verlürſte, oder fogar Syſtemwechſel, nicht zu fürchten habe; 
diefe Münze glaube der Bundesrath in der franzöfifchen gefunden 
zu haben, die ohne Uebertreibung eine Weltmünze genannt wer- 
den dürfe. Schließlich ſprach er fih auch gegen allfällige Ber- 
fhiebung aus; die Krifis werde durch eine Hinfchleppung nicht 
erleichtert. Eben fo entfchieden war die Mehrheit des National- 
rathes; von einem Verſchiebungsantrage Hungerbühler's mollte 
fie nichts wiffen. Vergebens hatte Hoffmann e3 eine „Monftruo- 
fität* genannt, der öftlichen Schweiz ein Geld aufzudringen, mit 
dem fie „feinen Schuhpußer“ an der Grenze bezahlen könnte. Im 
Ständerath waren die Deftlichen nicht glüdlicher als im Nationales 
rath. Steiger von St. Gallen brachte hier den Antrag auf Ber: 
fhiebung bis zur nächften Seffion; inzwifchen möge man, für 
nöthige Ordnung in der Bundesverwaltung, einen einheitlichen 
Tarif der Münzforten für deren Annahme bei den Bundesfaffen 
feftfegen ; ihn unterftügte lebhaft der andere Abgeordnete Et. Gal— 
lend, Aepli, Klage führend über das „empörende® Verfahren des 
Bundesrathed in diefer Sache. Die Weftlihen, mit Munzinger, 
dem Finanzvorftand, befämpften den Antrag, und felbft ein Züricher 
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bemerkte unzufrieden, St. Gallen habe nun ſeit bald einem halben 
Jahrhundert bis zum Ueberfluß ſich geſträubt, Zürich wolle nichts 
mehr von dem bisherigen Durcheinander. Auch Winke: man helfe 
mit der Eile nur den politiſchen Gegnern auf die Beine, ver— 
fingen nicht. Die Mehrheit wollte hier vorwärts wie im Natio— 
nalraih. Nach dieſem Vorgefecht dauerte die Münzſchlacht im 
Ständerath noch zwei Tage (13. und 14. Dezember). Redner 
für den deutfchen Münzfuß waren auch jetzt wieder die beiden 
Abgeordneten von St. Gallen und Fifcher von Aargau. Der alte 
öftlihe Münzverein der vier Kantone hielt treu zufammen, brachte 
e8 aber nur auf 9 Stimmen, 7 aus feiner eigenen Mitte und 
2 von Aargau und Zürih; 30 Stimmen aus achtzehn Kantonen 
hinwieder fprachen fich für den franzöfifhen Münzfuß aus, und 
der fhriftlic vorgelegene Antrag des Kleinen Rathes von St. Gal- 
len gelangte nicht einmal zur Ehre der Abftimmung. Der Ent- 
fcheid war maßgebend und an einer ähnlichen Mehrheit im Na- 
tionalrath nun um fo weniger zu zweifeln; indeffen zögerte des 
fegtern Kommiffion und ließ thatfächlich die früher fo warm 
empfohlene Berfchiebung eintreten. 

Im Nationalrath gelangte die neue Militärorganifation zur 
Berathung. Ochfenbein war ihr Schöpfer. Ein weitfchichtiger Bes 
richt des Bundesrathed fuchte vorgefchlagene Neuerungen und 
Verbefferungen, dad ganze Syſtem der neuen Militärordnung, 
zu begründen. Man entnimmt jenem Aktenſtück, daß zu jener 
Zeit die durchfchnittliche Sahresausgabe der Kantone für Die 
Militärverwaltung Fr. 1,634,772. 36 Rp.; jene der Bundeskaſſe 
Fr. 199,000, zufammen Fr. 1,833,772. 36 Rp. betrugen, eine 
Berechnung, die jedoch, laut dem Berichte felbft, nicht ganz volls 
ftändig war; der Bundesrath ſchloß aus derfelben, daß jedenfalls 
eine allgemeine Zentralifation des Militärunterrichtes nicht vor— 
genommen werden fünnte, da dem Bunde die finanziellen Mittel 
fehlen würden, die aus folcher Anordnung hervorgehenden Koften 
zu beftreiten. Wie geldverzehrend überhaupt dad Militärweſen 
fei, ergab fi) aus einer andern Stelle des Berichtes, welche die 
Ausgabe von 2940 Offizieren des Bundedauszuges mit Inbegriff 
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jener des Generalftabes, nur für Anfchaffung der Epauletten, auf 
dr. 117,600 berechnet. Den Rechnungen hinmwieder war zu ent- 
nehmen, daß im Jahr 1848 allein für Herausgabe von Militär- 
veglementen Fr. 77,105 verausgabt worden. Die Grundlagen für 
die Organifation waren übrigens durch die Bundesverfaffung ge- 
geben. Daß fie dem Volke weit größere Opfer auferlegen werde 
al® die frühere Organifation, fonnte nach der damaligen Stim, 
mung leicht vorausgefehen werden. Der Geift der Ueberſchwäng⸗ 
lichkeit herrfchte und man glaubte, für das Gute nicht genug des 
Guten thun zu können, eine in ihrem Wefen fehr lobenswerthe 
Gefinnung, bei deren Geltendmachung jedoch die Grundfäge der 
Mäßigung, politifher und adminiftrativer Klugheit, überwiegen 
follen, damit nicht der Schild, der den Bürger Ihüsen follte, ihn 
erdrüde. Abgefehen vom Geld, gingen die Anfprüche zu hoch auch 
an die Mannfchaft. Die nationalräthliche Kommiffion, welche die 
Dienftpflicht auf die Zeit vom 20ften bis Adften Altersjahr zu 
befchränfen vorfhlug, erlitt harte Anfechtung von. Solchen, die 
fie vom 17ten bis 5Often Altersjahre ausdehnen wollten. Die 
Anhänger der erſten Meinung behaupteten: für die Schweiz fei 
wichtiger, ein durch und dur gut inftruirted Heer zu befom- 
men, ald eine übermäßig große Zahl Truppen, welche weder mit - 
Dffizieren gehörig verfehen, noch reglementarifh bewaffnet, noch 
gehörig inftruirt werden könnten; ſchon die Feitfegung der Altere- 
jahre 20 bis 44 würde eine Truppenzahl von 180 bis 200,000 
Mann ergeben und die Finanzen der Kantone mehr ald genug 
in Anfpruch nehmen; ihre Gegner aber machten geltend, daß 
man bei Verwerfung ihres Antrages 20,000 Fräftige Krieger 
verlöre, die Schweiz aber eben bei gegenwärtigen Berhältniffen 
ein zahlreiches Heer nöthig habe, ein Verhältniß, dem alle finan- 
ziellen Rüdfichten zu weichen haben. Die vom Genfer Großen 
Rath eben damals beſchloſſene Demolirung dortiger Feſtungs— 
werfe * ftieß auf Widerftand. Jammernd rief dad Gutachten der 

* Gefeß vom 15. September 1849. E3 befiehlt die mittelbar fchon in der 


Berfaffung von 1847 vorgefehene allmälige Abtragung der Feflungswerfe, nach 
Maßgabe der Möglichkeit, das in Folge derfelben gewonnene Land zu utilifiren, 
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nationalräthlichen Kommiſſion: was nützen alle Anſtrengungen 
der Geſammtheit, wenn der einzelne Kanton befugt wäre, durch 
eigenmächtige Verfügungen „eine Lücke in das Syſtem der vater⸗ 
ländiſchen Vertheidigung zu reißen! Sie trug daher an, der 
Bundesbehörde die Befugniß der Einfprache gegen ſolch einfeitige 
Kantonal-Berfügungen einzuräumen. Gegen diefes Anfinnen folgte 
lebhafte Einrede im Nationalrath: die Bundesverfaffung gewähre 
ein folches Recht nicht; zudem wäre ein Verbot den induftriellen 
und demofratifchen Beftrebungen Genf's gefahrdrohend, auch nach— 
theilig für feine finanziellen Antereffen, denn Genf habe Geld 
nöthig für Rüdjahlung eined zur Ausführung öffentlicher Ar- 
beiten * aufgenommenen Anleihens, müfje daher die Freiheit be- 
balten, aus dem Erlöd von Grund und Boden der Feſtungs— 
werke dasſelbe zu tilgen. Bor der Hand ergab fih im Nationals 
rath eine fnappe Mehrheit zum Verbot. Aber die Genfer ließen 
die Räthe in Bern reden; die Regierung ordnete den Beginn 
der Demolirungsarbeiten an und ließ fie rüftig fortſetzen. 

Die einfeitige Aufhebung der Militärfapitulationen mit Nea- 
pel befchäftigte die Bundes: und Kantonalbehörden noch längere 
Zeit. Die vom Bundesrath eingeleitete Unterhandlung behufs Aus- 
führung ded Bundesbefchluffes vom 20. Juni hatte feine Folge, 
weil von den betheiligten Kantonen mehrere dem Beichluffe ſelbſt 
grundfäglich entgegen ftanden; Schwyz fuchte zwifchen allen eine 
Berftändigung einzuleiten und Iud zu einer Konferenz nach Luzern 
ein, Bern zu einer foldhen in die Bundesftadt. Keine von beiden 
Konferenzen fam zu Stande, weil Solothurn und Graubünden ihre 
Theilnahme verfagten. Der Bundesrath.drang inzwifchen wenigſtens 
auf Beachtung und Bollziehung des Werbverboted, dem die Kan— 
tone fich unterzogen. Die Hauptfache felbft anlangend, wider: 


ftellt dasjelbe an die Verfügung des Staated für Anlegung neuer Stabdtiheile 
und Promenaden und für die Errichtung öffentlicher Gebäude, regelt bezügliche 
Nechtöverhältniffe zwiſchen Staat und Stadt, fowie der legtern fünftige Grenze 
gegenüber den Landgemeinden. 

* Die damalige Negierung von Genf hale zu jener Zeit bereits Fr. 905,000 
für außerordentfiche öffentliche Arbeiten ausgegeben. 
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ſprachen Uri, Schwyz, Unterwalden und Graubünden die Kom— 
petenz der Bundesbehörde; Schwyz ſtellte mit Eingabe vom 8. No— 
vember 1849 das Begehren an die Bundesverſammlung, daß 
jener Beſchluß, deſſen Bundeswidrigkeit in jenem Aktenſtücke un— 
widerleglich dargethan wurde, zurückgenommen, den Kantonen die 
ihnen zuſtehenden Rechte ungeſchmälert belaſſen werden. Schwyz 
entſchloß ſich zu dieſem Schritt, wie es in Wahrheit ſagen konnte, 
„ohne alle Erwägungen politiſchen Belanges, ohne Vorliebe für 
irgend eine® der um die Herrfchaft in den europäifchen Staaten 
ringenden Syſteme, ausfchlieglih aus Rüdficht für die unantaft- 
bare Heiligkeit der völferrechtlichen Verträge zwiſchen zivilifirten 
Staaten, und um für alle andern Fälle wie für den vorliegen: 
den die Kraft der Bundesverfaffung feitzuhalten.“ * Diefes Bor: 
gehen fand bei mehreren Kantonsregierungen Beifall, Unterftüßung 
aber nur von wenigen; Appenzell Außerrhoden und Schaffhaufen 
nämlich, obgleich bei den Kapitulationen felbft nicht betheiliget, 
unterftüßten in befondern Eingaben (jene von Appenzell U. R. 
mit viel Wärme und Gewandtheit die Kompetenz der Bundes- 
behörde befimpfend) das Begehren von Schwyz, mit Warnung 
vor den finanziellen Folgen. Solothurn trat ebenfalld auf, beftritt 
zwar die Befugniß der Bundesbehörde nicht, ftellte aber gleich- 
wohl den Antrag an diefelbe, von Auflöfung der Kapitulationen 
abzugeben und das Werbungdverbot zurüdzunchmen; eventuell, 
fall® diefer Antrag feinen Beifall finden follte, verlangte Solo— 
thurn, daß die an die Offiziere und Soldaten zu leiftenden Ent- 
fhädigungen vom Bunde getragen werden. Bern, im Gegenfaße 
zu Allen, verlangte Aufrechthaltung des befannten Beſchluſſes. 
Der Nationalrath nahm Kenntniß von diefen Standesfchreiben; 
fein Gewalthaufe behandelte die Sache von Oben berab, gab zu 
verftehen, daß man den Proteftationen des Kantons Schwyz und 
Anderer feine ernfthafte Bedeutung beizulegen habe, da ja die 
Bundesbehörde ihre audfchließlihe Kompetenz in diefer Ange: 


* Aus dem Rechenichaftsbericht des Regierungsrathes von Schwyz über 
dad Amtöjahr 1849 auf 1850. 
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fegenheit bereitd audgefprochen und audgemittelt, und unterließ 
dabei nicht, jenen Kantonen zweiten oder dritten Ranges, die 
nody gewagt hatten, von Kantonalfouveränetät zu fprechen, das 
größtmögliche Maß von Ungunft in Ausfiht zu ftellen, indem 
jede Regung für fantonales Recht ald Reaktion taxirt wurde. In 
diefer Stimmung ließ es die Behörde bei einer Ueberweiſung an 
den Bundesrath zur Berichterftattung bewenden (13. Dezember); 
die Kläger wurden alfo für längere Zeit zur Ruhe verwiefen. 
Noch einmal erhob fich die fehweizerifche „Auslandspartei® * 
gegen den Bundedrath, um ihren neutralitätswidrigen Lehren und 
Beftrebungen Anerkennung zu verfhaffen. Der Bundesrath hatte 
in zwei Richtungen bezüglich der Flüchtlinge zu wirken: auf Ent- 
fernung der Häupter der Nevolutionspropaganda in entlegene 
Lande, dann auf die Rückkehr der weniger Gravirten aus dem 
pfälzifch-badifhen Heer nach ihrer Helmath, von melden, zu 
großer Laſt der. Kantone, noch immer eine bedeutende Anzahl in 
der Schmeiz weilte und nad den von der Bundesbehärde ger 
gebenen Vorfchriften verpflegt wurde. Er bewarb ſich wiederholt 
bei der badifchen Regierung um Grleichterung der Bedingniffe 
zur Rüdfehr, immerhin ohne Diejenigen mwegzumeifen, welche als 
ftärfer gravirt und aus Beforgniß vor Friegärechtlicher Behand» 
lung die Rüdfehr nicht anzutreten wagten. Ein Theil jener Leute 
verlor fih allmälig. Dagegen wollte ed mit der Entfernung der 
fogenannten Häupter nicht vorwärts gehen. Das bundesräthliche 
Juſtiz- und Belizeidepartement verwaltete damals Druey; er war 
zwar nicht mehr der Enthufiaft in Auslandefachen, wie wir ihn 
zur Zeit des italienifchen Krieges gefehen, fondern zu feinem 
alten praftifhen Sinn zurüdgefehrt. Gleichwohl ließen die Er- 
gebniffe zu wünfchen. Die Diplomaten regten ſich; indbefondere 
nahm von wahrgenommenen Zögerungen der preußifche Gefandte, 
v. Wildenbruch, Veranlaffung, im Laufe Septemberd in perſön— 
lichem Befuche bei Drucy auf eingreifendere Vollziehung des 
bundesräthlichen Befchluffes vom 16. Juli zu dringen. Druey 


* Bergl. oben, S. 205 und 282. 
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antwortete mit VBerweifung auf bereitd Gefchehenes, auf ver: 
langte und bewilligte Zeitfriften zur Abreife, und wie Manche 
der Betroffenen nächftend die Schweiz verlaffen haben merden. 
Im Laufe Novembers ergingen dann Befchlüffe des Bundesrathes, 
welche, anfnüpfend an den frübern Vorbehalt, abermals gegen 
dreiunddreißig Berühmtheiten aus der badifchen Inſurrektionszeit 
die Ausmeifung befahlen; an der Spitze des Verzeichniffes ftan- 
den die Anführer bei dem badifchen Aufſtand, dann jene bei dem 
Aufftand in der baierifchen Pfalz, endlich fieben Andere, die in 
höhern Stellungen geftanden, fo Florian Mördes, gemefener 
badifcher Minifter des Innern, und Franz Raveaux, von Köln, 
der als Kriegskommiſſär bei dem Revolutionäheer gedient, Es ift 
dieß der Nämliche, welcher früher ald Reichdgefandter in Bern 
beglaubiget gewefen ; ohne Refreditive abzugeben, hatte er feinen 
diplomatischen Poften verlaffen, dann fi bei dem deutfchen Auf: 
ftand betheiliget, binterher als Flüchtling in der Schweiz fi 
breit gemacht. Später erlaubte er fich übermüthige Briefe an den 
Bundesrath, dem er vorwarf, daß fein nunmehriged Handeln zu 
den früher proflamirten Grundfägen in Widerfpruch gefommen. 
Es waren aber nicht bloß die genannten Deutfchen in der Schweiz 
zurüdgeblieben, fondern noch manche Andere, die e8 am über: 
müthigem Gebahren gegen Behörden und Volk nicht fehlen ließen, 
fo namentlich Heinzen und Struve. Auh Mazzini fehlte nicht. 
Nachdem er in Rom ausgefpielt hatte, Fehrte er in die Schmeiz 
zurüd, fand dort trog mehrfacher früherer Ausweifungsbefchlüffe 
wieder Aufnahme, gab nicht nur dad Programm einer Zeitfchrift 
„L'Italia del popolo“, fondern auch ein erfted Heft derfelben in 
Zaufanne heraus, bis der Bundesratb auch gegen ihn wieder 
einfchritt. AU diefed Einfchreiten war übrigens wie immer mit 
großer Milde gepaart, denn der Bundedrath bemerkte in feinem 
November-Kreisfchreiben ausdrüdliih, daß die Ausweifung nur 
nah England, Amerifa oder fonft in ein Land verftanden fei, 
wo die betroffenen Flüchtlinge eine geficherte Zukunft finden 
fönnen, und ausdrüdlich feßte er noch bei, daß in der Boll- 
ziehung die von der Menfchlichkeit oder von gebieterifchen Ums 
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fänden geforderten Rückſſchten zu tragen feien. Die diefen Fremd» 
lingen günftige Partei fchaarte fih nun aufs Neue; eine An- 
zahl bernerifcher Großräthe, Beamte und Privaten, unter ihnen 
Stämpfli, Niggeler, Buchdrucker Jenni, der durch fein damaliges 
Spottblatt, „Guckkaſten“ betitelt, der Cyniker des „Fortſchrittes“ 
geweſen, gaben eine Proteftation gegen den neuen bundesräth- 
lichen Ausweifungsbefchluß an die Bundesverfammlung ein. Auch 
in der öftlihen Schweiz fielen fcharfe Urtheile; der „Toggen— 
burger Bote“, ein St. Gallifches Blatt, fand in den Befchlüffen 
des Bundedrathes nur „Feigheit und wieder Feigheit“, bei feinen 
Mitgliedern „Eein Gefühl für unglüdliche, irrende, obdach- und 
beimathlofe Flüchtlinge, von denen der Schuldigfte politifch nicht 
halb fo viel agitirt, demagogifirt, revolutionirt und geputfcht hat 
als der Unfchuldigfte im Bundesrathe". Nationalrat Eytel von 
Waadt, einer der glühendften Köpfe diefer Fraktion der radikalen 
Partei, beantragte auf dem Motionswege: den Bundesrath zur 
Rechtfertigung feiner äußern Politif, Vorlage bezüglicer Aften- 
ſtücke, insbefondere jener über das Flüchtlingsweſen, und einft 
meiligen Einftellung feiner Befchlüffe vom 1. und 19. November 
einzuladen. Das war wieder ein Ereigniß für die Bewohner der 
Bundesftadt. Die Zuhbörerfchaft war zahlreich, voran das Klücht- 
lingsvolf aus allen Nationen, neben den diplomatifhen Agenten 
der Großmächte. Es ſprachen am erftien Tage der nationalräth- 
lichen Verhandlung vornehmlich die beiden Waadtländer Eytel 
und Druey. Der erftere Flagte: der Bundesrath befolge gegen- 
über dem Auslande eine Politit der Nachgiebigkeit; er handle 
unter der Gunft des Geheimniffes, die Akten des Erlacherhofed 
feien mit einem undurchdringlichen Schleier umhülltz der Bundes- 
rath finde fih ganz in die Netze der (europäifchen) Reaftion 
verftridt, er Efompromittire das Volk; fhon der Beſchluß vom 
16. Juli fei das Werk der Ueberrafhung geweſen; um fo weniger 
fonnte man gefaßt fein auf jenen vom 19. November, der nichts 
Anderes fei ald ein Deportationgurtheil gegen fünfunddreißig 
Flüchtlinge, von denen nicht einer das Afyl mißbraucht habe; es 
jei hohe Zeit, daß der Nationalrath dazwischen trete und nicht 
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länger die Würde und die Unabhängigfeit der „neuen Eidges 
noffenfchaft“ niedertreten lajfe. Druey erflärte fih Namens des 
Bundesrathes bereit zur Vorlage der Akten, erzählte feine Unter— 
redungen mit den auswärtigen Gefandten, namentlich jenem von 
Preußen, der die Vollziehung des Beſchluſſes vom 16. Juli ver- 
langte, die Internirung der (Cfranzöfifchen) flüchtigen Männer 
vom Berge, die ihr Lager bei ihren Genfer Freunden aufge 
Ichlagen hatten, dann landeinwärtd nach Vivid gewiefen wurden, 
die befohlene Ausweifung Mazzini’d und Aehnliches. Er wieder— 
legte eine Klugfchrift ded gewefenen deutfchen „Reichöregenten® 
Karl Bogt, der den „Polizeiminifter“ Drucy befhuldigte, feine 
radifalsfozialiftifhe Vergangenheit nun dur feine Verfolgungen 
gegen die Flüchtlinge deden zu wollen. Er warf den Gegnern vor, 
dag fie ihren Willen an die Stelle des Volkswillens zu fegen 
beabfihtigen; das fei ariftofratifcher Radifalismus, während fein 
(Druey's) Radifalismus der Typus der ächten Demofratie, der 
Mehrheitsausdruck „der Mafjen“ fei. Er, Drucy, fönne nicht ges 
ftatten, daß Einige fich die Befugniß anmaßen, gleich Ludwig XIV, 
zu fagen: „L’etat c’est moi“. Er ſchloß mit der vollften Zuftims 
mung zu einer neutralen Politik der Schweiz. Was er im Laufe 
feiner Rede aus den Berichten der fchweizerifchen Gefhäftsträger 
in Paris und Wien durchbliden ließ, berechtigte zum Schluffe, 
daß das Ausland damals einige Anwandlung hatte, fih in die 
innern Ungelegenheiten der Schweiz einzumifchen, wenn der 
Bundesrath fich nicht aus freien Stüden herbeigelaffen hätte, die 
Flüchtlingshäupter aus dem Lande zu mweifen. Der zweite Kampfes 
tag war noch Tebhafter. Es lief eine Petition aus Genf ein von 
Galeer * und Genoffen unterzeichnet, welche die Molitif des 
Bundesrathes als eine „ſchmachvolle, die Würde der Schweiz 
entehrende® bezeichnete. Entrüftet wollte Dufour die Petition 
nicht zu Ende lefen laſſen; fie wurde aber gleihwohl, ftatt nur 


* Galeer hatte damals in Genf eine Zeitjchrift angefündiget: „Der Völker— 
bund“, welche darauf ausging, die Schweiz in europäifhe Händel zu verwideln; 
die Neutralitätspolitif, meinte Galeer, fei bloß erfunden, um die Schweiz zu 
entmannen, 


— 46 — 


einmal, zweimal verlefen, damit Alle, auch fpäter Eingetretene, 
. fie hören fonnten; der Nationalrath befchloß mit großer Mehrheit 
ihre Zurüdweifung. Manche Redner jprachen noch an diefem Tage, 
unter ihnen Weder von St. Gallen, der den Antrag flellte: es 
habe der Bundesrath fein neues Ausweiſungsdekret zurüdzuziehen 
und nur folche Flüchtlinge zu entfernen, über welche von einzelnen 
Kantonen gegründete Klagen erhoben würden oder welche fonft 
durch Mißbrauch des Afylrechtes dasfelbe verwirft hätten. Der 
Bundesrath fei nicht infallibel, fagte Weder, und er wolle ihn nicht 
monarchiſch fortregieren laſſen; Billigung feiner Schritte habe er 
ohnehin nur von „Eonfervativen® oder „rothitrümpfifchen* Kan— 
tondregierungen gefunden (er nannte jene von Ob- und Nid- 
walden), während andere fantonale Oberbehörden Reklamationen 
erhoben hätten. Scharf dagegen entwidelte und rechtfertigte Ochfen- 
bein die vom Bundesrath bethätigte „weife Neutralitätspolitif“; 
es fei einer Republik, wie die Schweiz, ganz würdig, ihre inter 
nationalen VBerpflihtungen freiwillig und vollftändig zu erfüllen; 
feine Rede von Gefahren für ihre Unabhängigkeit und ihre In— 
ftitutionen von außen; das Ausland fümmere fih nicht um die 
Schweiz, fobald fie jene Pflicht erfülle und ihre Nachbarn nicht 
von ihrem Gebiet aus beunruhigen laſſe Trog von Solothurn 
ließ fih noch rüchaltlofer vernehmen: man wife, wie und warum 
die Flüchtlinge zu und gekommen; die Schweizer hätten nach den 
Beftrebungen- und Wünfchen der „Auslandepartei® die Kaftanien 
aus dem Feuer holen follen; das Gleiche habe die „afylfuchende* 
badifche Armee von 10,000 Mann gewollt; ihre Stellung und 
Aufgabe aber wäre gewefen, fich auf ihrem Gebiete zu fchlagen, 
ftatt die Schweiz in fremde Händel hinein zu ziehen. Mit Recht 
feien daher diefe Flüchtlinge feineswegs der Gegenfland wirklicher 
Sympathie des Volkes; in weiteres Hätjcheln derfelben würde 
nur deffen Gefühle und Intereſſen verlegen. Schließlich) wurde der 
Eytel'ſche Antrag, ein Mißtrauensvotum enthaltend, mit ftarfer 
Mehrheit verworfen und nur der unfchuldige Beihluß gefaßt, 
der Bundesrath habe Bericht und Akten einzulegen, legtere fo 
weit fie fi zur Vorlage eignen (27. November). Diefe Tage 
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liefern abermals den Beweis, daß jene mehrerwähnte „Auslands— 
partei® nur die Keckheit, nicht die Mehrheit für ſich hatte, fo fehr 
fie auch gewohnt war, im Namen der „Nation“ das große Wort 
zu führen. Zu vergefjen ift übrigens nicht, daß zu diefer Zeit 
Sardinien darniederlag, Radetzky in ganz Oberitalien regierte, in 
Florenz der Großherzog wieder eingefegt worden, die Nepublif 
Nom durch Frankreich vernichtet, die Republik Venedig wieder 
von Defterreich bejest war, das ehemalige badifche Heer nun in 
Preußen gedrillt, die badifchen Städte und Städtchen aber durch 
die preußifchen Truppen im Zaum gehalten wurden, die ungarifche 
Inſurrektion unterdrüdt, in Paris endlich, ein firengeres Regiment 
im Anzuge war. Als Anhängfel zu den Mühen wegen der Flücht— 
linge hatte der Bundesrath auch die auswärtigen Reklamationen 
wegen Waffen und andern Kriegdzeuged zu befriedigen; es waren 
darunter auch Feftungsfanonen von Raftatt, auf deren Rückgabe 
Defterreich drang. Die Beftrebungen ded Bundesrathes bei den 
Unterhandlungen über die Herausgabe hatten fih nur auf Ver— 
gütung der von Seite der Schweiz gemachten Auslagen zu bes 
fhränfen, da die Rüdgabe ſelbſt von Niemanden beftritten wurde, 
Diefe Anftände waren verhältnigmäßig bald erlediget, während 
ein Theil der Flüchtlinge der Schweiz noch lange zu Lajten blieb, 
Die in einem frühern Befchluß der Bundesverfammlung gewünſchte 
Auskunft über den Zwed der deutfchen Truppenanhäufung an der 
Grenze war fchon durch den Gang der Ereigniffe gegeben. Der 
große Waffen und Munitionshandel, der aus der Schweiz zur 
Unterftügung der italienifhen Revolution betrieben worden war, 
und der Nüdzug der italienifchen Korps auf Schweizerboden ver- 
anlaßte ähnliche Forderungen feitend der fardinifchen Regierung. 
Sie wollte Gefhüg und anderes Kriegszeug wieder haben, was 
jene Korps mit in die Schweiz hereingefchleppt hatten; ander- 
feitö verlangten die fchmweizerifchen Lieferanten und Unterhändler 
ihr Geld für verkaufte, aber noch nicht bezahlte Kriegewaare. Die 
Bundesverfammlung verfprah an Sardinien die Aushändigung 
deffen, was ald dortiges Eigenthum ausgewiefen werde, unter 
der Bedingung jedoch, daß die fardinifche Regierung alle für die 
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Abnahme, die Inventarifirung, den Transport, die Aufbewahrung 
und die Beforgung jenes Kriegemateriald erlaufenen Koften ver: 
güte und aud den begründet erfundenen Forderungen Genüge 
leifte, welche einzelne Schweizerbürger an dad gefammte Kriegö- 
material erheben (Beichluß vom 21. Dezember 1849). 

Die tolle Freifchäärlerei nah Baden hatten eine Anzahl 
Schweizer in der Feltung Raftatt längere Zeit zu büßen; es 
faßen dafelbft im Oktober deren 64, welche fih am Aufftand 
betheiliget hatten; zwei waren ald geftorben bezeichnet. Der 
Bundesrath ließ in befonderer Sendung durch den Obeiften 
Stehlin von Bafel die Milde der badifchen Behörden anrufen. 
Bon jenen Kriegdgefangenen gehörten weitaus am meiften (acht⸗ 
zehn) heimathlih dem Kanton Zürich, zehn dem Kanton Bern an. 

‚Die Neufonftituirung der Schweiz machte eine neue Volks— 
zählung nothwendig; fie wurde durch Bundesgefeh vom 22. De- 
zember in der dreifachen Abficht verordnet, auf Grundlage ihres 
Ergebniffes die neuen Mannſchafts- und Geldfontingente der 
Kantone, fowie die Umfchreibung der Wahlfreife für den Nas 
tionalrath feftzufegen; die Koften der allgemeinen Anordnungen 
wurden der Bundesfaffe, jene der Aufnahme der Zählung 
jelbft den Kantonen überbunten. Ein anderes Gefeb aus diefer 
wichtigen Zeit ordnet das Niederlaſſungsweſen, fo weit ed der 
Bundesbehörde zuftand (10. Dezember). Die Dauer für die an 
die Schweizer zu eriheilenden Niederlaffungsbewilligungen wurde 
auf wenigftend vier Jahre, die Gebühren, die die Kantone dafür 
beziehen mögen, Alles in Allem zu höchſtens 4 Fr. feſtgeſetzt. 

Die Freiburger Katholifen fuchten Recht und Troft bei der 
Bundesverfammlung, indem fie durch zwei mit 10,000 Unter: 
fhriften bedeckte Petitionen die Wiedereinfegung ihres Bischofs in 
feine Rechte verlangten; fie bewiefen dadurch Vertrauen in die 
Bundeöbehörde. Der Bundesrath begutachtete Abweifung, „weil 
die Sache nicht in den Bereich des Bundes falle.“ Gleichwohl 
verwendeten fi) einige Männer der Urfantone im Ständerath 
für den Berbannten, juchten zu beweifen, wie das gegen den 
Biſchof feitend der Freiburger Regierung eingehaltene DBerfahren 
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wider Bunded- und Kantonsverfaſſung fich verftoße; fie tadelten 
dad Herbe und Unbefugte, welches namentlich darin liege, daß 
der Bischof nicht bloß aus dem Kanton Freiburg, fondern felbft 
aus dem Gebiete der übrigen Diözefankantone, in melden er 
niht einmal gewohnt, viel weniger ſich gegen die Staatögefeße 
verfehlt habe, ausgewieſen worden, welches Verfahren gegen einen 
Schmweizerbürger fih als bundeswidrig herausftelle. Vergeblich; 
Bundesrath Druey ftellte vor, daß fhon Kaifer Konftantin und 
Karl der Große Biſchöfe entfegt haben. Mit 24 gegen 4 Stims 
men (die lebtern alle aus den Urfantonen) wurde Tagesordnung 
erfannt. Gleicher Geift herrjchte im Nationalrath vor; für den 
verbannten Biſchof hatten fich auch die übrigen Bifchöfe der Schweiz 
mit einer Eingabe verwendet; felbft die jonft übliche Kommiſſions— 
ernennung wurde für diefen Gegenftand ausnahmsweiſe abgelehnt. 
In Uebereinftimmung mit dem bundesräthlichen Antrag ſprachen 
. Glaffon und Folly von Freiburg, Franscini und Hungerbühler 
für Abweifung des Geſuches. Luſſer, Riedmatten und Segefjer 
vertheidigten die entgegenftehende Anfiht. Da die Kompetenz des 
Bundes hier nicht beftritten wurde, erging man ſich gegenfeitig 
in der Materie felbft gefchichtlih, die Berhältniffe zwifchen Kirche 
und Staat einer genauen Analyfe unterftellend. Mit 75 gegen 
9 Stimmen wurde au in diefem Nathe das Geſuch abgewiefen. 
Soldhe Verfügung machte einen Beftandtheil des gegen Freiburg 
feit November 1847 eingehaltenen Unterdrüdungsfyftems. Eine 
ſchon 1848 von 2900 fatholifchen Bürgern von Genf eingegebene 
Bittfhrift um Freilaffung ded Gefangenen von Chillon fam gar 
nie zur Behandlung in den Rüthen, da der Bundesrath fie jo 
lange liegen ließ, bis der Bifhof aus jenem Schloß abgeführt 
worden. Mehrere Klagen, ebenfalld aus dem Kanton Freiburg, 
über die berüchtigten Spoliationsdekrete, konnten die Gnade der 
Behandlung noch nicht erhalten, obwohl fie fhon feit zwei Sef- 
fionen anhängig; über folche Berfchleppung klagte ein Abgeord- 
neter aus dem alten Kanton Bern; er mußte fich jedoch auf die 
Zukunft vertröften laffen. Eine jener Petitionen war ſogar mit 
Rückweiſung bedroht, weil der in derfelben vorkommende Aus» 
Die Schweiz. IV. 29 
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druck „Spoliationddekret® als Chrenbeleidigung gegen die edle 
Freiburger Regierung verzeigt wurde. Solchen Antrag befämpften 
dann doch Abgeordnete beider politifchen Richtungen im National 
rath. 

Noch einmal gelangte der Kanton Schwyz an die Bundes— 
verſammlung um Nachlaß eines Theiles der Sonderbundsſchuld, 
oder, richtig ausgelegt, um einen Beitrag aus der Bundeskaſſe 
für den Straßenbau (Denkſchrift vom 17. November 1849). 
Seit Einſetzung der neuen Regierung war ihr Haupt, Land— 
ammann Nazar v. Reding-Biberegg, in Bezug auf die Landes— 
verwaltung ohne Rüdhalt und Bedenken in die Nichtung der 
Neuzeit eingegangen. Er fand Unterflüpung und Anklang bei 
feinen Kollegen der Regierung wie im Großen Rath. Die Ber- 
waltung ded Kantond wurde in allen Zweigen einer durchgrei- 
fenden Reform unterworfen; es wurde an die Stelle des frühern 
Gehenlaſſens das Syſtem einer nüglichen Thätigkeit entfaltet, die 
früher Berfäumted nachzuholen bemüht war. Dem Lande fehlten 
unter Anderm Straßen; das hatte es fchon lange zu feinem Nach⸗ 
theil empfinden müffen. Der Große Rath befchloß die Ausführung 
eined vollftändigen Straßenneges von dreizehn verfchiedenen Zü— 
gen, unter ihnen ded Hauptſtraßenzuges vom Züricherfee hinüber 
an die Geftade des Vierwaldſtätterſee's. Das Werk war zu einer 
halben Million Schweizerfranfen, die Ausführung auf fünf bie 
ſechs Fahre berechnet, was eine Jahresausgabe von 80,000 bis 
100,000 Fr. in Ausſicht ftellte. Zinfe und andere Spefen hin- 
zugerechnet hatte damals der Kanton an die Sonderbundsfchuld 
bereits Fr. 110,419. 21 Rp. zu bezahlen gehabt; auf Neujahr 
1850 war eine neue Nate von Fr. 52,245. 69 Rp. fällig, mit 
Zinfen und Münzverlurft zufammen auf mehr denn fr. 60,000 
anzufchlagen. Angefihts der aus eigenem DVerbefferungätrieb über: 
nommenen vielen andermweitigen Laften erfchien dem Kanton jene 
Leiftung als drüdend, weßhalb die Regierung mit dem Geſuch 
einlangte, jene nächſte Rate der Sonderbundsfchuld auf die Aus- 
führung ded Straßennepes verwenden zu dürfen, in der Weife, 
daß durch folhe Verwendung dann jene Rate als getilgt erklärt 
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würde. Sie verwies dabei auf ihre bundeätreuen Gefinnungen 
gegenüber den Bundesbehörden mit einer Meifterfhaft der Dar- 
ftellung, die dem Inhalte der Denkfchrift zugleich gefchichtlich" 
politifhe Bedeutung verleiht. Im Nationalratb fanden die 
Reiftungen der Schwyzer Regierung auf adminiftrativem Gebiete 
freudige Anerkennung; das Geſuch felbft wurde unterfügt durch 
Dufour und Schultheiß Kopp (von Luzern), allein die große 
Mehrheit von 51 gegen 13 Stimmen lehnte dasfelbe, nad 
bundesräthlihem Antrage, ab. Die Zahl der 13 befand aus 
zehn Abgeordneten der Sonderbundsfantone und drei Berner- 
Deputirten. Gleicher Abfchlag im Ständeratb; er wurde mit 
Berweifung auf den ungünftigen Stand der Bundeöfinanzen be— 
ſchöniget; gerade in diefer Zeit aber verwendete oder verſchwen⸗ 
dete man aus der Bundeskaſſe allein für die oft befprochenen 
revolutionären Fremdlinge nahezu Fr. 300,000, die durch die- 
felben veranlaßten Ausgaben aus den Kantonskaſſen nicht ge— 
rechnet; nämlich im Jahr 1849 Kr. 216,099. 17 Rp. für die 
italienifchen und deutjchen Flüchtlinge zufammengenommen (den 
weitaus größern Theil hievon für das badifhe Heer), dann im 
folgenden Jahr 1850 wieder eine Nachlefe von mehr denn 
Fr. 82,000. 

Endlih wurden die gefchäftlichen Verhältniffe der Buntes- 
verfammlung und ihrer Abtheilungen bleibend geregelt durd 
Bundesgeſetz vom 22. Dezember. Zurüdfehrend zur alten Bun 
deöfitte wurde die Eröffnung der alljährlihen Seffion der Bun- 
desverfammlung (der beiden Räthe) auf den erftien Montag im 
Juli angefegtz; außerordentliche Berfammlungen wurden damals 
noch als etwas Außerordentliches angeſehen; fie mögen einbe- 
rufen werden, fagt das Geſetz, durch Beſchluß des Bundesrathes, 
oder wenn ein DBiertheil der Mitglieder des Nationalrathes oder 
fünf Kantone es verlangen; die Präfidenten beider Näthe be— 
flimmen unter fih, für welche Berhandlungdgegenftände der 
Nationalrath oder dann aber der Ständerath Priorität haben 
fol. Kommen nicht beide Räthe fehließlich zu einem Beihluß in 
einer und derfelben Sache, „fo bleibt der Gegenftand liegen, bid 
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er auf die für die Gefeßgebung vorgefchriebene Weife wieder 
angeregt wird.“ Dem Bundesrat) mag jeder der beiden gefeß- 
gebenden Räthe von ſich aus Aufträge geben, ohne daß diefe 
der Betätigung des andern Rathes bedürfen. Der Bundesrath 
ift verpflichtet, „nterpellationen“ mit Beförderung zu beant- 
mworten. 


Dritter Abfchnitt. 


Druey Bundespräfident. Neue Beſchwerden des Auslandes; augenblickliche Kriegs- 
forgen in der Schweiz; Verhalten des Bundesrathes. Die deutfchen Arbeiter- 
vereine. Konfervative Reftaurationen in den Urfantonen und Zug. Berfafjungs- 
revifionen in Unterwalden und Uri, Reaktion in Bern gegen die radikale Herr- 
haft und Sturz der Regierung von 1846. Eine Thronrede Eſcher's. Die 
Heeresorganijation. Der franzöfifhe Münzfuß eingeführt, Fall der innern Zoll« 
Schranken; Mauthlinie an der äußern Grenze. Die Volfszählung von 1850. 

Das Wahlgefep für den Nationalrath Ginbürgerung der Heimathlofen. 

| Miſchehen⸗Geſetz. (Jahr 1850.) 

Bundespräfident Furrer vollendete in Ehren feine erfte Amts⸗ 
periode, die den Zeitraum von Einfeßung des Bundesrathes bie 
Ende 1849 umfaßte. Bon der Bundesverfammlung wurde Drucy 
als fein Nachfolger berufen. Zum erften Mal feit Wiederherftellung 
der Eidgenofjenfhaft im Jahr 1803 ſah man einen Andern als 
einen vordrtlihen Magiftraten an der Spike der Bundesregierung. 
Diefe hatte bereits ſchwere Stürme von Innen und Außen durchs 
gemacht und Fonnte getroft in die Zufunft fehen. Das that vor- 
nehmlih Druey, der auf jede Frage der Zeit eine treffende Ant⸗ 
wort, in jeder Verlegenheit einen Ausweg wußte. Die Prüfungen 
ließen nicht lange auf fih warten. Dem Auslande gegenüber hatte 
der Bundesrat Manches geleiftet, aber in deffen Augen nicht 
Alles, was gefordert werden fonnte, in den Augen der ſchweize⸗ 
rifhen Propaganda-Partei felbft viel zu viel, ja ſich ſammt der 
Schweiz „gebrandmarft“, Kaum waren die Eytel'ſchen Tiraden 
im Nationalrathe verflungen und hatten die Schimpfereien der 
revolutionären Preffe der Schweiz für einmal nachgelaffen, fing 
vom Ausland her das Gerede dortiger Unzufriedenheit von Neuem 
an, ward lauter und lauter. Der Bundesrath mußte Beſchwerden 
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von mehrern Seiten anhören. Defterreich Flagte (Ende 1849) über 
Umtriebe aller Art in Zeffin, neue Anhäufung von fremden Flücht- 
lingen dafelbft, über Werbungen für Piemont, über Komplotte zur - 
Abfendung von Emiffären nach der Lombardei für ummälzerifche 
Zwecke dafelbft, verlangte Unterfuchung und Abftellung der Mip- 
bräuche, falls fich das Gemeldete beftätige. Der Bundesrath gab 
berubigenden Bericht und 28 hatte diefe Angelegenheit feine mei- 
tere Folge. Zu gleicher Zeit Elagte die fardinifche Regierung, fie, 
die im Jahr zuvor die Allianz der Schweiz zur Ummälzung und 
zur Eroberung Italiens hatte ertrogen wollen, über das Treiben 
italtenifcher Flüchtlinge in Laufanne und Genf, nanıentlich über 
dortige Anweſenheit Mazzini’d und feiner Agenten, „daherige 
Beunruhigung der fardinifchen Staaten“, und verlangte die Ent- 
fernung jener „gefährlichen Menfchen“, unter Androhung gemein- 
famer Berftäindigung mit andern Staaten, wenn nöthig (Note 
des fardinifchen Gefandten vom 15. Dezember). Der Bundes- 
rath eriwiederte: Mazzini's Wegmeifung fei fhon im September 
befchloffen worden, allein die angeftellten Nachforſchungen hätten 
zu deſſen Entdedung, folgerichtig zu feiner Fortfchaffung nicht 
geführt; man werde fie fortfeben; Maßnahmen, welche über die 
Wegweifung Mazzini's und feiner Agenten binausgingen, würde 
die Schweiz zurückzuweiſen wiffen. Auch Baden war mit dem 
Gefchehenen noch nicht zufrieden, Flagte über Nichtvollziehung 
früherer Beſchlüſſe und verlangte Entfernung von meitern feche- 
unddreißig Flüchtlingen; der Bundesrath befchränfte ſich in leß- 
terer Beziehung auf deren Internirung. Die reichfte Beſchwerdeliſte 
trug die Regierung der franzöfifchen Republif vor über revolus 
tionäre Komplotte aller Art ſeitens der angeblich internirten fran= 
zöſiſchen Flüchtlinge, die fich jedoch, nah Angabe der klagenden 
Regierung, in den verfchiedenen fehmeizerifchen Grenzftädten herum- 
trieben. Die gleichen Klagen ertönten im Kreife der gefeßgebenden 
Berfammlung Frankreichs. Die befonders betroffene Regierung 
von Genf gab ihre Richtigkeit nicht zu; aber diefer Regierung 
wollte man in Paris nicht glauben; der Bundesrath feinerfeitd 
ftand, nicht mit Unrecht, im Verdacht, daß feine Anordnungen 
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nicht vollftändig und durchgreifend ſeien; mer beffer von ihm 
dachte, behauptete, daß fie theilmeife feitend der Kantone unvoll- 
zogen geblieben. Mit den diplomatifchen Befchwerden der Mächte 
ging einig die ausländifche Preffe: fie verfündete laut eine be— 
vorftehende bewaffnete Intervention. Die Kabinete machten wirf- 
ih Mine zu gemeinfamen Schritten; die Anregung ging von 
Preußen aus, fei es, daß es fich durd die thatfächliche Verdrän- 
gung des Fönigliken Haufed aus den Rechten auf Neuenburg 
verlegt fühlte, oder daß es während des Okkupationskrieges in 
Süddeutihland Erfahrungen glaubte gefammelt zu haben, welche 
ein Einfchreiten erforderten. An Preußen ſchloß fich Defterreich an, 
aber erft nach längerm Bedenken und unter Borbehalt, daß Frankreich 
feine Mitwirfung ebenfalld zufage; die beiden deutfchen Mächte er- 
ließen dann gemeinfam ein Memorandum an Franfreich zu dieſem 
Zwecke. So entftanden diplomatifche Konferenzen, die in den erften 
Monaten von 1850 in Paris ftattfanden. Sie hatten Abreden zum 
Gegenftand: von der Schweiz für die Gegenwart die Entfernung 
aller Flüchtlinge, für die Zukunft Garantien gegen den Mißbrauch 
des Afylrechtes zu verlangen, dann, falld die Schweiz dieſen 
Forderungen nicht entfpräche, durch militärifche Beſetzung derfelben 
die Ausführung ihres Vorhabens zu erzwingen. Daß es zu diefem 
Aeußerften kommen werde und müffe, war weit verbreitete Mei- 
nung, zumal in Deutfhland, mo man allgemein einen bevor- 
ftehenden Krieg gegen die Schweiz als eine ausgemachte Sache 
betrachtete; felbft auf die Börfen von Parid und London hatten 
die diefer Eventualität wegen entftandenen Beforgniffe zurüdge- 
wirft. „Es gab einen Augenblid, Anfangs Hornung, mo die 
Feinde der Schweiz einen Angriff auf unfer Land ald unmider- 
ruflich entfchieden betrachteten, oder fih fo ftellten; fie fagten 
laut, daß eine Ausweiſung der Flüchtlinge nicht genügen würde 
und daß eine Gegenrevolution nöthig feit.* An den Parifer 
Konferenzen felbft war jedoch von einer folhen Einmifhung in 


* Aus dem Berichte des YBundesrathes über feine Gefhäftsführung im 
Jahr 1850. 
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die innern Angelegenheiten nicht die Rede, ſondern einzig von 
dem ſchon angegebenen beſchränktern Zweck der Entfernung der 
Flüchtlinge. Gleichwohl war geſammte Preſſe des Auslandes voll 
von der „Schweizerfrage“. Glücklicherweiſe war dießmal die Schweiz 
flüger und Fühler ald im Sommer von 1849. Das große Auf 
gebot war noch nicht vergeflen. Niemand trieb zu neuer Macht: 
entfaltung. Der Bundesrath befchränfte fih auf den Gebraud 
der wohlfeileren Feder, verordnete durch neues Kreisfchreiben 
(4. Februar) die Entfernung von eilf badiſchen Nevolutiond- 
bäuptern, die in Folge früherer Beichlüffe längſt fchon hätten 
entfernt fein follen, und verlangte von den Kantonen Bericht 
über den Vollzug; er mahnte inäbefondere die Regierung von 
Genf dur den eben damals der Feſtungswerke halber dort mei- 
lenden Kommiffär Siegfried zu gehöriger Einhaltung der völfer- 
rechtlichen Pflichten und Verhinderung von Unternehmungen, welche 
die Schweiz gegenüber von Frankreich hätten fompromittiren kön— 
nen; er ließ in Paris und Wien durch die Gefchäftäträger der 
Schweiz belehrend und beruhigend auf dortige Regierungen eins 
wirken, that ein Gleiches gegenüber den bei der Schweiz akkre— 
ditirten Gefandtfhaften der auswärtigen Mächte, und trat in 
Berbindung mit Franfreih, um einem Theil der Flüchtlinge den 
Eintritt in eine franzöfifchsalgierifche Fremdenlegion zu ermög- 
lichen. An die Stände endlich erließ er (15. Februar) ein Kreis- 
fchreiben, worin er Kenntniß gab von den Nachrichten aus dem 
Ausland, denen er übrigens eine wirklich gefahrdrohende Bedeu- 
tung nicht beilegen könne; er erfuchte insbefondere die Grenz- 
fantone um Kenntnißgabe von allfälligem Zufammenzug fremder 
Truppen in der Nachbarfchaft, und verficherte alle, daß er in 
Uebereinftimmung mit den Gefinnungen der Schweiz für ihre 
Nechte wachen, wie Bedacht darauf nehmen werde, daß fie ihre 
völferrechtlichen Verpflichtungen erfülle; fchließlich vwerwahrte er 
fih gegen jegliche Anfchuldigung, „ald habe er ſich den Befehlen 
der Diplomatie unterworfen oder fei er ihren Forderungen ent» 
gegen gefommen“. Die friegerifhen Wolfen verzogen ſich als⸗ 
bald. Frankreich gab feine Gefinnungen dem Bundesrathe fchriftlich 
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fund: die Schweiz möge auf die guten Dienfte Frankreichs rech- 
nen, fo lange fie ihren Verpflichtungen treu bleibe; aber gefähr- 
ih wäre es für fie, auf die Uneinigfeit der großen Mächte 
bauend, gerechte und vernünftige Forderungen ablehnen zu wollen, 
denn in folhem Falle würde vermeinte Uneinigfeit nicht vor— 
handen fein. Das mar verftändlich gefprochen, um fo mehr, als 
die deutfche Preife felbit ſchon vorangehend den entfchiedenen 
Willen des Präfidenten Ludwig Napoleon Bonaparte, den fozia- 
liftifchen Revolutiondtendenzen wirffam entgegen zu treten, offen 
gerühmt hatte. Demonftrationen der andern zwei Rontinental- 
mächte, denen übrigens Rußland feine Billigung zugefagt hatte, 
blieben nun aus; Frankreich felbit Tieß fich durch Lahitte, feinen 
Minifter des Auswärtigen, in der Kammer vernehmen: der 
Bundesrath habe vollfommen Genüge geleiftet (1. März). Eng- 
land war zu den Konferenzen nicht geladen; bei Gelegenheit 
jedodh ſprach Palmerfton gegen eine Intervention. Standen aud 
beträchtliche öfterreichifche Truppen in Vorarlberg, Tirol und der 
obern Lombardei, 20,000 Mann Preußen in Baden, und wur: 
den augenblicklich die öftlihen franzöfifchen Garnifonen verftärft, 
fo find doch diefe Thatfachen keineswegs ald wirkliche Vorbe— 
reitungen zu einem projeftirt gemwefenen Kriegszug gegen die 
Schweiz anzufehen. Der ehemalige römifhe Triumvir Mazzini 
verließ die Schweiz im Frühjahr 1850 und zog nach England. 
Der Bundesrath mühte fich lange nod für die Entfernung der 
übrigen Flüchtlinge ab; am 20. Auguft waren ihrer nur noch 
900 anmwefend (jene in Teffin nicht gerechnet); auf Anfang Sep- 
tember's fündete er den Kantonen die Leiftung fernerer Unter 
ftügungabeiträge aus der Bundesfaffe ab. Die Klagen der Deuts 
fhen wurden von nun an feltener; um fo eindringlicher erneuerten 
fih jene Frankreich's während den Iegten drei Monaten von 
1850; Genf wurde befchuldiget, franzöfifche Flüchtlinge zu dulden, 
melche hätten internirt werden follen; diefe hinmwieder wurden auf: 
rübrerifcher Berbindung mit Verſchwörern oder Agitatoren in Lyon 
angeklagt; die franzöfifche Regierung mollte felbft von dem Vor—⸗ 
haben eines bewaffneten Einfalles derfelben wiſſen, welchen zu 
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verhindern fie ein Regiment nach der Grenze von Genf marfdiren 
ließ. Die Regierung von Genf fchritt ein und verfügte Einiges. 
Aber die franzöfifchen Klagen verftummten dod nicht; der Bundes- 
rath beftelte endlich einen eidgenöſſiſchen Kommiffär in der Perfon 
des früher genannten Dberften Siegfried, und ließ, nach deffen 
Ablehnung, den Nationalratd Sidler nah Genf abgehen, deffen 
Bethätigung fih bis in die Mitte des Jahres 1851 erfiredte. 
Der Bundesrath veranlaßte Hierdurch polizeiliche Ausweifungs- 
befehlüffe der Regierung von Genf gegen Flüchtlinge, die dort 
entdeckt wurden; er felbit faßte einen folchen gegen eine Anzahl 
diefer Fremden, melde gegen die nternirung in den Kanton 
Waadt eine freche Proteftation veröffentlicht hatten. Nach Langem 
hörten die Anftände auf und es fand der Bundesrath: er habe 
Urfache, mit Frankreich ganz zufrieden zu fein, und rühmte deſſen 
bei verfihiedenen Anläffen gegen die Schweiz bemwiefene „mohl- 
gewogene Stimmung‘.* So ftand die Schweiz nun mit aller 
Welt wieder in Frieden. | 

Das ausländifche Spionirwefen muß zu jener Zeit in voller 
Thätigkeit gewefen fein. Der Bundesrath klagt felbft ** über An- 
geber, die ein bevorfichendes Attentat gegen die Ruhe Deutich- 
lands vorausgefagt, welches Ende Februars hätte auöbrechen 
follen; Kolonnen von Flüchtlingen, fo lauteten jene Audfagen, 
würden fi in der Schweiz bemwaffnen und bei gleichzeitig in 
den benachbarten Ländern ausbrechender repolutionärer Bewegung 
einen Einfall dorthin machen. Gerade um jene Zeit wurde eine 
Generalverfammlung der deutfchen Arbeitervereine auf 20. Fer 
bruar 1850 in Murten angeordnet. Solches erfuhr Bundesrath 
Furrer, der damalige Borftand der Bundespolizei, „durch einen 
fchmeizerifhen Beamteten. Am 19. Abends murde feitend des 
örtlichen Komite's die nöthige vorberathende Berhandlung ge- 
pflogen. Furrer, aller revolutionären Propaganda gründlich ab— 
hold, ließ die Mitglieder verbaften, die Bereinspapiere mit 


* ©. den angeführten Bericht im Bundesbfatt, Bd. II von 1851, ©. 435. 
NA, a. D. Seite 390. 
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Beſchlag belegen. Dad war unhöflih, aber fehr nüglich und 
verdienftlih. Nach jenem erften polizeilichen Akt wurde eine ges 
naue Unterfuhung gepflogen und ed trat nun endlich zu Tage, 
was die Gegner der ausländifchen Propaganda ſchon längit als 
vorhanden erklärt und beklagt hatten: ein über die ganze Schweiz 
verbreiteted Vereinsnetz, mittelft deifen von wahnmisigen Führern 
und Verführern die deutfchen Arbeiter in der Schweiz gefangen 
wurden, um ald Schreihälfe und Kämpfer zugleich in Gemein- 
haft mit Gleichgefinnten in Deutfchland der fozialiftifchen Um— 
wälzung und Neugeftaltung aller gefellfchaftlihen Zuftände auf 
die Beine zu helfen. Der Bericht weifet die Organifation diefer 
Bereine aus, ihre bald da bald dort gehaltenen Berfammlungen, 
die Beder’fchen und andere Aufrufe zu den früher befprochenen miß- 
glüdten Zügen nach Deutfchland, die Betheiligung der Bereingmit- 
glieder an den dreimaligen Aufftänden dafelbft, und verbreitet ſich 
auch umftändlic über Grundfäge und Ziele der Affoziation, fo mie 
die Mittel, welche fie für ihre Zwecke in Anwendung zu fegen gedacht 
oder auch wirklich in Anwendung gefept habe; Gefang- und ähnliche 
Bereindfreude erfeheint dabei ala ganz unfchuldig und diente als fchöne 
Hülle wie zum Zeitvertreib. Mit den deutfchen Vereinen ftanden jene 
in der Schweiz durch Briefmechfel und Mittheilung der Vereind- 
berichte in thätiger Verbindung. Daß diefe Arbeiter ein beſſeres 
2008 wünfchten, wird man ihnen nicht zum Schlimmen anrechnen, 
gegentheild ift ihnen ein folches zu wünfchen; allein fie firebten 
dasfelbe durch Mittel und Wege an, welche jeden Staat und fie 
felbft mit verderben würden. „Der Arbeiter war von jeher ein 
Pladefel, um unverfchämte Faullenzer durch die Welt zu fchleppen, 
das foll und muß einmalaufhören!“ So liest man in ihren Papieren. 
Zu jenem Ende wollten fie nicht bloß eine Republik, fondern eine 
Sozialreform, und zwar eine folche, bei der nicht mehr die Gelehrten 
herrſchen, fondern die Arbeiter felbftz denn jene pflegen nur ihre 
Privatintereffen, fagten fie, und zudem verftehen fie wenig oder 
nichts vom praftifchen Leben; fie, die Arbeiter, müfjen fih Platz 
ihaffen in der gefeßgebenden Berfammlung, „denn mit einem 
Arbeiter-Minifterium ift wenig geholfen“. Die Sache der Freiheit 
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wollten fie nicht bloß gegen alle Fürften-, fondern aud gegen 
die „Bourgeoifie-Gelüfte mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln® 
unterftügen. Die „Bluthunde und Tyrannen® wurden felbftver- 
ftändlich in den gegenfeitigen Zurufen und Mahnungen auch nicht 
verfchont, und was den Arbeitern nicht felbft einfiel, das trich— 
terten ihnen die gemwefenen revolutionären deutfhen Regierungs— 
häupter ein; fo wurde der Arbeiterverein in Bafel durch Germain 
Metternih und Fenner v. Fenneberg mit „fanatifchen Reden er- 
baut, wenn ed erlaubt ift, die Aeußerung: „„man follte die Hälfte 
der Deutfchen aufhängen““, mit diefem Ausdrud zu bezeichnen “.* 
Bom Einfluß der Flüchtlinge auf die Arbeitervereine und der 
angeblichen Bildung, die fie ihnen beigebracht, fagt der Bericht: 
man wird überall finden, daß fich diefe politifche und foziale 
Bildung darauf befchränft, bei den Arbeitern die Leidenfchaften 
zu entfeffeln und die Gefühle des Haſſes und der Rache nicht 
nur gegen die Regierungen, fondern gegen den ganzen Stand 
der Befigenden und gegen alle ftaatlihe und foziale Ordnung 
der Dinge zu entflammen; man wird feiner Spur einer wirk— 
lichen Belehrung begegnen, einer wiffenfchaftlichen oder populären 
Erörterung der fchmwierigen fozialen Fragen, weder in den Proto- 
folfen noch in den Korrefpondenzen“. Statt deffen fand ſich in 
den Akten dad Mufter einer fozialiftifchen Verfaſſung vor; laut 
derjelben foll fein Beamter höher befoldet fein, ald ein Arbeiter 
durchgängig verdient; aller Grundbefib Staatdeigentbum merden; 
in den Schulen der Religiondunterriht wegfallen, damit Jeder 
erft in reiferem Alter fich entfchließen fönne, ob er einer Reli» 
giondgefellfchaft fih anfchliegen wolle oder nicht, und welcher; 
ftatt der Zölle foll eine Progreffivfteuer vom Vermögen und eine 
Erbfchaftäftener bezogen werden; aller Handel foll Staatsſache 
fein, der Staat aber Alles fo wohlfeil verkaufen, daß er nur 
feine Spefen (ohne Profit) herausbringe; im Staat foll über- 
haupt fein Gefchäft ausgeführt werden, wodurch ein Bürger fi 


* Bericht des eidg. Juftige und Polizeidepartements an den YBundesrath, 
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auf Umkoften feiner Mitbürger bereichern könnte; der Meberfchuß 
fol allen Arbeitern in gleichen Theilen zufallen. Das war der 
Entwurf einer-Berfaffung für Deutfchland. Aber auch der ſchwei— 
zerifchen Politik blieben die Vereine mit den Flüchtlingen Feines- 
wegs fremd: „Bon übrig gebliebenen Flüchtlingen, die wir jetzt 
in der Schweiz noch find, werden bei Ausbruch einer Revolution 
die republifanifche Garde bilden, um die Regierung (den Bundes- 
rath) zu ſchützen oder zu flürzen, nachdem fie fih nun verhalten 
wird; fo fehrieb einer der DBereindmänner. * Solcher Arbeiter: 
vereine waren in Genf, Laufanne, Vivis, La Chaursde-Fonds, 
Locle, Fleurier, Freiburg, Bern, Pruntrut, St. Immer, Burgs 
dorf, Thun, Bafel, Zürih, Winterthur, Schaffhaufen, Yarau, 
Luzern, Glarus, Chur, Heridau; nach Abzug. der fünf Testen 
Bereine, die nicht unter der Zentralleitung ftanden, zählten jene 
Vereine zufammen ungefähr 560 Mitglieder, unter ihnen vers 
hältnifmäßig wenige Schweizer. Der Bericht fchließt mit der 
Bemerkung, daß dieje revolutionäre Propaganda (fie nannte ſich 
felbft fo) weder in der Schweiz entftanden, noch ihr eigentbümlich 
fei; ihr Herd und ihre Quelle feien vielmehr Deutfchland, Frank⸗ 
reich und England; die Affoziation in der Schweiz fei nur ein 
Glied in der großen Kette des fozial-demofratifchen Bundes. Der 
Bundesrath verfügte die Ausweiſung fämmtlicher ausländifcher 
Mitglieder, mit einziger Ausnahme jener der deutfchen Arbeiter 
vereine in Marau, Quzern, Glarus, Chur und Herisau, die er 
einftiweilen nur unter polizeiliche Aufficht ftellte (22. März 1850). 
Die Bollziehung fand feitend des Bundesrathes mit großer Scho— 
nung ftatt, damit die Audgemwiefenen nicht den Polizeibehörden 
ihrer Heimathftaaten zur Maßregelung in die Hände fallen. Baden 
und Württemberg hatten die Mittheilung von Namensverzeichniſſen 
der Betroffenen verlangt, was aber der Bundesrath ablehnte. Genf 
und Neuenburg vollzogen fo wenig ald möglich oder gar ‚nicht. 
Doch trat die Bundesverfammlung in einen Rekurs von Neuen- 
burg gegen den Hauptbefchluß nicht ein. Die Unverfhämtheit jener 
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Ausländer, welche fich ala Verführer der Arbeiter herausftellen, 
zeichnet die Läfterung, welche der Flüchtling Karl Heinzen öffent» 
lich gegen die Schweiz und ihren Bundesrath ausftieß: „Die 
Schweiz, diefe Republif, welche unter dem Mantel der Neu— 
tralität bisher jede politifche Schandthat ungeftraft verborgen 
bat, nüßt und nicht mehr, da fie und fein Afyl mehr fichert. 
Sie wird und nur dann erft wieder nützen, wenn fie den Lohn 
ihrer Feigheit und ihres Egoismus durch Unterjochung empfängt. 
Die Schweiz muß unterjocht werden. Die Schweizer werden erft 
wirkliche Republifaner werden, wenn es feine Schweiz mehr gibt. 
Kein Defpotenftaat konnte fich tiefer erniedrigen, als fich die repu⸗ 
blitanifhe Schweiz dur ihre Bürgermeifter und namentlich durch 
diefen feigen, ehrvergeffenen, infamen Bundesrath erniedrigt hat. 
Die große Majorität der Schweizer billigt nicht bloß die Politif 
des Bundesrathes, fondern fie theilt entfchieden deffen bornirten, 
gemeinen Polizeifanatismusd gegen die deutfche Freiheit und Ins 
telligenz, foweit fie ſich willenlos in ihren Dienft begibt. Alfo 
Haß und Krieg gegen die Schweiz, die feige Schweiz, die ehrlofe 
Schweiz, die pflichtvergeffene Schweiz.“ * Diefer Zorn erklärt fich, 
wenn man vernimmt,- was im SJanuarheft „des Galeer’fchen 
Voölkerbundess zu leſen geweſen: „Die Schweiz den Mächten 
(Defpoten) gegenüber zu fompromittiren und eben dadurch bei 
der Revolution zu affreditiren, ift jegt der höchfte Staatszweck, zu 
dem wir durch diefe Zeitfchrift nach Kräften beizutragen freben.“ 

Während der geräufchvollen Abwidelung diefer Mißverhälts 
niffe zum Ausland wand fich in befcheidener Stille das fouveräne 
Bolt von Zug los aus den Banden der ihm zu Ende 1847 aufs 
gedrungenen Bundesbevogtung. Die Zeit der verfaffungsmäßigen 
Totalerneuerung des Großen Rathes war gefommen: das Volk, 
nun frei, wählte einen Großen Rath von anfehnlicher Mehrheit 
nad feinem Sinn und Willen (6. Januar), befeitigte die miß— 
beliebigen Häupter, ©. U. Kaifer und Andere, fegte den bewähr- 
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ten Bofjard wieder in das Landammann-Amt ein, den biedern 
Altlandammann Hegglin an die Spike ded Großen Rathes. Das 
war freilich fein europäifches Ereigniß; aber es hatte feine große 
ſchweizeriſche Bedeutung, Ddiefe nämlich, daß der freie Schweizer 
feine Vaterlandsliebe auch in anderer Stellung, ald eben am 
Schweif einer herrſchenden Bundesmehrheit, zu bethätigen befugt 
fei und daß jeder Kanton in feinem Innern fih nad eigenem 
Sinn und Geift zu regieren berechtiget, zu Mehrerem hinwieder 
nicht verpflichtet fei, ald den Vorſchriften der Bundesverfaffung 
Genüge zu thun. So fahen es auch andere Kantone in jener 
Zeit an. Uri nahm im Mai ebenfalld einen ihm gefälligen Per: 
ſonalwechſel vor; die Landögemeinde fepte den ehemaligen luzerni« 
jhen Regierungsratd und Kommandanten der St. Gotthardö- 
expedition, K. Emanuel Müller, mit ihm die Landammänner 
Schmid und Binzenz Müller, in die höchften Landesämter ein, 
unbefümmert um den Iuzernifchen Landesverratheprozeß. Schwyz 
beharrte auf der eingefchlagenen Bahn, die alte Ehrenhaftigfeit 
mit der Pflege der neuen Zeitbedürfnifje zu vereinbaren. 

In dieſer Zeit brachten Unterwalden ob und nid dem Wald 
ihre neuen Berfaffungen zur Garantie ein, beide beftimmt, früher 
beftandene Landeseinrichtungen mit den neuen Zufländen der 
Schweiz in Uebereinftimmung zu bringen (Frühjahr 1850). Die 
Bundedverfammlung vermochte in diefen beiden Urkunden nichts 
Bundeswidriges, wohl aber Mipfälliges, zu entdeden, nämlich, die 
Zufiherung des Fortbeſtandes der Klöfter und die Unverlegbar- 
feit ihres Eigenthums, weßhalb die Garantie der genannten Ver⸗ 
faffungen nur bedingt und unter Vorbehalt der dem Bund nad 
Art. 44 und 46 der Bundesverfaffung zuftehenden Rechte ertheilt, 
die Klöfter ausdrüdiih außer die Garantie geftellt, d. h. der 
Willkür der Bundesgewalt überantwortet wurden (Bundesbeichlüffe 
vom 19, Juli 1850). Den Schlüffel zu diefer Verfügung gibt 
der nationalräthliche Bericht an die Hand: der betreffende Kan- 
ton, fagt er, möge, falls er fi die Hände felbft binden wolle, 
ſolches für fih thun. „Allein es könnten, wie die abgethane 
Sefuitenfrage beweist, möglicherweife Berhältniffe eintreten, in 
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denen die Erhaltung des fonfeffionellen Friedens und der öffent: 
fihen Ordnung dem Bunde das Recht und die Pflicht auflegen 
würden, von ſich aus gegen einzelne Klöfter einzufchreiten.“ Solche 
Willkür für die Folge vorzubehalten, geben jene Defrete den 
Ausſpruch: der Artifel betreffend die Klöfter „Tann nicht Gegen- 
ftand eidgenöffifcher Garantie fein“. Folgerecht böte irgend ein 
lärmendes Vorgeben, daß diefe Unterwaldner Klöfter den Frieden 
flören, genügenden Anlaß zu ihrer Aufhebung. Uri mußte fi 
eine noch einläßlichere Zenfur und felbft das gefallen laſſen, daß 
man feine revidirte Berfaffung, wie Dubs fih ausdrüdte, mit 
„Mißtrauen® prüfte. Die Verhandlung wurde Übrigens erfchwert 
durch Klagefchriften des Bezirks Urfern, welche der Autonomie 
des Kantons als ſolchen unberechtigten Eintrag thun wollten ; 
auh war die Redaktion nicht genügend modernifirt, was zu 
vielen, zum Theil Pleinlihen Ausftelungen Beranlaffung gab. 
Die Bundesgarantie fonnte erft erhalten werden, nachdem meh— 
rere Veränderungen vorgenommen worden; der Klöfter halber 
gleicher Ausfpruch, wie gegenüber Ob- und Nidwalden (Bundes- 
befhluß vom 11. Auguft 1851). Die Bundesbehörde fah diefe 
Urkantone ſcheel an, weil fie gewagt, jenen Korporationen gleich 
andern gerecht zu fein, wozu fie ihre Souveränetät unzweifelhaft 
von jeher berechtiget hat und zur Stunde noch berechtiget. Mit 
einer neuen Berfaffung erhielt Nidwalden, aus dem Bundes- 
archiv, eine Anzahl Kriegäfahnen zurüd, welche die Franzofen im 
Jahr 1798 dem tapfern Völklein abgenommen; ed waren auch 
Schwyzer Fahnen dabei. Glüdlicher ald die Reviſionen der Urs 
fantone waren die früher gemeldeten Berfafjungsänderungen von 
Zürich und Thurgau; fie erhielten unbedingte Garantie, da fie 
nichts enthalten, das mit der Bundesverfaffung in Widerfprucd 
ftände (30. April 1850). 

Aber nicht bloß die Eleinern Kantone, auch der größte und 
mädtigfte von allen vaffte fi) mieder auf zum Beſſern. Das 
„reifhaarenregiment®, wie Johann Schnell, der Burgdorfer, die 
Berner-Regierung von 1846 benannt hat, hatte ſich raſch ver 
braucht. Die Zeit. der betäubenden Feldzüge war vorüber, die 
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neue Bundesordnung. aufgeftellt. Das Berner Volk fand wieder 
Muffe zum Ueberlegen und zum Rechnen. Es ſah Berfchleuderung 
im Staatshaushalt, eine höchſt unerbauliche Beamtenwirthfchaft, 
die Grundlagen der Sittlichfeit und religiöfer Gefinnung frechen 
Angriffen ausgefeßt, das zudringlihe Fremdenthum mit feinem 
abfprechenden Weſen und feiner Lüfternheit nach Uebergriffen in 
auswärtige Angelegenheiten in unverdienter und verderblicher Gunft. 
Dft hatte die Oppofition, vor Allen Blöfch, gewarnt, aber ver- 
geblih. Die vierjährige Amtsdauer des Großen Rathes und der 
- Regierung nahte ihrem Ende. Schon Anfangs des Jahres wurde 
die Öffentliche Stimme laut, daß die Volksmehrheit jener Regie 
rung und Regierungsweife fatt fei. Bon einer Berfammlung in 
Boltigen gelangte im Februar eine Vorftellung an den Großen 
Nath, welche energifch auf Erfparniffe im Staatödienfte drang, 
eine Verminderung der Ausgaben im Ganzen um Fr. 466,700 
verlangte, indem fie ungefcheut fagte, daß im Militärwefen Groß: 
thuerei, im Bauweſen arge Berfihwendung herrfche. Bon Aarberg 
ber erfhien am 9. März ein Aufruf, in dem neben Anderm zu 
lefen: „Wir wünſchen chriftliche Großräthe; wir wollen ein chriſt— 
liches Volk fein und bleiben, d. h.: wir fehen die heil. Schrift 
ald das wahre Wort Gotted und als die einzige Richtſchnur aller 
Religion an; wir wollen daher Großräthe, die diefen Glauben in 
Kirche, Schule und Hochfchule pflanzen und pflegen, ohne jedoch 
dem Gewiſſen und der Freiheit Andersdenkender irgend ein Hinder- 
niß in den Weg zu legen. Wir wollen Großräthe, die der frem— 
den Wühlerei den Nagel fteden; die Schweiz ift voll Gefindels 
aus allen Ländern, das fich bei und eingehaust, unjere Zeitungen 
fchreibt, die Leute gegen einander hebt, Verſchwörungen gegen 
Nahbarftaaten anzettelt“, u. |. w. Als die Zeit der Wahlen ber- 
annahte, dachte die Großrathsminderheit auf gehörige Organi— 
fation ihrer Kräfte, beftellte ein Zentralfomite, ließ durdy diefes 
auch die nöthigen Bezirkskomite niederfegen und durch diefe hin- 
wieder allüberall Gemeindeausfhüfle ernennen. Sie war hiezu 
um fo eher berechtiget, ald Aehnliches die Regierungspartei be- 
reits im eigenen Intereſſe gethan hatte, Die Oppofition entwarf 
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ihr Programm und gedachte foldhes an einer in Münfingen abzu— 
bhaltenden Berfammlung der allfeitig beftellten Ausſchüſſe zur Ber 
handlung zu bringen, dann erft dad Ergebniß der Abfchlüffe als 
Wahlprogramm der Konfervativen dem Bolf zur Beherzigung zu 
übergeben. Münfingen war in lebhafter Erinnerung ala der Flaf- 
fifhe Ort jener Bolfsverfammlung von 1831, welche die ehe- 
malige Patrizier-Regierung zum Abtreten veranlaft hatte.* Kaum 
war jene Abficht befannt, verfiel die Negierungspartei auf den 
kecken Einfall, für ihre Zwecke eine Volksverſammlung nah 
Münfingen auszufchreiben; fie hoffte dadurdh Herr der Bewegung 
zu werden, im ungünftigften Fall die Ausführung des gegnerischen 
Vorhabens zu flören. Die fonfervativen Gegner aber, den Streid) 
unwirffam zu machen, mietheten alabald in befter Form Rechtens 
die „Leuenmatte“, auf welche ed beide Parteien abgefehen hatten, 
und verzehnfachten nun ihre Bemühungen, um eine möglichft 
große Zahl Anhänger auf den Plab zu bringen. Angenblidlich 
mußte man in Bern felbit und allerwärts die größte Beforgniß 
hegen, daß es zu bedenklihen Auftritten oder dann mindeftend 
zu einem Scheitern der Oppofitionsbeftrebungen fommen werde, 
denn es war fehr in Frage, ob die Nadifalen die befugte Bes 
nußgung einer rechtlich gemietheten Wiefe zu politifhen Zwecken 
mehr achten werden, ald vor nicht langer Zeit die Territorials 
und Hoheitörechte benachbarter Kantone. Neun Männer, an ihrer 
Spite Eduard Blöſch, der mit Nachdrud feit Jahren Gefeplich- 
feit, Ordnung und Recht in und außer dem Großen Rathe be- 
harrlich vertheidiget hatte, veröffentlichten nun das Wahlprogramm 
noh vor der Verſammlung. Es enthielt im Wefentlichen Fol- 
gendes: 1) Anerkennung und Unterſtützung der Bundesverfaffung 
vom Jahr 1348 und der Bundesbehörden in Allem, was ihrer 
Kompetenz überantwortet worden; 2) gleihmäßige Anerfennung 
und Beachtung der Kantonsverfaffung vom 31. Juli 1846; 
3) eine Nevifion der legtern foll dermal nicht vorgenommen 
werden; würde fpäter zu einer folchen gefchritten werden, fo foll 
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es im Geiſte der Demokratie und auf die Grundlage der Toms» 
munalen Eriftenz geſchehen; ed follen die Gemeinden möglichſt 
frei und unverfümmert in ihren Berwaltungsrechten bleiben, ihre 
politifchen Rechte noch mehr ausgedehnt werden; 4) Ehre und 
Unabhängigkeit der Schweiz foll behauptet, aber audy alle Ob- 
liegenheiten gegen die auswärtigen Nachbarn erfüllt werden. Keine 
Einmifhung in die Angelegenheiten Anderer; dagegen wird man 
auch Feine folche in die fchweizerifchen Dinge geftatten; 5) Zehn- 
ten und Grundzinje follen abgeichafft bleiben und felbit im Fall 
einer Berfaffungsrevifion nicht hergefiellt werden dürfen. Die 
gegen einige Zandestheile übernommenen ökonomiſchen Berbind- 
lichkeiten follen in Kraft bleiben. Die Armenhülfe hat jedoch mit 
Rüdfiht auf die Bedürfniffe der Ordnung zu geſchehen, mit Be- 
achtung der Eigenthumsrechte und mit Befämpfung aller fommu- 
niftifchen Tendenzen; 6) der Staatshaushalt foll eingefchränft, 
die Gefeßgebung den Bedürfniffen eines einfachen und republi- 
fanifchen Volkes angepaßt werden. In allen Zweigen der Ber- 
waltung follen Erfparniffe gefchehen, insbefondere durch Herab- 
fegung der Beamtengehalte; 7) Fortfchritt zwar im Gebiete der 
intelleftuellen Bildung; allein vor Allem aus follen die Grund» 
ſätze des Chriftentbums und „der Glaube unferer Väter“ in 
Schule und Gefepgebung und durch das Beifpiel der Vorgefepten 
unverlegt erhalten werden; in diefem Sinne wird die Reorgani- 
fation der Kirhenordnung folgen; 8) für den Jura werden die 
befondern Berhältniffe, die in der Gefepgebung, in der Sprache 
und theilweife in der Religion ihren Grund haben, beachtet 
werden; insbefondere follen die Rechte und die Anſprüche der 
katholifchen Bevölkerung berüdfichtiget werden. Diefes Programm 
enthüllt in mildeſter Form das Sündenregifter der herrfchenden 
Partei; e8 bot den Bortheil, den Kanton vor neuer Umwälzung 
zu bewahren, und war zugleich ſtich- und kugelfeſt gegen allfälligen 
Borwurf von Reaktion in Sachen der aufgeftellten Bundesord- 
nung, jo daß namentlich ein Konflift mit den Bundesherren nicht 
entftehen konnte. Die „Freifinnigen“ verzichteten auf Erftürmung 
der „Leuenmatte“ und Störung der Verhandlungen ihrer Gegner, 
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veröffentlichten ebenfalls ihr Programm und Iuden ihre Leute auf 
die der Leuenmatte zunächft gelegene „Bärenmatte! ein. Was 
wollten fie fehreiben? Die Bundesverfaffung, die fie im Ueber- 
muth verworfen hatten, durften fie nicht angreifen; in auslän- 
difhen Sachen hatten fie fich ſchwer fompromittirt; daß fie haus— 
hälterifhem Weſen entgegen feien, mochten fie nicht felbit fagen, 
eben fo wenig den offenen Krieg gegen das Chriftenthum erklären. 
Sie brachten daher ihrerfeitd ein Programm, das zum Theil nur 
eine Paraphrafirung des gegnerifchen war, doch mit Seitenhieben 
gegen „Ariftofraten, Sonderbündler, Sefuiten und Royaliften®, 
verfprachen auch Erfparniffe im Staatshaushalt, doch follen die 
Beamtengehalte nicht dermaßen herabgeſetzt werden, daß die 
Aemter nur für Reiche zugänglich wären; fie mwiefen die Ver— 
dächtigung zurüd, ald wollten fie Aufhebung des Eigenthums 
und Einführung ded Kommunismus; fie lobten fich felbft, indem 
fie, wie fie fagten, nicht fähig wären „zu einem Waldshuterver⸗ 
rathe, zu Anrufung ausmwärtiger Hülfe zum Schuß eined Sonder» 
bundes und zu Dienereien und Gunftbublereien bei fremden Fürften 
und an fremden Höfen“, und betonten fchließlih, daß es ſich 
wefentlih um einen Perfonenftreit handle, fie aber, „die Frei- 
finnigen“, befonderd dad Geſchick befäßen, das Volk glüdlid zu 
machen. | 

Als der Tag der Münfinger Berfammlung herangefommen, 
faß die Regierung in Permanenz; fie ordnete die Regierungsräthe 
Stofmar und Imoberſteg ald Kommiffäre nah Münfingen ab; 
den Aerzten und Abmwärtern des Inſelſpitals wurde befohlen, auf 
ihren Poften zu bleiben. Ein Arzt ging fogar mit Ambulance 
nad) Münfingen felbft. Auch der Bundesrath traf Anftalten zur 
Handhabung der Ruhe. Die Kolonne der Konfervativen zog zur 
erft aus der Stadt, troß heftigen Schneegeftöbers 2000 bis 2500 
Mann ftarf, unter Kommando des DOberften Kurz, dem zwei 
andere Offiziere ſich als Adjutanten beigegeben hatten; die Ord— 
nung war eine vollftändig militärifche. Als fie in Münfingen 
angefommen, zogen dafelbft gleichzeitig die Schaaren von Ober: 
hasle, von Snterlafen, von Frutigen und Sanenland, von 
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Simmenthal und von Thun ein; Zuzug war ebenfalls gekommen 
aus den Amtsbezirken Seftigen und Konolfingen, aus dem See— 
land und dem Emmenthal, von überall herz zehn» bis zwölf— 
taufend Männer fchaarten fih um die Nednerbühne. Snechten- 
hofer, Nöthlisberger-Anderegg und Oberftlientenant Straub be- 
grüßten zunächft die imponirende Verſammlung. Alddann fprach 
der noch in gefeiertem Andenken ftehende, ehemalige Profeſſor 
Johann Schnell; er verwahrte fich gegen den Vorwurf, als be 
fenne er fich jebt zu andern Grundfägen ald vor zwanzig Jahren, 
zur Zeit ald er zu jener erfien Münfinger Berfammlung ge 
fprochen; er zog eine einfchneidende Parallele zwifchen der ehe— 
maligen patrizifchen und der jegigen Regierung; zur Zeit der 
erftern, ald noch fein Vereinsrecht beftand, haben die Männer 
des Volks von damals frei in der Kirche fich verfammeln fönnen, 
jest, bei garantirtem Vereinsrecht, fei ihnen die Kirche zu gleichem 
Zweck verfagt worden ; die frühere Regierung fei freiwillig ab- 
getreten, ald fie wahrgenommen, daß fie dad Vertrauen ded Volkes 
nicht mehr beſitze; die jeßige ftehe mit ihren Anhängern drüben 
(in der „Bärenmatte®), felbft ald Partei verfammelt, zur Partei 
herabgefunfenz im Jahr 1831 habe man gleiches Recht ver 
langt und errungen; jet herrſche ein verderbliches Ausſchließungs— 
ſyſtem, fo zwar, daß man eine Beamtung nicht erhalten Fönne, 
ohne ſich unbedingt der Partei verfchreiben zu müſſen; im Jahr 
1831 babe man das Chriftenthum erhalten wollen und er 
wolle es jetzt noch fefthalten; „ich glaube an die hriftliche Lehre 
und an die görtlihen Wahrheiten und Offenbarungen, wie fie in 
den Evangelien enthalten find, und bewahre fie in meinem Herzen 
als mein höchftes Gut. Wie fieht e8 jegt damit aus? hat man nicht 
verfucht, elende Afterweisheit an die Stelle jener ewigen Wahr- 
heiten zu feßen? Man follte nicht glauben, daß es möglich fei, 
ein Jahr ohne Chriftenthbum einen chriftlichen Staat zu regieren, 
»gefhmweige denn vier Jahre lang“ (donnerndes Bra- 
vo!), Sm Jahr 1831 habe man Freiheit verlangt, und er 
glühe noch dafür. Aber jet Herrchen Zwang und Schreden; 
diefe aber fördern nicht die Freiheit, das thue nur Freundlichkeit 
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und Liebe, das Betreten der Bahn der Leberzeugung; „glaubt 
mir, Ihr Mannen, ohne Chriftenthum gibt es feine Freiheit, und 
wo jenes audgerottet wird, wird die Freiheit mit audgerottet® 
(abermald donnerndes Bravo, das fein Ende nehmen wollte). 
‚ Der Redner fuhr. fort: ſchwer treffe die Regierung noch ein 
anderer Vorwurf, der nämlih, daß fie fih in fremde Händel 
gemifcht, daß fie die Wohlfahrt des Landes in die Schanze ger 
fchlagen für Sachen, „die und nichts angehen, und für Unter- 
nehmungen, die und in’d größte Elend hätten flürzen können. 
Die Schweiz kann im europäifchen Staatenfyftem nicht durch 
ihre Macht imponirenz fie foll fi daher auch nicht fowohl auf 
diefe jtügen, ald auf ihre Unfhuld und ihr gutes Recht. Wer 
auf feine Macht pocht, kann leicht erfahren, daß es noch viel 
Mächtigere gibt, die dann geneigt fein fönnten, ihn ihre Uebers 
macht empfinden zu laffen. Weifet fie daher fort, die falfchen 
Propheten, die Euch verführen wollen, und die fremden Spione, 
die fein Herz für Euch haben, und Euch für ihre Intereſſen zu 
mißbrauchen fuchen“ (fort, fort! wiederhallte eö durch die ganze 
Maffe). Dann zum Schluß: haltet treu zufammen bei den Wahlen, 
„machet feinen andern Unterfchied zwifchen den bernerifhen Mit- 
bürgern ald den zwifchen den „Ehrbaren“ und den „Schuften“, 
pund wenn hr nicht zufrieden feid mit den Grundfägen, nad 
welchen jeßt regiert wird, fo fahret fäuberlih ab mit dem Knaben 
Abfalon® u. ſ. w. — — — „und jegt b’hüet Ech der Lieb’ 
Gott!“ Nah Schnell fprah in langer gehaltvoller Rede Lands 
ammann Eduard Blöfh. Auch er erntete vielfachen Beifall, be- 
fonders alsdann, wenn er dem Volk allverftändliche Wahrheiten 
vor Augen führte; er betonte das Fefthalten an der Verfaſſung, 
ebenfo auch die Achtung vor derfelben; Berführer feien jene, welche 
dem Bolf vorgeben, daß ihm Alles erlaubt fei; er wies auf die 
Nothwendigkeit erweiterter demofratifcher Einrichtungen hin, tadelte 
das übergroße Beamtenheer, die verivorrene Gefepgebung, die nut 
eine Fundgrube für Advofaten und Gefchäftsagenten geworden. 
Lauter Jubel erfholl, ala Blöſch ausrief: „die Schule muß wies 
der auf den chriftlichen Grund und Boden geitellt werden; unfere 
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Kinder müffen wieder beten lernen, und ftatt afl des unnützen 
Afterwiſſens, das ihnen dermal beigebracht wird, follen fie wieder 
lernen die Senfe handhaben und den Pflug führen.“ Die Ber- 
fiherung, daß die Revifion in Kirche und Schule nicht zur 
Schmälerung ded Glaubens, fondern zur Stärkung und Belebung » 
desfelben vorgenommen werden folle, fand ebenfalls einftimmigen 
Anklang, fo wie der Schluß der Rede: „Bor 1831 hatten wir 
in unferm Land viel Ordnung, aber wenig Freiheit; feit 1831 
hatten mir viel Freiheit, aber wenig Ordnung; jetzt wünfchen 
wir Freiheit und Ordnung“! Das Programm wurde genehmiget; 
ed folgten noch einige Reden, dann fehrten die Verfammelten zu- 
rüd in ihre Heimath, ohne länger in Münfingen zu weilen. Durch 
diefe Enthaltfamkfeit wurden Streit und Thätlichkeiten vermieden. 
Denn bald nad) Abgang der Kurz’fchen Kolonne waren auch die 
Radikalen von der Stadt Bern aud- und unter den Klängen der 
Marfeillaife, ded fremden Revolutiondliedes, nah Münfingen ge— 
zogen, langten dort eben während der Rede Johann Schnell's 
an und verhandelten, etwa 4000 Dann an Zahl, auf der Bären- 
matte auch ihr Programm, welches wohl von einem Dugend 
Rednern (unter ihnen Stämpfli, Niggeler, Weyermann, auch Pro- 
feffor Henne von St. Gallen) empfohlen wurde. Am Schluß 
diefer Berfammlung wurden der „Oberländer Anzeiger und der 
„Ichmweizerifche Beobachter“, die zwei Fonfervativen Zeitungen von 
Bern, ald Verräther an Bolt und Vaterland erklärt. Das ift die 
Prehfreiheit in den Augen der Radikalen, wenn fie fih nicht zu 
ihrer Handlangerin erniedriget. Das Eigenthümliche der beiden 
Berfammlungen war: drüben auf der „Leuenmatte in fchönem 
Bereine mit zahlreichen Stadtbernern der Kern des Landvolfes, 
die habliche Bauerfame; auf diefe nun vereinten Elemente ftüßte 
die Oppofition den beabfichtigten heilfamen Umſchwung der öffent- 
lihen Ordnung. Zunächſt der Zeuenmatte, auf der „Bärenmatie®, 
war dad Bolf der Beamten, Aemter- und Aemtli⸗Inhaber und 
Aemtli-Hungrigen, das Büreaufratentbum mit dem Anhang der 
Rechtsagentenfchaft, der Koryphäen und Anbeter der Freifchärlerei, 
nebft dem Schlamm, der fih an die ausländifche Nevolutionds 
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propaganda angehängt, vom alten Kernvolk der Berner, den 
„elben Ehutten®, die „Schnäugler“ und „Naffauer® genannt. 
Der moralifhe Sieg mar auf Seite der „Xeuenmatte®; 
Stadt und Land maren mieder verföhnt, denn beide Theile 
hatten im Laufe langer Jahre verderblichen Zwiſtes gelernt, daß 
Perföhnung nothiwendig geworden, „wenn nicht Mutter und 
Kinder von dem Gefinde zum Haufe hinausgeworfen werden 
follten‘; — — „ohne aufrichtigen Anfchluß der Stadt an das 
Land ift für diefes Fein Heil zu erwarten, und ihr Ausfchluß 
von der Landesvertretung dur die Radikalen war ein eben fo 
arger Mißgriff, ald es feiner Zeit der Rücktritt der Ariftofratie 
von der Sahe des Bolfes mwar!.* Die Macht der radikalen 
Regierung war gebrochen; die Freunde derfelben in und außer 
dem Bundesrathe Fonnten mit Händen greifen, daß alles Ein- 
fchreiten gegen die wiederermachte ächte und rechte Bolfägefinnung 
vergeblich fein merde. Was an trüben Beforgniffen früher bes 
gründet fein mochte, zerrann jetzt wie Seifenblafen. Eine Adreffe 
„liberaler“ Waadtländer aus Morfee belobte das Fonfervative 
Komite von Münfingen. Die Erhebung ded Berner Volkes im 
Jahr 1850 Hatte in Urfprung und Ziel viel Aehnliches mit jener 
von Zürich im Jahr 1839, doc mit dem gewichtigen Unterfchied, 
daß in Bern auf dem firengen Boden des Gefeped gewirkt, in 
Zürih hingegen das gefährliche Mittel des Aufftandes in An- 
wendung gebracht wurde. Eben war die Bundedverfammlung in 
Bern. Was hier gefhehen und noch zu fommen verfprach, war 
den extremen Radifalen der beiden Räthe nicht genehm; fie er- 
ließen eine Adreffe an das Berner Bolf, empfahlen ihm Wahlen 
im bisherigen Geifte und fehleuderten arge Berdächtigung auf 
die 2euenmatten Partei: „verbunden mit den fremden Real 
tionären würde diefe Partei (fiegend) zunächft Euere eigenen Frei— 
heiten, fpäter auch jene Euerer Miteidgenoffen dem Untergang 
ausſetzen.“ Sprache und Haltung der Adreffe war die „des 


* S. die Schrift: „Meine Erlebniffe unter dem Berner: ———— 
Regiment, von Dr. J. Schnell.“ Burgdorf, 1851. S. 144. 
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Berges! in Frankreich. Das Schriftftüd trug die Unterfchriften 
von 36 Nationale und Ständeräthen. Diefe Einmifchung Dritter 
in eigene fantonale Dinge wollte den Bernern nicht gefallen; es 
verfammelten fich 1800 Einwohner ihrer Hauptftadt, verfaßten 
eine Gegenadreffe und reichten diefe der Bundesverfammlung 
felbft ein; in dem beißenden Briefe hieß ed unter Anderm: am 
wenigften ftehe ſolche Einmifchung den Freiburgern zu, den Ab— 
geordneten eined Kantons, wo dem Volk fogar die Abftimmung 
über Annahme oder Nichtannahme der Kantondverfaffung vors 
enthalten worden; „was die Freiburger Regenten fagen würden, 
wenn die Männer von Bern Adreffen über dieſes heifle Kapitel 
an das Freiburger Volk erlaffen wollten?“ Das Schreiben wurde 
bei lautlofer Stille am 4. Mai im Nationalcath verlefen, dann, 
nachdem fich diefer von erſter Verlegenheit erholt, an die Ein- 
fender zurüdzuftellen befchloffen. Einer der Unterzeichner der 
erjten Adreſſe hatte entjchuldigend bemerkt, fie hätten lediglich 
als freie Bürger gehandelt, wozu fie berechtiget gewefen. Es 
folgten die Wahlen (5. Mai); die Zudringlichfeit jener Sechs— 
unddreigig war für die Konfervativen ein Sporn mehr zum Durch— 
greifen. Die Regierung ſaß am Wahltag in Permanenz, in der 
Kaferne; traf, Höchit überflüffig, militärifche Sicherheitämaßnahmen. 
Es betheiligten fi bei dem Wahlgefchäft mehr denn 70,000 
Bürger; mit Ausnahme des DOberlandes, wo arge Schlägereien 
vorfamen, lief ed ruhig ab. Eine Anzahl ehemaliger PBatrizier 
fanden fi unter den Gewählten, unter ihnen hervorragend der 
würdige Altfchultheiß Fischer. Das „Haus Naſſaus war geftürzt. 
Am 11. Juni waren jene Männer nicht mehr am Ruder, welche 
dad Aus: und Inland zu beherrfchen vermeinten, ganze Kantone 
unbefugt unter jElavifchem Joche darniederhielten, in Freiburg 
eine Klubbregierung einjegen halfen, die Gefangennehmung und 
Deportation eines Bijchofes leiteten und unterftügten; von ihnen 
find zu nennen: Stämpfli, Med. Dr. Schneider, Stodmar, Revel, 
Imoberſteg, Funk (der geweſene Tagfagungspräfident). An ihre 
Stelle wurden vom neuen Großen Rathe gewählt: Blöfch, Oberft- 
lieutenant Straub, Nationalrath Fifcher von Reihenbad (ehe 
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maliger Patrizier), Moſchard in Münfter, Nationalrath Fueter 
aus Bern, Elfäßer aus Pruntrut, mit einigen andern weniger 
befannten Männern. Oberſt Kurz erhielt die Präfidentfchaft des 
Großen Rathes. Die Mehrheit der Konfervativen war eine foms 
pafte, aber das Marimum ihrer Stimmenzahl nur 117, jene 
ihrer Gegner im Maximum 101; das war die Stimmenzahl, 
mit der Stämpfli unterlag. Bern wechfelte im Jahr 1850 das 
ganze Perfonal feiner Regierung, wie ed Luzern im Jahr 1841 
gethan. Blöfh wurde als erfter Ständerath bezeichnet; zahlreiche 
Stimmen wollten ihm einen fonfervativen Katholiken beigeben, 
der alle für folches Amt erforderlihen Eigenfchaften befaß, drans 
gen aber nicht durch; der Münfinger Geift machte hier plöglich 
Halt. Freudenfhüffe auf dem Land verfündeten die Wahl der 
neuen Regierung, das Borhandenfein einer genügend erachteten 
Mehrheit in ihrem Sinn; in der Hauptitadt begrüßte ein Fackel— 
zug mit 2 bis 3000 Fadeln die neue Regierung unmittelbar 
nach ihrer Mebernahme der Staateleitung (12. Juni); in einer 
Antrittöproflamation verfprah fie gute und treue Verwaltung 
und ſetzte bei: „Höher aber noch, wir fagen ed mit Stolz, höher 
aber als die materiellen Bortheile der ftaatlihen Ordnung, ſtehen 
dem Bernervolfe feine geiftigen Güter: die chriftliche Kirche und 
die hriftlihe Schule, der heimische Sinn und die heimifche Sitte. 
Wie könnte eine bernijche Regierung deffen je nicht eingedenf 
fein!“ Am 16. Juni wohnte gefammter Negierungsrath nebft 
dem Großrathepräfidenten dem Gottesdienft in der Münfterfirche 
bei. Baggefen hielt die Feſtpredigt, die ald ein Akt Firchlicher 
Snauguration der neuen Staatsbehörde erfchien. Das franzöfifche 
Minifterium ließ durch deſſen Gefandten mündlich der neuen Res 
gierung feine Befriedigung über den glüdlichen Umfchwung der 
Dinge in Bern bezeugen. Der Bundesrath witterte alfogleich 
bundeswidrigen Verkehr zwifchen diefem Kanton und dem Aus— 
land, ftellte den Negierungsrath zur Rede, mußte fich jedoch mit 
den alsbald von demfelben gegebenen Aufihlüffen beruhiget ers 
flären. 

‚Am gleichen Tage wie in Bern wählte das Volk von Zürich 
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feine neue Stellvertretung. Vorangehend war durch Geſetz die 
ganze Drganifation der Regierung, ihrer Direktionen und der 
übrigen Spezialverwaltungen beftimmt morden. Es folgte die 
Wahl der neuen, auf neun Mitglieder befchränften Regierung, 
aus nachgenannten Männern beftellt: Dr. Alfred Efcher, Dr. Zehn- 
der, 3. J. Rüttimann, Eduard Ziegler, Bollier, Benz, Billeter, 
Streuli und Felix Wild; der legte war früher Mitglied der ſoge— 
nannten September-Regierung. Zehnder wurde zum erften, Efcher 
zum zweiten Regierangspräfidenten gewählt. Eduard Sulzer, Mel- 
hior Sulzer und Heinih Hüni, von denen befonders die erften 
beiden feit 1831 großen Einfluß geübt und Treffliches geleiftet 
(Eduard Sulzer mwefentlih im Fache der Finanzen) wurden ver- 
abfchiedet; in Folge diefer unangenehmen republifanifchen Erfah- 
rung verlangten fie Ausbezahlung ihres Gehaltes für den Reſt 
ihrer noch nicht audgelaufenen Amtsdauer; diefed Begehren wurde 
vom Großen Rathe abgelehnt. Die neue Kirchenorganifation bes ' 
friedigte Jene nicht, welche der proteftantifchen Kirche ein ſchick— 
lihes Maß von Selbftftändigfeit gegenüber der Staatsgewalt zu 
fihern wünfchten. Der von der Geiftlichkeit felbft ausgegangene 
Antrag auf eine gemifchte Synode wurde mit 104 gegen 13 
Stimmen verworfen; dem Kirchenrath entzog der Große Rath 
die gewünfchte Selbftftändigfeit, indem er die Wahlen von vier 
feiner Mitglieder fich felbft vorbehielt, nur zwei der Synode über: 
ließ, für die Wahl ded Antifted fih das Recht der Beftätigung 
einräumte (Februar). In diefer Zeit flarb ein proteftantifcher 
Bürger und Bewohner der Stadt Zürih, David Kitt, der durch 
feine Gelehrfamfeit in firchlichen Dingen fich einen Namen ge- 
macht; er hatte unter Anderm eine „Beleuchtung der Vorurtheile 
wider die katholiſche Kirche® gefchrieben, ein Werk, durch welches 
ihm das unzweifelhafte Verdienft eined freien und felbftftändigen 
Forſchers auf religiöfem Gebiete gefichert bleibt. 

Die Räthe verfammelten fich wieder in Bern. Efcher, aber- 
mals ald Präfident des Nationalrathes, eröffnete diefen, indem 
er in längerer Rede (5. April), ohne Rüdfiht darauf, daß auch 
ein Bundesrat und ein Ständerath da fei, für die Schweiz 
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nach Innen und Außen das Wort führte. Es war eine Thron: 
rede, mit dem ganzen Schwergewicht einer folhen, aber ohne daß 
fie vorher die Feile befonnener VBorberathung in einer Berfamm- 
fung einfichtiger und treuer Nathgeber beftanden hätte. Eſcher 
hielt Mufterung über die Berhältniffe zum Ausland wie über 
Inneres; feine Rede war, wenn auch ungefucht, ein fcharfes 
Gegenftüd zu jener von Johann Schnell. Efcher betonte, daß 
„die Neaftion in Europa® etwas der Schweiz gegenüber im 
Schild geführt Habe, aufgefhoben nicht aufgehoben fei. Es fei 
nun einmal der Reaftion „das Land vor allen ein Aergerniß, 
das nicht etwa durch eine wühlerifche Propaganda, fondern einzig 
durch die ruhige Macht des Beifpieled: mit den Anftoß zu der 
legten denfwürdigen Erhebung der Völker gegeben“, und das 
hinwieder aus dem Sturme, der den Welttheil erfchüttert, die 
dauerhafteften Errungenfhaften gerettet habe: „die Schweiz als 
gefräftigter Freiftaat ift der Dorn in dem Auge der europäifchen 
Reaktion“. Wie habe die Schweiz ſich gegenüber foldher Stim- 
mung der europäifchen Reaktion zu verhalten? In ausländifche 
Händel foll fie fih ohne dringende Noth nicht einmifchen. Aber 
gleichwohl zähle fie, wenn es fih um ihre Einwirkung auf den 
Gang der politifchen Verhältniffe in andern Ländern handle. 
Man verfpotte zwar, von freifinniger Seite felbft, die „Völker—⸗ 
folidarität®; aber er erblide in der Bölferfolidarität eine der 
fhönften Ideen, welche man den politifchen Denfern der Gegen- - 
wart zu verdanken habe. Daraus folge übrigens nicht, daß die 
Schmeiz, fo oft in einem andern Lande ein Kampf um die 
Bolföfreiheit entbrenne, die Waffen zu ergreifen und denen zu 
Hülfe zu eilen habe, „die in diefem Kampfe für die gute Sache 
flreiten“. Die Begeifterung für die Verwirklichung herilicher poli- 
tifcher Fdeale möchte wohl zu dem Wunfche hinreißen, die Schweiz 
fraft der Völkerfolidarität diefe Stellung einnehmen zu fehen. 
Aber die Klugheit verftatte diefes nicht; die Pflicht der Selbft- 
erhaltung verbiete ihr vielmehr, ſolche Politik zu verfolgen. Wie 
foll denn die Schweiz „ihrerfeitd die Völkerfolidarität bethätigen ?« 
Darauf antwortet der Redner: „die Schweiz ift dazu berufen, 
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durch die Macht des Beifpield der heiligen Sache. der Freiheit 
Borfhub zu leiften. Ja, unfer Alpenland foll der Hochaltar der 
Freiheit in Europa fein. Diefen Hochaltar rein und unbefledt 
zu erhalten, ihn zu erhalten in feiner vollen Würde und in feiner 
ganzen Erhabinheit, das ift die ſchöne Aufgabe, welche die Vor—⸗ 
fehung unferm Bolfe in der Reihe der Kämpfer für die Demo- 
fratie zu löfen übertragen bat.“ Um den fFreiheitsaltar herum 
möge fih dann fpäter ein europäifcher Freiheitdtempel erheben, 
und follte fich je „die Reaktion“ an jenem Hochaltar, „an unferm 
freien Alpenlande mit frevler Hand vergreifen wollen“, fo würde 
dad allgemeine Bemwußtjein, dab das innerfte Heiligthum der 
Völferfreibeit bedroht fei, der natürliche Verbündete unferes Vater⸗ 
landes fein und als furchtbare Macht zu ihrem Schuß ſich er- 
heben. Das fei Sinn und Wefen der Völferfolidarität. Nach 
Innen berührte der Redner bevorfiehende oder ſchon durchges 
führte politifhe Veränderungen in den Kantonen; mit Freude 
blidte er auf. die Berfaffungsrevifion ded Kantons Thurgau, der 
»nach wie vor zu den treueften Stügen der freifinnigen Inſti— 
tutionen® des Gefammtvaterlandes gezählt werden dürfe; mit 
Unmuth auf Zug und dejjen Regierungswechjel, welcher treu 
gefinnte Schweizer vom Ruder entfernt, Männer des Sonders 
bundes an deren Stelle geſetzt; habe das Volk dort freilich nur 
ein unbeftreitbared Necht geübt, fo ſtehe hinwieder nun der 
Bundesbehörde das Recht zu, ihr Verhalten gegenüber dem 
Kanton Zug diefen neuen Beziehungen gemäß einzurichten. In 
der gleichen Viertelftunde alfo, im welcher der Redner für euro— 
päifche Demokratie ſchwärmte, ſchwang er drohend das Szepter 
der Defpotie über einem Bölklein, das zu Beſſerem berechtiget ift, 
ald bloß eine Parteidomäne der Eſcher'ſchen Nationalrathsmehrheit 
zu fein. Den Kanton Bern, eben damald von der Wahlagitation 
ergriffen, welche dem Sechsundvierziger Regiment bereit den 
Sturz drohte, z0g der Redner ebenfalld in den Bereich feiner 
Erörterung, indem er die zeitigen Machthaber allein ald die Ge- 
eigneten erklärte, die Grundfäße der Demofratie im Leben zu 
erhalten, im Gegenfage Derjenigen, die fie, nach feiner Meinung, 
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früher bekämpft hatten. Gegenüber Solothurn und Aargau, in 
Verfaſſungsreviſion begriffen, ſprach er die beſten Erwartungen 
aus. Und fchließlich rief er nochmals die Männer ded „Forts 
fchrittes" zur Sammlung. Die Rede war Propaganda nad Anden, 
Unitarismus nah Innen. 

Die gefebgebenden Räthe nahmen. ihre vielen’ Aufgaben wie- 
der zur Hand. Aus ihren Berathungen ging die neue Militär 
organifation vollendet hervor (Bundesgefeß vom 8. Mai). Bei 
Erlafjung desſelben machten die Räthe von der ihnen durch die 
Bundesverfaffung eingeräumten Befugniß, „die Zentralifation 
des Militärunterrichtd nöthigenfall® durch die Bundesgefepgebung 
weiter zu entwideln“, Gebrauh in Bezug auf die Scharfihüßen; 
ihr Unterricht wurde zentralifirt; Anregungen zu gleihem Zwede 
bezüglich der Infanterie blieben in Minderheit. Ein Schritt zur 
Zentralifation geſchah auch in der Militärrechtöpflege, indem feft- 
gefeßt wurde, daß das zu revidirende eidgenöffifhe Militärftraf- 
geſetzbuch in Zukunft nicht bloß im eidgenöffifhen Dienft, fondern 
auch auf die im Kantonalvienfte ftehenden Truppen Anwendung 
finden foll, durdy welche Verfügung die einfchlägigen Fantonalen 
Strafgefeße befeitiget wurden. Die Wehrpflicht wurde fchlieplid 
auf das Alter vom angetretenen 20ſten bis zum vollendeten 
4ſten Altersjahr befchränft, doch in der Weife, daß gefammte 
militärpflichtige junge Mannfhaft in den Auszug eintreten müſſe 
und erſt nach vollendetem Dienft in Audzug und Referve der 
Landwehr einverleibt werden dürfe. Das beabfichtigte Verbot der 
Abtragung der Feftungswerfe in Genf gab noch Stoff zu ver- 
ſchiedenen Verhandlungen. Als der Nationalrath eine Verfügung 
in jenem Sinne getroffen, lud der Bundesrath die Regierung 
ein, mit den Demolitiondarbeiten einzuhalten. Genf aber machte 
amtliche Einrede. James Fazy gab überhin eine Schrift heraus, 
in welcher die Bundesfompetenz beftritten und zugleich die polis 
tifche Seite der Sache befprohen wurde.“ Das Verbot, fagte 


* „Die Bedeutung der Feftungswerke von Genf.” Von Lieutenant Sieg: 
fried und James Fazy. Genf. 1850, | 
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bier Fazy, wäre eine Kontrerevolution gegen die, welche der 
Schweiz die Stimme Genf's zu den neueften „Reformen“ ges 
bracht haben, d. h. gegen tie Genfer Ummälzung von 1846, 
Der Bundesrath ließ ſich belehren; auf feinen Antrag haben 
fpäter beide gefebgebenden Räthe fih zu dem Beſchluſſe ver 
einiget, das Verbot aufzugeben; die neue Großftadt Genf legt 
Zeugniß ab von den Wirkungen diefed Beſchluſſes. Demnach 
befteht zwar ein Geſetzesartikel (142), welcher der Bundeövers 
fammlung dad Recht einräumt, die Zerflörung fchon beftchender 
Feſtungswerke im militärifchen Intereſſe der Eidgenoſſenſchaft zu 
unterfagen; fie fand aber feine genügenden Gründe, um von 
diefer Befugniß gegenüber von Genf Gebrauch zu machen. Diefe 
Republik machte bald nachher ihrem Haupt, James Fazy, aus 
dem Schanzenterrain ein glänzendes Nationalgefchent. * Den 
fatholifchen Bewohnern von, Genf wies der Große Rath auf 
eben demfelben Gebiet unentgeltlich den Plab zum Bau einer 
nothiwendig gewordenen Kirche an. ** 

Sm Laufe eines halben Jahrhunderts find die Militärein- 
richtungen der Schweiz in einer Progreffion geftiegen, bei welcher 
ihre Staatsmänner nicht gedankenlos vorübergehen fünnen. Zur 
Beit der helvetifchen Republik waren die fchmweizerifchen Truppen 
nur für franzöfifhe Eroberungszwede beftimmt. Im Jahr 1803 


* Durch Großrathebefhlug vom 22. Juni 1850, in Uebereinftinmung mit 
der Stadtbehörde, ebrend, wie der Antragfteller Veillard in feinem Bortrage 
fagte, das doppelte Verdienft Fazy's um die Einführung der Demofratie in der 
Republik Genf und um die glänzende Förderung ihrer materiellen Intereſſen, 
behufs welcher er den Widerftand der Bundesbehörden gegen die Abtragung 
der Feſtungswerke bekämpft und überwunden. Das Geſchenk beftand in 200 
„toises* Schanzenland, nad den Berkaufspreifen ähnlich gelegener Parzellen 
im Ganzen zu Fr. 210,000 anzufchlagen. 

** Geſetz vom 2. November 1850. Die Ueberlafjung geiihah „A perpe- 
tuit& et & titre gratuit — — aux citoyens catholiques de la ville de 
Gendve“, für den Bau einer zweiten Kirche „consacree & V’exereice du 
culte de l’6glise catholique, apostolique et romaine*. Es waren 3 Taus 
fend und 264 Quadratmeter. Da das diefem Kirchenplatz zunächft gelegene 
Schanzenterrain zu Fr. 100 der Quadratmeter verfauft wurde, fo würde nach 
biefem Anjag die Vergabung auf Fr. 326,400 anzujchlagen fein. 
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wies Napoleon Bonaparte, der Vermittler, die Schweiz zur Hal- 
tung fantonaler Miligkontingente in einer Gefammtftärfe von 
- 15,203 Mann an. Dem Bundesvertrag von 1815 gemäß wurde 
die Gefammtftärfe der Kantonsfontingente auf 33,000 Mann 
geftellt, zu 2 Mann auf 100 Seelen der Bevölferung. Aber die 
Zagfakung erlaubte fih, über den Bundesvertrag hinaus, noch 
eine Referve von gleicher Stärfe anzuordnen. Im Jahr 1831 
riefen Kriegsbeforgniffe die Organifation einer Landwehr hervor, 
doch ohne daß entfchieden worden märe, ob fie bleibende Pflicht 
der Kantone fei oder nicht. Bald nachher glaubte man die nöthige 
Mebereinftimmung in Ausbildung und Waffenfähigfeit des Bundes- 
audzuged und der Neferve zu vermilfen und verlangte ihre Ver 
einigung und Berfchmelzung; nad) Tangen Tagfagungswehen wurde 
dad eine Heer von 64,000 Mann gefchaffen (1841); die Frage 
der Landwehr aber blieb im alten Stand. Einmal in die militär- 
ftaatliche Richtung eingerannt, glaubte man ded Guten noch nicht 
genug zu haben. Bei Feſtſetzung der neuen YBundesverfaffung 
holte man die in myſtiſchem Dunfel gebliebene Landwehr aus 
ihrer Zwittereriftenz heraus, ſchuf fie zur Neferve, und behielt 
fih den weitern Reft der Mannfchaft ald Landwehr vor. So 
entfiand ein Bundesauszug von 69,569 Mann, mit einer Re— 
ferve von 34,785 Mann, oder ein Gefammtbundeöheer von 
104,354 Mann, mit verhältnigmäßigen Gefhügen, die von 304 
auf 474 vermehrt wurden, * und anderem Kriegabedarf, die vor- 
behaltenen Anfprüche an die Landwehr ungerechnet. Mehr denn 
dreimal fo ftarf als die Mannjchaftszahl, die man im Jahr 1815, 
bei Verdoppelung des mediationsmäßigen Kontingents, zu ftellen 
ſich eidlich gelobt hatte, ift demnacdy dad nunmehrige Bundesheer, 
und dasſelbe, ehedem in ganz ausgefchiedenen Kantondkontingenten 
vorhanden, fteht jept als völlig zentralifirtes, in Divifionen ein- 
getheilted Schmweizerheer vor und. An den fantonalen Urjprung 


* Bergl. Bd. II; ©. 150 und 151. Die dort angeführten 340 Stüde 
groben Gejchüges beruhten auf einem Beichluß der Tagſatzung von 1835, wurden 
jedoch im Verlauf der nächſten Zahre und durd das im Jahr 1841 promufgirte 
eidgenöſſiſche Militärreglement auf 304 ermäßiget. 
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und an die (auch noch) kantonalen Pflichten der Milizen erinnert 
daher nur noch die Kantonalkokarde, welche übertriebener Zen— 
traliſationseifer ihnen ebenfalls hatte entziehen wollen. Durch 
dieſe Anordnungen wurde die Militärlaſt des Volkes mindeſtens 
vervierfacht, ſelbſt wenn man die neuen Inſtruktionsmittel, die 
vielen gemeinſchaftlichen Militärübungen, die weiten Märſche zu 
denſelben, das ſtark vermehrte Kriegsmaterial, mit gleichfällſiger 
Vermehrung der Spezialwoffen, nicht in Anſchlag bringt. Solche 
Mehrbelaftung erregte früher fchon Bedenfen; aber man hatte 
den Muth nicht zur Mäßigung. Als es fih im Jahr 1851 um 
die Repartition der Mannfchaft überhaupt, dann der Spezial: 
waffen und des Kriegsmateriald auf die Kantone handelte, kamen 
auch die zu Laſten der letztern entftehenden Mehrfoften zur Sprache 
und ed wurde genaue Borberehnung verlangt. Allein der National- 
rath ging auf diefed Begehren nicht ein, defretirte vielmehr ohne 
Rüdfiht auf die Koften, „weil Rechnen dem Verwerfen gleich 
käme“, hieß es. Bei diefer Berathung vernahm man gleichwohl, 
daß die Kantone für Anfhaffung des Materiellen eine Laft von 
13 Millionen Franfen zu tragen befamen, feitherige häufige 
Aenderungen nicht in Anfchlag gebracht. Gleichzeitig wurde in 
der Disfuffion ded Nationalrathes unumwunden geftanden, daß 
man ſich bei Berathung des Militärgefeped von 1850 ftarf von 
momentanen Eindrüden habe beherrfchen lafjen, die Quelle der 
großen Belaftung im Gefeß zu fuchen fei. Man fuhr nun fort 
auf der betretenen Bahn der Belaftung, ohne zu erwägen, wo— 
hin die eingefchlagene Militärpolitif der Schweiz fchließlich führen 
müffe und werde. 

Die Münzfrage brachte lautes politifches Reben in einen 
großen Theil der Schweiz. Die eingetretene Verſchiebung ſchien 
den Freunden des Reichsfußes fih zu Gunften zu wenden; in 
Zürih vermehrten fih die Stimmgebungen für feine Bevor: 
zugung, im Publikum felbft fiel eine gewiſſe Schüchternheit hin- 
weg, feit der Ständerath Filcher aus Aargau in feinem Min, 
derheitöberichte dem füddeutfchen Münzfuß gewiffermaßen das 
fchmweizerifche Bürgerrecht zu vindiziren gewußt hatte. Die 
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St. Galler regten fi zum zweitenmal, Nachdem die Regierung 
mit ihrer Eingabe nicht glüdlich gewefen, verfuchte man noch 
den Weg der Bolfddemonftration. In Folge einer Einladung 
von 24 Bürgern meift aus der Stadt St. Gallen verfammelten 
fih dort (6. Februar) eine anfehnliche Anzahl Gegner des fran- 
zöſiſchen Münzfußes, befchloffen unter Vorſitz des Regierungs— 
rathes Curti, eine Petition an die Bundesverſammlung entwerfen 
zu laſſen, ſolche im Kanton und über deſſen Grenzen hinaus zur 
Unterzeichnung zu verbreiten, auch eine populäre Schrift zur Be— 
lehrung des Volkes über den Gegenſtand herauszugeben; ein 
Fünfzehner⸗Komite wurde mit dieſen Arbeiten betraut. Das Vor— 
haben fand Beifall; ed gelangten an die Bundesverfammlung 
- Petitionen für den Schweizerfranfen zu 40 Reichöfreuzern mit 
ungefähr 100,000 Unterfchriften, von denen die Hälfte aus den 
Kantonen Zürich und- Yargau, während für den franzöfifchen 
Münzfuß kaum 300 Unterfehriften abgegeben wurden. In den 
Näthen trieb man zum Entjcheid. Indeſſen hatte die national- 
räthlihe Kommiffion zu acht Mitgliedern Berathung gepflogen 
und fpaltete fi in zwei an Zahl gleihe Hälften, von denen 
die eine aus Pioda, Stämpfli, Blanchenay und Peyer im Hof 
beftehend, fich für den franzöfifhen Münzfuß, die andere (Eicher, 
Bavier, Peter Bruggiffer und Hungerbühler) für den früher ſchon 
von St. Gallen empfohlenen Schweizerfranfen von 363/, auf 
die kölniſche Mark ausfprah; Peyer und Hungerbühler erichöpf- 
ten fich, mittelft überaus einläßlicher Gutachten die Anfichten und 
Anträge je der Kommiffionsabtheilung, der fie angehörten, zu bes 
gründen. Drei Tage lang (23. bis 25. April) dauerte die Ders 
handlung, in welcher neben den beiden Berichterftattern mehrere 
andere Redner, befonders Efcher für den deutfchen, Trog für den 
franzöſiſchen Münzfuß, fich vernehmen ließen; die Bedeutung der 
Petitionen drüdte diefer mit der Bemerkung herab, es feien die 
vielen Unterfchriften für den deutfchen Münzfuß wefentlih nur 
dem Umftand zu verdanken, daß man fie für einen angeblichen 
„Schweizerfranfen gefammelt habe, während es fich im Grunde 
um einen nichtfchmweizerifchen, den deutfchen Münzfuß gehandelt 
Die Schweiz. IV. 31 
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habe. Weder trat mit dem gemüthlichen Antrag auf: dem Kanton 
St. Gallen und denjenigen andern Kantonen der Oſtſchweiz, welche 
es verlangen ſollten, für ihren innern Verkehr den Guldenfuß zu 
geſtatten, im Uebrigen den franzöſiſchen Münzfuß grundſätzlich 
anzunehmen. Dieſer Antrag fiel durch. Bei der Hauptabſtimmung 
erklärten ſich 64 Mitglieder für den franzöſiſchen, 36 Stimmen 
für den deutſchen Münzfuß. Die Minderheit beſtand aus 8 Ab— 
geordneten von Zürich, 7 von St. Gallen, 4 von Aargau, 4 von 
Thurgau, 3 von Appenzell, 3 von Graubünden, 2 von Quzern, 
2 von Schwyz, 1 von Bern, 1 von Zug, und 1 von Schaff- 
haufen. Somit war lebereinftimmung beider Räthe vorhanden 
und die Streitfrage endgültig entichieden. Die Mehrheit blieb 
grundfäglich feit: fie Iehnte auch die von den öftlichen Abgeord- 
neten geforderte Tarifirung, d. h. gefegliche Zulaffung der deut- 
fhen Müngforten ab. Der Berathung des Gefebes über den 
Münzfuß folgte unmittelbar jene über die Einführung des Be— 
fhlofjenen: vergeblich beantragte Hungerbühler, die vorgefchla- 
gene Prägung von 500,000 Fünffranfenftüden zu unterlaffen, 
da fie vorausfichtlich doc außer Land gehen werden; auch diefer 
Theil der Speifer’fchen Anträge wurde genehmiget, fomit in der 
Mefenheit der urfprüngliche Münzplan vermittelt der Bundes» 
gefege vom 7. Mai 1850 durchgeführt. Das erfte derfelben be- 
flimmt den Münzfuß und die verfchiedenen neuen Münzforten, 
wie fie feither in’3 Leben getreten; es entband jedermann, andere 
als die neuen gefeglihen Münzſorten oder folche, die in genauer 
Uebereinftimmung mit denfelben ftehen, anzunehmen; es ver- 
pflichtete die Kantone, noch im gleichen Jahr den Reduktionsfuß 
für die in älterer Währung abgefchloffenen Seldverträge feſtzu— 
feßen, fchrieb vor, daß Lohnverträge nur auf den gefeßlichen 
Münzfuß abgefchloffen und Löhnungen nur in gefeglichen Münz- 
forten ausbezahlt werden follen; es unterfagte, an den öffent» 
lihen Kaſſen der Eidgenofjenfhaft andere als gefeglihe Münz— 
forten an Zahlung anzunehmen. Durch folhe und ähnliche ſtrenge 
Borihriften hoffte man die Neform durchzuführen. Das zweite 
Geſetz enthielt die Maßnahmen zur Bertilgung der alten und 


— 453 — 


Herbeifhaffung der neuen Münzen; es verordnete, daß fämmt- 
liche bisherige Schweizermünzen eingezogen und eingefchmolzen 
werden follen; daß den daherigen Verlurft die Kantone felbit, je 
nah dem Betrag ihrer eigenen Münzen, zu tragen haben, daß 
hinwieder der Gewinn aus den neuen Münzen nad) der Geld- 
ftala vom Jahr 1838 unter die Kantone zu vertheilen fei. Neue 
Schweizermünzen follen geprägt werden im Betrage von 12 Mils 
lionen neuer Franken, darunter jene 500,000 Fünffrankenſtücke, 
von allen ——— zuſammengerechnet 62,250,000 Stücke; 
bald fam eine Mehrprägung von 7,750,000 Stücken im Nenn— 
wertbe von Fr. 5,500,000 hinzu, und abermals eine folhe von 
4,250,000 St. im Nennwerthe von Fr. 3,020,000 (im Jahr 1851); 
für Prägung der neuen und die Einlöfung der alten Münzen 
wurde der Bundesrath ermächtiget, ein temporäred Anleihen bis 
auf vier Millionen Franken abzufchließen, dad aus dem Produfte 
der Münzliquidation zu tilgen fein werde; für die Uebergangds 
zeit, aber nur für diefe, fand Zarifirung der gangbarften aus— 
wärtigen Silbermünzen flatt. 

Der alten Münzen waren eine große Zahl einzulöfen; der 
Einlöfungstarif nennt fünf Goldforten, voran die alten ftatt- 
lichen Berner Dublonen mit ihren Bervielfahungen, dreizehn 
große Silberforten, unter ihnen die Zehnfranfenftüde von Genf, 
welche diefer Kanton feit eigener Einführung des franzöfljchen 
Münzfußes hatte prägen laffen und die nun ebenfalld in den 
Tigel wantern mußten, dann die glänzenden Neuthaler verfchier 
dener Kantone, neunerlei Kleine Silberfortenz endlich dreißig vers 
jhiedene Billon- und Kupfermünzen (die Batzen, Schillinge, 
Blupger, Soldi, Kreuzer, Rappen, Denari und Pfenninge der 
Kantone, von welchen Stüden mehrere, fo die Baten, in Dußen- 
den von Abarten vorhanden waren), ein treues Mufterbild Fans 
tonaler Selbjtherrlichkeit und patriarchalifchen Reſpektes vor den 
alten Gewohnheiten jedes der vielen Völklein, welche neben ein— 
ander Blag auf Schweizerboden genommen. Obige Zahlen bieten 
jedoch noch nicht eine vollftändige Heberficht der ehemaligen ältern 
fchweizerifchen Münzen, da feit 1803 einzelne Kantone theilmeife 
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oder ganze Münzreformen vorgenommen und im Berlaufe der- 
felben ältere Münzen außer Kurs erflärt und eingelöfet hatten. 
Ein belehrendes Bild gewähren in diefer Beziehung die verfchie- 
denen Münzfabinete, befonders die zur Zeit der Haupteinlöfung 
von 1851 und in den folgenden Jahren angelegten Sammlungen 
der frühern Schweizermünzen. Eigene Reglemente ordneten Weis 
tered für die Einlöfungsoperation; man fing damit im Süd— 
weiten der Schweiz an, um fie im Dften derfelben zu endigen; 
in jedem Kanton mwurden zwei Monate Zeit zur Einlöfung be- 
ſtimmt; diefe felbft gefhah gegen Ablieferung gefeglicher Sorten 
des neuen Münzfußes, jo daß die Befeitigung der alten Münzen 
und die Erfegung derjelben durch neue mit einander verbunden 
waren. Den ehemaligen „helvetifhen“ Münzen, welche vom Fünf- 
batzenſtück abwärts ſchon durch Tagfagungsbefchluß vom Jahr 1828 
demonetifirt worden, gab man den lebten Todesſtoß, indem die 
Einlöfungstaffen nur noch zur Annahme der Münzen vom hel- 
vetifchen Gepräge vom alten Frankenſtück aufwärtd ermächtiget 
wurden. Nach folder Einfammlung der alten Münzen traten die 
„Schmelzungstommifjarien“ in Funktion und liefen aus jenen 
zunächft Metallbarren fchaffen. An der Spike der Münzfom- 
miffton fand Regierungsrath Fueter von Bern. Die Einlöfung 
der alten Münzen nahm im Ganzen ungefähr ein Jahr in An— 
ſpruch; fie begann in den Monaten Auguft und September 1851 
und war Ende Auguft 1852 vollendet; mit Ende Oftober gl. J. 
waren die legten alten Münzen eingefchmolzen. Die erften Liefe- 
rungen der neuen Münzen wurden in den Münzftätten von Paris 
und Straßburg geprägt. Der für die Billonmünzen erforderliche 
Nikel wurde aus Sachſen beigefchafft, nachdem ſich gezeigt, daß 
der urfprünglihen Abſicht, diefes Metall aus den Nikelwerken 
von Wallis zu beziehen, aus technifchen und öfonomifchen Gründen 
nicht Folge gegeben werden könne. Für die zentrale Münzverwaltung 
wurde das Münzgebäude in Bern in Anfprucd genommen. Dortige 
Kantonsregierung überließ dasfelbe der Eidgenoffenfchaft für fo 
lange, ald die Stadt Bern Bundesfig bleibt, unentgeltlich zur 
freien Benugung, gegen theilweife Unterhaltspflicht (Vertrag vom 
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4. November 1854). Die ganze großartige Operation der Ein— 
führung der neuen Münzen wurde in merkwürdiger Raſchheit 
und Ordnung durchgeführt, obwohl fie einen Gefammtgefhäfts- 
verfeht von 300 Millionen Franken veranlaßte. Das Volk ge- 
wöhnte fich leicht im die neuen Werthzeihen; vom Bankier in 
Bafel und Genf bid hinab zu den Gemüfefrauen von Thurgau 
und ihren meiblichen Kunden hatte ſich bald die ganze Bevölke— 
rung mit denfelben vertraut gemacht und die Neußerungen der 
Zufriedenheit waren weit häufiger ald das Gegentheil, obgleich 
eine etwelche Preiserhöhung in Folge der Münzreduftion in den 
‚Heinen Berfehröverhältniffen unvermeidlich war; felbft der früher 
fo warm für das deutfche Münzwefen eingenommene Oſten ließ 
feine Klagen verfiummen. Nur dem „Frauenzimmer“ auf den 
neuen Silbermünzen konnte das Schmweizervolf feinen Geſchmack 
abgewinnen. * Einzelnen Kantonskaſſen fiel die Neuerung ſchwer. 
An alten Münzen wurden für ungefähr fr. 15,000,000 einge: 
zogen; der Verlurft auf denfelben (Differenz zwifchen Nenn» und 
Metallwerth) betrug Fr. 2,265,000. Der Gewinn auf den neuen 
Münzen ftellte ſich auf Fr. 1,622,000; von diefer Summe famen 
aber die Gefammtunfoften der Münzreform in Abzug, fo daß 
fih gefammte Kantone in einen Nettoverlurft von „ungefähr 
dr. 1,160,000 zu theilen hatten. ** Die ftärfften Verlurftfummen 
fielen auf Waadt: Fr. 300,000; auf Luzern: Fr. 198,000; und 
auf St. Gallen: Fr. 176,000; Folge ihrer früheren Prägungs- 
fpefulationen. Ginzelne Kantone trugen etweldhen Gewinn aus 
der Operation hinweg, fo Thurgau und Aargau. *** 


* Der bundesräthlihe Beichluß lautete: „Der Avers der Silbermüngen 
ſoll eine weibliche Figur vorftelen (das Sinnbild der Helvetia), welche mit der 
Hand des ausgeftredten rechten Armes auf die Berge hinweist, infofern diefe 
auf dem Gepräge fich beffer darftellen laſſen, als fie in der Zeichnung erfcheinen. 
Die Fasces find wegzulaſſen.“ 

** Schlußberiht der ſchweizeriſchen Münzkommiſſion über Durchführung 
des Münzreformgefchäftes. Bundesblatt, 1853, Bd. IL 

*** Am Schluffe dieſer Darftellung ift paffend dem Leſer zu fagen, daß die im 
vorliegenden Gefchichtöwerfe bis zur Münzzentralifation vorfommenden Zahlen: 
angaben in der Regel nach dem alten Schweizermünzfuß zu nehmen find, 
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Mit dem 1. Februar 1850 fielen in der ganzen Schweiz die 
innern Zölle (inbegriffen die Rheinſchifffahrtszölle von Schweizer: 
fchiffen und Schweizerflößen), erhob ſich aber die Mauthfchrante 
rings um bdiefelbe. Das Ereigniß war eined der mwichtigften feit 
Einführung der neuen Bundesverfaffung. Das Entftehen diefes 
Grenzzolles fällt in das Jahr 1817; nach dem Bundesvertrage von 
1815 follte mit Hülfe ded Ein» und Zweibatzen-Zolles eine baare 
Kriegskaſſe gebildet werden, weil die im gleichen Sabre nöthig ge- 
wefenen Geldfontingente einen allgemeinen Schreden verbreitet 
hatten. Der Bundesentwurf von 1832 verbot ausdrüdlich die Er: 
höhung jenes Grenzzolled, hob alle ältern Kantonalzölle auf, und 
bemwilligte dagegen den Kantonen ein gleichförmig feflzufeßendes 
Straßengeld (Weggeld) durch die ganze Schweiz. Der Bundes- 
entwurf von 1833 ftürzte diefen Plan, verbot zwar ebenfalls die 
Erhöhung des fehmeizerifchen Grenzzolles, garantirte aber nebjt- 
bei gefammte Zollgebühren. Die Bundesverfaffung von 1848 
endfich lieferte das Zollmefen ganz in die Hände der Zentral: 
regierung, bewilligte ihr freie Feſtſetzung des Grenzzolltarifes nad 
Gutfinden, und zugleich Aufhebung aller Fantonalen Zölle, Weg- 
gelder u. f. w. gegen Entfchädigung. Um diefe Entſchädigung 
an die Kantone handelte es fih nun noch. Die Unterhandlungen 
mit den meiften Kantonen führte der in folchen Dingen mwohl- 
erfahrene Nationalrath Adilles Bifhof von Bafel, mit einigen 
Kantonen der Bundesrath Frei-Heroſee; Sidler, der ehevorige 
Zollrevifor, war Berichterftatter der Kommiffton. Die Kantone 
gingen in ihren Forderungen fo hoch wie möglich und brachten 
ein Gefammtguthaben von Fr. 2,132,920. 84 Rp. zufammen; 
die Unterhändler drüdten zu Gunften der Bundeskaſſe die Ge- 
fammtforderung auf Fr. 1,700,000 herab. Mit acht Kantonen 
(Zürich, Luzern, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Appenzell 
und Neuenburg) war wegen der Geringfügigfeit ihrer früheren Zoll⸗ 
gebühten eine Unterhandlung nicht nothwendigz; fie wurden zu 
4 Bagen auf den Kopf entfchädiget. Der Kommiffionalbericht rühmt, 
daß die durch die Verträge negozirte Entfhädigungsfumme weniger 
betrage, als der durchfchnittliche Reinertrag der losgekauften Gebühren 
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aus den Normal-Jahren 1842 bis und mit 1846, Eigenthümlich 
ift, daß fich die Kantone eine Entfchädigung auf Widerruf ge- 
fallen ließen. Die Bundesverfaffung, dann das Zollgefeb vom 
30. Juni 1849 verheißen in allgemeinftem Ausdrud Entfhädi- 
gung, ohne Bedingungen. Als es fih dann um die Genehmigung 
der Auslöfungsverträge handelte, ſchlug der Bundesrath die räthfel- 
hafte Natififationdformel vor: „daß die in Bertragsform ftatt- 
findende Ausführung der auf die Zollverhältniffe bezüglichen Ver— 
faffungsbeftimmungen die rechtliche Stellung des Bundes und 
der Kantone, wie fie im Sinn und Geift der Bundeövers 
faffung liegt, in feiner Weife verändere u. ſ. w.“ Die national- 
räthlihe Kommiffion löste das Näthfel in ihrem Bericht vom 
April 1850 dur die Zuftimmung zu jener Faſſung, „weil fie 
dafür hält, es fei durch felbe ausdrücklich vorgebogen, daß nicht 
in irgend einer Zukunft aus den Konventionen gefchloffen wer—⸗ 
den wolle, als wären fie privatrechtlicher Natur und es dürfe 
felbft im Fall einer Bundesrevifion nichts an den daherigen ver- 
tragsgemäß eingegangenen Verpflichtungen ohne Beiftimmung der 
Kontrahenten geändert werden. Darüber darf fein Zweifel bleiben; 
dieſe Konventionen ruhen auf der Bafid des Bundes; ändert 
diefe, fo werden auch die Ableitungen daraus berührt“. Die 
Auslöfungsverträge mit den Kantonen wurden dann feitens der 
Bundesgewalt wirklih nur unter obigem Vorbehalt ratifizirt. Die 
Kantone find alfo weit entfernt, eing fichere Rente zu beſitzen, 
jondern laufen vielmehr Gefahr, daß turbulente Bundesmehr- 
heiten nah Laune daran rütteln und mindern. Die oben er- 
wähnte Auslöfungsfumme zu Gunften der Kantone erhöhte fid 
im Lauf der Jahre noch durch einige nachträgliche Berein- 
barungen, 3. B. über Brüdengelder, die in dem erſten Ver— 
tragsabfchluß nicht inbegriffen gewefen. Für das Jahr 1854 be- 
trug die Zollauslöfungsfumme Fr. 2,450,814. 36 Rp. n. W. 
Gegen Entjtehung neuer zollartiger Gebühren fchritt der Bundes- 
rath ein, wo immer er Anlaß dazu fand. Uri wollte, zweifels— 
ohne: aus forftpolizeilihen Gründen, einen Holzausfuhrzoll be— 
ziehen. Der Bundesrath verbot ſolches unter Hinweifung auf 
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den geſchehenen Loskauf aller rechtlich beſtandenen Zollgebühren 
(13. Mai 1850). 

Mit Eifer und Genauigkeit wurde die von den Räthen an— 
geordnete Volkszählung in der ganzen Schweiz vorgenommen; 
den Anordnungen des Bundesrathed zufolge fand fie in allen 
Kantonen zu gleicher Zeit, in derfelben Woche vom 18. bis 
23. März 1850 ftatt. 

Es ergaben fih an Hriftliher Bevölkerung: 


a) Katholiken 971,809 
b) Proteftanten 1,417,786  2,389,595 
Sfraeliten . . . er 3,145 


— ——— 2,392,740 

Die in den Sahren 1836 und 1837 vor- 
genommene Zählung hatte ergeben 2,190,258 
Die Vermehrung betrug demnah . . . 202,482 


Im Jahr 1850 waren noch als au eingefchrieben 2,198, 
Ausländer wurden gezählt . . . . 71,570, 
von denen die weitaus größte Zahl in Senf: 15, 142. Schmei- 
zeriſche Niedergelaffene zählte man in allen Kantonen zufammen: 
157,382, von denen 21,131 in Neuenburg, 18,233 in Bern, 
17,214 in Waadt, 15,410 im Kanton St. Gallen, in allen 
übrigen Kantonen meniger. Franscini, damald Vorſtand des 
bundesräthlichen Departements des Innern und Statiftifer von 
Haus aus, gab fich große Mühe, eine weitere möglichft ergiebige 
Ernte von Ergebniffen aus der Volfszählung zu ziehen, fo daß 
in verfchiedenen Tabellen die Einwohner der Schweiz auch nad 
den Gefchlechtern, nah der Herkunft, nach den Glaubensbefennt- 
niffen, nach dem Familienſtande (ledig, verehlicht, oder verwitt- 
wet), auch nad) den Sprachen angegeben find. Nach den Eprachen 
zählte man: 


Deutfche 1,680,896 
Franzöſiſch Sprechende 540,072 
Stalienifch ⸗ 129,333 
Romaniſch ⸗ 42,439 


2,392,740 


2,392,740 

Ein durch die Bundesverfammlung am 3. De— 
zember 1850 berichtigted Verzeichniß zieht von diefer 
Gefammtfumme ab: 

a) durchreifende Ausländer 1085 

b) politifche Flüchtlinge 1539 2,624 
Blieben ald Gefammtbevöllerung . . » . .  2,390,116* 
von denen 68,946 Ausländer. 

Die Bundesverfammlung feßte zu verfchiedenen Zeiten des 
Jahres ihre Berathungen fort. Ihre erfte dießjährige Seſſion 
fhloß fie am 9. Mai; fie mar Fortfekung und Ende der am 
16. April 1849 begonnenen Seſſion. Eſcher ermangelte nicht, 
feine Kollegen des Nationalrathes mit einem rednerifchen Nüd- 
blid auf diefe Periode der Wirkfamfeit zu entlaffen, indem er 
diefelbe mit Recht die organifatorifhe nannte, wie denn wirklich 
eben diefer Zeit die Ausarbeitung und Erlaffung der Gefege über 
die wichtigften Zweige der neuen Bundesverwaltung, mit andern 
Worten, der aus der Bundeöverfaffung hervorgegangenen Zen- 
tralifationen, angehören. Dabei vermochte er indeſſen Beforgniffe 
gegenüber dem Volke noch nicht zu unterdrüden. Er fagte: „wohl 
haben wir nun die eingreifendften Gefeße erlaffen, die nach der 
neuen Bundesverfaffung von der Bundesverfammlung auszugehen 
haben. Sie find aber erft theilmeife in Vollziehung geſetzt und 
gerade diejenigen unter ihnen, deren Einführung in der Bevöl— 
ferung auf die größten Schwierigfeiten ftoßen und die Kaffen 
der Kantone am meiften in Anfpruch nehmen wird, find noch 
nicht in's Leben getreten.“ Er fprach darum die Erwartung gegen 
feine Kollegen aus: fie werden, welches auch die Stellung, die 
jeder einzelne bei der Berathung eingenommen haben möge, nun- 
mehr, nachdem jene Geſetze erlaffen feien, eine aufrichtige und 
rückhaltloſe Vollziehung derfelben unterftügen. Der Berner Wah— 
len gedachte er mit feiner Sylbe; hatten Zug und andere aus 


* Die feitherige Volfazählung vom 10. Dezember 1860 brachte eine Ein- 
wohnerzahl von 2,510,4945 Zuwachs feit 1850: 120,378, 
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der Reihe der Kleinen eine fcharfe Beurtheilung über fich ergehen 
laſſen müffen, fo wagte ſich Eſcher hinwieder nicht an die ftarfen 
und großen Berner; die doppelte Elle trat fo zu fagen in allen 
Dingen hervor. Bon ſich felbft fprah Eſcher ganz parteilos: er 
nannte fih einen „Parteimann“, der er fo lange bleiben werde, 
bis die Grundfäße, denen er huldige, zu allgemeiner Anerkennung 
gekommen fein werden, eine Berechtigung, die im Yreiftaate feinem 
Bürger abzuiprechen ift, aber unter der Bedingung, daß er Män— 
nern anderer Meinung ein gleiches Recht einräume, ohne fi 
anzumaßen, fie ald Feinde des Baterlandes in Acht und Bann 
zu erklären. Solches gethan zu haben, ift, was dem mehrge- 
nannten Präfidenten ded Nationalrathes mit Recht zur Laft fällt. 
Mit dem 1. Zuli 1850 begann die jeweilige ordentliche Eröff- 
nung der Bundeöverfammlung auf erften Montag im Juli, nad 
Analogie der frühern Tagſatzung, doch nicht mit gleicher Regel- 
mäßigfeit in Bezug auf den Schluß. Während die Tagfakung 
in der Regel ihre Berrichtungen in einer Jahresſeſſion fchloß, 
fingen ihre Nachfolger, die neuen geſetzgebenden Räthe, bald an, 
ihre Berathungen in mehrere Zufammenfünfte des Jahres zu 
zerftüdeln, was der Defonomie in Bezug auf Zeit und Koften 
nachtheilig if. Die Stelle eines Präfidenten des Nationalrathes 
überging auf Kern, den Präfidenten ded Bundesgerichtes, jene 
des Ständerathed auf den Regierungsrath Rüttimann von 
Zürich. In diefem Jahr 1850 fam zur Sommerfigung nod 
eine Winterfeifion hinzu. Bei dem Beginn der legtern eröffnete 
Kern den Nationalraty mit einer Rede, in welcher er feinen 
Kollegen empfahl, weile Defonomie einzuhalten „und nie zu 
vergeffen, daß neben den Koften der eidgenöffiichen Admini- 
ftration noch diejenigen von 25 Kantonalverwaltungen auf dem 
Bolfe laften“. 

Die Volkszählung gab das Mittel an die Hand, die Geld- 
und Mannfhaftsjfala zu revidiren und ein Wahlgefeb für die 
Nationalrathswahlen zu erlaffen. Bei dem bereitd zu Tage ges . 
tretenen großen Aufwand, den die neue Bundesordnung verur- 
fachte, und dem Umſtand, das ſchon außerordentliche Geldfontin- 
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gente hatten eingehoben werden müffen, war die Revifion der 
Geldffala eine Aufgabe, auf deren Löfung man gefpannt war, 
Den Gegenftand behandelten zuerft Erperten, dann der Bundes» 
rath, ferner Kommiffionen der beiden Räthe. Im bundesräth- 
lihen Borfhlag war zunächſt Schwyz befonderd hart mitgenom- 
men; es vertheidigte fih durch ein befonderes Memorial an die 
beiden Räthe und errang fich eine beziehungsmweife Verminderung. - 
War Zürich bei einer früheren Vorberatfung durch eine Tag: 
fagungsfommiffion im Jahr 1837 ausgefchloffen gewefen, weß⸗ 
halb ed damals über Intrigue geklagt hatte, fo wurde ihm jeßt 
eine weit günftigere Stellung zu Theil, indem der einflußreichfte 
Mann des Nationalrathes, Alfred Efcher, an die Spige der 
nationalräthlihen Kommiſſion geftellt wourde. Im Uebrigen wieder 
holte fih, was bei jenem Anlaß: die Kantone waren nie befchei- 
dener, als eben jest, und feiner wollte der reiche glückliche Kanton 
fein, als den er fich fonft nicht ungern preifen ließ. Selbit die 
hohe Bedeutung des gewöhnlich vergätterten Fabrikweſens wurde 
gegenüber dem Landbau in Zweifel gezogen, indem ein aargaui- 
fher Abgeordneter im Ständerath zwar zugab, daB ed zur Be 
reicherung Einzelner führen möge, die Maffe der Bevölkerung 
aber in Armuth fteden laffe, während der Landbau Allen eine 
folidere Eriftenz gewähre. Am Ende gelangte in beiden Räthen 
der Entwurf der nationalräthlichen Kommiſſion zur Anerkennung, 
nad welhem zehn Klaffen zu 10, 14, 20, 25, 30, 40, 50, 55, 
70 und 100 Rappen vom Kopf der Bevölferung feitgefeßt wur— 
den und eine ſolche Einreihung der einzelnen Kantone ftattfand, 
daß die Kantone Zürich, Luzern, Uri, Glarus, Freiburg, Schaff⸗ 
haufen, Appenzell A. R., St. Gallen, Graubünden, Yargau, 
Thurgau, Waadt und Wallis fih einer etweldhen Verminderung 
erfreuten, die andern verhältnißmäßige Vermehrung fih mußten 
gefallen Taffen (Gefeb vom 9. Suli 1851). Die ftärffte Ver— 
minderung, dem Betrage nach, Fam dem Kanton Zürich zu ftatten, 
die größte Bermehrung fiel auf Bern. Gefammte Tarationen waren 
das Werk einer „jury-artigen“ Ausmittlung, wie fih die Akten 
felbft ausdrüden, da genaue ftatiftifche Grundlagen nicht zur Ver— 
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fügung ſtanden. Ein ganzes Geldkontingent wirft die Summe 
von 1,041,081 Franken ab. 

Die Mannfchaftsffala im Ganzen und für die einzelnen 
Kantone wurde durch Bundedgefeg vom 27. Auguft 1851 feft- 
geſetzt; welche Einflüffe diefelbe auf den Stand und Umfang der 
Militäreinrichtungen geübt, ift bereitd oben angegeben worden. 

Laut Tagſatzungsbeſchluß vom 14. September 1848 mar 
den Kantonen die Feſtſetzung der Wahlfreife für die National- 
rathswahlen nur für damald überlaffen worden. Die blei— 
bende Regulirung diefed Gegenftanded durch Bundesgeſetz ftand 
noh aus Auf Erinnerung eines Abgeordneten von Waadt 
befchäftigte fih der Bundesrath mit der Vorarbeit. Bei den 
Anordnungen für die erften Wahlen in den Nationalrath war 
im Sntereffe der herrſchenden Partei und zur völligen Unter- 
drüdung der Minderheiten in den Kantonen gefünftelt worden. 
Als es fih nun um Erlaffung eines definitiven Bundesgeſetzes 
handelte, war die Stimmung der Gefeßgeber ‚nicht beffer. Sie 
tadelten an Andern, was fie felbit thaten.* Darum bewegten 
fih die Entwürfe abermald in der völligſten Grundfaglofigfeit. 
Nah demjenigen ded Bundesrathes follten je einen eidgendf- 
fifhen Wahlkreis bilden die Kantone: Uri, Schwyz, Obwalden, 
Nidwalden, Glarus, Zug, Solothurn, Bafelftadt, Bafelland, 
Schaffhaufen, Appenzell U. R., Appenzell J. R. und Genf; — 
je zwei Wahlfreife die Kantone: Quzern, Teffin, Freiburg, 
Graubünden, Thurgau, Wallis und Neuenburg; — je drei 
MWahlkreife: Aargau, Waadt und St. Ballen; — vier Wahl- 
freife follte bilden der Kanton Zürih, acht der Kanton Bern; 
die Umfchreibung der einzelnen Wahlfreife überließ diefer Ent- 
wurf den Kantondregierungen; mit Ausnahme der Landsgemeinde— 
fantone ſchrieb er überall geheime Abftimmung vor. Die Prio- 
rität der Berathung hatte der Nationalrath. Seine Kommiffion 


* Als Nidwalden feſtſetzte, daß der Landrath durch die Landsgemeinde, 
nicht mehr durch die Gemeinden beftellt werden jollte, tadelte ſolches die national- 
räthliche Kommiffion, weil jene Vorfchrift die Minderheit von der Theilnahme 
an der Staatsleitung ausfchließe. Bundesblatt; IT. 1850, 


— 493 — 


wich in Einigem von der bundesräthlichen Anficht ab, fand neben 
Anderm namentlich für gut, die Umfchreibung der einzelnen Wahl- 
freife von Bundes wegen zu beftimmen, demnach diefelbe in 
das Geſetz aufzunehmen, machte dann aber auch die Willfür zur 
Grundlage der Kreiseintheilung; dem Kanton Bern gab fie ſechs 
Wahlkreife, von denen’ jeder vier Abgeordnete zu wählen hat, 
dem Kanton Zürich vier Kreife, von denen einer vier, die andern 
je drei Abgeordnete wählen follen; gleiches Verfahren nad dem 
Verhältniß der Bevölkerung in den Kantonen Luzern, Freiburg, 
St. Gallen (das in drei Wahlfreife zufammengezogen werden 
follte); in Aargau ebenfo, wogegen Graubünden in vier Kreife 
getheilt wurde, von denen jeder nur einen Deputirten zu wählen 
hatte, fo daß je 20,000 Seelen eine eigene Wahl zuftand; ab- 
weichend von diefem und von jenem Verfahren wurden Thurgau 
und Neuenburg je zu einem Wahlkreis mit vier Wahlen, So— 
lothurn und Genf ebenfalld zu einem ſolchen einzigen Wahlkreis 
- mit drei Wahlen erklärt. Diefe Anführungen allein genügen zur 
Würdigung ded Entwurfed und der Tendenzen, die ihm zu Grund 
lagen. Eſcher war Wortführer und Berichterftatter. Gleich bei dem 
erften Erfcheinen des Entwurfes rief ein Eingeweihter aus: „wir 
finden feine Worte, um das Entrüftende und Empörende des— 
felben zu zeichnen. Die Tendenz, wieder einige Hunderttaufende 
von Eidgenofjen ihrer Stellvertretung zu berauben, tritt offen an 
den Tag; die Wahlkreife find im Entwurfe felbft umfchrieben, 
die Kantone Luzern, St. Gallen und Yargau auf eine Weife 
zerriffen, daß Konfervative fo wenig ald möglich gewählt werden 
fönnen®.* Ejcher beleuchtete und vertheidigte den Entwurf: nad 
dem Wortlaut der Bundesverfaffung felbit fei man frei, Kreife 
von bloß 20,000 Einwohnern oder größere Kreife zu bilden; die 
Kommiffion habe einflimmig die lebtern vorgezogen, um den 
Wahlen mehr nationalen Charakter zu geben; ein von einem 
größern Wahlfreife gewählter Abgeordneter höre deßwegen nicht 
auf, die lokalen Intereſſen zu berüdfichtigen, fei aber zugleich 


* Schwyzersdeitung, vom 10, Dezember 1850. 
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geeigneter, den nationalen Anforderungen zu genügen. Lokaler 
Beſchränktheit aljo wollte die Kommiffion den Krieg erklärt 
haben. Deßhalb fei fie vom Grundfag ausgegangen, Wahlfreife 
von 80,000 Seelen zu vier Abgeordneten als Regel anzunehmen, 
und habe Abweichungen fih nur dort erlaubt, wo die werfchie- 
denen geographifchen Verhältniffe der Kantone es erheifchten; die 
Umfchreibung der Wahlfreife habe die Kommiſſion felbft zur 
Hand genommen, teil die Löſung diefer Aufgabe in den Kan— 
tonen nur ein miderwärtiged Hin- und Hermarkten veranlaßt 
hätte. Der Entwurf erlitt ungeachtet diejer Rechtfertigung Wider- 
ſpruch. Segeffer von Luzern verlangte Zurückweiſung, damit der 
Entwurf auf ganz andere Grundlagen geftellt werde, als welche 
ex bezeichnete: fo viele Wahlfreife ald Abgeordnete; gemeindes 
weiſe Abflimmung; Fernhaltung von Regierungseinflüfen. Für 
die erfte diefer Grundlagen führte der Redner an, daß die Wähler 
ihren Mann nicht nur aus den Zeitungen, fondern perfönlic 
fennen wollen; daß bei großen Wahlfreifen dad Volk nur nad 
den ibm zur Hand geftellten Wahlliften flimmen müſſe, eine 
wahre Bolfövertretung unmöglich fei. Ihn unterflügten Fueter 
und Fiſcher von Bern, Schuler von Schwyz und Quffer von 
Uri; fie wollten behufs der Pazififation des Baterlandes die 
wahre Volfövertretung fämmtlicher Zandestheile, wie eine ſolche 
bis anhin noch nicht beftanden, welche aber mit allem Rechte 
auch durch Diejenigen könne gefordert werden, welche, wenn auch 
in Minderheit ftehend, die öffentlichen Laften nicht weniger zu 
tragen hätten, als Diejenigen, von denen fie als politifche Gegner 
behandelt werden. Eicher hatte Vertheidiger, fo Steiger von Lu— 
zern, der ohne befonders zugerichtete Kreiseintheilung in Luzern 
[hweren Stand gehabt hätte, Stämpfli, dad Haupt der nun 
mehrigen Berner Oppofition, und ähnlich Gefinnte. In der Err 
wiederung war Eſcher kalt und hart, warf mit „Engherzigfeit“ 
und „KirhthurmsPolitif® um ſich. Segeſſer's Rath wurde nicht 
berüdfichtiget, jeglicher Gegenantrag abgewieſen, auch der auf 
Einführung von Wahlfreifen von höchſtens 40,000 Seelen. ©o 
fam jene Eintheilung des Kantons Luzern zu Stande, welde 
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als ein wahrer Hohn auf die Nechte der Wähler erfihien, jene 
andere Eintheilung von Aargau, welche der Fatholifh gefinnten 
Bevölkerung eine eigene Repräfentation abfchnitt, die Beftätigung 
der früher ſchon gewürdigten Eintheilung von St. Gallen, frei— 
lich unter Berwerfung der vom Bundesrath und der Kommiffion 
ausgegangenen unnatürlichften aller Kombinationen für diefen 
Kanton, die denfelben in nur drei Kreife hatte ausfcheiden wollen 
und an Hungerbühler ihren Bertheidiger fand. Auch in Bezug 
auf die Wahlvorfchriften wurden alle Anträge verworfen, welche 
zum Zwecke hatten, bereits zu Tage getretene Willfür (man er— 
innerte unter Anderm an die Forderung der Eidesleiftung in 
Freiburg) zu verhindern. In diefe Klaſſe gehört der Vorſchlag: 
feine größern Wahlverfammlungen zuzugeben, als diejenigen find, 
in welchen die Wahlen für die Großräthe vorgenommen werden. 
Diefer Borfchlag bezwedte Gewähr gegen den in Genf geübten 
Parteiterrorismus, eine Gewähr, welche durch die Berwerfung 
des Antrages ebenfalls abgefchlagen wurde. Im gleichen Geifte 
wurde der Borfchlag des Abgeordneten Labhardt von Thurgau 
abgemwiefen, daß in jedem Falle die Wahlverfanmlungen befugt 
feien, fih ihr Büreau ſelbſt zu wählen, obwohl der Antragfteller 
gezeigt hatte, wie verwerflich es fei, wenn Regierungen fid her: 
ausnehmen, an die Wahlverfammlungen Kommiffäre zu fenden, 
und jenen das Recht der Selbftfonftituirung zu entziehen. So 
entftand, da im Ständerath die gleiche politifche Tendenz übers 
wog, wie im Nationalrath, das Wahlgefe vom 21. Dezember 
1850, welches die Schweiz in neunundvierzig höchft ungleiche 
Wahlkreiſe eintheilt, den Kantonen zu beitimmen überläßt, ob 
die Stimmgebung für die Nationalrathswahlen in den Gemein- 
den oder in Wahlfreifen, die für Kantonalwahlen beftchen, oder 
in andern Berfammlungen, dann auch, ob fie geheim oder offen 
erfolgen foll, die Erneuerung des Nativnalrathes jeweilen auf 
den legten Sonntag im Oktober anfeßt und den Schluß feiner 
dreijährigen Amtsdauer auf den Sonntag ftellt, der dem erften 
Montage Dezembers vorangeht. 

Auch dafür, daß die vorgejchriebene Verantwortlichfeit dev 
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Bundesbeamten (Art. 110 der Bundesverfaffung) in vorfommen- 
den Fällen eine Wahrheit werden könne, war die Bundesver- 
fammlung beforgt; fie erließ ein Gefeß, welches die höhern Be- 
hörden wie die Einzelbeamten umfaßt (9: Dezember 1850). 
Sollten Mitglieder des National- und des Ständerathes eines 
Berbrechend oder eined Vergehens bezüglih auf ihre amtliche 
Stellung angefchuldigt werden, fo kann nur in Folge Befchluffes 
der Bundedverfammlung eine gerichtliche Verfolgung eintreten. 
Gleiches gilt gegenüber von Bundesbeamten, welche von ihr ge: 
wählt find (4. B. Mitglieder des Bundesrathes). 

Die Bundesbehörden waren befliffen, auch der Vorfchrift 
‚der Bundesverfaffung für Einbürgerung der Heimathlofen Ge- 
nüge zu thun. Der Bundesraih wurde ſchon Ende 1849 mit Ent- 
werfung des erforderlichen Geſetzes beauftragt; die Verrichtungen 
der vermöge Konfordates vom 30. Juli 1847 beftehenden Unter- 
juchungsfommiffion wurden dem Bundesrath, jene des Schiede- 
gerichtes für Entfcheidung von Streitigkeiten zwifchen Kantonen 
über Zutheilung von Heimathlofen dem Bundedgericht übertragen. 
Die Ausarbeitung ded Geſetzes übernahm Furrer gemeinfam mit 
einer Kommiffton, in welche Negierungsrath Feld von St. Gals 
len, Regierungsrath Bollier von Zürich und Alt-Regierungsrath 
Dr. Schneider von Bern berufen wurden. Bei den Kantonen hob 
der Bundesrath alles benöthigte ftatiftifche Material ein. Die 
Arbeit war bald geliefert. In einem beleuchtenden Bericht vom 
30. September 1850 fheidet der Bundesrath die Heimathlofen 
in zwei Klaffen aus. In die erfte Klaſſe fiellt er die „Gedul- 
deten oder Angehörigen“, d. h. folche, welche bis anhin in diefer 
Eigenfchaft von einem Kanton anerkannt wurden, feien diefelben 
eingetheilt oder nicht; folcher rechnete er ungefähr 11,600 Indi— 
viduen; in die zweite Klaſſe ftellte er die „Baganten“, Marimum 
an Zahl 300. Die Verhandlungen der Räthe folgten bald und 
waren unfchiwierig. Das Gefep befaßt fih im erften Abfchnitt 
mit den Borfhriften zur Anweiſung von Bürgerrechten für die 
Heimathlofen, im zweiten mit den „Mafregeln zur Verhinderung 
der Entftehung neuer Fälle von Heimathlofigfeit“, Den Heimath- 
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tofen beidA oben erwähnten Klaſſen haben die Bunded-, bezier 
hungsweiſe die Kantonsbehörden Kantond» und Gemeindebürger- 
rechte anzumeifen. Der alfo Eingebürgerte wird in der ihm 
angewieſenen SHeimathgemeinde in Bezug auf politifche und 
bürgerlihe Rechte, Gemeindd-, Kirhen- und Schulgenöffigkeit 
und Armenunterſtützung den übrigen Bürgern gleichgeftellt; für 
Mitgenuß am Gemeindegut hat er mäßigen Einkauf zu bezah— 
len. Bei Anftänden zwifchen einzelnen Kantonen über Anerfen- 
nung von Heimathlofen entfcheidet der Bundesrath, im Falle 
MWiderfpruched gegen defjen Verfügung das Bundesgericht. Das 
Geſetz verpflichtet die Kantone im Fernern, den fogenannten 
pLandfaßen, ewigen Anfaßen“ oder andern Perfonen, welche 
gegenwärtig ein Kantondbürgerreht, nicht aber ein Gemeindes 
oder Drtöbürgerrecht befigen, ein Gemeindebürgerrecht in oben 
erwähnten Sinne zu verfchaffen. Auch die Einbürgerung von 
Findelfindern ift nicht vergeffen; fie liegt dem Kanton ob, in 
welchem fie ausgefegt worden. Die Maßnahmen zur Verhinde— 
rung der Entftehung neuer Fälle von Heimathlofigfeit beftehen 
in felbftverftändlichen PBolizeivorfchriften. Die mit Mühe abge- 
fchloffenen und nur unvollftändig zur Ausführung gefommenen 
Konfordate aus den Jahren 1819, 1828 und 1847 murden 
aufgehoben. Die Verfügung hat qui gewirkt. Die Meinung aber, 
die Eidgenoffenfchaft fei vor Erlaß dieſes Gefepes vom 3. De- 
zember 1850 ein Barbarenland gewefen, wäre gefchichtlih unbe- 
gründet. Es ift für die erwähnte Klaffe von Landesbewohnern 
in Folge jener Konkordate und felbft außerhalb derfelben Vieles 
für Einbürgerung oder doch Berforgung von Heimathlofen ge- 
ſchehen. So bat, beifpielämweife anzuführen, der Kanton St. Gallen 
allein in Folge Geſetzes von 1835 im gleichen Sahr 593 foge- 
nannten Geduldeten Staate- und Gemeindebürgerrechte anges 
wiefen, fpätere Nachzügler ungerechnet. Haben auch nicht alle 
Kantone fo rüftig eingegriffen, fo lag doc in den frühern Dar— 
ftellungen der Philanthropen von Profeffion über das Heimath- 
lofenmwefen viel Webertreibung. 
Anftände über die Berechtigungen der Iſraeliten famen ſchon 
Die Schweiz. IV, 32 
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in dieſer Zeit vor. Vier Krämern aus der aargauiſchen Juden— 
gemeinde Oberendingen wurden in Luzern verlangte Jahrmarkt- 
patente abgefchlagen, weil fie im Geruche ftanden, früher die 
Käufer mit Schlechter Waare „getäufht oder betrogen“ zu haben. 
Die Regierung von Aargau fihritt für die Abgewiejenen ein; 
jene von Luzern aber gab abweifenden Beicheid; hierauf erfolgte 
eine Nefurdeingabe der erftern an den Bundesrath, dann eine 
Rechtfertigung feitens der Regierung von Luzern, in welcher fich 
diefe wefentlich darauf fußte, daß materiell im Kanton Aargau 
ganz diefelbe befchräntende Marktordnung beftehe wie in Luzern, 
die Gleichberechtigung aber zwifchen Luzerner Bürgern und den 
Dberendinger Juden nach Art. 29 der Bundesverfafjung ſchon 
deßhalb nicht verlangt werden könne, weil leßtere feine Schweizer- 
bürger feien. Der Bundesrath gab den Juden Recht, der Re- 
gierung von Luzern Unrecht, indem er von der Anfiht ausging, 
daß jene Sfraeliten wirklich vollberechtigte Schweizerbürger feien, 
nur nicht auf die freie Niederlaffung Anſpruch machen können. 
Der Große Rath von Luzern aber ftellte fih auf Seite feiner 
Regierung, in Folge defjen diefe nun noch an die Bundeöver- 
fammlung Refurs ergriff. Kommiffionen beider Räthe beleuchteten 
den Gegenftand. Aus dem Berichte der fländeräthlichen Kom» 
miffion geht fonnenflar hervor, daß, wenn zu jener Zeit die 
fraeliten in Oberendingen zwar Duldung und Wohnſitz im 
Kanton Aargau hatten und als dortige Landesangehörige nicht 
weggewieſen werden durften, diefelben hingegen die Eigenfhaft 
voll- und gleichberechtigter aargauifcher Staatsbürger nicht be- 
faßen; nach aargauifchen Gefeßen waren fie nämlich dort weder 
ftimm= noch wahlfähig, waren vom Militärdienft ausgefchloffen, 
durften fih ohne Ermächtigung der Regierung nicht verheirathen 
und fonnten nur unter gewiſſen Befchränfungen Liegenfchaften 
erwerben. * Auch die freie Niederlaffung im Kanton Aargau be 
faßen fie nicht. Aargau hat alle diefe offizielen Angaben nicht 
widerfprochen. Obgleih nun jene Sfraeliten eriwiefener Maßen 


* Bundesblatt, 1850, II. S. 476 und 477. 
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feine verfaffungsmäßigen aargauifchen Staatsbürger waren, warfen 
Bundesrath, Nationalrat und Ständerath beharrlich mit der firen 
Fee um fih, fraglihe Krämer feien wirflihe Schweizer- 
bürger, folgerecht fei die Befchwerde der Regierung von Luzern 
‚gegen den bundesräthlichen Befchluß ald unbegründet abgewiefen 
(Beichluß der Bundedverfammlung vom 11. Juli 1850), mit 
andern Worten, es feien jene nduftriellen für Handel und Ge- 
werbe gleih Schweizerbürgern zu behandeln. Ä 

Der Gang der Greigniffe führt leider wieder zu Verhand- 
lungen, bei welchen Fonfeffionelle Befehdung der Fatholifchen In— 
ftitutionen die Hauptrolle fpielt; fie wurden mit weniger günftigem 
Auge angefehen, ald das Volk Sfraeld. Bon gemifchten Ehen 
ſprach man im Allgemeinen wenig; ihre Zahl war verhältniß- 
mäßig nicht groß, ihre Eingehung faft überall ohne Schwierig. 
feiten zu erzielen, da auch die Fatholifchen Firchlichen Behörden 
fo meit möglich entgegen famen, oder, wo diefed weniger ge- 
ſchah, ſich bereitö ein fantonaler Ufus gebildet hatte, der billigen 
MWünfhen genügte. Nach den bereitd berichteten Verhandlungen 
der Fonftituirenden Tagſatzung über diefen Gegenftand fonnte 
Niemand auch nur von fern ber die Ahnung haben, daß ber- 
felbe je zu ärgerlicher Kontroverfe in der Bundesverfammlung 
führen werde. Dennoch trat Solches ein. Schwyz hatte durd 
Gefeb vom 3. Mai 1840 feinen Bürgern die Eingehung ge- 
mifchter Ehen unterfagt. Abgefehen von religiöfen Beweggründen 
konnte diefe Vorſchrift eine andere Abfiht nicht haben, als zu 
verhindern, daß der Kanton afatholifche Bürger oder Bürgerinnen 
erhalte; das Gefeh war beftimmt, die Fonfeffionelle Einheit im 
Lande zu fihern. Vom gleichen Geift waren aber Gefeßgebung 
und Praris der proteftantifchen Kantone, ihrer Hauptftädte ind- 
befondere, ebenfall® getragen; fo hatte Zürich ein Geſetz vom 
15. November 1820, nad welchem die Kinder aus gemifchten 
Ehen in der Religion der Bürgergemeinde des Vaters erzogen 
werden mußten, eine Beftimmung, welche bei dem Umftand, daß 
nahezu alle Gemeinden des Kantons proteftantich waren, eben- 
falls entfchieden den Zwed hatte, die konfeſſionelle Mifchung der 
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Bürgergemeinden, beziehungsweiſe des Kantons, zu verhindern. 
Drei Bürgern von Schwyz, namentlich dem Arzte Fridolin Benz, 
von Siebnen, der ſich mit einer Zürcherin verehelichen wollte, 
war ed nun nicht genehm, ſich dem kantonalen Geſetz zu unter: 
werfen. Sie Flagten bei dem Bundesrathe. Benz hatte einen 
unternehmenden Fürfprecher in der Perfon des Dr. Ludwig Sell 
gefunden, welcher mehr ald einmal verhängnißvolle Thätigfeit in 
“Fonfeffionellen Angelegenheiten geübt; jest trat er wieder ala 
Rathgeber und Agitator auf. In der an den Bundesrath gerich- 
teten Petition des Fridolin Benz wurde jenes Gefeh als ein Akt 
„fonfeffioneller Unduldfamfeit, würdig der Jeſuitenherrſchaft“ 
denunzirt und das Begehren geftellt, daß ed ald unanwendbar 
erflärt und der Kanton Schwyz von Bundes wegen angehalten 
werde, dem Rekurrenten die Ehebewilligung zu ertheilen. Der 
Bundesrath wies diefen und die andern Refurrenten ab, aus— 
führlih aus Wortlaut und Wefen der Bundesverfaffung den 
Beweis führend, daß eine Bundesfompetenz in diefen Sachen 
nicht beftehe, fondern felbe vielmehr dem Bereiche der Fantonalen 
Geſetzgebung angehören. Dabei berief fi der Bundesrath auf 
Art. 3 der Bundesverfaffung, der die Kantone ald ſouverän er- 
flärt, infoweit ihre Souveränetät nicht durch die Bundesverfaſſung 
befchränft ift. Er zeigte, daß eine folche Beichränfung in Be— 
zug auf die gemifchten Ehen nicht gefchehen, gegentheils förm- 
ih abgelehnt worden fei, indem er in Grinnerung brachte, 
daß bei Berathung der Bundesverfaffung in zwei verfchiedenen 
Malen (Mai und Juni 1848) von den zwei Kantonen Glarus 
und Bern die Garantie der gemifchten Ehen in Antrag gebracht, 
beide Male aber von der Tagfakung verworfen worden, weil in 
Minderheit geblieben ift. Er, der Bundesrath, wies auf die Ge- 
fahr hin, der Bundesverfammlung Befugniffe einzuräumen, die 
offenbar aus der Bundesverfaffung nicht hergeleitet werden Fönnen, 
indem er erflärte: „jo wünfchbar ed biömeilen wäre, die Grenzen 
der Bundesbefugniffe zu überfchreiten, um grelle Webelftände zu 
befeitigen, welche mit dem liberalen und humanen Geift der 
Dundesverfaffung im Widerfpruche ftehen, fo rechtswidrig und 
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gefährlich wäre ed auf der andern Seite, diefer Verfuhung Folge 
zu geben; rechtswidrig, weil das Grundgefeg der Eidgenoffenfchaft, 
wenn auch in edler Abficht, gebrochen wird, gefährlich, weil das 
Bertrauen und die Achtung, die ihm gebühren, erfchüttert werden, 
und weil die jeweilige Bundesgewalt, welcher politifchen Richtung 
fie immer angehören mag, bei weitern Uebergriffen in Antezeden- 
tien ihre Rechtfertigung fuchen wird“. Allein dem Bundesrath 
erging ed auch dießmal, wie bei Anlaß der Militärkapitulationen. 
Hatte er damals die den Kantonen nach Maßgabe der Bundes- 
verfaffung zuftehenden Rechte anerkennen wollen, und mußte er 
fih gefallen laſſen, daß die beiden Räthe, ihren politifchen Zwecken 
zu genügen, ein abweichended Bundesrecht impropifirten, fo waren 
zu Gleihem die Einleitungen im vorliegenden Falle bald wieder 
getroffen. Ludwig Suell refurrirte für Benz mit einem weitläufigen 
Memorial gegen den bundesräthlichen Beſchluß an die Bundes- 
verfammlung; diefe mit reichlihen Schmähungen gegen die Res 
gierung von Schwyz und gegen die Inſtitutionen der fatholifchen 
Kirche ausgeftattete Schrift wurde mit hohem Beifall aufgenommen 
und auf Anordnung des Nationalrathes zum Drud befördert. Der 
Bundesrath, um fein Gutachten angegangen, beharrte bei feinem 
Beſchluß, ohne deßhalb eine Lanze mit deffen Gegnern zu brechen. 
Sodann behandelte eine nationalräthlihe Kommiffion die Frage 
und wußte aus den angeführten VBorverhandlungen fowie aus dem 
Text der Bundeöverfaffung felbft gerade das Gegentheil von dem 
herauszufinden, was der Bundesrath ald zu Recht beftchend an- 
erfannt hatte: unzweifelhafte Kompetenz der Bundesverfammlung, 
mit andern Worten Rechtlofigfeit der Kantone in der bezeichneten 
Materie. Jenen Umftand, daß eine zweimalige Anregung in der 
fonftituirenden Tagfagung durchgefallen, wußte Eicher, der Bes 
richterftatter, für feine Meinung umzudeuten. Gilt fonft die wieder: 
holte Niederlage eined und deöfelben Antrages, wenigfiens wenn 
es fih um die pofitive Gefeßgebung handelt, als vollgültiger 
Beweis, daß die Kompetenz, welche einer Behörde durch den 
Antrag zugelegt werden wollte, nicht nur nicht an fie überge- 
gangen, fondern vielmehr Demjenigen geblieben fei, welcher fie 
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bis dahin inne gehabt: fo argumentirte Eſcher mit feinen Ge—⸗ 
treuen ganz anders; denn es fei Thatfache, daß bei den an jenen 
zwei verfchiedenen Anläßen gefchehenen Abftimmungen das eine 
Mal diefe, das andere Mal andere Kantone (freilih nie deren 
genug) zum Vorſchlage geftimmt haben; zähle man nun die 
Freunde des Antrages aus beiden Abftimmungen zufammen, fo 
ergebe fich eine reglementarifche Mehrheit. Im Weitern fagte der 
Eſcher'ſche Bericht, jene vom Bundesrath behauptete Verwerfung 
fei nur deßwegen gefchehen, weil man die Kraft des andermeis 
tigen Artikels über Handhabung des Tonfeffionellen Friedens (jetzt 
Artikel 44) nicht habe ſchwächen wollen, während aus dem Wort- 
laut der Verhandlungen gegentheild zu entnehmen ift, daß beide 
Male die Mehrheit der Stände der Meinung war: es fei des 
Konfeffionellen Tängft genug im Bundesentwurf und man molle 
nicht noch mehr Stroh zum Feuer legen. Abgefehen übrigend 
von jenen Antezedentien wollte Efcher die Kompetenz der Zen: 
tralgewalt aus dem Inhalt des Art. 44 felbft folgern; diefer 
gebe dem Bunde (nicht bloß den einzelnen Kantonen) das Recht, 
für Handhabung des Friedend unter den Konfeffionen die geeig— 
neten Maßnahmen zu ergreifen. In diefen Worten liege die Bes 
fugniß, nicht erft dann einzufchreiten, wann der Friede gebrochen 
fei, fondern auch das Recht zum Einfchreiten, „um die Trübung 
des Fonfeffionellen Friedend zu verhindern“; mit einem Worte, 
der Bund könne unmöglich bloß berechtiget fein, dad Feuer des 
fonfeffionellen Haſſes zu löfchen, wenn dasfelbe unfer gemein- 
famed Wohnhaus, das Vaterland, ergriffen habe, er müſſe viel- 
mehr auch ſchon die Befugniß haben, zu verhindern, daß dieſes 
Feuer an diefed Wohnhaus gelegt werdes. In der Thatfache 
nun, daß einzelne Kantone die Proteftanten für unwürdig er 
klären, Eheverbindungen mit Katholiken abzufchliegen, liege eine 
Beleidigung der proteftantifchen Konfeffion,* Beleidigungen aber 


* Im Zahr 1808 beftand ein hoheitliches Dekret im Kanton Bafel, welches 
die Ehen zwiichen Katholifen und Neformirten unterfagte und zum Gegenftand 
der Berathbung an der Tagfakung wurde. Im Jahr 1813 (8. Juni) bezeugte 
Appenzell A. R. an der Tagfabung, „daß bei ihm die gemifchten Ehen ver- 
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feiten® der einen Konfeffion gegen die andere trüben „den Fries 
den unter den Konfeffionen“, folgerecht könne auf Grundlage des 
Art. 44 gegen dad Verbot von Schwyz und anderer Kantone 
(Wallis war laut Gejeh vom Jahr 1837 im gleihen Fall wie 
Schwyz) von Bundes wegen eingefihritten werden. Schwerzmann 
von Zug brachte ein kurz und bündig gefaßtes Minderheitögut- 
achten mit dem Antrag, daß Bewilligungen und Berweigerungen 
von Ehen wie bisher Sache der Kantonalfouveränetät bleiben 
follen, Benz daher abzumeifen fei. Druey vertheidigte den An— 
trag ded Bundesrathed, Schultheiß Kopp von Quzern ebenfo; 
Segeffer machte die Beweisführung Efcher’d lächerlich, indem 
nach ihrem Zufammenhang felbft die Eriftenz der Konfeffionen 
ald eine Gefährdung des Friedens unter den Konfeffionen aufs 
gefaßt werden fönnte. Eine überwiegende Mehrheit ded Rathes 
beauftragte den Bundesrath zu Einbringung eined Gefehed, dad 
die ungehinderte Abfchließung gemifchter Ehen im Umfange der 
ganzen Schweiz ermögliche. Einzelne Mitglieder der Mehrheit 
geftanden ein, „die Deutung der Bundeöverfaflung fei etwas 
foreirt gewefen“. Gleichviel. Das Eis war nun gebrochen, denn 
auch der Ständerath pflichtete bei und felbft die Beredtfamkeit 
feined Mitglieded Eduard Blöfh von Bern vermochte nicht, der 
Neigung zur Willfür Einhalt zu thun (Juli 1850). 

In der Novemberfeffion Fam der geforderte Gefeßesentwurf 
zur Behandlung. Sämmtliche Bifchöfe der Fatholifhen Schweiz 
hatten bei der Bundesverfammlung Borftellungen gegen deffen 
Annahme und Durhführung eingereicht, indem ein ſolches Gefek 
gegen die Freiheit des Fatholifchen Kultus verfließe und als ein 
Eingriff in die firchlichen Rechte betrachtet werden müßte. Be— 
fonderd eingehend ſprach der Bifhof von St. Gallen von den 
verderblihen Folgen der Begünftigung der gemifchten Ehen auch 
für den Staat; fein Schreiben * machte die Bundeöverfammlung 


boten bleiben”. Keine katholiſche Standesgefandtichaft bat jene proteftantifchen 
Verbote der gemifchten Ehen als Beleidigung der Fatholifchen Konfeffion erflärt. 
(S. Repertorium der Abfchiede der eidg. Tagfagungen von 1803 bis 1813, Bern, 
1842; — und den Abjchied von 1813.) 

* Verfaßt vom damaligen Domdekan Greith. 
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aufmerkſam, wie durch das Ueberhandnehmen derſelben die Fa— 
milien in ihrer chriſtlichen Grundlage gebrochen, die Gemeinden 
in ihrem bisherigen religiöſen Beſtande auf das Tieffte erſchüt⸗ 
tert, die chriftlichen Konfeffionen in ihrer Integrität aufgelöfet, 
im ganzen Volke endlih dem religiöfen Indifferentismus Thür 
und Thor geöffnet werden, alles zum größten Nachtheil des 
Staates in einer Zeit, in welcher die deftruftiven Doftrinen 
und Gelüfte die Grundveften der Sozietät geheim und offen 
untergraben und die Erfahrung bereits gezeigt habe, daß Men- 
fhen ohne Religion und Glauben eben fo gefährliche Bürger 
als fchädliche Glieder der Kirche feien. In einzelnen der biſchöf— 
lichen Eingaben waren hin und wieder Schriftterte angeführt, die 
in den Ohren proteftantifcher Abgeordneten allenfalld unangenehm 
fingen mochten, aber, mit Unbefangenheit aufgefaßt, keineswegs 
verlegen Tonnten. Eſcher war abermals Berichterftatter; er gab 
den Eingaben der Bifchöfe die gehäffige Deutung, als feien fie 
eine Demonftration gegen die Bundesbehörden, ald wollten die 
Bifchöfe den Fehdehandfhuh hinwerfen und die proteftantifchen 
Abgeordneten fammt und fonders als Kinder Beliald, ald von 
der Seligfeit auögefchloffen, bezeihnen. Trog, der mit Schwerz- 
mann bauptfächlih in Bezug auf die Frage der Kindererziehung 
Minderheit machte, tadelte Efcher’3 Eonfeffionelle Polemik, und 
Schwerzmann fagte, daß er den Eſcher'ſchen Bericht fhon darum 
nicht habe unterzeichnen können, weil er gar zu „erzbifchöflich“ 
gehalten, eine Anfpielung auf die hohe Stellung, die Efcher in 
Bezug auf Fatholifhe Angelegenheiten einzunehmen bemüht war. 
Eicher fuchte indefjen feine Anfiht auch für Katholiken genieh: 
bar zu machen; er führte an: die Fatholifche Kirche felbft fei von 
der ftrengen Anwendung ihrer die gemifchten Ehen betreffenden 
Lehren abgegangen; die Erfahrung zeige, daß es unter den ge— 
mifchten Ehen feine größere Zahl unglüdlicher Ehen gebe ald 
unter den andern ehelichen Verbindungen; daraus, daß durd 
die Bundesverfafjung die Fatholifhe Konfeffion gemwährleiftet 
werde, fei nicht zu folgern, daß damit zugleich auch beftehende 
Verbote gemifchter Ehen gewährleiftet feien. Durch den Geſetzes— 
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entwurf fei vorgeforgt, daß dießfalld den Fatholifchen Geiftlichen 
fein Zwang angethan werde, indem nad der Anlage des Ent- 
wurfes die zur Eingehung der gemifchten Ehe erforderlichen For- 
malitäten auch ohne Mitwirfung eines Fatholifchen Geiftlichen 
erfüllt werden können. Eſcher'n gegenüber vertheidigte Segeffer 
den Fatholifchen Standpunft, berief fih auf die Autorität der 
Kirche, die bei den Katholifen maßgebend, auf dad Saframens 
talifche der Eheeinfegnung; den Eſcher'ſchen Mehrheitäbericht be— 
zeichnete er als eine Höhnung der Katholiken und als Ausflug 
der Intoleranz und verlangte daher deſſen Drud, damit man auch 
fpäter leſen könne, auf welcher Stufe religiöfer Duldung man im 
Fahr 1850 geftanden. In gleihem Sinne Quffer von Uri, das 
Bedauern auöfprechend, daß die Kommiffionsmehrheit ihren Bes 
richt mehr gegen die Bifchöfe, ald über die Sahe abgeftattet 
habe, daß der Berichterftatter fih auf den Standpunft eined 
proteftantifchen Paftors geftellt und die Eingaben der Bilchöfe 
durch mwillfürliche Zufammenftellung einzelner Säge zu einer Bers 
dammungsbulle gegen Anderögläubige zu ftempeln gefucht habe. 
Hatten Eſcher und proteftantifche Genoffen die Eingaben der Bi— 
ſchöfe falfch aufgefaßt und einfeitig ausgelegt, fo äußerten fich 
hinwieder einzelne Katholiken, die den reifenden Strom der Zeit 
noch zu überholen bemüht waren, im Sinne ftaatlicher Allmadht, 
jo Waller, welcher fagte: „wir — der Nationalrat — find die 
Landesbehörde, wir verfügen über diefe rein ſtaatsrechtliche Frage 
der gemifchten Ehen“; oder beleidigend wie der zürcher/fche Ab: 
geordnete Sidler von Zug, welcher deflamirte: „Die Bifchöfe 
begnügten fih in ihrer Eingabe nicht mit der Sache ald folder; 
fie haben damit noch die fraffeften Zufäße verbunden. Ich miß- 
billige diefe Sprache als die der frühern Jahrhunderte der In— 
toleranz. Das Konzert, welches die Bifhöfe in der Aargauer 
Klofterfrage angeftimmt haben, fcheinen fie fortipielen zu wollen. 
Die Sprache der Bifchöfe ift, gelinde gefagt, ein fehreiender 
Mißton in die Bildung unferer Zeit und Zivilifation.“ Die 
Verhandlungen wurden mit Bitterfeit geführt; für die glaubens— 
treuen Katholifen waren fie peinlich; diefe mußten durchaus jede 
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Hoffnung aufgeben, daß konfeſſionelle Fragen mit billiger Rück— 
fiht auf Fatholifhe Rechte und Anfchauungen je würden behan- 
delt werden. Bei der artifelmeifen Diskuſſion trat die Frage in 
den Vordergrund, in welcher Konfeffion die aus den gemifchten 
Ehen bervorgehenden Kinder erzogen werden follen. Trog und 
Schmwerzmann hatten den Antrag geftellt und verfochten, daß die 
Kinder der Konfeſſion des Vaters zu folgen hätten. Diefe Anficht 
fiegte mit dem Beifabe, daß abweichende Verträge ungültig fein 
follen. Sie war entiprechend einem Schreiben der Regierung des 
Kantons Appenzell U. R., welche fih, vom proteftantifchen Stand» 
punft aus, in gleiche Stellung verfegte, wie die Biſchöfe katho— 
fifcherfeitd. Sie wollte insbefondere ihren Kanton gegen katho— 
lifhen Nachwuchs ficher flellen dadurch, daß fie die Aufnahme 
jened Artifeld in das Geſetz befürwortete; gegen diefe prote— 
ſtantiſche konfeſſionelle Beharrlichkeit haben Waller, Sidler 
und Andere ihrer Gefinnung feine Ausfälle gemacht. Im 
Ständerath wurde vorzüglich die eben befprochene Frage aus— 
führlich behandelt. Camperio war dort Berichterftatter; er fagte 
freimüthig, daß er, obwohl Katholif, feine Kinder proteftantifch 
erziehen zu laffen gedenfe; man werde ihm doch nicht zumuthen, 
folhe einer „Jesuitiöre® * anzuvertrauen. Bundesrath Furrer 
ſprach in ausführlichen, fharf dialektifhem Votum für den freien 
Willen des Vaters. Diefe Anfiht fand Beifall und führte den 
Gefetedvorfchlag zum zweitenmal in den Nationalrath. Dort 
drangen nun Eicher und Furrer mit der gleichen Anficht gegen 
Hungerbühler und Trog durch, welche den frühern Befchluß feft- 
halten wollten, daß die Kinder in der Konfeffion ded Vaters 
erzogen werden follen; derfelbe wurde zurüdgenommen. Hunger- 
bühler mußte fich bei diefem Anlaß einige Hiebe feines St. Gal- 
liſchen Kollegen Weder gefallen laſſen, der mit Efcher ſtimmte 
und jenem vorhielt, daß eben dasfelbe, wad nun Hungerbühler 
empfehle, die Bifchöfe befürwortet hatten. Das Gefek, am 3. De- 
zember 1850 erlaffen, fihert die gemifchten Ehen gegen allfällige 

* Damals übliche Bezeichnung in der weltlichen Schweiz für katholiſche 
Anftalten, ſprachliche Erfindung Druey's. 
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kantonale Verbote, räumt auch der weltlichen Behörde das Recht 
zur Promulgation ein, verbietet, die Bewilligung zur Promul— 
gation oder Kopulation einer gemiſchten Ehe an Bedingungen 
zu knüpfen, denen andere Ehen nicht unterliegen, und ſtellt den 
Entſcheid über das Glaubensbekenntniß, in welchem die Kinder 
zu erziehen ſind, dem Vater oder ſeinem geſetzlichen Stellvertreter 
anheim. Das Geſetz hat kaum ein anderes Verdienſt, als daß es 
die bei gewiſſen Klaſſen der untern Volksſchichten bereits vor- 
handene Gleichgültigkeit in religiöſen Dingen von Oben herab 
ermuntert und begünftiget, eine Politik, welche die Gefchichte der 
Welt feit Sahrtaufenden ald eine der Wohlfahrt jeglichen Volkes 
verderbliche bezeichnet. — Noch beftanden da und dort fantonale 
Gefeße, nach welchen Nichtkantongbürgerinnen Ginheirathungs- 
gebühren zu bezahlen hatten. Der Bundesrath unterfagte, in 
Folge Anregung von Glarus, den Kantonen Uri und Schwyz, 
wo ſolches noch ftattfand, den fernern Bezug jener Gebühren 
(Art. 48 der Bundesverfaffung). 

Und noch einmal hatte fih die Bundesverfammlung mit 
den Militärfapitulationen zu befaffen. Der Bundesrath erftattete 
den geforderten Bericht (13. November 1850). Ein neues An— 
finnen an die Regierung Beider Sizilien um Aufhebung der 
Kapitulationen auf dem Wege des Einverftändniffed hatte die- 
felbe ald vertragsmäßig ganz unftatthaft erflärt, Drohungen 

energifcher Befchlüffe gegen eigenmächtiged Vorgehen der Schweiz 
beifügend (12. Oktober 1849), eine Antwort, auf welche der 
Bundesrath nicht angemeffen fand, zetwas zu erwiedern®. Er 
legte eine Berechnung über die enorme Summe vor, welche bei 
einfeitiger Aufhebung der Kapitulationen an die Schweizerregis 
menter in Neapel bezahlt werden müßte, zeigte, daß die Bundes- 
kaſſe fein Geld, die Kantone feinen Willen zu ſolcher Leiftung 
hätten, führte nebenbei auch an, daß zur Zeit überwiegende poli- 
liſche Gründe zur Aufhebung jener Verträge nicht mehr vor- 
handen feien, und gab fchließlich den Befund und den Antrag 
ab: diefe Sache den betheiligten Kantonen bis zum Ablauf der 
Verträge zu überlaffen und den proviforifchen Bundesbefchluß 
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vom 20. uni 1849 außer Kraft zu erklären. Lnfelbfiftändig, 
wie der Bundesrath fich bei manchem Anlaß benahm, hielt er 
aber einen zweiten Antrag in Vorrath, den nämlich, falld die 
Bundedverfammlung jenen erften nicht genehmigen würde, ein 
wirkſames Strafgefeb gegen die Werbung zu erlaffen, da nad) 
gemadhter Erfahrung das bloße bisherige Verbot nicht wirkſam 
geweſen fei. Die beiden Räthe verhandelten den Gegenftand aber- 
mals, wobei es zeitweife fhien, daß die Gegner des Aufhebungs- 
befchluffes ald Sieger aus dem Kampfe hervorgehen würden ; 
allein im Nationalrath überwog, wenn auch mit ſchwacher Mehr: 
heit, die vorgefaßte Meinung und das fogenanannte Chrgefühl, 
an einmal Befchloffenem nicht rütteln zu laffen. Mit einem ab- 
weichenden Beſchluß, zwar die Unterhandlungen für Auflöfung 
der Kapitulationen fortzufeßen, aber dad Werbeverbot zurüdzu- 
nehmen, blieb der Ständerath allein. Jener Beſchluß vom 20. Juni 
1849 blieb daher auch ferner in Kraft. In den folgenden Jahren 
brachte der Bundesrath den Gegenftand wieder zur Sprache, als 
der ehemalige Bundesrath Dehfenbein * eine franzöftfche, andere 
Schweizeroffiziere eine englifhe Fremdenlegion zu bilden fi 
anſchickten. In Folge deffen wurde durch Beſchluß der Bundes- 
verfammlung vom 24. Juli 1855 das Verbot der Anwerbung 
für fremden Kriegsdienft beftätiget. Endlicy wurde durch Bundes- 
geſetz vom 30. Juli 1859 nicht bloß die Werbung, fondern auch 
der Eintritt in ausländifche Truppenkörper (falld es nit National- 
truppen feien) bleibend und allgemein verboten. Der Schmeizer 
wurde durch dieſes Gefe um eine wichtige individuelle Freiheit 
ärmer; das bewies in ausgezeichneter Rede am 25. Fuli 1859 
Nationalrat Segefler. Der lebte Kapitulationsvertrag mit Neapel 
erlofh am 15. Juli gl. J. Kurz vorher hatte der Bundesrath 
die Abſchaffung der eidgendffifhen und der Fantonalen Feld» 
zeichen bei den Regimentern verlangt; fie erfolgte; hierauf, durch 
diefe und andere Beranlaffung, Meutereien in den Regimentern, 
dann Auflöfung derfelben, den wiederholt vorgetragenen Wünfchen 


* Dchfenbein war im Dezember 1854 nicht wieder gewählt und in Bundes: 
rath durch Stämpfli erſetzt worden. 
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des Bundesrathed gemäß, durch die Regierung in Neapel, Die 
friegerifchen Ereignifje jener Zeit in Italien hatten im September 
gleihen Jahres aud die Auflöfung der Schweizertruppen (rich- 
tiger Fremdenregimenter) im Kirchenftaat zur Folge. 

Im Kanton Waadt waren die Toleranzverhältniffe noch 
unbefriedigend. Bon 1832 her beftand ein Geſetz, welches die 
Berlefung obrigkeitlicher Berordnungen über Firchliche Gegenftände 
von der Kanzel befiehlt, ebenfo der Beſchluß der Tagfagung, 
welcher einen allgemeinen Bettag anordnete. Es wurde dieſer 
nun auch in den Fatholifchen Pfarreien von Waadt gefeiert; von 
der bezüglichen Bekanntmachung verlafen die Seelforger diefer 
Konfeffion den wirklichen Negierungsbefchluß über die Bettags⸗ 
feier, nicht aber den paftoralen Theil der Bekanntmachung, welcher 
die religiöfe Ermahnung (exhortation) enthielt. Damit begnügte 
fi) die Regierung während fechszehn Jahren. Anders von 1848 
an; der Staatörath verlangte von den katholiſchen Pfarrern Ber: 
lefung auch des Firchlichereligiöfen Theiles des Bettagsmandates, 
was jenen nicht zufagte, weil eine foldhe Bekanntmachung er- 
fahrungsgemäß in Wefen und Ton nad proteftantifcher An— 
ſchauungsweiſe abgefaßt ift. Die Pfarrer verlafen daher bloß den 
rein regiminellen Theil des Mandat. Die Mehrheit derfelben 
erhielt einen Verweis; einer wurde abgefegt. Gleicher Befehl im 
Jahr 1849, obwohl fih die Geiftlihen durch Vorftellungen bei 
der Regierung bemüht hatten, die Wiederholung von Anftänden 
zu vermeiden; dann gleiche, auf frühere Praris und das Recht 
freier Religionsübung der Katholiten begründete Einfprahe und 
Handlungsweife der Pfarrer, wobei fie jedoch keineswegs er- 
mangelt hatten, den Pfarrgenofjen eine religiöfe Mahnung (ex- 
hortation) wefentlih auf Grundlage derjenigen des Staatsrathes 
vorzutragen. Sie wurden auf fünf Wochen lang in ihren feel- 
forglihen Berrihtungen, wie im Bezug ihrer Einkünfte, einge— 
ftellt. Borftellungen der katholiſchen Pfarrgemeinden fruchteten 
nicht. Doch ließ fich der Staatsrath für die Folge herbei, der 
fatholifhen Geiftlichfeit die Bezeichnung folcher Stellen im Mans 
dat zu erlauben, welche aldenfalld mit der katholiſchen Lehre nicht 
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übereinftimmen, behielt ſich aber den Entſcheid über die Abände— 
rungswünſche vor, und verfügte ſodann, im Jahr 1850, in einer 
Weiſe, welche die Beſchwerdeführer von ihrem religiöſen Stand— 
punkt aus nicht befriedigen konnte. Sie laſen daher die Erhor- 
tation wieder nicht. Der Staatsrat) fodann entſetzte fie ihres 
kirchlichen Amtes, neun an Zahl (30, Dftober 1850). Die Katho- 
lifen aber machten befannt, daß fie nicht aufhören werden, um 
Freiheit für die Eatholifche Kanzel in ihren Kirchen, und um freie 
Ausübung des Priefteramted für ihre Geiftlichfeit zu rufen.* Die 
abgefegten Geiftlihen fonnten auf ihren Pfarreien ald Vikare 
bleiben und bezogen auch nur Vikariatsgehalte; fpäter folgten 
Unterhandlungen zwifhen der Regierung und dem bifchöflichen 
Drdinariat und eine Verfländigung, in Folge deren der Staats— 
vath für gefammte Pfarreien eine Neuwahl vornahm und die 
frühern Bepfründeten mit Ausnahme eines Cinzigen wieder 
wählte, der feinerfeit? die Reſignation eingab. 

Die Berfolgung gegen die proteftantifchen Freunde freier 
Religionsübung im Kanton Waadt blieb mittlerweile diefelbe, 
wie früher. Ein Bauer und ein Prediger wurden privatgotteö- 
dienftlicher Handlung befchuldiget. Der Staatsrath ließ gegen fie 
einfchreiten; das Bezirkögeriht von Lavaur fprach fie frei; Die 
Regierung legte Berufung ein; Staatsanwalt Martin verweigerte 
die Betheiligung bei der Appellation und gab die Demiffion ein, 
die vom Staatsrath angenommen ward. Advofat Pellis fagte 
unter Anderem vor dem Kantondgeriht: „Das Land fol es 
willen, daß ein armer Landmann hieher gefchleppt wurde vor 
Euere Schranken, ohne Unruhe, ohne Unordnung in feinem 
eigenen Haufe; in einem republifanifchen, proteftantifchen Lande 
erlaubte er fih in Gefellfchaft einiger Freunde Gott anzubeten.“ 
Das Kantondgericht verurtheilte die beiden Angeklagten zu Geld- 
bußen und zu Bezahlung der Prozeßkoſten. 

An die frühern willfürlihen Entfegungen fatholifcher Be— 


* S. M&moire concernant la destitution des curés catholiques du 
Canton de Vaud. Carouge, 1850. ‘ 
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pfründeten im Kanten St. Gallen reihte fih im Jahr 1850 
jene ded geweſenen Domvikars Klaus, nunmehrigen Pfarrers in 
Dberriet, „wegen Mißbrauches der Kanzel und feiner pfarramt- 
lichen Stellung zu politifhen Zweden‘; er verantwortete ſich 
gegen den Machtipruch der Regierung mit einem beivunderung3- 
würdigen Muthe und mit der freimüthigen Aeußerung: es werde 
jeder Unbefangene in dem gegen ihn eingehaltenen Berfahren 
„nichts, als eine leidenfchaftliche, fyftematifche Verfolgung im 
Intereffe einer politifchen Partei erfennen müffen“, und er hoffe 
noch die Zeit zu ‚erleben, „wo der Herr aller Herren entweder den 
Entichluß des Kleinen Rathes oder aber das bisher eingehaltene 
Syftem ändern“ werde; die jüngfte Vergangenheit liefere der 
Beweife genug, „wie fehr auch die Herrfcher und Mächtigen dem 
Plazet des Emwigen unterworfen find, der ed ihnen jeden Augen- 
blid entziehen fann“ (Schreiben vom 16. Juli 1850). Der 
Kleine Rath, der in foldher Schrift den gewünfchten Unterthanen- 
finn nicht fand, verhängte Kriminalunterfuhung über deren Ber- 
faffer, wurde jedoch von der zweiten Inſtanz mit einem ablehnen- 
den Urtheil zurecht gewiefen. Diefer Deplazetirungshandet endete 
mit einer dem Pfarrer vom korrektionellen Gericht auferlegten 
Geldbuße und, in Hebereinftimmung mit der bereits eingetretenen 
Uebung, mit der Refignation desfelben auf die Pfarrei Oberriet. 

Sn Genf fiegte die radifale Partei unter ihrem Haupte 
James Fazy bei der ntegralerneuerung des Großen Rathes 
wieder vollftändig, Solches erregte große Freude bei den Partei: 
genofjen in Bern. Zwei bis dreihundert Mann ſtark brachten fie, 
Studenten, Handiwerfögefellen und andere politifhe Freunde, dem 
eben in der Bundesftadt anmefenden Genfer Ständeratb Tourte 
einen Yadelzug; der Kommunift Coullery, Redaktor einer im 
Revolutionsgeſchmack gehaltenen Zeitung, hielt die übliche An- 
vede, Zourte, ftatt in feinen Danfworten bei den Genfer Wahlen 
ftehen zu bleiben, ergoß fich in beleidigenden Ausdrüden gegen 
die Berner Regierung. Solches lag dem alten Achten Bernerthum 
nicht recht. Der Ruf: „Naffau fort! erfcholl abermals dur 
das Bolf. Eine Berfammlung von 1700 Bürgern der Haupts 
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ftadt unter Lauterburg und Bitzius beſchloß, eine Ergebenheits- 
adreffe an die Regierung zu erlaffen, in der diefelbe erfucht wurde, 
mit flarfer Hand die Drdnung aufrecht zu erhalten und den 
»Fremden? unnahfichtlih das Handwerk zu legen. Dem anmaß- 
lichen Ständerat wurde der Zutritt zu der Mufeumsgefellichaft 
unterfagt; feine zahlreichen Freunde in beiden Räthen faßten den 
Entfhluß, ſolches Eril aus jener Gefellfchaft mit Tourte zu theilen. 
Man erbitterte fich gegenfeitig. Die fonfervative Preffe von Bern 
bieb fcharf ein auf jene Fraktion der Bundesverfammlung, was 
mit Adreffen zu ihren Gunften an die beiden Räthe erwiedert 
wurde. Bom Berner Landvolk aber Iangten auch noch Adreffen 
an die Berner Regierung ein, in welchen die entfchiedenfte Ab— 
neigung gegen das geftürzte Regiment und defjen fchmeizerifche 
Freunde ausgefprochen ift. So ein Schreiben aus dem Emmen 
thal, in welchem ed hieß: „Die gegenwärtige Regierung des 
Kantons Bern ift gottlob weder durch eidgendffiihe Bayonnete 
eingefegt, noch beruht ihr Fortbeitand auf eidgenöſſiſchen Sym- 
pathien; fie ift aus dem Herzen des Volkes hervorgegangen 
u. ſ. m"; eine Regierung, die nicht bei jedem mißfäligen Wort, 
das gegen fie falle, die bewaffnete Macht der Nachbarftände ans 
rufe; Anfpielung vorzüglich auf die Freiburger Regierung. In 
Bafelland wurde ein alter Forderungsftreit abgethan; die Lieftaler 
Freifchärler von 1845 verlangten beharrlih Ausbezahlung des 
ihnen feiner Zeit von der Gemeinde zugefiherten Taggeldes; es 
wurde ihnen unter Herabfegung entſprochen, doch mit Abredh- 
nung der Tage, welche fie ald Gefangene in“ Luzern zugebracht 
hatten. 


Vierter Abfchnitt. 


Eifenbahnen. Telegraphen. Maß und Gewicht. Poftfahen; Entſchädigung an 
die Kantone; Schaffhaufen gegenüber von Thurn und Taxis auögelöst. Hoch— 
ſchule. Polvtechnifum. Bau des Bundespalaftes. Kantonales aus St. Gallen 
und Solothurn. (Aus den Jahren 1848 bid 1857.) 


Sprach man von Eifenbahnen in der Schweiz, fo fehüttel- 
ten die Meiften den Kopf. Man fuhr zu Anfang diefer Periode 
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mittelt Dampf von Zürih nah Baden, von Frankreich herein 
in einen Bahnhof auf Bafeler Gebiet. Weiter hatte man es nicht 
gebracht. Borläufig aber bewiefen doch größere Projekte, daß man 
den Muth zu Mehrerem habe. An den gefeßgebenden Räthen 
war ed, die Schleufen zu öffnen, damit fruchtbringende Thätig— 
feit fich der Aufgabe bemächtigen möge. Alfred Efcher mit drei- 
zehn andern Mitgliedern des Nationalrathes ging voran mit einem 
Antrag, förderlich alle für den Bau eines fchmeizerifchen Eifen- 
bahnneged erforderlichen Einleitungen zu treffen. Die ganze Ans 
lage diefer Motion verrietb den Zweck rafchen Vorgehens, indem 
fie bereitö auch auf die Einennung einer Eilfer-Kommilfion ab- 
ftellte, welche die Gutachten der Techniker und jene des Bundes- 
rathes zu prüfen und darüber zu berichten hätte. Die Begrün- 
dung übernahm Peyer von Schaffhaufen. Zauderer oder Miß— 
trauifche, die vor Bundesfhwindeleien marnten (jo Hoffmann 
von St. Gallen) wies der feurige Erpf, fein fantonaler Kollege, 
zurüd. Die Oppofition wollte höchſtens technifche Studien vor— 
nehmen, alles Weitere noch unbejprochen und unentfchieden laffen. 
Die Mehrheit aber war ſolcher Berichleppung entgegen, gedachte 
vorzugehen und ſprach dieſen ihren Willen in einläßlihem Be— 
ſchluß aus, der den Bundedrath beauftragte, unter Zuziehung 
unbetheiligter Erperten den Plan zu einem allgemeinen ſchweize— 
rifchen Eifenbahnneg, deßgleihen den Entwurf zu einem Bundeg- 
gefege beireffend die Erpropriation für ſchweizeriſche Eifenbahn- 
bauten, envli Gutachten. und Anträge über die Betheiligung 
des Bundes bei der Ausführung des Baues fowie über die Kon- 
zefionsbedingungen für den Fall der Erftellung der Eifenbahnen 
durch Privatgefellichaften, der Bundesverfammlung beförderlichft 
vorzulegen. Im Ständerath, wo die beiden St. Galler Steiger 
und Aepli ebenfall® mißtrauifche Oppofition erhoben, fämpften 
Munzinger und Ochfenbein für die nationalräthlihe Schluß- 
nahme. So entjtand der gemeinfame Beſchluß vom 18, Dezem- 
ber 1849 obigen Inhaltes. Die Kommiffion des Nationalrathes 
wurde gewählt, Efiher zu ihrem erſten Mitglied. Der Bundes- 
rath freute fich des Auftrages und mar emfig in jeiner Erfüllung. 
Die Schweiz. IV. 33 
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Bald reichte er einen Gefebesvorfchlag über Erpropriation ein, 
empfahl deifen förderliche Behandlung, damit einerfeits die fünf- 
tigen Eifenbahnunternehmungen in Bezug auf Erpropriationen 
einen fihern Boden gewinnen, amderfeitd die Grundeigenthümer 
die Beruhigung erhalten, daß das Eigenthum nur im Falle wirk- 
lihen Bedürfniffed angegriffen werden dürfe und nur gegen volle 
Entfhädigung abzutreten fei. Es galt, die Eiſenbahn-Freunde zu 
ermutbigen, allfällige Volksbeſorgniſſe zu beſchwichtigen. Darum 
wurde im Entwurf die Verpflichtung der Bauunternehmer aus— 
gefprochen, nicht bloß für das Eigenthum an fich, fondern über- 
haupt für alle Nachtheile, welche dem Grundbefiger erwachfen 
können, Entfchädigung zu leiften. Kantonale Behörden für Ente 
fcheidung von Expropriationsftreitigkeiten glaubte der Bundes— 
rath aus wichtigen Gründen ausfchließen zu follen, damit Ein- 
heit und Gleichförmigfeit in das Ganze komme. Dabei ftellte 
fein Entwurf dad Bundesgericht ald einzige, erfte und legte In— 
ftanz auf. Die nationalräthliche Kommiffion unterwarf den Bor: 
ſchlag einer wefentlihen Umarbeitung und brachte die vom Bundes- 
gericht, vom Bundesrath und von der Regierung ded betroffenen 
Kantons zu beftellenden Schatzungskommiſſionen als erfte Inſtanz 
in denfelben. Diefes Bundeögefeg wurde am 1. Mai 1850 er- 
laffen, ift in feinen Borzügen und Gebrechen längft befannt und 
bat eine Vollziehung erhalten, bei welcher die Grundeigenthümer 
in der Regel ausgezeichnet gute Geſchäfte gemaht haben. Dem 
Befunde der nationalräthlihen Kommiffion gemäß wurde es nicht 
bloß für die Eifenbahnen, fondern für alle öffentlihen Bauten, 
die von der Zentralgewalt oder mit deren Autorifation ausge— 
führt werden, ald anivendbar erklärt. Für den technifchen Theil 
der Aufgabe berief der Bundesrath eine europäifche Celebrität, 
den englifchen Ingenieur Robert Stephenfon, M. P. (Parla- 
mentsmitglied), der fi bald mit einem andern ingenieur, Hein: 
rih Swinburn, im Schweizerland einfand und ſolches in Begleit 
des Bundesrathes Näff, Vorftand des Baudepartements, im Fluge 
durcheilte. Der Experte hatte Snftruftion, alle zu bauenden Haupt- 
linien, ‚dann die Neihenfolge ihrer Ausführung, die möglichen 
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Konfurrenzlinien, d. h. ſolche, bezüglich derer fich Tofaler und 
fantonaler Hader ergeben könnte, endlich den Alpenübergang über 
den Lufmanier zu begutachten. Der große Experte war nicht 
Enthufiaft für ein ſchweizeriſches Eiſenbahnnetz, zeigte fih er- 
ftaunt über den hohen Grad der Bolllommenheit der ſchweize— 
rifhen Straßen, da er, England ausgenommen, nirgends fo aus— 
gezeichnete Straßen gefunden habe, und ließ ferner die Aeußerung 
fallen: wäre nicht die Herftellung von Eifenbahnen rund um die 
Schweiz ſchon fo weit vorgefchritten, fo möchte ed einigem Zweifel 
unterliegen, ob der Bevölkerung aus der Anlage von Eifenbahnen 
an der Stelle jener trefflihen Straßen irgend ein Vortheil er— 
wachfen würde. Er rühmte dann übrigens die Energie, mit der 
die Schweiz fih nun gleihwohl auf das Eifenbahnmwefen merfe, 
behandelte den Gegenjtand nach allen Seiten und entiwarf ein 
Eifenbahnneg, welches aus einer vom Genferfee nad dem Boden- 
fee führenden Stammlinie mit Nebenlinien nah Bafel, Bern, 
Thun, Luzern und Schaffhaufen, und aus einer von Rorfchach 
nah Chur mit Zmweigbahn nad Wallenjtadt führenden Südbahn 
beftand, die Stammlinie von Zürich über Frauenfeld und Romans— 
horn nad Rorſchach zu bauen empfahl, die Winterthur-St. Galler: 
Linie als unpraftifh darftellte. Die Rorſchach-St. Galler-Linie 
beurtheilte er als eine folhe, bei mweldyer die Anwendung der 
Lokomotive feinen guten Erfolg verfpreche, daher eher die Waffer- 
fraft benugt werden müffe. Stephenfon ſprach fich auch über dag 
Lufmanierprojeft aus, doch unabichließlich, da die technifchen Bedin— 
gungen feiner Ausführung ihm noch nicht hinlänglich klar vorzuliegen 
ſchienen. Sjenfeit der Alpen erwähnte er der Linie Bellinzona 
Zugano, aber als einer finanzielleruinofen Bahn. Auf den Linien 
dießfeitd der Alpen, wo Wafferftraßen vorhanden, empfahl er 
vorläufig deren Benugung, ftatt Eifenbahnen in ihrer Richtung 
zu bauen. Diefed aus Genf vom 12. Dftober 1850 datirte Gut- 
achten war in feiner Durbführung und in feinen Abichlüffen 
zu unbeftimmt gehalten, ald daß es maßgebenden Einfluß hätte 
ausüben können. Der Bundesrath Tieß ſich indeffen nicht ab» 
fhreden. Den Rathsherrn C. Geigy von Bafel und den In— 
33 + 
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genieur 3. M. Ziegler von Winterthur beauftragte er mit der 
Prüfung der finanziellen Seite der ganzen Aufgabe; diefe zweiten 
Experten hatten ihren Bericht zu geben über allfällige Zweck— 
mäßigfeit einer Betheiligung ded Bundes bei dem Eifenbahnbau 
und über die Art, wie foldhe ftattzufinden hätte. War dad Gut- 
achten Stephenfon’d wenig ermunternd, fo lautete dasjenige der 
eben genannten Schweizer um fo lodender: fie empfahlen mit 
großer Wärme den Eifenbahnbau; das Beifpiel der andern 
Staaten fei entjcheidend und maßgebend auch für die Schweiz; 
das neue Verkehrsmittel folle man fic aneignen, wie ed feiner 
Zeit mit dem Schießpulver, der Buchdruderfunft, den Spinn- 
und MWebmafchinen gefchehen feiz Verödung der bisherigen 
Straßen habe man feineswegd zu befürchten, gegentheild werde 
fidy der Verkehr namentlich auf den Seitenftraßen heben, denen 
die Gifenbahnen nicht Konkurrenz machen; aud werde das ganze 
Bolf in Maffe, nicht bloß der induftrielle Theil desfelben, an 
den Bortheilen der Eifenbahnen Theil nehmen. Ueber das Mittel 
zur Ausführung erklärten fich diefe Experten übereinftimmend: 
die Staatöbetheiligung fahen fie als unerläßlih an; ein Drittheil 
derfelben folle vom Bund, die andern zwei Drittheile follen die bei 
jeder einzelnen Linie näher betheiligten Kantone übernehmen (Bes 
richt vom 31. Dftober 1850). Ueber die Ausführung diefer Bes 
theiligung zerficlen die beiden Experten: Geigy wollte die Eifen- 
bahnen als ein gemeinfchaftlihes Unternehmen des Bundes und 
der Kantone ausführen, die nöthigen Gelder mittelft Ausgabe 
von Gifenbahnpartialen aufbringen laffen, diefen ein Minimum 
von 31/, %/, Zins, Antheil am Gewinn und die Bahn als Unter- 
pfand zufihern; Ziegler dagegen empfahl Ausführung durch Pri— 
vatgefellichaften, dody mit Zinsgarantie für befchränfte Zeit und 
unter Staatöfontrole, welche durch eidgenöffiihe Rechnungsrevi— 
foren zu üben wäre; Ziegler beabfichtigte auf diefe Weife, die 
Kreirung einer eigentlichen Staatsjchuld zu umgehen. Der Bundes» 
vath ging in die Anficht des Rathsherrn Geigy ein und entwarf 
einen Gefegedvorfchlag, welcher die oben angeführten Haupt- und 
Nebenlinien, mit Ausfchluß einer Bahn von Winterthur über 
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St. Gallen nach Rorſchach und mit Hinzugabe einer Linie Biasca— 
Locarno, umfaßt, Bau und Betrieb jeder der einzelnen Linien als 
gemeinſchaftliches Unternehmen des Bundes und der Kantone er— 
klärt, „die ſich bei Ausführung einer Linie beſonders betheiligen“, 
durch beide Haupttheilnehmer für jedes Unternehmen einen ge— 
meinſchaftlichen Verwaltungsrath beſtellen läßt, die nöthigen 
Bauſummen durch Ausgabe „ſchweizeriſcher Eiſenbahnpartialen“ 
beiſchaffen will, den Inhabern derſelben die erwähnten Vortheile 
zuſichert, einen Reſervefond bildet und der Verwaltung nach Ver— 
fluß von 50 Jahren die Einlöſung der Partialen zum Nenn- 
werthe vorbehält. Im Texte des Geſetzesvorſchlages lefen wir den 
Artikel 6: „Die Bundesverfammlung wird beſtimmen, wann und 
in welcher Ausdehnung die in Art. 2 bezeichneten Eifenbahnen 
ausgeführt werden dürfen.“ In diefen Worten liegt die Veran— 
laffung eines Mißtrauens, welches auf fpätere Enticheide weſent— 
lich einwirfte. Nantentlich fürchtete die öftliche und die ſüdöſtliche 
Schweiz, die Bundesverfammlung werde ihr nur Stiefmutter fein, 
Mittel- und Weftichweiz werden zunächſt auf eigene Linien be- 
dacht fein, vielleiht fpäter dann erlahmen und für die andern 
Theile der Schweiz nichtd oder nur Ungenügendes leijten wollen. 
Diefe Beforgniffe, dann auch grundfäglihe Anfchauungen an ſich, 
braten in den Kommiffionen der gefeßgebenden Räthe wie in 
diefen felbft eine Spaltung hervor. In der Kommilfion des Na- 
. tionalrathes Sprachen fih Pioda, Biſchoff, Stämpfli, Peyer im 
Hof, Siegfried und Steiger von Luzern, alfo die Mehrheit, für 
den Staatebau und Staatöbetrieb aus, doch fo, daß Bau und 
Betrieb gemeinfchaftlihe Sache ded Bundes und der Kantone- 
wären, bezeichneten ald zu bauende Linien: 1) die Linie von 
Genf über Morfee nach Sferten, mit der Seitenbahn nah Ouchy; 
2) die Linie von Sferten nah Bern; 3) die Seitenbahn nad 
Thun; 4) die Linie von Bern nah Olten; 5) die Seitenbahn 
nah Solothurn; 6) die Linie von Dlten nah Zürih; 7) die 
Linie von Zürich über Winterthur, Frauenfeld, Wyl und St. Gal- 
len nah Rorſchach; 8) jene von Winterthur nah Schaffhaufen; 
9) die Linie von Rorſchach nad Chur mit der Seitenbahn nad 
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MWallenftadt; 10) die Linie von Rapperſchwyl nah Weefen, mit 
der Seitenbahn nah Glarus ; 11) jene von Olten nach Luzern; 
12) von Olten nach Bafel, und 13) von Biasca nah Locarno. 
Aufnahme noch anderer Linien blieb vorbehalten. Der von der 
Kommiffionsmehrheit verfaßte Gefepesvorichlag gab der Bundes- 
verfammlung wieder dad Recht, die Reihenfolge der Bauten zu 
beftimmen, wollte die Baufoften dur Anleihen gegen Obliga- 
tionen zu höchiteng 4 9%/, Zins deden, den Kantonen die Hälfte 
der betreffenden Zindlaft überbinden, gemeinfame Verwaltungen 
mit diefen für die einzelnen Bahngebiete, für die Beauffichtigung 
des Ganzen eine Generaldireftion beftellen. Ein zweiter Geſetzes— 
vorfchlag bezeichnete die Reihenfolge für die Ausführung der einzels 
nen Bauten. Begründung und Beleuchtung diefer VBorfchläge durch 
den Berichterftatter Peyer im Hof wurde allgemein ald ausges 
zeichnete Arbeit anerkannt. Genen Kommiffionsmitgliedern gegen» 
über ftanden Efcher, Kern, Blanchenay, Bavier und Hungerbübler, 
eine Minderheit, die fih ganz auf Seite des Privatbaues ftellte 
und ihre Anfiht durch einen ebenfall® fehr gelungenen Bericht 
von Hungerbühler vertheidigen ließ. Für den Privatbau wurde 
neben manch Anderm angeführt: vor Allem foll in demofratifchen 
Republifen die Privatthätigkeit vorwalten, die Staatsgewalt erft 
dann einfchreiten, wenn öffentlihe Zwede nur von ihr gehörig 
erreicht werden können; dann der Sag, daß die Kontrahirung 
einer Nationalfhuld, ausgenommen für Zmede der Landeövers 
theidigung , vermieden werden fol. „Hüte ſich die Eidgenoffen» 
Ihaft“, fagt der Minderheitöbericht, „vor dem erften Schritt, der 
zum Abgrund des Staatsfchuldenweiens führt. Mögen die Laften 
bei Kontrahirung ſolcher Nationalfchulden, fei es durh Schaffung 
von Papiergeld, fei es mittelſt Abfchließung von Anleihen, auch 
vorübergehend, die Vortheile bleibend fein, fo viel ift ficher, daß 
fogenannte produktive Staatsfhulden nur zu häufig deftruftiv 
werden, und daß die Ungunſt der Zeiten, daß Theurung, Krieges 
gefahren u. f. w. die Laften verlängern und erhöhen und neue 
Laften auf die alten mwälzen können“. Den bisherigen Wohlftand 
der Schweiz verdanfe man dem Fernhalten der Staatsfchulden. 
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Wenn die Mehrheit des Ausſchuſſes diefen Punkt nicht fo ängſt— 
lich aufnahm, fo rührt e8 zum Theil daher, daß die Boranichläge 
für das projeftirte Ne damals fehr gering lauteten; fie berech- 
nete den mittelft Anleihen zu dedenden Geldbedarf zu 125 Mil: 
lionen Franken, fo daß, wenn die Eifenbahnunternehmung gar 
nichts rentirte, doch nur 21/, Millionen Franken Zins zu be— 
zahlen wäre, eine Summe, welche nach ihrer Anficht weit ge- 
ringer fein würde, ald die Erfparniß, die das Schmweizervolf auf 
den Transportfoften machen würde. Nebenbei wollte die Mehr: 
heit nichts von dem Aftienfchwindel, welcher, nach ihrer Anficht, 
das Entftehen vieler Eifenbahngefellfchaften in das Land brächte, 
ſprach Beforgniß aus vor ihrer drohenden Hebermächtigfeit gegen- 
über Behörden und Volk, und beftritt auch die Meinung, daß 
die Gefellfhaften beifer und mohlfeiler bauen und verwalten, 
beffer und billiger bedienen würden als der Staat. Unſtreitig 
waren beide Gutachten ganz erfchöpfend, daher am Tage der 
Entfheidung über die Hauptfrage, ob Staate- oder Privatbau 
eintreten folle, feine mündliche Erörterung mehr jtattfand. Der 
Staatöbau wurde mit 68 gegen 22 Stimmen verworfen (8. Juli 
1852). Gleihe Schlußnahme im Ständeraih mit 33 gegen 9 
Stimmen. Das nahhin am 28. gleichen Monats vereinbarte 
Bundesgefeg ift feinem Inhalt nach dem Entwurfe der Minder> 
heit fait gleichlautend, Furcht der einen Landestheile gegenüber 
den andern, bei der Feſtſetzung der Linien oder in der Reihen— 
folge ihres Baues den Kürzern zu ziehen, Abneigung gegen eine 
Nationalfhuld und ein aus der Zentralifation der Eifenbahnen 
hervorgehendes Beamtenheer, auch politifche Beforgniß, daß durch 
ſolche Riefenunternehmen, wie der Staatdbau der Eifenbahnen 
gewejen wäre, der Beftand der neuen Bundesordnung fehr ges 
fährdet, wenigſtens fehr mißfällig werden fönnte, find als die 
zufammenwirfenden Urſachen für jenen Entjcheid anzuſehen. Als— 
bald nah der Promulgation des Geſetzes bildeten fich mehrere 
Geſellſchaften oder konſtituirten fich definitiv folche, die bereits 
im Gntftehen begriffen waren, langten bei der Bundesbehörde 
mit Gefuhen um Konzeffionen ein, waren in der Regel wills 
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fommen und erhielten fie unſchwer, machten ihre finanziellen 
Dperationgpläne und fehritten, bald mit Gefhid, bald mit Miß- 
geſchick, zur Ausführung. Aus der Konkurrenz erwuchfen auch 
zwifchen einzelnen Eifenbahnfoterien giftige Händel, die doch das 
Gute hatten, daß fie hier und da einen heilfamen Riß in die 
verhärtete politifhe Parteiung brachten. Im Ganzen wurde mit 
Glück und mit überrafhendem Erfolg gebaut. Ende des Jahres 
. 4857 waren bereit? Eifenbabnen 
in einer Länge von. 3611/,, Schweizerftunden im Betrieb, 
;. = = ⸗ 1261/6 ⸗ - Bau begriffen, 
» =: = 1502/16 ⸗ zwar konzeſſionirt, 
aber noch nicht in Angriff genommen; unter dleſen letztern ge— 
hörte namentlich noch die Alpenbahn zu den unerfüllten Wünſchen. 
Während den Berathungen über das Eiſenbahnweſen wurde 
vom Bundesrath erwogen, welche Fortſchritte der elektriſche Telegraph 
bereits in Europa gemacht, indem ſich deſſen verſchiedene Staaten 
außerhalb der Schweiz bis zu Ende des Jahres 1850 ein Tele— 
graphennetz von 6000 Schweizerſtunden Länge errichtet hatten. 
Er gelangte mit Bericht und Anträgen an die Bundesverſamm— 
lung zur Errichtung der Telegraphen in der Schweiz. Den erſten 
Impuls dazu gab das kaufmänniſche Direktorium von St. Gallen, 
unterſtützt von angeſehenen Kaufleuten in Zürich, und eine Ge— 
ſellſchaft in Genf, die alle ſich durch Eingaben an den Bundes— 
rath für Gründung der Telegraphen verwendeten. Mit den Wün— 
ſchen brachten ſie auch Geld; ſie hatten bald ein unverzinsliches 
Anleihen von Fr. 200,000 zu Gunſten der Bundeskaſſe gezeichnet, 
was den Bundesrath zum Vorgehen ermunterte. Er machte in 
jenem Aktenſtück die Bundesverſammlung aufmerkſam, wie Un— 
glaubliches ſchon die Eiſenbahnen für den Perſonen- und Waaren— 
verkehr geleiſtet, und ſetzte bei: „noch merkwürdiger iſt aber die 
Schnelligkeit, mit welcher mittelſt der Telegraphen die Mitthei— 
lung der Gedanken ſtattfindet. Der Raum verſchwindet und eine 
Nachricht, die an der Nordſee dem galvanifirten Drahte anver— 
traut wird, kann in derfelben Minute dem Beobachter am Mittel: 
meer befannt gemacht werden.“ Er fchilderte dann umftändlich 
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den Nutzen der Telegraphen in Krieg und Frieden, in allen Ge— 
ſchäfts- und Lebensverhältniſſen, und verſicherte, daß die Kantons— 
regierungen und die Gemeinden geneigt fein werden, das Unter- 
nehmen beftens zu unterftüßen. Die Berechtigung ded Bundes 
für die Ausführung glaubte er fhon in dem Umftande zu finden, 
daß die telegraphifche Beförderung von Nachrichten nicht? anderes 
ald ein rafcheres Korrefpondenzmittel fei, fomit in den Bereich 
des Poſtregals gehöre. Er berechnete für ein Telegraphennek von 
2295/, Stunden Länge einen Geldbedarf von Fr. 300,000, die 
vor der Hand durch unverzindliche und im Laufe von fünf Jahren 
zurückzuzahlende Privatvorfchüffe gedeckt würden, fo daß die 
Bundesfaffe erft nah GErftellung der Linien werde bezahlen 
müffen, übrigens auch die Ausfiht habe, daß ein Theil der Er: 
ftellungsfoften aus dem Betriebsergebniß gededt werden könne 
(GBotſchaft vom 10. Dezember 1851). Die Anregung fand Bei— 
fall und Unterftügung in beiden Näthen. Die Kommiffion des 
Nationalrathes anerfannte nicht nur den Nuten, fondern bewied 
auch die Nothwendigkeit der Telegraphen; die Unterlaffung ihres 
Baues, fagte fie in ihrem Bericht, wäre nicht nur eine „Gefähr- 
dung aller unferer größern Induſtrien“, fondern unter Umftänden 
auch eine „unverantwortliche Gefährdung der Selbitftändigfeit 
unſeres PVaterlandes felbft, wenn namentlich in Kriegdzeiten der 
Feind mit Bligesfchnelle über feine Streitkräfte verfügen fünnte, 
während wir höchftend mit der Schnelligkeit eined Pferdes nach— 
fommen würden“. Sie warnte daher vor alifälliger Ueberlaſſung 
des Baued und Betriebes der Telegraphen an einzelne Kantone 
oder an die Privatinduftrie und hielt auch das aus dem Poſt— 
regalrecht hergenommene Motiv für den Bundesbau in Betracht 
jener allgemeinen materiellen Nothwendigfeit für überflüffig. Die 
Einwendung, daß „wieder ein neues Heer eidgendffifcher Beamten 
aufgeftellt, die Bundesverwaltung mehr fomplizirt, das Budget 
mehr belaftet werde“, fei allerdingd richtig, aber im gegebenen 
Falle ald untergeordnet anzufehen. Alfo zum Werk gefchritten! 
vieth fie an. Das bald nachher erlaffene Gefeg vom 23. Des 
zember 1851 fpricht dem Bunde das ausſchießliche Recht zu, 
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eleftrifhe ZTelegraphen in der Schweiz zu errichten oder die Ber 
willigung zur Gritellung derfelben zu ertheilen, bezeichnete ala 
erfte zu eritellende Telegraphenlinien: 1) jene von Rheineck über 
St. Gallen, Frauenfeld, Winterthur, Zürich, Aarau, Bern, Lau 
fanne nady Genf, mit Zmweiglinien von St. Gallen nach Herisau, 
von Winterthur nah Schaffhaufen, von Herjogenbuchfee nad) 
Solothurn, von Murten nah Freiburg, Neuenburg, La-Chaur- 
de-Fonds und Locle, von Laufanne nah Vivis; 2) die Linie 
von Zürich über Bellinzona nah Chiafjo, mit Zweiglinien nad 
Glarus und Chur und von Bellinzona nad Locarno; 3) die Linie 
von Bafel über Zofingen und Luzern, zur Berbindung mit der 
in Ziffer 2 bezeichneten Linie. Andere Linien blieben worbehalten. 
Zur Ausführung wurde ein Kredit von 400,000 Franken be- 
mwilliget, die durch das Mittel eined umverzindlichen und bis zum 
Jahr 1859 aus der Bundesfaffe zurüdzubezahlenden Anleihens 
aufzubringen feien. Die Drte, wo die Telegraphenftationen zu 
errichten fein werden, wurden mittelbar zu Beitragsleiftungen 
verpflichtet; den Kantonen wurde auferlegt, die unentgeltliche 
Eigenthumdbenugung für die Anlegung der Telegraphen zu ver- 
mitteln. Mit folhen gefeglichen Bollmachten ausgerüftet, berief 
der Bundesrath den Minifterialratb und PBrofeffor Steinheil in 
Wien zur Leitung der erften technifchen Einrichtungen, ordnete 
die Direktion und Verwaltung, theilte die Schweiz in fünf Te 
legraphenfreife mit eben fo viel Inſpektoren ein, eröffnete einen 
Lehrkurs für Afpiranten zum Telegraphendienft, ſchloß Die nöthigen 
Verträge mit den Unterzeichnern der befprochenen Geldvorfchüffe, 
mit den Kantonen und Gemeinden ab, und fchritt endlich, nad 
diefen und übrigen nöthigen Vorbereitungen, zum Bau. Mit 
Ende 1857 waren Telegraphenlinien gebaut und in Betrieb in 
einer Zotallänge von 5122/, Stunden, unter ihnen folche mit 
Doppelleitung, drei-, vier- und mehrfacher Leitung. Sm gleichen 
Sahre wurden 192,664 interne, 45,768 internationale und 21,732 
tranfitirende Depefchen befördert. Die Zaren wurden billig ge- 
halten, für eine Depefche bis auf 25 Worte 1 Fr., von 26 big 
0 Worten 2 Fr., von 51 bis 100 Worten 3 Fr., was fofort 
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eine allgemeinere Benugung des Telegraphen berbeiführte, als 
in manchen andern Ländern. Bon 1852 an unterhandelte und 
ſchloß der Bundesrat mit den auswärtigen, zunächit mit den 
angrenzenden Staaten eine Reihe von Berträgen zur Regulirung 
des internationalen Telegraphendienftes. 

Mar die Anlegung von Eifenbahnen und Telegraphen durch 
das Vorgehen im Ausland der Schweiz nahe gelegt worden, fo 
hatte fie hinwieder für Gleichförmigkeit in Maß und Gewicht 
ſchon nach Vorſchrift der Bundesverfaflung zu forgen, und zwar 
„auf die Grundlage des beftehenden eidgenöffischen Kontordates“. 
Auch in diefem Zweig der Verwaltung wurde bald eingefchritten. 
Der Bundesrath empfing den Entwurf zu einem Gefeg aus der 
Hand feined Departements des Innern Schon im Oktober 1849. 
Da aber eben damald die Münzreform vorlag, fo verfchob er 
den Gegenftand noch für einige Zeit, aus Beforgniß, es könnte 
dem Bolfe ded Guten zu viel werden, oder, wie er ſich amtlich 
ausdrüdte, „um die Anhäufung von Berfügungen zu vermeiden, 
welche eine tief in's Leben eingreifende Aenderung bisheriger Ge- 
wohnbeiten des Volkes erfordern“, Vom Nationalratb, der mit 
folcher Verſchleppung nicht einverftanden war, fpäter gemahnt, 
erftattete der Bundesrath Bericht und Antrag am 20. Juni 1851. 
Borangehend hatte er ſich mit Kreiäfchreiben an jene Kantone 
gewendet, welche dem Konkordat über Maß und Gewicht von 
1835 nicht beigetreten waren, in deren Gebiet alfo das ſchon 
damals fo geheißene „eidgenöffifche Maß- und Gemwictäfyften * 
noch nicht eingeführt war. Solcher Kantone waren zehn: Urt, 
Schwyz, Unterwalden, Appenzell, Graubünden, Teffin, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf. Der Bundesratb fand auf 
deren Gebiet mehr denn dreißig vom eidgenöffifchen abweichende 
Mah- und Gemwichtöfyfteme vor, von denen nur ſechs Kantonal- 
ſyſteme waren, die übrigen ſich auf engere bloß lofale Gültig- 
feit befhränften; die Grundeinheit weitaus der meiften war größer 
als die des eidgenöffiichen Maßes und Gewichtes; übrigens hatte 
das leßtere in einem Theil jener diffentirenden Kantone, wenn 
nicht gefeglich, fo doch thatfächlich Eingang gefunden. Der Bumdes- 
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rath erwog dann, ob zur Vollziehung der erwähnten Bundes— 
vorschrift fchlechterdingd das Konkordatsſyſtem auch in jenen 
Kantonen, in welchen es nicht bereit® gefeßlich beftehe, einge: 
führt werden müffe, ‚oder ob dem Wunfche mehrerer außer dem 
Konfordate ftehenden Kantone entfprochen werden dürfe, Ber: 
änderungen 'an jenem Syſtem vorzunehmen oder folches vollends 
gänzlich umzugeftalten. Die Antwort gab er fih aus den Ver— 
bandlungen der Tagfagung vom Juni 1848. Er fhöpfte aus 
denfelben die Ueberzeugung, daß das damals vorgefchlagene fran- 
zöfifche Dezimalſyſtem ausdrüdlich verworfen, dagegen jener Ans 
trag genehmiget worden fei, welcher die obligatorifche Einführung 
des mehrerwähnten Konkordatsſyſtems für die ganze Schweiz ver: 
ordnete. Das fei damals verbindliche Vorfchrift der Bundesver- 
fafjung geworden.* Es fönne daher keineswegs von der Schöpfung 
oder Annahme eines neuen oder andern Maß- und Gewichtsſyſtems, 
fondern nur mehr von der Einführung des ſchon durch die Bundes— 
verfaffung beftimmten Syſtems in denjenigen Kantonen die Rede 
fein, in welchen es bisher noch nicht beftanden habe. Würde es 
fi aber auch anders verhalten, fo wäre doch nicht zu überfehen, 
daß das Konkordatsſyſtem bereitd in zwölf Kantonen beſtehe, 
weldhe eine Bevölferung von 1,630,000 Seelen, alfo zwei 
Dritttheile der Bevölferung der Schweiz inne haben; daß jenes 
Konkordatöfyftem bereits feit 1836 in Zoll, Pofl- und andern 
ſchweizeriſchen Verhältniffen Anwendung gefunden, endlich daß 
eine Aenderung jenes Syſtems „die große Mehrheit des Volkes 
unangenehm berühren, fo wie beträchtliche fantonale und eidge- 
nöffifhe Koften verurfahen müßte.“ Der Bundedrath wies in 
feinem Berichte zum Ueberfiuß auf die Schwierigkeiten hin, welche 
die Einführung des metrifchen Syſtems in Frankreich felbit ge 
funden, wie dortige Regierung Abweichungen von demfelben für 
das gewöhnliche Verfehrsleben habe geitatten müfjen, wie dad 
ſchweizeriſche Konkordatsſyſtem im Gegenfage zum metrifchen Sy: 
ftem feineswegs ohne reife Ueberlegung bei den Berathungen von 
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1834 und der folgenden Jahre vorgezogen worden fei. Mit diefer 
Rechtfertigung brachte der Bundesrath einen Geſetzesvorſchlag ein, 
welcher vielfeitigen Widerfpruch hervorrief. Aus den Kantonen 
Waadt und Neuenburg liefen Petitionen mit 13,198 Unterfchriften 
ein, welche die Befeitigung des bundesräthlichen Entwurfes, da— 
gegen die umbedingte Einführung des franzöfiichen Syſtems vier: 
langten. Gleiches Begehren ftellte ausdrüdlih die Regierung von 
Neuenburg felbft in einem an die Bundesverfammlung gerichteten 
Schreiben; mindeftend möge diefe, falld fie nicht entfprechen könnte, 
den Statusquo handhaben und den Entjcheid in Sachen verfchie- 
ben, was nach Anficht der Regierung von Neuenburg beffer wäre, 
»als mit Verlegung des Prinzips und unter Verurfahung dop— 
pelter Koften für eine doppelte Neform, den bundesräthlichen 
Entwurf zum Gefege zu erheben‘. Man fieht hieraus, daß in 
der Weſtſchweiz die Meinung waltete, das franzöfifche Syitem 
werde fpäter, ungeachtet aller Abneigung gegen dasfelbe in dem 
weitaus größern Theile der Schweiz, dennoch durchdringen. Dem 
Begehren von Neuenburg fchloß fi eine Minderheit der national- 
räthlichen Kommiffion an (Rambelet und Soldini), melde die 
vom Bundesrath behauptete Auslegung der Bundesverfafjung 
- nicht als die richtige anerkennen wollte, wogegen die Mehrheit 
(Brunner, Hungerbühler und Fueter) die fcharfe Beweisführung 
vortrug, daß nur das Konkordatsfyften, und fein anderes, der 
Bundesverfaffung gemäß fei.* Diefe Mehrheit war im 
Fernern bemüht, auch defjen Zwedmäßigfeit nachzumweifen, und 
berichtete anläßlih, daß, in fcharfem Gegenfaß zur Regierung 
von Neuenburg, jene von Wallid das franzöfifche metriſche Sy: 
ftem ald „abfurd und irrig® erflärt und, geflügt auf die Auto— 
rität des fcharffinnigen Mathematiferd Berthold von Sitten, 
ein Maß- und Gewichtöfyitem empfohlen habe, welches auf der 
pMetrologie der Natur“ beruhe. Die Kommifjionsmehrheit em— 
pfahl fchliegli die Annahme, doch mit Bewilligung einer längeren 
Frift zur Einführung. Die mündliche Verhandlung war lebhaft; 
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— 516 — 


vom Weften her waren die Anhänger des Konkordatsſyſtems als 
»Barbaren® bezeichnet worden; Bernold trat hHumoriftifch als ein 
folcher „Barbar® in die Schranken gegen das „Kultur und 
Eivilifationdfyftem“ des Meter und zählte die befannten und 
anerfannten Mängel diefer theoretifchen Schönen auf, in welche 
die Kultur- und Givilifationdretter fo verliebt feien. Hungerbühler 
feinerfeitö vertheidigte auch in mündlichem Vortrag den Satz, 
daß das mehrerwähnte Konkordatöfyftem das nach Art. 37 der 
Bundesverfaffung allein zuläffige fei. Diefe Anſicht erhielt eine 
glänzende und unzmeifelhafte Anerkennung, indem mittelſt Namens- 
aufrufes durch 65 gegen 24 Stimmen der Mehrheitsvorfchlag zur 
Grundlage des Gefeßed genommen wurde; die Abgeordneten aus 
den meftlichen Kantonen, mit Ausnahme derer von Genf, waren 
getheilter Meinung. Im -Ständerath ergab fich: ebenfalld eine 
Mehrheit von 26 gegen 12 Stimmen im gleichen Sinn wie im 
Nationalrat. Am 23. Dezember 1851 trat das Gefeh in Rechts— 
fraft, mit einer längeren Einführungsfrift bis Ende Dezember 
1856. Der Bundesrath verordnete alles Nöthige zur Bollziehung, 
namentlich die Zuftellung der Muftermaße und Muftergemichte 
an die Kantone, welche diefelben nicht bereit in Folge des Kon— 
fordated von 1835 bezogen hatten. Allein es entzogen fi den 
Folgen des Geſetzes manche Kantone fo lang ald möglich und 
der Bundesrath hatte mit deffen allfeitiger Einführung große 
Noth. Als erwähnte Frift dem Ablaufe nahe war, hatten Teffin, 
Waadt und Neuenburg für die Einführung der bundesgefeplichen 
Maße und Gewichte noch nichts gethan und verlangten meitere 
Berfchiebung derfelben; auch Genf war damit noch im Rüdftand; 
für den Fall, daß die Bundesverfammlung nicht angemefjen fände, 
feinem Begehren zu entjprechen, trug Waadt auf Annahme des 
rein metrifchen Syſtems an; die Bundedverfammlung lehnte 
Beides ab (18. Juli 1856). 

Nicht bloß mit Defterreih, von dem früher die Nede ge— 
wefen, wurden die Poftverhältniffe neu geregelt. Auch mit Franf- 
reich bejtanden von früher her verfchiedene Fantonale Berträge, 
und die fchweizerifhen Poft- Annalen, wären deren herausgegeben 
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worden, hätten von Pilgerzügen kantonaler Poſtabgeordneten nach 
Paris, wie nach Wien, zu melden, mit dem Unterſchiede jedoch, 
daß gegenüber und mit Frankreich (fo im Jahr 1845) feine ge— 
meinfamen Konferenzen zu Stande gekommen waren, fondern 
vielmehr jede ſchweizeriſche Poſtadminiſtration, welche dort ſich 
repräſentiren ließ, für ſich allein handelte. Auch dieſen unerbau— 
lihen Verhältniffen, bei welchen die einflußreicheren Kantone im 
eigenen fiöfalifchen Intereſſe die andern überflügelten, wurde durch 
einen allgemeinen fchmeizerifchen PBoftvertrag mit Frankreich ein 
Ende gemacht (25. November 1849). Laroche-Stehelin war auch 
bei diefem Anlaß Unterhändler für die Schweiz und brachte Gün— 
fliged, namentlich in Bezug auf richtige Inſtradirung der Briefe 
und Berechtigung zum Zranfit, zu Stande; in diefem Bertrage 
wurde die ‚gemeinfchaftliche Tare für den einfachen Brief Cüber 
den Fleinen nahbarlihen Rayon hinaus) zu 40 Gent. feftgefeßt 
und von diefem Betrag der Schweiz ein Antheil von 15 Eent. 
zugefchieden. Diefelbe DVerftändigung wurde durch einen SPoftver- 
trag mit Belgien getroffen, welches aus feinem Antheil von 
25 Gent. die an Frankreich zu leiftende Tranfitgebühr zu bezahlen 
übernahm; hier trat wefentliche Ermäßigung der Brieftaren ein. 
. Gleiche Tarbeftimmung gegenüber von Sardinien durch neuen 
allgemeinen Bertrag, laut welchem jedoch der Schweiz aus ent, 
ferntern Poftkreifen Sardiniend die Hälfte der gefammten Brief- 
tare von 40 Gent. zuerfannt wurde (21. Dftober 1850). Diefen 
Vertragsabſchlüſſen folgten im Laufe der Jahre eine Reihe anderer 
Konventionen mit den deutichen Poftgebieten und auch entfern- 
teren Ländern. Da fchtweizerifcherfeits Alles in eine Hand ge- 
gefommen, wurde die Beforgung des Poſtdienſtes von diefer 
Zeit an, im Gegenfaß zu früher, fehr vereinfacht und es ift er= _ 
färlih, warum im Auslande die neuen fchmeizeriichen Bundes- 
einrichtungen, welche ein fo leichtes Adfinden mit der Schweiz 
über gegenfeitige Verkehrs- und Verwaltungsverhältniffe ermög- 
lichten, namentlich bei der höhern Beamtenwelt, ganz willfommen 
waren. In Bezug auf die innere Verwaltung der Poſten hatte 
man übrigend nur erfi einen Berfuch gemacht. Kaum war der 
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neue Münzfuß anerkannt, fo machte deffen Einführung eine neue 
Tarordnung nothiwendig. Die Verwaltung wagte nun jhon einen 
Schritt weiter zu gehen, verminderte die vier Anfäge auf drei: 
Lokaltaxe mit Ausdehnung bis auf 2 Stunden 5 Rp., für den 
nächſten Rayon bis 10 Stunden Entfernung 10 Rp., für größere 
Diftanz 15 Rp. Gleichzeitig wurde das ganze übrige Taxweſen 
neu geordnet. Diefer ueue Tarif fam vom 1. Januar 1852 an 
zur Ausführung. Das verfehrende Publifum war damit zufrieden. 
Eine große und ſchwierige Aufgabe für die Bundesverwaltung 
war, auch die Kantone für den Verlurſt des Poftregals zufrieden 
zu ftellen. Der Bundesverfaffung zufolge waren fie zu entſchädi— 
gen und zwar nach Maßgabe ihres durchfchnittlihen Reingewinns 
während der Jahre 1844 bis und mit 1846. Es erforderte dieß 
eine genaue Aufnahme der poftamtlihen Erträgniffe und Aus— 
gaben aller jener Kantone, die eigene Berwaltungen hatten, Sich- 
tung der Einnahmen und Ausgaben, Würdigung der aus den 
Rechnungen durch die einzelnen Kantone zu ihren Gunften ge 
zogenen Anſprüche, Berichtigung derfelben, Werthung des Poſt— 
erträgniffes von foldhen Kantonen, deren Poftregal theilmeife 
oder ganz verpadhtet war, endlih Berüdfichtigung auch joldyer 
Kantone, die ihr Poftregal weder felbjt ausgeübt noch verpachtet 
hatten, ſondern ftillfehweigend durch einen Nahbarfanton aus— 
beuten ließen. Aus den Vorarbeiten ‚des Bundesrathed und dem 
Befunde namentlid einer ſtänderäthlichen Kommiffion, dann den 
Beratbungen beider gefeggebenden Räthe ergab fich der Beſchluß 
der Bundeöverfammlung vom 24. Suli 1852, welcher, vorbe- 
hältlich der dem Bundesrat; anheim geftellten gänzlihen Berei- 
nigung der einzelnen Summen, die Gefammtheit der Poftent- 
fhädigungen feftfegte, den Kantonen, welche fih mit den ihnen 
zugefchiedenen Betreffniffen nicht befriedigen würden, für die Frift 
eines Jahres den Rechtsweg zum Bundesgericht eröffnete, im 
diejen Fällen aber auch der Bundesverwaltung vorbehielt, auf 
bereits zugeflandene Anfäge im Intereſſe der Bundeskaſſe zurüd- 
zufommen. Nah Maßgabe diefer gejeglichen Vorſchrift erfolgten 
wirklich einige Prozeſſe über Poftentfhädigung oder Antheil an 
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derfelben, die ſich durch lange Jahre binfchleppten. Die dur 
Beihluß vom 1. Dftober 1852 vom Bundesrath bereinigte und 
definitiv feftgefegte Entfhädigung brachte zu Handen aller Kantone 
eine jährliche Gefammtentfhädigungsfumme von Fr. 1,481,128. 
TU NP. Die ftärfften Iheilnehmer an diefem firen Einfommen 
find Bern mit 249,252 Fr., Züri) mit 232,138, Waadt mit 
207,812, Aargau mit 146,694, Bafelitadt mit 127,485, Genf 
mit 97,281, St. Gallen mit 89,084 Franfen; e8 waren Ddieß 
die Kantone, die vorzugsweile das Poftregal mit Erfolg betrieben 
hatten, begünftiget durch zahlreiche Bevölferung, oder durch die 
Dertlichkeit, oder durch großen Gefhäftsverfehr, oder durd die 
Gleihgültigfeit ihrer Fantonalen Nachbarn, oder durch mehrere 
diefer Urfachen zufammengenommen. Die Bundespoftverwaltung 
hatte fpäter in einzelnen Jahren Mühe, fich zu dem für obige 
Zahlungsleiftung erforderlihen NReinertrag zu erfhwingen; in 
neuerer Zeit ift fie zahlungsfühig und macht Vorfhüffe, aus 
denen frühere Rüdftände zu Handen der Kantone vergütet wer— 
den können. Für Schaffhaufen mußte doppelt bezahlt werden, 
einmal an den Kanton felbft Gyr. 3181. 82 Rp.), ald Betrag 
des jährlichen Kanond von GI. 1500, welchen Fürft Thurn und 
Taxis, ald Inhaber der Schaffhaufer Poften, an die Kantongfaffe 
zu entrichten hatte, fodann an Ihurn und Taxis für Einlöfung 
feiner Betriebörechte (inbegriffen das Poftmaterial) die Kapital- 
fumme von Fr. 150,000, laut dem in Frankfurt a. M. zwiſchen 
beidfeitigen Bevollmächtigten (Hoffmann von Rorſchach war Unters 
händler für die Schweiz) am 12. März 1853 abgefchloffenen Vers 
trag. Der Fürft Marimilian Karl erklärte fih auf erwähnte Weife 
befriediget für alle und jede Anfprüche, die ihm aus feiner bis— 
herigen Rechtsſtellung zufommen mochten. Da das Bundesgefek 
für Uebernahme der Poften allgemein lautete, fo war auf Schafe 
haufer Gebiet, gleich wie in den übrigen Kantonen, die Poſt fhon 
vom 1. Sanuar 1849 an für Rechnung der Bundesfaffe betrieben 
worden. 
„Der Bund ift befugt, eine Univerfität und eine polytech- 
nifhe Schule zu errihten.“ Diefer — liegt in der Bundes⸗ 
Die Schweiz. IV. 34 
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verfaffung. Bei dem Bundesrath Tag der früher erwähnte Antrag 
Dchfenbein’d; aus dem Schooße des Nationalrathes folgten Mah— 
nungen zu defjen Behandlung. Franscini gab fich mit den nöthigen 
Einleitungen viel zu thun; als Folge derfelben fehen wir die Auf- 
ftellung einer Erpertenfommiffion von neun Mitgliedern: Rudolph 
Blanchet, Vizepräfident des Erziehungdrathes von Waadt,* General 
Dufour, Regierungspräfident Eicher von Zürich, Pfarrer Federer 
in Ragap, Peter Merian, Rathsherr und Profeffor in Bafel, 
Regierungsrath Moſchard in Bern, Profeffor Rauchenftein in 
Aarau, PBrofeffor Alerander Schweizer in Zürih und Profefjor 
Trogler in Bern (7. Mai 1851). Auch Kaſimir Pfyffer in Luzern 
war berufen, lehnte jedoch ab. In diefer Kommiffion waren die 
Afademie von Laufanne, die Hochſchulen von Bafel, Zürich und 
Bern, die Kantonsfchule in Aarau, die franzöfifhe Schweiz als 
ſolche, die italienische ebenfalld, Bern und Zürich ald mächtige 
und tongebende Stände, die Fatholifhe Bevölkerung und die 
fatholifche Theologie Cbeide durch Pfarrer Federer), endlich auch 
die proteftantifche Theologie (durch Profeſſor Schweizer) reprä- 
fentirt. Die Kommiffion verfammelte fih und arbeitete unter 
Borfig des Bundesrathes Franscini. Die ihr gegebenen Aufträge 
umfaßten nicht bloß die Hochſchule, fondern auch das Polhtech— 
nifum. Die Kommiffion war fehr getheilter Meinung, empfahl 
jedoh in Mehrheit die Errichtung beider Anftalten, und, wollte 
man zur Zeit nur eine derfelben gründen, jene der Hochſchule 
mit Priorität. Sie erinnerte, wie die Aufgabe nicht neu fei, 
fhon der helvetifche Minifter Stapfer im Jahr 1799 fi mit 


* Berdankte die Ernennung feinen perfünlichen Beziehungen zu Drueyz er 
hatte zur Zeit der Waadtländer Revolution von 1845 thätigen Antheil an ber 
Redaktion des Blattes genommen, welches fie begünftigte, und ftand aus gleicher 
Veranlafjung zu Delarageaz und Fornerod in nahem Verhältniß. Dabei widmete 
er fich vorzugsweife dem Schulweſen und der Landwirthſchaft. Er gab eine 
lange Reihe wenig bedeutender Flugſchriften heraus, unter andern auch folgende: 
„Les &v&öches de la Suisse en 1859 par R. Blanchet, Lausanne, 1859.* 
Sie bezweckt Entfernung der Nuntiatur, Errichtung. eines ſchweizeriſchen Erz 
bisthums und Abſchluß eines Konkordates feitend der Bundeögewalt mit dem 
heil. Stuhl für das ganze Fatholifche Gebiet der Schweiz. 
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dem Plane getragen, im Jahr 1832 eine Ständekonferenz den⸗ 
ſelben in förmliche Berathung genommen habe, in Folge welcher 
ein ausführliches Projekt für die Gründung einer eidgenöſſiſchen 
Hochſchule entworfen worden, zu deren Gründung und Erhaltung 
ein Kapital von Fr. 4,000,000 a. W. hätte geſammelt werden 
follen; * dieſen letztern Entwurf habe fie, die nunmehrige Kom— 
miffion, bei ihrer eigenen Arbeit benust, immerhin mit Rüdficht 
auf die mefentlih veränderten Derhältniffe, da die projektirte 
Hochſchule nun für die ganze Schweiz berechnet fei. Für die Er- 
rihtung der Hochſchule führte fie zunächſt Gründe der Politik 
an: „Der neue Bund müſſe einen höchſt nöthigen Halt und Bes 
feftigung haben; ohne die Hochfchule wären die Bundesbehörden 
vereinfamt, würde die kantonale Abgefchloffenheit und Selbftfucht 
fortbeftehen; die Hochfchule gebe der Schweiz die Gelegenheit, mit 
den übrigen Staaten auch im Gebiet der Wiffenfchaft zu Fon- 
furriren, in ihrem Innern deutjche und romanifche Wiffenfchaft 
in einen Organigmus zu verbinden, in der Zukunft das Lehrer: 
perfonal wefentlih aus einheimifchen Gelehrten zu beftellen, end» 
lich auch die fonfeffionellen Gegenfäße zu mildern, denn die bid« 
berige abfolute Trennung in Bezug auf Bildung der Geiftlichen 
fei ein großer Mebelftand und es fei Bundespfliht, „dem fatho- 
liſchen Volk für durchſchnittlich befjere und volfsthümlichere Bil— 
dung feiner Geiftlihen zu forgen“, ald es bis jetzt in nicht 
wenigen Kantonen der Fall gewefen. Zur Begründung des Unter: 
nehmens wurde im Weitern angeführt: das höhere Unterrichtd- 
wefen in der Schweiz befinde fich in einer gedrüdten, unbefriedis 
genden Lage, die Kräfte feien zerfplittert, die Refultate ungenügend, 
ein dem Baterlande zu voller Befriedigung gereichendes Ziel werde 
nicht erreicht und könne unter diefen Umftänden nicht erreicht wer- 
den; dazu fomme die widerwärtige Erfahrung, daß gleichwohl allzu 
weit gehende Ansprüche an die öfonomifchen Kräfte der einzelnen 
Kantone für Fantonale Anftalten müffen gemacht werden, in Folge 
deffen bald in diefem bald in jenem Kanton die Preisgebung diefer 
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Inſtitute im Intereſſe der Finanzen zur Sprache gefommen fei. 
Träten Nothftände ein, fo wäre der Beſtand der dermaligen Hoch- 
fhulen gefährdet. Der Bericht fprach endlich auch noch zu Gunften 
der öfonomifchen Ausführbarfeit. Profeffor Schweizer ift Berfaffer 
desfelben. Beigefügt waren zwei von Alfred Efcher entworfene 
Gefepesvorichläge über die Einrihtung der Hochfhule und eines 
Polytechnikums. Es follten für die Hochfchule jährlich Fr. 400,000 
ausgefebt werden, wovon Fr. 80,000 vom Kanton zu liefern 
wären, in welhem die Hochſchule ihren Sig erhielte; im Laufe 
der Zeit folle ein Univerfitätsfond von zehn Millionen Franfen 
gefchaffen werden; fünf Zafultäten würden errichtet: die philo- 
fophifche, die fatholifche theologische, die proteftantifche theologifche, 
die juriftifche und die medizinifche Fakultät; e8 würden eine An— 
zahl Lehrfächer mit Rüdficht auf die franzöfifchen und italienifchen 
Theile der Schweiz in diefen beiden Sprachen beftellt; Zahl der 
Profefjoren 83, mit Aſſiſtenten, Profeftoren und Sprachlehrern 
im Ganzen 90 oder 91. Die nächte Leitung würde einem Uni» 
verfitätsrath übergeben, der hinwieder unter dem Bundesrathe 
flünde. Für unbemittelte Studirende follen eidgenöffifhe Stipen- 
dien audgefegt werden. Federer fihrieb einen befonderen Bericht 
zur Beleuchtung des Eonfeffionellen Standpunftes; er fagte unter 
Anderm: die Vereinigung der fludirenden Sünglinge. beider hrift- 
lihen Konfelfionen des Vaterlandes an einer und derfelben höch— 
ſten Lehranftalt fei die legte und höchfte Vollendung des natio= 
nalen Gepräged, das die ſchweizeriſche Hochſchule auszeichnen 
werde. Die Bereinigung werde für beide Konfeffionen erſprießlich 
fein; die Geeinigten jeder Konfeffion werden innerlich erftarfen, 
in diefer Erftarfung fih gegenfeitige Achtung erwerben. „Huma— 
ned Zufammenfeben wird die Frucht diefer Erftarfung fein. Nur 
abgefhloffene, einfeitige Bildung macht intolerant und verwendet 
ihre Kraft auf Befehdung, Verfolgung und Profelytenmacherei.“ 
Aus diefem Bericht erfährt man das von Luzern her eingegan- 
gene Begehren, daß dort von Bundes wegen eine getrennte 
deutſche theologifhe Fakultät errichtet werde, daß diefe Anficht 
jedoh nur eine Stimme in der Kommilfion für fih gehabt 
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habe. Merian, Dufour und Moſchard reichten einen eigenen Minder⸗ 
heitsbericht ein; fie ſprachen gegen das Projekt einer ſchweize— 
riſchen Hochſchule: Centraliſirung der Wiſſenſchaft ſei überall vom 
Uebel und würde es auch in der Schweiz ſein; ſie würde nur 
zur Verſtärkung der Büreaufratie dienen, die man gegentheils 
befämpfen müffe; die beftehenden Anftalten feien mit der Ges - 
Schichte unferer Freiſtaaten enge verknüpft; dieſes beftehende und 
eigenthümliche Gute folle man wahren und fördern. Erwähnte 
Minderheit gedachte auch der Schwierigkeit der Ausführung, 
namentlich wegen Derfchiedenheit der Sprachen und Konfefjionen: 
die in diefen beiden Beziehungen beabfichtigten Zwecke würden 
nicht erreicht werden; thatlählih und dem Wefen nad würde 
die projeftirte Hochfchule fich „zu einer deutfchen proteftantifchen 
Anftalt geftalten, an welcher Fatholifche Theologen, und franzö— 
fh und italienifh fprechende Schweizer nur in höchſt unter- 
geordnetem Maße Antheil nehmen werden“. Meberhaupt dürfe 
man nicht auf eine große Frequenz hoffen, und es wäre felbft 
nicht wünſchbar, daß die ſchweizeriſchen EStudirenden aufhören, 
fih „durch den Befuch der großen Unterrichtsanftalten des Aus— 
landes in Ausbildung und Weltanfchauung zu vervollfommnen«, 
Das Borgehen des Bundesrathed und feiner Erpertenfommiffion 
veranlaßte große Aufregung, zumal in der franzöfifchen Schweiz, 
wo man je länger je weniger Luft zeigte, fich germanifiren zu 
laffen und lofale Einrichtungen und. Anftalten, die man als eben 
fo viele Vorzüge anfah, zum Frommen der Gentralifationeideale 
aufzugeben. Die radikalen Waadtländer und Genfer waren die 
lauteften Gegner. Aber auch anderswo war nicht Sedermann eine 
verftanden. Eine in Bern erfhienene Flugfchrift * fchilderte die 
Schattenfeite des Unternehmens viel einfchneidender, ald es im 
Minderheitöbericht zu lefen. Sie wies auf die großen bisherigen 
wiffenfchaftlichen Leiftungen der Schweiz bin, auf die ausgezeich- 


* „Die eldgenöffifche Univerfität. Bern, bei K. U. Jenni, Vater.” Obne 
Jahrzahl. Wir Haben dem Verfaſſer nachgefragt, ohne ihn mit Sicherheit er- 
fahren zu fünnenz die Angaben ſchwankten zwifchen einem Berner und einem 
Basler. 
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neten Männer aller Fächer, die aus den Fantonalen Anftalten 
hervorgegangen oder an denfelben gewirkt haben; fie zeigte, wie 
das Alles der Derfrüppelung anheimfiele, fald man das höhere 
Unterrichtöwefen zentralifiren würde, und ſchloß mit folgendem 
Urtheil: „daß die Errichtung einer Gefammtuniverfität für Förs 
derung der Wiffenfhaft nur nachtheilig wirken fönnte, daß fie 
der wahren Bildung unferer fchweizerifchen Jugend Schaden 
bringen und das geiftige Leben im gefammten Schweizervolfe 
in hohem Grade gefährden würde; wir haben gefehen, daß die 
vermeinte Ausgleichung der Sprachverfchiedenheit ein Unding ift, 
und der Eonfeffionelle Friede, ftatt dadurch gefördert zu werden, 
ohne Zweifel nur neue Störungen erleiden würde; wir haben 
und überzeugt, daß durch diefelbe die verderblichfte Krankheit 
unferer Nachbarftaaten, die Büreaufratie, in erfchredendem Maße 
gepflanzt und groß gezogen würde und daß endlih wir Gefahr 
laufen, auch dur diefe Einrichtung mehr in dad unglüdliche 
Schubzollfuftem hineingetrieben zu werden.“ Dad Lestere hat 
Bezug auf die finanzielle Seite des Unternehmens, das eine 
große Summe erfordere, die unter fonftigen ungünftigen Ver 
umftändungen faum anders als mitteljt einer Zollerhöhung bei: 
zubringen wäre. Im Januar 1854 fam es zum Entfcheide. Der 
Bundesrath fprach fih im Sinne der Efcher’fchen Kommiffions- 
mehrheit aus. Der Nationalrath nahm, nach viertägiger Redeſchlacht, 
mit 59 gegen 39 Stimmen das Univerfitätögefeß ebenfalld an 
(27. Januar). Aber dießmal blieb er nicht Herr des Schladht- 

felded; der Ständerath befchloß nah ihm, mit 27 gegen 15 
‚ Stimmen, dad Gegentheil und verwarf die Hochſchule. Seine 
Mehrheit wied das zubereitete geiftige och zurück; dad war der 
Sinn ihred Botumd, vom bürgerlihen und religiöfen Stand— 
punft aus; in ihrer Zahl fanden fich fünfzehn Eonfervative Ka- 
tholifen zufammen, aus deren Mitte vornehmlih Landammann 
v. Reding-Biberegg dad Wort geführt hat. Da der Ständerath 
dann gleichzeitig fih mit 24 gegen 17 Stimmen für dad Poly- 
technifum erklärte, fo verzichtete der Nationalrath auf fein Schooß— 
find und ließ fich die Niederlage oder die Abfindung gefallen, 
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zumal in den Lehrplan der polytechniſchen Schule nun auch philo- 
fophifche und ftaatswirthfchaftliche Lehrfächer aufgenommen wur⸗ 
den. Dad Geſetz für Errichtung des Polytehnitumd war am 
7. Februar 1854 zwifchen den beiden Räthen vereinbart. Es ver- 
legte die Anftalt nach Zürich, beftimmte, daß die jährlichen Ge- 
fammtausgaben der Bundesfaffe für diefelbe Fr. 150,000 nicht 
überfleigen dürfen, und verpflichtete den Kanton zur Leiftung 
eined Baarbeitragd von Fr. 16,000, ihn und die Stadt zur 
unentgeltlichen Anmweifung der erforderlichen Gebäude und wiſſen— 
fchaftlihen Sammlungen, nebft botanifhem Garten. Im Herbft 
1855 wurde die fchmeizerifche polytechnifche Schule in Zürich er- 
öffnet, nachdem ihr ein halbjähriger Vorbereitungskurs voran- 
gegangen. 

Auf materiellem und geiftigem Gebiete waren nun jene 
nationalen Schöpfungen und Zentralifationen befchloffen oder 
vollends durchgeführt, melde bei Gründung der Bundesver- 
faffung als hervorragend verdienftlih angefehen und beabfichtigt 
worden, mit einziger Ausnahme der Hochſchule, bezüglich deren 
der Selbftftändigkeitäfinn der Tantonalen Ginzelrepublifen noch 
die Oberhand behalten hatte; der neue fchweizerifche Bundesftaat 
glitt in die DOrganifationen und Eigenthümlichkeiten hinüber, 
durch welche fich große und kleine Monarchien Namen und Glanz, 
jene auch Macht, nah Innen und Außen verfchafft haben. Noch 
fehlte ein äußeres Zeichen: ein ächt fürftlihes Wohnhaus für 
die Herrfcher, der Bundespalaft. Bon einem ſolchen fprach der 
Beſchluß der gefebgebenden Räthe von 1848 nicht auddrüd- 
ih; er verlangte in allgemeinen Ausdrüden bloß die er— 
forderlihen Räumlichkeiten für die Bundesbehörden, was einer 
ganz beſcheidenen Auslegung jenes Beſchluſſes Raum ließ. Die 
»Burgergemeinde® von Bern bewilligte aldbald auf Rechnung 
einer vorzunehmenden Vermögendausfcheidung zwiſchen ihr und 
der Einwohnergemeinde einen Kredit von Fr. 200,000 a. W. zu 
den Koften; die Einwohnergemeinde fprah dem Bunde Danf 
für die Erhebung der Stadt zum Bundesfib aus, übernahm die 
ihr zugedachten Berpflichtungen und fah auch den Fall vor, daß 
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füt den Bedarf der Bundesbehörden ſelbſt die Errichtung neuer 
öffentlicher Gebäude erforderlich würde, indem fie ſich für dieſen 
Fall das Eigenthum derfelben, und, „falld deren Beflimmung 
dahinfiele", auch die freie Verfügung über folhe Gebäude vor— 
behielt (18. Dezember 1848). Die Bundesbehörden waren hier- 
mit zufrieden und der Handel war gefchloffen. Zur Ausführung 
des Befchluffes der Bundesverfammlung fhreitend, gab ihm der 
Bundesrath eine beftimmtere Tragweite: er ftellte das Programm 
der „für die Bundesbehörden erforderlichen Räumlichkeiten‘ auf 
und übergab es der Stadtbehörde zur Beachtung, wobei er die 
Borausfegung ausfprah, das Alles in einem und demfelben 
Gebäude angewiefen werde, weil nur in diefem Fall ein ſchleu— 
niger, geregelter und einheitlicher Gefchäftsgang möglich fein 
werde; auch fügte er den Wunſch hinzu, daß „das neue Bundes- 
gebäude eine nach allen Seiten und befonderd gegen Mittag freie 
Lage erhalte“. Anfängliche Bedenken und Einreden bezüglich diefes 
Endzieles der Forderung wichen hier der Macht der Umftände: 
der Gemeinderath und die Einwohnergemeinde ließen fih in das 
Begehren ein, verlangten und erhielten etwelche Mitwirkung fei- 
tens der Kantondregierung in Bezug auf Anmweifung ded erfor- 
derlihen Bauplatzes, eröffneten einen Konkurs für den geforderten - 
Neubau, ſchritten nah erhaltener höherer Genehmhaltung zur 
Ausführung. Es fand eine Ausfchreibung flatt; von 37 Plänen 
ertheilte das Preisgericht demjenigen des Nrchiteften Ferdinand 
Stadler von Zürich den Vorzug; die Pläne der Architekten Kubli 
von St. Gallen und Dähler von Bern erhielten den zweiten 
und dritten Preis. In Folge befondern Erpertengutachteng kam 
jedoch Feiner derfelben zur Ausführung, fondern ein neued von 
Baumeifter Friedrih Studer von Bern verfaßtes Projekt; im 
Sommer 1851 begannen die erften Arbeiten; Anfangs 1852 
wurde Studer zum leitenden Architeften gewählt; am 21. Sep— 
tember desſelben Jahres fand unter angemeffener feier die Grund— 
fteinlegung ftatt; am 5. Juni 1857 die Uebergabe an den Bundes— 
rath, torüber eine Urkunde vorliegt, welche die Gemeinde ala 
Eigenthümer des Gebäudes, den Bund als den berechtigten Nuß- 
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nießer bezeichnet und feftfebt, daß, falls die dermalige Beftimmung 
dieſes Bundesrathähaufes, „fei ed durch Verlegung ded Bundes- 
figed oder durch Aenderungen im Bundesorganismus dahinfiele“, 
dasfelbe der Gemeinde in gutem Stande zur freien Verfügung 
zurüdgegeben werden fol. Bollendet ftand der monumentale Bau, 
der ſchweizeriſche Bundespalaft in der alten Zähringer— 
ftadt, dem himmelhohen Alpenkranz gegenüber, um die Mitte ded 
Sahres 1858. Der Bundesrath hatte diefe Refidenz ſchon am 
26. Mai 1857 bezogen; der Nationalratb und der Ständerath 
hielten ihre erften Sigungen in demfelben am 5. Juli 1858, 
und von dann an verkündet die auf den Zinnen des Palaſtes 
flatternde Nationalfahne die Anmwefenheit der beiden gefeßgeben- 
den Räthe. Eine Urkunde fprach der Stadt Bern die Befriedigung 
der Bundesbehörde über den Bau aus; die Nation anerkennt und 
lobt ihr großartiged Werk für und für; ihre Nepräfentanten end— 
lich feierten durch ein eben fo gemüthliches als prachtvolles Feſt— 
mahl gefammter Bundesbehörden zu Ehren der Stadtverwaltung 
deren Verdienfte (22. Sanuar 1859). Die Stadt Bern hat laut 
Rechnung auf Ende eben diefes Jahres für den Bau das große 
Dpfer von fr. 2,145,471. 24 Rp. gebracht. 

Kaum mar der jüngfte Revifiondftreit der St. Galler in den 
Hintergrund getreten, wurde er von Neuem angehoben. Die 
radikalen Katholifen, geleitet und angetrieben von Weder und 
Eurti, machten einen neuen Verſuch, dem Großen Rath und dem 
Volk die Verfafungsrevifion genehm zu machen. Sie vereinigten 
77 Mitglieder ded Großen Rathes in einer Sonderverfammlung, 
an welcher befchloffen wurde, dem Bolfe die Vornahme der Re— 
viffon zu empfehlen und deſſen abermalige Abftimmung zu vers 
anlafjen. Da fie felbft ſchon mehr als die abfolute Mehrheit des 
Großen Rathes bildeten, war deffen Beſchluß auch ſchon gemacht; 
er mußte nur noch in deffen Mitte in Form einer Motion vor- 
getragen werden. Dazu ließ fich der eidgendffifche Oberft Ritter, 
ein populärer Mann, bereden. Gegen etwaigen Abfall Solcher, 
welche dem Vorgehen nicht aus Ueberzeugung gewogen waren, 
wurde durch übliche Drohungen vorgeforgt. Der Große Rath 
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ging wirklich mit 84 gegen 58 Stimmen auf das Anfinnen ein 
(16. November 1850). Das Programm war ungefähr dasſelbe 
wie achtzehn Monate früher; der Kampf aber war heftiger. Pro» 
teftantifcherfeitö machten Steiger (nun Regierungsrath) und Pfarr- 
veftor Wirth Einfprache, indem fie ihren Glaubendgenoffen be— 
fonderd die Beibehaltung der Fonfeffionellen Trennung, mit 
Inbegriff der Eonfeffionellen Leitung des Schulweſens, als drin» 
gend empfahlen. Steiger wollte durch feine Oppofition „ein ge- 
ficherted evangelifches Wefen“ im Kanton erhalten, Unruhe und 
neue Steuern, die nach feiner Anfiht den Kanton heimfuchen 
würden, abwenden. Wirth befämpfte die Bereinigung ded Schul- 
weſens noch firenger vom religiöfen Standpunft aus: er wollte 
feine „Staatderziehung mit dem erften und legten Glaubens» 
artifel: „nich glaube an einen allein felig machenden Staat, 
darinnen nur Bürger, ohne Konfeffion, d. h. ohne kirchliches 
Glaubensbefenntniß erzogen und die alle bürgerlih ein Herz 
und eine Seele werden follen““, Weiter fagte er: „Das chrift- 
lihe Volk, veformirter und Tatholifcherfeits, verlangt von der 
Schule mehr ald bloß eine bürgerliche, es verlangt eine chrift- 
liche Beihulung. Die gleichgefinnten Katholifen fhrieben und 
flimmten ebenfalld® in diefem Sinn; mit 19,659 gegen 13,609 
Stimmen wurde dad radikale Projekt, zu deffen Durchführung 
zwei Fatholifche Fonfervative Bezirke durch „Annerion“ ihrer 
einzelnen Gemeinden an reformirte Bezirke hätten zertrümmert 
und mundtodt gemacht erden follen, abermald verworfen 
(19. Januar 1851), in Beachtung der Warnung eined Revi- 
fiondgegnerd, daß „von einem Dornbufch Feine Trauben fommen 
fönnen®, Weder nahm alöbald den Rüdtritt aus der Regierumg, 
heftig Elagend über „die von fogenannten Liberalen audgegans 
genen maßlofen Verdächtigungen und Derläfterungen der frei— 
finnigen Katholifen und ihrer Führer“. Leonhard Gmür aber 
rief im „Wahrheitöfreund® den Unterlegenen Johannes v. Müls 
ler's Sprud in Erinnerung: „Gott ift zu Gericht gefeffen über 
den muthwilligen Troß der Herren.® 

Das Wefen der politifhen Ordnung im Kanton Solothurn 


— 339 — 


haben wir früher geſchildert.“ Die Ausdehnung der radikalen 
Herrſchaft über die ganze Schweiz in Folge der Ereigniſſe von 
1847 und 1848 war dem Streben nicht günſtig, aus dem ſolo— 
thurniſchen Beamtenſtaat einen freiheitlichen Volksſtaat zu ſchaffen. 
Als die Verfaſſung von 1840 im zehnten Lebensjahr ſtand, leitete 
der Große Rath ihre.Revifion ein; das Volk ließ ſich wieder 
vernehmen, um einige demokratiſche Zugeſtändniſſe zu erhalten; 
aber ſeine alte Energie, durch die Kaſernenregierung gebrochen, 
war doch nicht wieder zurückgekehrt. Um ſo beharrlicher wirkte 
die Beamtenpartei, ohnehin allmächtig im Großen Rath, ihre 
Herrſchaſt wieder auf ein langes Dezennium und darüber zu 
fihern. Die aus dem Reviſionswerk hervorgegangenen Abände— 
rungen waren entweder unweſentlich oder nicht befriedigend. Die 
neue Verfaſſung ließ die aus mehrern Verſammlungen hervor— 
gegangenen „Volkswünſches um größere Unabhängigkeit der Ges 
meinden, Berminderung der Beamtengehalte, Ausfhluß der 
höhern Beamten aus dem Großen Rath, Erleichterung ded Wahl: 
rechts durch kleinere Wahlfreife, und Anderes mehr, unberüdfich- 
tiget; nur die indirekten Wahlen wurden abgefchafft und dur 
unmittelbare Wahlen für die Gefammtzahl der Großrathömit- 
glieder erfebt. Dagegen blieben die großen Wahlfreife, die All- 
macht des Großen Rathes; es enthält die Verfaffung fein Wort 
für Sicherung und Förderung der Gemeindefreiheit, überantwortet 
demnach das Gemeindewefen gänzlich der Willfür des Großen 
Rathes und feiner Gefeßgebung **; die Volksrechte befchränfen 
fih auf die felten vorkommende Wahl der Großräthe und auf 
die Abftinnmung über die Verfaljungsrevifion. Diefe Verfaſſung 
verheißt der Ausübung der chriftlichen Religion nach dem römiſch— 
fatholifchen (und evangelifchreformirten) Glaubensbekenntniß den 


* Vergl. Band II, Seite 414 bis 427. Band III, Seite 66 und 67. 

** (Eine mehr demofratifche Verfafjung und durch fie das Mecht der Wahl 
fämmtlicher Gemeindevorfteher, alſo auch jener des Ammanns oder Ge: 
meindepräfidenten, erhielt dad Volk von Solothurn erft im Jahr 1856. Gleich— 
wohl bewunderte man diefen Kanten zwanzig Jahre lang als einen „freifin- 
nigen“, 
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„befondern Schuß des Staates“ und unterfagt im gleichen Athem— 
zug (jelbftverftändlih den Katholifen) die Errichtung geiftlicher 
Korporationen. Am legten Tage ded Jahres 1850 war der Große 
Rath mit diefem Werk zu Ende; ein zünftiges Beamtenheer, die 
Schullehrer und befonderd die vielen radifalen Geiftlihen boten 
Allem auf, für dasfelbe die Volksgenehmigung zu erhalten; fie 
wurde mit 6140 gegen 4394 Stimmen audgefprodhen (19. Ja— 
nuar 1851). Seit dem Uebergang Munzinger’d in den Bundes 
rath wurde Trog als das leitende Haupt angefehen. 

Lange Sahre Hatte diefer Kanton auf den Entfcheid über 
feine Forderung an Bern, von der bifchöflich bafel’fchen Schuld 
herrührend, zu harren; die Forderung betraf ein Anleihen von 
Fr. 64,000 a. W., melde Summe der Fürftbifchof von Bafel 
im Jahr 1792, kurz vor der Invaflon der Franzofen in's Land, 
von Solothurn erhoben hatte und ald Flüchtling fi) baar nach 
Konftanz hatte fenden laffen. Die Forderung wurde abgemwiefen, 
wefentlih auf den Grund geftüßt, daB dad Anleihen ohne Mit- 
wirkung und Zuflimmung der Landftände Fontrahirt worden, in 
folhem Falle aber Frankreich felbft, der erfte Erwerber der fürft- 
bifhöflihen Lande, laut Inhalt de Friedensvertrages von Lüne— 
ville, nicht belangt werden fonnte, um fo weniger dann Bern, 
an welchen Kanton fpäter der größere Theil jener Landfchaft 
überging. Bei gleich getheilten Stimmen der Schiedsrichter fprach 
der Obmann, Bundesrath Furrer, das Urtheil (16. Mai 1854). * 


Fünfter Abfchnitt. 


Die Rechnung über die Sonderbundsfriegskoften. Endliher Nachlaß des Kontri- 

butionsreftes. Der Landesverrathsprozeß. Die Spoliation der Zuzerner Grofrätbe. 

Die Volksherrſchaft im Wallis neu begründet; Friede mit der Kirche dafelbft. 

Der Kontributionghandel von Freiburg; die Rückkehr des Biſchofs; Befreiung 
des Kreiburger Volfes von der Bundesvogtei. (1850 bis 1857.) 


Nachdem wir erzählt, wie die ehevorige Eidgenoſſenſchaft 
in die neue Schweiz umgewandelt worden, geben wir Bericht, 


* Vergl. Bd, III, S. 81 und S. 402. 
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wie die aus der Uebergangszeit herrührenden Anſtände und Zer⸗ 
würfniſſe größtentheils ihre Beilegung gefunden. 

Trugen die ehemaligen ſogenannten Sonderbundskantone 
ſchwer an der Zahlung der Kriegskoſten, ſo laſtete kaum weniger 
ſchwer die Rechnungsſtellung über dieſelben auf dem wie gewöhn— 
lich viel getadelten Oberkriegskommiſſariat. Es iſt wohl dieſem 
Umſtand beizumeſſen, daß der Oberſtkriegskommiſſär Abys ſich 
bewogen fand, in ausführlicher Schrift über Organiſation, Schick— 
fale und Leiftungen der Armeeverwaltung während des Krieges 
zum gefammten Bolfe zu fprechen; * in derfelben fchildert er 
ausführlich, wie ſchwierig insbefondere die erſte Bethätigung des 
Oberkriegskommiſſariats geweſen: „Ohne weſentliche Borbereis 
tungen, ohne ein verfügbares eingeübtes Perſonal für die Zen— 
tralleitung, gedrängt von der plötzlichen Gegenwart einer Armee 
von 50,000 Mann, die eben ſo ſchnell durch das Aufgebot der 
Reſerven ſich verdoppelte, und gegen deren mannigfache Bedürf— 
niſſe und Forderungen ſich keinerlei Zögerungs- oder Abweifungs- 
gründe anwenden ließen, waren die erſten Tage ſeines Daſeins 
einzig in ihrer Art; man mußte vorwärts um jeden Preis und 
durfte weder Bedenklichkeiten Raum geben, noch weniger fich 
durch dergleichen aufhalten laffen“ (4. April 1850). In die 
Alltagsſprache überfegt hieß das, man habe fich über die Negle- 
mente je nach Umftänden hinwegſetzen müffen. Dad Total der 
Kriegskoſten gab die Rechnung auf fr. 6,140,305. 12 Rp. a. W. 
an, unter welchen für „geheime Ausgaben“ die verhältnißmäßig 
kleine Summe von Fr. 1329. 57 Rp. vorfommt. Zur Prüfung 
der Rechnung hatte der Ständerath die Priorität; feine Kom— 
miffion war mit der Form derfelben nicht zufrieden; es folgte - 
daher Rüdweifung der Rechnung, damit fie nah dem Muſter 
derjenigen über die Bewaffnung vom Jahr 1845 umgearbeitet 
werde. Das gefhah, und Abys freute fih in einem Nachtrag 
zu feiner Schrift (vom 1. November 1850), daß die Umarbeitung 

* „Erinnerungen aus dem Dienft der Kriegäverwaltung bei der eidgenöfe 


fiihen Armee im Feldzuge gegen den Sonderbund. Von R Abys, eidg. Oberft- 
kriegskommiſſarius“. Zürich, 1850. 
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die vollftändigfte Uebereinſtimmung mit den frühern Abſchlüſſen 
gezeigt habe. Die bezahlenden Stände wollten aber auch ein Wort 
zur Sache fagen. Quzern verlangte und erhielt, für fih und ge: 
fammte betheiligte Kantone, Einfihtnahme in die Rechnung; fie 
übergaben folche dem. genaueften Rechner und Beleg-Anatomen 
gefammter Eidgenofjenfhaft, dem ehemaligen eidg. Oberfifriege- 
fommiffär Shin; von Zürih. Diefer erftattete feinen Kommit- 
tenten einen ausführlichen Bericht, aus dem wenigftend für jede 
fünftige Heeredverwaltung viel zu lernen iſt; er rügte mancherlei 
wahrgenommene Unordnung, willfürliche und unreglementarifche 
Borfommenheiten, mangelhaften Ausweis über viele Ausgaben. 
Im Namen der VII Stände fodann und in Folge einer kon— 
ferenziellen Berfammlung derfelben übermittelte Luzern. den em— 
pfangenen Befund des Experten an den Bundesrath mit dem 
Erfuhen „um eindringende Würdigung“, unter Anderm auch zu 
dem Zweck, „für die Zufunft alle jene Anordnungen treffen zu 
fönnen, wodurch die gefährdete Moralität im eidgenöſſiſchen 
Militärverwaltungswefen gründlich gefichert und geſchützt mird* 
(Schreiben vom 21. Juli 1852). Kurze Zeit nachher folgte der 
Nachlaß, den wir allernächſt erzählen werden. Schinz aber er- 
wartete noch immer eine eingehende Verhandlung der Räthe über 
feine Unterfuchungsergebniffe und fehrieb (8. Dezember 1852) an 
die Konferenz. Mitglieder einläßlih, wie nothwendig die Berei— 
nigung märe, denn wenn in Bezug auf alle von ihm befonders 
ausgehobenen Punkte nicht volle Aufklärung zu gewinnen fei, 
„worauf follte dann“, fagte er, „die Armeeverwaltung fünf 
tig ihren guten Auf ſtützen?!“ Auch dem Bundespräfidenten 
ſchrieb er, und machte ihn aufmerffam auf die Gebrechen der 
Rechnung, wie auf „die dringende Nothmwendigkeit einer Reform 
der Armeeverwaltung®. Aus feinem Bericht erfährt man, daß der 
Betrag von Fr. 25,942 a. W. Koften des Truppenaufgebotes, 
zu welchem Bern in Folge des Schredend der Aargauer Regie— 
zung im DOftober 1847 * gefchritten, in die Nechnung über den 


* Vergl. Band III, Seite 543, 
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Feldzug aufgenommen und der Regierung von Bern vergütet 
worden. 

Während. diefen Rechnungsverhandlungen gelangten wieder- 
holt Nachlaßgeſuche der gedrüdten Kantone an die Bundesver- 
fammlung. Für die Angefprochenen wie für die Anfprecher war 
diefe Nachleſe aus den frühern Kämpfen gleich bemühend. Ein 
erftesmal war Freiburg Anfangs 1848 mit einem Nachlaßgeſuch 
eingefommen; es wurde abgemwiefen; im Laufe des gleichen Jahres 
ftellten gefammte fieben Stände die Bitte um Ermäßigung der 
ihnen auferlegten Kriegs- und Okkupationskoſten; die Tagſatzung, 
jest gewöhnlich „die alte“ genannt, gab einen Abfchlag. Als an 
die Stelle diefer Alten die neuen Räthe getreten, regte fich Frei- 
burg wieder; eine vom Bundesrath angetragene, vom National- 
rath und vom Ständerath genehmigte Tagesordnung mar die 
Antwort (Februar und Mai 1849). Bei diefen dreimaligen Ver- 
fuchen hatte e8 fein Bewenden nicht: Schwyz ftellte fein früher 
befprochenes Gefuh um Bewilligung, eine nächſte Nate feiner 
Schuld für den Bau ded Hauptftraßenzuges zu verwenden; die 
Räthe wollten nichts hievon wiſſen (Dezember 1849). Im Früh— 
jahr 1850 erneuerte Freiburg fein Einzelbegehren und wurde 
abermal abgemiefen. Ihm folgte Uri mit dem Gefuh um Ber: 
längerung einer Zahlungsfrift; harter Abfchlag feitend des Natio- 
nalrathed; nur der Ständerath überging zu einiger Milde, indem 
er eine verlängerte Zahlungsfrift, wenn nicht für die in frage 
geftellte, fo doch wenigſtens für eine fpätere Rate gewährte, ein 
Beſchluß, der erfolglos war, weil der Nationalrath die Zuftim- 
mung verweigerte (ebenfalld im Frühjahr 1850). Nach diefen 
ſechs fruchtlofen Bitten wiederholten Uri, Schwyz, Unterwalden, 
Zug und Freiburg das Erfuchen um theilweifen oder ganzen 
Nachlaß der Schuld; der Ständerath wied das Hauptbegehren 
ab, wollte aber doch unterfuchen laſſen, ob nicht günftigere Zah— 
lungsbedingungen gewährt werden könnten; der Nationalrath 
lehnte aber auch diefes ab, und die Bittfteller gingen abermals 
leer aus (Ende 1850). Neue Berathung im folgenden Jahre: 
auf Antrag ded Bundesrathed wurde Berzinfung der auf Abs 
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ſchlag geſchehenen Vorauszahlungen und Annahme auch von guten 
Titeln, ſtatt bloß Baarſchaft, bewilliget; das ſollte Großmuth 
fein (Auguſt 1851). Endlich klopften mehrere der VII Kantone 
neuerdings an, zuerſt Schwyz, Luzern und Freiburg (Dezember 
1851), dann Ob- und Nidwalden; ed war dieß die Beranlaffung 
zur neunten und abjchlieplihen Berathung. Luzern gedachte in 
feinem Schreiben der großen Summe, welche es bereits an die 
Bundesfafje bezahlt, dann der Koften der eigenen Kriegsführung 
und der aus der Kriegdzeit herrührenden Reklamationen wegen 
Eigenthumsentſchädigungen; erwähnte, daß die finanzielle Noth 
des Landes nur durch Inanſpruchnahme der größern Stifte und 
Klöfter und durch die Belaftung der Gemeinden mit dem mehreren 
Theil der-eigenen Kriegdfoften erleichtert werden fonnte; daß das 
turch die Tagſatzung ſelbſt vorbehaltene Rückgriffsrecht „auf die 
Schuldigen“ jedenfalld unzureichend, die Hülfsmittel des Landes 
nun erfchöpft feien. Schwyz bezifferte ebenfalls feine Leiftungen, 
die erwachſenen Schulden zumal für VBerbefferung des Straßen- 
weſens; meldete, wie ed nun für Gemeinde, Bezirk und Kanton 
zu dem früher faft unbekannten Mittel der Befteuerung habe Zus 
fluht nehmen müffen, und verwies auf die früher unbekannten 
Anfprüche feitend des Bundes für die aus der Zentralifation her- 
vorgehenden Neuerungen; ed betheuerte endlich wiederholt fein 
rücdhaltlofed Eingehen in die neue Bundesverfaffung. Freiburg 
berief fich auf die großen Reformen, zu denen c8 „für die innigere 
Verbindung des Kantons mit der Eidgenoffenfhaft“ gefchritten, 
dann (in einer zweiten fpätern Eingabe) auf die bereits in Folge 
der neuen Steuern ſtark hervorgetretene Unzufriedenheit (es war 
inzwifchen die Volföverfammlung von Poſieux gehalten worden), 
ließ durchbliden, daß wenn in Folge einer Nachlaßverweigerung 
pdie Inftitutionen von Freiburg fallen follten, die Reaktion ſich 
nicht mit diefem Triumphe begnügen, fondern ihre Augen aud 
anf Waadt, Genf, Neuenburg u. f. mw. richten würde“, endlich 
felbft die neue Bundesordnung gefährdet wäre. Die beiden Unter- 
walden verwiefen auf erfchöpfte Kaffen, Nidwalden noch befonders 
anf den in der ganzen Schweiz „laut gewordenen Wunſch, daß 
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der alte Bruderzwiſt gänzlich vergeſſen und durch einen Akt der 
Milde eine aufrichtige Verſöhnung unter allen Ständen beſiegelt 
werde.“ | 

Diefen Borftellungen kam ein hehrer Genfer Gedanke zu 
Hülfe. Rilliet-Gonftant, der die Noth der Bittenden nicht nur in 
nächſter Nähe mit angefehen, fondern fie zum Theil auch felbft 
verfchuldet und vergrößert hatte, empfahl im „Cercle national“ 
zu Genf die Aufnahme einer Nationalunterzeichnung, die fofort 
auch beichloffen wurde (31. Januar 1852); die Schuld der 
Sonderbundäfantone, fo hieß es in dem von jenem Berein er— 
laffenen Aufrufe, betrage 2,300,000 Franken; fpende jeder Schwei- 
zer einen Franken, fo fei fie getilgt,: „in unferm lieben Baterland 
dann weder Schuldner noch Gläubiger“ mehr. Die Subjfription 
übernahm der Verein unter der einzigen Bedingung, daß wenn 
nicht die ganze Summe zufammengebradht werden fünne, die 
Bundesbehörde den betheiligten Kantonen wenigſtens fo viel er- 
laffe, als die Subjfription betrage, d. b. gleich viel hinzulege, 
ald die Privaten. * Aus diefem erften Schritt ging ein ſchweize— 
rifches Zentralfomite für erwähnte Nationalfubfkription hervor; 
Alt-Regierungsrath PeftalozzirHoffmeifter von Zürich war deffen 
Vorſtand. Es ſammelte und fiellte der Bundeöverfummlung als 
Beitrag zum großen Werke der Verfühnung 265,000 Fr. zur 
Verfügung, ** mit diefer Gabe das Erfuchen um gänzlichen Nach- 
laß des noch ausſtehenden Gejammtreftes der Kriegsfoften und 
um allgemeine Amneftie fowohl von Seite der Bundes- als der 
Kantonalbehörden verbindend (2. Juli 1852). Eben damals faßen 
die Räthe. Glüdlicher Weife für die fieben Kantone hatte der 
Ständerath die nitiative, wie auch fhon früher. Die Mehrheit 
feiner Kommifjion (Fazy, Stehlin von Bafel, v. Schorno aus 
Schwyz und Aepli von St. Gallen) beantragte übereinftimmend 
den ganzen Nachlaß; das legtgenannte Mitglied begründete diefen 
Vorſchlag durch ein mit Fleiß, Geſchick und Muth abgefahtes 

* Aufruf vom 6. Februar 1852, unterzeichnet von 3. Challet-Venel. 

** Die Subifription betrug fchließlih Fr. 268,259. 76 Rp., wovon 
Fi. 28,628, 25 Rp. von Schweizern im Ausland eingegangen. 
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ausführliches Gutachten; denn Muth bedarf es, um in ver- 
fnöcherte Parteianichauungen einen heilfamen Riß zu bringen. 
Ammann von Schaffhaufen, das fünfte Mitglied, hinkte neben- 
bei mit dem Antrag auf Nachlaß einer Million, gleih als ob in 
großen fragen Eleinliche Entfheide auf Erfolg Anfpruh machen 
fönnten. Aus dem Mehrheitsbericht ift zu entnehmen, daß fich 
bei der Nationaljubjfription neben einer Anzahl Gemeinden, Ge— 
fellfchaften und Vereine mehr denn 24,000 Perſonen, unter diefen 
600 Schweizer im Ausland, betheiligt haben. Ueber Forderungen 
und Leiftungen enthält jenes urkundliche Aktenſtück Folgendes: 
Die urfprünglihe Hauptforderung an die Bundesfaffe betrug 
dr. 5,926,639. 57 Rp.; dazu fam ald Folge von Nachtrags— 
rechnungen die Summe von Fr. 652,987. 12 Rp., fo daß fi 
eine Gefammtforderung von Fr. 6,179,626. 69 Rp. ergab. Ber 
zahlt hatten die VII Kantone bi damald (Ende Suli 1852) 
Fr. 3,962,185. 90 Rp., mit Zinfen zufammen Fr. 4,523,693. 
10 Rp.; fie hätten an Kapitalreftanz von der Hauptforderung 
und an Nachtragsforderung im Ganzen noch Fr. 2,217,440, 
TI Rp. zu bezahlen gehabt. * Mit Hinzurehnung der angeführ- 
ten Zinſe hätte ſich demnach, ohne Nachlaß, eine Gefammtfon- 
tribution von Fr. 6,741,133. 97 Rp. ergeben. Ale Summen 
find in alter Schweizerwährung angegeben. Die Kriegsrechnung 
hatte übrigens danıald die Pafjation noch nicht erhalten, und je 
nach Befund der Bundesbehörde wäre nach den Anträgen des 
Revifors Schinz eine nicht unerheblihe Summe in Abzug ge— 
fommen. Die Berichterftattung ermangelte nicht, den Beweis 
zu führen, daß der Nachlaß ohne Gefährdung der Bundeöfinanzen 
gewährt werden fünne, daß das politifche Intereſſe der Eidge— 
noffenfchaft ihn empfehle, die öfonomifche Rage der petttionirenden 
Kantone denfelben erheifche, daß endlich nur ein gänzlicher Nach— 
laß den wünfchbaren moralifchen Einfluß zu üben vermöge. Ein- 
wendungen, daß in einem Nachlaß nur die Aufmunterung reak— 
tionärer Beftrebungen läge, fchlug Aepli mit der Aeußerung aus 


* Yus dem Bundesblatt, Band II, 1852, Seite 693. 
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dem Feld, »daß es in der Republik überhaupt keine beſſere Waffe 
gegen einen wirklichen oder vermeintlichen innern Feind geben 
könne, als, wenn man die Macht beſitzt, hart zu fein, groß— 
müthig zu verfahren“, Mit Wärme unterſtützte Fazy in münd— 
lihem Bortrag diefed Gutachten; würden die Bundesfinanzen 
ſolches erlauben, fagte er, fo hätte er die Rückzahlung der ganzen 
Kriegsſchuld beantragt. Als Redner für den Nachlaß ließen fich 
auch Peter Conradin v. Planta, Kurz, Jeanrenaud-Beſſon, Och: 
fenbein und Munzinger vernehmen. Die Gegner fchoben meift 
Tinanzbeforgniffe vor; einer aber, Peſtalutz von Zürich, rüdte 
mit dem wahren Grund der Oppofition aus; er verwies auf die 
politifhe Regfamfeit der Bevölferungen in Freiburg, Wallis und 
Luzern, die fih damald wieder zu ermannen fihienen, um unbes 
fugten Drud abzuwenden; Solches war ihm „Ultramontanigmus“, 
dem man fein Gefchenf zu neuer Bekämpfung der „liberalen“ 
Partei zu mahen habe. Die Mehrheit aber ging felbfiftändig 
neben dem abgedrofchenen Schlagwort vorbei und bewilligte mit 
27 gegen 13 Stimmen den gänzlichen Nachlaß. Die Minderheit 
beftand aus eilf Reformirten und zwei radifalen Katholiken, 
Weißenbach aus Aargau und Würth von St. Ballen (Richten 
fteig). Im Nationalrath wollten die Gegner des Nachlaſſes ſich 
mit Berfchiebung behelfen und inzwifchen Bericht vom Bundes 
rath über die finanzielle Seite der Frage einholen. Eſcher, Stämpfli, 
Kern, Drucy, unterftügt durch Dubs und Häberlin, ſchlugen diefen 
Meg ein, um der bisherigen extremen Parteipolitif das Leben zu 
friften. Bon den vielen Rednern für das unverweilte Eintreten 
ernteten Siegfried und Gamperio den meiften Beifall. Diefe An- 
ſicht fiegte mit 54 gegen 27 Stimmen. Als es in der folgenden 
Sigung zur Behandlung der Nachlaßfrage felbit fam, wurden 
verfchiedene Kommiffionsanträge eingebradht: Tourte und Sieg— 
fried empfahlen gänzlihen Nachlaß, Kern 1 Million wie Ammann 
im Ständerath, Stämpfli und Eſcher den Nachlaß bloß der Nach— 
tragöforderung; lebtere beide Gegenanträge fanden feine Beach— 
tung. Trog befämpfte die bisher vorherrfchend gewefene Partei- 
Politik, ald deren Hauptiräger Eſcher und Kern fich geltend 
35 * 
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zu machen gewußt hatten. Er brach eine Lanze mit dem Syſtem 
der Ausfchließlichkeit, das ſich allein für patriotifh ausgab; „die 
wahre Vaterlandsliebe ift nicht das ausfchliegliche Eigenthum der 
Parteis, und „ih anerfenne fein politifhes Papſtthum, woher 
ed auch kommt“; fo ſprach Trog, fehr verftändlih für Ejcher 
und feine Vertrauten. Trog und Siegfried gingen in ihren Vor— 
trägen auch auf das Wefen des vieljährigen Kampfes ein und 
Ihoben die Schuld auf beide Theile, weßhalb nicht der eine 
allein deſſen drücdendfte Folgen zu tragen habe. Die große Mehr: 
heit gab diefer Anficht Beifall, indem fie mit 63 gegen 26 Stim— 
men den Neft der Kriegsfhuld zu ftreichen beſchloß. Es ergab 
fi hieraus der Bundesbefhluß vom 13. Auguft 1852, welcher 
den Nachlaß für den gefammten noch nicht bezahlten Betrag aus- 
fpriht, die Kantone, welche fi gegemüber den andern in Vor— 
fhuß befanden und daher Nüdzahlungen erhielten, verpflichtet, 
ſolches Betreffniß für Tilgung befannter Zwangsanleihen an ihre 
Angehörigen, fonft aber für das Schul» oder Armenwefen, für 
Eifenbahnen, Landftraßen oder Kanäle, oder für ähnliche Zwecke, 
zu verwenden, endlich die Rechnung über die Kriegsfoften, fo 
weit fie die Kantone des ehemaligen Sonderbundes betrifft, ala 
erledigt erflärt. Durch legtere Beflimmung waren genannte Kan- 
tone der mwiderwärtigen Mühe enthoben, die von ihrem Beauf- 
tragten Schinz ausgegangenen Rechnungsbemängelungen durch. 
zufechten. Sching hat in feinem früher erwähnten Schreiben die 
Anficht ausgeſprochen, daß fein Bericht zum Nachlaß ebenfalls 
beigetragen habe. Der Ertrag der Nationalfubffription wurde der 
Bundeskaſſe einverleibt; das Komite, welches ihn eingefammelt, 
erhielt feitend des Bundesrathes einen amtlichen Akt der Aner- 
fennung. Ueber den Betrag, welchen die einzelnen der VII Kan— 
tone an den ihnen in Gefammtheit zu Laften gebliebenen Theil 
der Kriegskoſten zu leiften hatten, geriethen fie fpäter unter ſich 
in Prozeß. Die neuen Regierungen von Luzern und Freiburg, 
ſchroffe Gegenfühler ihrer Vorgänger, gaben fih gern dem Wahne 
bin, daß fie von dem, was leßtere gethan, nicht Die geringfte 
Notiz zu nehmen hätten; fie überfahen, daß die Nechtäverbind- 
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lichfeiten eines Staates wegen des bloßen Wechfeld der Regierung 
nicht aufhören. Auch Zug wollte fich nicht einlaffen. Als Uri, 
Schwyz, Unterwalden ob dem Wald und Wallis die Regierungen 
jener drei Kantone zur Abrechnung aufforderten, lehnten dieſe 
jegliche Mitwirfung zu diefem Zwede ab. Bon jenen erfterwähn- 
ten Kantonen fodann vor Bundesgericht belangt, ftellten fie neben 
andern folgende Einrede: „Der Sonderbund qualifizire fich als 
ein Bertrag zur Empörung und Rebellion gegen die Eidgenoffen- 
haft; der Ausdrud „„Schugbündnig®® fei fimulirt; in der That 
fei den Sonderbundsfantonen die Sphäre ihrer Souveränetät zu 
enge gewefen; ihre Beftrebungen feien dahin gegangen, die Marchen 
ihres Gebiets auszudehnen und den Proteftantiamus in der Schweiz 
zu unterdrüden; es komme demnach pactum illieitum (seu turpe) 
in Frage; bei einem folchen feien Komplottanten für ihre Hands 
lungen wohl verantwortlich gegenüber Dritten, nicht aber können 
fie hieraus unter fich Rechte herleiten.“ Das Bundesgericht aber 
erflärte, daB das „Separatbündniß nicht in die Kategorie eines 
unfittlichen oder verbrecherifchen Unternehmens falle“, und ver- 
pflichtete die ftörrigen Kantone Luzern, Zug und Freiburg zur Abs 
rechnung (Urtheil vom 3. Juli 1858). In Folge diefed Spruches 
wurde zur Abrechnung gefchritten, welches Gefchäft jedoch zu neuem 
Prozeffe zwifchen den Kantonen Uri, Schwyz, Unterwalden ob und 
nid dem Wald, Zug und Wallis einer-, Luzern und Freiburg 
anderfeits süber Rechtöfragen führte, welche abermal® durch Ur— 
theil des Bundesgerichtes beantwortet wurden (9. Dezember 1863); 
e8 bezeichnet dasfelbe die verfchiedenen Arten von Koften, melde 
die Kantone gegenfeitig in Abrechnung bringen mögen, dann 
Anfang und Ende der gegenfeitigen Haftungäzeit, und erklärt die 
eidgenöffifche Geldffala vom Jahr 1838 ald Maßſtab zur Welt 
ſetzung des auf jeden Kanton fallenden Betreffniffee an dem aus 
der Abrechnung fich ergebenden Gefammtkoftenbetrag. Der legte 
Aft der Ausgleihung zur Vollziehung diefes Urtheils fand ftatt 
durch gütliches Einverftändniß unter den Betheiligten im Jahr 1869. 

Noch hatten ſich die Bundesbehörden mit der Rechnung über 
den Sonderbundafeldzug in Folge ihrer eigenen Verwaltungs— 
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pflichten zu befaffen. Der Bericht einer ftänderäthlichen Kommiffion 

vom 9. Juli 1853 anerkennt die Derdienfte, die der Experte der 
VII Kantone fih dadurd erworben, daß er alle Blößen der 
Kriegsverwaltung, abgefehen davon, ob fie den handelnden Per- 
fonen oder der Organifation zur Laft fallen, ungefcheut aufge— 
dedt habe; fie bezeugte, daß er durch diefe Kontrole dem Wehr: 
weſen und der Adminiftration felbft den weſentlichſten Dienft er- 
wiefen habe, fügte jedoch mildernd bei, daß er dem „Leben“ im 
Kriege gegenüber den Neglementen doch zu wenig Rechnung ge— 
tragen. Die Kommiffion ging dann in den ganzen Detail der 
Bemängelungen ein und veranlaßte über manche Poften nähere 
Unterfuhungen, die fpäter durch eine Erpertenfommiffion ges 
pflogen wurden. Es erfolgten Aufflärungen und Berichtigungen, 
endlich die Gutheißung der Gefammtrechnung feitens der Bundes: 
verfammlung unter Borbehalt des einem Divifionsfommiffär aufs 
erlegten Erſatzes einer zu viel berechjneten Summe (2. Februar 
1854), ſechs Fahre nad) Beendigung des Feldzugs. 

Die zweite Bitte des Zentralfomite'd, welches die National- 
fubffription aufgenommen, um allgemeine und fantonale Amneftie, 
fand fein Gehör. Noch waren die von der neuen Staatsgewalt 
Luzern’d gegen die Mitglieder der ehemaligen Regierung und jene 
des Großen Rathes gefchleuderten Reaktionsdekrete thatfächlich in 
Kraft, wie Gegenftand wiederholter Einfprachen. Segen das früher 
erwähnte Defret vom 24. Dezember 1847, welches die ehemaligen 
Regierungsräthe zum Erſatz der in Quzern verwalteten, dann 
theilweife für die Ausgaben des Sonderbundes verwendeten eid— 
genöſſiſchen Kriegsgelder verpflichtete, ergriffen fie Nefurs an das 
Dbergericht, damit dasſelbe erfenne: es habe der Negierungsrath 
unbefugt verfügt und für Geltendmachung einer allfälligen Erfag- 
forderung an die Refurrenten den Zivilrechtsmeg zu betreten. 
Gleichzeitig erfuchten fie, um ernften Kompetenzfonflift zu ver- 
meiden, die Regierung um Rücknahme ihres Beſchluſſes. Vers 
geblih. Ein Defret des Großen Rathes genehmigte die Ber: 
fügungen der Regierung (18. Januar 1848). In Folge deifen 
lehnte das Dbergericht das Eintreten in jenen Refurs ab, da 
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nun eine höhere Behörde geſprochen habe. Im Großrathsbeſchluſſe 
werden ſelbſt jene Altregierungsräthe, welche erwieſener Maßen 
den Sitzungen und Verhandlungen des Regierungérathes, in 
denen fragliche Kriegögelder, unter folidarifcher Haftbarfeit der 
fieben Stände, ihrem gemeinfamen Kriegsrath überlaffen wor— 
den waren, nicht beigewohnt hatten, als haftbar erflärt, jedoch 
mit Regreß gegen ihre Kollegen, welche die Beſchlüſſe wirklich 
gefaßt hatten, Die Angefprochenen, für einmal hülflos, mußten 
fih in das Unvermeidlihe ergeben; fie thaten die nöthigiten 
Schritte, den Staat, nachdem er ihnen eine Reduktion der ab— 
geforderten Summe bemilliget, zufrieden zu ftellen, haben aber 
eine rechtlihe oder auch nur moraliihe Schuld gegen denfelben 
nie anerfannt. Sie leifteten durch VBermittelung befreundeter Banf- 
häuſer Bürgfchaft und wurden in Folge defjen der Haft enthoben. 
Auf freiem Fuß gaben fie der neuen Regierung Dedung in wirk- 
lihen Schuldtiteln. Aufgefordert zur Zahlung (Juli 1848), lei— 
fteten fie folche theild aus dem Ergebniß eines Anleihens, welches 
fie auf eigene Rechnung in Bafel abgefchloffen, theils aus den 
von einigen Sonderbunddfantonen empfangenen Rüdzahlungen. 
Gedrängt nämlich von der Luzerner Regierung, hatten fie id) 
früher ſchon an einzelne jener Kantone mit dem Begehren um 
Nefundation der ermeislich zu eigener Verwendung aus den eide 
genöffifchen Kriegsgeldern empfangenen Beträge gewendet, ein 
Begehren, dem Ob- und Nidwalden freiwillig, Uri und Schwyz 
aber erft in Folge gerichtlicher Urtheile enifprachen. Immerhin 
ſahen fih nun die Alt-Regierungsräthe doch noch mit einer be- 
deutenden Summe belaftet, und hat man Zeit und Leben in 
guten Treuen dem Staatedienft gewidmet, fo läßt man fich nicht 
gutwillig darüberhin noch „für das gemeine Befte“ ausplündern, 
Bon der rechtlichen Ueberzeugung ausgehend, daß nicht fie, fon- 
dern die fieben Sonderbundsjtände, vermöge übernommener foli- 
darifcher Haftbarfeit, für den Betrag einzuftehen haben, belangten 
fie die Negierung von Luzern für den Reſt ihres Guthabens, 
d. h. fie forderten Vergütung des ſelbſt Bezahlien, inwiefern fie 
ſolche nicht bereitd auf anderm Wege gefunden hatien (November 
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1856); zu dieſem Schritt waren fie um fo eher berechtiget, ala 
das Defret vom 24. Dezember 1847 fchließliche gerichtliche Aus— 
tragung nicht vorenthalten hatte. Nach friedensrichterlihem Vor⸗ 
ftand fand der geſetzliche Schriftenmwechfel ftatt und im Mai 1858 
fonnten die Akten ald gefchloffen erflärt werden. Nun verwen 
deten fih die Alt-Regierungsräthe bei der Regierung zu dem 
Zweck, daß der Entfheid dem Bundesgericht übertragen werden 
möchte. Sie lehnte ab, der Große Rath aber befchloß das Gegen- 
theil mit 37 gegen 36 Stimmen. Das Bundesgericht fand die 
Haftbarfeit auf Seite gefammter Sonderbundäftände, inbegriffen 
Luzern, und verfällte demnach die beflagte Kantonsregierung zum 
vollen Erfaß der in Frage geftellten Summe von fr. 119,669. 
33 Np. an die Alt-Regierungdräthe, fammt Zinfen feit Anfang 
1857, Gerichte und außergerichtlihen Koften (Urtheil vom 
16. Dezember 1859). Erhielten die Sieger, gleich andern Pro— 
jeßgewinnern, auch nicht volle Schabloshaltung für erlittene Be— 
drängniß und beftrittene Auslagen, fo hatten fie hinwieder eine 
glänzende und Iehrreihe Genugthuung gegenüber ihren Berfol- 
gern errungen; denn in Folge jenes Urtheils erfcheinen alle und 
jede aus dem oft angeführten Titel feitend der proviforifchen 
und der nachherigen verfaffungsmäßigen Regierung gegen fie er— 
lafjenen Defrete als eben fo viele unbefugte Gewalthandlungen, 
die von Anfang an befjer unterblieben wären. 
Noch beftand das Luzerner Großrathädefret vom 3. Februar 
1848, welches die Mitglieder des ehemaligen Großen Nathes, 
die Beamteten und andere Gönner des Sonderbundes zu Beier 
trägen an die Kriegsfoften und zu Einftellung im Aftivbürger- 
recht verurtheilt, auch unter befondere politifche Aufficht geftellt 
hatte; ebenfall® noch das fpätere VBollziehungsdefret, welches den 
Großrathömitgliedern zufammen eine Kontribution von Fr. 313,500 
a. W. auferlegte. Die Mitglieder ded Großen Rathes, in ihrer 
Mehrzahl, machten Einfprache bei dem Großen Rathe: des Ber: 
faffungsbruhes und der Rebellion gegen die Eidgenoſſenſchaft 
bejchuldiget, werden wir „mit dürren Worten Verbrecher genannt; 
wir find feine Verbrecher“ ; fagten fie. Sie hätten nach beftem 
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MWiffen nichts Anderes gethan, ald zu Maßnahmen bevollmädh- 
tiget, welche zur Handhabung der politifchen und der Fonfeffionellen 
Rechte des Kantond und des beftehenden Bundesvertrages noth- 
wendig geworden. Laut Berfaffung und Gefeb dürfe der Große 
Rath Niemanden im — einſtellen, und was die 
Kontribution betreffe, ſei ſie entweder eine Strafe oder eine 

außerordentliche Steuer; als Strafe könne der Große Rath keine 
Kontributionsdekrete erlaſſen, und zu einer Kontribution als 
Steuer ermächtige ihn kein Geſetz. Der Bittſteller waren ſechs— 
undſiebenzig. Sie ſprachen die Erwartung aus, es werde der 
Große Rath die gegen ſie erlaſſenen Dekrete in allen Theilen 
aufheben. Der Große Rath aber ſchritt zur Tagesordnung; er fühlte 
ſich ſtark genug, um gegen Andere formaliſtiſche Strenge anzu— 
wenden, während er ſelbſt Machtvollkommenheit übte und Be— 
ſchlüſſe faßte, zu denen eine Befugniß weder in Verfaſſung noch 
in den Geſetzen gefunden werden konnte, die vielmehr zu beiden 
in offenem Widerſpruch ſtanden. Der Abſchlag wurde auf er— 
neuerte Vorſtellung wiederholt. Die betroffenen Alt-Großräthe 
erhielten Mahnung zur Zahlung und es wurde ihnen das erſte 
Rechtsbot angelegt, wogegen ſie Rechtsvorſchlag einlegten. Dem 
Staate gefiel es nun nicht, gegen ſie den Zivilrechtsweg zu be— 
treten; ſie wurden vielmehr vor den Staatsanwalt geladen, der 
ſie über die vermeinten Unthaten einvernahm. Hierauf folgte die 
Einleitung zur Kriminalunterſuchung, dann erneuerter Rekurs an 
den Großen Rath, unter Nachweis, daß dieſes Verfahren in 
Widerſpruch ſtehe mit den Großrathsbeſchlüſſen vom Februar 
und Auguſt 1848, und abermalige Abweiſung ſeitens der Be— 
hörde. Das Kriminalverfahren hatte nun feinen weitern Forts 
gang. Geſchichtlich merkwürdig ſind einige Antworten, die der 
geweſene! Großrathspräſident Joſeph Mohr bei dieſem Anlaß in's 
Verhörprotokoll niederlegte: „Ich kenne keinen Sonderbund. Ein 
dießfälliger Akt iſt mir nie zu Geſicht gekommen. Das Schlag- 
wort „„Sonderbundee wurde von den Feinden der am Bundes— 
vertrag von 1815 fefthaltenden Stände erfunden. Diefed Schlag- 
wort und der Sefuitenlärm mußten die beabfichtigte Bundes— 
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revolution erwirfen. Bon einem Schußbündniß der bundesgetreuen 
Kantone habe ich hingegen Kenntniß wie noch Viele; es war eins 
geleitet durch den Megierungsrath, in Folge einer allgemeinen 
Vollmacht des Großen Rathes, um die befchworene Bundesver— 
faffung, die Souveränetät ded Kantons und die politifchen und 
fonfejftionellen Rechte desfelben in allweg zu wahren.“ Und auf 
die allgemeine Schlußanfrage antwortete der Biedermann: „Mich 
fränft der Vorwurf von Rebellion gegen die Eidgenoffenfchaft. 
Bon Rebellion Tann nur die Rede fein, wo die Bürger eines 
Staates fih gegen ihre rechtmäßige Obrigkeit empören. Die 
Zagfagung, und zumal die befannten 122/, Stände, waren nicht 
die rechtmäßige Obrigkeit der an dem beſchworenen Bundeöver- 
trage von 1815 ſich haltenden Stände. Diefe waren fo gleich» 
berechtiget und jo fouverän ald jene. Jene durften den Bundes» 
vertrag nicht nah Willfür auslegen, und diefe waren rechtlich 
nicht verbunden, fih gegen ihre beffere Ueberzeugung einer folchen 
Auslegung zu unterziehen. Man muß die flaatsrechtlihen Zu— 
ftände der Kantone von damals nicht mit den jegigen verwech— 
feln, wo die fouverän genannten Stände nicht? andered mehr 
find, als Provinzen eines Einheitsftaates“ (Spezialverhör vom 
18. Juli 1849). Das Kriminalgericht erfannte: die Alt-Großräthe 
feien fchuldig des Verbrechend des Mißbrauches der Amtsgewalt 
und des Eidbruched, daher zum Erſatze des durch ihre Hands 
lungsweife geftifteten Schadens unter folidarifcher Haftbarkeit 
verpflichtet (4. Januar 1850). Vergeblich hatten fie fih in den 
Berhören und vor Geriht auf ihre laut Verfaſſung nicht-verant- 
wortlihe Stellung berufen. Unterdeffen hatte der Vertheidiger 
der Alt-Großräthe, Fürfprech Vinzenz Filcher, die Rechtögutachten 
der juriftifchen Safultäten an den Hochichulen in Zürich und 
München eingeholt, welche beide übereinftimmend dahinlauteten: 
daß die Angeklagten laut Luzerner Verfaſſung und Berantwort- 
lichfeitägefeg wegen ihrer amtlichen Verrichtungen nicht beurtheilt 
werden fönnen, die fonftituirten Gerichte des Kantons in diefer 
Angelegenheit nicht Fompetent jeien.* Ungeachtet diefes rechtlichen 


* ©. „Zwei Rechtögutachten der Juriftenfaktultäten von Zürich und München 
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Befundes unparteiifcher Drittleute und einer ausgezeichneten DVer- 
theidigungsdrede Fiſcher's vor Dbergericht beftätigte dieſes im 
MWefentlihen und gegen die meiften Angeklagten das erſtinſtanz— 
liche Urtheil, verfällte fie zu Einftellung im Aktivbürgerrecht, zum 
Schadenserfag und in die Koften (13. April 1850). Das Ober: 
gericht machte unter Anderm die Anficht geltend, die Großraths— 
mitglieder feien Beamtete, die Beamteten nad der Verfafjung 
aber verantwortlih. Nun gedachte die Regierung zum Vollzug 
des Kontributionsdefretes zu fchreiien. Dagegen mendeten ſich 
die Alt-Großräthe an die oberfte Landesbehörde mit dem Geſuch, 
von der Durchführung des Defretes wie von der Bollziehung 
jenes Urtheils zu abftrahiren und auf ſolche Weile den Weg der 
Miederheritellung des Wohlvernehmend unter den Bürgern ded 
Kantons anzubahnen. Der Große Rath antwortete mit Tages— 
ordnung, wie er es bei allen frühern Eingaben diefer Art ge 
than hatte. Die Verurtheilten thaten nahhin einen legten Schritt. 
Sie gelangten (fiebenundfünfzig an Zahl, abgefehen von der 
Solidaritätsfrage mit Fr. 200,000 belaftet) noch an die Bundes- 
behörde, beriefen fih auf den allgemein anerfannten Grundjaß, 
daß eine oberfte gefeßgebende Behörde für ihre Handlungen nicht 
verantwortlich fei, fo wie auf den einfchlägigen Luzerner Ver— 
faffungsartifel, der da fagt: „Der Große Rath als folcher if 
nur Gott und feinem Gewiffen verantwortlich.“ Sie beriefen ſich 
aud auf erwähnte Rechisgutachten der Fakultäten in Zürich und 
Münden, Mit folcher Begründung baten die Rekurrenten bei der 
Bundesbehörde um Schuß ihrer fiaatsbürgerlichen fo wie ihrer 
Vermögensrechte gegenüber dem Kontributionsdefret (23. No— 
vember 1850). Segeſſer ſprach im Nationalrath mit einer Fülle 
von Beredtfamkeit und Sachkunde für die Petenten, wies auf 
die Berfehrtheit des eingehaltenen prozefjualifhen Verfahrens; er 
zeigte die Lächerlichfeit der Beihlüffe des Großen Rathes: Ber: 
urtheilung zur Sühne begangenen Unrechtes in die Bezahlung 
von Fr. 315,000, mit dem Beifag: „ieid Ihr damit nicht zu— 
über die ftrafrechtliche Verfolgung des Großen Rathes von Luzern, nebft Be 
legen.“ Schaffhaufen, 1850, 
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frieden, fo ruft den Richter an“. So habe der Staat gefprochen. 
„Uber wo in aller Welt fagt der Staat“, fo bemerkte Segeifer 
weiter, „zu einem prätendirten Verbrecher, der fich zudem dieſes 
Titel höflich bedankt: „„Aus angeftammter Großmuth applizire 
ih dir vor der Hand diefe oder jene Strafe; bift du nicht zu— 
frieden, fo Elage gegen mich!“ Das aber fei im vorliegenden 
Falle gefcheben. Aber — „die Alt-Großräthe Flagten nicht und 
zahlten nicht, der Staat hatte für feine Zivilforderung feinen 
Klaggrund: weder war eine Bertrags-Obligation vorhanden, noch 
ein Delift gerichtlich erwiefen; da fam der Große Rath auf feine 
Schritte zurüd und ſchlug den Kriminalweg ein“ (mie oben be- 
richtet worden). Der Redner ermangelte nicht, fein Thema noch 
weiter durchzuführen. Doch auch die gründlichfte Darftellung 
folber Amtswillkür verfing nicht; der Nationalrath lehnte mit 
Tagesordnung ab (19. Dezember 1850), wie ed fchon früher 
der Ständerath gethan hatte. Die Anregung zur Nationalfub- 
ffription gab der Sache eine günftigere Wendung. Bon den 
63 Alt-Großräthen, welche ftrafrechtlich beurtheilt worden, hatten 
fih achtzehn ſchon vorangehend an den Großen Rath gemendet 
und erlangten Umwandlung ihrer Kontribution in ein Zwangs— 
anfeihen. Im oberwähnten Zeitpunfte folgten die übrigen fünfzig 
Betroffenen mit einem Gefuh an deu Großen Rath um gänz- 
lichen Berziht auf die Kontribution oder gleihe Umwandlung. 
Dr. Steiger machte einen Antrag in legterem Sinn. Darauf er- 
folgte der Großrathsbeſchluß vom 5. März 1852: Die den Alt- 
Grojräthen auferlegten Kontributionsfummen feien indgefammt 
in unverzinsliche, auf die Dauer von fünf Jahren zu leiftende 
Zwangsanleihen umgewandelt, unter Vorbehalt ihrer Einzahlung 
bis 1. Mai gleichen Jahres und mit der Zufage: follte in Folge 
der Nationalfubffription die noch reftirende Sonderbundsſchuld 
der Kantone gänzlich getilgt werden, fo werden auch den Alt- 
Grofiräthen die Kontributionsfummen erlaffen und das Zwangs— 
anleihen, jedoch ohne Zins, zurücdbezahlt werden. Bon jept an 
geſchahen auch die bisanhin verweigerten Zahlungen. Der oben 
borgefehene Fall trat nun zwar nicht buchftählich ein, ſondern 
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der Nachlaß feitend der Bundesbehörde. Der Gegenftand kam 
dann im Herbft gleichen Jahres im Großen Rathe noch einmal 
zu ernftlicher Verhandlung, veranlagt durch eine zahlreich unter- 
zeichnete Bolfspetition zu Gunften der Alt-Großräthe. Wollten 
auch einzelne ftarre Parteimänner nicht oder nur theilmeife ein- 
gehen, fo fprachen ſich hinwieder andere Mitglieder, fo Segefjer 
befonders Fräftig, dann auch Schultheiß Kopp und Kafimir Pfuffer, 
im Sinne der Petition aus und eine Mehrheit des Großen Rathes 
Schloß fih ihnen anı Die Alt-Großräthe wurden in ihre bürger- 
lichen Rechte wieder eingefeßtz ed wurde im Fernern die Rüd- 
zahlung der erlegten Kontributionsfummen auf 1. Januar 1854, 
doch ohne Zins, befchloffen und fpäter auf eben erwähnten Zeit 
punkt auch wirklich geleitet GBeſchluß vom 28. Dftober 1852); 
es mar dieß ein Gefammtbetrag von 248,500 Fr. a. W. 

Bon den Ruzerner Magiftraten und Beamteten waren Ein- 
zelne bei den Meaftionsdefreten des Großen Rathes doppelt be- 
theiliget: bei der erwähnten Kontribution und bei dem „Landes— 
verrathöprozeß". Es waren dieß Siegwart und Bernhard Meyer. 
Als geweſene Mitglieder des Großen Rathed waren fie durch 
die angeführten Urtheile betroffen. Als Siegmwart die von ihm 
geforderten Fr. 20,000 nicht bezahlte, wurde gegen ihn der Kon» 
kurs eröffnet, er felbft in Folge deffen ald Fallit erflärt. Betroffen 
waren fie aber auch in Folge ihrer Betheiligung bei dem ge- 
weſenen Kriegsrath der VII Kantone; neben ihnen Abyberg und 
DOberftlieutenant Kafpar Müller von Schwyz; Schmid, Lauener 
und Vinzenz Müller von Uri; Spichtig von Obwalden und Oberft 
Nikolaus Zelger von Nidwalden, Oberſt Zenklufen aus Wallis. 
In den Blättern diefes Gefchichtbuches mußte mancher politifchen 
Strafprozeſſe erwähnt werden, deren Anhebung, Berlauf und 
Ende auf die Warntafel jegiger und fünftiger Negenten und 
Suftizbehörden gehören. Sie alle aber werden in diefer Beziehung 
übertroffen durch den Landesverrathsprozeß. Der langen Unters 
breungen der Unterfuhung if fchon früher gedacht worden. 
Ihre Berfchleppung erregte Auffehen in vielen Kreifen der Schweiz 
und dießfallfige Unzufrievenheit gab fih auh in den Räthen 
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fund. Auf Anregung des bündnerifchen Ständeraths Ganzoni 
beauftragte die Bundesverfammlung den Bundesrath zu nöthigem 
Einfchreiten, auf daß die Unterfuchung alsbald wieder aufgenom— 
men, ohne weitere Unterbrechung fortgefegt und mit möglichiter 
Beförderung zu Ende gebracht werde (Fuli 1850). Nah einigen 
Monaten traf dann der außerordentlihe Verhörrichter Müller 
von Muri wieder in Luzern ein. Auf feinen Antrag erfannte die 
Luzerner Juſtizkommiſſion, wie e8 ſchon früher gegen Siegwart 
und Meyer gefchehen, auch gegen die übrigen Betheiligten die 
Spezialunterfuhung und die Einleitung des Kontumazialver- 
fahrens. Zenklufen aber war inzwifchen im Elſaß geftorben. Die 
Regierungen von Uri und Nidwalden veriweigerten die amtliche 
Veröffentlihung der Ediftalladung bezüglich ihrer betroffenen 
Magiftraten. Verhörrichter Müller aber war wieder unfidhtbar 
geworden, denn er war ald Mitglied ded Obergerichts und des 
damaligen Verfaſſungsrathes von Aargau ein unentbehrlicher 
Mann in feinem heimathlihen Staat. Im Juli 1851 lag von 
ihm eine Berichterftattung über den Stand der Unterfuchung noch 
nicht vor. Die Mahnungen an diefen außerordentlichen Unter: 
fuhungsbeamten mußten erneuert werden und aud die Regierung 
von Luzern wurde vom Bundesrath an Schließung des Prozefles 
erinnert. Als die Unterfuhung endlich ala gefchloffen vorlag 
und nichts mehr fehlte, ald die Einvernahme ded gewefenen 
Minifterd Guizot, welche die Regierung von Luzern lächerlicher 
MWeife dem franzöfifchen Minifterium in Paris zugemuthet hatte, 
beantragte die Juſtizkommiſſion des Luzerner Obergerichts: es 
folle der Prozeß den Luzerner Gerichten abgenommen und dem 
Bundesgericht zur endlichen Erledigung übertragen werden. Die 
Regierung unterftühte das Anfinnen bei dem Bundesrath (1852); 
der Bundesrath aber lehnte folhes ab, obwohl fein Bundesbe— 
ſchluß vorlag, welcher den Luzerner Gerichten nebft der Unter- 
fuhung auch die Beurtheilung des Falles zugewiefen hätte. Hier— 
auf erklärten fih die Luzerner Gerichte Fompetent, und nad) 
mweitern Umzügen erfolgte endlich der friminalgerichtliche Spruch: 
Konftantin Siegwart, des doppelten Verbrechens des Hochverraths 
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und des Landesverraths fihuldig erfunden, fei in contumaciam 
zu zwanzigjähriger Kettenftrafe und vorheriger halbftündiger öffent- 
licher Ausſtellung verurtheiltz gegen die übrigen Mitbeklagten 
fei der Prozeß vertagt; bezüglich der legtern hatte der öffentliche 
Ankläger auf Entlaffung von der Inſtanz angetragen (21. März 
1854). Gegen diefes Urtheil wurde die Appellation nicht ergriffen, 
offenkundig Schon deßwegen, weil namentlich die nichtsluzernifchen 
Magiftraten von vornherein gegen das Iuzernifche Forum protes 
flirt hatten. Dagegen gelangte das Urtheil bezüglich des Alt- 
Schultheißen Siegwart von Gefeßes wegen zur Beftätigung an 
die höhere Inſtanz. Uber folhe Beftätigung erfolgte nicht, fon- 
dern vielmehr der Ausipruch feitend des Obergerichts: es fei der 
Prozeß bezüglich der Perfon Siegwart's vertagt (Erfanntniß 
vom 26. Mai 1855). Diefed verfchiebende Urtheil füllt 99 Drud- 
feiten, deren Inhalt jedem unbefangenen Lefer die Ueberzeugung 
aufdringt, daß Stegwart eine Intervention weder angerufen, noch 
dazu je die Abficht gehabt hat, daß deßhalb rechtliche Gründe zu 
einer Berurtheilung nicht vorhanden waren. Das Obergericht felbft 
fagt, daB im gegebenen Falle ein Hochverrath weder gegen den 
Kanton Luzern noch gegen die Eidgenoffenfchnft vorliege. Beiref- 
fend den Landesverrath, jo fonnte das Obergeriht aus dem 
ganzen fchriftlichen und mündlichen Verkehr des Angeklagten mit 
den auswärtigen Mächten und ihren Rtepräfentanten einen ſolchen, 
namentlich ein Interventionsbegehren, welches allein in Frage 
lag, ebenfall® nicht herausfinden. Einzig aus ein paar höchſt 
zufälligen irrelevanten Handlungen oder Aeußerungen ded Anger 
Elagten auf feiner Flucht in Wallis will das Obergericht einiger- 
maßen abweichende Schlüffe ziehen, indem es fagt, daß die ver- 
fchiedenen zu Gunften ded Angeklagten vorliegenden Beweis— 
momente doch „den hohen Verdacht, als habe C. Siegwart-Miüller 
in den lebten Tagen des fogenannten Sonderbundäfrieges fremde 
bewaffnete Intervention herbeizuführen gejucht und ſich dadurd 
ded Verbrechens des Landesverraths ſchuldig gemacht, nicht zu 
entkräften“ vermögen. Andere werden hinwieder bei Leſung des 
Urtheils finden, Siegwart habe höchſtens in jenen „legten Tagen“ 
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des Sonderbundäfrieges, welche die eriten feines Exils und feines 
Elendes waren, ſchwache Hoffnung einer Intervention gehabt, 
was von einem Interventionsbegehren fehr weit entfernt ift. Das 
Geriht warf fein Auge auf einen Artifel des Strafverfahreng, 
welcher fagt, daß, wenn fich gegen den fontumazirten Beklagten 
nicht hinlänglihe Beweiſe ergeben, um ein Schuldurtheil zu bes 
gründen, das Gericht den Prozeß zu vertagen habe. Er ift num 
vertagt, und er blieb vertagt. Am Großen Rath von Luzern war 
es zu erwägen, ob die mangelnden „hinlänglichen" Beweiſe fpäter 
würden beigebracht werden, im verneinenden Fall den Prozeß 
durch Abolition zu beendigen. Er hat diefes unterlaffen. Darum 
haben Männer, denen angelegen war, den zur Unehre der Schweiz 
fiet8 hängenden Proze an ein Ende zu bringen, ſich an Die 
Bundesverlammlung gewendet, zuerft Nationalrath Luſſer von 
Uri. Er trug an, vom Bundesrath Bericht über den Stand des 
Prozefjed abzuverlangen, damit zu definitiver Erledigung diefer 
Angelegenheit gefchritten werden fünne (21. Juli 1855). Mit 
ſchwacher Mehrheit ftimmte der Nationalrath in eiſter Beziehung 
bei: der Bundesrath wurde angemwiefen, den geforderten Bericht 
zu erftatten (24. Juli al. J.), was gefchah. Der Nationalrath, 
nah Empfang zweier Gutachten demjenigen des Auguftin Keller 
folgend, welches eine unverföhnliche Parteiauffaifung an der Stirne 
trug, befchloß: es fei feine Veranlaffung vorhanden, in Sachen 
eine Schlußnahme zu falten (15. Juli 1856). Bloß eine ſchwache 
Minderheit erklärte fich für Niederfchlagung des Prozeffed. So 
blieb die Erledigung der Angelegenheit auch ferner der kanto— 
nalen Jurisdiftion und Amneftiebefugniß überlaffen. Diefe Ber: 
handlungen blieben nicht ganz ohne Rüdwirfung auf Luzern, 
indem der Große Rath noch im gleichen Jahr die gerichtliche 
Verfolgung gegen die Mitglieder des ehemaligen Kriegsrathes 
wegen Landesverrath, mit einziger Ausnahme von Siegmart, 
aufhob. Zu Gunften des Letztern, ald des einzigen noch Ber: 
folgten, trat dann fpäter Nationalraty Segeffer von Luzern auf, 
ein Mann, der ald junger Negierungsbeamteter in den Vietziger— 
jahren Alles mitangefehen und mitgelebt, was Siegwart und 
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die übrigen Magiſtraten Luzern's gewollt und angeſtrebt hatten. 
Er ſtellte im Dezember 1860 an den Nationalrath den Antrag, 
den Prozeß, inſoweit er noch anhängig, niederzuſchlagen und als 
folgenlos zu erklären. Dagegen machte die Regierung von Luzern 
aus dem Standpunkte ſouveräner Stellung Einrede, wie ſie es 
früher gegen den Luſſer'ſchen Antrag gethan. Segeſſer aber be— 
wies aus dem ganzen Hergang des Prozeffes, ſeit feiner formellen 
Entftehung durch den Tagſatzungsbeſchluß vom 14. Februar 1848, 
daß Luzern nur in Folge von Delegation gehandelt und die 
Unterfuhung im Namen des Bundes geführt habe, daher diefem 
auch die Kompetenz zuftehe, das lebte Wort zu fprechen. Segeffer 
that noch mehr; er Sprach die Ueberzeugung aus: niemald habe 
Siegwart die bewaffnete Intervention des Auslanded angerufen, 
auch fie niemald anrufen wollen. Im Laufe der Greigniffe in 
jener mühevollen Zeit habe er, Segeffer, ihn felbft einmal dars 
über zur Nede geftelt, und die denfwürdige Antwort erhalten: 
„Die Mächte können und nicht unterliegen laffen, es ift eine 
Eriftenzfrage für fie wie für und. Aber wir dürfen niemals ihren 
Beiftand herbeirufen, denn wenn wir diefed thun, fo ift auch 
der Sieg für und fruchtlod; die Fremden find dann Meifter im 
Land, nicht wir. Wir würden eben fo gut Alles verlieren, wie 
unfere Gegner, und dazu noch den immerwährenden Borwurf zu 
tragen haben, daß wir die fehmweizerifche Freiheit geopfert haben. 
Das waren Siegwart's Worte. * Und auf Segeffer'd Rede beichloß 
der Nationalratb mit 93 gegen 25 Stimmen neuerdings: „ed 
fei feine Veranlaſſung vorhanden, in Saden eine Schlußnahme 
zu fallen.“ Peyer im Hof hatte als Berichterftatter dad Mißge- 
Ihif, für den Ausſpruch des Nationalrathes diefe Falte Form 
abermald in Anwendung zu bringen. Bei der Diskuſſion ließen 
tadifale Mitglieder von Luzern dem Parteihaſſe ungezügelten 
Lauf. Noch jegt im Jahr 1865, alfo ahtzehn Jahre nad der 
Anhebung des Prozeffes, ift diefer unausgetragen; Luzern wollte 


* Rede des Herrn Nationalrath Dr. Ant. Ph. Segeſſer in Angelegenheit 
des Landesverrathsprozeſſes“. Schwyz, 1861. 
Die Schweiz. IV, 36 
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feither von feiner „Amneftiebefugniß* feinen Gebrauch machen. 
So ſchwer laften Zuftiz und Parteipolitif auf einem unglüdlichen 
Staatsmann, der für Necht und Ehre feines heimatlichen Kantons 
nicht weniger warm gefühlt hat, als irgend Einer feiner Gegner, 
und, gleich ihnen, das Beſte ded gemeinfamen Vaterlandes zu 
fördern glaubte. 

In Wallis erkannten die Behörden nah einer Wirkfamkeit 
von etlichen Jahren, daß ſich in bisheriger Weife nicht länger 
regieren laſſe, die Öffentlichen nflitutionen den Meinungen und 
Bedürfniffen des Volkes näher gebracht werden müſſen. Es wal- 
tete Unzufriedenheit über dad neue Erziehungsfyftem und über 
den Staatshaushalt, indem jenes als demoralifirend, diefer als 
verfchmwenderifch bezeichnet wurde; unmwilllommen war auch die 
neu eingeführte direkte Steuer (vom Vermögen und Eintommen). 
Zu diefer Mißſtimmung trug der Verkauf der Kirchengüter dad 
Seinige bei, fo wie die Wahrnehmung, daß fie gegen niedrige 
Preife zum Theil in die Hände von Männern übergingen, welche 
bei der Staatsverwaltung nahe betheiliget waren *; vollends die 
Berabreichung einer Entfhädigung von Fr. 150,000 an die auf— 
ftändifhen Jungſchweizer von 1844, eine Entfchädigung, die zum 
Theil durch Anweifung von Kirchengütern geleiftet wurde. Dabei 
vermißte dad Volk die Garantie für eine unverfümmerte Aus- 
übung feines Abftimmungsrechtes über Finanzgeſetze. Unter ſolchen 


* Anfangs 1848 waren die Güter des Bisthums, des Domkapitel, der 
Domfirche, inbegriffen die Jahrzeitfonde, dann die des St, Bernhardd- und 
SimplonsHofpized und der Abtei St. Moriz, zu 3,548,064 franz. Franken 
gewerthet. Auf einem offiziellen gedruckten Verzeichniß der Erwerber dieſer 
„biens nationaux* hat der Verfaffer felbft die Namen angefehener Regenten 
von 1848 gelefen. Eine ihm ebenfalls mitgetheilte Zufammenftellung des Ver— 
faufsergebniffes zeigt einen jehr beträchtlichen Mindererlös auf der Gefammtheit 
der verfauften Liegenfchaften, da der wirkliche Erlös und das, was an die 
Stiftungen fpäter zurüderftattet wurde, zufammengenommen nicht einmal die 
Hälfte des oben angeführten Werthanfaßes erreichten; es war dieß, wenigftens 
theilweije, eine Folge der Meberftürzung der Verfaufsoperation. Der Berfauf 
geihah zu „Spottpreifen”, wie die Vergfeihung zwifchen den laufenden uhd 
den wirklich erlösten Kaufpreiſen zeigt. 
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Umftänden ergriff der Große Rath felbit die Initiative zur Rer 
vifion jener Berfafjung von 1848, die unter dem Drud der 
zivilifivenden Bajonnete ded Bundes eingeführt worden; er ließ 
die Unterfchriften für die Nevifiondbegehren einfammeln, dann 
die allgemeine Volksabſtimmung darüber ergehen, die bejahend 
audfiel, endlih die Wahl eined Verfaſſungsrathes vornehmen, 
aus defien Berathungen am 23. Dezember 1852 eine neue 
Kantondverfaffung hervorging, und dem zugleih, durch eigen- 
mächtige Verfügung feitens des Großen Rathes, dad Vorrecht 
eingeräumt wurde, ohne Neuwahl auch ald Großer Rath für die 
nächfte vierjährige Amtsdauer zu gelten. Diefe Berfaffung fchaffte 
Abhülfe in zwei Hauptrichtungen: fie unterwarf jede Abänderung 
ded gegenwärtigen Finanzſyſtems und jede Steuererhöhung der 
Sanktion des Volkes, und verfündete den Willen ded Staates, 
gegenüber der Kirche ein friedliches Bernehmen einzuhalten, indem 
fie fich jeder einfeitigen Verfügung über das Verhältnig zwifchen 
Kirche und Staat enthielt und beifügte: „diefed Verhältniß ift 
durch ein befondered Konkordat feftzufegen“. Eine verftändige 
Mehrheit ließ fih durch den Trotz einzelner Unterwallifer nicht 
beugen, welche neuerdingd mit Trennung zwifchen Ober und 
Unterwalliß gedroht hatten, wenn der Verfaſſungsrath von den 
„Prinzipien von 1848° abginge und einem Konfordat mit der 
firhlichen Behörde das Wort reden würde. Nachdem die Ber: 
faffung mit 8233 gegen 832 Stimmen vom Volke qutgeheißen 
worden, erhielt fie auch die Garantie der Bundesbehörde (16. Juli 
1854), doch mit dem ufurpatorifchen Vorbehalt für letztere, daß 
ihr jened Konkordat zur Einfiht und Prüfung vorgelegt werde. 
Bon nun an fehrte allmälig der Friede in das Land zurüd. 
Von Ende 1852 hinweg hatten die Radikalen nur noch eine 
ſchwache Mehrheit; bei der folgenden Erneuerungsmwahl erhielten 
die Konfervativen eine Mehrheit von 20 Stimmen. Bei fold 
günftigeren Berhältnifjen leitete der Staatsrath im Jahr 1857 
eine freundliche Unterhandlung mit dem Bifhof zur Regelung 
der Verhältniffe zwifchen Staat und Kirche ein; der Biſchof er- 
Härte zu gleichem Zweck auch feine Bereitwilligfeit, der Zuſtim— 
36 * 
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mung des päpſtlichen Stuhls unvorgegriffen. Der Staatsrath ließ 
durch ſeinen Präſidenten, Alexis Allet, dem Großen Rath die 
Grundſätze verkünden, welche er bei der Unterhandlung einhalten 
werde: von der Anerkennung der Theorie der vollendeten That— 
ſachen ſo wie der Folgen von Handlungen, die nicht den neuen 
Behörden zur Laſt fallen, wolle der Staatsrath nichts wiſſen; der 
freiwillige und ausdrückliche Widerruf („desaveu“) der Grund— 
fäbe, welche im Dezember 1847 und im Januar 1848 gegen 
Kirche und Geiftlichkeit zur Anwendung gekommen, müſſe Grunds 
lage der Unterhandlungen fein; es folle der Grundſatz, daB das 
Kirhengut Staatdeigentbum fei, zurüdgenommen, der Geiftliche 
feit eine in allen Beziehungen ehrenhafte Stellung gewährt, der 
würdige Beſtand und die nügliche Bethätigung der religiöfen 
Korporationen gefichert werden und zwar in dem Sinne, daß fie 
ſich bei dem öffentlichen Unterricht betheiligen fünnen, als wo— 
durch dem Bolfe ein größtmögliches Maß von Garantien in 
religiöfer Beziehung verfchafft würde, Alles übrigend unter Bor- 
behalt der Rechte und Intereſſen des Staated, die mit jenen 
der Kirche im Konkordat ihre Berüdfichtigung finden würden. * 
Ein folder Vertrag ift bisher nicht abgeichloffen worden; aber 
das Verhalten des Staates gegenüber der Kirche ift den verkün— 
deten Grundfäßen gemäß: die Defrete vom 11. und 29, Januar 
1848, welche alles Kirchen- und Kloftergut zum Staatövermögen 
fhlugen, wurden zjurüdgenommen, die großen und kleinen Jahr- 
zeitfonde an der Kathedrale zu Sitten ihrer urfprünglichen Bes 
flimmung wiedergegeben; es murde die Kirche in den Beſitz der 
Liegenfchaften und Rechte, die micht bereits durch den Staat 
veräußert worden, wieder eingeſetzt (Befchluß des Großen Rathes 
vom 24. Mai 1859). Durch diefe Verfügung waren, wenigitend 
im Grundfage, auch die Anftände mit dem St. Bernhardd- 
Inftitut gehoben; es befteht feither wieder ſelbſtſtändig, wie ehe— 
dem. Blieben auch die dur die erwähnten religiöfen Inſtitute 

* „Communication faite au Grand-Conseil en seance du 23 No- 


vembre 1857, par M. le President du Conseil d’Etat;* auf Befehl des 
Großen NRathes dem Dru übergeben, 
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in Folge der Maßnahmen vom Jahr 1848 erlittenen Verlürfte 
ſehr beträchtlih, fo war nun doc der Friede mit der Kirche 
nicht nur eingeleitet, fondern auch gefichert. Die Regierung ſchritt 
auch zu mohlthätiger Reform des Erziehungsmwefend (1857), und 
rief nügliche Einrichtungen im Gebiete der Verwaltung in's Reben, 
fo eine Kantonalbanf, die Rhonekorreftion, den Bau der Eifen- 
bahn. Staatsrathepräfident Allet war -bei Allem der einfichtige 
und mit glüdliher Hand audgeftattete Leiter und Vollſtrecker, 
dem es auch gelang, von früher und von Andern herrrührende 
Eifenbahn- Schwierigkeiten entfprechend zu heben. 

Mehr noch ald durch Luzern wurde die Bundesverfammlung 
durch die Zuflände des Kantons Freiburg in Anfpruch genom— 
men. Solches hatte fie felbft verfchuldet. Das Kontributiond- 
defret vom 20. Mai 1848 mit einfchlägigem Vollziehungsbefchluß 
wollte feitend der Regierung vollzogen werden; fie hatte den erſten 
Zahlungstermin auf 31. Dftober gleichen Jahres angefegt. Im 
eigenen Kanton konnten die Betheiligten fein Gehör finden; un- 
gefähr vierzig derfelben wendeten fi) deßhalb an den Vorort mit 
dem Geſuch, es wolle derfelbe die Vollziehung unterfagen, bie 
die oberfte Landesbehörde gefprochen haben werde (12. Dftober). 
An diefe richteten fie dann gleichen Tages eine umfaſſende Bor: 
ftellung, ded mefentlichen Inhalts: die Bundeöbehörde habe die 
Pflicht zur Abhülfe, einmal in Folge der Kapitulation, durch 
welche Sicherheit der Perfonen und des Eigentums garantirt 
worden, fodann in Folge der unter der Garantie der Eidgenofjens 
haft ſtehenden Berfaffung von 1831; vermöge diefer habe der 
Große Rath fouverän:d Recht ausgeübt, und ein unter der Herr- 
haft der gleichen Verfaſſung erlaffenes organifches Geſetz von 
1833 ſchütze die Mitglieder des Großen Rathes vor jeder gericht: 
lihen Verfolgung bezüglih ihrer Stimmgebung, fprehe fonach 
ihre Nichtverantwortlichkeit aus. Folgereht falle die Verantwort- 
lichfeit der Handlungen des ehemaligen Großen Rathes auf den 
ganzen Kanton, dieß um fo mehr, als feine Befchlüffe in der 
Gefinnung und Abfiht der ungeheuern Mehrheit ded Volkes ge— 
legen haben. Wie aber das eingeflagte Dekret in den Grundlagen 


— 566 — 


verwerflich, fo feien ed auch deffen einzelne Beflimmungen. Ohne 
alle gerichtliche Form fpreche ed Konfisfationen, Verbannungen 
und Entziehung der politifhen Rechte aus. Dad verftoße fich 
gegen alle dur die (feither in Ausführung gefommene) neue 
Kantonsdverfaffung aufgeftellten befannten Grundrechte der Bürger: 
Garantie der perfönlihen Freiheit, dad Recht der Anrufung des 
zuftändigen natürlichen Richters, Umverlekbarfeit des Eigenthums 
und Trennung der Gemwalten. Die Eidgenoffenfchaft dürfe nicht 
dulden, daß diefe durch erwähnte Berfaffung geheiligten Garans 
tien fhonungslo® vernichtet werden, wie es in dem bemwußten 
Dekrete gefchehen. Die Eingabe ſchließt mit dem Gefuch, daß 
der Beichluß vom 20, Mai 1848 mit feinen Folgen aufgehoben 
und die dem Kanton Freiburg auferlegten Kriegskoſten in billigem 
Berhältniß auf das ganze Land verlegt werden, eventuell („subsi- 
diairement“), daß den Bittftellern der Rechtsweg („recours aux 
tribunaux“) eröffnet werde. Zwei Dinge find hier bemerkenswerth: 
das Vertrauen, mit dem die Berfolgten ſich an die neuen Bundes» 
behörden mwendeten, obwohl ihnen nicht unbefannt, daß ihre Mit- 
glieder meift politifche Gegner ſeien; die Entfchloffenheit fodann, 
mit der fie, falls ihr Hauptbegehren nicht Anerfennnng fände, 
ihre Angelegenheit dem Entfcheide des freiburgifchen Richters zu 
unterftellen bereit waren, obwohl die Mitglieder auch diefer Ger 
rihte aus einer Umwälzung hervorgegangen, welche die Klagen- 
den zu Veberwundenen machte; fo ſtark wirkte ihr Vertrauen auf 
ihr gutes Necht. Der Nationalrath rechtfertigte dieſes Vertrauen 
nicht. Er ließ die ſchwere Klage auf dem Kanzleitifch liegen und 
ſelbſt Mahnungen aus feiner Mitte vermochten nicht ihn vors 
wärts zu bringen. Eine Einftellung im Vollzug wurde feitens 
des inzwifchen in's Amt getretenen Bundesrathes ebenfalld nicht 
gewährt, unter dem Vorwande, ſolches hieße dem Entſcheid der 
Kompetenzfrage vorgreifen. Unterdefjen befchäftigte fich der reis 
burger Große Rath mit der Auffindung neuer Spoltationdformen: 
er ſchuf die Kontribution in ein Zwangsanleihen um, rüdzahlbar 
ohne Zinfe (Beſchluß vom Dezember 1848). Eine unmittelbar 
nachher folgende Proflamation fagte dem Volke, die Rüdzahlung 
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werde erft an die Nachkommen der Betroffenen gefchehen. Ein 
fpätered Geſetz hielt Wort, indem es das fünfunddreißigfte Jahr 
ald dasjenige bezeichnete, nach deſſen Verlauf die Rüdzahlung 
beginnen, dann, im Laufe der nächften fünf Jahre, ratenmweife zu 
vollenden fein werde (Geſetz vom 14. März 1850). Bei der erften 
Petition an die Bundesverfammlung hatte es fein Berbleiben 
nicht. Auch die Freiburger Frauen flopften an (5. Januar 1849), 
Sie klagten noch gegenüber dem ältern Dekret: es fei unerhört, 
Frauen für den Ausgang und Erfolg von Schlachten oder Staats— 
mazimen verantwortlich zu machen; im Privatverfehr feien fie 
gefhüst gegen die Schulden der Männer, nun wolle man ihnen 
aber die Schulden aufbürden, welche diefelben im öffentlichen 
Leben Eontrahirt haben; wenn man nur ihr Bermögen haben 
und das Recht des Stärfern gegen fie anwenden wolle, fo fage 
man es lieber rund heraus, flatt fih auf die unbeugfamen Bes 
fchlüffe „einer höheren Gerechtigkeit“ zu berufen. Endlich fanden 
die petitionirenden Frauen ed fonderbar, daß man ihnen die 
politifchen Rechte entziehe, die fie nie mißbraucht, weil fie feine 

folhe haben. Zum Schluß wiefen fie auf die Abfurdität, daß der 
Nachlaß einer Frau betroffen werde, die nor 19 Jahren verftorben, 
dann das Vermögen einer andern, STjährigen Frau, ferner einer 
Dame, die feit mehr als fieben Jahren außer der Schweiz lebe. 
Sie verlangten gänzliche Befreiung von der Kontribution, und 
empfahlen darüberhin Nachlaß der gefammten enormen Kriegö- 
foften zu Gunften der VII Stände. Eine neue Eingabe der mit 
dem Zmangsanleihen Betroffenen überhaupt verlangte im April 
1849 wiederholt Schug, indem im Grunde dur die Umwand— 
lung der Kontribution in ein Zmwangsanleihen die Sache ſich 
nicht geändert, fondern nur einen andern Namen erhalten habe. 
Sept endlich gefiel e8 dem Nationalrath, die Klage dem Bundes- 
vath zu überweifen, der hinmwieder die Bernehmlaffung des Staats— 
rathes von Freiburg darüber einholte, Diefer proteftirte gegen 
jeded Eintreten feitens der Bundesbehörde: als fouveräner Staat 
babe der Kanton Freiburg die für feine Rettung erforderlichen 
Mapregeln ergreifen müffen; das erſte Gebot aber fei das der 
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Gelbfterhaltung; von diefem Standpunft aus haben die neuen. 
Behörden handeln müflen. Das Schreiben des Staatsrathes 
fhildert dann, wie die Bevölferung von den Ideen der geftürzten 
. Regierung beherrfcht gewefen, äußerft fehiwierig daher die Lage 
ihrer Nachfolger geworden. Die neue Regierung hätte nun aller: 
dings einen Kriminalprozeß anheben können, denn Hochverrath 
wurde nun einmal verübt, und die Gerichte wären nicht bei einem 
befchränkten Zwangsanleihen ftehen geblieben, fondern hätten viel- 
mehr den Erfab der gefammten Kriegsfoften auferlegt. indem die 
Regierung nun den Niefenprozeß nicht anhob, „habe fie in einem 
allgemeinen humanen und politifchen Intereſſe das Recht der Sou— 
veränetät angewendet und die Betenten, weit entfernt, ihre Rechte 
zu verlegen, gegen die Strenge der Strafgefege in Schuß ge— 
nommen“. Webrigend, da der Bund den VII Kantonen die Kriegss 
foften durch eine Adminiftrativ-Maßnahme auferlegt habe, müffe 
ein gleiches Recht dem Kanton gegenüber den Schuldigen zu— 
ftehen. Die Schrift ergeht fih fodann in den bald nach 1830 
begonnenen und feither fortgefeßten Wahlumtrieben gegen „das 
demofratifche Prinzip" zu Gunften „der Ariftofratie und Theo— 
fratie"; fie führt an, wie Erlafje des Biſchofs an die Pfarrer 
nimmer von Religionsgefahr gefprochen und das Volk ermahnt 
haben, nur für Männer zu flimmen, deren religiöfe Grundfähe 
und Ergebenheit für die Kirche ganz befannt feien“, dann „die 
Frauensperſonen in den Familien eifrige und hartnädige Apoſtel 
des alten Regiments geworden feien“; auch zur Beſtechung Zus 
flucht genommen, zur Zeit der Wahlen Gelder der Lyoner Pro— 
paganda verwendet, durch ſolche und ähnliche Mittel „unter dem 
Schuß der Jeſuiten“ endlich eine Mehrheit zu Gunften ded Sonder- 
bundes gebildet worden fei. Das fei der Grund, warum die Re- 
gierung nun auf Diejenigen greife, die all Das verfchuldet haben. 
In gleicher Weife wird die Verbannung der „Haupturheber“ ge— 
rechtfertigt, „damit fie das Land nicht durch neue Intriguen in 
eine endlofe Bewegung verfegen können“‘. Zum Schluß wurde 
„das Prinzip ded Altertbums“ angerufen: „Salus reipublic® 
suprema lex esto“, unbefümmert darum, daß „die Sonderbündler® 
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es mindeftend mit eben fo viel Grund für ihre Handlungsweife 
hätten anrufen mögen. Nach fehr langem Verzug erfi erftattete 
der Bundesrath Bericht und Gutachten an die Bundesverfamms 
fung, fpradh den Befund aus, daß der Große Rath laut 
der Berfaffung von Freibung weder Strafen noch Kontribus 
tionen aufzuerlegen befugt fei, das erwähnte Zwangsanleihen 
aber durch feine Unverzinslichkeit und durch Rückzahlung erft in 
ferner Zufunft, wobei der Berlurft dem Kapital gleichfommen 
fönne, von einer Kontribution nicht mefentlich abweiche. Nur 
dem Richter ftehe ein Entfcheid zu; daher beantragte der Bundes— 
vath: es fei die Negierung von Freiburg einzuladen, bemußte 
Defrete „in dem Sinne zu modifiziren, daß den betheiligten 
Perfonen während einer zu beflimmenden Friſt der Rechtsweg er- 
öffnet werde“ (7. März 1850). Ob folhem Gutachten erfihraden 
die radifalen Freunde der Regierung von Freiburg; fie hielten 
Berfammlungen in Freiburg, Bulle, Chatel St. Denie, und er 
ließen Begehren an die Bundesverfammlung für Aufrechthaltung 
der Zwangsdekrete; eine Berfammlung von Murten lehnte mit 
1700 Unterfchriften jeglihe Solidarität für die Sonderbunde- 
friegsfoften ab. Auch die Regierung betrat noch einmal den Kampfs 
plag, indem fie eine Denkſchrift an die Näthe erließ, in welcher 
fie fich befonderd energifh gegen den Befund des Bundesrathes 
ausſprach, die Nichtverantwortlichkeit der Großrathämitglieder ald 
eine Abfurdität, die Meberweifung der Angelegenheit an den Ent- 
fcheid des Nichters als eine baare Unmöglichkeit darzuftellen fuchte, 
daher ihre Schrift mit dem Motto erfchien: summum jus, summa 
injuria (27. März). Nun endlich trat aud) die Bundesverfamms 
fung ein, neunzehn Monate nach Eingang der erften Klagfchrift. 
Mehrheit und Minderheitögutachten von nationalräthlichen Kom: 
miſſionen wurden gefertigt, jenes durch Weder (vereint mit Stämpfli 
und Pioda), diefed durch Trog und General Dufour. Das Weder’fche 
Gutachten anerkennt die Regierung und den Großen Rath von 
Freiburg in ihrem vollen Recht. Allerdings dürfe nur der Richter 
Strafen ausfällenz; aber der oberften Polizeibehörde könne gleich: 
wohl die Befugniß nicht abgefprochen werden, in außerordentlichen 
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Zeiten, zumal nach einem Bürgerfriege, einzelne Bürger im Aktiv— 
bürgerrecht einzuftellen und ihre Entfernung aus dem Land an- 
zuordnen; „die Praris in allen Staaten, wo politifche Unruhen 
oder Bürgerfriege ftattgefunden, fpricht dafür“. So rechifertigte 
Weder willfürlihe Verbannung und es fehlte ihm nur ein Si— 
birien, um feine fo oft gerühmten „liberalen“ Grundfäße felbft 
oder durch Andere recht wirkſam zur Vollziehung zu bringen. 
Die Kontribution anlangend, fagte fein Gutachten ferner, fönne 
foldhe weder ald Zivilforderung noch ald Strafe angefehen wer> 
den; die Petenten mögen vielmehr ſchon aus dem Grunde zu 
der Bezahlung der oft befprochenen Fr. 1,600,000 rechtlich ange⸗ 
halten werden, weil die Tagfabung dem Kanton Freiburg dur 
ihren befannten Kontributionsbefhlug den Regreß auf die Schul- 
digen „nach Kriegärecht“ gegeben habe. Dieſes Recht fei dem 
Kanton unbedingt, ohne allen Vorbehalt, zugeſtanden worden; 
unter den Schuldigen aber feien eben Diejenigen zu verftehen, 
welche Urheber und Beförderer ded Sonderbundes und deö be> 
waffneten Widerftandes gegen die Tagfakung gewefen. Debhalb 
habe auch keineswegs der Richter über ihre Schuld zu urtheilen; 
die Tagfasung habe darüber ſchon entjchieden und es bleibe da 
nichts mehr übrig, als die Kriegskoften auf die Schuldigen zu 
verlegen, welche „Operation® nun allerdings in der Kompetenz 
des Großen Rathes liege. Diefe Kommiffionsabtheilung trug 
daher auf Tagesordnung über alle vorliegenden Beichwerden an, 
eben fo in Bezug auf die oben nur theilmeife erwähnten Peti— 
tionen, welhe den Geſammtnachlaß der Kriegsfchuld und die Bor- 
lage der Kantonsdverfafjung an das Volk zu beliebiger Annahme 
oder Berwerfung verlangten, endlich über die Murtener Begehren, 
infomweit fie die befprochene Ausnahmsftellung zum Zwecke hatten. 

Ganz anders beurtheilten jene großräthliche „Operation“ die 
Nationalräthe Trog und Dufour. Sie hielten fih im Allgemeinen 
zur Rechtsanſchauung des Bundesrathes, fprachen diefe aber viel 
kräftiger aus, und es ift ihr Gutachten durch mehr als ein Zeichen 
von Entrüftung belebt. Dasfelbe fügt fi auf die Kantondver- 
fafjung: „Diefe Berfaifung, obſchon die Form ihrer Entftehung 
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wenig geeignet iſt, ein ächt republikaniſches Herz zu befriedigen, 
enthält jedoch eine Reihe von Beſtimmungen, die die Rechte des 
Inviduums gegenüber der rohen Gewalt garantirens. Die Kom— 
miffionsminderheit zählt fie auf und verlangt ihre Beachtung. 
Sie ruft aus: wie fönnet ihr eure Gegner wegen Verfaſſungs— 
bruch ftrafen, „wenn ihr in einer Zeit des tiefften Friedens euch 
über die von euch felbft gemachte Berfaffung hinwegſetzt? Sie 
fragt weiter: „ift etwa nur das Bolf an die Verfaffung gebun- 
den; bürdet die Berfaffung dem Volk nur Pflichten auf, hat es 
damit nicht beftimmte Rechte ermorben?* und fpreche man vom 
Volke, fo fei darunter nicht bloß „eine Partei mit einer beftimm- 
ten politifhen Färbung“, fondern die Gefammtheit aller Staats- 
bürger verftanden. So wurde die Parteiftellung der Regierung 
von Freiburg amtlich an’d Tageslicht geftellt. Aber noch mehr. 
Das Gutachten von Trog und Dufour befpricht die Kontribution, 
das Zwangsanleihen und die Tarationen auch materiell: ob die 
Berurtheilten je angehört worden, woher die Berechtigung genom= 
men worden, Wittwen und Waifen und ganze Gemeinden zu 
tagiren? „Darüber ſchweigen die Alten“, jagen die Referenten; 
„wir haben darüber nichts vor und liegen, als die Argumenta- 
tion der freiburgifhen Staatöfchrift, die ung, um und des mil- 
deften Ausdruds zu bedienen, mit dem größten Erftaunen er: 
fülte. Da wird von Volksjuſtiz, Wiedervergeltung, Einziehung 
von Bermögen ald Präventivmaßregel gegen fünftige Revolutionen, 
von Rechten der Gefellihaft gegenüber dem Individuum in einer 
Weiſe gefprochen, die am Schlagendften beweist, wie unerläßlich 
es ift, die verfaffungdmäßigen Zuftände mit eiferner Hand feſt— 
zubalten, wenn nicht die Grundfeften aller gefellfchaftlichen Ord— 
nung zufammenbrechen und Deſpotismus, Kabinetsjuftiz und nadte 
Willkür an ihre Stelle treten follen.“ Diefe Kommiffionsabthei- 
lung behandelte den Gegenftand auch aus dem Standpunft der 
Bundesbefchlüffe und der Bundesverfaffung. Sie widerfpricht, daß 
die Tagfagung je die Abfiht gehabt habe, den Kantonen dag 
Recht einzuräumen, dortige „Schuldige® nach Kriegdrecht zu ber 
handeln und „ohne Dazmwifchenfunft des verfaffun gsmäßigen Rich» 
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ters aus der Anzahl der Bevölkerung nach Belieben herauszulefen“, 
und behauptet, daß vielmehr Necht und Pflicht der Bundesbehörde 
vorhanden fei, in Gemäßheit des Artifeld 5 der Bundesverfaffung 
pdie Rechte des Volkes und die verfaffungdmäßigen Rechte der 
Bürger“, in vorliegendem Falle alfo die Beichtwerdeführer, zu 
fhügen. Sie ſchloß fih daher in ihrem Antrag an denjenigen 
des Bundesrathes an, aber mit dem wefentlichen Zuſatz, daß die 
Erefution gegen die Betheiligten inzwifchen eingeftellt bleibe. Wie 
in der Kommiffton, fo ftanden fih im Nationalrath die Meinungen 
fharf gegenüber. Die bisher unangefochten gebliebenen Bundes» 
herrfcher hielten ihr Syſtem für gefährdet; man fland eben in 
der Zeit ded Umſchwunges im Kanton Bern und anderer Er- 
fheinungen republifanifchen Selbftftändigfeitsfinnes; nun fürch— 
teten fie vollends eine Schlappe gegenüber der Freiburger Oppo- 
fition und eine Schwächung der getreuen politifchen Freunde 
dafelbft. Daher ein dreitägiger Redekampf im Nationalrath, wo— 
bei der Bundespräfident Druey, der im Bundesrath in Minder- 
heit geblieben, fich ausfchließlich auf den Parteiftandpunft ftellte, 
gegen die anrückende Reaktion donnerte, mit grellften Farben ihren 
Sieg verfündete, falld den Befchwerdeführern entfprochen würde, 
mit der drohenden Rüdfehr des verbannten Bifchofd um fich warf, 
ihn jhon in den Gaſſen von Freiburg fah, wie er Segen nad 
rechts und nad links fpende, und fchon das Glodengeläute hörte, 
das zur Feier diefer Wiedereinfegung erfchallen werde. In feinen 
Augen war die Strenge der Regierung von Freiburg gegen die 
„Sonderbündler“ nicht nur gerechtfertiget, fondern ed waren diefe 
vielmehr zu milde behandelt worden; im Sturm der Rede rief 
er aus: „wenn man gefehlt hat in Freiburg, jo war ed darin, 
daß man diefes Jefuitenneft nicht in Brand geftedt hat“; * nad 
anderer Berfion: „Druey's Rede ftürmte wie ein Waldbach gegen 
die Reaktion, die man viel zu mild behandelt habe; man hätte 
die Fefuitenburg in Aſche legen follen, rief er in einem der 


* Si on a eu tort & Fribourg, c'est de n’avoir par incendie cette 
jesuitiere.“ Bajeler Zeitung, vom 6. Mai 1850, 
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pathetifchen Momente aus, die Niemand wie er zu betonen vers 
fteht. * Groß war die Entrüftung, die folher Ausfall auf alles 
Recht in der Republif hervorrief; die Entrüftung über die Theorie, 
daß man den politifhen Sympathien Alles unterordnen müffe, - 
und über eine Politif, die es offen herausfage, daß man das 
Geld da nehmen müſſe, wo man es finde; in. diefem tadelnden 
Sinne fprachen fi neben Andern Oberft Ziegler und Bundes- 
rath Furrer aus. Aber die moralifhe und rhetorifche Entrüftung 
macht noch feine Mehrheiten, wenn die Inhaber der Gewalt ein- 
mal auf Abwege gerathen find. Kern ftellte den Mittelantrag : 
die Angelegenheit an den Bundesrath zurücdzumeifen, damit er 
wenn möglich eine gütliche Erledigung derfelben erziele, einem 
fpätern Entfcheid der Bundesverfammlung unvorgegriffen, wenn 
ein folcher noch nothwendig werden follte; dafür 44 gegen 44 
Stimmen; der Präfident der Berfammlung (dad war Kern felbft) 
gab fein Votum zu Gunften feines Antrages; genehmiget auch 
vom Ständerath, wurde er zum Bundesbeihluß (8. Mai 1850). 
Die fehwierige Aufgabe der Vergleichdunterhandlung wurde den 
Nationalräthen Kern und Pioda zu Theil. Sie nahmen foldhe 
mit Beförderung zur Hand, hielten in Freiburg wiederholte Kon- 
ferenzen mit Abgeordneten des Staatsrathes und den Beauf- 
fragten der „Befteuerten® und gelangten nach vielen Mühen zu 
einem Abfchluß. Der Vergleich fagt im Wefentlihen: Die im 
Bollziehungsbefhlug vom 7. September 1848 bezeichneten Per: 
ſonen erflären fih „zu Geldopfern bereit, um der Regierung des 
Standes Freiburg die Mittel zu verfchaffen, einen Theil der 
durch die Waffenergreifung des Jahres 1847 entftandenen Koften 
zu deden“; fie entrichten die Summe von fr. 1,600,000 Franken 
a. W., die Hälfte davon in Baarſchaft binnen drei Monaten, die 
andere Hälfte nah Verlauf von ſechs Monaten, Alles abzüglich) 
von Fr. 100,000, die als ſchon erlaffen oder ald uneinbringlich 
geftrihen wurden; der Staat verfihreibt Staatswaldungen in 
Hypothek zu Gunften der Einzahlenden, damit fie gegen fauft- 


* Neue Zürcher Zeitung, aus gleicher Zeit, 
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pfändliche Hinterlegung dieſer Urkunde nöthige Geldet aufnehmen 
können; die Rückzahlung des Zwangsanleihens ſeitens des Staats 
an die Beſteuerten geſchieht in jährlichen Zehntheilen, deren Ber: 
fall nah Berlauf von fünfzehn Jahren feinen Anfang nimmt; 
der Staat verzinfet das Zwangsanleihen zu 1%, für die erfien 
fünf Sabre, zu 11/2 %/, für die folgenden fünf Jahre, zu 2% 
für die fpäteren Jahre; allfälliger Nachlaß auf den dem Stand 
Freiburg zu Laften fallenden Kriegsfoften feitend der Bundes- 
behörde fol zur Hälfte der dortigen Staatskaſſe, zur Hälfte den 
Beiteuerten zu Gute fommen; die an die Bundesverfammlung 
gerichteten Befchwerden werden zurüdgezogen. Den Beauftragten 
der Zahlungspflichtigen wird nachgerühmt, daß fie bei der Unter: 
handlung weniger für fich als für abwefende Unglücdliche forgten: 
fie verwendeten fich angelegentlid für die Aufhebung der will- 
fürlihen Verbannung, namentlich zu Gunften ded Schultheißen 
Fournier und des Pfarrers Aeby; die Kommiffarien des Bundes- 
rathes lernten bei diefem Anlaß einen Edelfinn fennen, den fie 
im Kreife ihrer eigenen Parteigenoffen kaum hätten finden fönnen. 
Die Befteuerten ließen fich zur Genehmigung des Bergleiches her- 
bei, nachdem fie fich überzeugt, daß durchaus zur Zeit nichts 
Günftigeres für fie zu erhalten feiz Regierung und Großer Rath 
aber, weil fie beforgten, daß der Rechtsweg, wenn er endlich doch 
bewilliget würde, zur Entlaftung der Betroffenen führen würde, 
Der Große Rath genehmigte den Vergleich Ende Mai, nicht ohne 
MWiderftand, mit 51 gegen 17 Stimmen. Der Nationalrath nahm 
Kenntniß vom Gefchehenen, belobte das Wirken der Kommiffarien 
und erklärte den Gegenftand durch den Vergleich ald abgethan 
(11. Juli 1850). Nur Weder mit einigen Getreuen machte fchroffe 
Einrede, im Geift feines frühern Gutachtens, Kern berechnete dad 
Opfer an Zinsverlurft, welches die Beiteuerten dem Staate bei 
diefem Anlaß gebracht, zu Fr. 697,000 a. W. Bei Anlaß der Ab- 
findung, welche die Tagfagung zu Gunften der aargauifchen Klofter- 
aufhebung fich gefallen ließ, ſchrieb der ſchweizeriſche Dichter Fröhlich: 
„Bedrängten Schuß nicht fein, des Drängers aber fchonen, 
Das nennt befchönigend man heut Transaktionen, “ 


— 505 — 


Das ift ein Urtheil, welches auch auf jenen Freiburger Vergleich 
Anwendung finden mag, ungeachtet der fchönen Worte, mit denen 
er damals belobt wurde. Trog hatte am Schluß feines Gutachtens 
geichrieben: „Kann Freiburg Zwangsanleihen defretiren, die alle 
Sicherheit von Befi und Eigenthum in Frage ftellen, fo wird 
es anderwärtd auch erlaubt fein, auf beliebige Termine unzind- 
bare Gelder bei politifchen Gegnern zu erheben“; dann habe man 
aber nur einen „Herrenbund“ gemacht. Der Unterfchied zwifchen 
Zwangsanleihen ohne Verzinfung oder zu 109/, Fann vor dem 
Recht nicht entjcheidend fein. Die Aufftändifchen vom Oktober 
1348 amneftirte der Große Nath von Freiburg auch in feiner 
Art: er legte ihnen die Koften auf und ließ ihnen die Auswahl, 
eritweder zu bezahlen oder Flagend ſich an die Gerichte zu wenden. 

Kern hatte mit feinem Bergleich Eines erreicht: eine große 
Zahl einflußreicher Gegner der Regierung zum Schweigen ges 
bracht, dadurch. ihr freien Athem verfchafft. Aber die Hauptfache 
fehlte immer noch: die Wiedereinfegung des Volkes in fein freies 
Konftituirungsreht; ohne diefe war Fein Friede möglih. Die 
Unzufriedenheit war eine allgemeine; dreimal ſchon hatte fie fich, 
im Jahr 1848, durch vereinzelte mißglüdte Aufftände fundgegeben; 
die Staatömänner im Lager der Gegner der faktifchen Herrfchaft 
fahen ein, daß die Anwendung diefes Mitteld dad Unglüd des 
Volkes nur noch fteigere; ohnehin war es ihren Grundfägen 
gänzlich zumider: fie waren Feine Aufrührer, wie Julian Schaller 
und feine Freunde ed geweſen; Vertheidiger der gefeglichen Ord— 
nung und des Rechtes vom jeher, wollten fie e8 auch in diefer 
Zeit fein. Zurückgewieſen und niedergetreten durch die Fantonalen 
Behörden, fuchten fie mit dem Volk und für das Volk Schug 
für feine Rechte bei der Bundesbehörde. Gegründet auf die dem 
Bolfe jedes Kantond durh Art. 6 der Bundesverfaflung ver: 
fprodhene Garantie, daß es nur nad) Verfaffungen regiert werden 
dürfe, welche vom Bolfe angenommen find und auf Begehren 
ded Volkes zu beliebigen Zeiten revidirt werden können, ftellten 
fie durch mafjenhaft unterzeichnete Petition das Alternativ-Begehren 
an die Bundesverfammlung: entweder mit Abſchaffung des Art. 4 
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der Uebergangsbeſtimmungen zu verordnen, daß die Kantonsver—⸗ 
faſſung dem Volk zu freier Annahme oder Verwerfung vorgelegt 
werde, oder aber unter Aufſicht eidgenöſſiſcher Kommiſſarien neue 
und ganz freie Wahlen vornehmen zu laſſen, oder endlich auf jede 
andere der Bundesbehörde beliebige Weiſe eine Rekonſtituirung 
des Kantons zu veranſtalten. Was ſie verlangten, war demnach 
Wiedereinſetzung des Freiburgervolkes in die ihm durch den oft 
erwähnten Art. 4 jener Uebergangsbeſtimmungen in Widerſpruch 
mit Art. 6 der Bundesverfaſſung entzogene Souveränetät. Re— 
formirt Murten nicht gerechnet, wo ein Theil der Bevölkerung 
von gleichen Wünſchen belebt war, erhielt die Petition 14,724 
Unterſchriften und wurde durch eine zahlreiche Abordnung dem 
Präſidenten des Nationalrathes zu Handen der Bundesverſamm— 
lung überreicht Movember 1850). Ungeduldiger als die Führer 
und ihren Abſichten gänzlich zuwider, hatten mittlerweile in der 
Naht vom 4. auf den 5. Oktober zwei⸗ bis dreihundert Bauern 
aus der Gegend von Nomont durch Aufbruch gegen die Haupt: 
ftadt einen neuen Aufftandeverfuh unternommen, jelben aber 
aldbald wieder aufgegeben, als fie fih ohne alle weitere Unter- 
flügung fahen. Die Regierung nahm davon Beranlaffung zu 
abermaligen zahlreichen Berhaftungen, unter denen namentlich 
jene des angefehenen Fürfprehs Ludwig Wuilleret, und zur Ein- 
leitung einer großen Kriminalprozedur, mahnte wieder die Nach— 
barregierungen von Waadt und Bern zu allfälligem Zuzug, er- 
hielt aber von lepterer die Erinnerung, daß es zweckmäßiger wäre, 
wenn fie von fih aus die Hinderniffe von Ruhe und Gefeplich- 
feit wegräumen würde; dabei hatte ed in Bezug auf diefen Gegen 
ftand fein Bewenden, da der Megierung fein weiterer Anlaß zu 
Gewaltmaßregeln gegeben war. Die Verhandlung wurde nun 
vor dem Nichterfiuhl der Bundesverfammlung geführt. In Folge 
bundesräthlihen Gutahtend und wefentlih darauf begründet, 
daß auf die neue Kantondverfaffung von Freiburg noch das alte 
Bundesrecht Anwendung finde, indem diejelbe noch unter dem 
Bundesvertrage von 1815 die Garantie der Tagſatzung erhalten, 
und daß gegenüber folher Garantie der Art. 6 der Bundesver- 
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faſſung nicht angerufen werden könne, zumal deſſen Anwendung 
durch erwähnte Uebergangsbeſtimmung, welche übrigens nicht allein 
zu Gunften von Freiburg feftgefegt worden fei, als rechtliche Un— 
möglichkeit erfcheine , ertheilte der Nationalrath mit der ftarfen 
Mehrheit, von 72 gegen 15 Stimmen den hohen Befcheid: es 
fei dem Begehren feine Folge zu geben (14. Dezember 1850), 
und der Ständerath pflichtete Beifall. Die formellen Gründe find 
oben angeführt; der wahre und wirkliche Grund mar, meil die 
Mehrheit die Fatholifch gefinnte Bevölkerung nicht wieder zu freier 
Bewegung kommen laffen wollte. Der Bundesrath und die Redner 
der Mehrheit fagten unverblümt: die Nevifion der Berfaffung 
werde nur verlangt, um die mißfälligen Beflimmungen derfelben 
über Kirchen: und Erziehungsangelegen heiten zu befeitigen, „das 
faum erft befiegte Panner der Religiondgefahr" neuerdings zu 
entfalten und die alten fonderbündlerifhen Zuftände wieder her— 
zuftellen. Auch bei diefem Anlaß führte Alfred Efcher das große 
Wort und herrifch rief er am Schluß feiner Berichterftattung aus: 
gegen Bedrohung der öffentlihen Ordnung im Kanton Freiburg 
würden geeignete Maßnahmen ergriffen. Bergebend hatten Fon- 
fervative Gegner beider Konfeffionen erinnert: die Regierung habe 
feinen andern ald revolutionären Boden, um fo mehr zieme, dem 
Volk das unveräußerlihe und unzerftörbare Recht der Souveräne- 
tät, das Recht der Selbftkonftituirung, zurüdzugeben. Die gleiche 
Mehrheit, welche noch vor Kurzem für das Selbitfonftituirungs- 
vecht der Staliener, der Römer zumal, gefhwärmt hatte, fchlug 
ed den Freiburgern ab. War fie infonfequent? Nach ihren Zweden 
nicht: in Rom follte mit dem Papſtthum die fatholifhe Kirche, 
wenn nicht vernichtet, doch in ihrer Wirkfamkeit wefentlich geſchwächt 
werden; in Freiburg wollte die Bundesmehrheit den berechtigten 
Einfluß jener Kirche nicht wieder auffommen laffen. Aber infon- 
fequent, unmwahr, fyitem- und grundfaglod war der „Liberalid- 
mus®, indem er feit 1830 jederzeit, fo oft er fein Syſtem zu 
fördern glaubte, jenes Selbftfonftituirungsrecht gewähren ließ, im 
gegebenen Fall dagegen deſſen Geltendmachung mit dem ganzen 
Gewicht der materiellen Macht der zentralifirten Bundesgewalt 
Die Schweiz. IV. 37 
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niederhielt. Der Bundesrath ſuchte letztere durch eine ſalbungs— 
volle Proklamation rein zu waſchen, in welcher Druey verſicherte, 
daß in der Freiburger Kantonsverfaſſung von 1848 die Keime 
»ächt chriſtlicher Freiheit“ liegen, und zum Schluß die Mahnung 
an das dortige Volk enthalten war, ſich „um das heilige Sinn- 
bild unſeres Glaubens, um das eidgenöffifche Kreuz" zu ſchaaren 
(30. Dezember 1850). 

| Das Freiburger Volk blieb alfo bevogtet: ein bevogtetes 
Volk hatte es bei oben erzählter Verhandlung Oberft Ziegler 
genannt. Aber der beharrlihe Wille, der Bundesbevogtung los 
zu werden, konnte in diefem biedern und fräftigen Volke nicht 
zum Schweigen gebracht werden. Bon feinen 14,700 Unterfchriften 
hatte die Regierung 5700 als falfh oder unbefugt gegeben er= 
klärt. „Wil man unfere Schriftzüge nicht anerkennen, fo ftellen 
wir uns felbft in Reih’ und Glied auf; fo fprachen die Freie . 
burger nach weiterer Ueberlegung und nachdem fie noch ein Jahr 
unter der Herrfchaft der Bundesvögte vertrauert hatten. Dem 
Programm feiner ireuen und durchaus uneigennügigen Führer 
folgend, wanderte ed Montags den 24. Mai 1852 aus nah und 
fern, ja aus weitefter Ferne, nad Poſieux, zog dort in mohl- 
geordneten, nicht enden wollenden Schaaren, unter dem erheitern- 
den Begleite der Mufif und mit flatternden eidgenöffifhen Fahnen 
auf dem amphitheatralifch fich erhebenden zur Landsgemeinde er- 
forenen Plag auf, fiebenzehntaufend Mann an Zahl, und laufchte 
dem Worte Derer, die ed mit Necht als feine Helfer und Retter 
verehrte. Alfred Bonderweid eröffnete die Berhandlung; zum Prä- 
fidenten wurde Charles, obwohl abweſend, weil durch die Regie 
rung an den Schatten gefest, dann für ihn zum aftiven Leiter 
der Berfammlung Wuilleret ausgerufen. In Betracht, daß die 
Verfaſſung ded Kantons nicht vom Volk ausgegangen, indem 
fie ihm nie zur Annahme vorgelegt worden; in Betracht, daß fie 
fih gegen wichtige Beftimmungen der Bundesverfaffung von 1848, 
namentlich diejenigen des Art. 6 derfelben verftößt, befchloß das 
alfo verfammelte Volk durch rauſchende Zuftimmung zu den An- 
trägen des Komite, von der Bundeöverfammlung das Recht 
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freier Berfaffungsrepifion und neuer Konftituirung mittelft freier 
Wahlen, und durch Wahlen unter der Leitung felbftgewählter 
(nicht von der Regierungsgewalt aufgedrungener) Wahlbüreaur zu 
verlangen. „Sol ih Gegenanträge abftimmen laffen?® fragte 
bedeutfam Alfred Bonderweid den durch die Staatögemwalt zur 
Polizeiauffiht entfendeten, dem großen Emanzipationgafte bei⸗ 
wohnenden, von den Leifern der Berfammlung feldft „auf den 
Stuhl® gerufenen Oberamtmann A. Thorin. Diefer antwortete: 
»Es wäre überflüffig; die Mehrheit ift nicht zweifelhaft.“ Noch 
großartiger ald am 22. November 1830 in Ufter, entfaltete fich 
in Bofleur die Majeftät des Volkes. Der Berfaffer freut fi, 
von diefer zahlreihften und entfchloffenften aller ſchweizeriſchen 
Bolfdverfammlungen der Neuzeit dad Wort wiederholen zu kön⸗ 
nen, welches er früher über die Berfammlung in Ufter gefchrieben: 
„Ernit, doch ohne Uebermuth? firömten die Taufende herbei; ihre 
Berfammlung „verlief und endigte würdevoll, unbeleidigend gegen 
die Obrigkeit, frei von Ausfchweifungen oder auch nur roher Ans 
reizung zu folcher®. * Und was thaten die Behörden in Freiburg 
und in Bern? Der Freiburger Staatsrath verhaftete vorangehend 
den Alt-Staatsrath Charled und eine Anzahl anderer der treueften 
Rathgeber des Volkes, irrthümlich Hoffend, deffen Berfammlung 
zu hindern ; er waffnete, berief feine Prätorianer, die Bürgergarden 
(gardes civiques), zum Theil gemiethete Parteiföldlinge, aus ver: 
fchiedenen Landestheilen in die Stadt ein, defgleichen aus den 
Milizen mehrere Kompagnien Infanterie nebft Spezialwaffen, ſetzte 
die Hauptitadt tharfählich in Belagerungsftand, nachdem er vers 
geblich alle Mittel der Einfchüchterung gegenüber dem mißhandelten 
Volke erfhöpft hatte. Der Bundesrath hinwieder ſchickte den Oberft 
Kurz von Bern und den Staatörath Delarageaz ald Kommifjarien 
nad Freiburg ab; fie hatten Vollmacht zur bewaffneten Inter—⸗ 
vention und auf erfien Angriff gegen die Regierung wären zu 
ihrem Schup und zu ihrer Aufrechthaltung die Kontingente von 
Waadt und Bern abermald in den unglüdlichen Kanton ein» 


* Dergl. Band I, ©. 38 und 39. 
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marſchirt. Aber die Freiburger Oppoſition hatte ſich deſſen ges 
hütet, dazu auch nie die Abfiht gehabt. Die Kommiffarien weilten 
beinahe eine Woche in Freiburg und empfingen dort noch den 
Dank der angefehenen Gefangenen, die in Folge ihrer DVermitt- 
fung, mehr noch wegen Abgang jeden gefeglichen Grundes zur 
Haft, freigelaffen wurden. Regierung und Großer Rath fanden 
ſich getroffen und ſchickten fich endlich” zu einigem Einlenfen an. 
Durch Gefeb vom 23. Januar 1849 hatte der Große Rath die 
frühern Einzelverfügungen betreffend den Wahleid generalifirt 
und verordnet, daß zu den Berfammlungen für eidgenöffifche, 
fantonale und fommunale Wahlen Niemand zugelaffen werden 
dürfe, ald wer zuvor den Eid auf die Bundes- und Kantondvers 
faffung geleiftet habe. Seht, nach dreijähriger Anwendung, bob 
der Große Rath diefes Geſetz auf; er beftellte eine außerordent- 
lihe Kommiffton für DVereinfahung der Berwaltungsmafcine, 
Herabfegung der Gehalte, Abänderung oder Einftellung gewifjer 
dem Bolfe befonders läftiger Gefege, und gab dem Staatdrath 
den Auftrag zur Wiedereröffnung des Priefterfeminard und zum 
Abſchluß eines Konkordates für Regelung der Verhältniffe zwiſchen 
Kirhe und Staat. Die Männer von Poſieux fonnten in diefen 
Befchlüffen, meift bloße Einleitungen zu möglichen fünftigen Maß— 
nahmen, diejenige gründliche Abhülfe nicht finden, welche fie ver- 
langt hatten. Bald rathfchlagte die Bundesverfammlung über die 
Freiburger DVolföpetition. Der Bundesrath legte den Ausſpruch 
zu ihren Füßen: die Bolföverfammlung von Poſieux bringe aller 
dings den Beweis, daß die Mehrheit des Volkes mit dem Inhalt 
der Eingabe einverfianden ; dadurch aber habe fich die Frage aus 
dem ftaatsrechtlichen Standpunkt nicht im Geringften geändert; 
fo wenig mie früher geftatte das beftehende Bundesftaatsrecht 
eine Intervention der Bundesbehörden; Heilung fönne für den 
Kanton Freiburg nur aus feinem Innern erwachſen. hrerjeits 
hatte die Regierung dem Bundesrath zu Handen der Bundeöver- 
fammlung gefchrieben: Der „Charakter des Nüdfalles (dieſes 
neuen Berfuches), die Kühnheit und Ausdauer der Wühler, der 
Umfang der Hülfsmittel, über welche fie gebieten, ‚die Unter— 
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ſtũtzung, welche fie bei der auswärtigen Reaktion finden, die tiefe 
Erfchütterung, welche die Verſammlung von Pofieur veranlaßt 
hat, Iegen uns die Pflicht auf, fie unfhädlich zu machen und. 
ihre verbrecherifchen Anfchläge zu unterdrüden.“ Das fchrieb die 
Regierung, nachdem fie, wenige Wochen vorher, die angeblichen 
„Wühler“ und „BVerbrecher“ freigelaffen hatte. Die Bundesver« 
fammlung war unterdeffen die alte geblieben. In drei langen 
Tagen floffen für und wider die Reden im Nationalrath, ftrogend 
von Unwille und Herrſchluſt feitend der Efcherfhen Mehrheit, 
deren Haupt auch bei diefem Anlaß das Wort führte für die 
Bertheidigung der Legitimität der freiburgifchen Zuftände und 
für Bändigung reaftionärer Beftrebungen; denn die mancherlei 
Agitationen neuerer Zeit hätten, fagte der Redner, Fein anderes 
Ziel, ald die aus den Ereigniffen von 1847 und 1848 hervor- 
gegangenen Errungenfchaften wieder in Frage zu ftellen. Mit 
79 gegen 18 Stimmen befhloß der Nationalrath, der Petition 
feine Folge zu geben (5. Auguft 1852); die Minderheit hatte 
für den Antrag. des Walliferd Allet gefliimmt: das Freiburger 
Volk frei, nun in amtlicher Weife, über die Frage der Berfaffuugd- 
revifion abflimmen zu laffen. Gleiche Schlußnahme im Stände- 
ratb wie im Nationalrath. | 

Die oberfte Bundesbehörde hatte gefprochen. Charles, vom 
Bolfe mit Vorliebe der „Ehrenpräfident“ von Poſieux genannt, 
erachtete, daß es in der Schweiz noch eine höhere Inſtanz gebe. 
Er erflärte Namens des Freiburger Volkes Berufung an die 
fchmweizerifhe Nation. In einer ausgezeichneten Schrift vom 
10. Dezember 1852 * erzählte er den ganzen Hergang der Revo: 
Iutionirung Freiburg’8 vom Tage ded Einmarſches der Tagfagungs- 
truppen und vom Kapitulationsbruch hinweg bis in die jüngften 
Zeiten unmittelbar vor und nach der Berfammlung von Pofteur, 
zeigte das Unhaltbare und Nichtige der in den Berichten des 
Bundesrathed über die Freiburger Petitionen fo wie in den Reden 


* „Appel du peuple Friböurgeois & la nation suisse.“ Neuchätel, 
chez J. J. Kissling; 1852, | 
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Eſcher's und Anderer willkürlich angenommenen thatſächlichen 
Grundlagen, die Grundfaglofigfeit und Widerrechtlichkeit des 
gegen das Freiburger Volk in handgreiflihem Parteiwerk eigens 
erfundenen und aufgeftellten ausnahmsweiſen (angeblichen) Buns 
deöfiaatärechted, und fchloß mit dem marnenden Ausruf: „Seid 
auf Eurer Hut; kann man heute Freiburg unter befannten Bor- 
wänden in Unterjochung halten, fo fann ein andermal und unter 
andern Umſtänden die Unterdrüdung Euch Andere treffen. Es 
ereignen ſich in der Welt bisweilen erfchütternde Wiedervergel« 
tungen. Es gibt feinen fichern Halt ald die Gerechtigfeit.“ 

Der Abfchlag der Bundesverfammlung fchüchterte das Bolt 
nicht einz von der Pofleug-Berfammlung hinweg gab es weitere 
Beweiſe thatfächliher Emanzipation: Charles ward im Auguft 
mit flarfer Mehrheit zum Mitglied des Nationalrathes gewählt, 
während das Haupt der Regierung felbft in demfelben Wahlaft 
unterlag; fpätere Gemeindewahlen fielen zum größern Theil in 
gleihem Sinne aus. Ueberhaupt hatte die radifale Partei dur 
die Befeitigung des Wahleides, den fie nicht länger zu halten 
vermocht hatte, ihre Operationsbaſis verloren: die oppofitionell 
gefinnten Bürger, in Großzahl mamentlih die glaubendtreuen 
Katholiken, betheiligten fih von dann an maſſenhaft bei allen 
Wahlen, fo daß in den Gemeinde» und in den Kantonalbehörden 
allmälig ein einflußreicher Perfonalwechfel ftatt fand, im Jahr 
1854 bereit? die ganze Freiburger Stellvertretung im National 
rath aus Männern der Bofleur-Bartei beftand, im folgenden Jahre 
zwei ihrer Führer, Bonderweid und Bondallaz, in den Staate- 
rath gewählt wurden. 

Auftragd- und pflichtgemäß begann die Regierung wenige 
Monate nach der Pofieug-Verfammlung die Unterhandlungen mit 
der kirchlichen Behörde zur Beilegung der Anftände. In ihrem 
Auftrag begaben fich, in befonderer Sendung, die Großräthe und 
Kantonsrichter Froffard und Comte-Baudaur zum Biſchof nad 
Divonne, der dann bald fehriftlich feine Bereitheit zu einer pro— 
viforifchen Konvention vernehmen ließ. Nah diefem erften Schritt 
erfuchten die Regierungen von Freiburg und Genf zufammen, 
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im Namen aller Diözeſankantone, den heil. Stuhl um Abſendung 
eines beſondern Bevollmächtigten zum Abſchluß eines Konkor—⸗ 
dated. Ein Erfolg war für einmal nicht abzuſehen, da im Auf—⸗ 
trage des Papſtes der Gefchäftsträger Bovieri ald Borbedingung 
jeglichen Eintretens die Nüdkehr des Bifhofs in die Diözefe und 
die Aufhebung der der Kirchenverfaffung zumiderlaufenden Gefege 
und Defrete anfündigte, die Regierung dagegen dergleichen keines— 
wegs beabfichtigte, fondern gegentheild fich die Gründung eines 
neuen Bisthumsd ald Gegenftand der Unterhandlung dachte und 
deßhalb gegenüber dem Papft die naive Erwartung ausdgefprochen 
hatte, es werde derfelbe zur Unterhandlung einen Prälaten aus— 
wählen, „deflen Stimmung und Anfchauungen mit der gegen- 
wärtigen Organifation der Schweiz in Uebereinftimmung gehen“. * 
Die Regierung felbft brach dann die kaum eröffneten Unterhand⸗ 
lungen wieder ab (1853), unterließ jedoch bei Feiner Gelegenheit 
die Schuld der eingetretenen Berzögerungen auf die päpftliche 
Kurie zu werfen. Dem zu begegnen, fand fih im Frühjahr 1854 
im Auftrage Sr. Heiligfeit der Defan v. Haller, Pfarrer in Gal- 
genen, Sprößling der berühmten Berner Familie diefes Namend 
und bald nachher Koadjutor des Bifhofs von Chur, in Freiburg 
zu Konferenzen ein, an welchen er die Eröffnungen und Wünfche 
der Regierung ausführlich entgegen nahm. Aus dem Berichte dieſes 
Delegirten hatte der päpftliche Stuhl nichts Befferes zu vernehmen, 
als daß die Regierung zwar allerdings ein Konkordat abzufchließen 
wünfche, aber beharrlich ald conditio sine qua non die unbe- 
ſchränkte Unterwerfung ded Bifchofd unter die befannte Berfaffung 
verlange. ** Es fehlte jomit an einer annehmbaren Baſis, und 
beide Theile ſchwiegen abermal ein Jahr lang. Nun fing das 
Bolf an zu fprechen. In einer Eingabe vom Frühjahr 1855 an 
den Großen Rath verlangten die Samilienväter des Saanebezirfed 


* Siehe: Bericht des Staatörathed an den Großen Rath vom 14. Nos 
vember 1856. 

** Siehe die Schrift: „Les affaires ecelösiastiques du Diocèse de 
Lausanne et de Geneve etc. en 1855 et jusqu’& ce jour.* Fribourg, 
1856. 
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nöthiges Einfchreiten des Großen Rathes zum Zwecke ungehin- 
derter Rückkehr des Biſchofs und freier Ausübung feines geift- 
lichen Amtes; fie Hagten in diefer Schrift: noch ift unfer Bifchof 
im Eril, von den Gaben chriftlicher Liebe lebend; noch das Se— 
minar gefchloffen und find unfere Fünglinge, die noch den Muth 
haben, fich dem geiftlihen Stande zu widmen, genöthiget, zu 
dießfälliger Vorbereitung ihr Geld im Ausland auszugeben; 
unfern Geiftlihen fehlt die unerläßlihe Aushülfe in der Pafto- 
ration; Taufende von Kindern mwachfen auf ohne dad Saframent 
der Firmung zu empfangen; die noch befiehenden Religioſen 
fterben allmälig ab und die Jugend, welche in ihre Fußftapfen 
treten fönnte, darf ed „in unferm angeblichen Lande der Frei- 
beit nicht thun“; anderer Uebelftände der jegigen Lage der Dinge 
nicht zu gedenken. Die Katholifen in den andern Theilen des 
Kantons fchloffen fich diefen Befchwerdeführern an; ed waren 
zufammen bei 14,000; ebenfo 202 freiburgifche Priefter. In 
gleicher Weife ließen fih die Fatholifchen Neuenburger vernehmen; 
die Genfer Katholiken proteftirten vollends gegen meitere konfe— 
renzielle Einmifhungen der übrigen Diözefansfantone nah Art 
jener von 1848; eine imiponirende Mehrheit der Bisthumsange- 
börigen verlangte mit fichtbarer Ungeduld die Rückkehr des ver- 
bannten Bifchofes. Weber diefe Begehren und bezügliche Anträge 
des Staatörathed fprah dann der Große Rath ab (18. Mai 
1855), in erheblicher Abänderung der faatsräthlichen Anträge 
günftig für die Rückkehr des Biſchofs, fobald ein Konfordat oder 
auch nur ein bloßer modus vivendi zwifchen beiden Theilen ver- 
einbart fein werde. Die Minderheit hatte unbedingte und unvers 
weilte Rückkehr angetragen. Es war dieß der feierliche Tag, an 
welhem der Nationalraty Charles, in einer Nede voll Ernft und 
Humor zugleich, die ganze traurige Gefchichte der gegen den Bis 
hof verübten Umngerechtigfeiten und Rohheiten, inbegriffen die 
bodenlofe Anfchuldigung, daß er Anftifter und Förderer des Auf: 
ſtandes vom Dftober 1848 gewefen, vor der beinahe vollzählig ver- 
ſammelten oberften Landesbehörde in folcher zermalmender Wahr: 
heit vortrug, daß aller Reichthum radifaler Schlagwörter von nun 


— 585 — 


an nicht mehr verfangen fonnte. Als die Dinge dann gleichwohl 
noch nicht vorwärts gehen wollten, befahl der Große Rath För⸗ 
derung der Unterhandlung (November 1855). Im folgenden Mai 
ging aus perfönlicher Verhandlung von Delegirten ded Staatd- 
rathes und des Biſchofs der Entwurf einer proviforifchen Kons 
vention hervor (den Abfhluß einer folchen hatte der päpftliche 
Stuhl der Unterhandlung über ein Konfordat vorgezogen). Nach 
bedeutfamen und vielen Veränderungen, die der Entwurf nad 
Wunſch des Bifchofs erhalten, und nad vielfeitig ausgleichender 
Bethätigung des neuen Kultdireftors, des Staatdrathes Vonderweid, 
gelangte die Konvention endlich (17. November 1856) zur Sanf- 
tion des Großen Rathes, erhielt beiderfeitige Zuftimmung und 
trat in Kraft. * Diefelbe ordnet in fünfunddreißig Artikeln das 
Berfahren bei Pfründenbefegungen, die Verwaltung der Kirchen» 
güter, Beftand, Leitung und Verwaltung des bifchöflichen Se— 
minars (fie ift gänzlich dem Bifchof übergeben), die Stellung das 
Bifhofs in Bezug auf Firchliche Erlaffe und gegenüber der Kan- 
tonsverfaffung, die Verminderung der Feiertage; in allen Bes 
ziehungen, in welchen nicht volle Freiheit der Kirche gewährt ift, 
waltet billiges Abkommen vor.** Im Laufe diefer Verhandlungen 
hatte der Schallerfhe Staatsrath noch zwei ohnmächtige Ver- 
fuhe gemacht (11. April 1855 und 27. Februar 1856), durch 
Konferenzen mit den übrigen Kantonen der Diözefe die Gemwalt« 
maßnahmen von 1848 feftzuhalten; Bern erfchien bei feiner von 
beiden; Waadt und Neuenburg bei der zweiten nicht mehr; fo 
fand Freiburg mit Genf noch allein; aber aud Genf hatte ſich 
fhon mit dem Gedanken an eine Rückkehr des Bifchofed vertrauf 
gemacht. | 

Bifchof Marilley hatte inzwifchen, während langen adht 


* Die bifchöfliche Zuftimmung wurde brieflich ausgeſprochen, ift aber auch 
auf einer durch den Staatsrath unter'm 19. November angeordneten Fertigung 
der Urkunde duch die Unterfchrift des Biſchofes beftätiget. 

* „Convention provisoire entre le Conseil d’Etat du Canton de 
Fribourg et l’Autorit& diocésaine de Lausanne et de Gen&ve, concernant 
le mode de vivre entre l’Etat et l’Autorit6 ecclesiastique.* 
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Jahren, von Divonne aus fein Bisthum nah Möglichkeit ver- 
‘waltet und wurde dabei durch die in Freiburg gebliebenen Generals 
vifar Jendly und Kanzler Chaffot beftend unterftügt; er hatte 
auch Hirtenbriefe an feine Diözefanen erlaffen, den erften während 
feiner Verbannung im Jahr 1851 bei Anlaß eines Jubiläums. 
Begleitet von Staatsrath Bonderweid und dem Generalvifar, die 
dem Bifhof nah Divonne entgegen gefommen, traf diefer am 
19. Dezember 1856, aller Orten durch Beweife ungeheuchelter 
Freude des Volkes empfangen, wieder an feinem Bifchofsfig in 
Sreiburg ein. Waadt hatte inzwifchen feine Zufriedenheit mit 
diefer Rüdfehr erklärt. Anfangs des gleichen Monats war vers 
faffungsmäßige Gefammterneuerung ded Großen Rathes von 
Freiburg vorangegangen; die alte radifale Mehrheit hatte ein 
Ende, mit ihr die Zeit fchwerer Leiden des Freiburger Volkes; 
die Bundesvogtei war ſchon im Laufe der Greigniffe gebrochen. 
Eine neue Verfaſſung befeitigte die Ungeheuerlichkeiten der frühern, 
verwied die Regelung der Berbältniffe zwifchen dem Staat und 
der Fatholifchen Kirche an ein Konkordat, und febte das Volk in 
fein Souveränetätsreht ein (7. Mai 1857); ed genehmigte die- 
felbe mit 14,355 gegen 1262 verwerfende Stimmen. Die Bundes- 
garantie für die neue Berfaffung erfolgte am 30. Zuli 1857 unter 
dem gleichen unberechtigten Vorbehalt wie gegenüber von Wallis, 
daß nämlich das im Artikel 2 beſprochene Konfordat zwifchen 
Kirhe und Staat der Einfiht und Prüfung der Bundesbehörde 
unterftehe. Bedächtig und Hug, auch in diefer Hinficht der Gegen- 
fag zu ihren Borgängern, fehritten der neue Große Rath und die 
von ihm eingefeßte Regierung nur langfam mit den wünfchbaren 
Veränderungen vor, ließen vollends unangefochten, was dad radis 
fale Element Nüpliches und Praftifches gefchaffen, nahmen da— 
gegen unverfchoben zur Hand, was zur Pazififation ded Landes 
ald dringlich erfchien, oder mas die Gerechtigkeit und die ſchul— 
dige Rückſicht auf den religiöfen Sinn und die religiöfen Be— 
dürfniffe des Volkes erheifchte. Der Große Rath ſprach eine alls 
gemeine Amneftie für politifche Vergehen aus, trat ein in die 
Revifion der Dekrete über die Aufhebung der Höfterlihen Kor- 
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porationen zum Zwed ihrer Wiederherftellung, fo weit fie noch 
ald ausführbar erfcheinen mochte, nachdem ihr Vermögen feit Ans 
fang des Jahres 1848 unter der Verwaltung der radikalen Re- 
gierung einen namhaften Rüdichlag erlitten; * verjagten und 
ſpoliirten religiöfen Genoffenfhaften wurde ihr Eigenthum zu— 
rüderftattet. Er unterwarf das höhere Unterrichtöwefen jener Re- 
organifation, aus welcher zur Befriedigung des Volks die jetzigen 
Anftalten hervorgegangen find; der Bischof ernennt in Folge folcher 
Revifion zwei von fünf Mitgliedern der Studienfommiffton für 
das Kollegium St. Michael und das Primarfchulmefen; der ſyſte⸗ 
matifhe Ausschluß der Geiftlihen von den Gemeindefchulräthen 
wurde aufgehoben. Der Große Rath gab der Kirche die eigene 
und freie Verwaltung ihrer Güter zurück; in andermweitigem Ber- 
hältniß zur Kirche hatte die Verfaſſung ſelbſt durch Streichung 
aller frühen mißfälligen Artikel entſprochen; fo fiel faktifh auch 
außer Bedeutung, was an der erwähnten Konvention dem Bifchof 
wie der neuen Regierung nicht genehm fein mochte; ein Kon» 
kordat, ohne welches fich auch leben läßt, wurde bis dahin nicht 
abgefchloffen, was die befte Antwort auf die beabfichtigte unbe- 
fugte Bundedeinmifchung im diefe rein Fantonale Angelegenheit 
war. 


Sechster Abfchnitt. 


Aufftand in Neuenburg. Kriegäbereitfchaft gegen eine preußiiche Invafion. Des 
Rn von Preußen Verzicht auf fürftliches Necht in Neuenburg. 
(1856 und 1857.) 


Noch war ein andered Bundesglied Frank: der Kanton Neuen- 
burg; er hatte glei den andern Kantonen republifanifche Orgas 
nifation, aber rechtlich betrachtete der König von Preußen fich 
noch immer ald Heren des Fürſtenthums Neuenburg. Diefer Zu: 
ftand hatte höchſt nachtheilige Folgen; er unterhielt ein ununter- 
brochenes Mißtrauen zwifchen der fchweizerifchen Bundesregierung 


* Derfelbe wurde auf 1. Januar 1859 zu Fr. 1,735,088. 29 Gent. be: 
ziffert. 
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und der Krone Preußen; im Innern des Landes nährte er den 
Parteigeiſt; er machte die Kantonsregierung argwöhniſch, weßhalb 
manche ihrer Handlungen aus jener Zeit weit mehr das Gepräge 
der Gewalt trugen, ald es fonft, bei normalen Verhältniffen, der 
Fall gewefen wäre. Der Bundesrath fuchte in den erften Jahren 
feiner Wirkſamkeit den ſchweren Webelftand zu heben, indem er 
gelegentlih eines Anftandes über die Legalifation der von Neuen- 
burger Behörden ausgeftellten Amtsfchriften dem preußifchen Mi» 
nifterium feine Geneigtheit eröffnete, die neuenburgifche Frage 
einer freundfchaftlichen Erledigung entgegenzuführen; allein der 
Verſuch mißglüdte, da der preußifche Minifter v. Schleinig, ftatt 
in die Materie einzutreten, vielmehr die bundesräthliche Note als 
Geſtändniß ausbeutete, daß der Bundesrath ſelbſt die thatfäch- 
lihen Zuftände von Neuenburg als rechtäwidrig anfehe (Ende 
1849). Preußen blieb alfo zu diefer Zeit bei feinen Verwah— 
rungen von 1848 fiehen und handelte in Gemäßheit. Mittelft 
Patents vom 12. Zuli 1850, gegengezeichnet durch den „Kanzler 
des Fürſtenthums Neuenburg® (Favarger, der fich feit feinem 
Abgang aus Neuenburg fortwährend in Berlin aufhielt und eben 
dafelbft noch im gleichen Jahre ftarb), proteflirte der König gegen 
ausgefündigten Berfauf von fürftlichem Staatögut und von Kirchen- 
gut. Die neuenburgifchen Anhänger der frühern Verfaſſung und 
Drdnung ihrerfeit3 hofften auf Reftauration, und ihr Benehmen 
entfprach diefer Gefinnung; fie gaben derfelben Ausdrud bei Ans 
laß eines glüdlich abgewendeten Attentates auf das Leben des 
Königs durch zahlreich unterzeichnete Adreffen an denfelben im 
Frühjahr 1850, welche der Fürft mit der Berficherung erwiederte, 
daß er die treuen Neuenburger nicht verlaffen werde. Im Auguft 
des folgenden Jahres reisten fechdzig Anhänger des Fürften, von 
Stadt und Land, zu deffen Begrüßung perſönlich nad Baden- 
Baden und wurden, vorgeftellt durch den Gefandten v. Sydow, 
freundlichft empfangen. Der König ſchickte fih an, das gegebene 
Wort zu halten. Bei Anlaß der Londoner Konferenzen wegen 
der dänifchen Erbfolge ließ er feine Anfprühe auf Neuenburg 
durch ein Protofoll vom 24. Mai 1852, welchem die Geneh— 
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migung aller Großmächte zu Theil wurde, zur Anerkennung 
bringen und erhielt entfprechende Zufage, daß zu deren Geltend- 
machung fobald thunlich die geeigneten Schritte gegenüber der 
Schweiz vorgefehrt würden, wogegen Preußen das Berfprechen 
ablegte, nicht eigenmächtig gegen die Schweiz vorzugehen, fondern 
die Aktion ſämmtlicher Mächte abzuwarten. War Preußen fpäter 
am Barifer Kongreß, an welchem es die Neuenburger Frage 
abermald zur Behandlung bringen wollte, nicht fo glüdlich 
als in London, fo blieb gleihmohl jenes erfte Protofoll noch 
aufrecht und galt ald Ermunterung für die royaliftifche Partei 
in Neuenburg; eine folche mochten fie auch fchöpfen aus den 
Zerwürfniffen, die eben damald unter der herrfhenden republis ° 
kaniſchen Partei des Kantond ausgebrochen; endlich glaubten 
fie in allen Fällen auf die ihnen befannten wohlmollenden Ges 
finnungen des Fürften zählen zu fönnen. Unter folden Umftänden 
wagten die Häupter der royaliftifchen Partei einen Handftreich, viel⸗ 
leicht in der trügerifchen Hoffnung, durch diefen Akt der Selbft- 
hülfe die europäifche Diplomatie zu einer Intervention für die 
verfchriebenen Rechte des Fürſten moralifh zu nöthigen. Die 
fpäter im Ständerath vorgetragene Behauptung, daß in Berlin 
zuvor eine ausdrüdliche Zuftimmung geholt, dann gegeben wors 
den fei, wird von angefehener Seite widerfprochen.* Wie dem 
au fein mag: im Sommer 1856 bereiteten jene Häupter einen 
bewaffneten Aufftand; am 2. September wurde er in La Sagne 
organifirt, in der folgenden Naht ausgeführt. Die militärifche 
Leitung übernahm Graf Karl Friedrih v. Pourtales, geweſener 
eidgenöffiiher Oberfl, wohnhaft in Muri bei Bern, von dem ein 
amtlicher Bericht fagt, daß er Ende Auguft aus Berlin zurüd- 
gekommen. ** Zwed der Vereinbarung war die Wiederherftellung 


* 5 die Schrift: „Des negociations diplomatiques relatives à Neu- 
chätel. Par le Colonel federal Barman, ancien ministre plenipoten- 
tiaire*. Geneve et Paris, 1858. 

** Vergleiche: Bericht der eidg. Kommiffarien im Kanton Neuenburg, vom 
20. September 1856. Und: Rapport du Conseil d’Etat au Grand-Conseil 
de Neuchätel sur l’insurrection royaliste du 3 Septembre. Neuchätel, 


der fürftlihen Regierung; dad Mittel hiezu, der bewaffnete Auf- 
ftand, ein höchſt unbefonnenes, weil vorausfichtlich die Bundes- 
regierung mit ihrer gefammten Militärmaht einem allfälligen 
Gelingen gegenüberftand und vollendete Thatſachen fchaffen Fonnte, 
welche einer auswärtigen diplomatischen Intervention gleich einer 
unüberfteiglihen Mauer ſich entgegengeftellt hätten. Mit und neben 
Pourtales war einer der militärischen Leiter des Unternehmens der 
ehemalige eidgensffifche Oberfilieutenant Heinrich Friedrich v. Meu- 
ron⸗Toriſſe; den Alt-Staatsrath Georg Friedrih von PBetitpierre 
Graf v. Wesdehlen, früher Gefandter an der Tagſatzung, bezeic- 
net der offizielle Regierungsbericht ald politifhe® Haupt der Un— 
- zufriedenen. Proflamationen zum Aufftand wurden vorbereitet, 
dann veröffentlichet; im Gebirge fammelte fih die Mannfchaft, 
namentlich jene von La Brevine, la Sagne, la Chaug-du-Milieu; 
daß gleichzeitiger Aufbruch auch in andern Abtheilungen, nament- 
lih des obern Landes geichehe, dafür waren ebenfalld Anord- 
nungen getroffen worden. In der Nacht vom 2. auf den 3. Sep- 
tember brach die Hauptkonne von La Brevine auf ; es wurde ein 
Unterpräfekt abgefebt, die preußische Fahne aufgepflanzt, das Fürften- 
thum audgerufen und die Einfepung von Behörden aus den roya- 
liftifhen Bürgern verordnet. Hierauf marfchirte die Kolonne unter 
dem Befehl des Grafen v. Pourtalès nah Locle, befehte dort 
den Marktplatz und öffentliche Gebäude, verhaftete den Präfekten 
nebſt andern republifanifch gefinnten Bürgern und den Land- 
jägern; ein royaliftifches Komite fegte fi) auf dem Rathhaus 
feft, pflanzte die preußifche Fahne auf dem Kirchthurm auf und 
erflärte Locle in Belagerungszuftand. Während diefes hier geſchah, 
erfolgte Aehnliches in Neuenburg; der Oberftlieutenant v. Meuron 
nahm mit wenig zahlreicher Mannfchaft, die zum Theil von La 
Sagne hergefommen, das Schloß ein, welches von einem einzigen 
Landjäger bewacht war. Dier Mitglieder ded Staatsraths, aljo 


1856. Nach zuverläffigen Privatmittheilungen ift K. Br. v. Pourtalds damals 
wirklich in Berlin gewejen und hatte dort den N von Preußen geiprochen, 
den König nicht. 
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deffen Mehrheit, und der Landjägerhauptmann, wurden gefangen 
gefegt und zufammen im Schloß eingefperrt, in welchem ohnehin 
der Präfident der Regierung, Piaget, und der Staatörath Aimé 
Humbert ihre Wohnung hatten. Die übrigen Mitglieder waren 
abmwefend oder konnten fich flüchtig machen. Es wurde das fläd- 
tifche Rathhaus beſetzt, die aufftändifche Garnifon des Schlofjes 
aus dem Zeughaus bewaffnet; es wurden Kanonen aufgeführt, 
Barritaden errichtet. Früh Morgens wurde auch hier das Fürften- 
thum audgerufen und wurden an allen Eden der erftaunten Stadt 
die Proffamationen angefchlagen, welche folches verfündeten. Ein 
Bülletin vom 3. meldete die bereitd erfochtenen Siege und vers 
breitete das Gerücht, ed werde alsbald ein Föniglicher Kommiſſär 
eintreffen, „was ein Einverftändniß unter den Mächten in Bezug 
auf Neuenburg vorausfegen laſſes. Ließ in der Hauptftadt felbft 
Rathlofigkeit oder Haß gegen die neue Ordnung einen Wider- 
ftand gegen die Infurgenten nicht auffommen, fo verhielt es ſich 
anders auf der Landſchaft. Dort hatten nämlich die Anordnungen 
zum Aufftand nicht in jenem weiten Umfang Ausführung ges 
funden, für den fie entworfen worden waren. Pourtaled zog mit 
einer Kolonne von mehrern hundert Mann nah La Chaugsdes 
Fonds, wollte bier wiederholen, was ſchon in Locle geichehen, 
dann triumphirend auf dem nächſten Weg nad der Hauptſtadt 
binabziehen. Allein die Republifaner erhoben fih in jener volfs 
reichen Ortſchaft mit ungeahnter Rafchheit unter Leitung des 
eidgenöffifchen Artilleriemajord Girard, und zwangen die Roya— 
fiften, jened Vorhaben aufzugeben und ſich zunächſt nah La 
Sagne zurüdzuziehen, von wo PBourtales fih mit feiner Kolonne 
und zwei von Locle mitgebracdhten Bierpfündern über Les ‘Ports 
nach Neuenburg wendete, wo er am Abend ded 3. September 
ebenfalld im Schloß einrüdte. 

Während diefen Vorgängen hatte der Bundesrath Kenntniß 
vom Aufjtand erhalten; er ſah den in Art. 16 der Bundesver- 
faffung vorgefehenen Fall ald vorhanden an, der die Bundes— 
behörde, wenn die Kantondregierung außer Stand ift, die Bundes» 
hülfe anzufprechen, berechtiget, beziehungsmeife verpflichtet, von 
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ſich aus einzuſchreiten; er entfendete zu dieſem Behuf feine Mit- 
glieder, die Bundesräthe Fornerod * umd Frey⸗Heroſee, als Kom- 
miſſarien nach Neuenburg mit dem Auftrage zur Wiederherſtellung 
des verfaſſungsmäßigen Zuſtandes und mit der Vollmacht zum Auf- 
gebot der nöthigen Truppen, als deren Kommandanten er den 
eidg. Oberften Bourgeois-Doxat beftellte. Die Kommiffarien kün— 
deten ihre Ankunft dur Proflamation an und verlangten von 
den Führern im Schloß die freilaffung der gefangenen Staate- 
räthe und die Berabfhiedung der Inſurgenten in Neuenburg und 
anderdwo. Es fand dann perfönliche Verhandlung zwifchen den 
Kommiflarien und den beiden Chefs v. Bourtales und v. Meuron 
ftatt; das Unternehmen fahen letztere zwar bereitd als gefcheitert 
anz fie verficherten daher freimilliged Zurücktreten; fie beftanden 
aber auf Gewährung einer allgemeinen Amneftie, wie es im 
Jahr 1831 zu Gunſten der damaligen Theilnehmer am republi- 
fanifchen Aufitand gehalten worden fei.** Diefem Begehren 
gegenüber machten die Kommiflarien bemerflih, „daß gegen» 
wärtig in der Eidgenofjenfchaft ein anderes Staatsrecht beftehe 
und andere Gefege erlaffen feien, ald damals“, weßhalb die Be— 
rufung auf jenen Vorgang nicht paffe, abgefehen davon, daß fie 
fih ohne Vollmacht zu folhem Zugeftändniß befinden. Die Be- 
fprehung zerichlug fi) und jene beiden Häupter Fehrten, ohne 
unbedingte Erfüllung der an fie geftellten Begehren zugefidert 
zu haben, in das Schloß zurüd. Solches trug ſich während der 
Naht vom 3. auf den 4. September zu. 

Aber niht bloß in La Chaugsde-Fonds, fondern au im 
Traversthal fehaarten ſich die Republitaner zur Rettung der neuen 
Drdnung. Oberft Denzler fammelte bier im Laufe des 3. Sep— 
tember ein Korps von 400 Mann; von La Ehaur-de-Fonds rüdte 
Girard, nahdem er in Locle dem Fürſtenthum ein Ende gemacht, 
mit beiläufig 1000 Mann aus dem Gebirge herab; oberhalb 
Neuenburg gefchah ihre Verbindung; Denzler übernahm den Ober- 

* Nachfolger des am 29. März 1855 verftorbenen Bundesrathes Druch 


und, wie diefer, früher Staatsrath des Kantons Waadt. 
** Band I, S. 223, 
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befehl, leitete den gemeinfamen Angriff auf das Schloß, drang 
in dasfelbe nach einem heftigen Gewehrfener am 4. Morgens 
bei Zagesanbruh ein und befreite die gefangenen Staatsräthe, 
an deren Stelle Pourtales und andere Führer der Infurgenten 
ergriffen und in die Gefängniffe abgeführt wurden. Die Ein- 
nahme des Schloffes lief nicht ohme ſchweres Unglüd und viel 
Blutvergießen ab; mit Mühe Fonnten die Häupter des Auf— 
ftandes vor der Volksrache geſchützt werden; mit Inbegriff der 
an ein paar andern Orten Gefallenen und der im Krankenhaus 
Geftorbenen belief fich die Gefammtzahl der Todten auf 17, jene 
der Berwundeten beider Parteien auf 35. Bei der Einnahme des 
Schloſſes fielen 530 Gefangene in die Hände der Republifaner. 
Die Buchdruderei Wolfratb, aus welcher Proflamationen der 
Inſurgenten und ihr Bulletin hervorgegangen, wurde von einem 
Pöbelhaufen aus der fiegenden Partei geftürmt, ihr ganzer In— 
halt zerfchlagen oder verbrannt. * Der Bundesrath verfügte ges 
rihtliche Verfolgung der Urheber des Aufftandes durch den eidge- 
nöffifchen Staatsanwalt; groß war ihre Anzahl; vierzehn derfelben 
faßen gefangen in Neuenburg, unter ihnen Graf v. Pourtaléès, 
v. Meuron-Zeriffe und Petitpierre Graf v. Wesdehlen, dann der 
fhon bei einem andern Anlaß genannte 3. Alphons Guillebert, 
gewefener Profeffor und Paſtor von Neuenburg, mit weniger 
Ausnahme Männer von vorgerüdtem Alter; Anfangs Dezember 
wurde ihre Haft bedeutend verfchärft; achtunddreißig andere bei 
dem Aufftand Betheiligte wurden proviforifch auf freien Fuß ge- 
ftelltz; vierzehn Angeklagte waren flüchtig oder hatten fich auf 


* „Auf das Allergründlichfte” zerftört, fagen die Kommiffarien in ihrem 
Bericht, ohne ein Wort des Tadeld beizufegen. Die Zerftörung fand ftatt trog 
der" Anwefenheit jener Kommiffarien und des Oberften Denzfer, die dem ſchänd— 
fichen Werke augenblicklich Einhalt gethan und einige Wachen aufgeftellt hatten, 
dann aber fich entfernten, worauf die Zerftörer die Wachen verjagten, von vorn 
anfingen und ihre Arbeit noch ganz vollendeten. Der Eigenthümer, der eben 
damals im Schloß als Gefangener ſaß, reflamirte für feinen Schaden nad) 
eigener Werthung Fr. 46,673. 09 Rp., wurde aber von der Regierung wie von 
der Bundesbehörde mit Berufung auf die fpäter garantirte allgemeine Amneſtie 
abgewieſen. 
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erſte Vorladungen nicht geſtellt; nad längerer Unterſuchung wur- 
den fie Alle in Folge Beſchluſſes der Anklagekammer des Bundes⸗ 
gerichts vom 16. Dezember auf 19. Jänner 1857 vor die Bundes» 
affifen geladen, deren Berhandlungen in Neuenburg gepflogen 
werden follten. Auf Anordnung des Bundesrathes wurde das 
Land dur eidgenöffifche Truppen beſetzt (4. und 5. September), 
gleichzeitig die Kämpfer der Regierungspartei entlaffen; mit der 
Einquartirung wurden vorzüglich Jene belaftet, welche im Ber- 
dacht „royaliftifcher“ Gefinnung’ ftanden; Regierung und Großer 
Rath eröffneten wieder ihre amtliche Thätigkeit; jene ftellte die 
Verwaltungsbehörde der Bourgeoifie von Neuenburg ein; der 
Große Rath traf verfihiedene Ausnahmsverfügungen, ließ die 
Milizen derjenigen Landestheile entwaffnen, welche fi) dem Auf- 
ftande günftig gezeigt hatten, verftärkte die Bewaffnung der 
übrigen Gebietötheile und ließ die groben Geſchütze an verfchie- 
dene Drte verlegen; er befahl dem Staatsrath, bei dem aufges 
ftellten Strafgeriht auf Vergütung aller Interventions- und 
Dfkupationdkoften durch die Schuldigen zu klagen, verordnete 
eine Unterfuhung gegen die Milizoffiziere, welche zur Zeit des 
Aufftandes fich weder für die Herftellung der gefeßlichen Ordnung 
no für die Handhabung der Ruhe in ihrer Umgebung bethätiget 
hatten; er erklärte, daß fich die Bürger, welche in den Tagen 
des 3. und 4. September für die Vertheidigung „unferer Frei- 
heiten und der Berfaffung* die Waffen ergriffen, um den Neuen- 
burger Freiftaat verdient gemacht haben, und befchenfte die ge- 
wefenen Anführer der republifanifchen Truppen, Denzler und 
Girard, mit Ehrenfäbeln; ftellte auch die Verwaltungen einiger 
“Landgemeinden in ihren Verrichtungen ein; erhob die Stadt 
Neuenburg zur Munizipalität (Einwohnergemeinde); verfügte 
die Abfegung jener Staatd- und Gemeindebeamteten, der Mit 
glieder der Firchlihen und Schulbehörden, fo wie der @eift« 
lichen, weldhe in irgend einer Weife am Aufftand Theil ge 
nommen haben; Geiftlichen, welche in Folge diefer Verfügung 
eingeftelt oder abgefeßt werden oder die Leiftung des Ver— 
fafjungseides verweigert haben, murde jedes Auftreten auf der 
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Kanzel wie die Wirkſamkeit in den Hffentlichen Unterrihtsanftalten 
unterfagt. 

Die Ereigniſſe von Neuenburg zogen aller Augen in der 
Schweiz, auch die Aufmerkjamfeit des Auslandes auf fih. Der 
Bundesrath erftattete Bericht den gefeßgebenden Rüthen, melde, 
die Wichtigkeit der Lage und ihren Einfluß auf eine glüdlihe 
Löfung der Neuenburger Frage erfennend, den Beſchluß fahten, 
daß „die Neuenburger, von welchen aus eigener Kraft die repu- 
blifanifche Verfaffung ihres Kantons aufrecht erhalten und da— 
durch auch die Integrität gefammter Eidgenofjenfchaft behauptet 
worden ift, fih um das Vaterland verdient gemacht“ haben; 
gleichzeitig fprach die Berfammlung auch gegenüber dem Bundes- 
rathe volle Billigung feiner Schritte aus. Don diefem aber war 
fhon angedeutet, daß er, in allfälligen Unterhandlungen mit dem 
Ausland, nur auf die Grundlage der Anerkennung vollitändiger 
Unabhängigkeit des Kantons Neuenburg von jedem auswärtigen 
Derband fich einlaffen, jede auf abweichender Bafid beruhende 
Eröffnung zurüdweifen werde. Für den König von Preußen war 
die Niederlage feiner getreuen Anhänger, unter denen vieleicht foldye, 
die feine Achtung und fein Wohlwollen in befonderem Maße ges 
noffen, ein ſchwerer Schlag. Sein Gefandter v. Sydow kam eilig 
aus Sigmaringen herbei, erneuerte die Proteftationen von 1848 
gegen die in Neuenburg eingetretene Veränderung, verlangte Ein- 
ftellung des Strafprogeffes und, jeder allfälligen weitern Derhand- 
lung vorgängig, unbedingte Freilaſſung der Gefangenen. Frank⸗ 
reich befürwortete das Begehren in befonderd dringlicher Weife; 
Defterrih und Rußland unterftügten dasfelbe, wenn and in 
verfhiedenen Formen und Wendungen; der deutſche Bund ſchloß 
fih an. Die guten Freunde hatten fich aljo leicht und bald zu— 
ſammengefunden; nur England war etwas zurüdhaltend, indem 
e8 die Frage der Freilaffung in das fouveräne Ermefjen der 
Schmeiz ftellte. In Folge ſolcher Kundgebungen waren die all» 
feitigen Stellungen leicht erfenubar: der König von Preußen 
hatte mindeftend moralifche Pflicht, feine neuenburgifchen, in 
ſchweres Unglüd gerathenen Freunde zu retten; die Schweiz fand 

38 * 
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in dieſem Umftand das wirkſamſte Mittel zu erfolgreicher An- 
regung der Hauptfrage; den Großmächten überhaupt bot fich 
eine fchidliche Gelegenheit, zugleich dem König von Preußen ge- 
fällig zu fein und feiner wiederholten Anfprüche auf das Fürften- 
thum Neuenburg, welche für fie eine mwiderwärtige internationale 
Berlegenheit waren, los zu werden; für Franfreih insbefondere 
war ein erwünfchter Anlaß geboten, die Stellung der übrigen 
Großmächte gegenüber der Schweiz auf einem wichtigen Punkt 
zu ſchwächen, felbft ald Erbe in daherigen Einfluß einzutreten 
und fih die Schweiz für lange Zeit verbindlich zu machen; zu 
den durch folche Berhältniffe begründeten Stimmungen fam noch 
die allgemein herrſchend gewordene Anficht, daß die Zwitterftellung 
Neuenburg's ein in die Länge unhaltbared Erzeugniß der Diplo- 
matie von 1815 fei, Niemandem Vortheil, allen Betheiligten nur 
Schwierigkeiten gebracht habe. Der Bundesrath handelte nun ganz 
diefen Umftänden und dem wohlverftandenen Intereſſe der Schweiz 
gemäß: er verhieß Amneftie und Freilaffung der Gefangenen, fo- 
fern „gleichzeitig ein Verzicht ded Königs von Preußen auf feine 
behaupteten Rechtsanfprüche auf Neuenburg“ erfolge, „oder das 
Eintreten eined ſolchen Verzichtes als gefichert betrachtet werden 
könnes. Allein in Paris war man nicht geneigt, auf diefe Er- 
flärung und Forderung in bezeichneter Weife einzugehen, fondern 
fah darin vielmehr eine dem Ausgleichungswerke nahtheilige Schroff- 
heit. Der Kaifer ließ durch den General Dufour den Bundesrath 
auf diefen Uebelftand aufmerkſam machen, was jene Behörde vers 
anlaßte, den gefeierten Vertrauensmann in außerordentlicher Miffton 
nad) Paris abzuordnen, durch ihn die Wünfche des Bundesrathes 
empfehlen und erläutern zu laffen. Der Kaifer ging in die ge- 
meinfamen Borftellungen des Generals Dufour und des ſchweize— 
rifhen Minifterd Barman doch nur in befchränfter Weife ein, 
indem er für den Fall der Freilaffung der Gefangenen verfprechen 
ließ, alle Anftrengungen zu machen, daß ein Verzicht des Königs 
von Preußen erfolge. * Die Formel der Ausgleihung war nun 


* Note des franzöſiſchen Minifters des Auswärtigen an den franzöfiichen 
GSefandten in Bern (vom 26, November). 
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gefunden; fie mußte nur noch in folche fichernde Beftimmtheit 
gebracht werden, daß die Unterhandlung nicht mit einer bittern 
Zäufhung für die Schweiz enden könne. Der Bundesrath hielt 
wirklich Die empfangene Zuficherung für ungenügend, gab in 
diefem Sinne neue Snftruftionen an den Minifter Barman und 
zog durch eine ablehnende Erklärung vorübergehend das Miß— 
fallen des franzöftfchen Kabinets auf fich. 

Unterdeffen entwidelte der König von Preußen einen Ernft, 
der fih von feinem Charafter erwarten ließ; er eröffnete den 
Landtag mit einer ritterlihen Rede, welche jenen Ernſt verfün- 
dete und die von den „getreuen Ständen“ mit dem Zuruf patrio- 
tifher Erregung erwiedert wurde (29. November); er brach den 
diplomatifchen Verkehr mit der Schweiz ab und ließ die Ber: 
muthung oder vollends die Beforgniß auffommen, daß er durd 
militärifche Gewalt, indbefondere durch rafche Befebung einzelner 
nördlich gelegenen Gebietstheile der Schweiz, zu erzwingen fuchen 
werde, was ihm bis dahin durch das Mittel bloßer Vorftellungen 
nicht hatte gelingen wollen.* Für die Geftattung allfälligen Durch» 
marfches preußifcher Truppen hatten die füddeutfchen Staaten ihre 
Zufage gegeben, doch ohne andere eigene Betheiligung, ald durch 
Aufitellung von Obſervationskorps an den Grenzen; eine Sendung 
Furrer's an die füddeutfchen Höfe, welche von jener Zufage abhalten 
follte, war erfolglos geblieben. Nun waffnete der Bundesrath, rief 
zwei Heeresdivifionen in aktiven Dienft, ftellte gefammte übrige Trup- 
pen des Auszuges und der Neferve auf das Piket (20. Dezember) 
und [ud die Bundesverfammlung zu neuer Berathung ein, Diefe 
ermächtigte zwar den Bundesrath zu fortgefester Unterhandlung 
für ehrenhafte friedliche Ausgleihung, faßte aber zugleich in voll» 
ftändiger Einhelligkeit den hochherzigen Befchluß, daß, falls jenes 
Ziel nicht erreicht würde, alle Anftalten zum Kriege, und zwar 
zu der Bertheidigung des Baterlandes „bis auf das Aeußerfte“, 
zu treffen feien. Zu folhem Zwed gab die Bundesverfammlung 
dem Bundesrath, ſtatt einer Berwilligung bis auf 30 Millionen, 


* Gejchäftsbericht des Bundesrathes an die Bundesverfammlung über das 
Jahr 1856; im YBundesblatt; II. 1857. 
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wie er felbft angetragen hatte, einen völlig unbeſchränkten Kredit 
(30. Dezember); von lehterm machte der Bundesrath Gebraud, 
indem er ein außerordentliches Anleihen von 11 Millionen Franken 
abſchloß. Schon vorangehend hatte die eingetretene Verwickelung 
den ſchweizeriſchen Minifter in Paris in nicht unbegründete Sorge 
verfebt; außer allem Zweifel im Einverfländniß mit dem fran- 
zöfifchen Kabinet, war er nah Bern geeilt, um hachgiebigeres 
Verhalten dafelbft einzuleiten. Im Zufammenhang mit diefer 
perfönlihen Erfheinung, namentlih aber zur Vollziehung der 
feitend der Bundesverfanmmlung empfangenen Anfträge, in wie 
weit fie fich auf die zu ergielende Vereinbarung bezogen, ordnete 
der Bundesrath in außerordentliher Sendung den Ständerath 
Kerh nach Paris ab, der ſich eiligft in Gefellfchaft des ſchweize— 
rifhen Minifterd Barman in jene Hauptftadt begab, dort zuerft 
gemeinfam mit diefem, fpäter allein die Unterhandlungen führte. 
Zweck der Sendung war wefentlich, für wirkliche Verzichtleiftung 
ded Königs von Preußen mehrere Sicherheit zu erhalten, ald in 
der früheren franzöfifchen Note gewährt zu fein fchien, überhaupt 
zu einem in allen Beziehungen der Schweiz entfprechenden Ber- 
frag zu gelangen. 

Mittlerweile war die Schweiz in ein großes Kriegslager um« 
gewandelt; die Bundesverfaimmlung hatte den bewährten Dufour 
neuerdings zum Dberbefehlahaber, den Bundesrath FreisHerofee 
zum Chef des Generalftabs ernannt. Es wurden im Ganzen 
29,300 Mann unter die Waffen gerufen, mit 1660 Pferden, 
diefe Truppen von Rorſchach bis hinab nach Bafel verlegt, mit 
Raſchheit Befeftigungsmwerfe in Kleinbafel ausgeführt, * VBerfehan- 
zungen bei Schaffhaufen und Eglidau angelegt, nöthige Ponton- 
traing nach Bafel und Schaffhaufen transportirt, in jedem diefer 
Plätze ein befonderer Kommandant der Artillerie aufgeftellt; es 
wutden die Pofitionsgefchüge (mehr denn 300 Röhren) zur Ars 


* Kür ein verfchanztes Lager nach dem Mufter desjenigen, in welchen im 
Fahr 1799 eine franzöfiiche Divifion fünf Monate lang die Operationen der 
Franzofen begünftiget und die Unternehmungen des Erzherzogs Karl gewaltig 
genirt hatte. (Aus den „hiſtoriſch-politiſchen Blättern“ vom Jahr 1857.) 
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mirung der Werke bei Baſel, Schaffhaufen und Eglisau in Be- 
reitfchaft gefegt, auch die Bewaffnung einiger Bodenfee-Dampf- . 
fchiffe eingeleitet. Das ganze Heer (aufgebotene und zur Zeit 
noch nicht aufgebotene Truppen hatten zufammen eine Gefammt- 
ftärfe von 104,500 Dann mit 9000 Pferden und 252 Feldge- 
ſchützen) wurde in neun große Divifionen abgetheilt; ed wurden 
die Diviſionsſtäbe volftändig befegt, zu den zwei erften noch fünf 
andere derfelben in aktiven Dienft berufen. Freudig zog die Mann- 
haft von überallher in den „Preußenkrieg‘; andere Schweizer: 
bürger im In- und im Ausland ftellten namhafte freimillige 
Geldbeiträge für die Kriegsführung dem Bundesrath zur Ber: 
fügung; volle Eintracht über das, was für dad Vaterland zu 
thun, waltete bei Miligen und Bürgern, bei Vielen lobenswerthe 
Begeifterung. Verſchiedenheit der Anficht war höchftend darüber 
zu vernehmen, ob Preußen wirklich Friegerifche Abfichten habe, 
ja oder nein; dann darüber, ob die übrigen Mächte, bejahenden 
Falles, ein feindliches Vorgehen desfelben zugeben würden. Die 
einmüthige Erhebung des fchmweizerifchen Volkes in diefer Zeit war 
um fo ruhmreicher, als die innern Verhältniſſe noch fehr Vieles 
zu wünſchen ließen, insbefondere die zur Staatspraris erhobene 
politifche und Eonfeffionelle ParteirAusfchließlichkeit noch immer 
im Flor war; „ed war ehrenhaft, daß ihrem Vaterland auch die 
Männer fich nicht entzogen, die fonft dem radikalen Syftem nicht 
freundlich geflimmt waren.‘ * 

Was der Bundesrath gewünfht, wurde von Frankreich auf 
die Borftellungen der beiden fchweizerifchen Abgeordneten gewährt: 
in einer neuen Note vom 5. Januar 1857 nahm es die förm— 
liche Verbindlichkeit auf fich, eine der Schweiz entjprechende Aus— 
gleihung herbeizuführen, d. h. eine folche, welche die gänzliche 
Unabhängigkeit Neuenburg’s ficher ftellen werde. Die übrigen Groß— 
mächte verhießen in verfchiedener Ausdrucksweiſe ihren Beiftand,” 
und zu gleicher Zeit vernahm der Bundesrath auch Berfiherungen 
von friedlicher Gefinnung Preußens, von dem Kunde gekommen, 


* Hiftorifchepolitifche Blätter, vom Jahr 1857. 
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daß es einen Mobilifirungsbefchluß bis zum 15. Januar verfchoben 
habe. Die Sachlage war nun eine folche geworden, daß die An— 
erfennung der Unabhängigkeit Neuenburg’d als gefichert erfchien 
und ein Eingehen auf den Wunfch der Großmädte fein Wag- 
niß mehr war. Abweichende Meinung hatten bloß der Große Rath 
von Genf, eine dortige Bolldverfammlung und die Abgeordneten 
diefes Kantons in beiden Räthen. Die wieder einberufene Bundes— 
verfammlung ließ fi jedoch durch diefe Kundgebung von der ges 
wonnenen Ueberzeugung nicht abwendig machen und befchloß gegen- 
theil, mit beinahe einmüthiger Stimmgebung, die Niederfchlagung 
des Strafprogefjes gegen die September-Angeflagten, mit dem 
einzigen Vorbehalt, daß die in Anklagezuftand verfegten Perfonen, 
fo weit dieß nicht bereitd gefchehen, dad Schweizergebiet auf fo 
lange zu verlafjen haben, bis die Neuenburger Angelegenheit ihre 
vollftändige Erledigung werde gefunden haben * (16. Januar). 
Am Schluß der Berhandlung ſprach Alfred Efcher die denfwür- 
digen Worte, die wie aus den Mund eines ergrauten Weifen 
klingen: „Die wahre Kraft eines Volkes offenbart fih nicht zum 
mindeften durch die Mäßigung, die ed in feinem Auftreten an 
den Tag zu legen weiß. Ein Eleiner Staat aber vollends mird 
nur durch eine ruhige Haltung und dur befonnened Handeln 
der Welt Achtung einflößen und fie feine Kleinheit vergeffen 
machen.“ Der Beſchluß erhielt unverweilte Bolziehung; die 
Gefangenen murden über die Schweizergrenze begleitet.** Der 
Bundesrath entließ noch im Laufe Januars die Truppen und 
Sedermann kehrte vergnügt zu den Gefchäften des Friedens 
zurüd. 

Nach langen Vorbereitungen folgten endlih, im März und 
April, die Konferenzen theild zwifchen den Großmächten unter 


* Die zeitweilige: Berbannung aus dem ganzen Schweizergebiet war ein 
Aft überflüfiger Strenge und ift geeignet, ein fehr gefährliches Präzedens für 
die Freiheit der Schweizer zu werden. 

** Don dort gingen fie „nicht nach Berlin, fondern nach Paris, um den 
Dank für ihre Befreiung auszuſprechen“, fagen neckend die „hiſtoriſch-politiſchen 
Blätter”. 


= — 


fih, theild gemeinfchaftlih mit der Schweiz. Der König von 
Preußen hatte anfänglich auf Bezahlung einer Summe von 
2 Millionen Franken an ihn feitend der Eidgenoffenfhaft, ala 
Aequivalent für die aus Neuenburg bezogenen Einkünfte, abge- 
ftelit, in der Abficht übrigens, den Betrag, wie er es früher mit 
jenen Einfünften gethan, abermals nur wieder im Intereſſe von 
Neuenburg zu verwenden; im Laufe der Unterhandlung war diefe 
Summe im finalen Vertragsentwurf auf 1 Million herabgeſetzt; 
im entfcheidenden Zeitpunkt aber, als es ſich um die Unterzeich— 
nung desjelben handelte, wies der König die Summe zurüd, da 
fie ihm nicht unter dem angeführten Titel, fondern überhaupt 
ale Schadloshaltung, gegeben werden wollte. Sein befonderd 
nachdrüdliches Beftreben ging dahin: die ftiftungsgemäße Erhal— 
tung und Verwendung der Kirchen- und anderer Fonde für milde 
Zwecke, fo wie feinen biöherigen Anhängern eine erträgliche poli— 
tifche Stellung im Lande zu fihern, zu letzterm Zwed eine allzu 
eilige Revifion der Berfaffung zu verhindern. Auch die Beibe- 
haltung des Titeld eines Fürften von Neuenburg war Fönigliches 
Begehren; die umbetheiligten Großmächte vermittelten folde in 
eigenem Protofoll mit Preußen. Im Ganzen waren jene Mächte 
billig und geduldig zugleich, der Schweiz fo günftig wie möglich, 
wenn fie auch nicht in alle ihre Einwendungen gegen die preußi- 
fhen Wünfche eingingen. Hier der Wortlaut ded Vertrages, durch 
welchen die Unabhängigfeit Neuenburg's von dem königlichen 
Haufe der Hohenzollern ausgefprochen und gemährleiftet wurde: 
pArt. 1. Se. Majeftät der König von Preußen mwilligt ein, auf 
ewige Zeiten für fi, feine Erben und Nachfolger auf die Sou- 
veränetätdrechte zu verzichten, welche ihm der Art. 23 des am 
9. Zuni 1815 in Wien abgefchloffenen Vertrags auf das Fürften- 
thum Neuenburg und die Grafichaft Balangin einräumt. Art. 2. 
Der Staat Neuenburg, fortan fi felbft angehörend (relevant 
desormais de lui-möme), fährt fort, ein Glied der fchmweizerifchen 
Eidgenofjenfchaft zu bilden, mit den gleichen Nechten wie die 
übrigen Kantone, und gemäß dem Art. 75 des obgedachten Ver— 
trages. Art. 3. Der fchweizerifchen Eidgenofjenfchaft bleiben alle 
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Koften zur Laft, melde ihr durch die Ereigniffe im September 
1856 verurfacht worden find. Der Kanton Neuenburg fann nur 
wie andere Kantone und nad Verhältnig feines Geldfontingentes 
angehalten werden, zur Dedung derfelben beizutragen. Art. 4, Die 
Ausgaben, mit welchen der Kanton Neuenburg belaftet bleibt, 
werden auf alle Einwohner nah dem Grundſatze genauer Ver— 
bältnigmäßigfeit verteilt, ohne daß auf dem Wege einer Aus— 
nahmsſteuer, oder auf irgend eine andere Weife eine Klaſſe oder 
Kategorie von Familien oder Perfonen ausſchließlich oder vor- 
züglich damit belaftet werden dürfen. * Art. 5. Für alle politi- 
ſchen und militärifchen Verbrechen und Bergehen (delits ou con- 
traventions politiques ou militaires), welche zu den legten Er⸗ 
eigniffen in Beziehung ftehen, wird volle und gänzliche Amneftie 
erteilt, und zwar zu Gunften aller Neuenburger, Schweizer oder 
Fremden, und namentlich auch zu Gunften der Milizen, welche ſich 
durch Entfernung in's Ausland der Waffenpfliht entzogen haben. 
Eine friminelle oder forreftionelle Klage, eine Klage auf Schaden- 
erſatz kann weder durch den Kanton Neuenburg, noch durch irgend 
eine Korporation oder Perfon gegen Diejenigen angehoben wer- 
den, welche unmittelbar oder mittelbar an den September-Ereig- 
niffen Theil genommen haben. Die Amneftie foll fich gleichfalls 
auf alle politifhen und Preßvergehen erſtrecken, welche vor den 
September-Greigniffen ftattgefunden haben. Art. 6. Die Einkünfte 
der Kirchengüter, die im Jahr 1848 dem Staatdvermögen eins 
verleibt worden find, Tönnen ihrer urfprünglichen Beflimmung 
nicht entfremdet werden, Art. 7. Die Kapitalien und Einkünfte 
der frommen Stiftungen, der gemeinnügigen Privatanftalten, fo 
wie dad von Baron v. Pury der Bürgerfchaft von Neuenburg 
vermachte Bermögen werden gewiſſenhaft refpektirt; fie werden 
den Abfichten der Stifter und der Stiftungsurfunden gemäß auf: 
recht erhalten, und können niemals. ihrem Zweck entfremdet wer: 
den“ (Paris, 26. Mai 1857). Diefer Vertrag ift unterzeichnet 

* Eine mittelbare europäifhe DVerurtheilung der Freiburger und Luzerner 


Kontributionen und Spoliationen, zu welcher die Schweiz ihre eigene Unter: 
fehrift hergeben mußte, 
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durch die Bevollmächtigten von Defterreih, Frankreich, Groß: 
britanıtien, Preußen, Rußland, nebft demjenigen der Schmeiz. 
König Friedrich Wilhelm IV. ratifiirte aus Sans-ſouci am 
8, uni, und erließ aus Marienbad (19. Juni) ein freundliches 
Abſchiedsſchteiben an die Neuenburger, in welchem wörtlich zu 
fefen: „In der Unterhandlung, welche der Unterzeichnung diefes 
Vertrages vorangegangen, war und vorzugdweife angelegen, das 
Glück des Landes durch befondere Garantien für die Erhaltung 
feiner Kirche und jener Stiftungen, welche e8 dem frommen Sinn 
und der Baterlandöliebe großmüthiger Bürger verdankt, zu fihern; 
haben auch in diefer Beziehung durch den Inhalt des Vertrages 
nicht alle unfere Wünfche Erfüllung gefunden, fo wollen wir 
gleichwohl hoffen, daß deffen Ausführung der mohlmollenden 
Sorgfalt entfprehen werde, welche unfere Beftrebungen geleitet 
bat; in diefem Bertrauen haben mir den Vertrag genehmiget; 
indem wir feine Bekanntmachung anordnen, entbinden wir unfere 
Untertanen von Neuenburg des ung geleifteten Eides der Treue. ® 
Ausdrüde des Dankes an Jene, welche bid zur letten Stunde 
Beweiſe ihrer Anhänglichkeit und Treue dem Fürften gegeben, 
Schließen das Föniglihe Wort. Der Große Rath des Kantons 
befhloß ungefäumt die Amneftie, jo weit folhe zum Vollzug des 
Vertraged erforderlih. Dem Lande Neuenburg war endlih auf 
gründliche Weife geholfen, der Schweiz ebenfalld; Royaliften 
fonnte ed vernünftiger Weife in Neuenburg von nun an nit 
mehr geben; war ihre Abficht unerreicht geblieben, fo fahen fie 
doc ihre Ehre gerettet, denn Ejcher felbft, der bei allen oben 
erzählten wichtigen Verhandlungen den Vorſitz im Nationalrath 
und in defjen begutachtendem Ausſchuß führte, hatte ihre Häupter, 
die noch vor Kurzem ald Hochverräther in den Gefängnifjen faßen, 
ale Männer bezeichnet, welche, „was wir nad unferer Auf: 
faffung für ein Verbrechen oder Vergehen anfehen, nad ihrer 
Anſchauungsweiſe in guten Treuen fogar für ein Gebot der Pflicht 
halten“ konnten. * Der Neuenburger Gefchichtfchreiber aber jagt 


* Kommiffionalbericht an den Nationalrath, vom 10. Zuni 1857, im Bundes: 
blatt von 1857, Bd. I. S, 853. 
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von ihnen und ihren Anhängern: „von nun an ift unfer Land 
eine ſchweizeriſche Nepublif; wir find Republifaner; die ches 
maligen Royaliften, wir find deffen gewiß, werden ihrem Vater: 
land auch in feiner neuen Geftaltung mit Treue und Ergebenbeit 
dienen, gleichmwie fie ihm gedient haben unter dem mohlthätigen 
Septer ihres Fürften.“* Der große Emanzipationdaft koſtete die 
ſchweizeriſche Bundeskaſſe an Ausgaben für die Grenzbefegung 
und für die militärifche Offupation von Neuenburg Fr. 2,783,964. 
66 Rp. 

Mit wohlbegründeter Freude begrüßte die ganze Schweiz den 
Vertrag; wer zu jener Zeit in die Bundesftadt ging, verließ fie 
nicht wieder, ohne die flattliche Urkunde nebft den Faiferlichen 
und föniglihen Natififationsinftrumenten fi zu befehen, und 
Jeder trug die Ueberzeugung mit fih von dannen, daß der In— 
halt auch dem feurigften Patrioten nichts zu wünfchen übrig lafle. 


* Louis Junod: Histoire populaire de Neuchätel, etc., 1863. 


Sählußwort. 


Der Verfaſſer ift am Ziele diefer gefchichtlihen Darftellung 
angelangt. Er fühlte früher einige Verlockung, der Erzählung 
der Ereigniffe, aus melchen die neue Bundesverfaffung hervor- 
gegangen, eine Beurtheilung der Vorzüge und Gebrechen derfelben, 
fo wie eine Bergleichung deffen anzureihen, was die neue Schweiz 
nach Inhalt dieſes Grundgefeges und nah den Borausfegungen, 
welche die Kantone bei deffen Annahme geleitet haben, hätte wer- 
den follen und dürfen, und was fie in Folge allzu freien, oft 
willfürlichen, in einzelnen Fällen, felbft den Elaren Borfchriften 
und dem unzweideutigen Sinn und Zwed der Bundedverfaffung 
widerfprechenden Vorſchreitens der Zentralbehörden in Wirklich“ 
feit geworden ift. Allein e8 würde die gründliche und vollftän- 
dige Ausführung eines ſolchen Vorhabens den Umfang einer 
eigenen Schrift erfordern, und überhin zieht der Verfaſſer vor, 
das freie Urtheil feiner Leſer felbit walten und die Erfahrungen 
Iprechen zu laſſen. Am Wenigften möchte er Unglüdsprophet fein; 
gegentheild gehört er zu den menfchlichen Naturen, die nie an 
der Möglichkeit guten Ausganges verzweifeln; auf einen ſolchen 
darf auch die neue Schweiz hoffen, wenn fie den Bedingungen 
desfelben fih nicht waghalfig entgegen ftemmt. Freiftaaten find 
heiffe Organismen. Wenn fie aus ihrer Sphäre heraustreten und 
ihrem innerften Wefen und ſcharf begrenzten Zwede ſich ents 
fremden, laufen fie Gefahr, vom Strom der Ereigniffe hinweg- 
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geſchwemmt zu werden. Die Schweiz fol von ihren Eigenthüms 
lichkeiten retten und behaupten, was noch übrig; mas fie vor- 
eilig binweggegeben, wieder zu gewinnen oder auf angemeffene 
Weife zu erfegen fuchen. Sobald fie fein würde, was und mie 
andere Staaten ringsum find, fo droht ihrer begünftigten Sonder: 
eriftenz hohe Gefahr; je mehr fie von Weſen und Form monarchi— 
fcher Staaten in ſich aufnimmt, defto mehr ift ihr republifanifcher 
Fortbeftand bloßgegeben. Dem Schweizervolf, dann feinen Kan— 
tons⸗ und Bundesvorftänden, fann nie genug empfohlen werden, 
von Allem fih fern zu halten, was die fosmopolitifirende DVer- 
trödelung der nationalen Eigenthümlichkeiten an das Fremden 
thum fördert; fi zu hüten, der TZummelplag fremder Spekulation 
und Nachäffer ausländifcher Sitte in Familie und im Staats— 
leben zu werden. Die Fremdberrichaft, die fih auf Ummegen 
in das Herz des Landes einfchleicht und in demfelben fich feſt— 
fegt, wäre nicht weniger gefährlich als jene, welche und mit 
Waffengewalt könnte aufgedrungen werden wollen. Laſſe das 
Volk unter keinerlei Titel und Vorwand, den einzigen und 
ernſten Kriegsfall ausgenommen, eine Nationalſchuld auf— 
kommen; beſchränke es die Geldmittel der Bundes- und der 
Kantonalgewalt auf das Maß des Unerläßlichen; bekämpfe es 
allen Schwindel, alles Großthun und alle Vielregiererei, die ſich 
in Alles und Uebriges miſcht und Jedem eine Welt voll gol- 
dener Herrlichfeit verheißt; lege ed Proteft ein gegen eine heran- 
rüdende Minifter-Regierung, gegen das zu Gunften der öffent- 
lihen Beamteten im Werden begriffene Penſions- und Ber- 
ſorgungsſyſtem; dulde es nicht, daß unter dem Schein progreffiver 
Verbefferung der Milizordnung fich ein ftehendes Heer entwickele, 
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die Schweiz zu einem Militärftaat emporgefchraubt werde; fündige es 
feine Freundfchaft den Kafernen auf, welche dereinft die Zwingburgen 
gegen feine Freiheit fein würden; erhebe es fich gegen die bereits 
eingeriffene Aemterfumulation in den Kantonen und im Bund, 
gegen die verderblichfte Hemterhäufung auf denfelben Häuptern 
insbefondere, welche fich die gleichzeitige Leitung und Verwaltung 
im Bund und in den Kantonen in die Hände legen läßt, und 
fteure es diefem Unfug für die Folge durch eine verfländige Ver- 
theilung der öffentlichen Stellen unter möglichft Viele; hüte es 
fih, durch hohe Gehalte ein Heer von Lohnmagiſtraten zu fehaffen, 
denen dad Geld Alles, die Ehre nichts mehr fein würde. 

Das find zuverläffige Mittel für die Erhaltung der Unab- 
hängigfeit eined Verbandes einer Freiftaaten, einzeln oder in 
Gefammtheit ald Nation aufgefaßt;z Alles jedoch unter Voraus⸗ 
ſetzung jenes Schutzes von Dben, melden zu verdienen das 
Schweizervolk nicht vergeffen wird. 

GSefchrieben in St. Gallen am 10. März 1865. 


Berichtigungen und Zufäge. 


Seite 32, Zeile 4, ftatt: „Eoratrir” lies: Gocatrir. 
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40, legte Zeile, flatt: „eines Motto's“ lies: feines Motto's. 

47, Zeile 25 und 26, ftatt: „Ihre Anftalt wurde" lies: Ihre Anflalten wurden. 

#8 „ 8: Nicht 80, fondern 8 Novizen waren es, Sie ftellten fih aus eigenem 
Antrieb in Iffenheim. Jene größere Zahl, dem Buß’fhen Gefhihts- 
werf entnommen, war in biefem ohne Zweifel nur Drusffehler. 


113, „ 6, ftatt: „nichts“ Ties: nicht. 

116, „ 8 „  „Zerftörungen" lies: Störungen. 
116, „ 15, „ „auf andere” lies: auf Anderes. 
118, „ 8, „  „eingebenf“ lies: uneingebenf. 

16, „ 6, nah „Wohnung“, ein Komma zu jegen. 
138, „ 9, ftatt: „vorausfehen“ lies: vorausfeßen. 
19, „ 0, „  „viemehr“ lies: vielmehr. 

mM, „8, „ „gegen die" lied: für die, 

29, „ 17, „ „nur” lies: nun. 


324, 18, „der Staatsrath”, lied; ber Große Rath, 

419. Zu der bier und in den frühern Bänden befprohenen Reform der Berfaffung 
von Graubünden wirkte Peter Gonradin v. Planta bejonders thätig; von 
ihm war die Gründung des Neformvereins beantragt worben, deſſen Mitglied 
er gewejen; ben Bortritt überließ er jenen ältern Staatsmännern, bie ſich 
bamals vorzügliher Popularität erfreuten. 

585, Zeile 0, flatt: „Landesbehörde“ lies: Bundesbehörbe. 

578, „ 19, „ „wanderte e8“ lied: wanderte das Volk. 
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